* 


Bun nn 
Neue 
ww , —— 
3a V XR e Es ie = 





verordungen.. 





\ 








HARVARD LAW LIBRARY 


Received DEC 2 4 1926 








n 2 
Digitized by Google 


Digitized by Google 


ii 


Digitized by Google 


Neue 


Sammlung von Geſetzen, 
Statuten und Verordnungen 
für 
x sranfjurt a. M. U 


Herausgegeben 


bon 


Dr. #. 5. €. von Oven 
Senator und Stadtrath. 


Band VI. 


Neue Bauordnung für die Außenjtadt und andere 

neue Bolizeis Verordnungen und Statuten über 

Wafjerleitung, Gewerbewejen, Dienjtverhältnifje 
der Gemeindebeamten und Lehrer u. A. 


aus den Jahren 1888 —1893. 


Frankfurt a. M. 


Berlag von Wilhelm Rommel. 
1893. Ä 


u ü 

⸗ — B 2 
— CCC 
Id 


Neue Bauordnung 
für Die 
Außenſtadt und andere Gemeindekatuten, 
Verordnungen und Geſetze 
für 
Frankfurt a. M. 


aus den Jahren 1888-1893. 


Herausgegeben 
von 


Dr. . h. €. von Oven 
Senator und Stadtrath. 


Frankfurt a. M. 
Verlag von Wilhelm Rommel. 
1893. 


Druck von 9. 8. Brönner's Druderei, Frankfurt a. M. 


pec 24% 


Vorwort. 


Die fortſchreitende Entwicklung des ſtädtiſchen Statutar- und 
Polizeiverordnungsrechtes hat eine Fortſetzung der Sammlung der Ge— 
meindeſtatute und Verordnungen nothwendig gemacht, um die im Jahre 
1872 begonnene Zuſammenſtellung derſelben für den Handgebrauch 
bis zur Neuzeit zu vervollſtändigen. Während der J. Band zunächſt 
die Gemeindegeſetze und Verwaltungsorganiſationsordnungen, welche 
die Uebergangszeit aus der alten Verfaſſung in die neue communale 
Stellung herbeigeführt hatte, und der II. Band die daraus er— 
floſſenen zahlreichen Polizeibeſtimmungen der Kgl. Regierungs- und 
Volizeibehörden enthielten, find im III. Band die geſetzlich oder 
polizeilich geltenden und neu erlajjenen Baupolizei:Vorichriften 1872 
zujammengejtellt und 1579 in zweiter Auflage, duch die inzwiichen 
erihienenen für den praftiichen Gebrauch wichtigen neueren Vorschriften 
vermehrt, herausgegeben worden, um damit dem Bauunter: 
nehmer und Bauherrn, jowie dem Publikum überhaupt eine 
Ueberficht des Baureht3 darzubieten. Der IV. Band I. Heft gab 
odann die neue Bauordnung vom 15. Juli 1884 in zweiter 
Auflage 1889 ergänzt, mit allen bis Frühjahr 1889 ergangenen, dem 
Baubeamten und Bau-Unternehmer wichtigen und mahgebenden 
Verordnungen. Das II. Heft von Band IV jeste ferner die Leber: 
ht der PVermaltungsvorihriften durch Aufnahme derjenigen fort, 
welche jeit 1873 ergangen waren, hauptſächlich derjenigen über die 
Gehalts: und Penfionsverhältnifie der Beamten und Lehrer, 
über die Steuerausichläge, die neue Feuerlöſch- und Feuer: 
wehr:Anordnungen. Eine nothwendige Beigabe für den Ueberblid 
der für Frankfurt bejonder3 in PBerüdfichtigung kommenden Ver: 
waltungsprundfäße war das Allg. Landesverwaltungsgeieg vom 
30. Zuli 1883 mit den dazu gehörigen Kreis: und Provinzial: 
ordnungen von 7. juni 1883, Dieje enthält mit volljtändiger 
Aufnahme aller fpeziell Frankfurt betreffenden Beitimmungen 
der V. Band und ergänztund beridhtiget damit die erjchienenen 
beionderen Ausgaben für Nafjau und Hefien. 


VI 


In dem jetzt erſcheinenden VI. Band find die in den letzten 
Jahren neu erlafjenen Verwaltungsporichriften und Bolizeiverord: 
nungen der jtädtiihen Behörden und joweit erforderlich auch 
der Staatsverwaltungsbehörden aufgenommen; insbejondere die 
neue Bauverordnung für die Außenjtadt von 1891 bei. 
1893 und die übrigen neueren für die Bau-Unternehmer unent: 
behrlichen und wichtigen das Bauweſen betreffenden Verordnungen 
und Gefege, die Abänderungen früherer Vorjhriften über die 
Dienjt:, Gehalts- und Benjionsverhältnijie der Be: 
amten und Xehrer, über das Gemwerbmweien und andere 
neue Vermaltungsregulative, fie find thunlichit nad ihrer Zu: 
fammergebörigfeit geordnet; eine reinchronologiihe Aufeinander: 
folge ſchien weniger pajlend, da des Zujammenhangs wegen und zur 
Vermeidung von Lüden auch auf ältere noch geltende, früber aus 
Mangel an Raum nicht aufgenommene Statuten und Berordnungen 
zurüdgegriffen werden mußte. Einige die Frankfurter Verhältniſſe 
- berührende oder bier bejonders beachtenswerthe Staatsgeſetze ſind 
beigefügt. In Betreff der Kranken: und Invaliden-Verſorgung der 
Arbeitnehmer, Ortskaſſen und der Gemwerbegeießnebung über: 
haupt konnten nur die einichlägigen Ortsitatute Aufnahme finden, da 
in beiderlei Beziehung jo zahlreiche Anweilungen und Nachträge er: 
ſchienen jind und bei der noch in Entwidelung begriffenen Praxis 
weiterhin erjcheinen werden, daß fie in uniere Fleinere dem Hand— 
gebrauch dienlihe Sammlung theils aus räumlichen, theils aus fa: 
chen Gründen nicht paßten; ſie bedürfen einer bejonderen Be: 
handlung. 

Aus dem Armenmeien it die neue Allgemeine Stiftungs: 
ordnung von 1892 aufgenommen, die Armenordnung mit den dazu 
gehörigen Anweilungen, ferner die Schlacht: und Viehhofordnungen 
und einzelne zur Neichsgewerbeordnung ergangene Beitimmungen 
über Jabrifarbeiter, Dampffejjel, Sandelsreilende. Die Verwaltungs: 
ordnungen der einzelnen Stiftungen, jobald letztere im Einklang 
mit den erjtern endgültig feitgeitellt jein werden, jowie Marktpolizei: 
verordnungen, jomweit jie dauernde Normen enthalten, jollen in 
dem nächſten Bändchen folgen, ebenjo das Gejeg über Gründung 
neuer Anliedlungen in Heſſen-Naſſau. 

Der Zweck unſerer Sammlung beichräntt die Aufnahme von 
Reichs- und Staatsgeieken auf diejenigen, welche entweder 
direct auf Aufhebung und Henderung früherer jpeziell Frank— 
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furtiicher Verordnungen gerichtet oder zum richtigen Verſtändniß 
und zur Ergänzung der darauf jih gründenden communalen An: 
ordnungen unentbehrlich find, wie 3. B. im Baumwejen, Schulweſen 
u. a. Bon den Bolizeiverordnungen Kal. Bolizei:Präfidiums, welche 
feit 1872 erlajjen wurden, fonnten nur diejenigen zunächſt einge: 
reiht werden, bei welden die nämliche Rückſichtnahme, wie bei 
gen erwähnten Geſetzen, Plab greift; eine Zujammenitellung der: 
felben bleibt vorbehalten. 

Mir bemerken nod, daß die in Band II, ©. 39 ff. abgedrudte 
Bolizei-Berordnung betreffend das öffentlihe Fuhrweſen, vom 
11. September 1871 (Drojchfenordnung) und die am 24. Juli 1885 
an deren Stelle erlafjene Polizei-Verordnung gleihen Betreff durch 
eine neue Verordnung vom 6. Juni 1890 erjegt worden find, deren 
Aufnahme in die Sammlung unterblieb, weil fie anderwärt3 mehr: 
fach bereit abgedrudt find, auch vorausfichtlicdy in Bälde wieder Ber: 
änderungen unterliegen wird. 

Schließlich wird noch darauf aufmerkſam gemacht, dab die Bolizei: 
Verordnung des Kal. Regierungs : Bräfidenten vom 25. November 
1889, die bauliche Anlage von Theatern, Circusgebäuden und Ver: 
jammlungsräumen etc., welde durd die Polizei-Verordnung vom 
6. Mai 1891, für bejtehende derartige Bauten abaeändert worden 
tft, nicht aufgenommen wurde, da nur leßtere zur Zeit für Frankfurt 
von Belang ift, für erftere aber vorausfihtlih in Bälde eine ein: 
gehende Modifikation zu erwarten fein wird. 

Für die Steuergejeßgebung it das neue Commtunaljteuer: 
gejes vom 14. Juli 1893 (Gejeg-Sammlung ©. 152) von Wichtigkeit; 
e3 werden fih daran andermweite jtatutariihe Vorichriften knüpfen, 
deren Berathung noch ausjteht, und deren Aufnahme für einen 
folgenden Band in Ausjicht genommen: ilt. 


Frankfurt a. M. im September 1893. 
‚Dr. von Öven. 
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Beridhtigung zu S. 47. 

In der Ueberichrift ©. 47 Zeile 9 ijt einzuichalten: „wird in 
Abänderung des Abjichnitts II und des $ 85. Abſatz 2 des Abjchnitts 
III der unter dem 25. November 1889 erlafienen Bolizeiverordnung“ 
u. ſ. w. 


Befanntmadhung. 


Die nachſtehenden drei auf übereinftinnmenden Bejchlüfien 
des Magiſtrats und der Stadtverordnneten-Berfanmlung be- 
ruhenden Negulative, betreffend 

1. die Baupolizei, 

2. Die Feuerlöſchpolizei, 

3. Die Feld-⸗, Markt: und Nahtwachtpolizei, 
werden hiermit unter dem Anfügen zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht, daß diejelben am 1. Dftober 1890 in Kraft treten. 
| sranffurt a. M., den 23. September 1890. 

Der Magiftrat: 
Heuſſenſtamm. 


Regulativ, 
die Baupolizei betreffend. 


s 1. Unter Aufhebung des Regulativs vom 28. Mai 
1889, Abänderung des Regulativs vom 23. Februar 1883, 
die Verwaltung des Baumefens betreffend, werden die Be- 
ſtimmungen der NRegulative vom 10. April 1877 8 4 umd 
vom 23. Februar 1883 8 2, betreffend die Verwaltung der 
Baupolizei und die Handhabung der baupolizeilichen Gejeße 
und Verordnungen durch die Baudeputation als ftädtiihe Bau— 
polizeibehörde wieder in Kraft gejegt. 

s 2. SHinfichtlih der Feititellung der Straßen: und Baus 
fluchten und Hinfichtlich der Vorausjegungen, welche nach den 
Statuten vom 28. April 1876 und vom 13. Auguſt 1880 
und der Polizeiverorduung vom 13. Auguſt 1880*) für die 
Bebaubarfeit der Grundjtüde, ſowie nach dem Statut, betreffend 


*) S. Bd. IV. H. 1. Seite 68. uud 75. ©. ff. dieſer Sammlung 
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die Benußung der ftädtiichen Wafferleitung zum Privatgebrauch 
vom 1. Februar 1889 und der Bolizeiverordnung, betreffend 
den Schuß der jtädtiichen Wafferleitung vom nämlichen Tage, 
für die Bauerlaubnis erforderlich find, wird die Baudeputation 
als Baupolizeibehörde in jedem einzelnen Falle mit dem 
Magijtrate bezw. der von demfelben mit der Wahrnehmung 
der betreffenden Geichäfte beauftragten Stelle ins Benehmen 
treten. 


Sranffurt a. M., den 23. September 1890. 


Der Magijtrat: 
Heuſſenſtamm. 


Regulativ, 
die Feuerlöſchpolizei betreffend, 


Unter Aufhebung des Regulativs vom 28. Mai 1889, 
Abänderung des Regulativs vom 19. Juni 1874, die Depu— 
tation für das Feuerlöſch- und Fuhrweſen und der die bezüg— 
lichen Ausführungsbeſtimmungen betreffend, werden. 

1. das Regulativ vom 19. Juni 1874, die Deputatiou 
für Feuerlöſch-und Fuhrweſen betreffend, bezw. die 
Zuſatzbeſtimmung zu demſelben vom 22. Juni 1880 

2. das Regulativ vom 19. Juni 1874, die Organifation 
des Feuerlöſchweſens betreffend, jammt Nachträgen 
vom 6. Februar 1877 und vom 7. uni 1878, 

3. die Gejchäftsordnung des ſtädtiſchen Feuer- und 
Fuhr-Amtes 22. Juni 1880 ſammt Nachtrag dom 
13. November 1888, 

4. die Dienftordnung für die Feuerwehr vom 6. Februar 
1877* ) x 

in ihrer bei Erlaß des Regulativs vom 28. Mai 1889 be= 
itandenen Fafjung wieder in Kraft gejebt. 

Frankfurt a. M., den 23. September 1890. 

Der Magijtrat: 
Heuſſenſtamm. 


*) Bd. IV. Heft II. ©. 5—52. 


Regulativ, 


die Feld-⸗, Markt: und Nachtwachtpolizei be— 
treffend. 

Unter Aufhebung des Negulativs vom 28, Mai 1889, 
Abänderung des Negulativg vom 8. December 1882, das 
Städtiiche Polizei und Verkehrs-Amt betreffend, wird das 
legtgedachte Regulativ vom 8. December 1882 in feiner bei 

| Erlaß des Regulativs vom 28. Mai 1889 bejtandenen Faſſung 
mit der alleinigen Abänderung wieder in Kraft gejebt, daß 

| anftatt „Städtiiches Polizei- und Verkehrs-Amt“ die Bezeich- 

' nung „Städtifches Gemwerbe- und Verkehrs: Amt” beibehalten 

' bleibt und dem leßteren Namen, foweit es ſich um feld- oder 
marftpolizeiliche Angelegenheiten handelt, der Zuſatz „Feld— 
polizei“ bezw. „Marftpolizei” beigefügt wird. 


Frankfurt a. M., den 23. September 1890. 


Der Magijtrat: 
I Seuffenflamm. 


(Städt. Anzeigeblatt 1890, No. 79. S. 524.) 


Volizei-Herordnung, 


das Bauen in der Außenſtadt Frankfurt a. M. 
betreffend. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchiten Verord— 
nung über die Polizei-Verwaltung in den neu erivorbenen 
Landesteilen vom 20. September 1867 (Gejeß : Sammlung 
©. 1529) und des 8 143 reſp. 144 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geieß- 
Sammlung S. 195) wird mit Zuftimmung des Gemeinde- 
Vorſtandes die nachſtehende Polizei-Verordnung, betreffend Ab- 
änderung einiger Bejtimmungen der Polizei-Berordnung vom 
13. Oftober 1891, das Bauen in der Außenftadt betr., erlafien. 


Artikel I. 


Die im 8 2 Nr. 1a der Verorduung vorgejehene Zonen— 
einteilung wird dahin geändert, daß die nördliche Grenze der 
äußeren Bone, anftatt durch die Heineftraße, Bornwieſenweg 
und Lersnerſtraße, durch die fluchtlinienpfanmäßige Verbindungs— 
jtraße zwijchen der Wolfsgang: und oberen Keplerſtraße ver— 
läuft. Es find demnah in $ 2 Nr. 1a die Worte: „Heine: 
jtraße, Bornwieſenweg, Lersnerjtraße” zu jtreichen und dafür 
einzufügen: „fluchtlinienplanmäßige Berbindungsstraße zwischen 
der Wolfsgangstraße und der oberen Keplerſtraße“. 


| Artifel II. 


| Die nachfolgend bezeichneten Beitimmungen der SS 4, 5, 
6, 7, 12 und 13 en folgende Faflung bezw. Zuläße: 


SA 1 Nr. 3a. 


Wenn ein EN mit Brandmauer bereitS vor— 
handen ijt, jo fann der zu errichtende Neu: oder Anbau, jedoc 
nur auf die Länge der vorhandenen Brandmauner, im unmittel- 


- 


baren Anſchluß an diejelbe errichtet werden, während für den 
über die vorhandene Brandmauer in der Grundfläche hinaus— 
gehenden Gebäudeteil die unter 1 genannten Abjtände einzu— 
halten jind. 

Wird Der Reue oder Anbau nicht im Anſchluß an die 
vorhandene nachbarlihe Brandmauer errichtet jo muß derjelbe 
mit einem Abjtande von der Grenze 

in der inneren Bone von mindelten3 6 m, 
in der äußeren Zone von mindejtens 8 m, 
errichtet werden. 

Ein folder Abjtand iſt jedoch nur unter der weiteren 
Bedingung zuläfjig, daß die nachbarliche Brandmauer in einer 
nach dem Urteil der Baupolizeibehörde angemefjenen Weile 
facadenmäßig ausgebildet wird. 

841Nr. 4, Abſatz 1. 

Gebäudegruppen dürfen mit einer gejchloffenen Straßen 
front von höchſtens 30 m, für 2 Häufer mit nur je einer 
Wohnung in jedem Geſchoß mit einer gejchloffenen Straßen- 
front von höchſtens 40 m, errichtet werden. 


Diefe Maße gelten für die BEREaBENE Tiefe 
der BERAUDEGEND PEN 


Ss 4 I Mr. 6. 


Gebäude, welche zum Betrieb von Fabriken, von Werf- 
jtätten mit geräufchvollem oder feuergefährlichem Betriebe oder 
von fonftigen durch Rauch, Ruß, üblen Geruch oder aus andern 
bejonderen Gründen läſtig fallenden gewerblichen Anlagen er- 
richtet, erweitert, eingerichtet oder benußt werden, müfjen in der 
inneren Zone mindeiten 20 m und in der äußeren 
Zone mindejtend 40 m auf allen Seiten von der Örundftüds- 
grenze und von der Straße entfernt ſein. 

Dieje Grenzabftände find auch mit Stallungen für getverb- 
ihe Unternehmungen und mit Kegelbahnen einzuhalten ; für 
fegtere find, wenn jie zu geräuchlojem Betriebe eingerichtet 
werden, erleichternde Ausnahmen zuläflig. 


8 4 II, Abſatz 2. 


Gebäude, welche zum Betriebe gewerblicher Anlagen die 
nad der Gewerbe-Ord nung einer befonderen Konzeſſion 





bedürfen, errichtet, erweitert, eingerichtet oder benußt werden 
müfjen einen Abjtand von mindeſtens 10 m auf allen Seite 
von der Örundftüdsgrenze und von der Straße einhalten. 


$ 5’Nr. 2. 


In Straßen mit Borgärten jollen jedod auf den mit 
VBorgärten vorjehenen Grundftüden Gebäude mit Erdgeſchoß 
und 2 Obergeſchoſſen, injofern der Erdgeſchoß-Fuß— 
boden niht Höher al3 2 m über dem Bürgeriteig 
liegt, bis auf Höhe von 16 m ſtets zuläffig fein. 


S 5 Wr. 5. 


Die Höhe felbitjtändiger Hintergebäude darf die ſenkrecht 
Façade des letteren gemejjene mittlere Hofbreite und in Wohn: 
vierteln die Höhe von 14 m niemals überjchreiten, auch darf 
bei vorhandenen Hintergebäuden die vorliegende Hofbreite dur 
weitere Bebauung nicht unter das genannte Maß eingejchränft 
werden. 


8 5 Nr. 6, neuer Abſatz. 


Ein Dahgeihoß wird als Obergefhoß angejehen, wenn 
die jenkrechten Umfafjungswände eine größere Höhe als 1,50 m 
haben. 


5.6 Rt. 1; 


Wenn Hinterwohnungen erbaut werden, d. h. ſolche Wohn: 
ungen, die fein an der Straße liegende, mit den übrigen 
Räumen in ummittelbarem Zujammenhang jtehendes Wohn: 
zimmer haben, oder wenn auf Grundſtücken, auf welchen jid 
bereit3 Hinterwohnungen befindeu, ein Vorderhaus gebaut wird, 
jo iſt von der Straße her im Anſchlnß an die Höhe des Bürger: 
jteiges eine im Lichten mindeitens 3,50 m Hohe, nad) Anweijung 
der Baupolizei-Behörde mit Pflafterung, Entwäfjerung und 
Beleuchtung zu verjehende, verichließbare Zufahrt herzuftellen 
und dauernd zu unterhalten. Diefe Zufahrt muß in Wohn: 
vierteln immer, und in gemijchten Bierteln dann unüberbaut 
bleiben, wenn fi) auf einem und demfelben Grundftüd mehr 
al3 3 Hinterwohnungen befinden. Anf die Tiefe des Border: 
hauſes muß diefe Zufahrt mindeitens 3,50 m, und von der 


a 


Hinterfront des Vorderhaufes an mindeiten3 6 m breit jein; 
fegtere Breite fann in einer Tiefe bis zu 10 m nad dem Er- 
meſſen der Baupolizei:Behörde um 2 m vermindert werden, 
wenn das Vorderhaus bis auf dieſe Tiefe einen Garten hat, 
und an legterem eine Einfriedigung von eijernem oder 
hölzernem Gitterwerf hergejtellt wird. 


6 Nr. 4 


Hintergebäude dürfen in Wohnvierteln der inneren Bone 
niht in größerer Nähe als 30 m, in Wohnvierteln der 
äußeren Zone nicht näher als 45 m von der Bauflucht— 
finie planmäßig fejtgeftellter, wenn auch noch nicht ausgeführter 
Straßen errichtet werden. 


SS TNL 3 


Bei der unter 2 vorgejchriebenen unbebauten Grundfläche 
wird, joweit es fih nicht um die für Feine Wohnungen er- 
mäßigten Hofflächen handelt, der Vorgarten und der Bauwich 
mit eingerechnet, Teßterer auch dann, wenn er mit einem Glas— 
dach bebaut ift. 


8S ı2. 


Verbot gewiſſer ſchädlicher Anlagen. 


Die Erridtung oder Erweiterung von Anlagen, welche 
für. die Befiger oder Bewohner der benachbarten Grundftüde, 
oder für das Publikum überhaupt durch Verbreitung fchädlicher 
Dünjte oder ftarfen Rauch oder duch Erregung ungewöhnlichen 
Geräufches Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen 
fönnen, bejonders die nach 8 16 der Reichsgewerbeordnung 
konzeſſionspflichtigen Anlagen, find in Wohnpvierteln 
verboten. 


8 13, Abjag 1. 


Für beftehende gewerbliche Anlagen der im S 4 I 6 
und S 12 bezeichneten Art fünnen bi zum 1. Kanuar 1900 
von den genannten Bejtimmungen Seitens der Baupolizei mit 
Zuftimmung des Magiftrat3 Ausnahmen gewährt werden. Im 
Uebrigen ift die Baupolizei befugt, wenn durch die volle An- 


SE 


wendung der, in den SS 4 bis 8 getroffenen Beitimmungen 
die Bebauung oder Benugung von Grundftüden u. |. mw. (mie 
bisher). 


8 13, neuer Abſatz. 


Falls in bejtimmten Bauquartieren die Bebauung mit Ge— 
bäuden von geringerer Höhe oder Anzahl von Gejchojien, als 
nach diefer Polizei-Verordnung gejtattet find, gemwährleijtet wird, 
fann der Magiftrat eine entiprechende Erleichterung von den 
Beitimmungen des $ 4 I 1 eintreten lafjen. 


Artikel II. 
Diefe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
fündigung in Kraft. 
Frankfurt a. M., den 7. Juli 1893, 


Der Magiitrat. (Baupotizei.) 
Adidies. 


Die Polizei-Verordnung vom 13. October 1891, das 
Bauen in der Außenjtadt*) betreffend wird mit den 
vorstehenden Abänderungsbejtimmungen vom 7. Juli 1893 
unter dem heutigen Datum hiermit neuerdings zur Veröffent— 

lichung gebradt. 


Frankfurt a. M., den 7. Juli 1893. 


Der Magiftrat. (Baupotizei). 
Adickes. 


Polizei-VYerordnung 
das Bauen in der Außenſtadt betreffend, 


in der durch die Polizei-Verordnung vom 
7. Juli 1893 abgeänderten Faſſung. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöcjten Verord— 
nung über die Molizei-Berwaltung in den neu eriworbenen 
Sandestheilen vom 20. Eeptember 1867 (Geje-Sammlung 
©. 1529) und des $ 143 rejp. $ 144 de3 Geſetzes über 
die allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetz- Sammlung S. 195) wird mit der Buftimmung des 
Gemeinde-Vorſtandes die nachjtehende Polizei-Verordnung er- 
laſſen. 


8 1. 
Begrenzung der Außenſtadt. 


Derjenige Theil des Frankfurter Stadtgebietes , welcher 
auf dem rehten Mainufer außerhalb der Wallanlagen und 
de3 Terraind der früheren Wejtbahnhöfe und auf dem linken 


*) Zuerjt publizirt im ſtädt. Anzeigeblatt 1891 Nr. 53 €. 245 
bez. Ar. 83 ©. 538, 
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Mainufer außerhalb der alten Sadjenhäuier Stadtgrenze Liegt 
und auf der im Tiefbauamte ausgelegten Karte mit blauer 
Farbe umfrenzt ift, wird — unter injoweitiger Abänderung 
bezw. Ergänzung der Bau-Ordnung vom 15. Juli 1834 — 
als „Außenſtadt“ folgenden bejonderen Beltimmungen 
unterworfen. 


8 2. 
Abgrenzung der Zonen und Biertel. 


Sn der Außenſtadt werden folgende Bonen und Biertel 
unterjchieden : 

1. Die äußere Zone umfaßt alle Grundftüde, welche 
außerhalb des nachfolgend bejchriebenen Linienzuges Tiegen: 

a) auf dem rehten Mainufer: 

Bahndamm von der Staat3-Eijenbahnbrüde bis zur Ge— 
marfungsgrenze nächſt der Unterführung des Kettenhof- 
grabens, Frankfurt:Bodenheimer Gemarfungsgrenze bis 
zur nördlichen Ede des Balmengartens, Ginnheimerjtraße, 
Grüneburgmweg, Glauburgjtraße, Ejchersheimer Landitraße, 
fluchtlinienplanmäßige Berbindungsftraße zwiſchen der 
Wolfsgangftraße uud der oberen Keplerjtraße, Dedermeg, 
Nordenditraße, Günthersburg- Allee, Wiejenitraße, Haide- 
Itraße, Neebitraße, Oronauerjtraße, Rendelerftraße, Throner: 
ſtraße, Süd-Nordſtraße öſtlich des Louijenhofes, ver— 
längerte Straße „An den Friedhöfen“, weſtlich der 
Bergerſtraße, öſtlich über die Bergerſtraße beim Hauſe 
Nr. 400, Kohlbrandſtraße, Enkheimerſtraße weſtlich des 
Hauſes Nr. 16 bis zur Buchwaldſtraße Haus Nr. 10, 
Fallthorſtraße, Löwengaſſe, verlängerte Löbersgaſſe, Ringel— 
ſtraße, verlängerte Speſſartſtraße, Unterer Röderbergweg, 
ſtädtiſche Verbindungsbahn, Main. 
auf dem linken Mainufer: 
Oeſtliche Grenze des Schlacht- und Viehhofs, Frankfurt 
Bebraer Bahndamm, Oppenheimer Landſtraße, Dürer— 
ſtraße, Main. 
Die innere Zone umfaßt alle übrigen Theile der in$1 
bezeichneten Außenjtadt. | 

2. Zu Wohnvierteln, d. h. zu Vierten, welche vor: 
zugsweife zu Wohnzweden bejtimmt find und in denen ein 


b 


— 


| 
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gejundes und ruhiges Wohnen durd die in den uacdhjtehenden 
8 enthaltenen Bejtimmungen gejichert werden joll, werden die, 


innerhalb der nachfolgend bejchriebenen Linienzüge belegenen 
Gebietstheile erklärt: 


a) Südweit: 


b 


er 


) 


—i 


Untermainkai, Scharnhorſtſtraße, Südgrenze der ehemaligen 
Weſtbahnhöfe, Gutleutſtraße, Untermainanlage. 


Weſt- und Nord-Vorſtadt: 


Nordgrenze der ehemaligen Weſtbahnhöfe, Bahnſtraße, 
Hemmerichſtraße, Nordgrenze des Staats-Güterbahnhofs 
bis zur Frankfurt-Griesheimer Gemarkungsgrenze, dieſe 
entlang. dann Frankfurt-Rödelheimer Gemarkungsgrenze, 
Frankfurt-Bockenheimer Gemarkungsgrenze, Frankfurt— 
Efenheimer Gemarkungsgrenze, Frankfurt-Seckbacher Ge— 
markungsgrenze, Bergerſtraße bis zum Hauſe Nr. 400, 
Weinbergshügel an der Dortelweilerſtraße, Günthersburg— 
weg, weſtliche Wieſenſtraße und deren Verlängerung bis 
zur Straße „An den Friedhöfen“, dieſe entlang bis zur 
Eckenheimer Landſtraße, Oederweg, Oberweg, Eiſerne Hand, 
Merianſtraße, Bäckerweg, Gaußſtraße, Baumweg, Sand: 
weg, Friedberger-Anlage, Eſchenheimer-Anlage, Bocken— 
heimer⸗Anlage, Taunus-Anlage. 

Röderberg: 


Obermainbrücke, Obermain-Anlage, Friedberger-Anlage, 
Sandweg, Königswarterſtraße, Oberer Atzemer, Wald— 
ſchmidtſtraße, Klickerbahn, Scheidswaldſtraße, erſte Süd— 
Nordſtraße, weſtlich des Clementinen-Hoſpitals, Born— 
heimer Landwehrſtraße, verlängerte Rhönſtraße, Fechen— 
heimerſtraße, erſte öſtliche Parallelſtraße, zur verlängerten 
Rhönſtraße, verlängerte Fallthorſtraße, Buchwaldſtraße 
Haus Nr. 10a bis Enkheimerſtraße Haus Nr. 16, Kohl: 
brandjtraße, Bergerjtraße bis Haus Nr. 400, Berger- 
itraße, Frankfurt-Seckbacher Gemarkungsgrenze bis zur 
Ejelsfurth, Weg unter dem Buchwald, Parallellinie zum 
Unteren NRöderbergweg 50 Meter öjtlich deſſelben, Oſt— 
bahnhof, Hanauer Landitraße, Uhlanditcaße, Dftendftraße, 
Kleine DObermainftraße, Flößeritraße, Main. 


d) 


Se. 49 

Außenbezirk Sachſenhauſen. 

Main, Schifferſtraße, Oppenheimerſtraße, Gartenſtraße, 
Dürerſtraße, Oppenheimer Landſtraße, Letzter Haſenpfad 
Haus Nr. 91, Schnittpunkt der verlängerten Schweizer— 
ſtraße mit dem Grethenweg, Kreuzungspunkt des neuen 
Weges mit der Dormſtädter Landſtraße, Neuer Weg, 
Hainerweg, Sandbergzwerchsgäßchen, nächſte öſtliche 
Parallelſtraße zum Hainerweg, nächſte nördliche Parallel— 
ſtraße zum Unterſten Zwerchweg, Wendelsweg, Offenbacher 
Landſtraße, Frankfurt-Oberräder Gemarkungsgrenze, Stadt— 
waldgrenze, Welſcher Weg, Main-Neckar-Bahn, Oſtgrenze 
des Parks Louiſa, Mörfelder Landſtraße, öſtliche Ecke des 
Sandhofgrundſtücks, Frankfurt-Niederräder Gemarkungs— 
grenze bis Main-Neckar-Bahndamm, nordweſtliche Ecke des 
Krankenhausgrundſtücks, Gartenſtraße, Wilhelmsſtraße, 
Main. 


3. Zu Fabrikvierteln, d. h. zu Vierteln, in denen 


die gewerbliche Thätigkeit erleichtert und thunlichſt vereinigt 
werden ſoll, werden die innerhalb der nachfolgend beſchriebenen 
Linien belegenen Gebietsteile erklärt: 


a) 


b) 


ie 
— 


Weſten: 

Main, Bahndamm von der Staatseiſenbahnbrücke bis zur 
Galluswarte, Mainzer Landſtraße, Frankfurt-Griesheimer 
Gemarkungsgrenze, Main. 

Oſten: 

Main, ſtädtiſche Verbindungsbahn, Hanauer Landſtraße, 
Frankfurt-Fechenheimer Gemarkungsgrenze, Main. 
Sachſenhauſen: 

1. Main, Frankfurt-Oberräder Gemarkungsgrenze, 
Damm der Frankfurt-Bebraer-Bahn, Oſtgrenze des Schlacht— 
und Viehofs, Main. 

2. Kreuzungspunkt des Grethenwegs mit der ver— 
längerten Schweizerſtraße, nordweſtliche Ecke des neuen 
Friedhofs, Darmſtädter Landſtraße, Unterſter Zwerchweg, 
Sandbergszwerchgäßchen, nächſte öſtliche Parallelſtraße 
zum Hainerweg, nächſte nördliche Parallelſtraße zum 
Unterſten Zwerchweg, Wendelsweg, Quirinſtraße, Grethen— 
weg bis verlängerte Schweizerſtraße. 


— 15 — 


3. Main, Wilhelmsitraße, Gartenjtraße bis zur nord: 
weitlihen Ede des Krankenhausgrundſtücks, nordöftliche 
Ede des Sandhofgrundjtüds, Frankfurt-Niederräder Ge— 
marfungsgrenze, Main. 

4. Die übrigen Gebietsteile der Außenſtadt — ges 
mischte Viertel — sollen zu gleihmäßiger Befriedigung 
des Mohnbedürfnifies wie des Bedürfniſſes gewerblicher An— 
lagen dienen. 


83. 
Vorlage für Erwirkung des Baubeſcheides. 


Der in 83 der Bau-Ordnung verlangte geometriſche 
Lagenplan iſt weiter zu ergänzen durch: 

Einzeihnung der feitgeitellten Bau: und Straßenflucht: 
linien, 

Einſchreiben der Straßen-, Vorgarten- und Fußſteigbreiten, 
ſowie der Frontlänge des Baugrundſtückes, 

Einzeichnung aller Gebäude innerhalb einer Entfernung 
von 8 Meter und aller Bau- und Straßenfluchtlinien inner— 
halb einer Entfernung von 40 Meter von den Grenzen des 
zu bebauenden Grundjtüdes, 

Einschreiben der Flächengröße des Geſammt-Grundſtückes 
und des etwa vorhandenen VBorgartens, ſowie des unbebaut 
zu laſſenden Hofraumes 


und Angabe der Zahl der Wohnungen und der zu jeder 
einzelnen Wohnung gehörigen Wohnzimmer und jonjtigen Neben- 
räume, ſowie des auf jede Wohnung entfallenden Hofraumes. 

. 8 4. 
Bauwich. 
J. Wohnviertel. 

1. Neu- und Anbauten in den Wohnvierteln müſſen 

in der innneren Bone mit einem Abſtande von 
- mindeitens 3 Meter und 


in der äußeren Bone mit einen Abftande von mindeftens 
4 Meter und bei einer VBorgartentiefe von mehr als 6 Meter 
mit einem Abjtande von mindejtens 5 Meter 


=. IE 


bon der Nachbargrenze errichtet werden; für bauliche 
Veränderungen, deren Umfang nach dem Urteil der Baupolizei: 
behörde einem Neubau gleichzuerachten ift, gelten diefelben Vor— 


ſchriften. 


dem Hauptgebäude, als auch mit Seiten- und Hintergebäuden, 
an allen Grenzen des Grundſtückes freizuhalten und darf zu 
gewerblichen Zwecken, zur Aufſtellung von, für ſolche Zwecke 
dienlichen, Geräthen und Vorrichtungen, oder als Lagerplatz 
nicht benutz werden; dieſer Zwiſchenraum muß mit Ausnahme 
der notwendigen Zufahrten und Eingänge auf die Tiefe des 
Vorderhauſes als Ziergarten mit angemeſſener Bepflanzung 
angelegt und unterhalten werden. 


3. Gegen die Beſtimmungen zu 1 und 2 treten folgende 


Ausnahmen ein: 

a) Wenn ein Nachbargebäude mit Brandmauer bereit3 vor- 
handen ift, jo fann der zu errichtende Neu- oder Anbau, 
jedoch nur auf die Länge der vorhandenen Brandmauer, 
im unmittelbaren Anjchluß an diejelbe errichten werden, 
während für den über die vorhandene Brandmauer in der 
Srundpflähe hinausgehenden &ebäudeteil die unter 1 
genannten Abjtände einzuhalten find. 

Wird der Neu- oder Anbau nicht im Anſchluß an die 
vorhandene nahbarliche Brandmauer errichtet, jo muß der- 
jelben mit einem Abjtande von der Grenze 

in der inneren Zone von mindeitend 6 Meter, 

in der äußeren Zone von mindeitend 8 Meter 
errichtet werden; ein ſolcher Abjtand iſt jedoch nur unter 
der weiteren Bedingung zuläffig, daß die nachbarliche 
Brandmauer in einer nah dem Urteil der Baupolizei- 
Behörde angemefjenen Weife facadenmäßig ausgebildet 
wird. 

Bededte Einfahrten oder Eingänge, jowie Lauben und 
offene Sommerhäuschen fünnen mit der Maßgabe erlaubt 
werden, daß die Gebändehöhe der Einfahrten 5 Meter, 


b 


— 


2. Der nicht zu bebauende Zwiſchenraum iſt ſowohl mit 


— 


die Gebäudehöhe aller ſonſtigen baulichen Anlagen 3. 


Meter nicht überjteigen darf. 
4 Gebäudegruppen dürfen mit einer gejchlofjenen Straßen: 
front von höchſtens 30 Meter, für zwei Häufer mit nur je 
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einer Wohnung in jedem Geſchoß mit einer geſchloſſenen 
Straßenfront von höchſtens 40 Meter, errichtet werden. 
Dieſe Maße gelten für die geſammte Tiefe 
der Gebäudegruppen. 
Ausnahmsweiſe kann von der Baupolizei-Behörde 


a) für Gebäude mit kleinen Wohnungen von 2 bis 3 
Zimmern in der äußeren Zone auf den, bei Feſtſetzung 
der Bebauungspläne von den ſtädtiſchen Behörden dazu 
beſtimmten Baublöcken eine geſchloſſene Straßenfront bis 
zu 50 Meter und 

b) für Einfamilienhäuſer, d. h. Häuſer, welche mit Erdge— 
ſchoß und höchſtens 2 Obergeſchoſſen zum Bewohnen durch 
nur eine Familie eingerichtet und unter dieſer Beſchränkung 
baupolizeilich genemigt ſind, eine geſchloſſene Straßenfront 
bis zu 150 Meter Länge zugelaſſen werden, letzteres unter 
der weiteren Bedingung, daß die Grundſtücke Vorgärten 
haben, deren Tiefe mindeſtens 5 Meter beträgt, oder 
mit Genehmigung der Baupolizei-Behörde durch Zurück— 
ſtellung der Gebäude auf dieſes Maß verbreitert wird. 
5. Gebäude und Gebäudegruppen auf einem und dem— 

ſelben Grundſtück müſſen von einander 


in der inneren Zone einen Abſtand von mindeſtens 
6 Meter 


in der äußeren Zone einen Abſtand von mindeſtens 
8 Meter halten. 


6. Gebäude welche zum Betriebe Fabriken, von Werkſtätten 
mit geräuſchvollem oder feuergefährlichem Betriebe, oder von 
ſonſtigen durch Rauch, Ruß, üblen Geruch oder aus anderen 
beſonderen Gründen läſtig fallenden gewerbliche Anlagen errichtet, 
erweitert, eingerichtet oder benutzt werden, müſſen in der inneren 
Zone mindeſtens 20 Meter und in der äußeren Zone 40 Meter 
auf allen Seiten von der Grundſtücksgrenze und von der Straße 
entfernt ſein. 


Dieſe Grenzabſtände ſind auch mit Stallungen für ge— 
werbliche Unternehmungen und mit Kegelbahnen einzuhalten; 
für letztere ſind, wenn ſie zu geräuſchloſem Betriebe eingerichtet 
werden, erleichternde Ausnahmen zuläſſig. 


— — 


7. Stallräume, die nicht zu gewerblichem Betriebe dienen 
und die zugehörigen Dungjtätten müſſen eine Entfernung von 
mindeitend 5 Meter von allen Nachbargrenzen halten und in 
einer, nach dem Urteil der Baupolizeibehörde genügenden Weife 
über Dach gelüftet werden. 


II. Gemiſchte Viertel. 


In den gemischten Vierteln gelten vorstehende Beftimmungen 
zu 1 bi3 5 für Vordergebäude an den bauplanmäßig mit Bor- 
gärten verjehenen Straßen. 

Gebäude, welche zum Betriebe "gewerblicher Anlagen, Die 
nah der Gewerbe-Orduung einer befonderen Kon— 
zejjton bedürfen, errichtet, erweitert, eingerichtet oder benußt 
werden, miüfjen einen Abjtand von mindeiteus 10 m auf allen 
Seiten von der Grundftüdsgrenze und von der Straße eins 
halten. 


Gebäudehöhe und Anzahl ver Wohngeſchoſſe. 


1. Gebäude an der Straße dürfen an Straßen bis zu 
10 Meter Breite ſtets 10 Meter hoch, im Uebrigen nicht höher 
jein, als die Straße breit ift; in feinen Fall dürfen Gebäude 
in Wohnvierteln und Wohngebäude überhaupt Höher 
als 18 Meter erbaut werden. 

2. In Straßen mit Borgärten jollen jedoch auf den mit 
Borgärten verjehenen Grundſtücken Gebäude mit Erdgeſchoß 
und 2 Obergeichoffen injofern der Erdgeſchoß-Fuß— 
boden nicht höher als 2 Meter über dem Bürger: 
ſteig liegt, bis auf Höhe von 16 Meter jtet3 zuläffig fein. 

3. Zur Straßenbreite wird die Borgartenbreite ın 
gemischten Viertel bis zu °s hinzugerechnet, Dagegen 
bleibt in Wohnvierteln die Vorgartenbreite ganz außer Anjap. 
Deffentlihe Anlagen, die fi unmittelbar an Straßen ars 
Ichließen, werden der Straßenbreite für die Feitjegung der Ge— 
bäudehöhe ebenfall3 nicht mit zugerechnet. 

4. Fir Edhäujer mit mehr als drei Wohnungen tritt für 
die Beltimmung im $ 11. 1. 3. der Bauordnung vom 15. Juli 


/) 


1884 die Einfchränfung ein, daß die größere Gebäudehöhe an 
der jchmaleren Straße höchſtens für eine Facadenlänge von 
16 Meter zugelafien wird. 


5. Die Höhe jelbitftändiger Hintergebäude darf die, 
jenfrecht zur Facade des letzteren gemejjene, mittlere Hofbreite 
und in Wohnpierteln die Höhe von 14 Meter niemals 
überichreiten, au) darf bei vorhandenenen Hintergebäude die 
vorliegende Hofbreite durch weitere Bebauung nicht unter das 
genannte Maß eingejchränft werden. 


6. Gebäude oder Gebäudeteile, in denen ſich Hinter— 
wohnungen (j. $6 Abj. 1) befinden, dürfen in der inneren 
Zone nur 3 Geſchoſſe (Erdgeihoß und 2 Obergejchoffe), in 
der äußeren Zone nur 2 Geſchoſſe erhalten. Im Uebrigen 
dürfen Wohngebäude nicht, mehr als Erdgefhoß und 3 Ober- 
geichoffe, erhalten; das Dachgeſchoß darf, wenn das Gebäude 
mehr al3 2 Obergeſchoſſe beiigt, zu Wohnungen nicht einge- 
richtet werden, 


Ein Dachgeſchoß wird ala Obergeſchoß angejehen, wenn 
die ſenkrechten Umfaffungswände eine größere Höhe als 1,50 
Meter haben. 


S 6. 
Zugänglichkeit und Stellung Der Hinter-Gebäude. 


1. Wenn Hinterwohnungen erbaut werden, d. h. ſolche 
Wohnungen, die fein an der Straße liegendes mit den übrigen 
Näumen in unmittelbarem Zuſammenhange jtehendes Wohn: 
zimmer haben, oder wenn auf Grundſtücken, auf welchen fich 
bereit3 Hinterwohnnngen befinden ein Vorderhaus gebant 
wird, jo iſt von der Straße Her, im Anjichluß an die Höhe 
de3 Bürgerſteiges, eine im Lichten mindejtens 3,50 Meter 
hohe, nah Anweifung der Baupolizeibehörde mit Bflafter- 
ung, Entwäſſerung und Beleuchtung zu verjehende ver- 
ihließbare Zufahrt Herzuftelen und dauernd zu unterhalten. 
Dieje Zufahrt muß in Wohnpvierteln immer und in ge- 
mijhten Bierteln dann umüberbaut bleiben, wenn jich 
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auf einem und demſelben Grundftüd mehr als 3 Hinter 
wohnungen befinden. Auf die Tiefe des Vorderhaujes muß dieje 
Zufahrt mindeftens 3,50 Meter und von der Hinterfront des 
Borderhaufes an mindeſtens 6 Meter breit jein; letztere Breite 
fann in einer Tiefe, bi3 zu 10 Meter nach dem Ermeſſen der 
Baupolizeibehörde um 2 Meter vermindert werden, wenn das 
Borderhaus bis auf dieſe Tiefe einen Garten Hat und an 
letzterem eine Einfriedigung von eijernem oder hölzernem Gitter- 
werf hergejtellt wird. 


2. Ueberfteigt die Gejammtfrontlänge der Hintergebäude, 
in denen ſich Wohnungen befinden, auf einem und Ddemjelben 
Grundſtück 50 Meter, fo muß die Zufahrt mit mindeftens- 
gleihen Abmefjungen nach einer zweiten Straße durchgeführt 
werden, oder es muß an dem abgefehrten Ende de3 Grundſtücks 
eine zweite Zufahrt mit mindeftens gleichen Abmeſſungen vor— 
handen fein. 


3. Ausnahmen fünnen von der Baupolizeibehörde zuge= 
fafjen werden für Einfamilienhäufer, ferner für Häufer, die 
nach dem Bebauungsplan auf zwei oder mehreren Seiten 
von Straßen oder Anlagen umgeben find, ſowie für Häujer 
mit Eleinen Hinterwohnungen von 2 bis 3 Zimmern injofern 
diefe Häufer an der Straße jtehen und die Wohnungen von 
einer unmittelbar auf die Straße, bezw. in den Vorgarten oder 
auf den Baumich führenden Treppe zugänglich find, 


4. Hintergebäude dürfen in Wohnvierteln der inneren Zone 
nicht in größerer Nähe als 30 Meter, in Wohnvierteln der 
äußeren one nicht näher als 45 Meter von der Bauflucht— 
linie planmäßig feftgejtellter, wenn auch noch nicht ausgeführter 
Straßen errichtet werden. 


5. Die vorjtehenden Beitimmungen zu 1 und 4 gelten 
nicht für Wohnungen von Hausbedienfteten (Kutſchern, Gärtnern 
und dergl.), injofern jolhe Wohnungen auf demfelben Grund- 
jtücfe errichtet werden, auf welchem die Dienftherrichaft ihren 
Wohnſitz Hat, ſowie für Stallungen und Remifen, welche zu 
Einfamilienhäufern gehören, die auf demjelben Grundftüde 
jtehen. 


A, 


Unbebauter Raum. 


1. Für jeden Neu-, Um- oder Anbau muß der unbebaute 
Hofraum mindftens !/3 des Hinter der Baulinie belegenen Baus 
grundjtüds und bei Edgrundftüden, d. h. Grundftüden, die an 
zwei oder mehr Straßen liegen mindejten betragen. 


2. Für jede Wohnung muß jedodh mindestens 
in Wohnvierteln | 

in der äußeren Zone (vergl. $ 2 Nr. 1) und in der 
inneren Zone auf den, von dem Terrain der früheren Weit: 
bahnhöfe, der Bahnjtraße, der Stadtgrenze, dem Palmengarten, 
der Friedrichsſtraße, Wiejenau, Staufenftraße, dem Gärtnerweg, 
der Eſchersheimer Landſtraße und den Wallanlagen einge- 
ihlofjenen, jowie auf den an den übrigen Wallanlagen belegenen 
Grundjtüden 100 qm und bei Edgrundftüden 50 qm, in 
dem übrigen Teil der inneren Bone 60 qm und bei Ed- 
grundftüden 30 qm, ferner 


in Sabrifvierteln 


(vergl. $S 2 N. 3) 150 qm und bei Efgrundftüden 75 qm 
und endlich) 


in gemiſchten Bierteln 
in der inneren Bone 30 qm und bei Edgrundjtüden 
20 qm und in der äußeren Hone 40 qm und in Ed- 
grundftüden 25 qm Hoffläche unbebaut bleiben. 


Sn Fabrifvierteln und in gemifhten Bierteln 
fünnen diefe Maße von der Baupolizeibehörde in der inneren 
Zone für Wohnungen von 2 Zimmern auf 15 qm und bei 
Edgrundftüden auf 10 qm, für Wohnungen von 3 Zimmern 
auf 20 bezw. 10 qm und in der äußeren Bone für 
Wohnungen von 2 Zimmern auf 25, bzw. 15 qm, für Wohn- 
ungen von 3 Zimmern auf 30 bezw. 20 qm herabgejegt 
werden; jedoch muß in diefen Fällen mindeſtens die Hälfte des 
hinter der Baulinie belegenen Grundjtüds und bei Edgrund- 
tüden mindeftens !/s unbebaut bleiben; auh in Wohn— 
vierteln fann für ganze Baublöde in der äußeren Bone 
eine ähnliche Dispenfation erteilt werden. 
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Für jede Hinterwohnung muß jedoch, auch bei Ge— 
währung der Vergünſtigung des vorſtehenden Abſatzes, die 
unbebaute Hoffläche in der inneren Zone mindeſtens 40 qm 
und in der äußeren Zone mindeſtens 60 qm betragen. 

3. Bei der unter 2 vorgefchriebenen unbebauten Grundfläche 
wird, ſoweit es fih nit um die für Feine Wohnungen er= 
mäßigten Hofflächen handelt, der Vorgarten und der Bauwich 
mit eingerechnet, Tegterer auch, wenn und in joweit er mit einem 
Glasdach bebaut ift. 


4. Bor und hinter jedem, zu Wohnzweden benußten 
Hintergebäude muß -ein, zu demjelben Grundſtück gehöriger Hof- 
vaum vorhanden fein, dejjen Breite mindejtens 8 Meter und, 
wenn die Höhe des betreffenden Gebäudes mehr als 8 Meter 
beträgt, mindeftens dieſer Höhe gleihfommt. Innerhalb der 
Wohnviertel muß die Hofbreite mindeſtens der Höhe des 
Bordergebäudes, falls dieſe die Höhe des Hintergebäudes 
üiberjteigt, gleichfommen. 

5. Werden Fabriken, Werkitätten mit geräujchvollem. oder 
feuergefährlidem Betriebe, oder fonjtige durch Rauch, Ruß, 
üblen Geruch, oder jchädliche oder beläftigende Ausdünſtungen 
fältig fallende gewerbliche Anlagen innerhalb eines Wohn— 
viertels errichtet, jo muß in der inneren Zone die Hälfte des 
Grundſtücks und müfjen in der äußeren Zone mindeftens zwei 
Drittel des Grundſtücks unbebaut bleiben. 

6. Ausnahmen von den Maßbejtimmungen zu 1 und 2 
fünnen von der Baupolizeibehörde zugelafien werden für Ein- 
familienhäujer und für Wohngebäude auf Grundftüden, welche 
mit Ausschluß des Vorgartens eine geringere Größe als 
300 qm haben. 


58. 
Verunſtaltende Anlagen, Stallungen und Dergl. 
in Wohn: und gemischten Bierteln. 

1. Sreiftehende Gebäude mit mehr als einen Obergeſchoß 
an öffentlichen Straßen oder Plätzen, dürfen feine geringere 
Srontlänge als 8 Meter haben; bei Edhäufern ift diefe Vor: 
Ihrift für beide Straßenfronten maßgebend. 
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2. Baulihe Anlagen, welche nach dem Urteil der Bau: 
polizeis-Behörde die Straße verunftalten oder mit dem durch 
Anlage und Bebauung gegebenen Charakter der Straße im 
auffälligem Widerjpruh jtehen würden, jowie Stallungen, 
Schennen, Remijen, Wajchküchen, Abtritte und dergl. dürfen 
niht an öffentlihen Straßen oder Pläßen errichtet werden. 
Ausnahmen fünnen von der Baupolizei=Behörde zugelaffen 
werden, wenn dieſe Gebäude eine nach ihrem Urtheil ange: 
meſſene architektonische Ausbildung erhalten. 

3. Die Rück- oder Nebenfeite eines Gebäudes, welches jo 
nahe der Baulinie einer Straße errichtet werden joll, daß der 
erforderliche Raum zur Errichtung eines jene Seite verdedenden 
Gebäudes nad) dem Urteil der Baupolizei-Behörde nicht mehr 
vorhanden jein würde, muß eine der betreffenden Baulinie fich 
anpafjende Stellung und eine angemefjene architektoniſche Aus— 
bildung erhalten. 

4. Hintergebände, die von den Straßen fichtbar bleiben, 
dürfen nicht jo errichtet werden, daß fie einen häßlichen Anz 
blid darbieten. 


x 9, 


Vorbauten in tiefen Borgärten. 


In Vorgärten von größerer Tiefe al3 7 Meter find Vor— 
bauten nah Maßgabe der Beitimmungen der 88 14 und 15 
der Bau-Ordnung vom 15. Juli 1884 mit einem Borjprung 
bi3 zu 3 Meter vor der Baulinie zuläfjig; die einichränfenden 
Beitimmungen des $ 14 Abi. 2 Al. 5 bu. d und des $ 15 
Abi. 3 kommen daber in Fortfall. 


8 10 
Fachwerkbauten. 
J. Wohnviertel. 


1. An Straßen mit Vorgärten ſind Umfaſſungswände 
‘von I’ Stein ſtark ausgemauertem Holz-Fachwerk geſtattet: 

für Landhäuſer im Fachwerkſtyl mit höchſtens einem 
Obergeſchoß, falls dieſe Häuſer von den Nachbargrenzen und 


von anderen Gebäuden, abgejehen von den zu dem betreffenden 
Landhauſe jelbjt gehörenden Nebengebäuden, wenigitens 6 Meter 
und von der Straße wenigjtens 3 Meter entfernt Liegen, 

jowie für vereinzelt ftehende fleine Gebäude, wie 3. B. 
Sartenhäufer, Pförtnerhäufer, Bleichanftalten, Sommerwirth— 
Ihaften u. a. m. 

2. Bei Wohngebäuden mit höchjtens 2 Obergeſchoſſen 
dürfen in Wohnvierteln an Straßen mit Vorgärten die Um- 
faſſungswände des höchſten Obergeſchoſſes aus !/. Stein ftarf 
ausgemauertem Holzfachwerk aufgeführt werden, wenn dieſe 
Umfaffungswände von jonjtigen Gebäuden und von den Nach— 
bargrenzen wenigjtens 3 Meter entfernt find 

3. Teilweiſe Holzverkleidung der Fachwerks-Ausmauerung, 
ebenſo die Holzverkleidung der Vorderanſicht von Dachausbauten 
und hölzerne Veranden im 1. Obergeſchoß ſind mit beſonderer 
Genehmigung der Baupolizei-Behörde zuläſſig. 

II. Fabrikviertel. 


Gebäude zu gewerblichen Zwecken mit einem Obergeſchoß 
können, auch wenn dieſe Gebäude mit Feuerungen verſehen ſind, 
in Ye Stein ſtark ausgemauertem Holzfachwerk zugelaſſen 
werden. 


8 11. 
Treppenbreite. 

Für Eeinere Gebäude mit nur einem Obergefhoß uud 
für Einfamilienhäufer kann in Erleichterung gegen die Vor— 
ihriften des $S 29 der Bau-Ordnung vom 15. Juli 1884 eine 
bis auf 1 Meter verminderte Treppenbreite von der Baupolizei- 
Behörde zugelafjen werden. 


8 12. 


Verbot gewiſſer ſchädlicher Anlagen. 


Die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen, welche 
für die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke, 
oder für das Publikum überhaupt, durch Verbreitung ſchädlicher 
Dünſte, oder ſtarken Rauches, oder durch Erregung ungewöhn— 
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2 23 
lichen Geräufches Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbei- 
führen fönnen, befonders die nad) $ 16 der Neichägewerbeord- 
nung fonzejfionspflichtigen Anlagen, find in Wohnvierteln 
verboten. 


8 13. 
Nebergangs: und Ausnahme-Beſtimmungen. 

Für bejtehende gewerbliche Anlagen der im $ 4 I 6 
und S 12 bezeichneten Art fünnen bi3 zum 1. Jannuar 1900 
von den genannten Beitimmungen Seitens der Baupolizei mit 
Buftimmung des MagijtratS Ausnahmen gewährt werden. Im 
Uebrigen iſt die Baupolizei befugt, wenn durch die volle An— 
wendung der, in den SS 4 bis 8 getroffenen Beitimmungen die 
Bebauung oder Benugung von Grundjtüden, die am zur 
Zeit de3 Erlajjeg dieſer PBolizei- Verordnung bereit3 eröff- 
neten und auf mindeſtens der Hälfte ihrer Länge bebauten 
Straßen oder Straßenteilen liegen, entweder im Bergleich zur 
Höhe der, an der betreffenden Straße Itehenden Gebäude in 
unbilliger Weiſe eingejchränft, oder jonjtwie in erheblicher 
Weiſe erichwert oder unmöglih gemacht werden jollte, jo iſt 
die Baupolizeis-Behörde befugt, angemeſſene Erleichterungen 
eintreten zu laſſen; für unbebaute Grundjtüde bejteht dieſe 
Ermädtigung jedoch nur für einen Beitraum von fünf Jahren, 
vom Tage de3 Erlafjes diejer Berordnuug gerechnet 

Es beibt der BaupolizeisBehörde ferner das Recht vor— 
behalten, für öffentliche Gebäude und für monumentale Brivat- 
gebäude überhaupt Ausnahmen zu geftatten. 

Falls in bejtimmten Baugquartieren die Bebauung mit 
Gebäuden von geringerer Höhe oder Anzahl von Gejchoifen, 
als nach diefer Polizei-Verordnung geftattet find, gewährleiſtet 
wird, fann der Magiitrat eine entjprechende Erleichterung von 
den Beitimmungen des $ 4 I 1 eintreten laffen. 


$ 14. 
Strafbeitimmungen und Zwangsmahregeln. 
1. Bumwiderhandlungen gegen dieſe Beitimmungen werden, 
injofern nicht ſonſtige weitergehende Strafbeftimmungen Plaß 
greifen, mit einer Gelditrafe von 3—30 Marf, im Unver: 
mögensfall hit entiprechender Haft bejtraft. 
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2. Außerdem wird, wenn durch freiwillige Zandabtretung 
oder andere Maßnahmen des Grundſtückbeſitzers bewirkt wird, 
daß der in $ 7 für jede Wohnung verlangte unbebaute Hof- 
raum nicht mehr vorhanden iſt, oder wenn Einfamilienhäufer, 
bei deren Errichtung von einer der erleichternden Beitimmungen 
der SS 4, 6, 7 und 11 Gebrauch gemacht ift, zu mehreren 
Wohnungen verwertet werden, oder wenn jonftwie eine, den 
Beitimmungen diejer Polizeis-Berordnung zumiderlaufende Be- 
bauung oder Benugung von Grundjtüden eintritt, die Befeitigung 
der, mit dieſer Verordnung iu Widerjpruch ſtehenden Verhält- 
niffe und Zuſtände erzwungen werden. 

3. Flächenräume, deren Freilaffjung von Gebäuden bei 
Erteilung des Baubejcheides angeordnet oder vorausgejegt 
worden iſt, bleiben, injoweit es fih um die nah Maßgabe 
diejer Polizeiverordnung mindestens freizulaffenden Flächen 
handelt, mit dieſer Beichränfung auch dann belaftet, wenn jie 
abgetrennt werden, oder ganz oder teilweije durch Beſitzwechſel 
in andere Hände übergehen und dürfen daher bei Erteilung 
fernerer Baubejcheide nicht in Betracht gezogen werden. 


8 15. 
| Inkraftſetzung. 
Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
kündigung in Kraft. 


13. Oktober 1891. 
t a. M., — * 
Frankfurt a. M., den 7. Juli 1893, 
Ser Magijtrat. (Baupolizei.) 
Adidkes. 


(Städt. Anzeigebl. 1891, Nr. 83, ©. 538, und 1893 
Nr. 56, ©. 447, 448.) 

(Amtsbl. vom 17. Dftober 1891. Nr. 347, Nr. 904. 
1893 Nr. 32 ©. 303). 


Volizei-Derordnung 
betreffend 


die Einfriedigung der Grundſtücke, jowie die 
Vorgarten. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Verordnung über die 
Polizei-Verwaltung in den neu erworbenen Zandesteilen vom 
20. September 1867 (Gejeg- Sammlung ©. 1529) und Der 
88 143 und 144 des Gejehes über die allgemeine Landes: 
Berwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeg-Sammlung ©. 195) 
wird in Erläuterung und Ergänzung der Baupolizetordnung 
vom 15. Juli 1884, mit Zuftimmung des Gemeindevoritandes 
folgende Polizei-Verordnung erlafien : 


8 1. Alle an öffentlihen Straßen, Plägen und gemeinen 
Wegen belegenen bebauten Grnndftüde müffen in der Straßen- 
fluchtlinie, joweit nicht letztere mit Gebäuden bejeßt iſt, mit 
einer das Grundftüd in ganzer Frontlänge abjchliegenden Ein- 
friedigung verjehen jein. Die für Zugänge und Zufahrten er: 
forderlihen Deffuungen find mit Thüren oder Thoren ver- 
Ihließbar zu halten. 

$ 2. Diefe Einfriedigungen müſſen, einfchließlich der 
darin angebrachten Thüren und Thore, über dem Fußſteige ge- 
mejjen, eine Höhe von mindeltens 1,60 m und von höchſtens 
2,30 m haben. 

Bei Grunditücden, welche höher als die Straße Tiegen, 
bleibt die Beitimmung der Höhe der Einfriedigung der Bau— 
polizeibehörde vorbehalten. 

8 3. Nach den öffentlihen Straßen und Plätzen und 
gemeinen Wegen müfjen die Einfriedigungen mindeftens auf der 
Hälfte ihrer Länge an jeder von ihnen berührten Straße 
durchſichtig, als Stafeten oder Ziergitter, welche von Baupolizei- 
behörde für geeignet erachtet werden, auf einem, in Werfitein 
oder in Mauerwerf hergeftellten Sodel errichtet werden. 
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Der Sodel muß, über dem Fußjteige gemeſſen eine Höhe 
von mindeſtens 0,30 m und von höchſtens 0,80 m haben. 

Auf der anderen Hälfte ihrer Länge fünnen die Ein- 
friedigungen undurchſichtig aus Eifen beziehungsweije aus Holz 
oder Mauerwerk, jedoch in nur durchaus jauberer Ausführung 
hergeitellt werden. 

Thüren und Thore werden, je nachdem fie durchlichtig oder 
undurchſichtig hergeftellt find, den betreffenden Längenstreden 
zugerechnet 

Die Verteilung des, mit durchſichtiger Einfriedigung zu ver— 
jehenden Raumes bleibt dem Ermefjen der Bau-Bolizeibehörde 
je nach Beichaffenheit des Falles überlaffen. 

s 4 Die Erridtung von Einfriedigungen, Thüren und 
Thoren in größerer Höhe kann in bejonderen Ausnahmefällen 
gejtattet werden. 

8 5. Wände oder fonitige Borrichtungen, welche den 
Einblid in das Grundftüid von der Straße her verhindern, 
dürfen Hinter den nad) Maßgabe des 8 3 errichteten offenen 
Einfriedigungen nur in einem Abjtand von wenigſtens 3,00 m, 
und fofern die Baufluchtlinie Hinter der Straßenfluchtlinie zu— 
rücfliegt, nicht vor der Baulinie errichtet werden. Gegen dieſe 
Borihrift kann im Falle des nachgewiejenen bejonderen Be— 
dürfniffes eine erleichternde Ausnahme von der Baupolizei-Be- 
hörde geitattet werden. | 

$ 6. Die Vorjchriften der 88 1 bis 5 finden Anwendung 
ſowohl auf Vorgärten, d. 5. die zwiſchen den feitgejegten Bau— 
und Straßenfluchtlinien Tiegenden Grundflähen als auf Die, 
durch eine nah) $ 9, Abſatz 4 der Bau-Drdnung vom 15. Juli 
1884 gejtattete Zurüdjtellung von Gebäuden Hinter der Baus 
Huchtlinie entjtehenden freien Räume, falls Hinfichtlich Teßterer 
nicht von der Baupolizeis:Behörde bejondere Borjchriften je nach 
den Umſtänden des Falles gegeben werden. 

S 7. Unbebaute Grundftüde müſſen auf Erfordern der 
Baupolizeibehörde mit angemefjenen Einfriedigungen von 1,50 m 
bi3 1,80 m Höhe verjehen werden. 

S 8. Die Vorgärten müfjen ihrer ganzen Ausdehnung 
nach, abgejehen von den nöthigen Zuwegen, als Ziergärten mit 
angemejjener Bepflanzung verjehen fein und in dieſer Weije 
unterhalten werden. 
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Insbeſondere dürfen dieſelben zu gewerblichen Zwecken, 
zur Aufſtellung von, für ſolche Zwecke dienlichen Geräthen und 
Vorrichtungen, oder von Hausrath, oder als Lagerplätze nicht 
benutzt werden. 


In beſonderen Ausnahmefällen kann unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen unter 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs Dispenſation erteilt werden. 


S 9. Zur Abtrennung einzelner Teile des Vorgartens 
auf einem und demjelben Grundjtüde find nur Leichte eiferne 
oder Hölzerne Gitter von höchſtens 1 m Höhe gejtattet. 


8 10. Die Gärten der ehemaligen Wallgrundftücde find 
nach den öffentlichen jtädtifchen Gartenanlagen (PBromenaden) 
einjchließlih der Zugänge nach) der inneren Stadt big zur 
Bebauungsgrenze mit einer in ihrer ganzen Länge ducchfichtigen 
Einfriedigung nad) Vorſchrift der Baupolizeibehörde zu verjehen, 
welche über der jtädtiichen Futtermauer gemefjen, eine Höhe 
von mindeitena 1,80 m und von höchſtens 2,30 m und als 
eiferne Stafeten oder als Hiergitter in abichlußficherer Form 
auf einem, in Werkitein oder in Mauerwerk hergeitellten Sodel 
von höchſtens 0,50 m Höhe errichtet werden muß. Soll diejelbe 
auf der jtädtiichen Futtermauer der Promenaden aufgejtellt 
werden jo fann dies nur nach der befonders hierüber von der 
Baupolizei zu gebenden Vorjchrift gejchehen. Ausgänge durch 
diefe Einfriedigungen nach den PBromenaden, einjchließlich der 
oben erwähnten Zugänge nad) der inneren Stadt bis zur Be— 
bauungsgrenze, find unzuläfjig. 


8 11. Die Vorjchriften diejer Polizei-Verordnung find 
in allen Fällen, in welchen der bejtehende Zuſtand fih mit 
ihnen nicht im Einklang befindet, innerhalb eines Jahres zur 
Ausführung zu bringen, injofern nicht aus bejonderen Rüde 
fihten, namentlih wegen der großen Rojten der Aenderung 
u. ſ. w., längere Fristen gewährt werden. 

8 12. Bumiderhandlungen gegen die VBorjchriften diejer 
Polizeiverordnung werden mit Geldjtrafe bis zu 30 ME, im 
Unvermögengzfalle mit entjprechender Haft beitraft. 

Berantwortlich find die Eigentümer der betreffenden Grund- 
jtüde jowie der Bauherr und der Bauunternehmer. 


EN 
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Außerdem werden die Eigentümer und die Bauherrn zur 
Herftellung des vorjchriftsmäßigen Zuſtandes im polizeilichen 
Zwangswege angehalten. 

8 13. Dieſe Bolizei- Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Verkündigung in Kraft. 

Die Bolizei-Verordnung dom 1. Dftober 1890, betr. 
die Einfriedigung der Grundſtücke an öffentlichen Straßen und 
Plägen jowie die VBorgärten, und die Polizei = Verordnung 
vom 2. Januar 1890 in gleichem Betreff find aufgehoben. 


Sranffurt a. M., den 2. Februar 1892. 


Der Magiitrat. (Baupolizei.) 
Adidies. 


(Städt. Anzeigebfl. 1892, Nr. 11 S. 90. Amtsbl. Ar. 7 ©. 58.) 





Baupolizei⸗Yerordnung. 
Zuſatz zu 8 32 der Bauordnung von 1884. 


Auf Grund der SS 5 u. 6 der Allgemeinen Verordnung 
über die WBolizeiverwaltung in den neu erworbenen Landes- 
teilen dv. 20. September 1867, (Gefeg-Samml. S. 1529) und 
des S 143 bez. 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung dv. 30. Juli 1883 (Gej.- Samml. S. 195) wird 
unter Zuftimmung des Gemeindevoritandes nachfolgende declara= 
toriiche Zufagbeitimmung zu der Bauordnung vom 15. Juli 
1884 erlaffen: 

Zu Nr. 2 des 8 32 der obengenannten Bauordnung find 
hinter die Worte: „dreivierteil des Grundſtückes“ ein- 
zuihieben: den Vorgarten ungeredhnet. 

Dieje Bolizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt: 
mahung in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 30. September 1892: 


Der Magijtrat (Baupolizei). 
Adidies. 


(Städt. Anzeigeblatt 1892 Nr. 79, ©. 586). 


Bekanntmachung. 


Die nachſtehenden auf übereinftimmenden Beihlüffen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Berfammlung beruhenden, 
vom Bezirks-Ausſchuß in Wiesbaden unterm 13. Juli 1892 
genehmigten Ergänzungsbeitimmungen zu dem Ortsſtatut, be- 
treffend die Benutzung der ftädtifchen Wafferleitung in Frank— 
furt a. M. zum PBrivatgebrauc von 1. Februar 1889 merden 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Sranffurt a. M., den 2. Auguſt 1892. 


Der Magijtrat. 
Adickes. 


Ergänzungsbeitimmungen 


zu dem Ortsitatut, betreffend die Benutzung Der 
ſtädtiſchen Waflerleitung in Frankfurt a. M. zum 
Brivatgebrauh vom 1. Februar 1889. 


Auf übereinjtinmende Bejchlüffe des Magiftrats und der 
Stadtverordneien = Berjammlung, jowie mit Genehmigung des 
Bezirks - Ausschuffes in Wiesbaden wird das DOrtsftatut 
betreffend die Benußung der ftädtijhen Waſſer— 
Leitung in Frankfurt a. M. zum PBrivatgebraud 
vom 1. Februar 1889, ergänzt, wie folgt: 

1. Der $ 14 erhält folgende Zufäge; im zweiten Abjat 
hinter den Worten „Bei Gärten (Nr. III des $ 12)“ 
die Worte 

„und hydrauliſchen Betrieben ($ 16c)” al? 
dritten Abſatz: 

„Sleiches gilt von Springbrunnen, hin 
fihtlih mwelder die Zahlung des Wajjer- 
geldes niht von Anderen übernommen ift. 


Fi 
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2. Der 8 16 erhält im erjten Abjaß Hinter „b. für Bauten 
und jonjtige vorübergehende Zwecke“ den Zuſatz: 


„ce. bei Waſſerabgabe für hydrauliſche 
Betriebe mit Ausnahme derjenigen, welde 
fih in Häuſern zum Alleinbewohnen be- 
finden und lediglih häuslichen Zmweden 
dienen.“ 


Hiernad) erhält das bisherige alinea „c“ die Be— 
zeihnung „d“ 


und das Citat im zweiten Abſatz „a bis c“ wird 
abgeändert in „a bis d“. 


3. Der $ 20 erhält Hinter „c für Bauten 8 16b) den 
Zuſatz: 


„d bei Waſſerabgabe für hydrauliſche 
Betriebe“ 


und erhält hiernach das bisherige alinea „d“ die Be— 
zeihnung „e“. 

und das Citat im zweiten Abjag „im Falle d“ mwird 
„inden Fällen d und e“. 


Frankfurt a. M., den 28. Juni 1892. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Das Drtsjtatut vom 1. Februar 1889 wird mit den 
vorstehenden Ergänzungsbeftimmungen vom 28. Juni 1892 
unter dem heutigen Datum hiermit neuerdings zur DVeröffent- 
lichung gebradt. 


Sranffurta. M,, den 2. Auguſt 1892. 


Der Magiftrat. 
h Adickes. 


a 
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Ortsſtatut, 
betreffend: 


die Benutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung in 
Fraukfurt a. M. zum PBrivatgebraud,*) 


Nach Zuftimmung der Stadtverordneten-Berjammlung und 
mit Genehmigung des Bezirksausschufies werden auf Grund 
des $ 3 des GemeindeBerfaflungsgeirkes vom 25 März 1867 
für Die Benugung der jtädtiichen Wafferleitung zum Privatge— 
braud) folgende ſtatutariſche Anordnungen getroffen: 


Il. Anmeldung zur Waflerentnahme. 


F 1. Wer aus der ftädtischen Leitung Waller entnehmen 
oder die bereits vorhandene Anjchlußleitung für andere, bislang 
nicht angemeldete Räume oder Zwecke benußen will, hat diejes 
den Rechneiamt jchriftlich unter Benugung der gedrudten An- 
nieldejcheine anzuzeigen. 

Die Anmeldenden haften für die genaue und mahrheit3- 
getreue Ausfüllung der Anmeldeſcheine. Sie unterwerfen fich 
durch deren linterjchrift ſämmtlichen Bejtimmungen dieſes 
Statuts ſowie etwaigen nachfolgenden Beränderungsbeftim- 
mungen. Das jtädtiiche Tiefbau-Amt iſt berechtigt, die ge- 
machten Angaben durch jeine Beamten, denen der Zutritt zu 
lämmtlichen Räumen des mit Wafjer zu verjorgenden Grund- 
ſtücks gejtattet werden muß, prüfen und nöthigenfalls berichtigen 
zu laſſen. 


I. Ausführungund Beichaffenheitder Zuleitungen 
jowie der Brivatleitungen im Innern der 
Grundſtücke. 


Ss 2. Wer eine Abzweigung aus der ſtädtiſchen Leitung 
in ein Privatgrundſtück anzulegen oder zu verändern wünſcht, 
hat dies dem Tiefbau-Amt anzuzeigen. Derartige Anmeldungen 
werden don den Nubnießern oder Miethern eines Grundſtücks 
dann angenommen, wenn zugleich die bejondere, jchriftliche 
Genehmigung des Eigenthimers beigebracht wird. 


=), Die mit geiperrter Schrift gedrndten Stellen enthalten die Er— 
gänzungsbeſtimmungen. 








$S 3. Die Zuleitungsröhren vom jtädtiichen Hauptrohr 
nach dem Privatgrundjtüc werden jeitens des ftädtifchen Tief- 
bau-Amt3 auf Koſten der betreffenden Eigenthümer hergeftellt. 

Die Abzweigung beginnt mit dem Wbzmweigftugen und 
endigt mit dem Schieber bezw. Anflantſchſtück etwa 1 Meter 
von der Grundſtücksgrenze. 

Dem Magiitrate bfeibt es vorbehalten, an Stelle der 
thatfächlich entjtehenden Koften die Bezahlung von Pauſchſummen, 
welche den auf die halbe Straßenbreite berechneten Roften ent- 
iprechen, zu bejtinmen. 

Diefe Zuleitungen bleiben Eigenthum der Stadtgemeinde, 
welhe auch alle Ausbefjerungen derjelben zu eigenen Kojten 
übernimmt. 

S 4. Die Herftelung und Inſtandhaltung der Privat- 
feitungen bleibt den Eigenthümern der betreffenden Grundſtücke 
überlafjen, jedoch dürfen die betreffenden Einrichtungen erft nach 
Genehmigung feitens des ſtädtiſchen Tiefbau-Amt3 ausgeführt 
werden. 

Zu diefem Zwed iſt demjelben vor Beginn der beab- 
fihtigten Einrihtung ein genauer Plan derjelben ſowie ein 
Lageplan des betreffenden Grundſtücks, deren nähere Erforder- 
nifje der Magijtrat zu bejtimmen hat, in zwei Auzfertigungen 
zur Genehmigung einzureichen. 

Die eine Ausfertigung derjelben erhält der Unternehmer 
mit dem Genehmigungsvermerf verjehen zurüd. 

Durch die Genehmigung übernimmt jedoch die Stadtge- 
meinde feinerlei Gewähr oder Verantwortlichkeit für die Zweck— 
mäßigfeit und kunſtgerechte Ausführungen der betreffenden 
Anlagen. 

S 5. Sm allgemeinen find für die inneren Leitungen 
folgende Bedingungen maßgebend: 

1. Zur Sicherung des Grundjtüds gegen Waſſerſchäden 

ift nächft der Frontmauer an einer leicht zugänglichen 
Stelle ein Privat-Abihlußhahn mit Entleerungsvor- 
rihtung in die Leitung einzufchalten. Die Anlage 
weiterer derartiger Privat = Abihlußhähne mit Ent- 
leerungsvorrichtung unterliegt befonderer Genehmigung. 

2. Die bei der Leitungsanlage zu veriwendenden Blei— 

. röhren, welche nur bis zu einer lichten Weite von 
3 


25 mm zuläflig find, müſſen mit einen Schwefel— 
bleiüberzuge verjehen und von gutem gleihmäßigen 
Material fein. | 

Die Gewichte der Bleiröhren per laufenden Meter 
jollen wenigjtens betragen: 

a) bei 10 mm-Röhren 1,50 ke. 

3 > AD r 2.70 ©, 

C) " 20 2 " 4,50 ” 

d) " 25 2 n 6,50 " 
. Für Leitungen von mehr als 25 mm Durchntefjer 
ind nur Nöhren aus innen und außen ladirtem Guß— 
eiſen zuläſſig. 
Sämmtliche Röhren und Leitungstheile müſſen einen 
dauerden inneren Druck von 20 Atmoſphären aushalten 
können. 
. Die Leitungen müſſen überall vor Froſt geſchützt und 
wo diejes nicht erreicht werden kann, mit Entleerungs= 
vorrichtungen verjehen fein. 
. In den Drucleitungen dürfen feine Hähne verwandt 
werden, twelche ein plößliches Schließen des Aus— 
fluſſes geitatten. 
. Die in der Leitung einzufchaltenden Apparate (Ventile, 
Spülvorridtungen, Badeeinrichtungen) müjfen ihrer 
technischen Conftruction nah vom Tiefbau-Amte ge= 
nehmigt jein. An allen Wafjerbehältern find Ueber— 
läufe zuläſſig. Ber Badewannen können diejelben 
direft in Die Ablaufröhren geführt werden. Bei allen 
übrigen UWeberläufen iſt die Führung ins Freie dann 
anzuordnen, wenn auf andere Weife der Abflug nicht 
ſichtbar herzustellen ift. 
. Wenn die Wafjerentnahme in einer Leitung nicht 
direct, ſondern mittelft eines Wafferbehälters gejchteht 
(wie bei Badeeinrichtungen, Dampfkeſſeln u. dgl.), To 
it die Einmündung oberhalb des höchſten Waſſer— 
jpiegel3 anzubringen. 
. Zur Verminderung der die Anlagen ſchädigenden Rüd- 
ſtöße in den Leitungen iſt an dem oberften Theile des 
Steigrohres ein genügend großer Windfeffel anzubringen. 
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10. Bei Wafjeranlagen in Häufern, welche mehrere Mieth- 
wohnungen enthalten, iſt dicht am gemeinschaftlichen 
Steigerohre für jede betreffende Nebenleitung ein Haupt- 
hahn von gleichem Uuerjchnitt der Abzweigung anzu— 
bringen, jo daß die Ausjcheidung jeder einzelnen 
Miethabtheilung von der Wafjerverjforgung möglich 
wird. 

11. Wafjerleitungsporrichtungen fir Gärten, Spring: 
brunnen und dgl. dürfen von der Privatleitung erit 
hinter dem Haupthahnen abgezweigt werden, müfjen 
mit bejonderer Abjperr= eventuell auch Leerlaufs-Ein— 
richtung verſehen jein und zur Froſtzeit außer Ge— 
brauch gejeßt werden. 

12. Wafjerclojets und Piſſoirs dürfen mit der Privat: 
leitung nicht in Directe Berbindung gejegt werden und 
müſſen jo conjtruirt jein, daß bei jeder Benutzung nur 
eine bejtimmte, zu einer kräftigen Spülung hinreichende 
MWaflermenge verwendet wird, 

S 6. Dieim$ 5 aufgeführten allgemeinen Genehmigungs— 
bedingungen fünnen von dem Magiſtrate nad) vorher einzu- 
hofender Genehmigung der Stadtverordnetenverfjammlung dem 
jederzeitigen Bedürfniß entiprechend abgeändert oder Durch andere 
öffentlich befannt zu machende Bejtimmungen ergänzt oder er— 
jegt werden. Der Magiitrat kann in befonderen Fällen nad) 
feinem Ermeſſen von dem Einhalten der einen oder anderen 
Bedingung ganz oder theilweile befreien. 

S 7. Bu jeder Abänderung der Privatleitung-Einricht- 
ungen bedarf es einer erneuerten Genehmigung des Tiefbau- 
Amts. 

S 8 Nach Bollendung der Einrihtung einer Privat: 
leitung wird diefelbe in Gegenwart des ausführenden Technifers 
von einem Beamten des Tiefbau-Amts auf ihre vorichrifts- 
mäßige Ausführung unterfuht und unter Anwendung de3 er- 
forderlihen Waflerdruds auf ‚ihre Dichtigfeit probirt. — Den 
Probeapparat hat der Unternehmer bereit zu halten. — Jede 
ih Hierbei zeigende Undichtigfeit oder vorfchriftswidrige Aus— 
führung überhaupt iſt fofort zu verbeſſern. Erft wenn die 
ganze Anlage genehmigt ijt und der Befteller feine Verbind— 
Iihfeiten erfüllt hat, fann die Wafjerentnahme beginnen. 

. 3* 
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III. Waſſergeld. 


8 9, Der Anſchluß an die ſtädtiſche Waſſerleitung ſowie 
die Entnahme von Waſſer aus derſelben verpflichtet, — ſoweit 
dieſes Statut nicht Ausnahmen enthält, — zur Entrichtung 
eines Waſſergeldes nach Maßgabe der nachfolgenden Be— 
ſtimmungen. 

F 10. Für die an die ſtädtiſche Waſſerleitung angeſchloſſenen 
Grundftüde und Räume wird das Wafjergeld entweder 

a) auf Grund einer Beranlagung (Einfhägung) oder 

b) nad Berhältnis des thatfählichen Verbrauchs auf 

Grund von Waſſermeſſern 
erhoben. 


A. Erhebung nach) Veranlagung. 


8 11. Die Erhebung nad) Veranlagung ($ 10a) tritt 
in allen Fällen ein, für welche diejes Statut nicht andermeite 
Beitimmungen enthält. 

8 12. Das im Wege der PBeranlagung zur Erhebung 
gelangende Wafjergeld beträgt: 


I. für Wohnungen: 


a) für jede 25 Mark jährliden Miethwert Mark 1.—. 
Jede angefangenen 25 Mark werden für voll be- 

rechnet ; 

b) Wohnungen bis zu einem jährlichen Miethwert von 
250 Mark bleiben, jofern das Waller nur zu häus— 
fihen Zweden verwendet wird, von der Entrichtung 
des Wafjergeldes. befreit. Das Tiefbau-Amt ift jedoch) 

berechtigt, dieje. Befreiung in Wegfall zu bringen, fall troß 
ergangener Verwarnung eine Waffervergeudung jtattfindet. 


II. für Geſchäftsräume, 
in welchen 0 
1. Waſſer zum Gejchäftsbetrieb nicht erforderlich erjcheint, 
vielmehr das Wafjer lediglich zum Trinken, Wafchen 
der Perſonen, Reinigen der Räume oder zur Spülung 
von Cloſets benugt wird und welche mit Wohn- 
räumen nicht unmittelbar verbunden find: 


— 


a) bei einem jährlichen Miethwert bis zu 1000 Mark 
— 10 Marf; 

b) bei einem höheren Miethiwert für jede weiteren 1—200 
Mark jährlihen Miethwertes je 1 Marf. 


2. Waller zum Gejchäftsbetrieb erforderlich erjcheint oder 
welhe mit Wohnräumen in Verbindung jtehen, ift 
das Wafjergeld — unbejchadet der Vorjchriften in 8 
12 Nr. IV — nad den Beitimmungen unter Nr. I 
des 8 12 zu entrichten (vergleiche jedoh S 16a.) 
Welche Gejchäftsräume unter Nr. 1 oder 2 der Wr. II 
fallen, entjcheidet das Tiefbau-Amt. Als Miethivert gilt in 
den Fällen I und II der, der ftädtiichen Miethiteuer zu Grund 
gelegte Mieth- bezw. Wohnmwert der betreffenden Räume, bezw. 
wenn die Localitäten nicht zur ſtädtiſchen Miethiteuer veran- 
fagt find, der von dem Rechnei-Amt feitzuftellende Mieth- bezw. 
Mohnwert. 


III. für Gärten: 


Falls Einrichtungen zum Zweck der unmittelbaren Be⸗ 
gießung vorhanden ſind: 
a) bis zu 1000 qm. Slädhe für jede 100 qm jährlich 
6 Marf; 
b) für folche von mehr als 1000 qm. bis zu 5000 qm 
Fläche außerdem für die — je 200 qm 6 
Mark; 
c) für größere, mehr als 5000 qm Haltende Flächen 
bleibt bejondere Beſtimmung vorbehalten. 
In den Fällen a und b werden jede angefangenen 100 
bezw. 200 qm für voll gerechnet. 


IV. 


In allen Fällen (I., II. III.) ijt außerdem bejonders 
zu zahlen: 
a) für jede Badeeinrichtung jährlih 6 Mark; 
b) für Piſſoirs mit fortwährender Spülung pro m 
Standlänge jährlih 10 Mark; 
c) für Springbrunnen oder Beriefelungsanlagen ein bom 
Tiefbau-Amt zu beftimmender Paufchbetrag, welcher 


entweder duch Meſſung oder durch Schäßung des 
Durchſchnittsverbrauchs auf Grund einer Aichung er— 
mittelt wird. 

In den Fällen b und é kann nah dem Ermefjen des 
Tiefbau-Amts Abgabe des Waſſers nah Waſſermeſſer ver— 
langt werden. In dieſem alle findet der S 16 Anwendung. 

8 13. In Miethäuiern, in welchen ſich offene gemein- 
ſchaftliche Zapfitellen (Cloſets, Wajchküchen 2c.) befinden, jind 
jämmtlihe Hausbewohner verpflichtet, na) Maßgabe diejes 
Statut3 Wafjergeld zu zahlen. (Vergl. jedoh $ 121.b.) 

8 14. Die Bezahlung des gemäß den Beitimmungen in 
88 12 und 13 zu entrichtenden Waſſergelds liegt den Inhaber 
(Eigentümer, Nubnießer, Mieter) der betreffenden Grundjtücde 
oder Räume ob. 

Bei Gärten (Nr. III des 8 12) und hydrauliſchen 
Betrieben (8 16c), welche der gemeinjchaftlichen Benugung 
mehrerer Bewohner —— Liegenſchaft dienen, iſt der Eigen— 
thümer oder Nutznießer der Liegenſchaft zur Zahlung ver— 
pflichtet. 

Gleiches gilt von Springbrunnen, hin— 
ſichtlich welcher die Zahlung des Waijer- 
geldes nicht von Anderen übernommen iſt. 

S 15. Das nah Veranlagung zu zahlende Waſſergeld 
(S 12—14) iſt in vierteljährlichen Theilzahlungen im Boraus 
zu entrichten. 

Die Beranlagung und Hebung des Waſſergeldes erfolgt 
durch das ſtädtiſche Rechnei-Amt, welchem ſeitens des ftädtiichen 
Tiefbau-Amts die zur Veranlagung erforderlichen MittHeilungen 
zu machen find. 

Die Veranlagung erfolgt, abgejehen von der erſten Ver— 
anlagung, halbjährlich zum 1. April und 1. October. 

Wer innerhalb des Halbjahres zum Waſſerbezug aus der 
jtädtiichen Leitung angemeldet wird (jei eg, daß er bisher über- 
Haupt noch fein Waſſer aus Dderjelben bezog, jei es, daß er die 
bereit3 vorhandene Leitung ausdehnen oder zu anderen, bislang 
nicht angemeldeten Räumen oder Zwecken benußen will), ijt 
bom erjten desjenigen Monats, in welchem die Anmeldung 
erfolgte, zur Zahlung des Waflergeldes bezw. des höheren 
Waſſergeldes verpflichtet. 


0 





Eine innerhalb des Halbjahres erfolgende, völlige oder 
theilweiſe Abmeldung des Mafferbezugs (wozu jedoch eine bloße 
Beränderung im Wafjerbezuge wegen Wechjelns der Wohnung 
nicht gehört) verpflichtet zur Zahlung des bisherigen Waſſer— 
geldes bis zum Ablauf desjenigen Monats, in weichem die Ab- 
meldung erfolgte. 

Im Uebrigen werden alle jonjtigen, innerhalb des Halb- 
jahres eingetretenen Beränderungen im Waflerbezuge, nament- 
ih in Folge eines Wechjel3 der Wohnung oder einer Nender- 
ung des Miethswerth der letzteren erjt vom Beginn de3 nächiten 
Halbjahrs und nur dann zu Gunften des Ber: 
pflidteten berüdjihtigt, wenn fie vorher 
angemeldet find. 

Ebenjo ift die Verpflichtung zur Zahlung des Wajjergeldes 
nicht dadurch bedingt, daß während des Zeitraumes der Ver— 
anlagung eine Benugung der Waſſerleitung thatſächlich jtattge- 
funden hat. 


B. Erhebung nah Waſſermeſſern. 


8 16. Die Erhebung des Wafjergeldes nad) Waſſer— 
mejjern (S 105) findet jtatt bei Benußgung der Waſſerleitung: 


a) für Fabriken und folche gewerbliche oder landwirth— 
ihaftliche Betriebe, welche größere Waſſermengen ver— 
brauchen. (Färbereien, Gerbereien, Brauereien, 
Brennereien, Gärtnereien, Biehhaltungen u. ſ. w.) 

b) fir Bauten und jonjtige vorübergehende Zwecke, 

c) bei Waſſerabgabe für Hydraulijde 
Betriebe mit Ausnahme derjenigen, 
welche jih in Häuſern zum AUlleinbe- 
wohnen befinden und lediglid häus— 
(iden Zweden dienen, 

d) in allen Fällen der Wafjerentnahme, wenn nad) dem 
Ermeſſen des Tiefbau-Amts eine Vergeudung des 
Waſſers, insbejondere eine UWebertretung der Vor— 
ſchriften in $ 23 zu befürchten jteht. 

Der Preis des chm Waſſer in den Fällen a—d beträgt 

während der Monate April bis September 25 Pf., während 
der Monate October bis März 15 Bf. 
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Welche Fabriken und Gewerbebetriebe unter a fallen, ent- 
icheidet das Tiefbau-Amt. Dempfelben bleibt auch überlafien, 
im Falle a und b von der Aufitellung der Waſſermeſſer Ab- 
jtand zu nehmen und jtatt defien einen durch Wichung des 
Ausflußrohres oder jonft zu ermittelnden Durchſchnittsverbrauch 
der Berechnung zu Grunde zu legen. 


8 17. Die Wafjermefjer werden vom jtädtiichen Tiefbau- 
Amt unentgeltlich dargeliehen, doc fallen dem Conjumenten alle 
Unterhaltungs- und Erneuerungsfojten zur Laſt, welche nicht 
durch die ordnungsmäßige Abnutzung des Meſſers veranlaßt 
werden. 


S 18. Das nah 8 16 zur Erhebung gelangende Waſſer— 
geld kann nach Ablanf eines jeden Monats von dem Rechnei— 
Amt erhoben werden. 

F 19. Das Wafjergeld iſt eine für die Benutzung der 
jtädtiichen Waſſerverſorgungs-Anſtalt zu entrichtende bejondere 
Abgabe (Gebühr), welche gemäß 8 75 des Gemeinde-Verfaſſungs— 
Sejeßes und 8 1 Nr. 3 der Verordnung vom 22. Sept. 1867 
(©. Bl. p. 1553) der Beitreibung im Verwaltungs: Zwangs- 
verfahren unterliegt. 

S 20. Das Tiefbau-Anıt ift den Wafjerentnehmern gegen 
über berechtigt, an Stelle von Duell- oder Grundwaſſer auch 
Flußwaſſer zu liefern: 

a) für Gärten ($ 12, IIl.), 

b) für Springbrunnen und Piſſoirs (S 12, IV. b. ce.) 

c) für Bauten ($ 16 b), 

d) bei Wafferabgabe für hydrauliſche 

Betriebe, 
e) für fonftige geeignete größere gewerbliche Zwecke nad 
Ermejjen des Magiftrats. 

Die Verpflichtungen der Wafjerentnehmer werden hierdurch 
nicht geändert. Jedoch beträgt in den Fällen d und e bei 
einem Wafjerverbraud von mehr al3 1000 cbm. vierteljähr- 
(ih der Preis des chm Flußwaſſer während des ganzen Jahres 
nur 10 Pfennig. 


Auch find, falls bereit3 in dem betreffenden Grundjtüde 
eine Privatableitung aus der ſtädtiſchen Duellwafierleitung be— 


jteht, die durch die vom Tiefbau: Amte verlangte Einführung 
der Flußwaſſerleitung entitehenden Koſten von der Stadtgemeinde 
zu tragen. 

8 21. Die Benugung der auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen befindlihen NRöhrbrunnen der jtädtischen Waflerlettung 
jteht Jedermann, jedoch Lediglich für den gewöhnlichen Haus: 
bedarf unentgeltlich frei, wogegen jede weitergehende Benubung 
des Waſſers aus diefen Brunnen, insbejondere zu gewerblichen 
und landwirthſchaftlichen Zweden, ſowie das Holen des Waſſers 
mittelft Hand» oder andern Fuhrwerks unterjagt it. 

8 22. Alle unter obigen Beſtimmungen nicht vorgejehenen 
Fälle der Waflerentnahme aus der jtädtiichen Leitung bleiben 
bejonderer Bereinbarung mit dem Magijtrate vorbehalten. 


IV. Gebrauhsbeitimmungen. 


S 23. Bei der Wafferentnahme auf Grund von Veran: 
fagung (8 12 ff.) darf: 

a) das Waffer nur für die im Anmeldeformular ($ 1) 
bezeichneten bezw. bei der Feitiegung des Waſſergeldes 
vorgejehenen Räume und Zwede benugt werden, außer 
zur Unterdrüdung von Feuersgefahr. 

Insbeſondere iſt e3 unterjagt, das Waller zum Be— 
Iprengen oder WBeriejeln von Gärten oder Höfen zu 
verwenden, für welche nicht gemäß 8 12, III ein 
Waſſergeld entrichtet wird, jedoch ift ein Begießen mit 
Handgießkannen gejtattet: 
darf fein Waller an dritte Perſonen, ſei es unent— 
geltlih oder gegen Bergütung abgegeben werden ; 

c) darf das Waſſer, abgejehen von Piſſoirs mit fort: 
währender Spülung oder Springbrunnen (S 12, IV 
b und c) nicht fortdauernd aus der Leitung fließen, 
vielmehr ift jeder Krahnen jofort nad) dem Gebraud) 
wieder zu ſchließen und jede Wafjervergeudung zu 
vermeiden ; 

d) dürfen Feuerhähne nur bei Feuersgefahr geöffnet, nicht 
aber zu anderen Sweden benugt werden; 

e) darf auch bei dem befugten Beiprengen von Straßen, 
Gärten und Hofräumen u. ſ. w. ein Beriefeln nicht 
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ſtattfinden, vielmehr muß derjenige, welcher die Be— 
ſprengung ausführt, den Schlauch in der Hand be— 
halten. 


8 24. Dem Magiſtrat ſteht die Befugniß zu, nach ſeinem 
Ermefien fiir bejonders geeignete Fälle die Wafjerentnahme nur 
auf Grund bejonderer Gebrauchsbedingungen zu gewähren. 


8 25. Zuwiderhandlungen gegen die Borjchriften Des 
$ 23 werden — unbejchadet der jonjtigen civil- und ftrafrecdht- 
fihen Folgen — auf Grund der Polizeis-Berordnung vom 
heutigen Tage mit Geldbuße bis zu 30 Marf, eventuell mit 
entiprechender Haft beitraft. Ueberdies fann bei fortdauernder 
MWaffervergeudung und vergebliher Bejtrafung ſeitens Des 
Magiftrats die Schließung der Privatleitung verfügt werden. 


V. Sonitige Beltimmungen. 


S 26. Dem Wafjerabnehmer jteht Fein Anjpruch auf 
Schadenerjag zu wegen Unterbrehuug der Wafjerlieferung oder 
weil er das Waſſer nicht in genügender Menge oder Beichaffen: 
heit oder unter dem gewünjchten Drud erhält. 


8 27. Sollte der Wafjervorath der ſtädtiſchen Waſſerleitung 
jih derartig verringern, daß für den öffentlichen oder für den 
unmittelbaren häuslihen und wirtbichaftlichen Bedarf ein 
Wafjermangel zu befürchten jteht, jo kann die Benugung des 
Waſſers zunächit für Lurus- und jodann für gewerbliche Zwede 
vom Magiftrate bejchränft oder ganz unterjagt werden, ohne 
daß dieſerhalb Entichädigungs- Ansprüche irgend welcher Art, 
insbejondere wegen Entwerthung bejtehender Anlagen geltend 
gemacht werden fünnen. Jedoch haben die Betheiligten einen 
Anſpruch auf entfprechende Ermäßigung des Waſſergeldes nad) 
Maßgabe des S 15 des Statuts. 


S 28. Gegen die Veranlagung oder Berechnung des 
Wajjergeldes jeitens des Nechnei-Amt3 fteht binnen einer Aus— 
ihlußfrift von zwei Wochen die Bejchwerde an den Magiftrat zu. 


Segen den Beihluß des Leßteren findet die Klage im 
Berwaltungsitreitverfahren Itatt. 
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S 29. Borjtehende Bejtimmungen treten mit bem 1. April 
1889 in Kraft. Mit diefem Beitpunfte find ſämmtliche früheren 
wegen der Benubung der jtädtiichen Waſſerleitung erlafjenen 
Beitimmungen aufgehoben. 


Sranffurt a. M., den 1. Februar 1889. 
bez 2. Auguſt 1892. 


Städt. Anzeigebl. 1892 Nr. 63, S. 465. Amtsbl. 1592 
Nr. 57,6. 378, 


Volgei-Nerordnung 


betreffend die Abwendung von Feuerdgefahr bei der Errichtung 
bon Gebäuden und der Lagerung von Materialien in der Nähe 
der dem Gejege über die Eijenbahnunternehmungen vom 3. 
November 1838. (©. S. ©. 505) unterjtehenden Eijenbahnen. 

Auf Grund des S 137 des Geſetzes über die allgemeine 
Sandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. ©. ©. 195) und 
88 6, 12 und 13 der Allerhöchiten Verordnung über Die 
Polizei-VBerwaltung in den neu erworbenen Landestheilen von 
20. September 1867 (©. ©. S. 1529) wird unter Zuſtim— 
mung des Bezirksausſchuſſes für den NRegierungsbezirt Wies- 
baden folgendes verordnet. 

S 1. Gebäude und Gebäudetheile, die weder aus un: 
verbrennlihen Materialien hHergejtellt, noh durch Rohrputz 
oder in anderer gleich wirkſamer Weiſe gegen Entzündung 
durch Funken gefichert find, müſſen von Eiſenbahnen eine von 
der Mitte de3 nächſten Scienengleifes zu berechnende Ent: 
fernung von mindejtens vier Metern inne halten. Dasſelbe 
gilt von allen Deffnungen in Gebäuden, die nicht durch min» 
deſtens 1 Zentimeter jtarfe3 nach allen Seiten hin fejt einges 
mauertes Glas abgejchlojien find. 

Für Gebäude, Gebäudetheile und Deffnungen, die unter: 
halb der Oberkante der Schienen liegen, tritt an Stelle der 
Entfernung von vier Metern eine jolche von fünf Metern, 


Gebäude, Gebäudetheile und Deffnungen, die mehr als 
jieben Meter oberhalb der Oberkante der Schienen liegen, find 
den voritehenden Beltimmungen nicht unterworfen, während 
für Gebäude mit nicht feuerficheren Dächern und für Oeff— 
nungen in Gebäuden zur Lagerung leicht entzündlicher Gegen- 
jtände die weitergehenden Beitimmungen der SS 2 und 3 zur 
Anwendung gelangen, 


Ss 2. Gebäude mit weichen, nicht feuerficheren Dächern 
ſowie Gebäude, bei denen die Dachpfannen mit Strohdoden 
eingededt find, müjjen von Eifenbahnen eine von der Mitte 
des nächſten Schienengleiies zu bevechnende Entfernung von 
mindeſtens fünfundzwanzig Metern innehalten. 


Liegt die Eijenbahn auf einem Damm, jo tritt zu der 
Entfernung von fünfundzwanzig Metern noch die anderthalb 
fahe Höhe des Dammes, jo daß beiſpielsweiſe, wenn Die 
Höhe des Dammes zehn Meter beträgt, für die im erjten Ab— 
age bezeichneten Gebäude eine Entfernung von mindejtens 
25 — 15 — 40 Meter innegehalten werden muß. 


S 3. Die Beitimmungen des S 2 finden entjprechende 
Anwendung auf jede nicht durch mindejten® 1 cm ftarfes, 
nad allen Seiten Hin feft eingemauerte® Glas abgeſchloſſene 
Deffnung in den der Eijenbahn zugefehrten Wänden aller 
Gebäude, die zur Lagerung leicht entzündlicher Gegenftände 
dienen. 


Bei ſolchen Gebäuden werden den der Eijenbahn zuge- 
fehrten Wänden diejenigen ihr nicht ganz abgefehrten Wände 
gleich geachtet, deren NRichtungslinte mit der Bahnachſe einen 
Winkel von höchſtens 60 Grad bildet. 

8 4. Leicht entzündliche Gegenftände die nicht durch 
feuerfejte Bedachungen oder durch ſonſtige Schugvorrichtungen 
gegen das Eindringen von Funken und glühenden Kohlen ge- 
jihert find, dürfen bei Eijenbahnen nur in einer Entfernung 
von mindeſtens achtunddreißig Metern von der Mitte des 
nächſten Schienengleijes gelagert werden. 

Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, fo tritt zu der 
Entfernung von achtunddreißig Metern noch die anderthalbfache 
Höhe des Dammes (vergl. 8 2, Abi. 2). 
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8 5. Dispenje von den Beitimmungen der SS 1 bis 4 
find ftatthaft, wenn nad) Lage der Verhältniſſe auch bei ge- 
tingerer Entfernung von der Mitte des nächiten Schienengleifes 
die Feuersgefahr ausgeſchloſſen erjcheint. 

Ueber die Ertheilung der Dispenje beichließt der Kreis— 
ausſchuß in Stadtkreijen und in den zu einem Landfreije ge» 
hörigen Städten von mehr als 10,000 Einwohnern der Be: 
zirksausſchuß. 

86. Binlichtlic derjenigen Gebäude und leicht entzünd— 
lihen Gegenjtände, die bei der Anlage einer Eifenbahn inner- 
halb der in den SS 1 bis 4 feftgefegten Entfernungen bereits 
vorhanden, beziehungsweiſe gelagert find, hat der Regierungs— 
präfident zu bejtimmen, ob und welche Vorkehrungen zum 
Schuge gegen Die durch die Nähe der Eifenbahn bedingte 
Feuersgefahr getroffen werden müſſen. 

S 7. Mebertretungen diejfer Polizei - Verordnung werden, 
joweit nicht ſonſtige weitergehende Strafbeitimmungen, insbe- 
iondere 8 367, Biffer 6 und 15 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
Pla greifen, mit einer Geldftrafe bis zu ſechszig Mark oder 
im Unvermögensfalle mit entjprechender Haft geahndet. 

8 8. Auf die zum Betriebe der Eijenbahn erforderlichen 
Gebäude und Materialien findet dieſe Polizei-Verordnung 
feine Anwendung. 

9. Die Polizei > VBerodnung vom 27. Januar 1875, 
betreffend die Abmwendung der Feuersgefahr bei den in der 
Nähe von Eijenbahnen befindlichen Gebäuden und lagernden 
Materialien, wird hiermit aufgehoben. 


Wiesbaden, den 23. Januar 1893, 
Der Königlihe Regierungs-Bräfident. 
3. B. 
Irhr. v. Reiswitz. 
(Amtsblatt 1893, Nr. 5 ©, 55.) 


BaupolizeisBerordnung. 


Unter Hinweis auf die Polizeis-VBerordnung des König- 

| lichen Regierungs-Präfidenten zu Wiesbaden vom 23. Januar 
1893, betr. die Abmwendung von Yeuersgefahr bei der Errichtung 

von Gebäuden und der Lagerung von Materialien in der Nähe 
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=>. de: u 


der dem Geſetze über die Eijenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838 (G. ©. ©. 505) unterjtehenden Eiſen— 
bahnen, — Amtsblatt für den Stadtfreis und für den Land— 
freis Frankfurt a M. Nr. 5 — wird auf Grund der SS 5 
und 6 der Allerhöchſten Verordnung über die Bolizeiverwaltung 
in den neu erworbenen Landestheilen vom 20. September 
1867 (©. ©. ©. 1529) fowie der 88 143 und 144 Des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (©. ©. ©. 195) unter Zujtimmung des Gemeinde— 
Vorſtandes die nachſtehende BaupolizeisBerordnung erlaffen. 

Bei Anträgen auf Ertheilung eines Baubejcheides für nicht 
zum Betrieb der Eijenbahnen bejtimmte Gebäulichfeiten, welche 
im geringerer Entfernung als 50 Meter von einem Eijenbahn- 
geleije liegen, ist in den gemäß $ 3 Nr. 4a der Bauordnung 
vom 15. Juli 1884 mit dem Baugeſuch einzureichenden 
Situationsplan das betreffende Schienengeleife einzuzeichnen und 
der Abjtand des Gebäudes von demjelben in Zahlen einzu- 
ichreiben, auch, falls das Geleife auf einem Damme liegt, die 
Höhe des Dammes über dem Terrain anzugeben. 


Frankfurt a M., den 25. Juli 1893. 
Der Magiitrat. (Baupolizei.) 
Adickes. 


Städt. Anzeigeblatt 1893, Nr. 61, ©. 503, Amtsblatt 
1893 Nr. 34 ©, 324. 


Volizei-Derordnung 


betreffend Die banlihe Anlage und Die innere 
Einrihtung von Theatern, Cireusgebäuden und 
öffentlichen Berſammlungsräumen. 


Auf Grund der SS 6, 12 und 13 der Allerhöchſten Ver— 
ordnung vom 20. September 1867 über die Wolizeiver- 
waltung in den neu erworbenen Randestheilen (G. ©. ©. 1529) 
und 88 137, 138 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung von 30. Juli 1883 (©. S. S. 195) wird 
unter dem 25. November 1889 erlajjene Bolizei » Verordnung 
(Amtsblatt Nr. 51 von 1889) für den Umfang des Regierungs- 
bezirf3 Wiesbaden unter Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes 
folgende Polizeiverordnnung erlafjen : 


II. Vorſchriften für beitehende Anlagen. 
A. Theater. 


Ss 79. Für bejtehende Theater gelten folgende Mindeſt— 
forderungen: 

1. Die Trennungswand zwijchen Zujchauerhaus und Bühnen- 
haus muß in Stein oder in einem anderen feuerjicheren Material 
bergejtellt jein. Die Bühnenöffnung muß durd einen Schuß- 
vorhang oder durch ficher und Teicht bewegliche Schiebethore, 
entjprechend den im 8 20, Abjab 3 bis 5, gegebenen Vor— 
ſchriften, feuer- und rauchſicher abgejchloffen werden können; 
von der Forderung des 8 20, Abſatz 4, kann ausnahmsweiſe 
abgeſehen werden. 

2. Im Bühnen- und Zuſchauerhauſe müſſen hölzerne 
Fachwerks- und Bretterwände — mit Ausnahme von Trennungs— 
wänden innerhalb des Zuſchauerraumes, ſowie von Trennungs— 
wänden zwiſchen Zuſchauerraum und Corridoren oder anderen 
Vorräumen — auf beiden Seiten, dagegen Balkendecken und 
hölzerne Treppen an den Unteranſichten mit Mörtel ver— 
putzt ſein. 

Ausnahmsweiſe kann bei decorirten Balkendecken von einer 
Verputzung der Unteranſichten abgeſehen werden, wenn oberhalb 
der Decken ein feuerſicherer Belag hergeſtellt iſt. 
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Die Verpugung der Unteranfichten hölzerner Treppen if: 
entbehrlich, wenn der Raum darunter durch feuerfichere, weder 
mit Thüren noch ſonſtigen Deffnungen verjehene Verſchläge ab- 
gefchloffen if. Im Uebrigen find Verjchläge unter hölzernen 
Treppen unzuläſſig. 

3. Treppenräume und Corridore müſſen mit geniigenden 
Vorkehrungen zum Abzuge des Rauches verjehen fein. 

4, Alle Treppen müfjen Geländer oder Handläufer haben, 
welche auf beiden Seiten an den Treppen entlang führen und 
an den Enden jedes Laufes mit einer den Verkehr nicht Hindern- 
den Rrümmung abichließen. 

5. Meber der Bühne und über dem Zufchauerraum 
müfjen leicht und ficher zu handhabende Rauchabzüge vorhan- 
den fein. 

6. Rauchabzüge und Oberlichter müfjen zwiſchen Deden 
und Dächern feuerjihere Wandungen haben. Unterhalb der 
äußeren Oberlichter müſſen Drahtnege vorhanden fein. 

7. Alle Ausgänge müſſen als ſolche kenntlich gemacht 
jein und jtet3 für die ungehinderte Benußung bereit gehalten 
werden. 

Die nächften Wege zu den Ausgängen in’s Freie müfjen 
durch Richtungspfeile an den Wänden bezeichnet jein. 

Alle Thüren müſſen nad außen auffchlagend derart an— 
geordnet jein, daß durch die geöffneten Flügel der Verkehr in 
Eorridoren und Treppenräumen nicht behindert wird. Die 
Thüren im PBarfett wie in den Rängen dürfen fich nicht gegen 
die Richtung der das Theater von dort verlafjenden Menſchen— 
itröme öffnen, müſſen ſoweit als thunlich herumjchlagen und 
an den Wänden durch jelbjtthätig wirkende Federn feitgehalten 
werden, 

Die Beibehaltung von Thüren, welche den vorjtehenden 
Anforderungen nicht entſprechen, iſt ausnahmsweiſe zuläfjig, 
jofern fie nur von wenigen Perſonen benußt werden oder durch 
ihre Abänderung eine Verbeſſerung des beftehenden Zuſtandes 
nicht zu erreichen iſt. 

Die Verſchlüſſe der Thüren müſſen jo eingerichtet fein, 
daß fie durch einen, in Höhe von etwa 1,20 m über dem 
Fußboden angebradten Griff von innen leicht zu öffnen find, 
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Bei zweiflüglihen Thüren kann ausnahmsweije zugelafjen 
werden,’ daß jeder Flügel bejonders in diefer Weife zu öffnen 
iſt. Kanten und Schubriegel find ausgeſchloſſen. 

8. Als die geringste zuläflige Breite eines Sites foll 
da3 Maß von 45 cm und als der Fleinfte zuläffige Abjtand 
der Sitreihen das Maß von 80 cm, bei jelbjtthätig aufichlagen- 
den Nlappfiten das Maß von 70 cm gelten. 


Die Zahl der Site in ununterbrochener Reihe neben einem 
Seiten- oder Zwilchengange darf im Parkett und erjten Range 
15, in den übrigen Rängen 12 nicht überjteigen, 

Bei ſonſt günftigen Entleerungsverhältnifjen find Aus: 
nahmen zuläjlig, wenn vorjtehende Forderungen-nur mit weit 
gehenden Wenderungen erfüllt werden können. Insbeſondere 
fann in den Rängen, falls hier eine Berbejjerung der Ent- 
(eerungsverhältniffe durch Anlage von Zwiſchengängen nicht zu 
erreichen ift — je nachdem der Abjtand der Sihreihen das 
Maß von 80 cm, bei Klappiigen von 70 cm überjteigt — 
eine verhältnigmäßig größere Anzahl, jedoch höchſtens von 20 
Sigen in ununterbrochener Neihe neben einem ange zuge— 
lafjen werden. 

Für Stehpläge dürfen höchjtens 3 Perſonen auf 1 qm 
Grundfläche gerechnet werden. 

9. Treppenpodefte, Flure, Corridore, jowie Seiten und 
Zwiſchengänge find von allen Berfehrshindernijjen freizuhalten, 

10. Die Lage und Breite der Gänge im Zufchauerraum, 
fowie die Anzahl, Lage und Breite der aus dem Zufchauer- 
raun auf die Corridore oder Vorräume führenden Thüren muß 
der Forderung entiprechen, daß für 70 Perſonen 1 m lichte 
Breite vorhanden it. 

Ausnahmen hiervon können in einzelnen Fällen bis zur 
Grenze von 1 m fir 100 Perſonen zugelajjen werden. 

11. Die außerhalb des Zujchauerraumes befegenen Vor— 
räume, Gorridore, Treppen, Flure und Ausgänge müſſen der 
Forderung entiprechen, daß für 120 Berjonen 1 m lichte 
Breite vorhanden iſt. 

Ausnahmen find für die Parkett-Corridore zuläffig, falls 
dort den Thüren des Zufchauerraums gegenüber Ausgänge 
von entjprechender Breite unmittelbar in's Freie führen. 
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Wenn es nach der Anlage des Theaters ohne erhebliche 
Aenderung der Subſtanz des Gebäudes nicht möglich iſt, die 
dem Verhältniß von 1 m für 120 Perſonen entſprechenden 
Breiten herzustellen, fann Ausnahmsweiſe bei jonjt günjtigen 
Entleerungsverhältnifjen das Verhältnig von 1 m für 150 
Perſonen und als äußerjte Grenze das Verhältniß von 1 m 
für 200 Perſonen zugelafjen werden, 

Wenn die Ausgänge aus Theatern in Höfe oder Gärten 
von der im $ 70 bezeichneten Größe führen, fo kann die 
Breite der Durchfahrten, welche diefe Höfe oder Gärten mit 
der Straße verbinden, ausnahmsweife nach dem Berhältniß 
bon 1 m für 300 Berjonen bemejjen werden. 

12. Das Bühnenhaus muß mindeftens einen bejonderen, 
auf furzem Wege ins Freie führenden Ausgang bejigen. Mit 
diejem Ausgange müſſen die Bühne und die Garderoben für 
das Berfonal derart in Verbindung ftehen, daß der Weg aus 
den Garderoben nicht über die Bühne führt. 


Für das Perſonal müſſen zwei Treppen, welche mit dem 
Ausgange aus dem Bühnenhaufe in Verbindung ftehen, vor— 
handen fein. Ausnahmsweiſe foll nur eine Treppe genügen, 
falls fie ausreichend breit iſt und das Perſonal auf ihr den 
Ausgang in's Freie Schnell und fiher zu gewinnen vermag. 

13. Die Verwendung von Mineralölen zu Beleuchtungs⸗ 
zwecken irgend welcher Art iſt verboten. 


14. Theater, welche mehr als 1200 Zuſchauerplätze ent— 
halten, müſſen unter Beobachtung der im 8 25 gegebenen 
Vorſchriften elektriſch beleuchtet werden. | 

Gasleitungen in jolchen Theatern find nach Einführung 
der eleftriichen Beleuchtung mit Genehmigung der Bolizeibe- 
hörde nur injoweit zuläjlig, al$ dies zur Erwärmung von 
Bügeleifen, Brennjcheeren, jowie zu bejonderen fcenijchen Effef- 
ten unbedingt nothwendig iſt. Werden außerdem noch Gas— 
röhren im Gebäude belafjen, jo dürfen fie mit benugten Gas— 
feitungen weder im Gebäude noch auf der Straße in Ber: 
bindung jtehen. 


Ausnahmsweiſe kann von der eleftrijchen Beleuchtung aud) 


bei Theatern mit mehr als 1200 Zuſchauerplätzen abgejehen 
werden, wenn die Entleerungsverhältniffe günftige find. 
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15. Für Gasbeleuchtung gelten die Beſtimmungen des 
8 41, jedoch können von der Vorſchrift, wonach die Räume, 
in welchen ſich Gasmeſſer befinden, unmittelbar von außen 
Luft und Licht erhalten jollen, Ausnahmen gejtattet werden. 

16. In allen Theatern muß eine Nothbeleuchtung nach 
den Borjchriften des 8 26 vorhanden jein. 

17. Die Erwärmung des Zufhauerraumes und der Bühne 
mit ihren Nebenräumen, einjchließlih der Garderoben und An- 
fleideräume, joll durch Gentralheizungen erfolgen, für welche 
nachjtehende Bejtimmungen gelten: 

a) Die Heizfammern müfjen von außen ber zugänglich 

fein; jedoch Fann Hiervon abgejehen werden, wenn 
fie rings don maffiven Wänden, Fußböden und Deden 
umfchlofien, fowie von den angrenzenden Räumen 
durch maſſive Vorgelege mit felbjtthätig zufallenden, 
feuerficheren Thüren, oder durch ſonſtige Sicherheits- 
vorfehrungen getrennt find. 
Ranäle für die Leitung heißer Luft fowie Hohlräume 
zur Unterbringung von Dampf oder Wafjerheizröhren 
müſſen durchweg von Wänden aus feuerficherem 
Material umſchloſſen und jo angelegt fein, daß fie 
von Staub gereinigt werden fünnen. 

c) Brennbare Stoffe müſſen von Austrittsöffnungen für 

heiße Luft, jowie von Metallröhren zur Leitung von 
Dampf oder heißem Wafjer entweder 25 cm nad) 
jeder Richtung entfernt, oder — ſofern dies mit 
Schwierigfeiten verbunden iſt — in anderer Weife 
dur Schutzbekleidungen aus Drahtpuß oder dergl. 
gegen Erhigung ausreichend gejichert jein. 

In einzelnen nicht unmittelbar mit der Bühne oder dem 
Zufhauerraume zufammenhängenden Räumen kann die Ver— 
wendung von Kachelöfen unter befonderer Vorficht bei Anlage 
der Ranchrohre, der Feuerung und des Aichenfalles gejtattet 
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Die Anbringung bon DERSDOEEHJ LUNGEN in den Magazin- 
räumen iſt überhaupt verboten. 

18. In Bezug auf Safferverforging und Feuerlöſch— 
Einrichtungen ſind die — des A; 29 un 
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Bon der Borichrift, daß das Theatergebäude mit einer 
Negenvorrichtung verjehen fein muß, kann Abjtand genommen 


werden. 


19, 


a) 


b) 


C) 





Für den Betrieb gilt Folgendes: 


Die Aufbewahrung von Dekorationen, Requifiten und 
dergleichen ift im Zuſchauerhauſe jowie in den von 
der Bühne nicht feuerjicher abgejchlojfenen Räumen 
verboten und auf und über der Bühne nur in joweit 
gejtattet, al3 jene Gegenjtände für die unmittelbar 
bevorjtehenden Proben und Borjtellungen gebraucht 
werden. Ausnahmen find unter Anordnung der er- 
forderlihen Sicherheitsmaßregeln zufäffig. 


Ein Werkjtättenbetrieb von Tijchlern, Klempnern, 


Schloſſern und Schmieden iſt im Zufchauerhaufe nur 


in jolhen Räumen des Kellergeſchoſſes zuläſſig, welche 
überwölbt und Tediglih von außen zugänglich find; 
im Bühnenhauje nur in ſolchen Räumen, welche mit 
der Bühne, der Unterbühne und den Bühnenfellern, 
oder mit den Räumen für das Berjonal feine un 
mittelbare Verbindung haben. 


Werkjtätten von anderen Handwerkern, Malern, 
Schneidern u. |. w. find im Zufchauer- und im Bühnen- 
Haufe unter Anordnung der erforderlichen Sicherheits- 
maßregeln, insbejondere für etwaige Feuerungsein- 
richtungen, jtatthaft. 

Ale Werfjtätten müſſen gegen die benachbarten 
Räume durch rauch- und feuerfichere Thüren abge— 
ſchloſſen fein. 

Das Rauchen im Theatergebäude ift verboten, kann 
jedoch für einzelne Reftaurationsräume, für Wohnungen 
und Geſchäftsräume, gejtattet werden. 


Die Verwendung von unverwahrtem Feuer oderkicht, 
bon beweglichen Beleuchtungsförpern und von Feuer- 
effeften im Bühnenraum ift nur, foweit als es die 
Boritellungen nöthig machen, mit bejonderer Er⸗ 
laubniß zuläſſig, welche für beſtimmte Stücke ein * 
allemal ertheilt werden kann. 
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Im Uebrigen iſt das Betreten der Gaderoben, Ma— 
gazinräume und des Zuſchauerhauſes mit unverwahr— 
tem Feuer oder Licht verboten. 

Die Verwendung von Feuerwerk iſt unzuläſſig. 

Für Schüſſe dürfen nur Pfropfen aus ungefähr— 
lichem Material, zum Beiſpiel Kälberhaar oder Asbeſt— 
wolle verwendet werden. 

Die Räume des Theaters ſind alljährlich nach vor— 
gängiger Anzeige bei der Polizeibehörde mindeſtens 
einmal gründlich zu reinigen. 

Zwiſchen den zur Benutzung eingeſtellten Dekorationen 
und den ſeitlichen Umfaſſungsmauern der Bühne muß 
ein Gang von mindeſtens 1 m Breite frei gehalten 
werden, welcher auch bei Bewegung der Dekorationen 
nicht gejperrt werden darf. Das Gleiche gilt von 
der Hinteren Umfafjungsmauer, wenn fich dort der 
einzige Ausgang in's Freie (vergl. Nr. 12) befindet. 

Bon der vorgejchriebenen Breite des Ganges kann 
ausnahmsweise abgejehen werden, wenn fie jich ohne 
erheblihe Aenderung des Subſtanz des Gebäudes 
nicht erzielen läßt. 

Der Raum zwifchen der erjten und zweiten Couliſſe 

muß für den Dienſt der Fenerlöih- Mannschaften frei 
gehalten werden. 
Das Deffnen und Schließen des Schußvorhanges oder 
der Schiebethore joll während der Spielzeit täglich 
einmal in ©egenwart der Feuerwache probemetje 
vorgenommen werden. Die Bühnenöffnung ift nad) 
jeder Vorſtellung durch den Schußvorhang oder die 
Sciebethore zu ſchließen und Nachts geichloffen zu 
halten. 


) Genügend große und deutlihe Grundrißpläne des 


Theater3 find nad) Anordnung der Bolizeibehörde 
zu fertigen, im Zuſchauer- und Bühnenhaufe auszu— 
hängen und in der erforderlichen Anzahl der Polizei— 
behörde zur Verfügung zu ftellen. 


h) Im Uebrigen find fir den Betrieb die Bejtimmungen 


der SS 36, 38 und 39 maßgebend. 
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B. Eirceus3- Anlagen. 


8 80. Für bejtehende Circus-Anlagen gelten folgende 
Mindeftforderungen: 

1. Der Zufchauerraum muß von den Stallungen, Lager— 
und Magazin- Räumen, jowie von den Räumen für Garde- 
robe, Requijiten und Deforationen feuer- und rauchficher ab- 
geſchloſſen fein. 

2. Als die geringfte zuläjlige Breite eines Sites ſoll 
da3 Maß von 45 cm und als der Hleinfte zuläffige Abjtand 
der Sitzreihen da3 Maß von 70 cm gelten, fofern nicht mehr 
al3 15 Plätze in ununterbrochener Reihe neben einem Seiten- 
oder Zwiſchengange vorhanden find. Im Uebrigen müfjen in 
Bezug auf die Anordnung der Sitz- und Stehpläße die Vor: 
ſchriften im S 51 erfüllt jein. 

Bei ſonſt günftigen Entleerungsverhältniffen find Aus— 
nahmen zuläſſig, wenn vorjtehende Forderungen nur mit weit— 
gehenden Aenderungen erfüllt werden fünnen. Insbeſondere 
fann, falls eine Verbefferung der Entleerungsverhältnifie durch 
Anlage von Zwiſchengängen nicht zu erreichen ift, — je nach— 
dem der Abjtand der Sigreihen da3 Maß von 70 cm über: 
jteigt — eine verhältnigmäßig größere Anzahl, jedoch höchſtens 
von 25 Sigen in ununterbrochener Reihe neben einem Gange, 
zugelafjen werden. 

In Bezug auf die Tage und Breite der Zwiſchengänge, 
Treppen und Thüren innerhalb des Zujchauerraumes gelten 
die Vorfchriften des S 52 und in Bezug auf die Breite der 
außerhalb des Zuſchauerraumes belegenen Corridore, Flure, 
Treppen und Ausgänge finngemäß die Vorjchriften des 8 79, 
Nr. 11. 

3. Auf die Bezeichnung der Ausgänge, das Aufichlagen 
der Thüren und die Anbringung der Thürverfchlüffe finden 
die Bejtimmungen des 8 79, Nr. 7 finngemäße Anwendung. 

4. Für die Einrichtung der Beleuchtung und Nothbe- 
leuchtung find die Bejtimmungen der 88 55 und 56 mafgebend 
jedoch können bei Gasbeleuchtung von der Vorſchrift, wonach 
die Räume, in welchen fi Gasmeffer befinden, unmittelbar 
von außen Luft und Licht erhalten follen, Ausnahmen gejtattet 
werden. 


In Bezug auf die Heizung, die Wafferverforgung und die 
Feuerlöſch-Einrichtungen finden die Bejtimmungen des 8 79, 
Kr. 17 und 18, finngemäße Anmwendung. 

5. Für den Betrieb gilt Folgendes: 

a) An Stroh, Heu und jonftigen Futterjtoffen darf im 

Circus nur der für Drei Tage erforderliche Vorrath 
gelagert werden. 


b) Sn Bezug auf das Nauchen im Gebäude, das Um— 
gehen mit unverwahrtem Feuer oder Licht, die Ver— 
wendung von Feuerwerk, die Unterhaltung der Noth- 
beleuchtung, die Aushängung von Grundrißplänen, 
die Einrichtung eines bejonderen Feuerwehr- und 
Wächterdieniteg, jowie auf die polizeiliche Ueberwachjung 
der Borjtellungen, gelten finngemäß die im $ 79, Nr. 
19 unter b, c, g und h gegebenen Bejtimmungen. 


C. Oeffentliche Verſammlungsräume. 


s 81. Für beſtehende Verſammlungsräume gelten folgende 
Mindeftforderungen : 


1. Sn Verfammlungsräumen mit fejten Sigreihen darf 
die Breite eines Sites nicht weniger als 45 cm und der Ab— 
jtand der Sigreihen nicht weniger als 70 cm betragen, jofern 
die Bahl der Site in ununterbrochener Neihe neben einem 
Seiten oder Zwifchengange im Saalparfett 15, auf den Galerien 
12 nicht überjteigt. Im Uebrigen müſſen die Vorſchriften des 
8 67 erfüllt fein. 

Bei ſonſt günftigen Entleerungsverhältniffen find Aus— 
nahmen zuläffig, wenn vorstehende Forderungen nur mit weit— 
gehenden Aenderungen erfüllt werden fünnen. Insbeſondere kann 
auf den Galerien, fall3 Hier eine Verbefjerung der Entleerungs— 
verhältniffe durch Anlage von Zwifchengängen nicht zu erreichen 
it, — je nachdem der Abjtand der Sibreihen das Maß von 
70 cm überjteigt — eine verhältnißmäßig größere Anzahl, 
jedoch höchſtens von 20 Sitzen in ununterbrochener Reihe neben 
einem Gange, zugelafjen werden. 


2. Für Berfammlungsräume ohne feite Sitzreihen find 


in Bezug auf die Berechnung der Berjonen-Anzahl die im 
S 68 gegebenen Beſtimmungen maßgebend. 
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Bei vorübergehender Aufftellung von Bänfen, Stühlen 
oder Tiſchen find die im vorlegten Abſatze des S 67 für feſte 
Sitreihen vorgejchriebenen Gänge freizuhalten und reihen= 
weiſe aufgeftellte Stühle oder Bänfe mit Innehaltung eines 
Abſtandes von mindejtens 80 cm derart mit einander zu ver— 
binden, daß fie einzeln nicht verfchoben werden können. Bon 
der Ietteren Forderung kann abgejehen werdeit, falls die Stühle 
oder Bänke wegen einer unmittelbar nachfolgenden anderen Be- 
nußung des Verſammlungsraumes raſch fortgeräumt werden 
müſſen. 

3. In Bezug auf die Anzahl und die Breite der Thüren 
müſſen die Vorſchriften des S 69 — und in Bezug auf das 
Aufichlagen der Thüren, jowie auf die Thürverjchlüffe und die 
Bezeihnung der Ausgänge die Borjchriften des S 79, Nr. 7 
finngemäß erfüllt jein. 

Die Breite der Corridore, Flure, Treppen und Aus 
gänge darf in feinem Falle geringer jein, al3 die Berechnung 
nah dem Verhältnig von 1 m für 250 Berfonen ergiebt. 
Die Breite von Durcchfahrten muß mindeftens dem Verhältniß 
bon 1 m für 300 Berjonen entjprechen. 

5. Bei Verjammlungsräumen, welche eine jtändige, mit 
verbrennlichen Couliſſen, Soffiten, Hinterhängen oder Verſatz— 
ſtücken ausgejtattete Bühne bejigen, jollen in Bezug auf die Breite 
der Gänge und Thüren innerhalb des Saalparkett3 und auf 
Galerien, jowie auch die Breite der Eorridore, Flure, Treppen 
und Ausgänge in der Regel die für den Neubau Eleiner Theater 
gegebenen Borfchriften zur Durchführung gelangen. Ausnahms- 
weile können in einzelnen Fällen Ermäßigungen zugelafjfen 
werden, deren äußerjte Grenze durch folgende Berhältnißzahlen 
beitimmt wird: 

für die Breite der Gänge innerhalb des Saales und 
auf Galerien, jowie für die Breite der Ausgangsthüren 
dajelbit, durch das Berhältniß von 1 m für 100 
Perſonen, 

für die Breite der Corridore, Flure, Treppen und Aus— 
gänge, durch das Verhältniß von 1 m für 150 Ber: 
fonen, 

für die Breite von Durchfahrten, durch das RUND 
von 1 m für 200 Berfonen, 
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und wenn die Durchfahrt mit einem Hofe oder Garten 
von der im $ 7O bezeichneten Größe in Berbindung 
fteht, durch das Verhältniß von 1 m für 300 Perſonen. 
6. Für Verjammlungsräume, welche nur ein Bodium der 
im S 74 bejchriebenen Art bejigen, gelten folgende Berhältniß- 
zahlen als die äußerft zuläſſigen: 
für die Breite der Gänge innerhalb des Saales und 
auf Galerien, jowie für die Breite der Ausgang3- 
thüren dajelbjt das Verhältniß von 1 m für 120 
Perſonen, 
für die Breite der Corridore, Flure, Treppen und 
Ausgänge das Verhältniß von 1 m für 200 Perſonen, 
für die Breite von Durchfahrten das Berhältniß von 
1 m für 250 Perſonen, 
und wenn die Duchfahrt mit einem Hofe oder Garten 
bon der im 8 70 bezeichneten Größe in Verbindung 
iteht, daS VBerhältniß von 1 m für 300 Berfonen. 
7. Für die Einrihtung der Beleuchtung und Nothbeleuch- 
tung jind die VBorjchriften des S 75 maßgebend. Bei Gasbe- 
leuchtung können jedoch von den Bejtimmungen des dort in 
Bezug genommenen $ 41, wonad): 
die Flammen mit Gloden oder Schalen verjehen fein 
müſſen, 
zum Anzünden der Flammen nur elektriſche Zünder 
verwendet werden dürfen, und die Räume, in welchen 
ſich Gasmeſſer befinden, unmittelbar von außen Luft 
und Licht erhalten ſollen, 
Ausnahmen geſtattet werden. 


D. Gemeinſame Vorſchriften. 


S 82. Für beſtehende Theater, Cirkus-Anlagen und öffent— 
fihe Verſammlungsräume hat die Polizeibehörde die höchſte, 
in einer derartigen Anlage künftig zuläflige Perſonenzahl, vor— 
ftehenden Bejtimmungen entjprechend, nach den vorhandenen 
Abmefjungen fejtzuftellen. 

8 82a. Bei Umbauten finden die im Abjchnitt I für 
Neubauten gegebenen Bejtimmungen Anwendung, doch können 
ausnahmsweise die im Abſchnitt II für beftehende Anlagen 
feſtgeſetzten Beſtimmungen zu Grunde gelegt werden. 


= 


Als Umbauten im Sinne diejes Paragraphen find bau— 
fiche Beränderungen, welche zur Erfüllung der Mindeitforderungen 
der SS 79 bis 81 dienen, nicht anzujehen. 


8 85, Abjah 2. 


Eine Verlängerung diejer Frift bis zum 1. Oftober 1893. 
ift im Mege des Dispenjes zuläflig. 


Die vorftehenden Bejtimmungen treten mit dem 1. Mai 
1891 unter gleichzeitiger Aufhebung des Abjchnittes II und 
des 8 85 Abſ. 2 des Abſchnittes III der Polizei-Verordnung 
vom 25. November 1889 in Fraft. 


Wiesbaden, den 25. April 1891. 


Der Königlihe Regierungs-Präſident. 
v. Tepper-Saski. 


(Amtsblatt v. 16. Mai 1891.) 


Volizei-Derordnung. 


Auf Grund der SS 6, 12 und 13 der Allerhöchiten Ber- 
ordnung vom 20. September 1867 über die Bolizeiver- 
waltung in den neu erworbenen Zandestheilen (G. ©. ©. 1529) 
und des 8 137 folg. des Gejeßes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Zuli 1883 (©. S. S. 195) wird 
für den Umfang des Regierungsbezirt3 Wiesbaden unter Zu— 
ſtimmung des Bezirks-Ausschuffes folgende Polizeiverordnung 
erlaſſen: 

Art J. Der erſte Abſatz des 8 14 der Polizei-Verord— 
nung vom 25. November 1889, bez. die bauliche Anlage und 
die innere Einrichtung von Theatern, irkusgebäuden und 
öffentlichen Verſammlungsräumen (Amtsblatt der Kgl. Regierung 
zu Wiesbaden. Ertrabeilage zu Nr. 47 ©. 341.) erhält fol- 
genden Zuſatz: 


ir u: 


Der Bezirksausſchuß ift befugt, von diefer Vorſchrift zu 
difpenjiren. 

Art. II. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verfündigung in Kraft. 


Wiesbaden, den 14. Juli 1893, 
Der Königlihe Regierungd-Bräjident. 


%.8 
Frhr. v. Reiswitz. 


(Amtsblatt für den Stadtkreis Frankfurt Nr, 33 ©. 316.) 


Geſetz, 


betreffend die in Anſehung der ehemaligen Wall⸗ 

grundſtücke in der Stadt Fraukfurt a. M. unter 

dem Kamen „Walljfervitut‘ beitehenden Bau— 
Benitzungs-Beſchränkungen vom 15. Juli 1890. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen etc. 


verordnnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages für 
den Bezirk der Stadt Frankfurt a. M., was folgt: 


Einziger Baragraph. 


Der $ 3 des Geſetzes, betr. die Ummandlung des Erb- 
feih-, Landfiedelleih-, Erbzins-, Erbpacht-Verhältniſſes in Eigen- 
thum und die Ablöfung der daraus herrührenden Leiftungen 
im Gebiete des Negierungsbezirks Wiesbaden und in den zum 
Regierungsbezirfe Caſſel gehörigen vormals großh. heſſ. Ge- 
bietötheilen vom 5. April. (Gej. S. 517) erhält folgenden 
Zuſatz: 

Ausgeſchloſſen von der Anwendung dieſes Geſetzes bleibt 
ferner das in Anſehung der ehemaligen Wallgrundſtücke in 
der Stadt Frankfurt a. M. unter dem Namen: „Wallſervitut“ 
beitehende Rechtsverhältniß. 





Die nachſtehende Beitimmung findet auch auf bereits ein— 
geleitete Ablöfungen Anwendung. 
Urfundlih unter Unſerer höchjteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Inſiegel. 
Gegeben an Bord M, A. Hohenzollern Nord Fiord Olden 
den 15 Juli 1890, 


(Unterjchriften). 
(Pr. Gef. S. 1890 ©. 255.) 


Befanntmahung. 
Währſchaftsgeld etc. 

Des auf Grund der Frankfurter Verordnungen vom 
16. März 1820 und 26. Juni 1834*), fowie des $ 12 Ab- 
ab 3 des Gemeindeverfafjungsgejehes vom 25. März 1867, des 
S 6 der allerhöchſten Verordnung vom 16. Auguſt 1867**) 
und der Berfügung der Kgl. Negierung in Wiesbaden vom 
22. Dezember 1871 — 1. G. 3728 — bei den auf onerofen 
Redtstitel beruhenden Smmobiliar = Befißveränderungen ala 
Gemeindeabgabe zur Erhebung gelangende Währſchafts— 
geld wird mit Zuftimmung des Bezirksausfhuffes, von dem 
Tage der Veröffentlihung dieſes Gemeindebejchluffes an, von 
100 auf 11/2°/o erhöht. 

Sranffurt a. M., den 21. April 1893. 

Der Magijtrat. 
Adidkes. 


(Städt. UAnzeigeblatt Nr. 33, ©. 230). 


*) Franfftr. Gef.- u. Statuten-Sammlg. Bd. IL. ©. 197 u. Bd. V. 
€. 182. 
**) Preuß. Geſ.Samml. 1867, ©. 348. Der $ 6 diefer Berord- 
nung lautet: Das auf den Berordnungen vom 16. März 1820 und 
26. Juni 1834 beruhende ern und die Unterfaufsgebühr bet 
Bergantungen werden vom 1. September 1867 als Staatsabgaben nicht 
mehr erhoben. In Betreff der Forterhebung diefer Steuer ala Kommunal» 
abgaben fommen die wegen der Kommunalbejteuerung geltenden Vor— 
Ichriften zur Anwendung. 
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Bekanntmachung. 


Nachſtehendes Statut, die Zuſammenſetzung des 
Magiſtrats der Stadt Frankfurt a. M. ——— 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 


Frankfurt a M., den 24. Januar 1890. 


Der Magiſtrat. 
Miquel. 


Auf übereinſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten-Verſammlung vom 31./23,. Dezember 1889 
und mit Genehmigung des Bezirks-Ausſchuſſes zu Wiesbaden 
vom 13. Januar 1890 wird bezüglich einer andermeitigen 
Zujammenfegung des Magijtrats bejtimmt, wie folgt: 


Einziger Artikel. 
Der Magijtrat bejteht aus: 
einem Erjten Bürgermeifter, 
einem Zweiten (jtellvertretenden) Bürgermeijter, 
jieben bejoldeten Stadträthen, 
neun unbejoldeten Stadträthen. 


Nebergangs: Beitimmung. 


Wegen Bornahme der hiernach erforderlichen Wahlen wird 
der Magiftrat das Geeignete veranlaffen. 

Gegenwärtiges Statut tritt mit dem Tage der Publication 
in Rraft. 


Frankfurt a. M., den 31. Dezember 1889. 
Der Magiitrat. 
Seuſſenſtamm. 


(Städt. Anzeigeblatt 1890 Nr. 8, S. 75). 
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Befanntmahung. 

Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 10. April 1885 
wird Hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebradt, daß nad) 
Ertheilung der Genehmigung jeitend der jtaatlihen Schulauf- 
jihtsbehörde das Regulativ vom 10. Aprıl 1885, 
die Verjorgung der Vitwenund Waijen, der vom 
1. April 1885 ab angeftellten Gemeindebeamten, 
ordentfihen Lehrer und Schuldiener der Stadt 
Frankfurt a. M. betr.,*) nunmehr aud jo weit das— 
telbe fih auf die Xehrer bezieht, in Kraft tritt. 

Frankfurt a. M., den 12. November 1886. 

Der Magijtrat. 
Miguel. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 91, ©. 486). 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtderordneten-Verſammlung vom 21. 
bezw. 18. Dezember 1888 beruhende Regulativ wird hiermit 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. M,, den 21. December 1888. 


Der Magiitrat. 


Regulativ, 
die Aufhebung der Mitgliederbeiträge zu den 
ſtädtiſchen Wittwen- und Waiſenkaſſen J und II 
in Frankfurt a, M. betreffend. 
S 1. Die Berpflihtung zur Zahlung von Beiträgen von 
Seiten der Mitglieder der ftädtifchen Wittwen- und Waijen- 
faffen I und II wird — unbejchadet des Anſpruchs auf Witt- 


wen= und Waiſen-Penſion — aufgehoben und von der Stadt 
kaſſe übernommen, 


*) Abgedruckt Bd. IV Heft 2, Seite 89 diefer Sammlung. 
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8 2. Der 8 8 des Regulativ3 vom 10. April 1885, 
die Verjorgung der Wittwen und Waijen der vom 1. Wpril 
1885 ab angejtellten Gemeindebeamten 2c. betr., ferner $ 3 
Abſatz 1, 2, 4, 5, 6 und 7 des Regulativs vom 10. April 
1885, die Verforgung der Wittwen und Waifen der bejoldeten 
Mitglieder des Magijtrats betr.,*) werden aufgehoben. 

8 3. Die Wittwen-PBenfion und das Waijengeld berech- 
nen ſich daher nad) Maßgabe der diejerhalb bejtehenden Vor— 
ſchriften in allen Fällen lediglich) nad) dem von dem betreffenden 
Mitglied zulegt bezogenen Dienſtgehalt. 

S 4. Diejes Regulativ tritt mit dem 1. April 1889 
in Kraft. 


Sranffurt a. M., den 21. Dezember 1888. 


Der Magiitrat. 
Miguel. 
Städt. Anzeigeblatt Ver. 104, ©. 649, 


Bekanntmachung. 


Durch übereinſtimmende Beſchlüſſe des Magiſtrats vom 
7. Auguſt und der Stadtverordneten-Verſammlung von 18. 
September 1888 wird beſtimmt, wie folgt: 

Beim Ableben von activen und penſionirten Gemeinde— 
beamten der I.— VIII. Gehaltsklaſſe, von ordentlichen Lehrern, 
ſowie von Schufdienern ift für die drei auf den Sterbemonat 
folgenden Monate den Witten, bezw. wenn jolche nicht vor— 
handen Jind, den ehelichen Nachkommen vderjelben der Gehalt 
bezw. die Penſion (injoweit die Auszahlung nicht bereits 
pränumerando erfolgt ift) abzüglich des regulativmäßigen Witt: 
wen- und Waiſenkaſſen-Beitrags und abzüglich) der etwa den 
Hinterbliebenen für dieje Zeit zustehenden Wittwen- und Waiſen— 

penſion auszuzahlen. 


Sranffurt a. M., den 21. September 1888. 


Der Magiitrat. 
Miguel. 


*) Bgl. Bd, IV. Heit 2 €. 89. d. Sammlg. 
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Negulativ 
betreffend: 


Abanderung des Negulativs, die Gehalte der 
Gemeinde Beamten der Stadt FZrantjurt a. M. 
betrefiend, von 26. September 1884, 


Die nachſtehenden durch übereinjtimmende Bejchlüffe des 
Magiitrat3 und der Stadtverordneten-Berfanmfung fejtgeftellten 
Beitimmungen treten an die Stelle der mit gleicher Nummer 
verjehenen Artikel des Negulativs, die Gehalte der Gemeinde- 
beamten der Stadt Frankfurt a. M. betreffend, vom 26. Sep— 
tember 1884 *). 

Urt. 1. Die Gehalte der Gemeinde-Beamten (mit Aus— 
nahme derjenigen Stellen, für welche durch Beſchluß der 
jtädtiichen Behörden abweichende Bejtimmungen getroffen werden) 
find nach folgenden X SM afjen geordnet: ' 





Stufen 

Klaſſe T 2. 3. 4. 5. 
I. 4600 5100 5600 6100 6600 
II. 4000 4400 4800 5200 5600 
Ill. 3400 3700 4000 4300 4600 
IV. 2900 3100 3300 . 3550 3800 
V. 2500 2700 2900 3100 3300 
VI. 2100 2300 2500 2700 2900 
VII. 1800 2000 2200 2300 2400 
VII. 1500 1700 1900 2000 2100 
IX. 1300 1400 1500 1600 1700 
X. 1000 1100 1200 1300 1400 


Urt. 11. Die Taggebühr für Vikare und Hülfsbeamte 
wird bei Gemeindebeamtenftellen 


der I. Kaffe auf 12—15 Mark, 
" II. " " 10—13 n 
" III. " " 8—11 " 
— IV. u 69 J 


*) Bgl. Band IV. Heft 2 ©. 129-137. 
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der u Kaffe auf 41,2—7 Mark, 
J vl; " „3 1 6 ” 
" V II. " n 3— 51 2 n" 

„ VII-X. 21, —4llg 


in der Art feitgejeßt, daß nach länger als 1 Jahr andauernder 
Verwendung in der nämlichen Stelle oder in einer Stelle der 

nämlichen Kategorie eine höhere Vergütung innerhalb der 
Grenzen der vorjtehend normirten Gebühr der betreffenden 
Klafje von dem Magiftrat bewilligt werden fann. 


Art. 12. Diefes Regulativ nebjt beigefügtem Normal: 
Bejoldungs-Etat tritt an Stelle des Negulativs vom 26. Sep: 
tember 1884, die Gehalte der Gemeinde-Beamten der Stadt 
Frankfurt a. M. betreffend, mit den in dem folgenden Artikel 
vorgejchriebenen Uebergangsbejtimmungen am 1. April 1890 
in Kraft, unbejchadet der Beichlüffe der ſtädtiſchen Behörden, 
wegen Gewährung der nach dieſem Megulativ eingeführten 
höheren Gehaltsjäge vom 1. April 1889 ab. 


Nebergangsbeitinnnung. 


Art. 13. Auf diejenigen Beamten, welche ihren Gehalt 
nah Maßgabe eines früheren Normal-Bejoldungs-Etat3 be- 
ziehen, finden die Beitimmungen des gegenwärtigen Regulativs 
nur injofern Anwendung, al3 diejelben günjtiger find. 


Die Beamten der I. bis III. Gehaltsklafje, welche eine 
Alterszulage auf Grund des Negulativs vom 28. Auguſt 1885 
bisher bezogen, treten unter Wegfall der Alterszulage in die 
4, Stufe ihrer Klaſſe ein, mit der Maßgabe, daß fie 5 Jahre 
nach der erften Gewährung der Alterszulage in die 5. Stufe 
aufriiden. 


Die Beamten, deren Stelle nad) dem beigefügten Be- 
ſoldungs-Etat in eine höhere Gehalts flajfje eingereiht jind, 
treten in diejenige Stufe ihrer neuen Klaſſe ein, welche ihrem 
bisherigen Gehalt mindeſtens entjpricht. Auch it der Termin 
des Aufrüdens in die nächjthöhere Stufe derart zu beitimmen, 
daß jene Beamten auch künftig mindeſtens denjelben Gehalt be- 
ziehen, welchen fie in ihrer bisherigen Gehaltsklaſſen bezogen 
haben mwürden. 
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In Betreff der bisher nicht definitiv angeſtellten Beamten, 
welche in Zukunft in eine beſtimmte Gehaltsklaſſe eingewieſer 
werden, beſtimmt der Magiſtrat unter Berückſichtigung ihrer 
bisherigen gleichartigen Beihäftigung die Stufe, in welche jic 
einzutreten Haben, jowie den Zeitpunkt ihres demnächſtigen erjten 
Aufrüdens. 


Frankfurt a. M. den 28. März 1890. 
Der Magiitrat, 


RNormal:Bejoldungs:- Etat 
für die 
Gemeindebeamten der Stadt granffurt a. M. 
I. Klaſſe. 
4600, 5100, 5600, 6100, 6600 M. 
Stadtjecretair, 
Boriteher des Stadt-Archivs 1 
Vorjteher des Stadt-Archivs II., 
Vorſteher des ſtatiſtiſchen Amts, 
Stabdtbibliothefar, 
Forjtinfpector (zugleih 1. Oberföriter). 
Director des Schlacht- und Viehhofes, 
Bauinjpectoren (2 für Hochbau, 1 fiir Baupolizei), 
Bauinjpector für den Straßenbau, 
„ Ranal- und Wafjerleitung, 


Betriebsinspector des Tiefbau-Amts, 
Branddirector, 
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II. Klaſſe. 
4000, 4400, 4800, 5200, 5600 M. 
Actuar der Stadtkämmerei, 
„des Gewerbe- und Verkehr-Amts, 


Actuare des Rechneiamts, 
Actuar der Bau-Deputation, 
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Actuar (zugleich Negijtrator) des Tiefbau-Amts, 
I „des Feuer- und Fuhr-Amts, 

2 Xctuare de3 Armen-Amts, 

Actuar der Schulbehörden, 

| Stadtfreisiecretair, 

| Director des Pfandhauſes, 

| Stadtfajfirer, 

| Stadtbuchhalter, 

Vorſteher der jtädtifchen Steuerfaffe, 
Stadtgärtner, 

Ingenieur für die ftädtifchen Theater, 
Stadtgeometer, 

Ingenieur⸗Aſſiſtent beim Straßenbau, 
Verwalter des ſtädtiſchen Krankenhauſes, 
Standesbeamter. 


nt uud 44 


II. Klajie. 
3400, 3700, 4000, 4300, 4600 M. 


Regiſtrator und Kanzlift der Stadtverordneten-Verfammlung, 

! Sberförjter (Für Dienjtwohnung ift nichts in den Gehalt 
einzurechnen), 

‚' Vorsteher der Buchhalterei und Kaffe des Tiefbau-Amts, 

Raffirer des Tiefbau-Amts, 

Betriebs-Ingenieur des Tiefbau⸗Amts, 

Naſchinen-Ingenieur des Tiefbau-Amts, 

Ingenieur als Gehilfe des Bau-Inſpectors für Kanal- und 

Weoſſerleitung, 

Geometer (Stellvertreter des Vorſtehers der Vermeſſungs— 

Abbtheilung), 

Uetuar der Friedhofs-Commiffion. 


- 


Ivy. Klaſſe. 
2900, 3100, 3300, 3550, 3800 M. 


\ Wfiftent der Stadtfanzlei, 

'Raffen- und Rechnungsführer der entralitelle des Gewerbes 

und Verkehrs-⸗Amts, 
Narktmeiſter, 


5* 
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Kaſſen- und Nechnungsführer des Schlacht- und Viehhofs, 
Hafenmeiſter, 
Kaſſirer der Lagerhaus-Verwaltung, 
erſter Buchführer des Pfandhauſes, 
Pfandhaus-Taxator für Juwelen und andere Koſtbarkeiten. 
Aſſiſtent der Stadt-Haupt-Kaſſe, 
Buchführer der Stadt-Haupt-Kaſſe, 
Aſſiſtenten des Rechnei-Amts, 
Buchhalter der ſtädtiſchen Steuerkaſſe, 
Rechnungsführer der Bau-Deputation, 
Aſſiſtenten der Baupolizei, 
Bauführer der Bau-Deputation, 
Ingenieur zur Prüfung reſp. Ausführung der Ent- und 
Bewäſſerungs-Anlagen in jtädtiichen Gebäuden, 
Straßenbauführer, 
Sngenieur für Straßenbau, 
z „ Ranalbau, 
„ WWafjerleitung, 
Seometer de3 Tiefbau-Amts, 
Kaſſirer und Rechnungsführer des Feuer- und Fuhr-Amts, 
Brandmeiiter, 
Raffen- und NRechnungsführer des Armen-Amts, 
Borjteher der Buch- und Kartenführung des Armen-Amts. 


Y. RIaITe 
2500, 2700, 2900, 3100, 3300 M. 


Gehülfen des jtatijtiichen Amts, 
Bucführer der Stadtfämmerei, 


Buch- und Rechnungsführer der Stadtfämmerei, Forſt-Ab— 
theilung, 

Marktaufſeher, 

Schlachthof-Verwalter, 

Viehhof-Verwalter, 

Bahnmeiſter der Hafen- und Verbindungsbahn, 

zweiter Buchführer des Pfandhauſes, 

erſter Pfandhaus-Taxator für Kleidung u. ſ. w., 

zweiter Aſſiſtent bei dem Rechnei-Amt, 
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Hülfsbeamter für die Gebäudelatafter-Führung, 
Bauzeichner der Bau-Deputation, 
Ingenieur für Diſtrictswaſſermeſſer, 
u al3 Oberauffjeher für die Mlärbeden und Grund: 
wajjerleitung, 
Techniker des Tiefbau-Amts (Straßenbau), 
Geometer des Tiefbau: Amts (Abth. für Vermeffung), 
Verwalter des jtädtiichen Fuhrparks, 
Verwalter de3 Frankfurter Friedhofs, 
Actuariatsgehülfe der Friedhofs-Commiſſion, 
Buch- und Rehnungsführer der Schulbehörden, 
Actuariatsgehülfe der Schulbehörden, 
Stellvertreter des Standesbeamten, 
Buch- und Rechnungsführer der Militärcommiffion, 
Gerichtsſchreiber zugleich Kafjen- und Nechnungsführer des 
gewerblichen Schiedsgericht3. 
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VI. 8Tajje. 
2100, 2300, 2500, 2700, 2900 M. 


PBlanfammervermwalter des Tiefbau- Amts, 
DOberaufjeher auf der Zuleitung des Quellwaſſers, 


1 erjter Ranzlift und Rechnungsführer der Stadt-Ranzlei, 
1 Regiftrator und Kanzliſt des Stadt-Ardivs, 

1 Rechnungsführer, zugleich Inſpector der Stadtfämmerei, 
> Marfterheber, 

6 Waagmeijter, 

1 Wichmeifter, 

1 Buchführer des Aichamts, 

3 Dafenjchreiber, 

1 erjter Magazin-Auffeher des Pfandhauſes, 

Il zweiter Pfandhaus-Tarator für Kleidung u. f. w, 

1 Kaſſengehülfe des Rechnei-Amts (Stadthauptfaffe), 

3 Rafjengehülfen „ R (ſtädtiſche Steuerfaffe), 
7 Gehülfen de3 Rechnei-Amts, 

1 Bauzeichner, 

1 zweiter Buchführer des Tiefbau-Amts, 

1 Megiftraturgehülfe „ n 

1 Meaterialverwalter „ . 

—J 

1 


EN Me, 


1 Zeichner des Tiefbau-Amt3 (Straßenbau), 
(für Siele und Wafjerleitung), 
1 Hüffageometer de3 "Tiefbau: -Amt3 bei der Abth. für Ver- 


mejjung, 
Regiftrator des Armen: Amts 
Erpedient des . 


Rafjengehülfe des , 

Rartenführer „ 

Hülfsprotofollführer des Armen⸗-Amts, 
Amanuenſen der Stadtbibliothek, 
Regiſtrator des Standes-Amts. 
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VII. lafſe. 
1800, 2000, 2200, 2300, 2400 M. 


Kanzliſt und Pedell des Stadtrechnungs-Reviſions-Collegs, 
zweiter Kanzliſt der Stadt-Kanzlei, 
Expedient und Kaſſenführer der Stadt-Kanzlei, 
Kanzliſt des Stadt-Ausſchuſſes, 

„der Kreisverwaltung, 

„der Stadtkämmerei, 
Kanzliſten des Gewerbe- und Verkehrs-Amts, 
84 des Rechnei-Amts, 

der ſtädtiſchen Steuerkaſſe, 
Kanzliſt der Bau-Deputation, 

„des Feuer- und Fuhr-Amts, 

„des Urmen-Amt3, 
Kanzliſten des Standes-Amts, 
Kanzliſt des Tiefbau-Amts, 
Büreaugehülfe des Tiefbau-Amts, 
Faß-Aichmeiſter, 
3 Hallenmeiſter im Schlachthof, 
1 Kaſſengehülfe des Schlacht- und Viehhofs, 
4 Hafenaufſeher, 
14 Erheber und Vollziehungsbeamte der ſtädtiſchen Steuerkaſſe, 
Regiſtraturgehülfe der Baupolizei, 
Bauhofs-Aufſeher, 
Lagerplatzaufſeher des Tiefbau-Amts, 
Unteraufſeher beim Straßenbau, 
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Bauaufjeher des Tiefbau-Amts, 

Baujchreiber 

Zeichner der Vermeffungsabtheilung des Tiefbau-Amts, 
zweiter Magazinaufjeher des Pfandhauſes, 

Feldwebel der Berufsfeuerwehr, 

Seuertelegraphiiten, 

Berwalter des Sachſenhäuſer-Friedhofs, 

„ Bornheimer-Friedhofg, 
Hülfsiartenführer des Armen-Amts, 
Kaſſengehülfe für das ſtädtiſche ne 
Erpedient der Schulbehörden. 


VI. Klaſſe. 
1500, 1700, 1900, 2000, 2100 M. 


Amtsdiener der Stadtverordneten- Verſammlung, 
des J. Bürgermeiſters, 
Stadtfanzleibote, 


erjter Amtsdiener und Buchbinder des Stadt-Arhiv I. Abt. 
zweiter Aufjeher und Amtsdiener bei der Commiſſion für 


Kunſt- und Alterthums-Gegenſtände, 


zweiter Amtsdiener des Stadt-Archiv I und Aufſeher bei der 


Commiſſion für Kunſt- und Alterthums-Gegenſtände, 
Amtsdiener und Buchbinder des Stadt-Archiv II. Abth., 


der Stadtkämmerei, 

— des Gewerbe- und Verkehrs-Amts, 
„Pfandhauſes, 

beim Rechnei-Amt (Centralſt.), 

— — (Steuerſection), 
der Bau-Deputation, 

1 „Hochbau⸗Inſpection, 


„Baupolizei, 

z de3 Tiefbau-Amts, 

pe der Friedhofs-Commiſſion, 

a des Armen-Amts, 

P der Schulbehörden, 

" „  Stadt-Bibliothef, 

e des Standesamts, 

— beim gewerblichen Schiedsgericht, 
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4 Förjter der Klaſſe A, 

2 Feldſchützen-Rottmeiſter, 

1 Aichgehülfe, 

1 Bote des Schladht- und Viehhofs, 

1 Pförtner des Viehhofs, 

1 Pförtner des Schlachthofs, 

7 Nachtwacht-Rottmeiſter, 

1 Büreaudiener der Lagerhaug-Verwaltung, 
2 Magazindiener des Pfandhaufes, 

1 Rafjenbote der jtädtiichen Steuerfaffe, 

1 Kanzleigehülfe der Baupolizet, 

2 Betriebs-Aufjeher (in der Stadt) des — Amts, 
2 Werfführer des Tiefbau-Amts, 

2 Eontroleure für Waſſermeſſer, 

1 Spülauffeher de3 Tiefbau-Amts, 

1 Mafchinift der Dampfwalze, 

2 Klärbecken-Aufſeher, 

2 Feuertelegraphen-Gehülfen, 

1 Futtermeiſter des ſtädtiſchen Fuhrparks, 
1 Oberaufſeher für Straßenreinigung. 


IX. Klaſſe. 
1300, 1400, 1500, 1600, 1700 Me. 


3 Forſtaufſeher, 

12 Feldſchützen, 

2 Markthallendiener, 

Thorwieger, 

Bahn- und Weichenwärter der Hafen- und Berbindungsbahn 
Römertagwächter, 

Aufſeher der Zuleitung, Tiefbau-Amt, 

Zeichner, Tiefbau-⸗Amt, 

1 Hülfsaufſeher und Telegraphiſt, 

2 Inſtallateure, 

3 Monteure, 

4 Rohrleger und Schloſſer, 

1 Heizer für Seehof- und Mainpumpe mit Gießwaſſerleitung, 
2 Aufſeher für Diſtrietswaſſermeſſer, 


— 
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2 Tagcontroleure der Diſtrietswaſſermeſſer, 
2 Beleuchtungs-Aufſeher, 
> Klärbeckenwärter. 
X. Klaſſe. 
1000, 1100, 1200, 1300, 1400 M. 


3 Römernachtwächter, 

19 Chauſſeewärter, 

5 Referboirmächter des Tiefbau-Amts, 

7 Betriebswächter in der Stadt, Tiefbau-Amt, 
Ss Aufjeher der Straßenfehrer, 


Aufhebung Des Negulativs wegen Gewährung 
von Alterszulagen. 


Nachdem durch das Regulativ vom heutigen Tage eine 
allgemeine Erhöhung der Beamten-Gehalte eingetreten und damit 
die Nothmwendigfeit der Gewährung von Alterszulagen in Weg- 
fall gefommen ift, wird auf Grund übereinjtimmender Beichlüffe 
des Magiftrat3 und der Stadtverordneten-VBerfammlung das 
Regulativ vom 28. Auguft 1885, die Gewährung von Alters— 
zulagen an die den Gehalt einer der drei oberjten Klaſſen des 
Normalbejoldungs-Etats beziehenden Beamten betreffend, vom 
1. April 1889 ab, aufgehoben. 


Frankfurt a. M., den 28. März 1890. 
Der Magiitrat. 


Bekanutmachung. 


Das nachſtehende, auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 22., 
bezw. 8. September d. J. beruhende Regulativ, betr. Ab— 
änderung der Dienſtpragmatik für die Gemeindebeamten der 
Stadt Frankfurt a. M., wird hiermit zur öffentlichen Kennt— 
niß gebracht. 


Frankfurt a. M., den 22. September 1891. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 
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Regulativ, 


betreffend Abänderung der Dienſtpragmatit für 
die Gemeindebeanten der Stadt Frantkfurt a. M. 


S 1. Die nacdpbezeichneten Beitimmungen der Dienſt— 
pragmatif fir die Gemeindebeamten der Stadt Frankfurt a. M. 
vom 6. Juli 1877.”) 


1. art. 2, zweiter Satz, 

2. art. 3, 

3. art. 4, 

4. art. 8, 
werden aufgehoben und durch nachjtehende Beitimmungen 
erſetzt: 

art. 2, zweiter Sat. 
Gie find auf Verlangen verpflichtet, jich einer Prüfung zu 


unterziehen, über welche alles Nähere vom Magijtrat allgemein 
oder für den einzelnen Fall angeoronet wird. 


art. 3. 


Auf Lebenszeit werden die in den Klaſſen I bis VI des 
Normalbefoldungsetats verzeichneten Gemeindebeamten angejtellt. 


art. 4, 


Bei den Iebenslänglich angejtellten Beamten gilt das erjte 
Dienſtjahr ihrer Anstellung ſtets als Probejahr. Der Magiitrat 
ift jedoch befugt, die Probezeit bei der Anstellung jowie vor 
ihrem Ablauf im ganzen bis zu drei Jahren zu verlängern, 
Erſt nad Ablauf der Probezeit und wenn der Angeitellte 
inzwifchen jeine Stelle zur Zufriedenheit der vorgejegten Be— 
hörde verjehen, worüber vdiejelbe rechtzeitig Bericht zu eritatten 
hat, iſt die Anjtellung als eine definitive zu betrachten. 

Bis zum Schluffe der Probezeit fann die Entlafjung aus 
dem Dienjte durch) den Magiftrat erfolgen, ohne daß es hierzu 
der Einleitung eines Disciplinarverfahrens bedarf ($ 83 des 
Gejeges vom 21. Juli 1852). 


*) Bd. IV. Heft 2 ©. 121 d. Sammlg. 
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art. 8, 


Die auf Kündigung angejtellten Gemeindebeamten fünnen 
vom Magijtrat jederzeit entlajjen werden, und zwar 
1. die Beamten der Gehaltsflaffen VII und VII aus 
vierteljährige Kündigung, 
2. die Beamten der Gehaltsklaſſen IX und X auf vier- 
wöchentliche Kündigung. 
S 2. Dieſes Regulativ tritt mit dem Tage jeiner Ber- 
fündigung in Kraft. 
Sranffurt a. M., den 22. September 1891. 
Ser Magiitrat. 
Adickes. 


Städt. Anzeigeblatt Nr. 77, S. 507. 


Bekaununtmachung. 


Die nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung beruhende 
Zuſatzbeſtimmung zu 8 3 des Regulativs die Gehalte der 
Gemeindebeamten der Stadt Frankfurt a. M. vom 26. Sep— 
tember 1884 betreffend, wird hiermit zur öffentlichen Kennt- 
niß gebradit. 

Sranffurt a. M., den 17. Mai 1892. 


Der Magijtrat. 
Seuffenftamm. 
Zuſatzbeſtimmung 
zu 8 3 des Regulativs, Die Gehalte der Ge— 
meindebeanten der Stadt Frankfurt a. M. vom 
26. September 1884 betreijend.*) 


Die Zahlung des regulativmäßigen Gehalts ruht jolange 
“und jomweit, al3 ein Gemeindebeamter auf Grund der reichs- 
gejeglichen Beitimmungen über Unfallverjicherung Seitens der 


*) Bgl. Bo. IV. Heft 2 ©. 129. 
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Stadt (Städtiihe Bauunfallverficherung) oder einer Berufsge— 
nofjenjchaft eine Rente bezieht. 
Borjtehende Beltimmung tritt am 1. Juli 1892 in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 17. Mai 1892. 


Der Magiitrat. 
Heuſſenſtamm. 


Städt. Anzeigeblatt Nr. 42, ©. 339, 


Befanntmadhung. 


Die nachſtehende auf übereinjtimmenden Beichlüffen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 


7. März 
38. Februar 1893 beruhende Zujagbejtimmung zu dem 


Negulativ betreffend Abänderung der Dienftpragmatif für Die 
Genteindebeamten der Stadt Frankfurt a. M. vom 11. März 
1884, wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


Sranffurt a. M., den 7. März 1893. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Zujasbeitimmung 
zu dem Negulativ betreffend Abänderung der 
Dienitpragmatit für die Gemeindebeamten der 
Stadt Frankfurt a, M. vom 11. März 1884.*) 
81. 


Wird ein Beamter der acht oberen Gehaltsklaſſen, welcher 
an jich zu den nach dem Reichsgeſetze betreffend die Invali— 
ditäts- und Ulteröverficherung vom 22. Juni 1889 verficherungs- 
pflichtigen Perſonen gehört, oder ein Schuldiener, vor Ablauf 


*) Bol. Bd. IV. Heft 2 ©. 129. 
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einer zehnjährigen Dienſtzeit dienſtunfähig, ohne daß zugleich 
der Fall des 8 1 pos. d des Regulativs vom 11. März 1884 
vorliegt, jo ijt demjelben, jofern er nicht auf Grund der pos. 
e und f Abjat 4 eine weitergehende Altersverjorgung erhält, 
eine Penſion in Höhe der Invalidenrente zu gewähren, welche 
ihm bei Berficherung nach dem gedachten Reichsgeſetze im Falle 
des Eintritt3 der Erwerbsunfähigfeit zuſtehen würde. 

Bei Bemefjung der hiernach zu gewährenden Penſion 

fommen in Anrechnung: 

a) für die Zeit vor der Anftellung die nad) Ausweis 
der Duittungsfarten bezw. der darüber ausgejtellten 
Aufrehnungsbeicheinigungen für denjelben wirklich 
geleijteten Beiträge ; 

b) für die Zeit nad) der vorerwähnten Anstellung, Ver— 
fiherungsbeit:äge der höchſten Lohnklafie. 


8 2. 
Diefe Zufagbeftimmung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
fündigung im Anzeigeblatt der jtädiichen Behörde in Kraft. 
Sranffurt a. M., den 7. März 1593. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
Städt. Anzeigebl. Nr. 91, ©. 142 vom 12. März 1893, 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats vom 12. Oktober und der Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung vom 14. Auguſt 1888 beruhende 


Regulativ, die Vergütung für Dienſtwohnungen 
betreffend, 
wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. M., den 26. Oktober 1888. 


Der Magiftrat. 
Sseuffenftamm. 


ER 
8 1. Für Dienftwohnungen find jährlich folgende Ver— 
gütungen zu zahlen reſp. in den Gehalt einzurechnen ; 
A. Bei den ſtädtiſchen Aemtern: 
Beamte der X. Gehaltsklaſſe Au. 66.— 
IX. 


n " ” " 30.— 

" " VII, „ „1 36.— 

n n vn. " " 140, 

2 " NL, n „ 200.—- 

[2 " V. 2 n 270.— 

m 2 IV. n „ lm 

n u = „. 350.— 

FLACH „ „  500.— 

2 Mächter in Fiſchborn je „50. 

1 Schlahthof-Thierarzt „. 300.— 

B. Bei Den Schulbehörden: 

Schuldiener NM. 240.— 
Neftoren der Volks-, Bürger: und Mittelihulen 690. — 
Direktoren der höheren Schulen „ T50.— 


Ss 2. In außerordentlihen und namentlich in denjenigen 
Fällen, in welchen Dienjtwohnungen durch ihre räumliche oder 
bauliche Bejchaffenheit jo große Mängel aufmweifen, daß die 
Erhebung der in $ 1 normirten Vergütungsjäge nicht gerecht: 
fertigt erjcheint, ift der Magiftrat mit Zuftimmung der Stadt- 
verordneten-Berjammlung berechtigt, den fi) nach dem Regu— 
lativ ergebenden Micthpreis zu ermäßigen. 

$ 3. Die Entſchädigung für Heizung und Beleuchtung ift 
in den sub S 1 normirten Beträgen nicht enthalten, jondern 
wird vom Magijtrat beſonders feſtgeſetzt. 

8 4. Vorjtehendes Regulativ tritt, unter Wahrung der 
von den jebigen Inhabern der Dienftwohnungen erworbenen 
Rechte mit dem 1. April 1889 in Kraft. 


(Städt. Unzeigeblatt Nr. 88, ©. 558). 
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Bekauntmachung. 


Nachſtehendes, durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der Stadt— 
verordneten-Verſammlung vom 22. September 1891 8 636, 
und des Magiſtrats vom 2. Oktober 1891, Nr. 1465 feſtge— 
jtellteg und Seitens der Königlichen Negierung, Abtheilung 
für Kirchen und Schulfahen, zu Wiesbaden durch Berfügung 
vom 4. November 1891, J.Nr. Il 11961, Seitens des 
Königlihen Provinzial: Schulfollegiums zu Cafjel dur Ber: 
fügung vom 18. November 1891, J.Nr. ©. 6041, genehmigtes 
Regulativ wird hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 


Sranffurt a. M., den 28. November 1891. 
Der Magiitrat. 


Adickes. 
Regulativ, 
für die 
Gehalte und Pflichtſtunden der Lehrer und 
Lehrerinnen 
an den 


öffentlichen Schulen in Frankfurt a. M. 


I. Son den Gehalten der ordentlichen Lehrer 
und Lehrerinnen. 
F 1. Die Gehalte der Schuldirigenten zerfallen im fol— 
gende Klaſſen und Stufen: 
Klaſſe J. M. 6600.— 7200.— 7800.— 
für die Directoren der Öymnafien, Realgymnaſien 
und Realanftalten von neunjährigem Lehrkurfus. 
„ 1. M. 5600.— 6200.— 6800.— 
für die Directoren ſonſtiger Realjchulen, Der 
höheren Bürgerfchulen und höheren Mädchen: 
Ichulen. 
„ 1 M. 5000.— 5500.— 6000. — 
für die Nectoren der doppelflafligen Mittel- und 
Bürgerichulen. 
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Klaſſe IV. M. 4400.— 4900.— 5400.— 
für Die Nectoren der einfachen Mittel- und 
- Bürgerfchulen. 

Ss 2. Die Gehalte der ordentlichen Lehrer und Lehrerinnen 
zerfallen in folgende Klaſſen und Stufen: 

Kaffe I. M. 4800.— 5400.— 6000.— 6600. — 

„ 1. M. 3200.— 3700.— 4200.— 4700.— 

-5200.— 5600.— 
beide für Lehrer des höheren Schulamts. 

„II M. 2800.— 3300.— 3800.— 4200.— 

IV. M. 1800.— 2300.— 2800.— 3300.— 
3500. — 
beide für alle übrigen Lehrer. 

Sn die Gehaltsflaffe 1 können nur ſolche Lehrer des 
höheren Schulamt3 eingemwiejen werden, welche die wiſſenſchaft— 
liche Befähigung zu einer Oberlehrerjtelle an einem Gymnaſium 
oder einer Realanftalt mit neunjährigen Lehreurjug erworben 
und fich längere Jahre hindurch bejonders bewährt haben. 

In die Gehalisklaſſe III fünnen nur ſolche Lehrer einge— 
twiejen werden, welche die Rectoratsprüfung oder die Mittel- 
ihullehrerprüfung, oder die Prüfung al3 Zeichenlehrer an den 
höheren Schulen abgelegt haben. 

Die Gehalte der Elementarlehrerinnen betragen: 

M. 1600.— 2000.— 2400.— 2600.—, 
die der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten: 
m. 700.—  800.—  900.— 1000.—. 

8 3. Die Gehalte werden den Lehrern und Lehrerinnen 
in der Stufenfolge gewährt, daß diejelben mit dem geringjten 
Sate beginnen und je nad 5 Dienftjahren in den Gehalts— 
bezug der nächjthöheren Stufe der betreffenden Klaſſe auf- 
jteigen. 

Die Auszahlung der Gehalte erfolgt vierteljährlih am 
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oftober im Voraus. 

Die Dienstzeit wird in Bezug auf die Gehaltaftufen, 
wenn der Tag des EintrittS in den Gehaltsbezug mit dem 
Beginne eines Duartal3 zufammenfält, von diefem Tage, 
andernfall3 dagegen von dem erjten Tage desjenigen Quartals 
gerechnet, welches dem Eintritt in den Gehaltsbezug folgt. 


" 


S 4 In den Normalgehalt der Klaſſe und Gehaltsftufe 
wird die nad) einem ermittelten und fejtgejegten, abgerundeten 
Anſchlage gewährte freie Wohnung eingerechnet. Die Ermit: 
telung und Feſtſtellung findet durch den Magijtrat im Ein- 
verjtändniß mit der Stadtverordneten-Berjammlung ftatt. Ein 
Recht auf Gewährung freier Wohnung Steht deren Snhabern 
nicht zu, vielmehr können dieſe Naturalleiftungen jederzeit 
gegen Bergütung ihres in den Gehalt eingerechneten Betrages 
aufgehoben werden. 

S 5. Bei Anftellung von Lehrern und Lehrerinnen werden 
die denjelben zu gemwährenden Gehaltsbezüge nach den Be- 
ftimmungen dieſes Regulativs bemeffen. 

Es fann jedoch in Fällen geeigneter Art dem Anzuftellen- 
den der Eintritt in eine der höheren Stufen der betreffenden 
Sehalsflaffe, oder wenn der normale Gehaltsjat zur Gewin— 
nung qualifizivter Berjönlichkeiten nicht ausreicht, jelbft ein da— 
rüber hinausgehender Gehalt bewilligt werden. 

Letzteren Falls wird der den normalmäßigen Anja über- 
jteigende Theil des Gehaltes als perſönliche Zulage gewährt. 

S 6. Solchen Lehrern und Lehrerinnen, welche bereits 
länger als 5 Jahre in Stellen gleicher oder ähnlicher Kategorie 
als Ständige Hilfslehrer oder Bicare verwendet werden, oder 
welche ihre bisherige fejte Stelle mit einer anderen, der gleichen 
Gehaltsklaſſe zu vertaufhen berufen find, fann mit dem 
Eintritt in ihre definitive Stelle eine höhere Stufe ihrer Ge- 
haltsklaſſe zugebilligt werden. 

8 7. Eininder IV. Gehaltsklaſſe angeſtellter Lehrer wird 
ſofort bei der Anſtellung in die 2. Stufe dieſer Klaſſe einge— 
wieſen, wenn derſelbe entweder ſeit mindeſtens 5 Jahren die 
zweite Lehrerprüfung beſtanden hat, oder bereits 30 Jahre alt 
iſt. Trifft bei der Anſtellung keine dieſer Vorausſetzungen zu, 
ſo findet das Aufrücken in die zweite Stufe mit demjenigen 
Quartal ſtatt, welches dem Tage folgt, an dem entweder 5 
Jahre ſeit der zweiten Lehrerprüfung des Angeſtellten ver— 
floſſen ſind, oder derſelbe das 30. Lebensjahr vollendet hat. 

8 8. Bezog ein Lehrer, welcher in eine höhere Gehalt3- 
Hafje verjeßt wird, in feiner bisherigen Stelle einen höheren 
Gehalt, al3 welchen die 1. Stufe jeiner neuen Gehaltsklaſſe 
ihm gewähren würde, jo tritt er jofort im diejenige Stufe 
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der neuen Gehaltsklaſſe ein, welche feinem zuleßt bezogenen 
Gehalte mindestens gleichfommt. Auch ift der Termin des 
Aufrüdens in die nächſthöhere Stufe derart zu bejtimmen, 
daß der Lehrer auch Fünftig mindeftens denjelben Gehalt be- 
zieht, welchen er in feiner bisherigen Stelle bezogen Haber 
würde. Das nämliche tritt ein, wenn ein Lehrer oder em 
Lehrerin aus einer Stelle in eine andere der nämlichen Ge— 
haltsklaſſe übergeht. 


8 9. Die Gründung neuer Stellen an den höheren Schulen 
und den Mittelſchulen, jfowie die Umwandlung von Stellen 
in jolche einer höheren Gehaltsklaſſe darf nicht Lediglich durch 
Einftellung in den Hamshaltsplan erfolgen. 


8 10. Den Lehrern und Lehrerinnen jteht aus den Be- 
ftimmungen dieſes Negulativs Fein Nechtsanipruh auf Ein- 
weiſung in eine bejtimmte oder auf Aufrüden in eine höhere 
Gehaltsklaſſe oder Stufe zu. Der Magiftrat iſt berechtigt, 
wenn nach jeinem Ermeſſen gegeu die Berufstüchtigfeit, den 
Fleiß oder die dienstliche Führung eines Lehrers oder einer 
Lehrerin begründete Ausjtellungen vorliegen, das Aufrücken 
auf Antrag der Schulbehörden ganz oder zeitweilig zu ſiſtiren. 
Die Lehrer und Lehrerinnen find vor Stellung eines diesbe— 
züglichen Antrags zu hören und ift ihnen, falls die Siftirung 
des Aufrücdens erfolgt, davon Mittheilung zu machen. 


II. Bon den Gehalten der Hülfslehrer und 
Hülfslehrerinnen. 
$S 11. Die Gehalte der Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen 
werden entweder in feſten Jahresbeträgen oder je nach der 


Stundenzahl, in jährlichen feſten Sätzen oder PR für 
jede Lehritunde bezahlt. 


Die Zahlung erfolgt je nach Ablauf eines Bierteljahre: 
oder Monats oder einer Woche. 


Für Aushülfssftunden und Bicariate wird die Vergütung 
je nad) den Stunden gewährt. 


Die Höhe der zu gewährenden Vergütungen wird in nad: 
jtehender Weiſe fejtgejeßt: 


—3 


A. Ständige Hülfslehrer. 
1. Wiſſenſchaftliche Hülfslehrer mit voller Stundenzahl 

Mark 2400.— jährlich, welcher Betrag nad) drei- 
jähriger Dienjtzeit von dem Magijtrat auf Marf 
2700.— erhöht werden fann. 

Elementar-Hülfslehrer mit voller Stundenzahl Mark 

1800.— jährlich). 

3. Hülfslehrerinnen mit voller Stundenzahl Marf 1600.— 

jährlich. 

4. Für jede wöchentlich zu ertheilende Lehrjtunde jährlich: 

I. den Lehrern des höheren Schulamts M. 130.—. 

Il. den übrigen Lehrern und. Lehrerinnen M. 90.—, 

Wiſſenſchaftliche Hülfslehrer und Probecandidaten er- 
halten für jede jtändige mwöchentlihe Hülfsftunde 
M. 100.— jährlid). 

Hülfslehrer oder Hülfslehrerinnen, welche nicht mit voller 
undenzahl beichäftigt find, dürfen hierfür in feinem Falle 
ir beziehen, als der Mindeftgehalt der betreffenden Stelle 
rügt. 


ID 


B. Borübergehende Aushülfe. 


I. den. Lehrern des höheren Schulamt? M. 3.—, 

I. den übrigen Lehrern und Lehrerinnen ſowie den 
wiſſenſchaftlichen Hülfslehrern und Probecandidaten 
M 


IT. den Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten M. 1.— 
für die Stunde. 


IL. Pflichtſtundenzahl. 
$ 12. Die wöchentlich den Lehrern obliegende Stunden- 
X beträgt: 

l. bei den Dirigenten jämmtliher Schulen mit Aus— 
nahme der einfachen Mittel- und Bürgerjchulen: 14, 

2. bei den Pirigenten der einfachen Mittel- und Bürger— 
ihulen: 18, | 

3. bei den Lehrern der Gehaltsklafjen I und II: 24, 

4, bei den Lehrern der III. Gehaltsklaſſe: 26 bis zum 
Ablauf des Schuljahres, in welchem der Lehrer das 
50. Lebensjahr vollendet Hat, jodann 24, 
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bei den Lehrern der IV. Gehaltsflaffe: 28 bis zum 
Ablauf des Schuljahres, in welchem der Lehrer das 
50. Lebensjahr vollendet hat, jodann 26, 

6. bei den Lehrerinnen: 24, 

7. bei den Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten: 12, 
Die Schulbehörden fünnen nur aus bejonderen Gründen 
vorübergehend die Pflichtitundenzahl vermindern, ſofern nicht 
die für die Anſtalt bewilligten Lehrkräfte einen Nachlaß an 
den Pflichtſtunden gejtatten. 

Eine anderweite dauernde Verminderung der Pflichtftunden 
darf nur mit Zuftimmung der oberen ftädtiichen Behörden 
erfolgen. 

$ 13. Die Lehrer und Lehrerinnen find verpflichtet, die 
nothiwendig werdenden Vertretungen anderer Lehrer und Lehrer— 
innen der Anstalt, jomweit diejelben in jedem einzelnen Falle 7 
Tage nicht überjteigen, unentgeltlich zu übernehmen, jofern nicht 
die Schulbehörden ausnahmsweiſe aus bejonderen Gründen eine 
andermweite zu honorirende Bertretung genehmigen. 


IV. Zeit des Inkrafttretens. 


8 14. Diejes Regulativ tritt an Stelle der auf die 
Lehrer und Lehrerinnen ſich beziehenden Beitimmungen des 
Negulativs über die Lehrergehalte jammt Beſoldungsſtatut 
vom 18. März 1873 und der allgemeinen Bejtimmungen vom 
9. Februar 1875 ſowie deren jpäteren Abänderungen mit dem 
1. April 1891 in Kraft mit der Maßgabe, daß die in den 
88 11, 12 und 13 enthaltenen Bejtimmungen erjt mit dem 
nad) Veröffentlichung dieſes Regulativs beginnenden Schulhalb- 
jahre Pla greifen. 


V. Nebergangsbeitimmungen. 


8 15, Die erjte Einmweifung erfolgt: 

1. für die Schuldirigenten in die Klaſſen I—IV für 
Schuldirigenten, 

2. für die Lehrer des höheren Schulamtes der bisherigen 
Klaffen IV, V, VI und VII in die Klaſſe II für 
Lehrer, 

3. für alle übrigen Lehrer der bisherigen Klaffen VII 
und VIII in die Klaſſen III und IV für LXehrer, 


wur AO 


4, für die Elementarlehrerinnen und die Lehrerinnen für 
weibliche Handarbeiten 
nah Maßgabe der ihnen angerechneten Dienjtzeit als Schul- 
dirigenten oder als ordentliche Lehrer der betreffenden Kategorie 
oder al3 ordentliche Lehrerinnen im ftädtiichen Dienite. 

Der jegige Direktor der Adlerflychtſchule iſt für jeine Perſon 
in Klafje I für Schuldirigenten einzumeijen. 

Bei den Lehrern des höheren Schulamt3 der bisherigen 
Klaffen II und III erfolgt die Einmweifung in Klaſſe I für 
Lehrer nad) Maßgabe ihrer Dienftzeit im ftädtifchen Dienft feit 
Ihrer Einweifung in die bisherige Mlafje III. 

Wird jedoh durch die Berechnung nach Maßgabe der vor- 
itehenden Vorfchriften nicht mindejtens der am 1. April 1891 
nad den bisherigen Beftimmungen den Lehrern oder Lehrerinnen 
zujtehende Gehaltsjaß erreicht, jo treten diejelben in diejenige 
Stufe der neuen Gehaltsklaſſe ein, welche dem vorerwähnten 
Gehaltsſatze mindeſtens gleichfommt. Auch ift der Termin des 
eriten Aufrüdens in die nächſthöhere Stufe derart zu beftimmen, 
daß die Lehrer auch Künftig mindeftens denjelben Gehalt be- 
ziehen, welchen fie nach den bisherigen Beitimmungen bezogen 
haben würden. Hierbei find die Bejtimmungen des 8 3 dieſes 
Regulativs anzuwenden. Die erjte Einmweifung erfolgt durch 
den Magiftrat auf Vorſchlag der Schulbehörden. 

Die Organifation der Selectenjchule und der Bethmann- 
ſchule wird durch die Einweifung von Lehrern dieſer Schulen 
in Klaſſe II nicht geändert. 

$ 16 Die zur Beit in Verwendung befindlichen jtändigen 
Hülfslehrer werden, fo lange ihre Verwendung bejtehen bleibt, 
nah Maßgabe der früheren Bejtimmungen bonorirt, desgleichen 
bleiben die vom Magiftrat erlafjenen bejonderen Anordnungen 
über Honorirung von Hülfsunterricht in Kraft. 


Sranffurta. M. den 2. Oftober 1891. 
Der Magiftrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1891, Nr. 96, ©. 605.) 
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Bekanntmachung. 


Nachſtehendes durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der Stadt— 
verordneten-Verſammlung vom 18. September 1888 und des 
Magiſtrats vom 21. September 1888 feſtgeſtelltes Regulativ 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt.*) 


Frankfurt a M., den 23. November 1888, 


Der Magtitrat. 
Miguel. 


Negulativ, 


betreffend die Abänderung des Negulativs über die Anſtell— 
ungs: und Penſionsverhältniſſe Der Lehrer an 
den öffentlichen Schulen zu Frankfurt a M. vom 25. Sep=. 
tember 1874. 


Art. I. Die Art. 8 und 10 des Negulativs vom 25. 
September 1874 find aufgehoben und werden durch nachfolgende 
Beitimmungen erjeßt.**) 

Art. II. Für die Benfionirung derjenigen Lehrer, welche 
nicht unter das Gejeß, betreffend die Penjionirung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen vom 6. Juli 
1885***) fallen, gelten folgende Bejtimmungen : 

8 1. Definitiv angejtellte (ordentliche) Lehrer find, wenn 
fie in Folge körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäde ihrer 
förperlihen oder geijtigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amts— 
pflihten dauernd unfähig jind, berechtigt wie verpflichtet, im 
den Ruheſtand zu treten; ſie erhalten in diejem Falle, wenn 
die Verfegung in den Ruheſtand nach einer Dienftzeit von 
wenigstens zehn Kahren erfolgt, eine Tebenslängliche Penſion. 

Es fann jedoch ein ordentlicher Lehrer, wenn er vor Ab— 
lauf de3 zehnten Dienftjahres dienjtunfähig wird, gegen jeinert 
Willen nur unter Beobadhtung derjenigen Formen in den 


*) ©. diefe Sammlung Bd. IV. Heft 2 ©. 98, hier mit der Be- 
ftätigung der K. Schulbehörden wiederholt abgedrudt. 

*#) Bol, diefe Sammlung Bd. IV. Heit 2 ©. 67 ff. 

***) Ebendaſelbſt IV, Heft 2 ©. 80 fi. 
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Ruheſtand verjegt werden, welche für die Disciplinar-Unter- 
ſuchung vorgejchrieben find — e3 jei denn, daß ihm eine 
Penſion im Betrage von "?/so feines Dienfteinfommens bewilligt 
werde. 

Sit die Dienftunfähigfeit die Folge einer Krankheit, Ver— 
wundung oder jonjtigen Beſchädigung, melde der Lehrer bei 
Ausübung des Dienjtes oder aus Veranlaſſung desjelben ohne 
eigene Verſchuldung jich zugezogen hat, jo tritt die Penſions— 
beredhtigung auch bei fürzerer als zehnjähriger Dienitzeit ein. 

Bei Lehrern, melde das fünfundjechzigite Lebensjahr 
vollendet haben, ift eingetretene Dienjtunfähigfeit nicht Vorbe— 
dingung des Anſpruchs auf Penſion. 

Lehrern, welche abgejehen von dem Fall des Abjages 3, 
vor Bollendung des zehnten Dienitjahres dienſtunfähig und des— 
halb in den Ruheſtand verjegt werden, kann bei vorhandener 
Bedürftigfeit von dem Magijtrat mit Zujtimmung der Stadt- 
verordneten-Verſammlung eine Benjion entweder auf bejtimmte 
Beit oder lebenslänglich bewilligt werben. 

8 2. Die PBenjion beträgt, wenn die Berjegung in den 
Ruheſtaud nach vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem 
elften Dienftjahre erfolgt, "?/so und jteigt von da ab mit jedem 
weiter zurüdgelegten Dienftjahre um !/so des Dienfteinfommens, 
Ueber den Betrag von *°/so dieſes Einfommens Hinaus findet 
eine Steigerung nicht ftatt. 

Sn dem im 8 1 Abjah 3 erwähnten Halle beträgt die 
Penſion so, in dem Falle des S 1 Abjay 5 höchſtens 1? /so 
de3 Dienfteinfommens. 

$ 3. Bet jeder Benjion werden überjchießende Marfbrüche 
auf volle Marf abgerundet. 

8 4. Naturalbezüge werden nah Maßgabe der Beitim- 
mungen im 8 3 des Gehaltsregulativs vom 18. März 1873 
in den Normalgehalt (Dienjteinfommen), von welchem . die 
Penſion zu berechnen ijt, eingerechnet. 

8 5. Für die Berechnung der Dienstzeit gelten die Vor— 
jhriften in $ 5 bis 10 des Gejeged vom 6. Juli 1885. 

Die Anrechnung der Beit, während welcher ein Lehrer 
außerhalb Preußens im Schuldienjte oder im In- oder Aus— 
fande im Kirchendienfte gejtanden oder al3 Lehrer oder Erzieher 
an einer Taubjtummen-, Blinden-, Idioten-, Waiſen-, Rettungs- 





oder ähnlichen Anftalt im Dienjte einer Gemeinde oder eines 
fonftigen fommunalen Verbandes oder im Dienſte einer Stiftungs= 
anſtalt der bezeichneten Art fich befunden hat, kann von dem 
Magijtrat bei der Anftellung zugelichert werden. 

S 6 Die Berjebung in den Ruheſtand tritt, jofern nicht 
auf den Antrag oder mit Zuftimmung des Lehrers ein früherer 
Beitpunft fejtgejegt wird, mit dem Ablauf desjenigen Viertel— 
jahr3 ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem 
Lehrer die Enticheidung der zujtändigen Schulaufjichtsbehörde 
über feine Verjegung in den Ruheſtand und die Höhe der ihm 
etwa zuftehenden Penſion befannt gemacht worden ift. 

8 7. Die Beftimmungen der 88 17 bis 21 fowie 25 
des Gejeßes vom 6. Juli 1885 bilden einen integrirenden Be- 
Itandtheil dieſes Regulativs, mit der Modififation, daß 

a. im $ 20 Abja 1 die Worte „im öffentlichen Volks— 

Ichuldienjte* durch die Worte: „im Schuldienjt der 
Stadt Frankfurt a. M.“ erſetzt werden, 

b. zu $ 25 Abſatz 3 und 4 vom Meagiftrat bejtimmt wird, 

an wen die Zahlung zu erfolgen hat. 

S 8. Die zur Zeit des Inkrafttretens diejes Regulativs 
definitiv angejtellten (ordentlichen) Lehrer ſind berechtigt, zu 
verlangen, nach den bis dahin für fie geltenden Beitimmungen 
penjionirt zu werden. 

Die gleihe Befugniß jteht denjenigen Lehrern zu, bei 
welchen der Beginn der definitiven Anftellung mit dem Zeit— 
punfte des Inkrafttretens dieſes Negulativs zufammentrifft, 
jofern die Anjtellung Seitens des Magiſtrats unter der Herr- 
Ichaft des früheren Regulativs erfolgte und in derjelben ein 
Borbehalt, daß der anzuftellende Lehrer fich den Abänderungen 
der in Anfehung der PBenfionirung geltenden Bejtimmungen zu 
unterwerfen habe, nicht gemacht worden tt. 

Art. III Für die Penfionirung derjenigen Lehrer, 
welche unter das Gejeß vom 6. Juli 1885 fallen, behält es 
bei den Vorſchriften dieſes Geſetzes fein Bewenden, fie find 
verpflichtet, in den Ruheſtand zu treten, wenn fie in Folge 
förperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer förperlichen 
oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd 
unfähig find. 
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Art. IV. Für die Anftellungsverhältniffe der Lehrerinnen 
gelten die Beitimmungen der SS 1 bis 7 fowie 9 des Regu- 
lativs über die Anſtellungs- und Benfionsverhältnifje der Lehrer 
an den öffentlihden Schulen zu Frankfurt a. M. vom 25. 
September 1874 mit der Mopdififation, daß durch die Ver— 
heirathung einer Lehrerin die proviſoriſche wie definitive An- 
ſtellung von jelbit ungültig wird. 


Art. V. Für die Penfionirung derjenigen Lehrerinnen, 
welche nit unter das Geſetz vom 6. Juli 1885 fallen, gelten 
die Beitimmungen in Urt. II 88 1 bis 7 des vorliegenden 
Regulativs. Für die Penfionirung derjenigen Lehrerinnen, 
welche unter das Gejeb vom 6. Juli 1885 fallen, behält es 
bei den PVorjchriften dieſes Geſetzes jein Bewenden; fie find 
verpflichtet, in den Ruheſtand zu treten, wenn fie in Folge 
förperlichen Gebrechen3 oder wegen Schwäche ihrer körperlichen 
oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd 
unfähig ſind. 


Art. VI. Die vor dem Anfrafttreten dieſes Regulativs 
definitiv angejtellten (ordentlichen) Lehrerinnen find bei ein- 
tretender dauernder Dienftunfähigfeit befugt, eine Penſion in 
der Höhe der durch Art. 8 pos. II des Regulativs vom 25. 
September 1874 für die Lehrer feitgejtellten Anſätze zu bean- 
ipruchen, wobei ihre Dienstzeit vom Beginn der definitiven 
Anjtellung gerechnet wird. 


Art. VII. Seder Anspruch einer Zehrerin auf Gewährung 
einer Benfion (Art. V. VI.) geht mit dem Eintritt der Un— 
gültigfeit der Anjtellung in Folge Verheirathung verloren. 

Es finden jedoch ſowohl dieſe Beftimmung al3 auch Die 
Borihrift in Art. IV, daß durch die VBerheirathung einer 
Lehrerin die provijorijche wie definitive Anſtellung von ſelbſt 
ungültig wird, auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Regulativs bejtehenden Ehen von Lehrerinnen feine Anwendung. 


Art. VIII. Diejes Regulativ tritt mit dem 1. April 
1886 in Rraft. 

Borftehendes Regulativ wird mit dem ausdrüdlichen Vor— 
behalt beftätigt, daß durch die Beitimmungen desfelben die auf 
den gejeglichen Vorſchriften über die Nechtsverhältniffe und über 
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die Penſionirung der Lehrer an höheren Unterrichtsanftalten 
und an Volksſchulen beruhenden Anjprüche der Lehrer an den 
jtädtiichen höheren Lehranstalten und an den Volksſchulen in 
Frankfurt a. M. nicht berührt werden. 


Caſſel, den 3. November 1888. 
Königliches en an 
(L. S) Gf. Eulenburg. 
Wiesbaden, den 31. Dftober 1888. 
Königl, Regierung, Abtheilung für Kirden- u. Shuljahen. 
(L. S) de fa Eroix. 
(Bubl. St. Anzeigeblatt Nr. 95, ©. 600.) 


Geſetz, 
betreffend Ruhegehaltsklaſſen für die Lehrer und 


Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen. 
Vom 23. Suli 1893. 


Wir ꝛc. verordnen was folgt: 

Die Borichriften des Artikels I SS 4, 15, 26 des 
Geſetzes, betreffend die Benfionirung der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen, vom .6. Juli 1885 (Gejeß- 
Samml. S. 298)*) werden durch nachjjtehende Beſtimmungen 
ergänzt: 

S 1. Behufs gemeinfamer Beitreitung des durch den 
Staat3beitrag nicht gededten Theils der Nuhegehälter der 
Lehrer und Lehrerinnen an ven öffentlihen Volksſchulen, 
vom 1. Juli 1893 ab wird für die zur Aufbringung ver- 
pflichteten Schulverbände (Schulfozietäten, Gemeinden, Guts— 
bezirke) in jedem Regierungsbezirk eine Ruhegehaltskaſſe ge: 
bildet. 

Ss 2. Die Verwaltung der Kafje erfolgt durch die Be: 
zirfgregierung. Die Kafjengejchäfte mwerden durch die Negier- 
ungshauptfafje und durch die ihr unterjtellten Kaſſen unentgelt- 
(ich) bejorgt. 


*) €. dief. Samml. Bd. 1V 9.2, S. 80. 
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8 3. Die Intereſſen der Schulunterhaltungspflichten an 
der Kaſſe find von einem am Sitze der Bezirksregierung 
mwohnenden Rafjenanwalt nad Vorſchrift diejes Geſetzes wahr— 
zunehmen. Der Kaſſenanwalt wird von dem Provinzialaus: 
ſchuß, in der Provinz Hefjen - Nafjau und in den Hohen— 
z0llernjchen Landen von dem Laudesausihuß, für je ſechs 
Rechnungsjahre gewählt. 

8 4. Der Kaſſenanwalt erhält eine angemejjene Ent- 
ihädigung, deren Betrag von dem Provinzialausichuß, in der 
Provinz Heſſen-Naſſau und in den Hohenzollernichen Landen 
von dem Landesausihuß, feitgefeßt und aus der Kaſſe be- 
jtritten wird. 

S 5. Die den Schulverbänden (Schulfozietäten, Ge— 
meinden, Gutsbezirken) zur Laſt fallenden Ruhegehälter werden 
von der Kaſſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 

S 6. Für jedes mit dem 1. April beginnende Nechnung- 
jahr wird der Bedarf der Kaſſe nach dem Stande der im $ 5 
gedachten Ruhegehälter am 1. Dftober des Vorjahres unter 
Hinzurehnung der vorausfichtlihen Verwaltungskoſten be— 
rechnet. 

8 7. Den Maßitab für die Vertheilung des Bedarfs auf 
die Schulverbände (Schulfozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) 
bildet die Jahresſumme des ruhegehaltsberechtigten Dienitein- 
fommens der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks— 
ihulen des Kaſſenbezirks am 1 Dftober des Vorjahres. Von 
diefem Dienfteinfommen bleibt für jede Stelle ein Betrag bis 
zu achthundert Mark außer Berechnung. Bei unbejegten Stellen 
find Dienstalterszulagen nicht in Anrechnung zu bringen, 

Die für jeden Schulverband (Schulfozietät, Gemeinde, 
Gutsbezirk) fich ergebende Gefammtjumme des Dienjteinfommens 
wird im Bertheilungsplane nad) unten auf Hunderte von Mart 
abgerumdet. 

8 8. Für Die Berechnung des Werthes der freien 
Wohnung und Feuerung, jowie der ihrer Natur nad) fteigenden 
und fallenden Dienjtbezüge it die Feſtſetzung der Schulaufjichts- 
behörde nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe 
in Stadtkreiſen de3 Gemeindevorjtandes maßgebend. Dieſe 
Feſtſetzung gilt bezüglich des Werthes der freien Wohnung und 
Feuerung auch für die Berechnung des Nuhegehalts. 
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$ 9. Der Vertheilungsplan wird von der Bezirks: 
regierung entworfen und mit den der Aufftellung zu Grund 
gelegten Unterlagen dem Kaſſenanwalte mitgetheilt. Der leßter: 
fann innerhalb einer Frift von vier Wochen bei der Bezirfs- 
regierung Erinnerungen gegen den Bertheilungsplan geltend 
machen und, ſoweit er damit nicht durchdringt, binnen weiteren 
zwei Wochen, vom Tage des Empfangs der ablehnenden Ent- 
iheidung an gerechnet, durch Bejchwerde bei dem Oberpräſi— 
denten verfolgen. 

S 10. Der folchergejtalt fejtgejtellte Vertheilungsplan ijt 
von der Bezirfsregierung durch das Umtsblatt befannt zu 
machen. 

Ss 11. Die in dem Bertheilungsplane fejtgejtellten Bei- 
träge werden von den Schulverbänden (Schuljozietäten, Ge— 
meinden, Gutsbezirken) in vierteljährlihen Vorauszahlungen 
eingezogen oder bei der Zahlung der nad den Gejegen vom 
14. Juni 1888 
31. März 1880" betreffend die Erleichterung der Volksſchul 
fajten (Geje-Samml. ©. 240, 64), an die Berbände zu 
zahlenden Staat3beiträge in Abrechnung gebradt. 

$S 12. Innerhalb einer Frijt von vier Wochen nach der 
Befanntmahung des Vertheilungsplanes ($ 10) jteht den Schul: 
verbänden (Schuljozietäten, Gemeinden, Gutsbezirfen) die Klage 
im Berwaltungsftreitverfahren auf Abänderung des Planes gegen 
die Bezirksregierung zu. Die lage hat feine aufjchiebende 
Wirkung. 

Zuftändig für die Entfcheidung in erjter Inſtanz iſt der 
Bezirksausſchuß. 

8 13. Nachträgliche Aenderungen des Vertheilungsplanes 
werden bei der nächſten Vertheilung berückſichtigt. 

8 14. Ueberſchüſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungsjahres 
ſind bei der Bemeſſung des Bedarfs für das auf den Jahres— 
abihluß der Kaffe folgende Fahr in Abgang oder Zugang zu 
bringen. 

$ 15. Für die Aufbringung de3 Beitrags der Schul 
verbände (Schulfozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) finden die 
Beitimmungen des Artikels I 8 26 des Gefeges, betreffend die 
Penfionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
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Bolfsihulen, vom 6. Juli 1885 (Geſetz-Samml. ©. 295) 
über die Aufbringung des Ruhegehalts Anwendung ; jedoch darf 
das Stelleneinfommen zur Aufbringung des Nuhegehalts oder 
des Beitrag vom 1. Juli 1893 ab nicht herangezogen werden. 

8 16. Der Stadtkreis Berlin und das Fürftenthum 
Hohenzollern » Hechingen werden einer Ruhegehaltsklaſſe nicht 
angeſchloſſen. 

S 17. Bon jeder Ruhegehaltsfeſtſetzung iſt dem Kaſſen— 
anmalte Kenntiiß zu geben. Auf fein Verlangen iſt ihm behufs 
Prüfung der Feſtſetzung Einfiht in die der legteren zu Grunde 
gelegten Rechnungsunterlagen zu gewähren. 

Der durch Artikel IS 15 des Gejebes, betreffend die 
Benfionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Bolksihulen vom 6. Juli 1585 (Geſetz-Samml. S. 298) den 
zur Unterhaltung der Schule Berpflichteten gegebene Beſchwerde— 
und Rechtsweg gegen die Feitiegung des Ruhegehalts fteht auch 
dem Kaſſenanwalt offen. 

Sn den Fällen des 8 15 a. a. O. fteht die Entjcheidung 
an Stelle de3 Unterrichtsminifter® dem Oberpräſidenten zu. 

Bis zur endgültigen Erledigung der Bejchwerden oder 
Klagen werden die NRuhegehälter nad) Maßgabe der Feitjegung 
der Schulauffichtsbehörde vorſchußweiſe an die Bezugsbe- 
rechtigten gezahlt. 

8 18. Königlicher Verordnung bleibt vorbehalten der 
Erlaß von Vorjchriften über: 

1) die Einrichtung bejonderer Ruhegehaltsflaffen für die 
Stolbergichen Grafſchaften oder über den Anjchluß der 
fegteren an die Kaffe eines anderen Bezirks, 

2) die Umgejtaltung der für die Lehrer des ehemaligen 
Herzogthums Naffau auf Grund des Geſetzes vom 
18. Februar 1851 (B.-Bl. S. 41) bejtehenden Ben- 
ſionskaſſe, 

3) den Anſchluß der übrigen zum Regierungsbezirk Wies— 
baden gehörigen Gebietstheile an die unter 2 bezeich— 
nete Penſionskaſſe. 

Bis zum Erlafje der unter 2 vorgejehenen Königlichen 

Verordnung bleibt die Einrichtung einer Ruhegehaltskaſſe für 
den Regierungsbezirk Wiesbaden ausgeſetzt. 
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8 19. Der Unterichtsminiſter und der Finanzminiſter 
jind mit der Ausführung diefes Geſetzes beauftragt. 

Urfundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrucdtem Königlichen Anfiegel. 


Gegeben Saßnitz, den 23. Juli 1893. 
(Unterſchriften.) 


Regulativ 
den Erlaß von Schulgeld betreffend. 


s 1. Wenn mehr als drei Geſchwiſter gleichzeitig ſtädtiſche 
Schulen beſuchen, fo wird von dem für dieſelben gezahlten 
Schulgeld dasjenige für das vierte Kind, ſowie für alle weiteren 
Geſchwiſter nach) Maßgabe der nachfolgenden Beftimmungen 
erlaſſen. | 

Das Gleiche kann ausnahmsweiſe nach dem Ermefjen der 
Schulbehörden jtattfinden, falls von vier oder mehr Geſchwiſtern 
eines oder mehrere das Staatliche Gymnafium befuchen mit der 
Maßgabe, daß ein jtaatlicher Erlaß von Schulgeld entjprechend 
anzurechnen it. 

8 2. Jeder Erlaß fällt für Diejenigen weg, welche mit 
einem Einfommen von mehr als 6000 Marf veranlagt find 
oder, ohne zur Staatseinfommenfteuer veranlagt zu fein, ein 
Ssahreseinfommen von mehr als 6000 Mark beſitzen. 

Bei Bemeſſung des Erlaſſes zählen nicht mit: 

I. diejenigen Schüler und Schülerinnen, für welche das 
Schulgeld aus Stipendien oder überhaupt von Stift— 
ungen gezahlt wird; 

2. Schüler oder Schülerinnen, melde nicht dahier 
wohnen; 

3. die Schüler der Ausländerklaſſe der Wöhlerſchule. 


Der Erlaß fommt bei ungleihem Schulgeld denjenigen 
Kindern zu gut, welche unter ihren Geſchwiſtern die geringiten 
Beträge zu zahlen haben. 
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8 3. Die Anträge auf Erlaß find unter Benußung der 
von den Schulbehörden vorzufchreibenden und auf dem Bureau 
derjelben erhältlichen Formulare bei diejen Behörden bis zum 
1. uni bezw. 1. Dezember jchriftlih einzubringen. Der 
Antragfteller hat dabei zu verfichern, daß er nicht mit einem 
Einfommen von mehr ala 6000 Marf veranlagt fei bezw. 
daB ſein Sahreseinfommen nicht mehr ala 6000 Marf 
betrage. 

S 4. Die Schulbehörden find befugt, von denjenigen, 
welche Erlaß von Schulgeld beanfpruchen, binnen vorzube- 
raumender Friſt jede etwa weiter erforderliche Auskunft, insbe— 
jondere auch die Erbringung des Nachweiſes zu verlangen, daß 
diefelben nicht mit einem Einkommen von mehr als 6000 ME. 
veranlagt find, bezw. daß ihr Jahreseinkommen nicht mehr 
al3 6000 ME. beträgt. 

8 5. Die Schulbehörden überjenden nad Prüfung der 
Anträge der zuftändigen Kaſſe ein Verzeichniß der Schulgeldbe- 
träge, deren Erlaß für gerechtfertigt erachtet worden ift mit 
der Anweiſung, die zu erlaffenden Schulgeldbeträge, aus den für 
den Erlaß von Schulgeld zur Berfügung jtehenden Ausgabe— 
Bofitionen zu deden. | 

S 6. Auh nah den in 8 3 angegebenen Terminen 
(1. Juni und 1. Dezember) werden Anträge auf Erlaß von 
Schulgeld noch bis zum Ende des betreffenden Semeſters zu— 
gelaffen, doch find in dieſen Fällen die in Folge der Verſpätung 
etwa erwachjenen Zwangsvollſtreckungskoſten von den Zahlungs 
pflihtigen zu tragen. 

S 7. Diejes Regulativ tritt mit dem 1. April 1892 an 
Stelle des Negulativg vom 24. Dezember 1880 und der Zu: 
ſatzbeſtimmung vom 26. Juni 1888 in Rraft. 


Frankfurt a. M., den 2, Februar 1892. 


Der Magijtrat. 
. Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr, 11 vom 1. Februar 1892.) 


Geſetz, 


betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer an 
den nichtitantlichen öffentlichen Höheren Schulen. 
Bom 25. Juli 1892, 


Wir ꝛc verordnen was folgt: 


8 1. Die für das Dienjteinfommen der Leiter und der 
wiſſenſchaftlichen Lehrer einjchließlich der Hülfslehrer an den 
jtaatlichen höheren Schulen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
geltenden Bejtimmungen finden in gleichem Maße Anwendung 
bei denjenigen öffentlichen höheren Schulen, welche von einer 
bürgerlihen Gemeinde al3 eine Veranftaltung derjelben unter- 
halten werben, 

Dasjelbe gilt bezüglich des Dienjteinfommens derjenigen 
an diejen Schulen angeftellten Zeichenlehrer, welche mindeſtens 
14 Zeichenjtunden und 10 Stunden anderen Unterrihts in 
der Woche ertheilen. 

Die Bejoldung der übrigen technijchen, Elementar- und 
Vorſchullehrer ift innerhalb der für die entiprechenden Kategorien 
bon Lehrern an den jtaatlihen höheren Schulen bejtimmten 
Grenzen dergejtalt feitzujtellen, daß Ddiejelbe hinter derjenigen 
der Volksſchullehrer in dem betreffenden Orte nicht zurücbleiben 
darf und ihnen außerdem eine nicht penfionsfähige Zulage von 
150 Mark jährlich gewährt wird. Bei der Berjegung des 
Lehrers an eine Volksſchule fällt dieſe Zulage weg; die hier- 
durd) eintretende Verminderung des Dienfteinfommeng wird als 
eine Verkürzung des Dienjteinfommens im Sinne des 8 87 
des Geſetzes, betreffend die Dienftvergehen der wi richterlichen 
Beamten, vom 21. Juli 1852 (Gejeg-Samml. ©. 465) nit 
angefehen. 

8 2. Der bürgerlichen Gemeinde jteht es frei, zu be— 
ichließen, daß das Aufrüden der wiſſenſchaftlichen Lehrer im 
Gehalt jtatt nach) dem Syſtem der Dienjtalterszulagen nad 
Maßgabe des für die einzelne Anftalt oder für mehrere An- 
ftalten zufammen aufzuftellenden Bejoldungsetat3 erfolgt. In 
dieſem Falle ijt für jede Stelle eines wifjenschaftlichen Lehrers 
neben dem Wohnungsgeldzuſchuſſe der Tarifffaffe III das für 
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einen jtaatlichen Lehrer diefer Art berechnete Durchſchnittsgehalt 
voll in den Etat einzuftellen und auf die Gejanmtzahl der 
Stellen innerhalb der Sätze für das Mindeſt- und das Hödjit- 
gehalt in angemefjenen. Abjtufungen zu vertheilen. 

Für die Leiter der Anjtalten und die vollbejchäftigten 
Beichenfehrer ($ 1 zweiter Abjah) kann die gleiche Ausnahme 
mit Genehmigung de3 UnterrichtSminifters zugelaffen werden, 
wenn nach jeinem Ermeſſen Einrichtungen getroffen find, welche 
ein allmähliches Aufrücden der Leiter und Lehrer zum Höchſt— 
gehalte in angemefjenen Zwiſchenräumen gejtatten. 

8 3. Die bürgerliche Gemeinde ijt verpflichtet, die zur 
Erfüllung der Bejtimmungen der 88 1 und 2 erforderlichen 
Mittel bereit zu ſtellen, ſoweit diefe nicht aus den eigenen 
Einnahmen der Anjtalt oder aus anderen dazu bejtimmten 
Fonds gededt werden. 

An den Befugniffen der Gemeinden, die Aufhebung der 
Anftalt zu bejchliegen, wird nichts geändert. | 

8 4. Die vorjtehenden Bejtimmungen der 88 1 bis 3 
finden auch bei denjenigen öffentlichen höheren Schulen finn- 
gemäße Anwendung, welche von anderen Sorporationen oder 
aus eigenen Vermögen oder aus anderen dazu bejtimmter 
Fonds zu unterhalten find. 

Die Beichlußfaffung über die Art des Aufrücdens der 
Lehrer im Gehalt jteht der nach den örtlichen Bejtimmungen 
hierzu berufenen Berwaltungsbehörde zu. 

8 5. Die bürgerlichen Gemeinden und fonjtigen Korpo— 
rationen u. j. w. find durch die Vorjchriften de3 gegenwärtigen 
Geſetzes nicht behindert, da3 Pienjteinfommen der Lehrer an 
den von ihnen zu unterhaltenden Anſtalten in einer fir Die 
Lehrer günjtigeren al3 der oben bejtimmten Weiſe zu regeln. 

S 6. Den Lehrern steht ein Rechtsanſpruch auf Bes 
willigung eines bejtimmten Dienjteinfommens, insbeſondere auf 
Feftitellung eines beftimmten Dienftalters oder auf ein Auf: 
rüden im Gehalt nicht zur. 

Die Berjagung von Mlterszulagen iſt nur bei unbe 
friedigender Dienftführung zuläjlig und bedarf der Genehmigung 
des Provinzialſchulkollegiums. 

8 7. Höhere Schulen im Sinne diejes Geſetzes jind Die 
vom Unterrichtsminifter als ſolche anerfannten oder anzuer= 
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fennenden Unterrichtsanftalten, zur Zeit: Gymnaſien, Real: 
gymnafien, DOberrealichulen, Progymnafien, Realprogymnafien 
und Realichulen. 

Solange eine ftaatliche Oberrealichule nicht vorhanden ift, 
finden auf die Oberrealjchufen die für die fonjtigen ftaatlichen 
Bollanftalten geltenden Gehaltsbeitimmungen Anwendung. 

8 8. Wandelt eine Gemeinde, Korporation u. j. m. eine 
höhere Schule in eine ſolche mit veränderten Berechtigungen 
um, fo erlangen die Leiter und Lehrer der Schule nicht Die 
Befugniß, aus dem von ihnen beffeideten Amte auszujcheiden. 
Jedoch ift ihnen dasjenige Dienfteinfommen zu gewähren, 
welches ihnen zuftehen würde, wenn die Ummandlung nicht 
erfolgt wäre. 

Unter Aufrechthaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen 
jih die Lehrer an ſolchen von Gemeinden unterhaltenen höheren 
Schulen, deren Klaſſenbeſtand und Lehrkräfte verringert werden, 
die Verjegung an eine von derjelben Gemeinde unterhaltene 
höhere Schule mit minderen Berechtigungen gefallen laſſen. 

8 9. Diefes Geſetz tritt am 1. April 1893 in Kraft. 
Die Gemeinden, beziehungsweije Korporationen u. ſ. w. fünnen 
die Zahlung des erhöhten Dienfteinfommens bereit3 von einem 
früheren Zeitpunkt ab bejchließen. 

Urfundlih unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben an Bord Meiner Naht „Raiferadler”, Bergen, 
den 25. Juli 1892. 

(Unterjchriften.) 


Regulativ, 


betreffend die Penſionirung ſowie die Fürſorge 
für die Wittwen und Waiſen der Mannſchaft der 
Berufsfeuerwehr der Stadt Frankfurt a. M. 
A. Penſionirung. 

S 1. Die Mitglieder der Berufsfeuerwehr, ſoweit dieſelben 
nicht Gemeindebeamte find, erhalten nach zurüdgelegter ununter- 
brochener Dienftzeit von mindeitens 10 Jahren nah Maßgabe 
der folgenden Bejtimmungen eine lebenslängliche Penſion, falls 
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fie zur Yortjegung des Feuerwehrdienſtes unfähig geworden 
find und nicht in einen anderen ftädtiichen Dienft übernommen 
werden. 

Iſt die Dienſtuntauglichkeit die Folge einer bei Ausübung 
des Dienftes ohne eigene Berjchuldung erlittenen Verwundung 
oder fonftigen Beichädigung, jo tritt die Penſions-Berechtigung 
auch bei kürzerer Dienstzeit ein. In dieſem Fall wird für 
die Feitjegung der Penſion eine 10 jährige Dienftzeit an⸗ 
genommen. 

s 2. Als Dienſtjahre werden, falls bei der Anſtellung 
nichts anderes vereinbart ijt, nur die bei der Berufsfeuerwehr 
der Stadt Frankfurt a. M. nach dem 21. Lebensjahre zurüd= 
gelegten Jahre gerechnet, mit der Maßgabe, daß die Dienft- 
jahre bi3 zum vollendeten 10. Dienjtjahre einfach, von diefem 
Zeitpunkt an aber 1'/ofah zu zählen find. 

S 3. Die Höhe der Penjion wird dahin fejtgejeßt, daß 
dieferte, wenn die Verjegung in den Ruheſtand nach vollendeten 
10., jedoch vor vollendetem 11. Dienftjahre eintritt, "?/so be= 
trägt, und von da ab mit jedem weiter zurücdgelegten Dienft- 
jahre um 60 desjenigen Dienfteinfommens fteigt, in deſſen 
Genuß der Angeftellte zur Zeit feiner Penſionirung ſich befindet. 
Ueber den Betrag von *°/so dieſes Einkommens hinaus findet 
eine Steigerung nicht Statt. 

Als Dienfteinfommen wird nur das Gehalt betrachtet 
und insbejondere weder freie Dienjtwohnung noch eine ſonſtige 
Nebeneinnahme berückſichtigt. 

8 4. Bon dem Penſionsbetrag ſind ſämmtliche, dem 
Berechtigten aus ſtaatlichen oder kommunalen Mitteln, ſowie 
von Alters- und Invalidäts-Verſicherungsanſtalten anderweitig 
zufließenden dauernden Bezüge, namentlich etwaige laufende 
Unterſtützungen aus der kommunalſtändiſchen „Unterſtützungs— 
kaſſe des Regierungs-Bezirks Wiesbaden für verunglückte Feuer— 
wehrleute“ zu Gunſten der Stadtgemeinde in Abzug zu bringen. 

8 5. Die Penſionirung kann vom Branddirector oder 
von dem Penſionsberechtigten beantragt werden. 

Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkt 
dem Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt 
und die Feſtſtellung des Penſionsbetrages erfolgt endgültig durch 
den Magiitrat unter Ausschluß des Rechtsweges. 
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8 6. Die bewilligten Benfionen werden monatlich ine 
Boraus bezahlt. 


8 7. Hinterläßt ein Penfionair eine Wittwe oder ehe: 
fihe Nahfommen, jo wird die Benfion nocd für den auf der 
Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 


S 8. GScheidet ein unter die Bejtimmungen diejes Re— 
gulativs fallendes Mitglied der Berufsfeuerwehr auf eigenen 
Antrag aus dem Dienft, ohne dienftuntauglih zu fein, oder 
wird dasselbe durch Kündigung oder auf Grund der Dienft- 
ordnung ſtrafweiſe entlaffen, oder iſt die Dienftuntauglichkeit 
durch eigenes Verſchulden, Durch Liederlichen LYebenswandel oder: 
außerdienjtliche Ermwerbsthätigfeit veranlaßt worden, fo fällt 
jedes Anrecht auf Penſion fort. 


$ 9. In denjenigen Fällen, in welchen die Dienſtunfähig— 
feit für den Feuerwehrdienſt anerkannt wird, der Betreffende 
aber noch in einen anderen jtädtichen Dienſt verwendbar ift, 
bleibt Beitimmung darüber vorbehalten, ob der Betreffende 
anftatt der Penſionirung einem anderen ftädtifchen Dienst unter 
Fortgewährung mindeitens des zuleßt bezogenen Baargehaltes- 
($ 3, letzter Abſatz) zu überweifen if. Dieſe Ueberweifung, 
welche jogleich oder nach eingetretenem Penfionsbezug jederzeit 
erfolgen fan, hat die Wirkung, daß der Penſionsbezug während 
der Dauer desjelben ruht, nach deren Beendigung aber wieder 
auflebt, und eine in dem weiteren ftädtifchen Dienjt etwa er— 
worbene Benfion nur mit demjenigen Betrage zur Auszahlung. 
fommt, mit welchem jie die in der Berufsfeuerwehr erdiente 
Penſion überjfteigt. 


Bei der Weigerung, in einen anderen ftädtifchen Dienſt 
zu treten, erlijcht der Penſionsanſpruch. 


8 10. Wenn der zu PBenfionirende feine Anftellung im 
jtädtischen Dienft findet, jedoch vermöge feiner Körperbeichaffen- 
heit und jonjtigen Berhältniffe nach) dem Exrmeffen des Magi— 
jtrat3 noch im Stande ijt, einen höheren Verdienſt als den 
Betrag der Penſion zu erzielen oder ein Gewerbe betreibt, 
welches nad) dem Ermefjen des Magiftrats den doppelten Be: 
trag der Benfion um jo ermäßigt ſich der Penſionsbetrag 
auf die Hälfte, 
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Bei einem monatlichen Verdienit bis zu 30 ME. oder einem 
Lebensalter von 60 Jahren tritt jedoh eine Ermäßigung 
nicht ein. 

8 11. Inſofern die Unfähigkeit zur Fortſetzung des 
Feuerwehrdienſtes nicht mit Sicherheit als eine bleibende an- 
zujehen ift, fann der Anſpruch auf Penſion zunächſt auf eine 
bejtimmte Zeit beſchränkt werden. 

Mit der etwaigen Wiederherftellung zur völligen Dienit- 
fähigkeit und der Wiederanitellung im Feuerwehrdienit bezw. 
der Weigerung in denjelben wieder einzutreten, erliicht die Be— 
rechtigung zur Benfion. 


B. Fürſorge für die Wittwen und Waijen. 


8 12. Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder 
durch nachgefolgte Ehe legitimirten Kinder der in $ 1 genannten 
Perſonen erhalten Wittwen- und Waifengeld nah Maßgabe 
der folgenden Bejtimmungen, jedoh mit der Einjchränfung, 
daß jämmtliche den Berechtigten aus ftaatlichen oder fonımunalen 
Mitteln andermweit zufließenden dauernden Bezüge zu unten 
der Stadtgemeinde in Abzug zu bringen find. 

8 13. Die Penfion einer Wittwe beträgt vier Zwanzigſtel 
(ein Fünftel) desjenigen Gehalts, welches der verjtorbene Ehe- 
mann zuleßt bezogen hat (S 3 letzter Abjaß). 

8 14. Außerdem erhält die Wittwe für ihre aus der Ehe 
mit dem Werftorbenen ſtammenden Kinder, und zwar bis Die- 
jelben das jechszehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, 

a) bei einem Kind oder zwei Kindern: ein Zwanzigitel, 

b) bei 3 oder 4 Kindern: zwei Zwanzigſtel, 

c) bei 5 oder mehr Kindern drei: Zwanzigſtel 
desjenigen Gehalts, welches der verjtorbene Ehemann zuleßt 

bezogen hat. 
| $ 15. Die vorftehend bezeichneten Anſprüche finden nicht 
jtatt, bezw. erlöjchen : 

a) wenn die Ehe nach der Verjegung in den Ruheſtand 

abgeſchloſſen worden ift, 

b) wenn die Ehe rechtskräftig gejchieden oder für nichtig 

erklärt worden ift, 

c) wenn die Wittive fich wieder verehelicht, 
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d) wenn die Wittwe eines unfittlichen Lebenswandels 
ſich ſchuldig macht, 

e) wenn die Frau während der Ehe oder im Wittwen— 
ftande rechtskräftig eine Verurtheilung erleidet, mit 
welcher der Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte ver- 
bunden: ift. 

8 16. Kinder eines Berechtigten, deren Mutter nicht 
mehr lebt oder zum Bezuge von Wittwenpenfion nicht berech- 
tigt ift ($ 15), erhalten bis zum Ende desjenigen Monats, 
in welchem fie das fechszehnte Lebensjahr zurüdgelegt haben, 
je ein Zehntel desjenigen Gehalts, welches der Verſtorbene zu- 
legt bezogen hat. 

Wittwenpenfion und Waifenpenfion dürfen jedoch zufammen 
den Betrag von acht Zwanzigſtel (zwei Fünftel) des erwähnten 
Gehalts nicht überfteigen. 

Wenn eine berechtigte Wittwe nicht vorhanden iſt, darf 
der Gejammtbetrag der Waijenpenfion für die Kinder den Be- 
trag von fünf Zmwanzigftel (ein Biertel) des Gehalts des Ver— 
ftorbenen nicht überfteigen. 

Bei Anwendung diejer Beichränfung werden die Wittwen- 
und Waiienpenfionen verhältnigmäßig gefürzt.- 

8 17. Bei dem Ausſcheiden eines Wittwen- oder Waijen- 
penfionsberechtigten erhöht fi die Wittiwen- oder Waifenpenfion 
der verbleibenden Berechtigten von dem nächſten Quartal an 
infoweit, als fie fi noch nicht in dem vollen Genuß der ihnen 
nad) den SS 13, 14 und 16 zuftehenden Beträge befinden. 

8 18. War die Wittwe mehr al3 15 Jahre jünger als 
der Berjtorbene, fo wird die nah Maßgabe der SS 13 und 
16 berechnete Wittwenpenfion für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterichiedes über 15 Jahre bis einjchließlih 25 Jahre 
um !/so derjelben gekürzt. 

Auf die nad) 8 14 zu berechnenden Beträge find dieje 
Kürzungen der Wittwenpenfion ohne Einfluß. 

8 19. Die Scheidung der Ehe des Berechtigten beein- 
träcdhtigt die Penſionsanſprüche der Kinder nicht. 

8 20. Ein Anspruch der Kinder auf Penfion befteht nicht, 
wenn die Ehe, aus welcher fie ftammen, oder durch welche fie 
legitimirt wurden, nad) der Verſetzung des Vaters in den 
Ruheſtand abgeſchloſſen ift. 
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$ 21. Die Zahlung des Wittiwen- und Waijengeldes er- 
folgt monatlih im Voraus und beginnt mit dem Ablauf de3- 
jenigen Monats, in welchem der Berjtorbene zuletzt Gehalt, 
bezw. Benfion bezogen hat. | 

$ 22. Die Beitimmmung darüber, ob und welches Witt- 
wen- und Waifengeld der Wittwe und den Waijen zufteht, 
erfolgt endgültig dur den Magijtrat unter Ausſchluß des 
Rechtsweges. 


C. Allgemeine Beſtimmungen. 


S 23. Bruchtheile einer Mark bei den Penfiong-Beträgen 
werden zu Gunſten der Empfänger auf volle Mark abgerundet. 

S 24. Gegenwärtige Bejtimmungen treten mit dem 1. Ok— 
tober 1881 in Rraft. 

Mit demjelben Tage treten die Beftimmungen des 8 18 
des Regulativ3 vom 19. Juni 1874 für die Berufsfeuerwehr 
außer Geltung. 

S 25. Auf die am 1. Oftober 1891 bereit3 im Dienft 
ftehenden Mitglieder der Berufsfeuerwehr finden die Bejtimm- 
ungen dieſes Regulativs nur dann Anwendung, wenn fie das- 
felbe innerhalb vier Wochen nach defjen Berfündigung als für 
ſich verbindlich anerfennen, 


Sranffurt a. M. den 8. September 1891. 


Der Magijtrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 73, ©. 470.) 


Bekanntmachung. 


Die nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 24./21. 
März 1893 beruhende Beſtimmung wird hiermit zur allgemeinen 
Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a. M., den 24. März 1893. 


Der Magiitrat. 
Seuffenftanım. 
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Beſtimmung 


‚über die Gewährung don Sterbequartalen an 
die Hinterbliebenen veritorbener 
Berufsfenerwehrlente. 


Beim Ableben von Mitgliedern der Berufsfeuerwehr, ſo— 
weit jolche nach Maßgabe des Regulativg, betr. die Penfionirung 
jowie die Fürforge für die Wittwen und Waiſen der Mann 
Ihaft der Berufsfeuerwehr der Stadt Frankfurt a. M. vom 
8. September 1891, Anjprud auf Penſion befigen, iſt für 
die drei auf den Sterbemonat folgenden Monate den Wittwen, 
bezw. wenn folche nicht vorhanden find, den ehelichen Nach— 
fommen derfelben, der Gehalt bezw. die Penfion, welche der- 
Berjtorbene zuleßt bezogen Hat, abzüglich der etwa den Hinter- 
bfiebenen für diefe Zeit zuftehenden Wittmen- und Waijen- 
penfion, auszuzahlen. 


Frankfurt a. M., den 24. März 1893. 


Der Magiitrat. 
Seuffenftamm. 


(Städt. Anzeigebl. Nr. 28, ©. 142.) 


Bekanntmachung. 


Das auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des Magiſtrats 
und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 11/8. November 
1892 beruhende, vom Bezirks-Ausſchuß in Wiesbaden unter 
Nr. 3345 vom 26. November 1892 genehmigte, für den Ge— 
meindebezirk Frankfurt a. M. erlaffene Orts: Statut, be 
treffend die Siranfenverjiherung, wird nachitehend 
zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a M., den 2. Dezember 1892, 


Der Magiitrat 
Adickes. 


EL le u A ses 
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DOrt3- Statut 


betreffend die Kranfenverficherung. 


Auf Grund des 8 3 des Gemeinde-Berfaffungsgejeges vom 
25. März 1867 (Geſetz-Sammlung Seite 401) und des $ 2 
des Kranfenverjicherungs-Gejetes in der Faſſung vom 10. April 
1892 (Reich3-Gejeß-Blatt Seite 417 ff.) werden mit Zus 
ftimmung der Stadtverordneten - Verfammfung und mit Ge: 
nehmigung des Bezirks-Ausſchuſſes die folgenden ftatutarischen 
Anordnungen getroffen: 


81. 


Die durch $ 1 des cit. Krankenverſicherungs-Heſetzes 


begründete Berfiherungspflicht wird erjtredt auf: 


a) 


c) 


diejenigen im 8 1 des cit. Reichsgeſetzes bezeichneten 
Perſonen, deren Beichäftigung durd die Natur ihres 
Gegenjtandes oder im Voraus durch den Arbeitsver— 
trag auf einen Zeitraum von weniger al3 einer 
Woche beichränft.ift, ſofern dieſe Beichäftigung that- 
ſächlich 6 Arbeitstage gedauert hat, und zwar unter 
Burüdverlegung des Beginns der Berjicherungspflicht 
auf den Tag, an welhem die Beichäftigung be— 
gonnen hat; 


) die in Rommunalbetrieben und im Kommunaldienſte 
beihäftigten Berfonen, auf welche die Anwendung 


des 8 1 des cit, Neich3-Gejeges nicht ſchon durch 
anderweite reichsgejegliche Vorſchriften erſtreckt iſt, mit 
Ausnahme jedoch derjenigen, welche neben dem ftädtischen 
Dienste noch in einem andern Wrbeitsverhältniffe 
jtehen oder als jelbitjtändige Unternehmer gejchäftlich 
thätig find; 

auf jelbitjtändige Gewerbetreibende, welche in eigenen 
Betriebsjtätten im Auftrag und für Nechnung anderer 


Gewerbetreibender, mit der Herftellung oder Bearbeit- 


ung gewerblicher Erzeugnifje bejchäftigt werden (Haus— 
gewerbetreibende), und zwar auch für den Fall, daß 
fie die Roh- und Hilfsstoffe jelbft beichaffen, und 
auch für die Zeit, während welcher fie vorübergehend 
für eigene Rechnung arbeiten; 
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d) auf Handlungsgehülfen und Lehrlinge, joweit diejelben 
nicht bereits nad) $ 1 des cit. Kranfen-Berficherungs- 
Geſetzes verſicherungspflichtig ſind; 

e) die in der Land» und Forſtwirthſchaft beſchäftigten 
Arbeiter und Betriebsbeamten. 

Diejenigen unter a, b und e fallenden Berfonen, welche 
als Betrieb3beamte, Werfmeifter und Techniker beichäftigt find, 
jowie Handlungsgehülfen unterliegen indeß der Verficherungs- 
pfliht nur dann, wenn ihr Arbeitöverdienit an Lohn oder Ge— 
halt ſechs zweidrittel Marf für den Arbeitstag bezw. zweitauſend 
Mark für das Jahr nicht überjteigt. 

Die unter b fallenden Perſonen, welche einem Kommu— 
nal-Berbande gegenüber Anſpruch auf Fortzahlung des Ge— 
haltes oder Lohnes mindeſtens für dreizehn Wochen nad der 
Erfranfung oder auf eine den Beitimmungen de3 8 6 des 
Kranken-Verſicherungs-Geſetzes entiprechende Unterftügung haben, 
find von der Berjicherungspflicht ausgenommen. 

$ 2. Die Vorſchriften des 8 49 Abſatz 1—3, 8 51 
Abſatz 1, 8 52 Abſatz 1 des cit. Geſetzes finden auch auf 
die Wrbeitgeber der in S 1 unter a bezeichneten Perſonen 
Anwendung. 

8 3. Es gelten ferner die in 8 49 Abſatz 1—3 und 
S-51 Abſatz 1 gegebenen Beltimmungen auch für die Arbeits- 
verhältniffe zwiichen Hausgewerbetreibenden und ihren Arbeit- 
gebern. Hiernach beiteht die in $ 49 Abſatz 1—3 begründete 
Meldepflicht für alle Arbeitgeber auch dann, wenn derjelbe 
Hausgemwerbetreibende von mehreren Arbeitgebern zugleich be= 
ſchäftigt wird. 

Die Beiträge für die Hausgewerbetreibenden find von 
demjenigen Arbeitgeber einzuzahlen und zu einem Drittel zu 
tragen, für welchen der Berficherte ausichließlich oder, falls er 
von mehreren Wrbeitgebern zugleich bejchäftigt war, nad 
dem verdienten Wochenlohn in der Hauptſache beichäftigt 
war, Für Bemejjung der Beiträge und Unterftügungen 
der Hausgewerbetreibenden iſt der ortsüblihe Tagelohn maß- 
gebend. 

Für diefelben gilt gleichfall3 die Beftimmung, daß Ein- 
trittögelder nur die Verficherten belaften. 
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8 4. Diefes Ortsftatut tritt am 1. Sanuar 1893 in 
Kraft. 

Sfleichzeitig treten das Ortsftatut vom 26. September 
1884, die Rranfenverficherung der Arbeiter betreffend, und deſſen 
Nachtrag vom 11. November 1884 außer Geltung. 


Frankfurt a. M., den 11. November 1892. 


Der Magiitrat. 
Seuffenftamm. 
Vorſtehendes Statut wird auf Grund des 8 2 des Kranfen- 
verjicherungsgejeßes genehmigt. 
Wiesbaden, den 26. November 1892. 
Der Bezirks⸗Ausſchuß. 
von Reichenau. 


(Städt. Anzeigeblatt 1892, Nr. 97.) 





Das nachftehende Wahlregulativ für die Wahlen der Ar: 
beitervertreter und Schiedsgericht3beiliger für den Umfang der 
ftädtiihen BausUnfallverfiherung wird Hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebradt. 

Frankfurt a. M,, den 17. Juli 1888. 


Der Magiitrat. 
Wahlregulativ 


für Die 
zur Durchführung der Gemeinde = Bau - Unfallverjiherung zu 
Frankfurt a. M. nad) Maßgabe des Reichs-Geſetzes vom 11. Juli 
1887, betreffend die Unfallverficherung der bei Bauten be- 
ihäftigten Perjonen (Reichs-Geſetzblatt Seite 287) erforderlihen 
Wahlen. 
A. Wahl der Arbeitervertreter. 
8 1. Bon den zu Frankfurt a. M, bejtehenden Orts» 
krankenkaſſen wählt die Ortsfranfenfaffe Nr. I einen, die Orts— 
krankenkaſſe Nr. IX. zwei Bertreter der Arbeiter. Im Falle, 
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daß demnächſt die 10 zur Beit in Frankfurt a. M. beſtehenden 
Ortskrankenkaſſen ſich zu einer einzigen Ortskrankenkaſſe ver— 
einigen werden, wählt dieſe letztere drei Vertreter.*) 


Die Wahl wird von den wahlberechtigten Kaſſen durch 
diejenigen Vorſtandsmitglieder ausgeübt, welche aus der Zahl 
der Kaſſenangehörigen gewählt find. 

Für jeden Vertreter find ein erfter und ein zweiter Er- 
ſatzmann zu wählen, welche denjelben im Verhinderungsfalle 
zu erjeßen und im Falle des Ausſcheidens für den Reſt der 
Wahlperiode in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 


Ss 2. MWählbar-find alle im unmittelbaren Lohnverhältniß 
al3 Bauarbeiter (einjchließlich der Betriebsbeamten) zur Stadt- 
gemeinde Frankfurt a. M, ftehenden, dauernd befchäftigten, 
nach Maßgabe des Reichsgeſetzes vom 11. Juli 1887 gegen 
Unfall verjicherten Raffenmitglieder, welche Deutjche, großjährig 
jind, jih im Bejige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und 
nicht durch richterliche Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen bejchränkt find. 

Ss 3. - Wahlort ijt Frankfurt a. M. 

Die Leitung der Wahl erfolgt durch einen Ddiesjeitigen 
Beauftragten. 

Diindeitens fünf Tage vor dem Wahltage find unter An- 
gabe der Zeit und des Orts der Wahl die fämmtlichen mahl- 
berechtigten Borjtandsmitglieder von dem Leiter der Wahl zur 
Theilnahme an derjelben IR mittel3 eingejchriebener Briefe 
einzuladen. 


Jeder Vertreter ſowohl als auch ſein erſter und zweiter 
Erſatzmann werden je in einem beſonderen Wahlgange gewählt. 


Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Den nidt am 
Orte der Wahl mohnenden, wahlberechtigten Vorſtandsmit— 
gliedern ſteht e3 frei, ihre Stimmzettel. dem Leiter der Wahl- 
verhandlung auf fchriftlihem Wege einzureihen. Derartige 
Stimmzettel werden jedodh nur dann berüdjichtigt, wenn die— 
jelben im verfchloffenen Briefumschlag bis jpäteftens am Tage 
vor der Wahl dem Leiter der Wahlverhandlung zugehen und 


2) Diele fe Vereinigung hat zufolge anzeige v. 2. Auguft 1888 ftatt- 
gefunden. Städt. Anzeigeblatt Nr. 63 ©. 4 
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mit der vom Vorſitzenden des Kranfenfafjenvorjtandes be= 
glaubigten Unterjchrift des wählenden Vorſtandsmitgliedes ver- 
jehen ſind. 

Gewählt ijt derjenige, welcher die meilten Stimmen erhält. 
Stimmen, welde auf nicht Wählbare entfallen, oder die Ge— 
wählten nicht deutlich bezeichnen, werden nicht mitgezählt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Leiter der Wahl: 
verhandlung zu ziehende 2008. Ueber die Wahlverhandlung 
it von dem Leiter derjelben ein PBrotofoll aufzunehmen, in 
welchem die Namen der auf den Stimnizeiteln aufgezeichneten 
Perſonen, die Anzahl der auf fie gefallenen Stimmen und die 
Namen der gewählten Wrbeitervertreter und deren Erſatz— 
männer, ſowie ferner die Gründe anzugeben find, aus welchen. 
Stimmzettel für ungültig erflärt find. Das Protokoll iſt 
binnen einer Woche der Ausführungsbehörde (Magijtrat) ein: 
zureichen. 


Ueber die Gültigfeit der Stimmzettel entjcheidet vorbehalt- 
(ih der Beſchwerde an das Reichsverficherungsant der Leiter 
der Wahlverhandlung. Streitigfeiten über die Gültigkeit der 
vollzogenen Wahlen werden vom Reichsverſicherungsamt ent⸗ 
ſchieden. Erklärt dieſes eine Wahl als ungültig, ſo iſt dieſelbe 
zu wiederholen (vgl. auch S 9 am Schluſſe). 

8 4. Die Wahlperiode läuft vier Jahre. Alle zwei 
Jahre jcheidet die Hälfte der gewählten Vertreter und ihrer 
Erfagmänner aus. Die erjtmalig ausjcheidenden Bertreter 
werden bei Gelegenheit der erſten Wahl von Berjigern zum 
Schiedsgericht duch das in Gegenwart von mindejtens zwei 
Arbeitervertretern durch den die Wahl leitenden Beamten zu 
ziehende 2008 bejtimmt, während demnächſt die je nach ihrer 
Wahl älteren Vertreter mit ihren Erjaßmännern ausjcheiden. 
Ausjcheidende Vertreter und Erjagmänner find wieder wählbar. 

8 5. Die gewählten Vertreter find verpflichtet, in Be— 
hinderungsfällen durch Vermittlung des ihnen zunächſt vorge— 
fegten Beamten der Ausführungsbehörde (Magijtrat) Anzeige 
zu erjtatten. 

Diejelbe wird in folchen Fällen, ſowie beim Erlöjchen 
de3 Mandats den erjten Erjaßmann, und in Behinderungs- 
fällen des Leßteren, von welchem ebenfalls Anzeige zu erjtatten 
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iſt, den zweiten Erſatzmann benachrichtigen. Das Mandat der 
Gewählten erlifcht, jobald eine der im 8 3 bezeichneten Vor— 
ausfegungen bei ihnen nicht mehr zutrifft. 


B. Wahl der Beiliger zum Schiedägeridht. 


S 6. Bon den Bertretern der Arbeiter find zwei Beifiger 
zum Schiedsgericht und für jeden Beiliger ein erjter und 
zweiter Stellvertreter zu wählen, welche ihn in Behinderung3- 
fällen zu vertreten und im Falle des Ausfcheidens an defjen- 
Stelle fir den Reſt der Wahlperiode in der Reihenfolge ihrer 
Wahl als Beiliger einzutreten haben. Die Wahl wird von 
einem biezfeitigen Beauftragten geleitet. 

s 7. Wählbar find die im 8 2 des Negulativs be- 
zeichneten Perſonen. 

8 8. Die Wahl findet jpätejtens drei Wochen nad) der 
Wahl der Arbeitervertreter in Frankfurt a. M. ftatt. Min- 
deitens fünf Tage vor dem Wahltage find unter Angabe der 
Zeit und des Drt3 der Wahl die jämmtlichen Vertreter der 
Arbeiter von der Ausführungsbehörde (Magiftrat) zur Theil- 
nahme an der Wahl jchriftlih mittel3 eingejchriebener Briefe 
einzuladen. Iſt von der Behinderung eines Vertreter3 An 
zeige erftattet (S 6), jo iſt der erjte Erſatzmann, und wenn 
auch diejer jeine Behinderung angezeigt hat, der zweite Erjaß- 
mann einzuladen. 

Die Wahl eines jeden der beiden Beifiter und eines jeden 
jeiner beiden Stellvertreter findet in je einem bejonderen Wahl- 
gange ftatt. 

Die Wahl erfolgt durch Stinimzettel. Feder Wahlberechtigte 
hat eine Stimme, Den nit am Orte der Wahl mwohnenden 
Wahlberechtigten steht es frei, ihre Stimmzettel dem Leiter 
der Wahlverhandlung auf jchriftlichem Wege einzureichen. Der- 
artige Stimmzettel werden jedoch nur dann berüdlichtigt, wenn 
diejelben in verſchloſſenem Briefumjchlag jpätejtens am Tage 
vor der Wahl dem Leiter der Wahlverhandlung zugehen und mit 
der vom Borjigenden des Borftandes derjenigen Krankenkaſſe, 
welcher der wählende Vertreter angehört, beglaubigten Unter: 
ſchrift des Lebteren verjehen ſind. Gewählt iſt derjenige, welcher 
die meijten Stimmen erhält. Stimmen, welche auf nicht Wähl- 
bare entfallen, oder die Gewählten nicht deutlich bezeichnen, 
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werden nicht mitgezählt-e Bei Stimmengleichheit entjcheidet das 
von dem Leiter der Wahlverhandlung zu ziehende Yoos. Ueber 
die Wahlverhandlung iſt von dem Leiter derjelben ein von den 
anmwejenden wahlberechtigten Perſonen mitzuvollziehendes Pro— 
tofoll aufzunehmen, in welchem die Namen der Wahlberech- 
tigten, welche an der Wahl theilgenommen haben, die Anzahl 
der auf die einzelnen Berjonen entfallenen gültigen und un— 
gültigen Stimmen und die Namen und die Wohnorte der 
Gewählten, fomwie ferner die Gründe anzugeben find, aus 
welchen Stimmzettel für ungültig erklärt find. Das Protokoll 
iſt binnen einer Woche der NAusführungsbehörde (Magiftrat) 
it 2 

Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entjcheidet vorbehalt- 
fih der Beſchwerde an das Reich3:Berfiherungs-Amt der Leiter 
der Wahlverhandlung. Streitigkeiten über die Gültigkeit der 
vollzogenen Wahlen werden vom Neich3-Verficherungs- Amt ent- 
Ihieden. Erklärt diejes eine Wahl für ungültig, jo ift diefelbe 
zu wiederholen. 

Sit die Wahl eines Vertreters oder Erjagmannes für un— 
gültig erklärt worden (8 4), jo iſt die Wahl der Schiedsge— 
richtSbeifiger und deren Erjagmänner nur dann zu wiederholen, 
wenn in der Entſcheidung fejtgeftellt worden ift, daß die Un- 
gültigfeit der Wahl des Vertreters oder Erjagmannes auf die 
Wahl der Schiedsgericht3beijiger oder deren Stellvertreter von 
Einfluß geweſen ift. 

S 9. Die Beifiger und deren Stellvertreter werden auf 
vier Jahre gewählt. Alle zwei Jahre jcheidet einer der Bei- 
figer und dejjen erjter und zweiter Stellvertreter aus. Der 
erſtmalig ausſcheidende Beiſitzer wird durch das bei der erſten 
Wahl von dem Leiter der Wahlverhandlung zu ziehende Loos 
bejtimmt, während demnächſt ſtets der nach feiner Wahl ältere 
Beiliger mit jeinen beiden Stellvertretern ausjcheidet. Aus— 
iheidende Beiliter und Stellvertreter find wieder mählbar. 
Das Mandat der Gewählten erlischt, jobald eine der in den 
88 7 bezw. 2 bezeichneten Borausfegungen bei ihnen nicht 
mehr zutrifft. 

8 10. Die zu Beifitern und Stellvertretern Gewählten 
find zur Annahme der Wahl verpflichtet. Die Ablehnung der 
Wahl iſt nur aus denjelben Gründen zuläſſig, aus welchen das 
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Amt eines Bormundes abgelehnt werden kann. Cine Wieder- 
wahl ausfcheidender Beifiger oder Stellvertreter kann für die 
nächſte Wahlperiode abgelehnt werden. 

Wird die Annahme der Wahl aus einem der erwähnten 
Gründe abgelehnt, jo findet eine Nachwahl ftatt. Wird hin— 
gegen die Uebernahme und die Wahrnehmung der Obliegen- 
heiten des Amtes eines Beifiger8 oder Stellvertreter aus 
anderen Gründen verweigert, jo kann dieſelbe Seitens des 
Negierungs » Bräfidenten in Wiesbaden durch Gelditrafen bis 
zu fünfhundert Mark gegen die fit) Weigernden erziwungen 
werden, 

Berweigern die Gemwählten gleichwohl ihre Dienfkleiftung, 
oder fommt eine Wahl nicht zu Stande, fo Hat, fo lange und 
jomeit dies der Fall ift, die Ausführungsbehörde die Beiliger 
und deren Stellvertreter aus der Zahl der wählbaren Berjoner 
(S 7) zu ernennen. 


C. Bergütungsjäte. 


8 11. Die Vertreter der Arbeiter und deren Erſatz— 
männer, jowie die gewählten Berjiger zum Schiedögeriht und 
deren Stellvertreter erhalten aus Anlaß ihrer Dienitleiftungen: 

1) den entgangenen Arbeitsverdienit nach dem Lohnein- 
fommen (Tagesverdienfte), mit welchem fie zu der 
Rranfenfaffe veranlagt find, außerdem die am Orte 
der Zunftion Wohnhaften als Erja fir Zehrungs— 
foften und fonjtige Auslagen 1 Mark, die Auswärtigen 
aber 4 Mark für jeden Tag; 

2) als Neifefoftenentihädigung, jofern fie don ihrem 
MWohnorte bis zum WVerhandlungsorte mehr al3 zwei 
Kilometer zurüdzulegen haben: 

a. bei Fahrten auf Eifenbahnen oder Dampfichiffen 
5 Pfennig und bei Fahrten mit der Poſt 10 
Pfennig für jedes Kilometer ſowohl der Hin- wie 
der Rückreiſe, 

b. bei Reiſen, welche nit auf Eijenbahnen oder 
Dampfichiffen oder mit der Poſt zurüdgelegt 
werden fünnen, 20 Pfennig für jedes Kilometer, 
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jowohl der Hin- wie der Rückreiſe, unter Bus 
grundelegung der kürzeſten pojtmäßig fahrbaren 
Straßenverbindung. 

Die Feltitellung der von den Beifigern zum Sciedsge- 
riht und deren Stellvertretern aufgejtellten Rechnungen über 
die ihnen zu leiftenden Vergütungen erfolgt durch den Bor: 
jigenden des Schiedsgerichtd. Die Anweiſung diejer, ſowie die 
Feſtſetzung und Anweiſung der den Vertretern der Arbeiter und 
deren Erjagmännern zu gewährenden Vergütungen obliegt der 
Ausführungsbehörde (Magijtrat). 

Den von den Vorjtänden der Krankenkaſſen zur Theilnahme 
an den Unterjuchungsverhandlungen gewählten Bevollmächtigten 
wird nach demjenigen Lohnſatze, mit welchem fie zu den be- 
treffenden Krankenkaſſen veranlagt find, für den entgangenen 
Arbeitsverdienſt Erjaß geleiitet. , Die Feitjegung erfolgt durch 
die Ortspolizeibehörde, die Anweilung durch die Ausführungs: 
behörde (Magijtrat). 

Die Zahlung der Vergütungen erfolgt aus der ftädtifchen 
Hauptfajje. 

Gegen die Feitfegung der Bergütungsjäße ijt die Be— 
ichwerde zuläſſig. Ueber dieſelbe entjcheidet endgültig der 
Regierungs-PBräfident in Wiesbaden. 

AUbänderungen und Ergänzungen diejes Regulativs bleiben 
vorbehalten. 


Wiesbaden, den 4. Juli 1888, 


Der Königlihe Regierungs-PBräfident, 
3. B. ge.: 
Mollier. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 59, ©. 577.) 


Bekanntmachung. 


Nach 8 19 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts- und 
Altersverſicherung vom 22. Juni 1889 (Reichs-Geſetzblatt 
©. 97) find die Beiträge für jede „Kalenderwoche“ zu ent- 
richten, in welcher der Verficherte in einem die Verjicherungs: 
pflicht begründenden Arbeit3- oder Dienftverhältnig gejtanden 

8 
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hat (Beitragswode). Nah 8 100, Abf. 2 a. a. D. fol in 
denjenigen Fällen, in welchen die Beichäftigung nicht während 
der ganzen „Kalenderwoche“ bei demjelben Arbeitgeber jtatt- 
findet, der volle Wochenbeitrag von demjenigen Arbeitgeber ent— 
richtet werden, welcher den Verſicherten zuerſt bejchäftigt. 

Hierbei entjteht die Frage, mit welchem Wochentage die 
Kalenderwoche im Sinne des bezeichneten Geſetzes beginnt? 
Am Intereſſe der gleichmäßigen Ausführung des Gejeges ift, 
unbejchadet einer jpäter etwa ergehenden Enticheidung des 
Neich3-Berjicherungs- Amtes, anzunehmen, daß der erjte Arbeits— 
tag der Woche, in der Regel alfo der Montag, den Tag be- 
zeichnet, mit welchem die Kalenderwoche beginnt. Da das Ge— 
jeg mit dem 1. Januar 1891 in Kraft tritt und Diefer Tag 
auf den Donnerjtag fällt, wird gleichzeitig darauf hingewieſen, 
daß als erjte Kalenderwoche, für welche Beiträge zu entrichten 
find, die Zeit vom Donnerjtag den 1. Januar bis einschließlich 
Sonntag den 4. Januar 1891 anzufehen ift. 


Wiesbaden, den 6. Dezember 1890. 
Der Königlihe Regierungs-Präſident. 


Die vorjtehende Bekanntmachung des Königlichen Regie: 
rungs-Präfidenten wird erhaltenem Auftrag gemäß andurch zur 
Kenntniß gebradt. 


Sranffurt a. M., den 23. Dezember 1890. 
Der Magiitrat. 
Seuffenffamm. 


(Städt. Anzeigeblatt 1890 Nr. 105, ©. 696.) 


Bekanntmachung. 


Durch Beſchluß vom 23. September 1890, Nr. 1471, 
iſt der Vorſitzende des ſtädtiſchen Gewerbe- und Verkehrsamts mit 
der Wahrnehmung derjenigen Geſchäfte als Commiſſar des 
Magiſtrats beauftragt worden, welche nach dem Reichsgeſetz, 
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betreffend die Invaliditäts- und Mlteröverficherung, vom 22, 
Juni 1889 und den dazu erlaffenen Ausführungsbeitimmungen 
dem unterzeichneten Magiftrate (al3 Gemeindebehörde oder als 
untere Verwaltungsbehörde im Sinne des Geſetzes) obliegen. 


Die für die Zeit vor dem Inkraftreten des cit. Geſetzes 
(1. Sanuar 1891) auszuftellenden Nachweiſe — Arbeits: 
beicheinigungen 2c. — werden aud ferner außer 
von den Bolizeirevieren von dem Statiſtiſchen 
Ante, Römergaſſe 2, im Erdgeſchoß, beglaubigt 
bezw. (nad Formular A) ausgeitellt. 


Dem Obigen gemäß find künftig insbeſondere die folgenden 
Anträge an den Magijtrats-Sommiffar für das Invaliditäts— 
und Altersperjicherungswejen (Wedelgaſſe 1) zu richten: 

1. Anträge auf Befreiung von der Berficherungspflicht 
Seitens jolher Perjonen, welche vom Reiche, von einem 
Bundesstaate oder einem Kommunalverbande Benfionen 
oder Wartegelder wenigſtens im Mindejtbetrage der 
Anvalidenrente (während der Jahre 1891 bis 1895 
Mark 110,94, für die Folgezeit Marf 114,70, be- 
ziehen oder welchen auf Grund der reich3gejeglichen 
Beitimmungen über Unfallverficherung der Bezug einer 
Rente von mindeftens demjelben Betrag zujteht (S 4 
Abſ. 3 des Gejehes vom 22. Juni 1889). 

2. Anträge auf Bewilligung von Invalidi— 
täts= und Altersrenten (S 75 Abf. 1 des cit. 
Geſetzes). 

3. Anträge von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern in 
Streitfällen auf Feſtſetzung der Zahl der Arbeitstage, 
welche zur Herſtellung einer Arbeit annähernd für 
erforderlich zu erachten ſind, wenn die Zahl der that— 
ſächlich verwandten Tage nicht feſtgeſtellt werden kann 
(8 100 Ziff. 3 cit. Geſ.). 

4. Anträge auf Entjcheidung in Streitigkeiten: 

a) zwiſchen den Organen der Verficherung 3anftalten 
einerjeit3 umd Arbeitgebern oder Arbeitnehmern 
oder gemäß 8 8 des cit. Geſetzes Selbſtver— 


jicherten andererjeit über die Fragen: 
8* 
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1:00: 
2. zu welcher Berficherungsanitalt, 
3. in welcher Lohnklaſſe 
Beiträge zu entrichten find (S 122 des cit. 
Geſetzes); | 
b) Zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern: 
1.—3. über diejelben Fragen ($ 122 cit.). 
4, über die Berechnung und Anrechnung der 
für die Berficherung zu entrichtenden oder 
im Falle des $ 111 des Neichgejeged vom 
22. Juni 1889 zu erjtattenden Beiträge 
($ 124 des cit. Gejeßes); 
c) Zwifchen den Organen verjchiedener Berficher- 
ungs-Auftalten 
über die Frage, zu welcher Verſicherungs— 
Anftalt von beftinnmten Perſonen Beiträge 
zu entrichten find ($ 123 des cit. Geſetzes); 
d) Zwijchen der DVerficherungs - Anftalt und dem 
Arbeitgeber 
über den Erſatz baarer Auslagen für die 
Controle bei ungenügender Auskunftser— 
theilung ($ 128 des cit. Geſetzes). 

5. Anträge der mit der Controle beauftragten Behörden 
und Beamten auf Erlaß von Ordnungsſtrafen zur 
Erzwingung von Ausfunftsertheilung Seitens der Ars 
beitgeber und der Berficherungspflichtigen ſowie der 
Vorlage von Gejhäftsbüchern oder Liften zur Einficht, 
aus welchen die Zahl der von den Arbeitgebern be= 
ihäftigten Perjonen und die Dauer der Beichäftigung 
erfichtlich wird, endlich der Aushändigung von Quittungs— 
farten behufs Ausübung der Controfe und der Her- 
beiführung etwa erforderlicher Berichtigungen ($ 126 
Abſ. 2 des cit. Geſetzes). 


Frankfurt a. M., den 23. Dezember 1890. 


Der Magijtrat. 
Seuffenftamm. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 105, ©. 697). 
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Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung tom 
1 Degember o9y Gerubende, vom Begivk« Wusiduß zu 
10. November ; 5 5 
Wiesbaden am 29. Dezember 1891 genehmigte DOrt3-Statut, 
betreffend das Gewerbegeriht zu Frankfurt a. M., wird hiermit * 
zur öffentlihen Kenntniß gebradit. 


Sranffurt a. M., den 26. Januar 1892. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Drt3- Statut 
betrefiend Das Gewerbegericht zu Frankfurt a. M 


Auf übereinftimmende Bejchlüffe des Magiſtrats und der 
Stadtverordnneten-Verfammlung wird auf Grund des Reichs— 
gejeßes, betreffend die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 
für den Gemeindebezirf der Stadt Frankfurt a. M. nad) An— 
hörung betheiligter Arbeitgeber und Arbeiter nachitehendes 
DOrt3-Statut erlafjen. 

Eriter Abſchnitt. 

Errihtung und Zufammenjegung des Gewerbegerichts, 

8 1. Für die Enticheidung von gewerblichen Streitig- 
feiten:: 

Ia. Zwiſchen Arbeitern einerjeit3 und ihren Arbeitgebern 

andererjeit3 und 

b. Zwifchen Arbeitern defjelben Arbeitgebers, 

IIa. Zwiſchen Perjonen, welche für bejtimmte Beiberbe- 
treibende außerhalb der Arbeitsftätte der letzteren mit 
Anfertigung gewerblicher Erzeugnifje bejchäftigt find 
(Heimarbeiter, Hausgemwerbetreibende) und ihren Ar— 
beitgebern ; jofern aber dieje Hausgemwerbetreibenden die 
Rohſtoffe oder Halbfabrifate, welche fie bearbeiten, 
oder verarbeiten, ſelbſt beichaffen, nur dann, wenn 
fie ihrerfeits zur Zeit der Hlageerhebung weniger als 
drei Arbeiter bejchäftigen, 
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b. Zwijchen Hausgewerbetreibenden (Heimarbeitern) der 
vorbezeichneten Art unter einander, jofern fie von dem= 
jelben Arbeitgeber bejchäftigt werden, 

wird ein Gewerbegericht errichtet, welches den Namen: 
Gewerbegericht zu Frankfurt a. M. 
führt. 
Sein Sit ift zu Frankfurt a. M. 
Seine örtliche Zuftändigfeit umfaßt den geſammten 
Gemeindebezirk Frankfurt a. M. 

8 2. Als Arbeiter im Sinne dieſes Ortsjtatuts gelten 
diejenigen Gejellen, Gehilfen, Sabrifarbeiter und Lehrlinge, 
auf welche der fiebente Titel der Gewerbe - Ordnung Anz 
wendung findet. 

Ingleichen gelten al3 Arbeiter Betriebsbeamte, Werk— 
meifter und mit höheren technischen Dienftleiftungen betraute 
Angejtellte, deren Fahres-Arbeitsverdienit an Lohn oder Ge- 
halt Zmweitaufend Mark nicht überfteigt. 

S 3. Das Gemwerbegeriht iſt ohne NRüdjiht auf den 
Werth des Streitgegenjtandes zuftändig für Streitigkeiten: 

1. über den Antritt, die Fortjegung oder die Auflöfung 
des Arbeitsverhältnifjes, jowie über die Aushändigung 
oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Beugnijjes, 

2. über die Leiftungen und Entſchädigungsanſprüche aus 
dem Urbeitsverhältnijje, ſowie über eine in Beziehung 
auf dasjelbe bedungene Conventionaljtrafe, 

3. über die Berechnung und Anrechnung der von den 
Arbeitern und Hausgewerbetreibenden zu Leiftenden 
Kranfenverfiherungs-Beiträge ($ 2 Abi. 1. Ziffer 5. 
SS 53, 54, 65, 72, 73 des Geſetzes, betreffend die 
Kranfenverficherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883), 

4. über die Anfprüche, welche auf Grund der Uebernahme 
einer gemeinjamen Arbeit von Arbeitern oder Haus: 
gewerbetreibenden desjelben Arbeitsgeber3 gegen ein- 
ander erhoben werden. 

Streitigkeiten über eine Conventionaljtrafe, welche für den 

Fall bedungen ift, daß der Arbeiter nach Beendigung des Ar- 
beit3verhältnifjes ein ſolches bei anderen Arbeitgebern eingeht, 
oder ein eigenes Gejchäft errichtet, gehören nicht zur Zuftändig- 
feit der Gewerbegerichte. 


| 
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$ A. Dur die Zuftändigfeit eines Gewerbegerichts wird 
die Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen. 

8 5. Das Gewerbegericht beiteht: 

1. aus einem Borfigenden, 

2. aus zwei Stellvertretern des VBorfigenden, 

3. aus 66 Beiligern. 

8 6. Zum Mitgliede des Gewerbegerichts ſoll nur be- 
rufen werden, wer das dreißigite Lebensjahr vollendet, in dem 
der Wahl vorangegangenen Jahre für fich oder feine Familie 
Armenunterftügung auf Grund des Geſetzes über den Unter: 
ftügungsmwohnfig vom 6. Juni 1870 (R. ©. Blatt Seite 360) 
und des Geſetzes betreffend die Ausführung des Bundesgejeges 
über den Unterftüßungswohnjig vom 8. März 1891 (Gel. S. 
Seite 130) nicht empfangen oder die empfangene Armenunters 
ftügung erjtattet hat und in dem Bezirfe des Gewerbegerichts 
jeit mindeſtens zwei Jahren wohnt oder beichäftigt it. 

Perfonen, welche zum Amt eines Cchöffen unfähig find 
(Gerichtsverfafjungsgejeb SS 31, 32), können nicht berufen 
werden. 

S 7. Der Borligende des Gewerbegericht3 und die Stell- 
vertreter de3jelben werden von dem Magijtrate auf ein Jahr 
gewählt; fie dürfen weder Arbeitgeber noch Arbeiter jein und 
müfjen die Befähigung zum Richteramte erlangt haben, 


Die Wahl der Borfigenden und der Stellvertreter bedarf 
der Beltätigung des Königlichen Regierungspräfidenten zu 
Wiesbaden. Diefe Beitimmung findet auf Staats- oder Ge— 
meinde-Beamte, weldhe ihr Amt fraft jtaatlicher Ernennung 
oder Beltätigung verwalten, feine Anwendung, jolange fie diejes 
Amt befleiden. 

8 8. Die Beifiger müſſen zur Hälfte aus den Arbeit- 
gebern, zur Hälfte aus den Arbeitern entnommen merden. 

Die Beifiter auß dem reife der Arbeitgeber werden 
mittelft Wahl der Wrbeitgeber, die Beifiger aus dem reife 
der Arbeiter mittelft Wahl der Arbeiter auf die Dauer eines 
Jahres bejtellt. 

Wiederwahl ijt zuläſſig. 

. Die Amtsperiode der Beifiger beginnt mit dem auf die 
Wahl folgenden 1. April und endigt mit dem 31. März bezw. 
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demjenigen jpäteren Tage de3 nächſten Jahres, an welchem 
die alsdann neu gewählten Beifiter gemäß 8 22 verpflichtet 
werden. 

$ 9. Zur Theilnahme an den Wahlen find nur be- 
rechtigt: 

a) jolche Arbeitgeber, welche das fünfundzwanzigſte Lebens— 
jahr vollendet und jeit einem Jahre im Bezirke des 
Gewerbegerichtes Wohnung oder eine gewerbliche 
Niederlafjung haben, | 

b) folche Arbeiter, welche das fünfundzwanzigite Lebens— 
jahr vollendet und in dem Bezirke des Gewerbege— 
richtes feit einem Sabre beichäftigt find oder, falls 
fie außerhalb diejes Bezirkes in Arbeit jtehen, wohnen. 

Die in 8 6 Abſatz 2 bezeichneten Perfonen find nicht 
wahlberedtigt. - 

Mitglieder einer Innung, für welde ein Schiedsgericht 
in Gemäßheit der 88 97a., 100d. der Gewerbe-Ordnung er: 
richtet ift, und deren Arbeiter find weder wählbar noch wahl- 
berechtigt. 

8 10. Oeffentliche Verbände, juriſtiſche Perſonen, Ge— 
ſellſchaften u. ſ. w üben ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
oder ſtatutariſchen Vertreter aus. 

Den Arbeitgebern ſtehen im Sinne der 88 8 und 9 die 
mit der Leitung eine Gewerbebetriebes oder eines bejtimmten 
Zweiges desjeiben betrauten Stellvertreter der jelbititändigen 
Gewmwerbetreibenden gleich, jofern ihr Kahresarbeitsverdienit an 
Kohn oder Gehalt Zweitaujend Mark überfteigt. 

Die durh 8 1 Ziffer II der Zuftändigfeit des Gewerbe- 
gerichtes unterjtellten Hausgewerbetreibenden find, wenn jte ihr 
Gewerbe hier am Ort nad) 8 14 der Gewerbe-Drdnung ange— 
meldet haben, als Arbeitgeber, anderenfall3 al3 Arbeiter wahl- 
beredhtigt und wählbar. 

Ss 11. Die Wahl der Beiliger findet unter Zeitung eines 
Wahlausſchuſſes alljährlih in den Monaten Januar bis 
März ſtatt. 

Das Gemwerbegericht bejtimmt, aus wie viel Perſonen der 
Wahlausſchuß beſtehen ſoll. 
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Vorligender des Wahlausſchuſſes ift der Vorſitzende des 
Gewerbegerihtd. Die Mitglieder des Wahlausfchuffes müffer 
Mitglieder des Gemwerbegerichts und je zur Hälfte Arbeitgeber 
und Arbeiter fein. 

Der Wahlausihuß wird dementfprechend vom Gewerbe— 
gericht je zur Hälfte aus den al3 Mitglieder des Gewerbegerichts 
thätigen Arbeitgebern und Arbeitern in geheimer Wahl oder 
durch Zuruf gewählt. 

8 12. Der Wahlausihuß bejtimmt Zeit und Drt für 
die Wahl der Beifiger und macht Beides unter gleichzeitiger 
Mittheilung der die Wahlberehtigung und Wählbarfeit ſowie 
die Stimmzettel betreffenden Vorſchriften mindeitens zweimal 
in dem Anzeigeblatt der ftädtiichen Behörden befannt, dergeitalt, 
daß zwiſchen der erjten Befanntmahung und dem Wahltage 
eine Frift von mindeitens 14 Tagen liegt. 

Die Wahlhandlung findet in einem Lokale oder im 
mehreren jtatt. 

Sm erjteren Falle nimmt der Wahlausihuß die Funktion 
des Wahlvorjtandes wahr, in letterem Falle ernennt derjelbe 
für jedes Wahllofal eines feiner Mitglieder zum Wahlvorjteher. 

Diefer wählt aus der Zahl der im betreffenden Bezirk 
Wahlberehtigen vier Beiliger und vier Stellvertreter derjelben, 
in gleicher Anzahl Arbeitgeber und Arbeiter. 

Der Wahlvorfteher und die Beiſitzer bezw. deren Stell» 
vertreter bilden zujanmen den Wahlvorſtand. 

Die an der Wahl fich Betheiligenden müfjen fich, ſoweit 
die auch nur von einem Mitglieve des Wahlvorftandes er— 
fordert wird, über ihre Perfon und die Art ihrer Wahlbe- 
rechtigung ausweifen. 

Ueber die Frage, ob der erbrachte Ausweis genüge, ent- 
jcheidet der Wahlvorjtand. Ergibt fich Hierbei Meinungsver- 
ihiedenheit, jo findet eine Abftimmung ftatt. Bei Stimmen: 
gleichheit gibt der Vorſitzende den Ausschlag. 

Grund und Ergebniß der Abftimmung find im Wahl: 
protofoll zu verzeichnen. 

Als ein genügender Ausweis gilt, vorbehaltlich des Gegen- 
beweiſes, | 
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1. für die Eigenſchaft als Arbeitgeber die Beſcheinigung 
über die Anmeldung eines Gewerbes in hieſiger 
Stadt gemäß 8 14 der Gewerbe-Ordnung oder die 
letzte Quittung über Zahlung der Gewerbeſteuer. 

2. für die Wahlberechtigung als Arbeiter ein Zeugniß 
ihre Arbeitsgebers oder der WPolizeibehörde, durch 
welches bejtätigt wird, daß der Arbeiter dem deutjchen 
Reich angehört, das 25. Lebensjahr vollendet, und 
hier jeit mindeftens einem Jahr Wohnung oder Be- 
Ihäftigung hat. 

Formulare für diefe Zeugniffe werden vom Gewerbe— 
gericht unentgeltlich verabfolgt. Der Berüdjichtigung 
anderer, dem Wahlvoritande genügend erjcheinender 
Legitimationen fteht nicht3 entgegen. 

Legitimationen, die fpeciell zum Zweck der Wahl 
ertheilt find, werden von Wahlvorjtand durch Aufdrud 
eines Stempels ungültig gemacht, andere Legitimations— 
papiere fünnen vom Wahlvorjtande bis nach Beendigung 
der Wahlverhandlung zurücdgehalten werden. 

8 13. Die Wahlhandlung it öffentlich. 

Die Wahl der Beifiger ijt unmittelbar und geheim. Gie 
findet während der Stunden von Bormittags 8 bis Nachmittags 
2 Uhr oder Mittags 12 bis Abends 8 Uhr jtatt. 

Die Wahlberechtigten üben ihr Wahlrecht in eigener Perjon 
durh Stimmzettel aus, die 33 Namen enthalten. 

Die zur Wahl Erfchienenen find in zwei tabellarifch auf- 
gestellte Lijten einzutragen, von denen die eine für die Arbeit- 
geber, die andere für die Arbeiter beftimmt ift, und welche in 
der eriten Spalte die fortlaufende Nummer der Erjchienenen, 
in der zweiten deren Namen, in der dritten deren Berufsart, 
in der vierten einen Vermerk über die Legitimation enthalten. 

In der Lifte der Arbeiter ift in einer fünften Spalte der 
Arbeitgeber aufzuführen, für welchen der Betreffende arbeitet. 

Wird ein zur Wahl Erjchienener vom Wahlvorjtand als 
nicht wahlberechtigt zurückgewieſen, jo ift derjelbe gleichwohl in 
derjenigen Lifte, für welche er fich angemeldet hat, aufzuführen 
und der Zurüdverweilungsgrund dabei zu bemerken. 
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Die als jtimmberechtigt Anerfannten laſſen ihre Stimm: 
zettel durch cin Mitglied des Wahlvorftandes in eine der beiden 
Wahlurnen legen, von denen die eine für die Arbeitgeber, die 
andere für die Arbeiter bejtimmt ift. 


Die Liften find von dem Wahlvorjteher und den Wahl- 
beifigern am Schluſſe zu unterjchreiben ; diefelben haben dabei 
ausdrüdlih zu bezeugen, daß ſich in der für die Wahl be- 
ſtimmten Zeit Niemand weiter gemeldet Hat. 

8 14, Nah Ablauf der zur Abſtimmung feſtgeſetzten 
Zeit ift Niemand, der nicht bereits im Wahllofal gegenwärtig 
ift, mehr zur Wahl zuzulafjen. 

E3 jind nunmehr die Stimmzettel aus den beiden Wahl- 
urnen zu nehmen und getrennt zu zählen. 

Ergiebt fich dabei eine Verjchiedenheit von der feftgeftellten 
Zahl der Wähler, jo ift dies nebjt dem etwa zur Aufklärung 
Dienliden im Wahlprotofoll anzugeben. 


Sodann erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. 

Iſt aus einem Stimmzettel nicht mit hinlänglicher Deut— 
lichkeit die Perjon des zu Wählenden zu entnehmen, oder ent— 
hält der Stimmzettel den Namen einer Perſon, welche in der 
betreffenden Abtheilung nicht wählbar ift, jo ift die für eine 
ſolche Perſon abgebene Stimme ungültig, unbefchadet der Giltig- 
feit der übrigen auf dem Stimmzettel befindlichen Namen. 

Gültig find Stimmzettel, welche dDreiunddreißig oder weniger 
Namen enthalten. 

Das Ergebniß der Stimmenzählung ijt in das Wahl- 
protofol aufzunehmen, we'ches von dem Wahlvorfteher und den 
Beiligern zu unterzeichnen und ſammt den Stimmzetteln dem 
Wahlausſchuß abzuliefern ift. 

Meinungsverjchiedenheiten, welche im Wahlvorftand über 
die Giltigfeit abgegebener Stimmen entftehen, werden durch Ab— 
ftimmung entjchieden. 

Bei Stimmengleichheit giebt der Borfigende den Ausſchlag. 

Grund und Ergebniß diejer Abjtimmung find im Wahl- 
protofoll zu verzeichnen. 

Bei dem Wahlausihuß werden die Lijten über die Ab- 
ſtimmung in den einzelnen Wahllofalen zufammengeftellt. In 
jeder der beiden Abtheilungen find alsdann diejenigen 33 Per— 
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fonen, welche die meilten Stimmen erhalten haben, zu Beiligern 
des Gemwerbegerichts gewählt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet 
das 2008, welches der Borfigende des Wahlausſchuſſes zieht. 


Der Wahlausſchuß iſt verpflichtet, das Wahlergebniß inner: 
halb dreier Tage nach dem Tage der Wahl wenn möglich unter 
Beifügung des Wahlprotofoll3 und der Stimmzettel dem 
Magiitrat mitzutheilen. | 


$ 15. Das Ergebniß der Wahl ift von dem Magijtrate 
alsbald in dem zu feinen amtlichen Anzeigen bejtimmten Blatte 
mit dem Hinweiſe darauf befannt zu machen, daß Bejchwerden 
gegen die Rechtsgiltigfeit der Wahl binnen einer Ausfchlußfrift 
von einem Monate nach der Wahl, bei ihm oder bei dem Be— 
zirksausſchuſſe zu Wiesbaden anzubringen find (cfr. $ 17). 

Gleichzeitig ift jeder Gewählte durch den Vorſitzenden des 
Gewerbegerichts von feiner Berufung zum Mitgliede des Ge— 
werbegericht3 unter Hinweis auf die gejeglihen Ablehnungs— 
gründe mit der Aufforderung fchriftlih in Renntni zu jeßen, 
etwaige Ablehnungsgründe bei dem Magiſtrate binnen Der 
Ausihlußfrift von einer Woche fchriftlich geltend zu machen. 
Erfolgt binnen diefer Frift feine unbedingt ablehnende jchrift- 
the Erklärung, jo gilt die Wahl für angenommen. 


8 16. Das Amt der Beifiger ift ein Ehrenamt. 


Die Uebernahme desjelben kann nur aus folhen Gründen 
verweigert, die Niederlegung nur auf ſolche Gründe gejtügt 
werden, welche zur Ablehnung eines unbefoldeten Gemeinde— 
amtes berechtigen. Doc kann Derjenige, welcher das Amt 
eines Beiliger3 6 Fahre verjehen hat, während der nächſten 
6 Jahre die Uebernahme des Amtes ablehnen. Ueber die 
Gründe der Wblehnung oder Niederlegung enticheidet der 
Magiitrat. 


8 17. Beſchwerden gegen die Rechtägiltigkeit der Wahlen 
jind binnen eines Monats nah der Wahl zuläfjig. Sie find 
bei dem Magijtrate oder dem Bezirksausschuffe zu Wiesbaden 
anzubringen und von dem letzteren zu entjcheiden. Der Bezirfg- 
ausihuß Hat auf erhobene Beichwerde Wahlen, welche gegen 
das Geſetz oder die auf Grund des Geſetzes erlafjenen Wahl: 
vorſchriften verjtoßen, für ungültig zu erklären. 
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8 18. An Stelle der die Wahl mit Erfolg ablehnenden 
oder ſolcher Perſonen, deren Wahl für ungiltig erklärt iſt, 
gelten diejenigen, welche bei der Wahl nach den Gewählten die 
meiſten Stimmen erhalten haben unter entſprechender An— 
wendung der Beſtimmungen des 8 14 als gewählt. 

8 19. Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen oder 
wiederholt für ungiltig erklärt, jo ijt der Königliche Regierungs— 
präfident zu Wiesbaden befugt: 

a) die Wahlen, joweit fie durch Arbeitgeber oder Arbeiter 
vorzunehmen waren, durch den Magijtrat vornehmen 
zu laſſen; 

b) foweit die Wahlen von dem Magiftrate vorzunehmen 
waren, die Mitglieder jelbjt zu ernennen. 

8 20. Die endgiltige Zufammenjegung des Gewerbege— 
richts ift von dem Magiftrate unter Angabe der Namen und 
Wohnorte der Mitglieder durch das Anzeigeblatt der ftädtifchen 
Behörden befannt zu machen, 

$ 21. So oft die Zahl der Beifiber weniger al3 40 
beträgt, fann der Magijtrat eine Ergänzungswahl anordnen. 
Diejelbe findet unter entjprechender Anwendung der SS 11 bis 
20 Statt. — Die Bekanntmachung (S 20) Hat jederzeit Namen 
und Wohnorte jämmtlicher Mitglieder des Gemwerbegerichts zu 
enthalten, 

$ 22. Der Borligende des Gewerbegerichts und dejjen 
Stellvertreter find vor ihrem Amtsantritte durch einen von 
dem Königlichen Regierungspräjidenten zu Wiesbaden beauf- 
tragten Beamten, die Beiliter vor der erſten Dienftleiftung 
dur den Vorſitzenden auf die Erfüllung der Obliegenheiten 
des ihnen übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten. 

In der nämlichen Situng, in welcher die Beiliger ver— 
pflichtet wurden, erfolgt die Beitimmung der Neihenfolge, in 
welcher die Beiſitzer an den Spruchlißungen des erjten Jahres 
der Wahlperiode Theil zu nehmen Haben. Die Reihenfolge 
wird durch Auslooſung bejtimmt. Das 2008 wird durch den 
Borfigenden gezogen. 

Ueber die Auslooſung wird ein Protofoll aufgenommen. 

8 23. Jeder Beiliter hat an den Spruchjigungen eines 
Sahres regelmäßig nur während zweier Perioden von je zivei 
aufeinander folgenden Wochen Theil zu nehmen und während 
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zweier jih an die Sibungsperiode unmittelbar anjchliegenden 
Wochen, falls erforderlid, als Hülfsbeifiger zu fungiren. Es 
finden jonach während des Jahres 26 Sikungsperioden ftatt, 
für welche, da jede Periode 4 Beijiter erfordert, die während 
zweier Perioden zu fungiren haben, 52 Beifiger und zwar 
26 Urbeitgeber und 26 Arbeiter erforderlich find, während 
14 Beifißer (7 aus jeder Abtheilung) verbleiben, deren Ein- 
berufungszeit nicht im Voraus feititeht. 


S 24. Der BVorfigende, des Gewerbegerichts jeßt die Bei- 
jiger von ihrer Ausloofung, von den Sigungsperioden und den 
Situngstagen, für welche, bezw. an melden fie in ZThätigfeit 
zu treten haben, unter Hinweis auf die gejeglichen Folgen des 
Ausbleibens, Ächriftlih in Kenntniß. 


In gleicher Weife werden die im Laufe des Geichäftsjahres 
al3 Vertreter einzuberufenden Beiſitzer benachrichtigt. 


Eine Aenderung in der bejtimmten Reihenfolge Tann auf 
übereinjtimmenden Antrag der betheiligten Beiliger von dem 
Vorfigenden bewilligt werden, jofern die in den betreffenden 
Situngen zu verhandelnden Sachen noch nicht beftimmt find. Der 
Antrag und die Bewilligung find actenfundig zu machen, 

Der Vorligende ift berechtigt wo e3 ihm nad) Inhalt der 
Klage angemefjen erjcheint, zu den Spruchſitzungen einen oder 
zwei weitere Beijiter zuzuziehen, die für die in Frage kommen— 
den Verhältnifje bejonders jachfundig erjcheinen. Dieje Beifiter 
haben jedoch nur berathende Stimme. 

g 25. Ein Mitglied des Gewerbegerichts, Hinfichtlich 
defien Umſtände eintreten, welche die Wählbarfeit zu dem von 
ihm beffeideten Amte nach Maßgabe diejes Statutes ausjchließen, 
it des Amtes zu entheben. Die Enthebung erfolgt durch den 
Bezirf3-Ausichuß zu Wiesbaden nach Anhörung des Betheiligten. 

Ein Mitglied des Gemwerbegerichtes, welches fich einer groben 
Verlegung feiner Amtspflicht ſchuldig macht, Fann feines Amtes 
enthoben werden. Die Entjeßung erfolgt durch das Königliche 
Landgeriht Frankfurt a. M. 

Hinfichtlih des Verfahrens und der Rechtsmittel finden 
die Vorſchriften entiprechende Anwendung, welche für die zur 
BZuftändigfeit der Landgerichte gehörigen Strafiachen gelten. 
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Die Klage wird von der Königlichen Staatsanwaltfchaft auf 
Antrag des Königlichen Regierungspräſidenten zu Wiesbaden 
erhoben. 

8 26. Das Gewerbegericht verhandelt und entſcheidet als 
Spruchgericht in der Beſetzung von fünf Mitgliedern mit Ein— 
ſchluß des Vorſitzenden. 

Arbeitgeber und Arbeiter müſſen ſtets in gleicher Zahl 
zugezogen werden. 


Wenn ſowohl der ausgelooſte Beiſitzer als auch der Hilfs— 
beiſitzer verhindert iſt, dürfen ſtatt ihrer andere Beiſitzer aus 
der Zahl der nicht zu einer Periode eingetheilten durch den 
Vorſitzenden berufen werden. 

8 27. Die Beiſitzer find verpflichtet, im Falle der Ver— 
Hinderung ihre Entichuldigungsgründe rechtzeitig dem Vorfigenden 
anzuzeigen. Beifiger, welche ohne genügende Entichuldigung 
zu den Spruch-Sitzungen nicht rechtzeitig ſich einfinden oder 
ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe jich entziehen, find zu 
einer Ordnungsitrafe bis zu Mf. 300 fowie in die verurfachten 
Koſten zu verurtheilen. 

Die Berurtheilung wird durch den Vorſitzenden ausge— 
Iprochen. 

Erfolgt nachträglich genügende Entjchuldigung, jo fann 
die VBerurtheilung ganz oder theilweile zurüdgenonmen werden. 
Gegen die Enticheidungen findet Beſchwerde an das Königliche 
Landgericht zu Frankfurt a. M. Statt. 

Das Verfahren richtet ſich nad) den Vorſchriften der 
Strafprozekordnnung. 

S 28. Die Beiliger erhalten für jede Spruch-Sitzung, 
der fie beigewohnt haben, Vergütung etwaiger Reiſekoſten, ſowie 
eine Entfhädigung für Beitverfäumniß. 

Die letere beträgt, wenn die Spruch-Sitzung die Hälfte 
oder einen geringeren Theil eines NArbeitstages in Anſpruch 
nimmt, M. 2, bei längerer Dauer ME. 4. 

Die Entihädigungen werden fofort ausgezahlt. Zurück— 
weilung iſt unftatthaft. 

8 29. Bei dem ©ewerbegeriht wird eine Gericht3- 
ichreiberei errichtet, die aus einem vom Magiftrat ernannten 
Gerichtsfchreiber und dem nöthigen Hilfsperfonal befteht. 
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Der Protofollführer in den Spruchſitzungen des Gewerbe- 
gericht3 ift durch deſſen Vorfigenden zu beeidigen. 


Die Zuftellung in dem Verfahren vor dem Gewerbegericht 
erfolgen durch den dem Gewerbegericht als Gerichtsdiener zu- 
geordneten oder durd andere vom Magijtrat hierzu bejtellte 
und bejonders verpflichtete Gemeindebeamte. 


8 30. Die Roften der Errihtung und der Unterhaltung 
des Gemwerbegerichts find joweit fie nicht in deſſen Einnahmen 
ihre Dedung finden, von der Gemeinde zu tragen. 

Gebühren, Koften und Strafen, melde in Gemäßheit 
dieſes Gejeßes zur Hebung gelangen, bilden Einnahmen des 
Gerichts. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verfahren. 


8 31. Auf das Verfahren vor den Gewerbegerichten 
finden, joweit im Nachitehenden nicht befondere Beitimmungen 
getroffen find, die für das amtSgerichtlihe Verfahren gel- 
tenden Vorjchriften der Civilprozeßordnung entjprechende An- 
wendung. 

8 32. Buftändig ift dasjenige Gewerbegericht, in deffen 
Bezirke die ftreitige Verpflichtung zu erfüllen ift. 

8 33. Die Vorschrift in S 11 der Eivilprozeßordnung 
über die bindende Wirkung der vechtsfräftigen Entjcheidung, durch 
welche ein Gericht ſich für ſachlich unzuftändig erflärt hat, 
findet in dem Berhältniß der Gewerbegerichte und der ordent- 
fihen Gerichte Anwendung. Kine folche Entjcheidung des 
ordentlichen Gerichts ift auch infoweit, al3 fie auf der örtlichen 
Bujtändigfeit eines bejtimmten Gewerbegerichts beruht, für das 
letztere bindend. 

S 34. Ueber Gejuche wegen Ablehnung von Gerichts- 
perjonen eutjcheidet das Gemwerbegericht in der Bejehung von 
drei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorfigenden. 

Außer dem abgelehnten Beijiger hat auch der jüngere der 
beiden Beiliger des anderen Theil3 bis zur erfolgten Ent— 
Iheidung über den Antrag auszufcheiden. 

Wird der Antrag für begründet erklärt, jo fann eine 
weitere Verhandlung in der Sache nicht ftattfinden. 
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$ 35. Nichtprozeßfähigen Parteien, welche ohne geſetz— 
fihen Bertreter find, fanın auf Antrag bis zum Eintritt des 
gejeglihen Vertreters von dem Vorſitzenden ein Vertreter be- 
jtellt werden, 

Das Gleihe gilt im Halle erheblicher Entfernung des 
Aufenthalt3ortes des gejeglichen Vertreters. 

Die nicht prozekfähige Partei ijt auf ihr Verlangen jelbft 
zu hören. | 

8 36. Rechtsanwälte und Perſonen, welche das Ver— 
handeln vor Gericht gejchäftsmäßig betreiben, werden als 
Prozeßbevollmächtige oder Beiftände vor dem Gemwerbegerichte 
nit zugelafjen. | 

8 37. Die Zuftellungen in dem Verfahren vor den Ge- 
werbegerichten erfolgen von Amtswegen. 

Urtheile und Beichlüffe, gegen welche ein Rechtsmittel 
jtattfindet, find den Parteien zuzuftellen, ſoweit diefe nicht auf 
die BZuftellung verzichten. Sonſtige Urtheile und Beſchlüſſe find 
einer Partei nur zuzuftellen, wenn fie nicht in Anwesenheit 
derjelben verfündet jind. Auf Verlangen einer Partei ift der- 
jelben auch Ausfertigung eines in ihrer Anweſenheit verfündeten 
Urtheils oder Beichluffes zu ertheilen. 

Anträge und Erklärungen einer Partei, welche zugejtellt 
werden jollen, find bei dem Gerichte einzureichen oder mündlich 
zum Protofoll des Gerichtsfchreiber3 anzubringen. 

Sofern durch die Zujtellung eine Friſt gewährt oder die 
Verjährung unterbrochen werden fol, tritt diefe Wirkung, 
wenn die Zuſtellung demnächit erfolgt, bereit3 mit der Ein- 
reihung oder Anbringung des Antrags oder der Erflärung ein, 

8 38. Der Gerichtsjchreiber hat für die Bewirkung der 
Zuftellung Sorge zu tragen und die bei derjelben zu über- 
gebenden Abjchriften zu beglaubigen. 

Er Hat das zu übergebende Schriftftüd in einem ver— 
Ihlofjenen, mit der Adrefje der Perſon, an welche zugeftellt 
werden joll, jowie mit einer Gejchäftsnummer verjehenen 
Briefumschlage dem Zuftellungsbeamten, und im alle der 
Buftellung durch die Poſt, diefer zur Zuftellung zu übergeben, 
Auf den Briefumschlag iſt der Vermerk zu jegen: Vereinfachte 
Buftellung.- 
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Die auf dem Briefumschlage angegebene Geſchäftsnummer 
ift in den Aften zu vermerfen. 


Erfolgt die Zuftellung durch die Poſt, jo iſt eine Be— 
icheinigung der Uebergabe an die Poſt (Civilprozeßordnung 
88 177, 179) nicht erforderlich. 


$ 39. Die von den Buftelungsbeamten ober dem Poſt⸗ 
boten aufzunehmende LZujtellungsurfunde muß die Art und 
Weile, in welcher der feiner Adreſſe und jeiner Gejchäftsnummer 
nach bezeichnete Briefumjchlag übergeben iſt, inZbejondere den 
Drt und Zeit der Uebergabe, jowie die Perfon, welcher zu— 
geftellt ift, bezeichnen und, wenn die Zujtellung nicht an den 
Adrefjaten perfönlich ift, den Grund Hiervon angeben. Die 
Urkunde ift von dem die Zuſtellung vollziehenden Beamten zu 
unterjchreiben, 

Bei der Zuftellung wird eine Abjchrift der Zuſtellungs— 
urfunde nicht übergeben. Der Tag der Zuftellung ift von 
dem zuftellenden Beamten auf dem Briefumjchlage zu ver— 
merfen. 


8 40. Die zur Erledigung des Rechtsitreites erforderlichen 
Berhandlungstermine werden von dem Vorjigenden von Amts— 
wegen angejett. Nach Anſetzung des Termins ift die Ladung 
der Parteien durch den Gerichtsichreiber zu veranlafjfen. Yadungen 
durch die Parteien finden nicht jtatt. 

Die Zuitellung der Ladung muß ſpäteſtens am Tage vor 
dem Termin erfolgen. 


Die Zuftellung der Ladung an eine Bartei ift nicht er- 
forderlih, wenn der Termin in Anweſenheit derjelben verkündet 
oder ihr bei Einreihung oder Anbringung der Klage oder des 
Antrages, auf Grund deſſen die Terminsbejtimmung jtattfindet, 
mitgetheilt worden iſt. Die erfolgte Mittheilung iſt zu den 
Alten zu vermerken. 

8 41. Nachdem die Klage eingereicht oder zum Protofoll 
des Gerichtsichreibers angebracht iſt, Hat der Borfigende einen 
möglichjt nahen Termin zur Verhandlung anzuſetzen. 

Die Klage gilt, unbejchadet der Beitimmung in 8 37 
Abſatz 4, erit mit der Zuftellung an den Beklagten als 
erhoben. 
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$ 42. An ordentlichen Gerichtstagen fünnen die Barteien 
zur DVerhandlung des Rechtsſtreits ohne Terminsbejtimmung 
und Ladung vor dem Gericht erjcheinen. 

Die Erhebung der Klage erfolgt in diefem Falle durch 
den mündlichen Vortrag derjelben. Die Klage ift zu Protofoll 
zu nehmen, fall3 die Sache ftreitig bleibt. 

8 43. Die Verhandlung vor dem erfennenden Gericht, 
einschließlich der Verkündigung der Urtheile und Bejchlüfje 
desjelben, erfolgt öffentlich. Durch das Gericht kann die Deffent- 
Sichfeit für die Verhandlung oder für einen Theil derfelben 
nad) Maßgabe der Borjchriften in den SS 173 bis 175 des 
Gerichtsverfaffungsgefeges ausgeichloffen werden. Ä 

Die Vorjhriften der 88 176 bis 193 des Gerichtsver— 
Tafjungsgejeges über die Aufrechterhaltung der Ordnung in den 
Sigungen und über die Gerichtsiprache finden Anwendung. 

S 44, Erjcheint der Kläger im Verhandlungstermin nicht, 
jo ift auf Antrag des Beklagten das Berjäumnißurtheil dahin 
zu erlaſſen, daß der Kläger mit der Klage abzuweiſen jei. 

Erjcheint der Beklagte nicht und beantragt der Kläger 
das Verjäumnißurtheil, jo werden die in der lage behaupteten 
Thatſachen al3 zugejtanden angenomnten,. Soweit diejelben den 
Klageantrag rechtfertigen, ijt nach dem Antrag zu erfennnen; 
joweit die3 nicht der Fall, ijt die Klage abzumeijen. 

Bleiben beide Parteien aus, jo ruht das Verfahren bis 
die Anfegung eines neuen VBerhandlungstermins beantragt wird. 

8 45. Die Partei, gegen welche ein Berjäumnißurtheil 
erlafien ijt, kann binnen der Nothfriſt von drei Tagen jeit ver 
an fie bewirften Zuftellung des Urtheils, die Erklärung ab- 
geben, daß fie Einſpruch einlege. Die Einlegung gilt mit der 
Einreichung der Erflärung oder mit der Abgabe derjelben zum 
PBrotofoll des Gerichtsjchreibers ald bewirkt. In dem Ver— 
jaumnißurtheil ift der Partei zu eröffnen, in welcher Form 
und Friſt ihr. der Einſpruch zuiteht. 

Nah Einlegung des Einſpruchs hat der Vorfitende einen 
neuen Berhandlungstermin anzufegen. 

Ericheint die Bartei, welche den Einfprud eingelegt hat, 
auch in dem neuen Termin nicht, jo gilt der Einſpruch ala 
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zurüdgenommen. Andernfall3 wird, jofern der Einipruch zu— 
läfjig ift, der Prozeß in die Lage zurüdverjegt, in welcher er 
fih vor Eintritt der Verſäumniß befand. 

8 46. Erjcheinen die Parteien in dem Termine, jo hat 
das Gemwerbegericht thunlichſt auf eine gütliche Erledigung des 
Rechtsitreites hinzuwirken. Es fann den Sühneverfuch in jeder 
Lage des Verfahrens erneuern und hat denjelben bei An— 
wejenheit der Parteien am Schluffe der Berhandlung zu 
wiederholen. 

Der Anhalt eine3 vor dem Gericht abgejchloffenen Ver— 
gleichs ift dur Aufnahme in das Protokoll feſtzuſtellen; die 
Seititellung ijt den Parteien vorzulefen. In dem Protokoll ijt 
zu bemerfen, daß die Vorlefung jtattgefunden Hat und daß 
die Genehmigung erfolgt ijt, oder welche Einwendungen er- 
hoben jind. 

8 47. Kommt ein Bergleih nicht zu Stande, jo iſt über 
den Rechtsjtreit zu verhandeln. Die Leitung der Verhandlung 
fiegt dem Vorjigenden ob. Derjelbe hat dahin zu wirken, daß 
die Parteien über alle erheblichen Thatſachen ſich vollftändig 
erklären, die Beweismittel für ihre Behauptungen bezeichnen 
und die jachdienlihen Anträge ftellen. Derjelbe kann jeder: 
zeit das perjönliche Erjcheinen der Parteien anordnen und 
für den Fall des Nichterfcheinens eine Gelditrafe bis zu Ein- 
hundert Mark androhen. Gegen die Feitjegung der Strafe 
findet Bejchwerde nah den Beltimmungen der ivilprozeß- 
ordnung Statt. 

Wird die Fortjegung der Verhandlung in einem weiterem 
Termine nothiwendig, insbejondere, weil eine erforderliche Be: 
weisaufnahme nicht jofort bewirkt werden kann, jo ijt der 
weitere Termin alsbald zu verkünden. Der zur Beweisauf-. 
nahme vor dem Gerichte anberaumte Termin ift zugleich zur 
Fortſetzung der Verhandlung bejtimmt. 

s 48. Erjcheinen in einem zur Fortjegung der Ver— 
handlung bejtimmten Termine die Parteien oder eine derjelben 
nicht, jo tt das Urtheil unter Berücdjichtigung der bisherigen 
Berhandlungen, insbejondere einer etwaigen Beweisaufnahme 
zu erlafjen. 

Das Gericht kann jedoch, jofern wegen eines neuen Vor— 
bringens der erjchienenen Parteien oder aus einem andern 
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Grunde eine weitere Verhandlung angezeigt erjcheint, zunächit 
die Anberaumung eines neuen Termins, ſowie eine etwa er- 
forderlide Beweisaufnahme beichließen. 


Ericheinen beide Parteien nicht, ſo kann das Gericht die 
Sache für ruhend erklären. 


Erſcheint in dem neuen Termine eine Partei nicht, ſo 
entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen, inwieweit eine 
beantragte Beweisaufnahme zu bewirken oder ein neues that— 
ſächliches Vorbringen der erſchienenen Partei für zugeſtanden 
zu erachten und inwieweit eine von der Gegenpartei abzugebende 
Erklärung als verweigert oder ein früheres Vorbringen der— 
ſelben als zurückgenommen anzuſehen iſt. 


8 49. Gegen ein auf Grund des 8 48 ergangenes Ur— 
teil ſteht der nicht erjchienenen Partei der Einſpruch ($ 45) 
zu, fofern fie durch Naturereigniffe oder andere unabmwendbare 
Zufälle am Erjcheinen verhindert war. Dies ift der Partei 
in dem Urtheil zu eröffnen. Die Anjegung des neuen Berhand- 
(ungstermind erfolgt nur, wenn ein Berhinderungsgrund 
der bezeichneten Art binnen der Einſpruchsfriſt glaubhaft ge- 
madt wird. 

Im Uebrigen gilt ein auf Grund des 8 48 ergangenes 
Urtheil nicht al3 Berfäumnißurtheil. 


$ 50. Die Beweisaufnahme erfolgt in der Regel vor 
dem Gemerbegeriht. Sie kann nur in den Fällen der SS 337, 
340, 347, 399, 441 der Civilprozeßordnung dem Vorſitzenden 
des Gerichts oder mittelft Erjuchens einem Amtsgerichte über- 
tragen werden. 

Die Bemweisaufnahme iſt auch dam zu bewirken, wenn 
die Barteien oder eine derjelben in dem für die Bemweisauf- 
nahme beftimmten Termine nicht erjcheinen. 

S 51. Bejchließt das Gericht die Vernehmung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen, jo find diejelben, fall3 fie nicht von den 
Parteien zur Stelle gebracht find, zu laden. Von der Ladung 
der Sachverständigen kann abgejehen werden, wenn jchriftliche 
Begutachtung angeordnet wird. 

Die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt 
nur, wenn das Gericht die Beeidigung zur Herbeiführung einer 
wahrheitsgemäßen Ausfage für nothwendig erachtet, oder wenn 
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eine Bartei diejelbe beantragt. Die Beitimmungen, nach welchen 
die Beeidigung in gewiſſen Fällen unzuläffig iſt (Civilprozeß— 
ordnung $ 358), bleiben unberührt. 


S$ 52. Ob die Leijtung eines zugejchobenen oder eines 
zurüdgejchobenen Eides durch bedingtes Urtheil oder durch Be- 
weisbeihluß anzuordnen fei, bejtimmt das Gericht nach freiem 
Ermejjen. 


8 53. Erſcheint der Schwurpflichtige in dem zur Leiftung 
eines Eides bejtimmten Termin nicht, jo ift der Eid ohne 
Weiteres al3 verweigert anzufehen. Dem Verfahren iſt Fort- 
gang zu geben. 


Der Schwurpflichtige kann binnen einer Nothfriſt von drei 
Tagen nad) dem Termine fi zur nadträglichen Leiftung des 
Eides erbieten. Auf ein inzwijchen ergangenes Urtheil finden 
die Beitimmungen des $ 647 der Givilprozeßordnung ent- 
Iprechende Anwendung. Ein jolches Urtheil ift, wenn der Eid 
nachträglich geleiftet wird, injomweit aufzuheben, als es auf der 
Unnahme der Eidesverweigerung beruht. 

Erjcheint der Schwurpflihtige auch in dem zur nachträg- 
fihen Eidesleiſtung bejtimmten Termine nicht, jo findet ein 
nochmaliges Erbieten zur Eidesleiftung nicht ftatt. 

8 54. Ueber die Verhandlung vor dem Gewerbegericht 
it ein Protofoll aufzunehmen. Dasjelbe ift von dem Vor— 
figenden und dem Gerichtsichreiber zu unterzeichnen. 

S 55. Das Urtheil iſt in dem Termine, in welchem die 
Verhandlung geichloffen wird, zu verkünden. Iſt dies nicht 
ausführbar, jo erfolgt die Verfündigung in einem fofort an- 
zuberaumenden Termine, welcher nicht über drei Tage hinaus 
anberaumt werden joll. | 

Die Wirkfamfeit der Verkündigung des Urtheils ift von 
der Anwejenheit der Parteien und der Beiſitzer nicht abhängig. 

8 56. Aus dem Urtheil müfjen erfichtlich fein 

1. die Mitglieder des Gerichts, welche bei der Entjcheit- 

ung mitgewirkt haben, 

2. die Parteien, 

3. das Sach- und Gtreitverhältnig in gedrängter Dar- 

jtelung nebjt den wejentlichen Entjcheidungsgründen, 
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4. der Spruch des Gerichts in der Hauptſache und in 
Betreff der Koſten. Der Betrag der letzteren ſoll, 
ſoweit er ſofort zu ermitteln iſt, im Urtheil feſtge— 
ſetzt werden. 

Das Urtheil iſt von dem Vorſitzenden zu unterzeichnen. 


8 57. Ein über den Grund des Ausſpruches vorab ent— 
icheidendes Zwiſchenurtheil ift in Betreff der Rechtsmittel nicht 
al3 Endurtheil anzufehen. | 

8 58. Erfolgt die PVerurtheilung auf Vornahme einer 
Handlung, jo ijt der Beklagte zugleich auf Antrag des Klägers 
für den Fall, daß die Handlung nicht binnen einer zu be= 
jftimmenden Frift vorgenommen ijt, zur. Zahlung einer nad) 
dem Ermefjen des Gerichtes feitzujegenden Entſchädigung zu 
verurtheilen. 

In dieſem Falle iſt die Zwangsvollſtreckung in Gemäßheit 
der 88 773, 774 der Civilprozeßordnung ausgeſchloſſen. 

8 59. Die Verpflichtung der unterliegenden Partei, die 
Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, erſtreckt ſich auf die Er— 
ſtattung der dem Gegner durch die Zuziehung eines Prozeß— 
bevollmächtigten oder Beiſtandes entſtandenen Auslagen nur 
unter der Vorausſetzung, daß die Zuziehung durch beſondere 
Umſtände gerechtfertigt war, und nur in Anſehung des Be— 
trages, welchen das Gericht für angemeſſen erachtet. 

Auf Antrag kann der obſiegenden Partei für die ihr durch 
das Erſcheinen bei dem Gerichte entſtandenen Verſäumniſſe in 
dem Urtheil eine Entſchädigung zugebilligt werden. 

S 60. Die nicht auf Grund einer mündlichen Verhand— 
lung ergehenden Beſchlüſſe und Verfügungen werden, joweit 
nit ein amderes bejtimmt ift, von dem VBorfigenden allein 
erlafjen. 

Im übrigen find für die Befugniſſe des Vorſitzenden 
und der Beiliger die Vorjchriften über das Tandgerichtliche 
Verfahren maßgebend. 

In Bezug auf die Berathung und Abftimmung finden die 
Vorſchriften der SS 194 bis 200 des Gerichtäverfaffungsge- 
ſetzes entſprechende Anwendung. 

8 61. In dem erſten, auf die Klage angeſetzten Termine 
kann die Zuziehung der Beiſitzer unterbleiben. 
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Erjcheint in dem Termine nur eine der Parteien, jo er: 
Yäßt auf Antrag derjelben der Borfigende das Verſäumniß— 
urtheil. 

Erjcheinen beide Barteien, jo hat der Vorſitzende einen 
Siühneverjuch vorzunehmen. Kommt ein Vergleich zu Stande, 
fo ift derfelbe in Gemäßheit des S 46 Abſ. 2 im Protofoll 
feftzuftellen.. Das Gleiche gilt, wenn die Klage zurücgenom- 
men oder wenn auf den Klageanſpruch verzichtet oder wenn 
derjelbe anerkannt wird; in diejen Fällen hat, jofern beantragt 
wird, die Rechtsfolgen durch Urtheil auszujprechen, der Vor: 
figende das Urtheil zu erlafjen. 

Bleibt die Sache in dem Termin ftreitig, fo Hat der Vor- 
figende die Entjcheidung zu erlafjfen, wenn diejelbe fofort erfolgen 
fann und beide Parteien fie beantragen. Anderenfalls ift ein 
neuer Verhandlungstermin, zu welchem die Beiliger zuguziehen 
find, anzujegen und fofort zu verfünden. Zeugen und Gadı 
verjtändige, deren Vernehmung der Vorjigende für erforderlid 
erachtet, find zu dieſem Termine zu laden. 

8 62. In den vor die Gewerbegerichte gehörigen Rechits— 
jtreitigfeiten finden die Nechtsmittel jtatt, welche in den zur 
Zuftändigfeit der Amtsgerichte gehörigen bürgerlichen Rechts: 
ftreitigfeiten zuläffig find. Die Berufung ift jedoch nur zu: 
Yälfig, wenn der Werth des Streitgegenftandes den Betrag von 
einhundert Mark überfteigt. Entjcheidungen über die Feſt— 
fegung der Koſten einjchließlih der gemäß 8 59 ergangenen 
find nicht anfechtbar. 

Als Berufungs- und Beichwerdegericht ift das Landgericht, 
in deſſen Bezirfe das Gewerbegericht jeinen Sit Hat, zuftändig. 

Sit für das Nechtsmitiel gegen eine Enjcheidung des 
Gewerbegericht3 eine Nothfrift beftimmt, fo beginnt dieje für 
jede Partei mit der an fie bewirkten Zuftellung, und jo: 
fern auf die Zuftellung verzichtet war ($ 37 Ab. 2), mit 
der Verfündung der Entſcheidung. Im Uebrigen richtet fi 
die Einlegung des Rechtsmittels und das Verfahren in der 
Rechtsmittelinſtanz nad) den Vorſchriften der Civilprozeßord— 
nung. Die Beftimmung in $ 532 Abſ. 2 der Eivilprozeh- 
ordnung über die Einlegung der Bejchwerde in den bei einem 
Amtsgerichte anhängigen oder anhängig gewejenen Sachen findet 
entjprechende Anwendung. 
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$ 63.° Aus den Endurtheilen der Gewerbegerichte, welche 
rechtskräftig oder für vorläufig vollſtreckbar erffärt find, ſowie 
aus den Vergleichen, welche nad Erhebung der Klage vor 
dem Gemwerbegerichte gefchloffen find, findet die Zwangsvoll— 
ſtrecung ftatt. Die der Berufung oder dem Einſpruch unter- 
iegenden Urtheile find von Amtswegen für vorläufig volltred- 
bar zu erklären, wenn fie die in Nummer 1 des 8 3 bezeidh- 
neten Streitigfeiten betreffen oder der Gegenstand der Ber- 
urtheilung an Geld oder Geldeswerth die Summe von 300 
Marf nicht überfteigt. 

Die vorläufige Vollftrekbarkeit iſt nicht auszuſprechen, 
ven glaubhaft gemacht wird, daß die Vollſtreckung dem 
Schuldner einen nicht zu erjegenden Nachtheil bringen würde; 
auch kann fie von einer vorgängigen Sicherheitsleiftung abhängig 
gemacht werden. 

sm Uebrigen finden auf die Zwangsvollſtreckung ſowie 
auf den Arreft und die einftweiligen Verfügungen die Vor: 
hriften im achten Buche der Eivilprozeordnung Anwendung. 

Die für den Beginn der Zwangsvollſtreckung erforderlichen 
duftellungen (8$ 671, 672 der Civilprozeßordnung) find, ſoweit 
fe nicht bereis vorher erfolgt find, auf Antrag des Gläubigers 
duch das Gemwerbegericht zu bewirken. 

$ 64. Für Die Verhandlung des Rechtsſtreites vor den 
Öewerbegerichten wird eine einmalige Gebühr nad) dem Werth 
des Streitgegenftandes erhoben. 

Diejelbe beträgt bei einem Gegenſtand im Werth bis 
20 Mark einſchließlich . . . M. 1.— 
von mehr ala 20 Ab. bi3 50 Me einſchließlich m. 1.50 
von mehr als 50 MA. bis 100 M. einſchließich . „ 3.— 

Die jerneren Werthklaſſen fteigen um je Ne. 100, die Ge— 
bühren um je 3 M. Die höchfte Gebühr beträgt 30 Ib. 

Wird der Rechtsstreit durch) Berfäumnißurtheil oder durch 
ine auf Grund eines Anerfenntniffes oder einer Burüdnahme 
der Mage erlaffene Entiheidung erledigt, ohne daß eine fon- 
— Verhandlung vorhergegangen war, ſo wird eine 

Gebühr in Höhe der Hälfte der oben bezeichneten Sätze erhoben. 

Wird ein zur Beilegung des Rechtsſtreites abgeſchloſſener 
Vergleich aufgenommen, jo wird eine Gebühr nicht erhoben, 
ug wenn eine kontradictoriſche Verhandlung vorausgegangen 
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war. Schreibgebühren fonımen nicht in Anjag. Für Zuftellung 
werden baare Auslagen nicht erhoben. Im Uebrigen finder 
die Erhebung der Auslagen nad) Maßgabe des 8 79 des Ge— 
richtskoſtengeſetzes ſtatt. Der 8 2 desjelben findet Anwendung. 
$ 65. Schuldner der entitandenen Gebühren und Aus— 
lagen ijt derjenige, welchem durch die gerichtliche Entſcheidung 
die Koſten auferlegt find, oder welcher diejelben durch .eine vor 
dem Gewerbegericht abgegebene oder diefem mitgetheilte Er- 
Härung übernommen hat und in Ermangelung einer jolchen 
Entjcheidung oder Uebernahme derjenige, welcher das Verfahren 
beantragt hat. 

Die Einziehung der Gerichtfoften erfolgt nad den für 
die Einziehung der Gemeindeabgaben geltenden Vorſchriften. 

8 66. Die Koften der Rechtsmittel und der Zwangs— 
vollftredung bejtimmen fich nach den für die ordentlichen Ge— 
richte maßgebenden Vorſchriften. Das Gejuh um Feitfegung 
der Koſten zweiter Inſtanz ift bei dem Landgerichte anzu- 
bringen. Die Gebührenordnung für Zeugen und Gachver- 
ſtändige findet in dem Verfahren vor den Gewerbegerichten 
Anwendung. 

8 67. Die ordentlichen Gerichte haben den Gewerbege- 
richten nad) Maßgabe der Bejtimmungen de3 Gerichtsverfaflung3- 
geſetzes Rechtshülfe zu Teiften. 


Dritter Abſchnitt. 
Der Ständige Ausschuß. 


$ 68. Das Gemwerbegericht wählt in jedem Jahre einen 
ftändigen Ausſchuß. 

Der ſtändige Ausschuß bejteht außer dem Vorſitzenden 
aus 12 Mitgliedern des Gewerbegerichts, von denen 6 Arbeit: 
geber und 6 Arbeiter jein müſſen. 

Der Borfigende ift berechtigt, die jtellvertretenden Bor: 
igenden zu den Gitungen des Ausſchuſſes mit berathender 
Stimme zuzuziehen. 

Die Wahl des ftändigen Ausſchuſſes muß in einer Ge— 
jammtjigung des Gewerbegerichts erfolgen. Sie kann bereits 
in derjelben Sigung jtattfinden, in der die Verpflichtung der 
neugewählten Beiliter jtattfindet, (S 22.) 
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Sie muß innerhalb 4 Wochen nad) diejer Situng voll- 
zogen jein. 

Bei der Abftimmung über die Mitglieder des ftändigen 
Ausſchuſſes, welche Arbeitgeber find, ſtimmen nur die Wrbeit- 
geber, bei der über die Arbeiter nur die Arbeiter mit. 

Die Abjtimmung erfolgt durch Stimmzettel und zwar für 
jedes Mitglied des Ausſchuſſes bejonders, falls nicht vor Be- 
ginn der Abjtimmungshandlung die Wahl durch Zuruf oder 
durch für alle Mitglieder eines Theils gemeinjchaftliche Stimm- 
zettel beantragt und hiergegen von feinem der Gewerbegerichts— 
mitglieder des betreffenden Theils Widerſpruch erhoben wird. 

S 69. Der Ausschuß tritt auf Berufung des Vorfigenden 
zujammen. Seine Aufgabe ift, die ihm von den Borjigenden 
vorgelegten, zur BZuftändigfeit des Gewerbegericht3 gehörigen 
ragen zu begutachten, jowie die von Plenum des Gewerbe— 
gericht3 zu erledigenden Angelegenheiten vorzuberathen. 

Der Borfigende hat den jtändigen Ausſchuß außer den in 
diefem Statut vorgejehenen Fällen dann zu berufen, wenn 
mindejtens drei feiner Mitglieder zur Berathung über feitens 
eines Beiligers gejtellte zur Zuftändigfeit des Gemwerbegerichtes 
gehörige Anträge es verlangen. 

Gutachten und Beichlüffe des ftändigen Ausichuffes find 
weder für den Borjigenden noch für das Gemerbegericht bin- 
dend. Die Berhandlungen des ftändigen Ausſchuſſes find 
nicht öffentlich. 

Bierter Abſchnitt. 

Thätigfeit des Gewerbegerihts als Einigungs-Amt. 

S 70. Das Gewerbegeriht kann in Fällen von Streitig- 
feiten, welche zwijchen Arbeitgebern und MWrbeitern über die 
Bedingungen der Fortjegung oder Wiederaufnahme des Arbeits- 
verhältnifjes entjtehen, al3 Einigungsamt angerufen werben. 

8 71. Der Anrufung it Folge zu geben, wenn jie von 
beiden Theilen erfolgt und die betheiligten Arbeiter und Arbeit- 
geber — letztere, fofern ihre Zahl mehr als drei beträgt — 
Vertreter beitellen, weldhe mit der Verhandlung vor dem 
Einigungsamte beauftragt werden. 

Als Vertreter fünnen nur Betheiligte bejtellt - werden, 
welche das fünfundzwanzigjte Lebensjahr vollendet haben, jich 
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im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und nicht durch 
gerichtliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind. 

Soweit Arbeiter in dieſem Alter nicht oder nicht in ge— 
nügender Anzahl vorhanden find, können jüngere Vertreter 
zugelaffen werden. — Die Zahl der Vertreter jedes Theiles 
joll in der Negel nicht mehr al3 drei betragen. 


Das Einigungsamt kann eine größere Zahl von Ver— 
tretern zulajjen. 
| Ob die Vertreter für genügend legitimirt zu erachten find, 
entjcheidet das Einigungsamt nach freiem Ermejjen. 

8 72. Das Gewerbegericht, welches als Einigungsamt 
thätig wird, ſoll neben dem Borfibenden mit vier Beiligern, 
Arbeitgebern und Arbeitern in gleicher Zahl bejegt fein. 


Der Borfigende ift berechtigt die ftellvertretenden Vor— 
figenden an allen Verhandlungen de3 Einigungsamt3 mit be- 
rathender Stimme Theil nehmen zu lafjen. 

Die Zuziehung der Beifiger erfolgt durch den Vorſitzenden. 
Geht die Anrufung des Gemwerbegeriht3 al3 Einigungsamt 
von Arbeitgebern und Arbeitern gemeinjchaftlihd aus (S 62 
des Reichsgeſetzes) jo zieht der Vorſitzende diejenigen Mitglieder 
des Gewerbegerichts als Beifiter zu, über die beide Parteien 
oder eine für ihren Theil geſondert ſich verjtändigt haben. 

Sit eine folche Verjtändigung nicht zu erzielen, jo ernennt 
der Borjigende die Beiſitzer des Einigungsamtes nad) Bes 
nehmen mit dem ftändigen Ausſchuß und Anhörung der Ver— 
tveter der beiden Theile bezw. des nicht einigen Theiles. 

Geht die Anrufung nur von einem Theil aus, jo hat der 
Vorſitzende unverzüglich eine Sitzung des ftändigen Ausſchuſſes 
einzuberufen, um mit demfjelben dariiber zu berathen, ob und 
in welcher Form der einfeitigen Anrufung Folge zu geben fei. 
Falls der ftändige Ausschuß dies empfiehlt, iſt der Vorſitzende 
berechtigt, nah Anhörung des Ausjchuffes die Beiliter des 
Einigungsamtes jofort zu ernennen. 

Das gefammte Gewerbegericht tritt zur Wahl der Bei- 
jiger des Einigungsamtes zujammen, wenn die Mitglieder des 
Ausihuffes dies einftimmig empfehlen, oder die Vertreter beider 
Theile dies verlangen. 
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Bis zur Beſtimmung der Beiſitzer des Einigungsamts 
bat der Vorſitzende allein oder unter Zuziehung ihm geeignet 
Heinender Mitglieder mit dem anrufenden Theil und, falle 
tunlich, auch mit dem Gegner fi) zu benehmen, um die 
Streitpunfte aufzuflären und direkt zu erledigen. Insbeſondere 
ler beide Theile über, die Möglichkeit, ihren Streit durd) 
a von ihnen zu ernennendes Schiedsgericht zu erledigen, fo 
»e über ihr Recht zu Ernennung von Bertrauensmännern 
73) belehren, und auf die Wahl geeigneter VBertrauensmänner 
inwirfen. 

s 73. Das Einigungsamt kann fich durch Zuziehung von 
Sertrauensmännern der Arbeitgeber und Arbeiter in gleicher 
xhl ergänzen. Dies muß gejchehen, wenn es von den Ver— 
tern beider Theile unter Bezeichnung der zuzuziehenden Ber- 
mensmänner beantragt wird, 

Die Beifiger und Vertrauensmänner dürfen nicht zu den 
detheiligten, die Tegteren nicht zu den in $ 6 Abjaß 2 dieſes 
Statut3 bezeichneten Perjonen gehören, 

Befinden fi) unter den Mitgliedern des Gewerbegerichts 


inbetheiligte Arbeitgeber und Wrbeiter nicht in gemügender 


Jahl, jo werden die fehlenden durch Vertauengmänner erjegt, 
he von den Vertretern der Arbeitgeber, bezw der Arbeiter 
u wählen find. 

Die VBertrauensmänner haben bejchließende Stimme. 

s 74. Sn allen Fällen von Streitigkeiten der im S 70 
zeichneten Art ſoll der Vorfigende des Gewerbegerihts auf 
% Anrufung des Einigungsamts hinzumwirken fuchen und diejelbe 
xt Barteien bei geeigneter Veranlajjung nahe legen. 

S 75. Beantragen beide Parteien die Uebertragung des 
Soriges auf einen namhaft gemachten Stellvertreter des Vor: 
— des Gewerbegerichts, ſo iſt dieſem Antrage ſtatt zu 
sehen, 

.. Die Situngen des Einigungsamtes find nur dann öffent- 
ich, wenn die zu der betreffenden Situng geladenen Vertreter 
hier Streittheile oder eines derjelben dies nicht beanstanden. 
m Das Einigungsamt kann die Deffentlichfeit jederzeit aus— 
Wehen. | 

Die Zuziehung des Gerichtsichreibers iſt nur zu Den 
ungen nothwendig, in welchen Ausjagen von Ausfunfts- 


perfonen zu Protokoll genommen werden, oder der durch 8 65 
de3 Reichsgeſetzes vorgejehene fürmliche Einigungsverſuch ftatt- 
finden joll. 

Wenn das Gewerbegericht bezw. ein von demjelben oder 
vom Vorfigenden ernannter Ausſchuß auf einfeitige Anrufung 
als Einigungsamt thätig geworden ijt, kann es feine Thätigfeit 
jederzeit einstellen. 

Der Einftellungsbefchluß wird mit einfacher Stimmmehr- 
heit gefaßt und nad) 8 78 befannt gemadt. 

8 76. Das Einigungsamt Hat durch Bernehmung der 
Vertreter beider Theile die Streitpunfte und die für die Be— 
urtheilung derjelben in Betracht kommenden Verhältniſſe feit- 
zuftellen. Es iſt befugt, zur Aufklärung der legteren Auskunfts— 
perjonen vorzuladen und zu vernehmen. Jedem Beiſitzer und 
Vertrauensmann fteht das Recht zu, durch den Vorſitzenden 
Fragen an die Vertreter und Auskunftsperſonen zu richten. 

S 77. Nach erfolgter Klarjtellung der Verhältniſſe ift in 
gemeinfamer Berhandlung jedem Theile Gelegenheit zu geben, 
über das Borbringen des anderen Theiles jowie über die vor— 
fiegenden Ausſagen der Ausfunftsperfonen fich zu äußern. 

Demnädjt findet ein Einigungsverſuch zwiſchen den ftreiten- 
den Theilen jtatt. 

8 78. Kommt eine Vereinbarung zu Stande, jo iſt der 
Inhalt derjelben durch eine von fämmtlichen Mitgliedern des 
Einigungsamtes und von den DBertretern beider Theile zu un— 
terzeichnende Befanntmahung in von dem Einigungsamt zu 
beitimmenden Tagesblättern zu veröffentlichen, 

Ss 79. Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, fo 
Hat das Einigungsamt einen Schiedsſpruch abzugeben, melcher 
jih auf alle zwifchen den Parteien ftreitigen Fragen zu er- 
ſtrecken hat. 

Die Beſchlußfaſſung über den Schiedsſpruch erfolgt mit 
einfacher Stimmenmehrheit. 

Stehen bei der Beichlußfaffung über den Schiedsſpruch 
die Stimmen jämmtlicher für die Arbeitgeber zugezogenen Bei- 
iger und Vertrauensmänner denjenigen jämmtlicher für die 
Arbeiter zugezogenen gegenüber, jo fann der Vorſitzende fich 
jeiner Stimme enthalten und fejtitellen, daß ein Schiedsfprud) 
nicht zu Stande gekommen iſt. 
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8 80. Sit ein Schiedsipruh zu Stande gekommen, jo 
ift derjelbe den Vertretern beider Theile mit der Aufforderung 
mündlich oder jchriftlich zu eröffnen, fich binnen einer zu be- 
ſtimmenden Frift darüber zu erllären, ob fie ſich dem Schieds— 
ſpruch unterwerfen. Die Nichtabgabe der Erklärung binnen 
der bejtimmten Frift gilt al3 Ablehnung der Unterwerfung. 


Nah Ablauf der Frijt hat das Einigungsamt eine von 
jämmtlihen Mitgliedern desfelben unterzeichnete öffentliche 
Belanntmahung in den von dem Einigungsamt zu beftimmen- 
den Zagesblättern zu erlaſſen, welche den abgegebenen Schieds- 
jpruch und die darauf abgegebenen Erflärungen der Barteien 
enthält. 


8 81. St weder eine Bereinbarung ($ 78) noch ein 
Schiedsſpruch zu Stande gekommen, jo ift dies von dem Vor— 
igenden des Einigungsamtes in gleicher Weife wie dieſes 
in $.80 vorgejehen ijt, öffentlich befannt zu machen. 


Sünfter Abihnitt. 
Gutachten und Anträge des Gewerbegerichts. 


S 82. Das Gewerbegericht ift verpflichtet, auf Anfuchen 
von Staat3behörden, des Magiftrats, oder der Stadtverordneten, 
Sutachten über gewerbliche Fragen abzugeben. 


1. Wird vom Gemwerbegeriht ein folches Gutachten ver- 
langt, jo tritt der Vorfigende mit dem jtändigen Aus— 
Ihuß darüber in Berathung, ob das Gewerbegericht 
jofort zu einer Geſammtſitzung einzuberufen, oder. ob 
das Gutachten durch einen nach Anhörung des ftändigen 
Ausſchuſſes zu bildenden bejonderen Ausihuß vor- 
zubereiten jet. - 

2. Im erjteren Falle hat der Borjigende unverzüglich 
Termin zur Gejammtjigung anzuberaumen und bei 
der Einladung den Mitgliedern den Gegenjtand des 
Gutachtens mitzutheilen. Die Sitzung iſt nicht 
öffentlich. 

Sie iſt vom VBorjigenden mit einer Darlegung des 
Ergebnijjes der Berathung des jtändigen Ausſchuſſes 
und der Vorſchläge desjelben über die geichäftliche 
Behandlung des geforderten Gutachtens zu eröffnen. 


3. 


4, 


5. 
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Ueber diefe Vorſchläge ijt zu verhandeln, ehe an 
die zu begutachtende Frage ſelbſt Herangetreten wird. 
Sofortige Abgabe des Gutachtens im Plenum ift 


ſtatthaft, wenn der ftändige Ausihuß dies befür- 


wortet hat und mehr als 44 Mitglieder des Ge— 
werbegericht3 für die jofortige Abgabe des Gutachtens 
jtimmen. 

Ergibt die Endabjtimmung, daß die Mehrheit, welche 
für Abgabe des Gutachtens in einem beftimmten Sinn 
enticheidet, weniger als 33 Mitglieder beträgt, jo 
hat der Vorſitzende das Recht, das Gutachten für 
noch unerledigt zu erklären und die Wahl eines be- 
jonderen Ausſchuſſes zur weiteren Vorbereitung des— 
jelben anzuordnen, | 

Er joll von diefer Befugniß insbefondere dann 

Gebrauch machen, wenn es ſich um eine Frage handelt, 
welche die Intereſſen der Arbeitgeber und Arbeiter 
berührt und die Mehrheit einschließlich von dem einen 
Theil gebildet wird. 
Beichließt das Gewerbegericht in der Gejammtfigung, 
die Vorbereitung oder die Abgabe des Gufachtens 
einem bejonderen Ausschuß zu übertragen, jo hat diejer 
Ausihuß alle dem Gemwerbegeriht als Einigungsamt 
zuftehenden Befugniffe; insbejondere kann er ſich durch 
Vertreter der verjchiedenen in Frage fommenden In— 
tereffengruppen al3 Bertrauensmänner ergänzen. 

Die gleichen Befugnifje ftehen auch dem zur Vor— 

bereitung eines Gutachtens des Gewerbegerichts durch 
den Vorjigenden nad) Nr. 1 gebildeten bejonderen 
Ausschuß zu. 
Hat der zur Borbereitung eines Gutachtens ernannte 
Ausſchuß ſeine Arbeiten beendet, ſo beruft der Vor— 
ſitzende des Gewerbegerichts dieſes zu einer Geſammt— 
ſitzung. 

In derſelben berichtet der Ausſchuß und beſchließt 
das Gewerbegericht über das zu erjtattende Gutachten 
oder etwaige Ergänzung der Vorbereitungsarbeiten. 
Beichließt die Mehrheit Erjtattung des Gutachtens in 
einem bejtimmten Sinne und bejteht die Minderheit 








aus mehr als der Hälfte der Anmwejenden Mitglieder 
des einen Theils, jo können diejelben fich zur Abgabe 
eines Minderheit3-Öutachteng vereinigen, welches der 
das Butachten einfordernden Stelle zugleich mit dem 
Gutachten der Mehrheit mitzutheilen tt. 

8 83. Die nah S 82 Nr. 1—4 gebildeten befonderen 
Ausſchüſſe müſſen, ſofern es fih um Fragen Handelt, welche 
die Intereſſen beider Theile berühren, zu gleichen Theilen aus 
Arbeitgebern und Arbeitern zuſammengeſetzt ſein. 

Die Wahl der Ausſchuß-Mitglieder erfolgt, wenn von 
feiner Seite Wideripruch erhoben wird, durch Zuruf, andernfalls 
getrennt von Arbeitgebern und Arbeitern geheim durch Stimm— 
zettel in der Weile, daß jeder Stimmderechtigte jo viel Namen 
auf einen Stimmzettel jchreibt, wie Ausichußmitglieder gewählt 
werden jollen. Gewählt jind diejenigen, auf welche die meijten 
Stimmen gefallen find. Ber Stimmengleichheit enticheidet das 
durch den Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Die Beitimmungen des 8 14 Ubi. 5 und 6 finden An— 
wendung mit der Maßgabe, daß diejenige Stimmzettel ungültig 
find, welche mehr Namen enthalten, al3 von einem Theile Aus— 
Ihußmitglieder gewählt werden jollen. 

S 84. Der Vorſitzende hat bei den Berathungen des 
Gewerbegerichts über ein zu eritattendes Gutachten und bei den 
Berathungen des zur Vorbereitung jolher Gutachten ernannten 
befonderen Ausichuffes nur berathende Stimme. Dem gemäß 
gelten Anträge bei Stimmengfeichheit als abgelehnt. — Doch 
fünnen in diejem Fall die Jänmtlichen abjtimmenden Beilißer 
den Vorſitzenden erjuchen, die erforderliche Entſcheidung als 
Unparteiiſcher zu geben. 

Die Stellvertreter des Borfigenden dürfen an den Be— 
rathungen des Gewerbegerichts wie des bejonderen Ausſchuſſes 
mit berathender Stimme Theil nehmen. S 75 Abi. 1 findet 
entsprechende Anwendung. 

8 85. Bezüglich des Rechts des Gemwerbegerichts, in ges 
werblichen Fragen, welche die jeiner Gerichtsbarkeit unter- 
jtehenden Betriebe berühren, Anträge an Behörden und Ver— 
tretungen von GCommunalverbänden zu richten ($ 70 Abi. 3 
des Reichsgeſetzes) wird bejtimmt: 

10 
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Das Recht zur Stellung von Anträgen jteht Tediglich dem 
vom Borfigenden zur Geſammtſitzung berufenen Gewerbe— 
gericht zu. 

So oft in einer derartigen Sitzung des Gewerbegerichts 
die Stellung eine3 Antrages der vorbezeichneten Art von 
mindejtens 10 Mitgliedern vorgejchlagen wird, ift über diefen 
Borichlag, fei es in der nämlichen, ſei es in einer fpäteren 
Sigung zu berathen und Beſchluß zu faſſen. 

Der Borfigende muß das Gewerbegericht zur Berathung 
über zu ftellende Anträge berufen, wenn drei Viertel der Mit- 
glieder des ftändigen Ausſchuſſes es beantragen. 

Die Zufammenberufung zur Geſammtſitzung muß inner- 
halb zweier Wochen nad; Eingang de3 geftellten mit der nöthigen 
Bahl Unterjchriften verjehenen Antrags erfolgen. 

Im Uebrigen finden für die Vorbereitung und Beichluß- 
fafjung die bezüglich; der Gutachten geltenden Vorſchriften ent- 
Iprechende Anwendung. 

8 86. Meber die Verhandlungen des Gefammt-Gewerbe- 
gericht jowie de3 bejonderen Ausschuffes ijt ein Protokoll auf: 
zunehmen, welches bei hervortretenden Meinungsverjchiedenheiten 
erjichtlih machen muß, welche Meinungen von den Arbeitgebern 
und welche von den Arbeitern vertreten worden find. 

Etwaige Abjtimmungen jind jo vorzunehmen und zu proto— 
folliven, daß das Ergebniß Dderjelben bezüglich der Arbeitgeber 
und bezüglich der Arbeiter erfichtlich iſt. 

8 87. Mit dem von dem elammtgewerbegerichte oder 
dem bejonderen Ausſchuſſe beichlofienen Gutachten oder Antrage 
ift eine Abjchrift des über die Verhandlungen aufgenommenen 
Protokolls einzureichen. 

Sit über ein vom &ewerbegericht erfordertes Gutachten 
ein Beihluß nicht zu Stande gefommen, fo ift eine Abfchrift 
des über die Verhandlung aufgenommenen Protofoll3 einzu— 
reichen. 

$ 88. Inwieweit auf Antrag für die Theilnahme an 
Situngen des Gewerbegerichts als inigungsanıt oder an 
Situngen des befonderen Ausſchuſſes zur Vorbereitung oder 
Abgabe von Gutachten, Anträgen u. |. w. eine Entihädigung 
nad) 8 28 gezahlt werden fol, bejtimmt der Vorjigende nad 
Berathung mit dem ftändigen Ausschuß. 
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Auskunftsperſonen ($ 76) erhalten auf Antrag eine Ber: 
gütung nad Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und 
Sadverjtändige. 


Schfter Abſchnitt. 
Schluß: und Uebergangsbeitimmungent. 


$ 89. Die Beftimmungen diejes Ortsſtatuts finden feine 
Anwendung auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und 
Handelögeichäften, ſowie auf Arbeiter, welche in den unter der 
Militair- oder Marine-Berwaltung jtehenden Betriebsanlagen 
beſchäftigt find. 

8 90. Die Zuftändigfeit der Innungen zur Entjcheidung 
von Streitigkeiten zwiichen Arbeitgebern und ihren Lehrlingen 
(Gewerbeordnung 8 97 Nr. 4, 8 100e Nr. 1.) fowie die Zu— 
jtändigfeit der Innungs-Schiedsgerichte (Getwerbeordnung 8 97a 
Nr. 6, S 1004 Abi. 2) erleiden durch dieſes Geſetz keine Ein— 
ſchräntung. 

Durch die Zuſtändigkeit einer Innung oder eines Innungs— 
Schiedsgerichts wird die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts aus— 
geſchloſſen. 

8 91. Die am Tage des Inkrafttretens dieſes Statuts 
bereit3 anhängigen Streitigkeiten werden nad) dem bisher 
giltigen Ortsſtatut erledigt. 

8 92, Die Wahlen der Beifiter nach gegenmwärtigem 
Statut finden erjtmals in den Monaten Januar bi3 März 
1892 ftatt. | 

Bis zur Verpflichtung der hiernach gewählten Mitglieder 
gilt gemäß 8 81 des Neichsgefeges vom 29. Juli 1890 das 
bejtehende gewerbliche Schiedsgericht als Gewerbegericht. 

S 93. Der Borjigende des Gewerbegerichts hat alljähr- 
lid) über die gefammte Gejchäftsthätigfeit des Gewerbegerichts 
im abgelaufenen Jahre an den Magiftrat zu berichten. 


Frankfurt a. M., den 1. Dezember 1891. 


Der Magiitrat, 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1892, Nr. 11). 
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Bekanntmachung. 


Es werden die von den ſtädtiſchen Behörden beſchloſſene 

1. Allgemeine Stiftungs-Ordnung für die 
öffentlichen milder Stiftungen zu Frankfurt a. M., vom 5. 
Dftober 1875, nebjt der Genehmigung der Königlichen Regierung, 
Abtheilung des Innern, vom 13. October 1875. 

2. Zujagbeitimmung zu S 3 zu diefer allgemeinen 
Stiftungs- Ordnung ‚vom 3. Mai 1892, nebſt genehmigendem 
Beihluß des Bezirks-Ausſchuſſes in Wiesbaden Nr. 1407 vom 
7. Mai 1892, nachjtehend zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a. M., den 17. Mai 1892. 


Der Magiitrat. 
Seuffenftamm. 


Allgemeine Stiftungs:- Ordnung. 
für die öffentlichen milden Stiftungen zu Frankfurt a, M. 


In Ausführung des Gejeßes vom 9. April 1873, be- 
treffend die Aufhebung verichiedener Gejege und Verordnungen 
der ehemaligen freien Stadt Frankfurt (Gef. ©. S. 177) iſt 
auf Grund der übereinjtimmenden Bejchlüffe des Magiftrats und 
der Stadtverordnneten-VBerfammlung vom 30. September bezw. 
5. Oftober laufenden Jahres, jowie mit Genehmigung der 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden vom 13. Dftober d. Is., 
die nachfolgende Stiftungsordnung für die öffentlichen milden 
Stiftungen zu Frankfurt a. M. feſtgeſtellt worden. 


8 1. ©eltungsbereih der allgemeinen 
Stiftung3-Drdnung. 

Die allgemeine Stiftungs- Ordnung für die öffentlichen 
milden Stiftungen iſt für die nachjtehend bezeichneten Stiftungen : 

1. den allgemeinen Almoſenkaſten, 
das Hojpital zum heiligen Geift, 
das Warenhaus, 
das Berjorgungshaus, 
die vereinigten BerjorgungssAnjtalten des Katharinen- 
und Weißfrauen-Kloſters, 


Da Sue S 
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6. das Rodushoipital, 

7. die Taubjtummen-Erziehungs-Anitalt, 

8. die Anftalt für Irre und Epileptifche 
verbindlich und tritt an Stelle der durch Gejeß vom 3. De- 
zember 1833 erlajjenen allgemeinen Stiftung - Ordnung und 
der allgemeinen Beitimmungen des Geſetzes vom 31. Oftober 
1844, Art. 1—4, das Rochushoſpital betr., des Geſetzes vom 
15. März 1861, Art. 1— 6, die Taubjtummen-Erziehungsanftalt 
betr. und der Stiftungs-Ordnung der Anftalt für Irre und 
Epileptiihe vom 22. September 1863, Art. 1—9, injoweit 
hierin nicht Beitimmungen enthalten find, welche die Zwecke 
und Nechte der betreffenden Stiftungen, ſowie das Recht auf 
die Theilnahme an den Nugungen derjelben zum Gegenitande 
haben (Gef. vd. 9. April 1873, Art. 1). 

Für die Hülfskaſſe zur Unterftügung gemwerbetreibender 
hiefiger Bürger verbleibt e3 bei der Beitimmung in Art. 5 
in fine des Gejeges vom 5. December 1833 dergeſtalt, daß 
für dieſe öffentliche milde Stiftung nur die auf die Wahl 
der Pfleger Bezug habenden Beltimmungen gegenwärtiger 
Stiftung3-Ordnung verbindende Kraft erlangen. 

Ob und in wie weit die Beitimmungen diefer Allgemeinen 
Stiftung3-Ordnung auf Ffünftig neu zu begründende jtädtifche 
milde Stiftungen Anwendung finden jollen, bleibt der Beſchluß— 
fafjung der jtädtiichen Behörde in jedem einzelnen alle vor- 
behalten. | 

8 2. Berwaltung3-Ordnungen der einzelnen 
Stiftungen. 

Der Wirkungsfreis und Gejchäftsbetrieb der einzelnen 
Stiftungen wird durch bejondere Berwaltungs-Ordnungen ge— 
regelt. Die Verwaltungs - Ordnungen werden durch überein- 
itimmenden Beihluß des Magiſtrats und der Stadtverord- 
neten = Verjammlung, unter Beobachtung des in Art. 1 des 
Geſetzes vom 9. April 1873 enthaltenen Vorbehaltes hinjicht- 
ih der Zwede und Rechte der betreffenden Stiftungen jowie 
des Rechts auf Theilnahme an deren Nubungen, feitgeitellt. 

Bis zu einer demmächit vorzunehmenden Reviſion bleiben 
die zur Zeit giltigen VBerwaltungs - Ordnungen, joweit fie 
niht im Widerjpruch mit Diejer neuen Stiftungs » Drdnung 
jtehen, in Sraft. 
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8 3. Aufjiht über die milden Stiftungen und 
Berwaltung derjelben. 


Die Aufficht über die milden Stiftungen wird unter 
Dberaufficht der zuftändigen Staatsorgane von dem Magijtrate 
und der Stadtverordneten » Verfammlung nach Maßgabe diejer 
Stiftungs-Ordnung ausgeübt. 

Die Verwaltung der Stiftungen bleibt bejonderen Pfleg- 
ämtern übertragen, welche aus Bürgern der Stadtgemeinde 
(88 13—15 des Gemeinde - Verfafjungs = Gejehes) gebildet 
werden. 


8 4 Aufſichtsbefugniſſe der ſtädtiſchen Behörden 
und deren Ausübung. 


Dem Magiſtrate, als der ausführenden Behörde ſteht 
namentlich das Recht zu, von den Einrichtungen, der Buch— 
und Kaſſenführung, ſowie dem Gange der Verwaltung der 
Stiftungen überhaupt jederzeit Kenntniß zu nehmen, zu 
dieſem Zweck Auskunft und Berichterſtattung von den Pfleg— 
ämtern zu verlangen oder einen abzuordnenden Commiſſarius 
mit perſönlicher Einſichtnahme, eventuell Verhandlung mit den 
Pflegämtern zu beauftragen, alles dieſes unbeſchadet des Rechts 
der Stadtverordneten-Verſammlung in allen ihr geeignet ſcheinen— 
den Fällen Einſicht der Acten des Magiſtrats und der Stift— 
ungen und Auskunft über alle das Stiftungsweſen betreffenden 
Punkte von dem Magiſtrate zu verlangen, oder ſich ſolche direct 
durch einen beſonderen Ausſchuß zu verſchaffen. 

Den ſtädtiſchen Behörden bleibt es vorbehalten, zur 
dauernden Wahrnehmung ihrer das Stiftungsweſen betreffenden 
Geſchäfte nach den Beſtimmungen in $ 66 des Gemeinde-Ver— 
faſſungs-Geſetzes eine Commiſſion niederzufegen, deren Thätig- 
feit durch eine zu erlaſſende Gejchäftsordnung geregelt wird, 
wie e3 außerdem auch dem Magiſtrate ſelbſtverſtändlich frei- 
jteht, jeine das Stiftungswejen betreffenden Geichäfte und Be— 
fugniffe ganz oder theilweife einer von ihm zu wählenden De- 
putation zu übertragen. 

Schriftliche, zur Vorlage an die Behörden bejtimmte 
Eingaben der Pflegämter find jederzeit bei dem Meagijtraie 
einzureichen. 


— 151 — 


S 5. Bufammenjegung der Pflegämter. 


Die Pilegamtsmitglieder der in $ 1 unter 1—4 be- 
nannten Stiftungen müſſen Chrijten jein, diejenigen des Pfleg— 
amtes des Catharinen- und Weißfrauen-Kloſters der evangelijch- 
lutheriſchen Confejjion angehören. 

In den Wflegämtern der in S 1 zuerſt bezeichneten 
vier Stiftungen jollen jederzeit Angehörige der verjchiedenen 
hriftlichen Confeſſionen ſich befinden. 

Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Pflegämter wird 
durch die bezüglichen Verwaltungs-Ordnungen bejtimmt. 


86. Wahl der Pflegamt3-Mitglieder. 


Die Mitglieder der Pflegämter werden von der Stadt- 
verordneten-VBerfammlung erwählt. 


Zu diefem Zweck Haben die Pilegämter das echt mit 
der zeitig zu erjtattenden Anzeige Der eingetretenen oder nad) 
Maßgabe des S 7 demnächſt eintretenden Vacanzen die Be: 
nennung geeigneter Perjünlichkeiten zur Wiederbefegung der er- 
fedigten Stelle zu verbinden und theilt der Magijtrat diejen 
Wahlvorjchlag der Stadtverordnieten-Berfammlung zu geeignet 
iheinender Berüdjichtigung mit, ohne daß jedoch die Stadt— 
verordneten = Berfammlung dadurch bei der Wahl beichränft 
würde. 

Pfleger fünnen nicht jein: Mitglieder des Magijtrats, ſo— 
wie bejoldete Gemeinde: und Stiftungsbeamte, ferner können 
niht Mitglieder desſelben Pflegamts jein: Verwandte im 
direeter Abjtammung, Gejchwifter und verihwägerte Berjonen. 
Mitglieder der Stadtverordneten-Berfammlung find wählbar; 
doch darf fih in feinem Pflegamt mehr als ein Stadtver- 
ordneter als Pfleger befinden, 


$ 7. Amtsdauer der Pfleger, Annahme der Wahl 
und Niederlegung des Amts. 


Die Amtsdauer der Pfleger ift auf ſechs Jahre beſtimmt. 
Alle zwei Fahre jcheidet ein Drittheil derjelben aus und wird 
durch Neuwahl erjegt. 

Snjomweit die Mitgliederzahl eines Pflegamts durch die 
Zahl drei nicht theilbar ift, werden überjchießende Bruchtheile 


u 
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bei der erjten und wenn zur Ausgleihung nöthig, auch bei 
der zweiten Erſatzwahl für voll gerechnet und jo jeweilig wieder 
nach ſechs Jahren. 

Wenn ein Pfleger während jeiner Amtsdauer aus dem 
Pflegamt scheidet, jo tft jofort nach Maßgabe des S 6 eine 
Erſatzwahl einzuleiten und der darin Gewählte tritt bezüglich 
des Amtsalters an die Stelle ſeines Amtsvorgängers. Be: 
züglih der Neihenfolge des Austritt3 entjcheidet das Amts— 
alter und eventuell daS 2008. Ueber Gefuche um Entlafjung 
bon einer Pflegerſtelle enticheidet die Stadtverordneten-Ber- 
ſammlung. 

Die Austretenden ſind ſofort wieder wählbar. 

Bezüglich der Annahme oder Ablehnung der Wahl, ſo— 
wie einer vorzeitigen Amtsniederlegung ſind die Beſtimm— 
ungen der SS 17 und 18 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes 
maßgebend. 

SS. Berpflidtung der Pfleger. 

Die Mitglieder der Pflegämter werden „auf gewiſſen— 
hafte Amtsführung nah Maßgabe der Gejege und befonderen 
Stiftungs-Verordnungen“ und der betreffenden Verwaltungs— 
Ordnung ($ 2) in einer Sitzung des MagiftratS von dem 
Vorſitzenden desfelben eidlich verpflichtet. 

Bon der erfolgten Verpflichtung erjtattet. der Meagijtrat 
der Stadtverordnieten-VBerfammlung und dem betreffenden Pfleg— 
amte Anzeige; Lebteres veranlaßt Hierauf ohne Verzug die 
Einberufung und Amtseinführung des Gewählten. 

89. Rechnungsweſen. 

Die Pflegämter Haben alljährlih vor dem 1. October 
einen Verwaltungs-Etat über alle muthmaßlichen Einnahmen 
und Ausgaben des folgenden Jahres aufzuftellen und dem 
Magiftrate in doppelter Ausfertigung behufs Fejtitellung durch 
die jtädtiichen Behörden einzureichen. 

Ausgaben, welche in dem genehmigten Berwaltungs-Etat 
nicht vorgejehen find, bedürfen der Zuftimmung des Magiftrats 
und, in jofern der Betrag der Ausgaben 1000 Reichsmark 
überjteigt oder aber eine wejentlihe Abänderung bejtehender 
Einrichtungen zum Zweck Hat, auch derjenigen der Stadtver- 
ordneten-Verſammlung. 
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S 10. BeräußerungundErwerbvon Liegenjhaften 
und Unlage von Kapitalten. 


Zu jedem Ans und Berfauf von Immobilien, ſowie zu 
jedem Tauſch derjelben ift die Genehmigung des Meagiftrates 
und Der Stadtverordneten-VBerfammlung erforderlich, mit Aus— 
nahme des Ermwerbe3 von Liegenichaften, welche in öffentlicher 
Versteigerung jeilgeboten werden, indem für folche Fälle die 
zuvor eingeholte Ermädtigung des Magijtrats genügt. 

Im Uebrigen dürfen die Stiftungen, ohne Zuſtimmung 
der ſtädtiſchen Behörden, nur ſolche Kapital-Anfagen machen, 
welche pupillariiche Sicherheit bieten. 


s 11. Außerordentlihe Einnahmen und Ausgaben. 


Leptwillige Zuwendungen und Gejchenfe jeder Art unter 
300 Mark werden, wenn die Teflirer reſp. Schenker nicht ein 
Anderes ausdrücklich verordnet haben, zu den laufenden Aus- 
gaben verwendet, jolche in höherem Betrage aber Ffapitalifirt. 

Keine Stiftung darf ihren Kapitalftod zu laufenden Aus- 
gaben angreifen. Sollte bei bejonderem Nothſtande eine 
momentane Aushülfe zur Beftreitung der laufenden Ausgaben 
einer Stiftung umerläßlich fein, jo darf hierzu der Kapital— 
ftof nur mit Zuſtimmung des Magiftrats und der Stadtver- 
ordnneten-Berjammlung angegriffen werden, und ijt der ent- 
nommene Betrag möglichjit bald aus den Einnahmen der 
nächiten Jahre wieder zu erfeßen. 


s 12. Rejervefonds. 


Zur Bejtreitung von Ausgaben, welche durch die etats- 
mäßigen Einnahmen nicht gedeckt werden können, dient der 
Rejervefond, welchem Alles zuzufchreiben ijt, was von ſämmt— 
(hen laufenden Einnahmen alljährlich übrig bleibt. 

Zu Tegteren find auch diejenigen im Etat nicht vorge— 
jehenen Beträge zu rechnen, welche den Stiftungen von den 
Aumnen oder aus deren Berlaffenichaft als Erſatz für Die 
Unterjtügungs- und Verflegungskoſten zufließen, nicht aber der— 
jenige Gewinn, welcher durch Realifation von Kapitalanlagen 
(Werthpapieren, Grundſtücken 2c.) erzielt wird, 


= 


Die dem Nefervefond entnommenen Beträge find dem— 
jelben mittelft Aufnahme in den nächjtjährigen Bedürfnißſtand 
ſoweit thunlich wieder zu eritatten., 


Sollte der Rejervefond des Heiligen Geiſt-Hoſpitals, des 
Wa'ſenhauſes, des allgemeinen Almoſenkaſtens oder des Ver— 
forgungshaufes den zehnten Theil des Kapitaljtodes der be— 
treffenden Stiftung überjteigen, jo bleibt der Beſchlußfaſſung 
der jtädtiichen Behörden anheimgeftellt, den Mehrbetrag einer 
anderen dieſer Stiftungen, jei e8 zum laufenden Dienjte, fei 
es zur Vermehrung ihres Kapitalftodes zu überweilen, 


8 13. Rechnungsablage und Reviſion. 


Die Jahresrechnung jeder Stiftung iſt vor dem 1. Mai 
des folgenden Jahres mit erfchöpfendem Bericht über die Ge- 
ihäftsthätigfeit des betreffenden Pflegamts dem Magiſtrat vor— 
zulegen. 


Die Nevifion der Bücher erfolgt durch das Stadtrech- 
nungs-Reviſions-Colleg, welches jich wegen etwaiger Monituren 
mit den einzelnen Pflegämtern direct ins Benehmen jeßt und 
von dem Cndergebniß der Reviſionen dem Magiftrate zu 
weiterer Beranlajjung Kenntniß gibt. 

Zur Niederichlagung von Erjaganjprühen an Pfleglinge 
oder deren Nachlaßmafje bedarf es der Zustimmung des Magiſtrats 


8 14. Abänderung von Berwaltungsgrundjäßen. 


Zu Abänderungen dieſes Statuts ijt außer den überein 
timmenden Bejchlüjfen des Magiftrats und der Stadtver- 
ordneten-Berjammfung Genehmignng der Oberauffihtsbehörde 
erforderlih. — Die Beitimmungen der die Verwaltung der 
einzelnen Stiftungen regelnden Berwaltungs-Ordnungen (SS 2 
und 16) fünnen allein durch übereinjtimmenden Beihluß der 
beiden oben genannten jtädtiichen Behörden geändert werden. 


S 15. Unjtellung von Beanten und Bedienjteten. 


Die Anftellung und Verpflichtung der Beamten und Bes 
dienfteten mit Ausnahme derjenigen, welchen die Eigenschaft 
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als Gemeindebeamte zujteht, bleibt dem Pflegamte jeder einzelnen 
Stiftung überlafjen; jedoch kann die Anjtellung nur auf Wohl: 
verhalten und jährliche Kündigung erfolgen. 


Die Beitimmung der Gehalte der Angeftellten und die 
Ertheilung außerordentlicher Vergütungen, jowie die Gewährung 
von Ruhegehalten an diejelben bedürfen der Genehmigung der 
ſtädtiſchen Behörden. 


Die Dienftinftruftionen unterliegen der Zuſtimmuug des 
Magiitrats. 


8 16. Uebergang3-Beftimmungen. 


folgten anderweiten Feſtſtellung der einzelnen Berwaltungs- 
Ordnungen bleiben die, die Verwaltung einer jeden der im S 1 
aufgeführten Stiftungen betreffenden Beſtimmungen in Kraft. 
Ebenſo bleiben die bisherigen Mitglieder der einzelnen Pfleg— 
ämter auch nad) der Publication diejer Stiftungs-Ordnung nod) 
jo lange in Function, bis die in einer jofort nach dieſer Publi— 
cation von die Stadtverordneten-Berjlammlung ohne Weiteres 
vorzunehmenden Neuwahl, Gewählten an einem vom Magijtrate 
zu bejtimmenden Tage an ihre Stelle getreten find, 


Den Magiſtrat liegt es hiernach ob, in Ausführung der 
Beitimmung im 8 2 der einzelnen Berwaltungs - Ordnungen, 
nachdem fie auf Grund einzuziehender Gutachten der betreffenden 
neu konſtituirten Pflegämter einer Nevifion bezw, Umarbeitung 
unterzogen jein werden, mit Zuftimmung der Stadtverordneten- 
Berfammlung anderweit feitzujtellen. 


Wird duch eine revidirte Berwaltungs: Ordnung die Zahl 
der Mitglieder vermindert oder verniehrt, jo jcheidet im erjteren 
Falle eine entjprechende Anzahl der Mitglieder nach dem Looſe 
aus, während im zweiten Falle eine nah Maßgabe der Be- 
ftimmungen in $ 6 vorzunehmende Wahl der weiter erforderlich 
gewordenen Mitglieder Bla greift, weldhe nad) S 8 in ihr Amt 
einzuführen find und im Hinblid auf die Beitimmungen des 
8 7 als gleichen Amtsalter mit den beveit3 vorhandenen Mit— 
gliedern anzujehen find. 
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Sämmtlihe Verwaltungs - Ordnungen müſſen innerhalb 
Jahresfriſt nad) erfolgter Publication dieler Stiftungs-Ordnung 
revidirt und neu fejtgejtellt ſein. 


Frankfurt a. M., den 5. Oftober 1875. 


Der Magijtrat. 
ge3. Dr. von Mumm. 


Borjtehende allgemeine Stiftungs-Ordnung für die öffent- 
fihen milden Stiftungen zu Frankfurt a. M. wird als jtädtifches 
Gemeinde-Statut hierdurch genehmigt mit dem ausdriüdlichen 
Borbehalte entiprechender Abänderung derjenigen Beitimmungen, 
welche durch einen etwaigen Obſieg der vormald zum ebiete 
der freien Stadt Frankfurt gehörigen Landgemeinden Bonames, 
Bornheim, Haufen, Niederrad, Niederurjel und Oberrad in dem 
wegen des Miteigenthums und der Mitbenugung der im S 1 
unter 7 und 8 genannten Anstalten jchwebenden Nechtsjtreite 
betroffen werden. 


Wiesbaden, den 13. October 1875. 


Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
(L. S) gez. von Meufel. 


Zuſatzbeſtimmung 
zu S 3 der allgemeinen Stiftungs Ordnung 
für die öffentlichen milden Stiftungen zu Frankfurt a. M, 
vom 5. October 1875. 


Die einzelnen Pflegämter wählen aus ihrer Mitte einen 
Sentor, jowie einen oder mehrere Stellvertreter. Der Senior 
oder ein Stellvertreter desjelben führt den Vorfig im Pflegamt, 
vertritt Dasjelbe nach außen und unterzeichnet die von dem 
Pilegamte ausgehenden Schriftftücde und Urkunden. Die hier- 
nach erforderlichen Legitimationen werden durch Bejcheinigungen 
des Magiſtrats erbracht. 


Frankfurt a. M., den 3. Mai 1892, 


Der Magiitrat. 
(L. S) ge3. Seuffenftamm. 
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Der Bezirks-Ausihuß zu Wiesbaden hat auf Grund des $ 16 
Abi. 3, des Zultändigfeit3-Gejebes die Genehmigung zu der 
vorgelegten Zujaßbeitimmung zu 8 3 der allgemeinen Stiftungs- 
Ordnung für die öffentlichen milden Stiftungen zu Frankfurt a. M. 
bom 5. October 1875 ertheilt. 

Wiesbaden, den 7. Mat 1892. 

Der Bezirls:Ansihun. 
(L. S) gez. von Reichenau. 

Städt. Anzeigeblatt 1592, Nr. 40, S. 323. Amtsblatt 

Nr. 24, dv. 21. Mai 1592. 


Bekanntmachung. 
Die nachſtehende, auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats vom 30. Dezember 1892 und der Stadtverordneten— 
Verſammlung vom 29. November 1892 beruhende 


Zuſatbeſtimmung 
zum Regulativ über die Trganijation des Stadt: 
rechnungs-Reviſions-Collegs vom 12, November 
1869 wird Hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebradit. 
Sranffurt a. M., den 30. Dezember 1892, 
Der Magijtrat. 
Adickes. 


Zuſatzbeſtimmung 
zum Regulativ über die Organiſation des Stadt: 
rehnungs = Revifions = Eollegs dom 
12, November 1869. 

Der Art. 3 des Negulativs erhält nad) Abſatz 1 folgen- 
den Zuſatz: 

„Bei Prüfung der Nichtigkeit der Zahlen kann dag Stadt- 
rehnungs-Neviions-Colleg, injofern eine ſolche Prüfung durch 
einen NRechnungsbeamten bereits jtattgefunden Hat, ſich auf die 
Vornahme von Stichproben bejchränfen.“ 

SER a. M., den 30. Dezember 1892. 

Der Magiitrat. 
 Mdickes. 
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Das NRegulativ vom 12. November 1869 wird mit der 
vorjtehenden Zuſatzbeſtimmung vom 30. Dezember 1892 
unter dem heutigen Datum Hiermit neuerdings zur Veröffent— 


lichung gebradt. 
Frankfurt a M., den 30. Dezember 1892. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Regulativ, 
die Organiſation des Stadtrechnungs-Reviſions— 
Collegs betreffend. 


Art. 1. Zur Erledigung der ſeither dem Stadt-Rechnungs— 
Reviſions-Colleg obgelegenen Geſchäfte, inſoweit ſie noch im 
Intereſſe der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. vorzunehmen 
ſind, wird ein Rechnungs-Reviſions-Collegium aus fünf ſtimm— 
fähigen Bürgern, wovon einer Rechtsgelehrter ſein muß, 
eingeſetzt. 

Art. 2. Die Wahl dieſer Mitglieder erfolgt durch die 
Stadtverordneten-Verſammlung und zwar auf ſechs Jahre, 
nach deren Ablauf übrigens die geweſenen Mitglieder wieder 
wählbar ſind. Bei Ablauf der erſten zwei Jahre haben zwei 
und bei Ablauf der erſten vier Jahre weitere zwei Mitglieder, 
nach der von den Mitgliedern des Collegiums unter ſich vor— 
zunehmenden Verlooſung, dann und inſoweit auszutreten, als 
nicht durch freiwilligen Austritt oder Todesfälle bis dahin je 
zwei Stellen zur Erledigung gekommen ſind. 

Die Verpflichtung der Mitglieder erfolgt durch den erſten 
Bürgermeiſter. 


Art. 3. Die Geſchäſte des Reviſions-Collegiums begreifen 
nicht nur die Prüfung des Rechnungsweſens einſchließlich der 
Inventarien bezüglich der Richtigkeit in Zahlen, ſondern auch 
bezüglich der Geſetz- und Verfaſſungsmäßigkeit der Ausgaben 
und Einnahmen. Bei Prüfung der Richtigkeit der Zahlen 
kann das Stadtrechnungs-Reviſions-Colleg, inſofern eine ſolche 
Prüfung duch einen Rechnungsbeamten bereits ſtattgefunden 
bat, jih auf die Vornahme von Stichproben beichränfen. 


—— —— 


Das Colleg hat alljährlich dem Magiſtrat und der Stadt— 
verordneten-Verſammlung eine Ueberſicht des Standes der Re— 
viſionen der rechnungspflichtigen Stellen vorzulegen. Falls eine 
Reviſion nicht durch directe Verhandlung mit der rechnungs— 
pflichtigen Stelle erledigt werden kann, hat das Reviſions Colleg 
dem Magiſtrat davon Anzeige zu machen und nöthigenfalls 
fh an die Stadtverordnieten-Verfammluug zu wenden. Mit- 
theilungen über Gegenjtände, welche die ſtädtiſchen Finanzen 
berühren, kann das Colleg auch dann, wenn dies nicht durch 
eine einzelne Revijion geboten ift, an den Magiftrat und an 
die Stadtverordneten-Verfammlung gelangen laſſen. Auf Er- 
fordern des Magijtrats oder der Stadtverordneten - Berfamms 
fung berichtet daS Golleg über Fragen, welche den Stadthaus: 
halt betreffen. Ausſchüſſe des MagijtratS oder der Stabtver- 
ordneten = Berfammlung fünnen von dem Reviſions-Colleg die 
Abordnung eines oder einiger Mitglieder desfelben zu ihren 
Sitzungen behufs der Ertheilung von Auskunft oder Aufflär- 
ungen bezüglich des ſtädtiſchen Rechnungs- und Finanzweſens 
verlangen. 


Urt. 4. Den Borfiß in dem Reviſions-Collegium führt 
da3 den Dienjtjahren nach älteſte Mitglied, beztehungsmeije 
das bei der eriten Wahl zuerſt erwählte Mitglied. Die Pro— 
tofolführung und die Regiſtratur bejorgt das bei der Wahl 
durh die Stadtverordneten- Verfanmluug hierfür bezeichnete 
rechtögelehrte Mitglied. Die fonftige Gejchäftövertheilung er— 
folgt durch Beſchlüſſe des Revifions- Collegiums, wobei Die, 
Stimme des Vorfigenden nötigenfalls den Ausſchlag gibt. 


Art. 5. Jedes Mitglied des Reviſions-Collegiums bezieht 
während der Dauer feiner Amtsführung ein entiprechendes 
Honorar, das mit der Protofollführung und Regijtratur betraute 
Mitglied hierfür noch eine bejondere Zulage. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 2 v. 1893.) 
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Bekanntmachung. 


Abänderung des Regulativs über die Einricht- 

ung und den Gejchäftsfreis der Kommiſſion für 

ſtädtiſche Kunſt- und Alterthumsgegenſtände be— 
treffend. 

Auf übereinſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten-Berfammlung wird in dem 8 1 des Regu— 
lativs über Einrichtung und Geichäftsfreis der Kommiſſion für 
Kunſt- und Altertduimsgegenftände vom 13. September 1877 
(Städtifches Anzeigeblatt 1877 Nr. 77 Seite 387) an Stelle 
des Wortes „fünf“ das Wort „neun“ geſetzt. 

Frankfurt a. M., den 30. Dezember 1892, 

Der Magiitrat. 
Mdickes. 


Mit vorftehender Abänderung wird das Negulativ 
vom 13. September 1877 über Einrichtung und Ge— 
Ihäftsfreis der Kommiſſion fiir Kunſt- und Alter: 
thumsgegenſtände unter dem heutigen Tage hiermit von 
Neuen veröffentlicht. 


Frankfurt a. M, den 30. Dezember 1892. 


Der Magijitrat. 
Adickes. 


$. 1. Die Kommiſſion fiir ftädtiiche Kunſt- und Alter: 
thums-Gegenſtände beiteht nach Anleitung des 8 66 des Ge— 
meinde-Berfafjungs-Gejehes vom 25. März 1867 aus neun 
Mitgliedern, von welchen zwei dem Magijtrat, die übrigen 
aber der Stadtverordneten-Berfammlung oder der Bürgerjchaft 
angehören, und deren Amtsdauer auf jechs Sabre bejtimmt 
wird. 

8 2. Der Kommiſſion liegt die Verwaltung und Beauf- 
ihtigung ſämmtlicher der Stadt gehörigen Kunſt⸗ und Alter— 
thumsgegenſtände ob, inſofern dieſelben nicht einer anderen 
Berwaltung speziell unterſiellt ſind, insbeſondere iſt die im 
Archiv-Gebäude aufzuſtellende Sammlung dieſer Gegenſtände 
ihrer Sorge überwieſen. 


u 16] — 





8 3. Aufgabe der Kommiſſion iſt es hiernach, über 
ſämmtliche Gegenſtände, die ihrer Verwaltung unterſtellt ſind, 
Inventare oder Kataloge zu führen, für gute Erhaltung der 
Bilder, Kunſtſachen u. ſ. w. beſorgt zu ſein, die Sammlung, 
ſoweit es die Mittel erlauben, in entſprechender Weiſe zu ver— 
mehren und dem Publikum zugänglich zu machen. 

$ 4. Der Kommiſſion wird ein Konſervator beigegeben, 
welcher nah Maßgabe der ihm ertheilten Inſtruktion, unter 
Aufficht und nad) Anordnung der Kommitffionsmitglieder, Die 
ihm. zugewiejenen Gejchäfte zu verjehen hat. Die Kommiſſion 
wird außerdem ſoweit e3 zweckmäißg ericheint, Sachverſtändige 
bei ihrer Verwaltung zuziehen. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 2 v. 1893, ©. 13.) 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 


18. | 
15 März 1892 beruhende, von Bezirks-Ausſchuß zu Wied: 


baden am 11. April 1892 genehnigte Negulativ, die 
Erhebung der ſtädtiſchen Einkommenſteuer in 
Frankfurt a. M. betreffend, wird hiermit zur öffent: 
fihen Kenntniß gebradt. 


Sranffurta. M., den 20. Mpril 1892, 


Der Magiitrat. 
Senffenftanm. 
Regulativ, 
die Erhebung der ſtädtiſchen Einkommenſtener 
in sranffurt a. M. betreffend. 

8 1. Die ftädtiihe Einfonmenjtener Haben nah Maß— 
gabe der jährlichen Bewilligung zu entrichten alle nachjtehend 
verzeichneten Berjonen, welche ein jelbjtitändiges Einkommen 
bezichen: 

11 


a) 


b) 


d) 


e) 


f) 


8) 
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alle diejenigen, welche in dem Stadtbezirk ihren Wohn— 
ſitz haben (S 6 des Gemeinde-Verfaſſungsgeſetzes vom 
25. März 1867); 


alle Angehörigen des deutſchen Reichs, welche ſich ſeit 
drei Monaten in dem Stadtbezirk aufhalten (Bundes- 
gejeß über die Freizügigfeit vom 1. November 1887, 
58); 


Ausländer, welche ſich fett länger als drei Monaten 
in dem Stadtbezirk aufhalten, um daſelbſt ihren Unter: 
halt zu erwerben (G.V.«G. 3 9); 


Ausländer, welche, ohne einen Erwerb im Stadtbezirk 
zu haben, ſeit länger al3 einem Jahr fich in demjelben 
aufhalten ; 


Perjonen, welche ohne dahier ihren Wohnſitz zu Haben 
oder fich länger al3 drei Monate aufhalten, dahier 
Grundbeſitz, gewerbliche Anlagen, Eifenbahnen oder 
Bergwerfe haben, Bachtungen, jtehende Gewerbe, Eiſen— 
bahnen oder außerhalb einer Gerwerfichaft Bergbau 
betreiben (Forenjen), hinſichtlich des ihnen aus dieſen 
Duellen zufließenden Einkommens (8 1, Abſatz 3, des 
Geſetzes vom 27. Juli 1885); 


Actiengejellichaften, Commanditgefefchaften auf Actien, 
Berggewerfichaften, eingetragene Genofjenichaften, deren 
Gejchäftsbetrieb über den reis ihrer Mitglieder 
hinausgeht und juriftifche Perſonen, insbejondere auch 
Gemeinden und weitere Communalverbände, welche in 
dem Gtadtbezirfe Grundbeſitz, gewerbliche Anlagen, 
Eifenbahnen oder Bergwerfe Haben, Pachtungen, 
itehende Gewerbe, Eifenbahnen oder Bergbau betreiben, 
Hinfichtlic) des ihnen aus diefen Quellen zufließenden 
Einfommens ($ 1, Abjat 1, des Geſetzes vom 27. Juli 
1885); 

der Staatsfiskus hinfichtlich des Einkommens aus den 
von ihm im Stadtbezirk betriebenen Gewerbe-, Eijen- 
bahn- und Bergbau-Uinternehmungen, jowie aus den 
im Stadtbezirk belegenen Domainen und Forjten ($ 1, 
Abſatz 2. a. a. O.). 


u =. 0. 


S 2. Zu dem der jtädtiihen Einfommenfteuer unter- 
liegenden Gejammt- Einfommen gehört auch derjenige Theil 
des leßteren, welcher aus außerhalb des Stadtbezirks befegenem 
Örundeigenthum oder außerhalb des Stadtbezirks jtattfindendem 
Pacht-, Gewerbe-, Eijenbahn- bezw. Bergbaubetriebe fließt, in- 
jofern Ddiefer Theil des Gejammt-Einfommens nicht in Gemäß— 
heit der Beitimmungen in den $ 9, Abi. 1 und 10, des Ger 
ſetzes vom 27. Juli 1885 außer Berechnung zu laffen tft; auch 
in dem leteren Falle ijt jedoch nad) $ 9, Abſatz 2, a. a. O. 
itet3 mindejtend ein Biertel des Gelammt-Einfommens zur 
ſtädtiſchen Einkommensteuer heranzuziehen. 


Wenn ein ftenerpflichtiger Einwohner fein Einkommen 
aus einer preußijchen Forenjalgemeinde, wohl aber aus einer 
außerpreußiihen (in welcher dasjelbe einer Gemeinde-Ein- 
fommenjteuer unterworfen ift) hat, ift in Gemäßheit 8 62 1. 
2 des Gemeinde-Berfafjungs-Gejetes vom 25. März 1867 
das Forenjal-Einfommen bis auf Höhe diefer außerpreußiichen 
Gemeinde-Einfommenjteuer freizulafien. 


8 3. Bon der Gemeinde-Einfommenfteuer find frei die 
ſervisberechtigten Milttärperfonen des aktiven Dienſtſtandes, 
ſowohl Hinfichtlich ihres dienstlichen, al3 jonjtigen Einkommens, 
dagegen nicht Hinfichtlich des Einfommens aus hiefigem Grund- 
befig und hiefigen Gewerbebetrieb, desgleichen nicht die Mi: 
litärärzte Hinfichtlih des Einfommens aus einer Civilpraris. 
Daneben Haben die in dem Gejeg vom 29. Juni 1886 be- 
nannten, im Dffizierrange stehenden Militärperjonen des 
Sriedensflandes die nach Maßgabe der Bejtimmungen diejes 
Geſetzes feitzuftellende Abgabe zu Gemeindezweden zu entrichten. . 


Wegen der Beltenerung des Dienfteinfommens der Be— 
amten und WPenfionäre, der Geiftlichen und Clementarlehrer, 
jowie der Penſionen der Wittwen und der Erziehungsgelder 
für Waifen ehemaliger mittelbarer und unmittelbarer Staat3- 
diener fommen die VBorjchriften des Gejeges vom 11. Juli 1822 
(Bei. S. ©. 154, der Allerhöchiten Rabinetsordre vom 14. Mat 
1832 (Gef. ©. ©. 145) und der Declaration vom 21. Januar 
1829 (Geſ. S. ©. 9) ſowie die Vorfchriften in $ 12 des 
Gejeged vom 27. Juli 1885 zur Anwendung. 

jr" 


—— 


F 4. Die Steuerpflicht beginnt: 

1. für diejenigen, welche in dem Gemeindebezirk ihren 
Wohnſitz haben, (S la) mit dem erſten Veranlagungs— 
termine, nachdem jie zu einem fteuerpflichtigen Ein- 
fommen gelangt find: 

2, für NReichsangehörige, welche fih in dem Stadtbezirk 
aufhalten ($ 1b) mit dem erjten VBeranlagungstermine 
nad Ablauf des dritten Monats ihres hiefigen Aufent- 
halts, jedoh mit der Maßgabe, daß fie auch für 
die abgelaufenen drei Monate die es nachzuent— 
richten haben; 

3. für Ausländer, welche hier ihren Unterhaft erwerben, 
(S 1c) mit dem erſten Veranlagungstermine, nach- 
dem fie jich drei Monate dahier aufgehalten ; 

4, fiir ſolche Ausländer, welche feinen Erwerb im Stadt- 
bezirf haben, (S 1d) mit dem eriten Beranlagungs- 
termine, nachdem ſie ſich ein Jahr bier aufgehalten ; 

5. bet juriſtiſchen Perſonen und bet fjolcheg” phyiischen 
Berjonen, welche nur für ihr Einkommen aus Grund— 
befig oder aus einem jtehenden Gewerbe Einkommen— 
ſteuer dahier zu entrichten Haben, (1 ef und g), 
ferner bei Mälitärärzten fir ihre Civilpraxis mit 
dem erften Weranlagungstermine, nachdem fie das 
Grundſtück erworben, daS Gewerbe oder die Praris 
— haben. 

5 Veranlagungstermin gilt der Erſte jeden Monats. 

s 5. Tie Steuerpfliht erliſcht mit demjenigen Ver— 
anlagungstermin, welcher auf das Aufhören der die Steuer- 
pflicht begründenden Thatjachen folgt. 

S 6. Die Veranlagung der Gemeinde-Einfommenjteuer 
geichieht unter Anwendung der für die Einſchätzung zur Staats: 
Einfommenftener geltenden Srundjäge und der für diejelben 
feitgejegten Steuerftufen. 

Das stenerpflichtige Einfommen derjenigen Steuerpflichtigen, 
welche zur Staat3-Einfommenstener herangezogen und mit 
ihrem Einfommen volljtändig zur Gemeinde-Einkommenſteuer 
heranzuziehen find, wird aus der Staatsjteuerrolle unmittel- 
bar übernommen, unbejchadet der Borjehrift im S 16, Abi. 3 
de3 Staat3-Einfommenfteuergeleges vom 24. Juni 1891. 
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S 7. Die Eimjhägung der übrigen gemeindeeinfommen- 
ftenerpflichtigen Berjonen geichieht durch eine von der Stadt- 
verordnneten-Berfammlung jährlih gewählte Kommiſſion von 
aht Mitgliedern. 

Der erjte Bürgermeijter, oder der von ihm bezeichnete 
Stellvertreter, führt im dieſer Kommiffion den Vorſitz; ihm 
ftehf volles Stimmrecht zu; bei Stimmengleichheit entjcheidet 
feine Stimme. 

Sp lange über die Einſchätzung oder Berufung eines 
Kommiffiongmitgliedes oder jeiner Verwandten oder Ber: 
ihmwägerten in auf: oder abfteigender Linie oder bis zum 
dritten Grade der Seitenlinien, ferner über Actien-Gejellichaften 
Commanditgejellihaften u. j. mw. (vergl. S 1 f), bei deren 
Betriebgrejultaten das betreffende Kommifjionsmitglied interef- 
firt ift, berathen und abgejtimmt wird, hat dasjelbe abzutreten. 
Ergeben ich dieſe Borausjegungen Hinfichtlich der Perſon des 
Borjigenden, jo hat derjelbe die Führung des Vorſitzes einem 
der Kommi” onsmitglieder zu übertragen. 

8 8. Für die einzelnen Steuerjtufen gelten die Steuer- 
fäge der diefem Regulativ angefügten Tabelle, | 

Dieje Steuerſätze haben die Bedeutung von Verhältniß— 
zahlen. Bei Feititellung des jtädtiichen Haushaltsplanes it 
alljährlich zu bejtimmen, wie viele Prozente diefer Normal— 
fäge im folgenden Rechnungsjahr zur Erhebung gelangen ſollen. 

5 9. Jedem Steuerpflichtigen, deſſen Gemeindejteuerbe- 
trag nicht unmittelbar aus der Staat3:-Einfommenjteuer-Rolle 
ſich ergiebt, wird von dem Magiſtrat (Nechnei-Amt) ein Aus— 
zug aus der Heberolle, welche den ihm zugetheilten Steuer: 
fat enthält, mitgetheilt. 

8 10. Die Hebung der pränumerando zu zahlenden 
Steuer erfolgt je nach dem Ermefjen der Gemeindebehörde 
duch Städtische Beamte oder aber, nach Vereinbarung mit 
der Staatsbehörde, duch deren Organe. Die Zahlungstermine 
werden von dem Mechnei-Amt bejtimmt und befannt gemacht. 

Ss 11. Beichwerden und Einjprüche gegen die Beran- 
fagung müfjen binnen einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten 
nach erfolgter Benachrichtigung der Steuerpflichtigen von ihrer 
‚Steuer-Beranlagung bei dem Magiſtrat (Rechnei-Amt) ange— 
bracht werden. Nur wenn nachgewiefen wird, daß während 


— 16 — 


des laufenden Steuerjahres in Folge des Wegfall einer Ein: 
nehmequelle oder in Folge außergewöhnlicher Unglüdsfälle das 
veranichlagte Gejammteinfommen eines Steuerpflichtigen um 
mehr al3 den vierten Theil vermindert worden tjt, jo fann 
vom Beginn des auf den Eintritt der Einfommensverminder- 
ung folgenden Monats ab eine dem verbleibenden Einfommen 
entiprechende Ermäßigung der Einfommenjteuer beanfprucht 
werden. 

8 12. Die Bahlung der veranlagten Steuer darf durch 
den Einjpruch nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit 
Borbehalt der jpäteren Erjtattung de3 etwa zuviel Bezahlten, 
zu den bejtimmten Terminen erfolgen. 

$ 13. Die Beichwerden und Einfprüche, welche bei dem 
Magiitrat (Nechnei-Amt) eingehen, werden in ein Darüber 
zu führendes Regijter eingetragen, welches nad) Ablauf diejer 
Frift der zu verfammelnden Einſchätzungs-Kommiſſion zur Be— 
gutachtung vorgelegt wird. Der Megijtrat (Mechnei-Amt) be— 
ichließt jodann auf Grund des Gutachtens der Einſchätzungs— 
Kommiffion. - Gegen diefen Beihluß findet innerhalb Drei, 
Wochen die Klage im Verwaltungsitreitverfahren ſtatt. (F 18 

und 21 des Zuftänd. Gej. vom 1. Auguft 1883). 
| 8 14. Ueber die Behandlung der die Gemeinde-Ein- 
fommenfteuer betreffenden Ab und Zugänge und Neflamationer 
fommen — injofern gegenwärtiges Negulativ nicht ein Anderes 
vorichreibt — die für die Staat3-Einfommensteuer erlaffenen 
Beitimmungen entiprechend zur Anwendung. 

S 15. Borjtehendes Regulativ fommt zunächjt bei der 
Veranlagung für das Jahr 1892/93 zur Anwendung. Mit 
diejer Maßgabe und vorbehaltlich der Anwendung auf frühere 
Fälle treten die bisherigen, auf die ſtädtiſche Einkommenſteuer 
bezüglichen Beitimmungen, insbejondere 

das Regulativ vom 6. November 1874, 
die Abänderung „ 11. October 1881, 
. A „ 5. März 1586, 
„ 19. April 1837, 
am 1. April 1892 außer Kraft. 
Frankfurt a. M., den 18. März 1892. 


Der Magijtrat, 
Seuffenftanm. 


— | 167 


Anlage zu 8 8 des Regulativs vom 18. März 1892. 








Normal-Steuer-Tabelle. 


Stufe Einkommen Steuerbetrag 
von | bis Me | Pe 

















1 900 | 1050 4 20 
— 1050 1200 6 30 
3 1200 1350 8 40 
4 1350 1500 “ 34: 7 20 
5 1500 1650 14 | 7” 
6 1650 1500 18 20 
7 15800 | 2100 21 70 
8 2100 | 2400 25 20 
9 2400 2700 30 80 
10 2700 | 3000 36 40 
11 3000 | 3300 48 00 
12 3300 | 3600 56 00 
13 3600 3900 64 00 
14 3900 4200 73 60 
15 4200 4500 33 20 
16 4500 5000 94 140 
17 5000 5500 105 | 60 
18 5500 6000 116 | 80 
19 6000 6500 144 | 00 
20 6500 7000 1585 | 40 
21 7000 7500 172 | 80 
22 7500 S000 190 80 
23 8000 s500 208 | 80 
24 3500 9000 2236 80 
25 9000 | 9500 248 40 
26 9500 | 10500 270 — 


Für alle weiteren Stufen ijt der ſtädtiſche Normaljtener- 
betrag gleich den Säßen der Staatseinfommensteuer nah Maß— 
gabe des Geſetzes vom 24. Juni 1591, S 17. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 33, ©. 219.) 
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Befanntmahung. 


Das nachſtehende auf übereinjtimmenden Beſchlüſſen Des 
Magiitrats und der Stadtverordnneten-VBerjammlung beruhende 
Negulativ, betreffend die Abänderung des Negulativs vom 
12. März 1872 über die Erhebung eines Bürgerrechtsgeldes 
zu Frankfurt a. M., wird Hiermit zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, 

Frankfurt a M., den 29. Januar 1892. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 


Regulativ 


betreffend die Abänderung des Regulativs vom 
12. März 1872 über die Erhebung eines Bürger— 
rechtsgeldes zu Frankfurt a. M. 


Unter Aufhebung des Regulativs vom 8. März 1889 
wird der 8 2 des Regulativs vom 12. März 1872 über Die 
Erhebung eines Bürgerrechtsgeldes in Frankfurt a. M. wie 
folgt ee feitgeitellt: 

8 2. Das Bürgerrechtsgeld beträgt für diejenigen, deren 
Einkommen geſchätzt wird auf: 


Mark 1200—1300 . . Mark 10.— 
über „ 1800—2400 . . „ 15. 
„2400-3000... 17750 
30003600 125 
„ 3600- 4500 .. „ 35.— 
„nr 4500-500 2. 45.— 
„» nr 5000-5500 . . „ 55.— 
”„ _ r: 5500-6000 . . — — 
„„ 6000—-7500 .. —— 
J7500- 9500. . 85. - 

„9500 „100.— 


Sranffurt a. M., den 29. Sonlige 1892, 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt Nr. 10, .©. 75.) 


in 
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Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung beruhende, 
vom Bezirksausſchuß in Wiesbaden unterm 27. Juni 1892 
genehmigte „Ortsſtatut, betreffend die Regelung 
der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe zu Frank— 
furt a. M.“, wird mit dem Beifügen zur allgemeinen 
Kenntniß gebradt, daß dasjelbe vom 1. Juli 1892 ab in 
Rraft tritt. 


FSranffurt a. M., den 28. Juni 1892, 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Orts-Statut 


betreffend die Regelung der Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe zu Sranffurt a. M. 


Auf Grund des 8 105b, Abjag 2, und des 8 Ala 
des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1891 wird hierdurch in 
Gemäßheit des $ 142 des genannten Gejeges jtattgehabter 
Anhörung betheiligter Gewerbetreibenden und Arbeiter verordnet: 

8 1. Im Handelsgewerbe dürfen Gehülfen, Lehrlinge 
und Arbeiter, injomweit nicht Seitens der zuftändigen Behörden 
Ausnahmen zugelaffen werden, am eriten Weihnachts, Oſter— 
und Pfingſt-Feiertage überhaupt nicht, im Uebrigen an Sonn: 
und Feittagen nur innerhalb der Zeit von Vormittags 10%/a 
bis 1 Uhr bejchäftigt werden. 

Ss 2. Soweit nad) den Borjchriften des $ 1 Gehülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter nicht beſchäftigt werden dürfen, darf 
in Gemäßheit des 8 Ala des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 
> in offenen Berfaufsitellen ein Gemwerbebetrich nicht jtatt- 
nden, 


— 





Anmerkung: Im Amtsbl. N. 29 u. 30 und folgende find unter 
N. 584, 663, 676, 702, 907, 1051 u. 1072 bejonderen Beftimmungen 
Über die Ausübung einzelner Hanvdelsbetriebe ar den Sonntagen vom 
!. Polizei-Präſidium erlajfen worden u. theifweife wieder abgeändert. 
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8 3. Durch die VBorjchriften dieſes Statut3 bleiben Die 
jonjt geltenden gejeglichen Vorſchriften, insbeſondere die Ver— 
ordnung vom 21. Auguſt 1817- über die Heilighaltung der 
Sonn= und Feittage unberührt. 

S 4. BZumiderhandlungen gegen diejes Ortsſtatut werden 
gemäß 8 146a de3 Neichsgejeges vom 1. Juni 1891 mit 
Geldftrafen bis zu ME. 600, im Unvermögensfall mit Haft 
beitraft. 

8 5. Diejes Ortsſtatut tritt an dem, vom Magijtrat 
zu bejtimmenden Tage in Kraft. 

Frankfurt a. M., den 22. Juni 1892. 

Der Magiitrat. 
Adidies. 


(Städt. Unzeigebl. 1592, Nr. 391.) 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende, anf übereinſtimmendem Beſchluß des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
28. pri | 
= — 1893 beruhende abgeänderte Regulativ vom 
11. März 1887, die Einrichtung und Geſchäfts-Ordnung des 
ſtädtiſchen Berjteigerungs-Bureaus betr., wird hiermit zur all- 
gemeinen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. M., den 5. Mai 1899. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
Abgeändertes Regulativ 
die Einrichtung und Geſchäfts-Ordnung des 
ſtädtiſchen Verſteigerungs-Bureaus betreiiend. 
8 1. Das ſtädtiſche Verſteigerungs-Bureau, welches im 
Auftrage von Behörden und Privatperſonen Verſteigerungen 
von Mobilien und Immobilien vornimmt, ſteht unter der Leitung 


des Direktors des ſtädtiſchen Pfandhauſes und unter der Auf— 
ſicht der Aufſichts-Kommiſſion des Pfandhauſes. 





— 11 — 


8 2. Inſolange die jtädtifchen Behörden nicht die An— 
jtellung eigener Beamten für das ſtädtiſche Berjteigerungs- 
Bureau bejchließen, werden die Gejchäfte dieſes letzteren Durch 
die Beamten des Pfandhaufes miterledigt. 

8 3. Die Verfteigerungen find nach der Neihenfolge ihrer 
Anmeldung vorzunehmen, falls nicht Gefahr auf dem Berzuge 
haftet oder ſonſtige gewichtige Gründe nad) dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen de3 Pfandhausdireftors ein Anderes zwedmäßig er- 
icheinen laſſen. Sie finden zu den von der Aufſichts-Kommiſſion 
de3 Pfandhauſes bejtimmten und befannt gegebenen Stunden, 
bi3 auf Weiteres in den Vormittagsitunden von 91/2—12 Uhr 
und in den Nachmittagsitunden von 2! —4!/: Uhr statt, 
Jeder Verjteigerung hat in der Regel eine zweimalige Befannt- 
 madung in den amtlich hierzu beitimmten öffentlichen Blättern 
vorauszugehen. 

Eine Berfteigerung darf nur dann vorgenommen werden, 
wenn ein Bubliftum von mindejtens drei Berjonen anmejend tit. 

S 4. Alle Verfteigerungen erfolgen mit Ausnahme des in 
$ 7 unter Nr. 6 vorgejehenen Falles gegen gleich baare Zahlung. 
Erfolgt die Zahlung innerhalb 24 Stunden nah Eintrag in 
das Verjteigerungsprotofoll nicht, jo werden die betreffenden 
Gegenjtände anderweit ausgeboten. Der erite Käufer haftet im 
diefem Falle für den Mindererlös. 

Es iſt nicht ftatthaft, daß Käufer ihre Schuld mit einer 
Forderung, die jie an den Berfäufer haben, fompenjiren. 

Die an das Berjteigerungd-Burcau zu entrichtenden Ge— 
bühren find nach der anliegenden Tarrolle zu berechnen. 

$ 5. Bei Berfteigerungen von Mobilien joll der Aus- 
rufer die zum Berfauf bejtimmten Gegenstände nad feinem 
beiten Wiſſen einjegen und gegen das höchſte Gebot den Zu— 
ſchlag ertheilen. 

Gold- und Silberwaaren, fowie Juwelen find vor der 
Berjteigerung von dem Nfandhaus-Tarator für Edelmetalle 
und Juwelen zu taxiren, der Tarwerth iſt vor der Berjtei- 
gerung befammt zu geben. 

In Nachlaßſachen joll der Ausrufer joweit thunlich nad) 
der in den Inventarien innegehaltenen Reihenfolge verjteigern 
und. Gegenstände, welche rüdjichtlid ihres, in den Inventarien 


enthaltenen Urſprungs verjchiedene Qualität haben, 3. B. er— 
rungenjchaftliche mit jolchen, welche al3 väterfich oder mütter- 
fich bezeichnet find, nicht zuſammenfaſſen. 

S 6. Zur Berjteigerung bejtimmte Mobilten können, 
joweit e3 der vorhandene Platz erlaubt, vorübergehend und 
gegen Zahlung des in der Tarrolle beſtimmten Miethpreijes 
in den dazu bejtimmten Lofalitäten des Pfandhauſes in Auf 
bewahrung genommen werden. Zu einer Aufbewahrung, 
welche die Friſt von 14 Tagen überjchreitet, iſt die Bewillig- 
ung der Aufiichts-Kommifjion des Pfandhauſes einzuholen. 

S 7. Für Berfteigerungen von Immobilien gelten fol- 
gende Beitimmungen: 

1. Die Verfäufer haben dem PVerfteigerungsbureau zu 
beichaffen : 

a) einen jchriftlihen von jämmtlichen verfaufenden In— 
terefienten unterzeichneten Auftrag zum Verkauf unter 
genauer Angabe der Berjteigerungsbedingungen. 

b) Beſcheinigung de3 Königlichen Amtsgerichts, daß die 
Unterzeichner des Berfaufsantrags zur Zeit der Aus— 
jtellung desjelben die zur Beräußerung des fraglichen 
Smmobiles Berechtigten jind und daß fein Ver— 
außerungsverbot bei dem Königlichen Amtsgericht ein- 
getragen iſt. 

b) Belcheinigung des Königlichen Amtsgerichts über die 
auf dem fraglichen Immobile eingetragenen Hypotheken. 

2. Bei Angabe der auf dem Immobile — außer den 
Hypothefen — etwa haftenden Dienitbarfeiten, Lajten, Grund— 
zinjen 2c. oder dejjen Freiheit davon, find in dem Protokolle 
die Worte „nach Angabe des Berfäufers" einzurüden. 

3. Die Berjteigerungsprotofolle find vor Unterzeichnung 
Seitens des Ausrufers von dem Erfteigerer zu unterjchreiben 
und jind den Brotofollen die oben unter Nr. 1 a bis c er- 
wähnten, von den Berfäufern vejp. dem Königlichen Amtsge— 
richte aufgeftellten Urkunden anzuheften. 

4. Die Berjteigerungsprotofolle nebſt den erwähnten 
Anlagen find von dem Ausrufer baldigjt dem Steigerer zum 
Zwed der Vollziehung der gerichtlichen RS ALUNN, zu 
übergebeı. 
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Falls ſich die vorbemerkten Urkunden auf mehrere Ob— 
jekte beziehen, welche von verſchiedenen Steigerern erworben 
worden ſind, ſo hat der Ausrufer die Originalurkunden einem 
der Steigerer zu behändigen, während den übrigen Steigerern 
beglaubigte Abſchriften dieſer Urkunden mit einem Vermerke 
darüber, in weſſen Händen ſich die Originalien befinden, zu 
übergeben ſind. 

5. Sollte ſich eine Verſteigerung durch unvorhergeſehene 
Umſtände länger als 3 Monate nach eingeholtem Zeugniß des 
Königlichen Amtsgerichts (j. oben 1b und ce) verziehen, fo iſt 
vor der Berjteigerung eine Erneuerung der Beſcheinigung bei 
dDiejer Behörde einzuholen. 

6. Ber der VBerfteigerung von Immobilien können für 
die Zahlung des Steigichillings von den Verkäufer Friften 
gewährt werden. Die Zahlung des Steigichillings hat an den 
Verkäufer oder deſſen Bevollmächtigten zu geichehen. 

7. Die Verjteigerungsgebühren find innerhalb 48 Stunden 
nach eriolgtem Zuſchlag an das Berfteigerungsbureau zu ent- 
richten. 

8 8. Die Geichäftsjtunden fiir das Verſteigerungsbureau 
find Vormittags von S—12 und Nachmittags von 2—5 Uhr; 
hiervon werden bis auf Weiteres (vergl. S 3) die Stunden 
von 91/2 —12 und von 212— 4!» Uhr vorzugsweiie zur Ab— 
Haltung von Berfteigerungen benützt. 

S 9. Der Prandhausdireftor- oder ein von dieſem be- 
zeichneter Beamter hat die Verfteigerungsaufträge entgegen zu 
nehmen, die VBerjteigerungen vorzubereiten und anzuberaumen, 
die bei den Berjteigerungen erzielten, von dem Ausrufer ab: 
gelieferten - Steigichillinge, ſowie alle in die jtädtiiche Kaffe 
fließenden Gebühren zu vereinnahmen, die den Auftraggebern 
zu gutfommenden Gelder auszuzahlen, das Kaffenbuch zu führen 
und die Gorrejpondenzen zu erledigen. 

Der Pfandhaus-Taxator Fir Kleider ꝛc. hat bei den 
Berfteigerungen als Ausrufer zu fungiven, das Berjteigerungs- 
protofoll zu führen und die Steigichillinge in Empfang zu 
nehmen. 

Sn der Wohnung des Ausrufers dürfen Berjteigerungen 
nicht jtattfinden. ES iſt dem Ausrufer unterſagt, andere Ge— 


P = zu: 


bühren als die in der anliegenden Taxrolle fejtgejegten zu _ 
berechnen. 

Gegenstände, die einem Beamten des Prandhaufes gehören, 
dürfen nicht mitverjteigert werden, ebenjowenig dürfen folche 
Beamte in den Verfteigerungen für fich felbjt oder andere 
jteigern oder ausgebotene „Begenftände durch andere Berjonen 
für fich jteigern lajjen. In Ausnahmefällen kann dies jedoch 
mit a — der Aufſichts-Kommiſſion oder des Direktors 
geichehen. 

Der 1, Magazin-Auffeher hat bei den Berfteigerungen 
die Geſchäfte eines Gegenfchreibers zu verjehen. 

In Fällen der Behinderung eines Diefer Beamten wird 
von dem Pfaudhaus-Director Anordnung wegen der Vertre— 
tung getroffen. 

S 10. Tarationen al3 beeidigter Tarator bei Erb 
theilungen und dergl. darf der Tarator nur mit Genehmigung 
der Aufſichts-Kommiſſion und außerhalb der Amtsſtunden 
übernehmen. Die hierfür nad) der Tarrolle zu berechnenden 
Gebühren werden von dem Verfteigerungs-Bureau an den 
Tarator abgeliefert. 


Tarrolle 
für das jtädtiiche Verjteigerungs- Bureau, 


1. Ber allen Verfteigerungen von Mobilien, mit alleiniger 
Ausnahme der Werthpapiere, hat als Unterfauf pro Marf des 
Erlöſes zu entrichten: 

a) der Berfäufer . ; ; . 2 Br. 
b) der Käufer j j . 2 Big. 

2. Die Auffihtstommifion des Biandhaufes it er- 
mächtigt, bei Verjteigerungen von größeren Uuantitäten von 
Handelsgütern die Unterfaufsgebühr ſowohl für den Berfäufer 
wie für den Käufer auf 1 Pig. pro Marf des Erlöfes herab— 
zujegen. 

3. Bei Berfteigerungen von Werthpapieren an der Börfe 
beträgt der Unterfauf /3%/o, zur Hälfte vom Verkäufer, zur 
Hälfte vom Käufer zu zahlen. 


a 1, 


4, dei Berjteigerungen von Immobilien iſt der Unter: 
fauf 1°/80/o zur Hälfte vom Berfäufer, zur Hälfte vom Käufer 
zu zahlen. 

5. Die Verkäufer haben ferner zu bezahlen: 

a) An Tagegeldern: 

Bei Verſteigerung von Mobilien, wenn die Ver⸗ 
ſteigerung einen ganzen Tag dauert (bis auf Weiteres von 
Y1/, bis 12 und von 21/, bis A! Uhr) ME. 9.— 

wenn die Berjteigerung einen halben Tag oder 
weniger lang dauert . . Mt. 4.50 
bei Berjteigerung von Immobilien (gleichviel ob 
die Verſteigerung einen ganzen Tag oder kürzer 
dauert) . Mk. 9.— 
b) Bei Berfteigerung von Immobilien ist, fall3 der Zu: 
ihlag nicht rathihabirt wird, von dem Auftraggeber 

zu entrichten: 
wenn die Verjteigerung einen ganzen Tag (j. oben) 

ME 


Dauert . . 18.— 
wenn Die Berfteigerung einen halben Tag oder 
fürzer dauert . . Mk. 9.— 


c) die Inſertionsgebühren an die öffentlichen Blätter ; 
d) für Abſchriften des a bei Mobilien 


pro Bogen . . 35 Pig. 
e) für Ausfertigung einer Verſteigerungsurkunde bei dem 
Verkauf von Immobilien . ME 6.— 


6. Für Benügung des Berfteigerungsfofales zum Auf—⸗ 
jtellen von Mobilien, welche Tags vorher bejehen werden 
fönnen, zahlt der Verfäufer an Zimmerzins für eine Ber- 
fteigerung 

a) welche einen Tag währt . ME. 3.— 

b) welche einen halben Tag währt . . ME. 1.50 

6) für einzelne Gegenstände je nachdem fie Pla ein- 

nehmen . 50 Big. bis 1 ME. 

7. Bei Aufbewahrung. von Mobilien iſt an Miethzins 
pro Tag zu entrichten: 

a) für ein Eleines Zimmer oder eine Kammer 50 Big. 

b) für ein großes Zimmer ; ME. 1.— 

(Es ijt Hierbei gleichgiltig, ob das Bimmer voll 
ſtändig oder nur theilweije belegt ijt.) 
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Für Dienſtleiſtungen bei Verſteigerungen iſt von dent, 
Verkäufer eine Vergütung von . , . ME 2. — 

fir einen halben und von, i . ME 4. — 
für den ganzen Tag zu entrichten, 

9. Für Tarationen durch den beeidigten Ausrufer it 
bei Beträgen bis zu ME. 2000.— . = den 

für je weitere ME. 200.— . „10, 
zu berechnen. 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung beruhende, 
von der Königlichen Regierung genehmigte Statut, die Or— 
ganiſation des ſtädtiſchen Pfandhauſes betr., 
wird mit dem Beifügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
daß dasſelbe am 1. April 1883 in Kraft tritt. 


Frankfurt a. M., den 27. Februar 1883. 
Der Magijtrat. 


Statut 


Die Organijation des ſtädtiſchen Pfandhauſes 
betreffend. | 
Sn Gemäßheit der Beltimmung in S 2 des Geſetzes 
von 9. April 1873, betreffend die Aufhebung verjchtedener 
Geſetze und Verordnungen der ehemals freien Stadt Frankfurt, 
treten auf Grund übereinstinnmender Beichlußfaflung des 
Magiftrats und der Stadtverordnneten-Berjammlung mit Ge— 
nehmigung Königlicher Regierung zu Wiesbaden an die Stelle 
des Geſetzes, die Organiſation des Pfandhauſes betrefrend 
vom 19. April 1864 — mit Ausnahme der Artikel 18, 21 
und 22 dieſes Geſetzes, welche durch gegenwärtiges Statut 
nicht berührt werden, folgende Beitimmungen: 
Art 1. Das Pfandhaus wird in feinem bisherigen Be— 
ſtand Für Rechnung und unter Aufſicht der Stadt weiter: 
geführt. 


Be A 


Art. 2. Die gejchäftliche Leitung liegt einem von dem 
Magiftrat in Gemäßheit S 63, Nr. 6 des Gemeinde-Verfaf- 
ſungs-Geſetzes anzujtellenden Direktor ob, welchem ein erfter 
Buchführer (zugleich Stellvertreter des Direktors), ein zweiter 
Buchführer, ſowie das ſonſt erforderlihe Hilfsperfonal bei- 
gegeben werden. 

Das Pfandhaus kann ſich durch gemeinjchaftliche Unter- 
Ichrift des Direftor3 oder des erjten Buchführers als feines 
Stellvertreters und de3 zweiten Buchführers verpflichten. 

Urt. 3. Die Auffiht über die Verwaltung wird dur) 
eine, aug einem Magijtrats-Mitglied, einem Stadtverordneten 
und einem weiteren Bürger zujammengejegte Kommiſſion aus— 
geübt. Die Wahl diefer Kommifjions-Mitglieder .und die Er- 
nennung des Vorſitzenden erfolgt nach Maßgabe der Be— 
ftimmung in $ 66 des Gemeinde-Berfajjungs-Gejebes. 

Urt. 4. Die Auffiht erjtredt jih auf die gejammte 
Verwaltung, insbeſondere auch das Kaſſen- und Rechnungs— 
weien. Der Direftor wird in allen wichtigeren Fragen der 
Aufſichts-Kommiſſion Mittheilung machen, beziehungsweije deren 
BZuftimmung einholen und ijt, wie alle übrigen Pfandhaus— 
beamten verpflichtet, den Weiſungen der SKommifjion Folge 
zu leiſten. 

Art. 5. Die Pfandhaus-Kommiſſion ift ermächtigt, die— 
jenigen Gelder, deren jie zum Gejchäftsbetriebe bedarf, durch 
Anlehen aufzunehmen, find auf Diefem Wege die erforderlichen 
Gelder nicht zu angemejjenen Bedingungen zu bejchaffen, jo 
wird das NRechnei-Amt dem Pfandhauſe die benöthigten Vor— 
ſchüſſe gewähren. Die Beihlußfafjung über Die jeweilige 
Höhe des Zinsfußes diefer Anlehen beziehungsweife Vorſchüſſe 
bleibt dem Magiitrat vorbehalten. 

1. Betrag des Darlehens, Zinsfuß und Gebühren. 

Art. 6. Das Pfandhaus gibt gegen Fauftpfänder Dar— 
lehen in beliebigen Summen, jedoch nicht unter 4 Marf*) und 
nicht über 1000 Mark ohne Zuſatz von Pfennigen, und zwar 
jedesmal auf den Zeitraum von 12 Monaten. Auf edle Me- 
talle, Juwelen, Pretioſen und Werthpapiere fünnen jedoch Vor— 
ihüfje bis zu 10000 Mark gegeben werden. 


*) Siehe unten ©. 183. 
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Dem Verpfänder ſteht e3 frei, fein Pfand auch vor Ab— 
lauf der Berjaßzeit auszulöſen. 

Art. 7. Die NRüdzahlung des Darlehens hat in ganzer 
Summe auf eimal ftattzufinden. 

Urt. 8. Die für ein Darlehen zu entrichtenden Jahres— 
zinfen, in welche die Vergütung für Abſchätzung und Aufbe— 
wahrung der Pfänder einzurechnen ift, werden innerhalb der 
durch die Geſetze vorgejchriebenen Grenzen auf Borjchlag der 
Aufſichts-Kommiſſion durch Beihlußfaffung der jtädtifchen Be— 
hörden nah dem Vefichtspunfte normirt, daß durch die Ein- 
nahmen lediglich die gefammten, der Stadt aus dem Betrieb 
des Pfandhauſes erwachjenden Koften gededt werden. Die 
desfalljigen Feitießungen find, unter Angabe des ZBeitpunftes, 
mit welchem fie in Wirkung treten jollen, öffentlich befannt 
zu machen. *) 

Die Zinſen für die erjten drei Monate der Berjaßzeit 
müſſen aud dann, wenn das Pfand vor Berfall ausgelöjt 
wird, voll bezaylt werden; die weiteren Zinſen werden für 
jeden Monat bejonder berechnet und dabei ein angefangener 
Monat für vol gezählt. 

TI. Beſchaffenheit und Abſchätzung der Bänder, 

Art. 9. ALS Pfänder werden nur jolhe Gegenſtände an- 
genommen, welche in einem reinen Zuſtande ſich befinden, 
einen allgemein gangbaren Werth haben, feinen zu großen 
Kaum einnehmen und bei einer fjorgfältigen Aufbewahrung 
dem Berderben, oder während der Berjaßzeit einer bedeutenden 
MertHabnahme nicht ausgejegt jind. 

Art. 10. Gemälde-, Belz-,**) Glas: und Borzellan-Waaren 
und ſonſt zerbrechliche oder zu jehr abgenußgte Gegenſtände, 
Getränke und Flüffigkeiten aller Art, Getreide, Bücher, Schränfe 
und ähnlihe Holzwaaren, Bettung find feine annehmbaren 
Pfänder. Bon Werthpapieren find nur die in 8 13, Abi, 3, 
b und c des Bankgeſetzes vom 14. Mär; 1875 genannten 
als Pfänder zuzulafjen. 


*) Für die Darlehen, welche das ſtädtifche Pfandhaus gewährt, werden 
vom 1. April 1893 ab bis auf Weiteres Zinſen von 1 Pfennig für die 
Mart und Monat berechnet. Bekanntmachung des Magiftrats vom 
27. Februar 1887. St. Anz.Bl. No. 17 ©. 86. 

**) Siehe unten ©. 184. 
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Urt. 11. Juwelen und andere Pretiojen, wollene Waaren 
und Kleidungsitüde dürfen nicht über die Hälfte, edle Me- 
talle, Zinn, Rupfer, Blei und andere Pfänder Dürfen nicht 
itber ?/3 ihres abgejchägen Werthes beliehen werden. Bezüg— 
lich der Werthpapiere gelten die in $ 13, Abi. 3 b und c 
des Banfgejeges vom 14. März 1875 enthaltenen Borjchriften. 

Art. 12. Für die Werthichägung der Pfänder find bei 
dem Pfandhauſe zwei beeidigte und cautionspflichtige Taratoren 
angejtellt, der Eine für die Werthpapiere, Edelmetalle, Juwelen 
und andere Bretiojen-Bfandjtüde, der Zweite für alle jonjtigen 
Pfandſtücke. 

Art. 13. Jeder der beiden Taxatoren haftet dem Pfand— 
hauſe für den Mindererlös, welcher in Folge ſeiner Ab— 
ſchätzungen, durch feine Fahrläſſigkeit, grobes Verſehen oder 
Unredlichkeit, ſich bei der Verſteigerung eines Pfandes gegen 
den darauf haftenden Betrag ergibt. Ueber den Eintritt und 
den Umfang dieſer Haftbarkeit entſcheidet mit Ausſchluß des 
Rechtswegs die Pandhaus-Kommiſſion. 

Bei jeder Verlängerung der Verſatzzeit eines Pfandes 
ſteht es dem Taxator frei, eine neue Abſchätzung vorzunehmen. 

Findet ſich hierbei, daß das Pfand zu hoch beliehen iſt, 
ſo muß das Darlehen unter Ausfertigung eines neuen Pfand— 
ſcheins entſprechend vermindert werden. 


III. Verſatz der Pfänder. 

Urt. 14. Die Auszahlung des Darlehens erfolgt an 
den Ueberbringer des Pfandes. Das Pfandhaus it berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, die Dispofitionsfähigfeit de3 Ueber— 
bringers zu prüfen. 

Urt. 15. Der Ueberbringer des Pfandes erhält bei Em- 
pfang des Darlehens einen zwar mit jeinem Namen verjehenen, 
jedoch auf jeden Inhaber lautenden Pfandjchein. 

IV. Brolongation. 

Urt. 16. Die Berjaßzeit kann bei Ablauf Dderjelben 
gegen Entrichtung der verfallenen Zinſen auf weitere 12 Monate 
verlängert werden. 

Die Verlängerung wird auf dem Pfandichein beurfundet. 

Eine mehr als dreimalige Verlängerung der Berjaßzeit 
findet nicht ftatt. 


12* 
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V. Auslöjung der Pfänder. 


Art. 17. Die Auslieferung eines Verſatzſtückes gejchieht 
gegen Bezahlung des darauf haftenden Betragd und gegen 
Nüdgabe des darüber ausgejtellten Pfandſcheines an den 
Ueberbringer desjelben. Die Dispoſitionsfähigkeit des Ueber— 
bringers zu prüfen ijt das Pfandhaus zwar berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. 

Hat der Auslöſende das Pfand al3 das richtige erfannt 
und angenommen, jo erlischt damit jeder Anspruch wegen Ber: 
fegung, unvolljtändiger Ablieferung oder Verwechslung desjelben. 


Insbeſondere ijt fein Anfpruch mehr zuläffig, wenn der 
Auslöſende nah Empfangnahme des Pfandes das Gejchäfts- 
zimmer verlafjen hat. 


VI. Verfall und VBerjteigerung. 


Art. 18. Wenn ein Brand bei der Berfallzeit weder 
ausgelöft, noch verlängert worden tit, jo wird dasjelbe in der 
zunächſt folgenden Pfandverjteigerung durch Die gejchworenen 
Ausrufer öffentlich an den Meiftbietenden gegen baare Bezahl- 
ung verkauft. 

Die Pfandverjteigerungen find mit Angabe der dazu be- 
jtimmten Tage und Stunden und des Ortes, wo ſie abgehalten 
werden, im dem Hieligen Amtsblatte dreimal befannt zu 
machen; auch it ein VBerzeichniß der zur Verſteigerung kom— 
menden PBfänder mit Beifügung der Pfandnummern an Die 
Thüre des Pfandhaufes anzuheften. Abdrüce des Verzeichnifjes 
werden zur Berfügung des Publicums gehalten. 


Aus dem Erlös des versteigerten Pfandes wird das Pfand 
haus für das darauf geliehene Kapital nebſt fälligen Binjen, 
Gebühren und Vergantungsfojten befriedigt, der ſich ergebende 
Ueberihuß aber nach Ablauf von ſechs Wochen vom Schlufje 
der Verfteigerung an den Inhaber des betreffenden Pfandjcheins 
gegen Rückgabe des Letzeren ausgeliefert. Meldet zu diejer 
Empfangnahme binnen Jahresfriſt vom Schluſſe der Ber: 
jteigerung Niemand ſich an, jo ijt dieſer Ueberihuß dem Pfand: 
hauje heimgefallen und findet ein desfalliiger Anſpruch an das 
Pfandhaus nicht mehr jtatt. 
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Der Steigerer eines Pfandes hat etwaige Ausstellungen 
unmittelbar, nachdem ihm dasjelbe eingehändigt worden, bei 
dem die Verjteigerung abhaltenden Ausrufer zu erheben, 
widrigenfall3 es angejehen werden folle, al3 habe er auf jede 
Ausſtellung verzichtet. 

Art. 19. Der Inhaber eines Pfandicheines, welcher auf 
ein zur Verſteigerung ausgeichriebenes Pfand lautet, kann noch 
bis zum Berjteigerungstage zur Auslöſung feines Pfandes 
gegen Entrihtung der erwachjenen, duch die Pfandhaus- 
Direktion fejtzujtellenden Koſten zugelafjen werden. 

Urt. 20. Das Pfandhaus Haftet bis zum Belauf des 
Abſchätzungswerths für Verluft und Beichädigung der Pfänder, 
indejjen nicht in Fällen des Motten- und Mäufefraßes, der 
höheren Gewalt oder fonftiger unabwendbarer Ereigniſſe. 
Sedoh wird auch in den Berluftfällen, für welche das Pfand— 
haus nicht verantwortlich ift, dem Inhaber des Pandſcheins 
die Nüdzahlung des jchuldigen Betrages erlaffen. Das Pfand- 
haus iſt in Fällen der Beichädigung verpflichtet, das Pfand 
gegen Erjab des Schägungswerthes zu behalten. Mit Bu: 
ftimmung des Berpfänders fann das Pfandhaus indeſſen auch 
das Pfand unter Vergütung der alsdann von dem betreffenden 
Taxator abzuſchätzenden Beichädigung gegen Erſatz des Dar: 
lehens nebſt Zinſen zuridgeben. 

Art. 21. Das Pfandhaus iſt verpflichtet, die ihm ver— 
pfändeten Gegenſtände auf ſeine Koſten gegen Feuersgefahr für 
den Schätzungswerth zu verſichern. 

Art. 22. Edelmetalle, Juwelen und ſonſtige Pretioſen 
werden unter doppeltem Verſchluſſe des Direktors und des 
erſten Buchhalters im Pfandhauſe aufbewahrt. Der Direktor 
und der erſte Buchhalter ſind, abgeſehen von ihrer allgemeinen 
Verantwortlichkeit und ohne daß ihnen ein Verſehen nachge— 
wieſen werden müßte, dem Pfandhauſe ſolidariſch haftbar für 
den Verluſt oder den Verderb dieſer ihrer beſonderen Ver— 
wahrung anvertrauten Pfandſtücke inſofern und inſoweit das 
Pfandhaus ſelbſt verantwortlich iſt. 

Alle übrigen Pfandſtücke werden von den Magazin-Auf— 
ſehern verwahrt. 

Dieſelben haften dem Pfandhauſe und ohne daß ihnen ein 
Verſehen nachgewieſen werden müßte, für jeden Verluſt oder 


Berderb der ihnen anvertrauten Pfänder jolidarisch, injofern 


und injoweit das Pfandhaus jelbit dafür "verantwortlich ift. 

Urt. 23. Alle bei dem Pfandhaus angeftellten Beamten 
find eidfic) zu verpflichten, über alle Borfommnifje im Ge— 
ichäftsverfehr der Anſtalt mit Privaten jtrenge Verſchwiegenheit 
zu beobachten. 


Schlußbeſtimmungen. 


Art. 24. Das Pfandhaus iſt jeden Tag, mit Ausnahme 
der Sonn= und Feiertage geöffnet. Geſchäftsſtunden und Ge: 
ihäftsgang werden von der Aufſichts-Kommiſſion beftimmt und 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Frankfurt a M., den 18. Juli 1882. 
Der Magiitrat. 
Sseuffenftamm. 
Borjtehendes Statut wird hiermit genehmigt. 
Wiesbaden, den 5. Oftober 1882, 
Königlihe Regierung, Abtheilung des Innern. 
Nollier. 


(Städt. Anzeigeblatt 1883, Nr. 17, ©. 83.) 


Der nachſtehende, auf übereinjtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiftrats und der Stadtverordnneten-Berfammlung beruhende, 
von dent Bezirks-Ausihuß zu Wiesbaden genehmigte Nachtrag 
zum Ortsſtatut vom 18. Juli 1882 wird hiermit zur öffent- 
fihen Kenntniß gebradt. 


Sranffurt a. M., den 1. November 1887. 


Der Magijtrat. 
Miguel. 


z == I. 


Nachtrag 
zum Ortsſtatut vom 18. Juli 1882, die Organi— 
ſation des ſtädtiſchen Pfandhauſes betr. 
Der Art. 6 des Ortsſtatuts vom 18. Juli 1882 erhält 
folgenden Zuſatz: 
„Der Magiſtrat kann den vorſtehend bezeichneten 
Minimal» Belehnungsbetrag (Mark 4) herabmindern 
oder erhöhen.“ 
Der Magijtrat. 
Miquel. 


Befanntmahung. 


Herabminderung des Minimal: Belehnungsbes 
trags bei dem jtädtiichen Pfandhaus betr. 


Auf Grund des Nachtrags vom 1. November 1887 zu 
dem Ortsſtatut vom 18. Juli 1882, die Organijation des 
ftädtiichen Pfandhaujes betr., wird hiermit bis auf Weiteres 
der Minimal-Belehnungsbetrag bei dem jtädtiichen Pfandhauſe 
(bisher Mark 4) auf Mark 3 herabgejeßt. 


Frankfurt a. M., den 1. November 1887. 
Der Magiitrat. 
Miquel. 


(Städt. Anzeigeblatt.) 


Bcelauntmahung. 


Die nachſtehende, auf übereinjtimmenden Beſchlüſſen des 
Magijtrats und der Stadtverordneten-Berfammlung beruhende, 
vom Bezirks-Ausſchuß in Wiesbaden unterm 22, Februar 1893 
genehmigte Abänderung des DOrtsjtatuts vom 18. Juli 1882, 
die Organijation des ftädtiichen Pfandhauſes betr., wird hiermit 
zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a M., den 28. Februar 1593. 


Ser Magiitrat. 
Adickes. 


Sg Ten? 
t 
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Abänderung 


des Ortsſtatuts vom 18. Juli 1882, die Organi— 
jation des ſtädtiſchen Pfandhauſes betr. 


In Artikel 10 des Drtsftatut3 vom 18. Juli 1882 it 
das Wort „Pelz“ zu jtreichen. 


Sranffurt a M., den 31. Januar 1893. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1893, Nr. 19.) 


Tas nachjtehende durch Beichluß der Stadtverordneten 
vom 7. März 1893 und des Magiſtrats vom 14. März 1893 
genehmigte 


Negulativ, 


betr. Abänderung des Negnlativs v. 28, Nov, 
1891?) für die Gehalte und Pflichtſtunden der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentl. Schulen 
in sranffurt a. M. 
wird hiermit befannt gemadt. | 
Frankfurt a. M., den 29. Auguſt 1893. 


8 1. An Stelle der jeßigen Gehaltsſätze der Klafje I 
für ordentliche Lehrer treten folgende Gehaltsſätze: 

ME. 5100.— 5600.— 6100.— 6600.— 

Sn die Gehaltsklaffe I können nur jolche Lehrer des 
höheren Schulamts eingewiejen werden, welche ihre wiſſenſchaft— 
liche und praktiſche Tüchtigfeit durch längere Thätigfeit nach— 
gewiejen haben. 

8 2. Die Einweilung in die Klafje I erfolgt in diejenige 
Stufe, welhe dem Lehrer eine Zulage von mindejtens 900 
Mark gewährt. Auch tit der Termin des Aufrüdens in die 


— 


*) Siehe oben S. 79. 
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nächſthöhere Stufe derart zu bejtimmen, daß der Lehrer auch 
künftig jtet3 mindeitens eine Zulage von 900 Mark gegen die 
bisherigen Gehaltsjäge erhält. 

S 3. Die Lehrer, welche ab 1. April 1892 in Klaſſe I 
eingewiejen wurden, find ab 1. April 1893 nah) Maßgabe 
der Beltimmungen des S 2 neu einzumeijent. 

Die Lehrer, welche nach den Uebergangsbeitimmungen des 
Negulativs vom 28. November 1891 ab 1. April 1891 in 
Klaſſe I eingewiejen wurden, find ab 1. April 1893 aus der 
erjten in die zweite Stufe bezw. aus der zweiten in die dritte 
Stufe diejer Klaſſe zu verjegen. Ihr Aufrüden in die nädjit- 
höhere Stufe erfolgt am 1. April 1896, fofern nicht bereits 
ein früherer Termin für das Aufrüden in diefe Stufe be— 
ſtimmt ift. 

Ss 4. Diejes Regulativ tritt am 1. April 1893 in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 14. März 1893, 
Der Magiitrat. 
Adickes. 


Borftehendes Regulativ ift durch Erlaß des Herrn Minifters 
der geijtlihen, Unterriht3- und Medizinal-Angelegenheiten vom 
12. Auguſt 1893 — M. II N. 12306 — genehmigt worden. 


Caſſel, den 21. Auguft 1893. 


Königlihes Provinzial-Schul⸗Kollegium. 
Magdeburg. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 71.) 


Keichsgeſetz, 
betr. die Einführung einer einheitlichen Zeitbeſtimmung ete. 


Wir Wilhelm ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstags wie folgt: 
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Die gejeßliche Zeit in Deutjchland iſt die mittlere Sonnen— 
zeit des fünfzehnten Längengrads öjtlih von Greenwich. 

Diefes Geſetz tritt mit dem Zeitpunkte in Kraft, im, 
welchem nach der im vorhergehenden Abjah feitgejegten Zeitbe- 
ftimmung der 1. April 1893 beginnt. 

Urkundlich etc. 


Gegeben Berlin Schloß, den 17. März 1893. 
Wilhelm 

Graf v. Caprivi. 
(Neich’gejegblatt 1893 N. 7, ©. 93.) 


Geſetz, 


betr., die äußere Heilighaltung der Sonn- und 

Feſttage in den Provinzen Schleswig-Holſtein, 

Hannover, EN und Hohenzollernichen 
Landen. 


Wir Wilhelm ze. 

Einziger Paragraph. 

Die Oberpräfidenten und Negierungspräfidenten find er- 
mächtigt, über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Felt: 
tage PBolizei-Berordnungen auf Grund des Gejehes über die 
Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 zu erlafien. 
Mit Inkrafttreten diejer Bolizeiverordnungen treten Die in den 
bejtehenden Geſetzen, Tandesherrfichen und jonjtigen Verord— 


nungen enthaltenen Borjchriften über die äußere Heilighaltung 
der Sonn= und Feittage außer Kraft. 


Gegeben Hohen-Finow, den 9. Mai 1892, 
(Unterjchriften). 
(Geſ.Samml. 1892. ©. 107.) 
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Geſetz, 


Verlegung der Landes-Buß- und Bettage vom 12. März 1893. 

Wir Wilhelm ete. 

8 1. Die in den verſchiedenen Landestheilen der Monarchie 
beftehenden Buß- und Bettage, insbejondere der Mittwoch nad) 
dem Sonntag Jubilate, gelten fortan nit mehr al3 allge- 
meine Feiertage. 

8 2. Dem Mittwoch) vor dem letzten Trinitatis-Sonntage 
wird die Geltung eines allgemeinen Feiertags beigelegt. 

8 3. Der ZBeitpunft des Inkraftretens dieſes Geſetzes 
wird durch Kgl. Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich etc. | 

Berlin, den 12. März 1893. 

(Unterjchriften.) 

Nah Kol. Verordnung vom 12, März 1893 tritt dieſes 
Seje am 1. April 1893 in Kraft. 

Pa 19025 1893 ©. 29. 30.) 


Geſetz, 


betr. die Aufhebung des S 124 Abjak 2 der 
Medicinal:Ordnung vom 29, Juli 1871. 
Wir Wilhelm ꝛc. 
Einziger Paragraph. 

Der 8 124, Abjag 2 der Medieinalverordnung für die 
freie Stadt Frankfurt und deren Gebiet vom 21. Juli 1891”) 
wird aufgehoben. 

Urfundlich etc. 

Gegeben Kiel am Bord Meiner Yacht Hohenzollern, den 
16. April 1893. 

(Unterjchriften.) 
(Geſetz Sammlung Nr. 12. ©. 81.) 
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*) Frankf. Gei.-Samml. VII. Bd. ©. 273. Dieſer $ betrifft das 
Derbot des Verkaufs von Arzneimitteln durd) Andere, als die Apotheker. 
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Dr. A. H. E. von Oven. 
Senator und Stadtrath. 


Band VII. 
Die neuen Gemeindeſteuer-Vorſchriften, die Eingemeindung von 
Bockenheim und daran anſchließende neue Verordnungen, ſowie 
Verordnungen über Sonntagsruhe, Firmen, Feuerwehr, Fiſcherei, 
Feldpolizei, Schornſtein-Reinigung, Armenpflege, Stadtbibliothek— 
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Vorwort. 


Wir übergeben hiermit den Freunden unſerer Sammlung von 
Geſetzen, Statuten und Verordnungen für Frankfurt a. M. eine Fort— 
feßung derjelben in diefem VII. Bändchen, welche eines Theils durch 
die in Folge der Eingemeindung der Stadt Bodenheim in den Bezirk 
der Stadt Frankfurt, andern Theil durch die feit der Herausgabe des 
legten (VL) Bändchens erjchienenen neuen Verordnungen, fowie Er: 
gänzungen und neuen Redaktionen älterer Verordnungen nothwendig 
geworden ift. Wir veriweijen in leßterer Hinficht nur auf die in Folge 
der neuen Staat3 : Beiteuerungsgejeße veranlakten neuen Gemeinde: 
Steuerordnungen (Haus: und Landfteuer, Gemeinde: undEin: 
fommenfteuer, Dundefteuer, Bürgerrehtögeld), auf bie 
Statuten für neue Gemeindeanftalten (Anftalt3deputation, Krankenhaus, 
Bade: Anftalt, Arbeitsvermittlungsftelle, Elektricitätswerk) auf die neuen 
Haflungen nnd Ergänzungen der Verordnungen über das Bauen in 
der Außenſtadt, die flädt. Wafl rleitung, Verhütung von Unfällen bei 
baulichen Arbeiten, über Markt: und Feldpolizei, Feuerpolizei und 
Schorniteinfegerweien u. U. m. 

Auch Hinfichtlich der Ruhegehalte der Lehrer an nicht jtaatlichen 
mittleren Schulen ift da3 neue Geje vom 11. Juni 1894 abgedrudt. 

Zu dem Statut der Budenheimer Sparkaſſe vom 25. Oftober 
1889, bejtätigt vom Kgl. Oberpräfidenten am 12. Februar 1890, tft 
nur der Nachtrag vom 10. Februar 1894, beitätigt am 4. März 1895 
und publicirt im Amtsblatt Frankfurt? am 30. März 1895 Nr. 13 
©. 112 ff., aufgenommen, da derjelbe alle für den Verkehr der Einlagen 
mit den Einlegern maßgebenden Beitimmungen ‚enthält; die Ber: 
waltungsorganijation aber vorausfichtlich baldiger Reviſion unterliegen 
wird und von minderem Belang für die Einleger iit. 

Die dermalen noch in Berathung der jtädtifchen Behörden befind: 
lichen Entwürfe zu neuen Reglativen über die Dienjt: und Gehalt3- 
verhältnifje der ftädtiichen Beamten und Lehrer müfjen einem folgenden 


IV 


Bande vorbehalten bleiben, um nicht dad Erfcheinen bes vorliegenden 
praftiih wichtigen Material3 zu lange aufzuhalten. 

Was die Einreihung von Staat3: und Keichsgeleken in die Samm— 
lung anbelangt, jo find hierbei die nämlichen Grundfätze beobachtet 
worden, wie in den früheren Bändchen ; das praftiiche Bedürfniß der Be: 
fanntichaft mit einzelnen Geſetzen zum Verſtändniß der auf fie be— 
gründeten Gemeindeverordnungen oder zur Beurtheilung der noch geltenden 
Frankfurter älteren Gelege und Verordnungen war hierbei maßgebend. 
Die Anzahl der aufzunehmenden Gejete mußte, dem Plane unferer 
mehr lofalen Sammlung gemäß, eine beichränfte fein. E3 wird vor: 
behalten, ein Verzeichniß der wichtigern Gejeße der Neuzeit einem fol- 
genden Bande diejer Sammlung beizufügen, der ſchon in Vorbereitung it. 


Frankfurt a. M., 1. Juli 1895. 


Dr. jur. von ®ven. 
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1. Geſetz, 


betreffend die Eingemeindung der Stadt Boden: 

heim in den Bezirk Der Stadt Frankfurt a. M. 

und Die Aufhebung des Amtsgerichts zu Boden: 
heim. 


Vom 31. März 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages Unjerer 
Monarchie, für den Stadtkreis und den Landkreis Frankfurt a. M., 
was folgt: 

5 1. Die Stadtgemeinde Bodenheim wird vom 1. April 
1895 ab unter Abtrennung von dem Landkreiſe Frankfurt a. M. 
mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. und dem Stadtfreiie 
gleihen Namens auf Grund der zwiſchen den beiden Stadt: 
gemeinden unter dem 12. Yebruar 1395 abgejchloffenen, in der 
Anlage abgedrudten Vereinbarung vereinigt. 

Mit dem Zeitpunfte der Bereinigung treten in der Stadt 
Bodenheim die Gemeindeordnung für die Städte und die Yand- 
gemeinden Kurheſſens vom 23. Oftober 1834 (Sammlung von 
Sejegen für Kurheſſen, ©. 181) und die zu derjelben erlaffenen 
abändernden und ergänzenden Geſetze außer Kraft und es tritt 
das Gemeindeverfaffungsgejeg für die Stadt Frankfurt a. M. 
vom 25. März 1867 (Geſetz-Samml., S. 401) in dem bis— 
herigen Bezirke der Stadt Bodenheim in Wirkſamkeit. 

Ss 2. In Hinfiht auf die Wahlen zum Haufe der Ab— 
geordneten jcheidet die Stadt Bodenheim aus dem durch den 
Dbertaunugfrei® und den Landkreis Frankfurt a. M. gebildeten 
Wahlbezirke (Nr. II 10 des Verzeihniffes, Anlage B der Kreis— 
ordnung für die Provinz Heffen-Naffau vom 7. Juni 1885 — 

1 





Geſetz-Samml., ©. 238) aus und tritt dem den Stadtkreis 
Frankfurt a. M. umfaffenden Wahlbezirfe (Mr. II 11 des be— 
zeichneten Verzeichniſſes) hinzu. 

$ 3. Zu dem Zeitpunkte der Durchführung der fommu: 
nalen Bereinigung der Stadtgemeinde Bodenheim mit der Stadt- 
gemeinde Frankfurt a. M. wird das Amtögericht zu Bockenheim 
aufgehoben und defjen Bezirk dem Amtsgerichte zu Frankfurt a. M. 
zugetheilt. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfehrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. März 1895. 
(L. S.) Milhelm. 


Fürft zu Hohenlohe. v. Boettiher. Boffe. vd. Köller. 
Schr. v. Hammerftein. Schönftedt. 


(Gejeß-Samml. 1895, S. 78—-82.) 


Anlage. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Frankfurt a. M., vertreten 
durh den Magiftrat, und der Stadtgemeinde Bodenheim, ver— 
treten dur den Stadtrath, iſt, und zwar ſeitens des eriteren 
auf Grund der Beichlüffe der Stadtverordnnetenverfammlung zu 
Frankfurt a. M. vom 5. Februar 1895 und jeitend des letz— 
teren unter Zuftimmung des ftändigen außerordentlichen Ge— 
meindeausſchuſſes vom 8. Februar 1895, folgende Vereinbarung 
über die Vereinigung der Stadt Bodenheim mit der Stadt 
frankfurt a. M. getroffen. 

J 1. Die Städte Frankfurt und Bodenheim treten zu einer 
einzigen, unter einer Verwaltung ftehenden Gemeinde Frankfurt 
zujammen und ihre Gemeindeangehörigen werden rüdfichtlich aller 
bürgerliden Rechte und Pflichten, ſowie rückſichtlich der Theil: 
nahme an den beiderjeitigen Kommunalanjtalten einander gleich— 
geitellt, jofern nicht in diefem Vertrage Abweichendes beftimmt wird. 

Bon dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden 
übernehmen die Gemeindebehörden der Stadt Frankfurt in Boden 
Heim die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten, ſowie der den 
ftädtiihen Behörden zugewieſenen ftaatliden Obliegenheiten. 


— — 


Die Gemeindebehörden Frankfurts treten in alle Rechte und 
Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche oder ſonſtige 
Beſtimmungen oder durch beſondere Rechtstitel den Gemeinde— 
behörden zu Bockenheim zuſtehen oder obliegen. 


Z 3. Die in Frankfurt beſtehenden Ortsſtatuten, Regu— 
lative und Ordnungen, ſowie die über die allgemeine Ordnung 
des Gemeindeweſens in Frankfurt geltenden Gemeindebeſchlüſſe 
erhalten in Bockenheim Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem Ver— 
trage etwas Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Magiſtrat zu Frankfurt hat die erforderlichen An— 
ordnungen zum Zwecke der Einführung der Frankfurter Orts— 
ſtatuten, Regulative, Ordnungen und Gemeindebeſchlüſſe in Bocken— 
heim zu treffen. Von dem Tage der Einführung derſelben an 
verlieren die entſprechenden Statuten, Regulative, Ordnungen 
und Gemeindebeſchlüſſe in Bockenheim ihre Geltung. 


Ss 4. Bis auf anderweite, den ſtädtiſchen Behörden von 
Frankfurt jederzeit freiftehende Beſchlußfaſſung bleiben — neben 
den in Gemäßheit der SS 5 ff. in Geltung bleibenden Beſtimm— 
ungen — | 

1. die zur Zeit in Bodenheim geltenden Beltimmungen 
über das Begräbnißweſen und das Schulgeld an der 
Realſchule und Höheren Töchterjchule, 

2. das Bodenheimer Ortsftatut vom 16. Oftober 1891, 
betreffend die gewerbliche Fortbildungsfchule in Bocken— 
heim, 

3. das zur Zeit in Bodenheim in Geltung befindliche Ver: 
fahren in Betreff der Vertheilung der Einquartierungs- 
laſten, | 

4. das Bodenheimer Regulativ über den Schlachthauszwang, 

9. das Bodenheimer Regulativ über Erhebung des Waſſer— 
geldes und 

6. die Bodenheimer Vorſchriften bezüglih der Erhebung 
der Steuern 

in Kraft. 

$ 5. Mit dem Tage der Vereinigung treten die in diefem 
Zeitpunfte in Frankfurt geltenden Beftimmungen über die Kom: 
munalbefteuerung und Erhebung von Gebühren und Beiträgen, 

— 


ur 


jomie jonftigen öffentlich rechtlichen Abgaben mit den im den 
nachfolgenden SS 6 bis 11 feitgejegten Ausnahmen in Kraft. 

Someit die in der Stadt Bodenheim erlaffenen Beltimm- 
ungen über dieje Materie hiermit in Widerſpruch jtehen, treten 
diefelben außer Geltung, im Uebrigen behalten fie ihre Gültigfeit. 

Bei der Gemeindefteuerveranlagung für das Jahr 1895/96 
ſind die Beitimmungen dieſes Vertrags ſeitens der jtädtiichen 
Behörden von Bodenheim bereits zu berüdfichtigen. 

8 6. Der zur Zeit in Bodenheim zur Erhebung gelangende 
Kommunalzufchlag zur ftaatlichen Gemwerbefteuer fommt als Voraus— 
belaftung des jebigen Gemeindebezirk Bodenheim aud ferner in 
der Weile zur Erhebung, daß derjelbe bis zum 31. März 1900 
in Höhe von 100 Prozent und in der Zeit vom 1. April 1900 
bi8 31. März 1906 mit 50 Prozent erhoben wird. 

Die zur Zeit in Bodenheim beftehenden Kommunalſteuer— 
zujchläge zur ftaatlihen Grundfteuer werden als Borausbelaftung 
des jegigen Gemeindebezirks Bodenheim bis zum 31. März 1950 
in der biöherigen Höhe von 150 Prozent und in den einzelnen 
Jahren vom 1. April 1930 bis zum 31. März 1935 in Höhe 
von 125, 100, 75, 50 und 25 Prozent der ftaatlihen Ver: 
anlagungsbeträge weiter erhoben. 

Gleiches gilt für die Gebäudefteuer mit der Maßgabe, daß 
bis zum 31. März 1935 Zuſchläge von 70 Prozent der ftaat: 
lihen Beranlagung3beträge erhoben werden. 

Wenn und injoweit die ftaatliche Veranlagung diejer Real: 
ſteuern in Wegfall fommen jollte, find bei der alddann von den 
tädtiihen Behörden zu bemirfenden Berehnung der Voraus— 
belaftung die bisher geltenden Beranlagungsgrundfäße ſinngemäß 
anzumenden. 

Auf die in den borftehenden Abſätzen fetgejegte Voraus— 
belaftung des jegigen Gemeindebezirks Bodenheim bleibt es ohne 
Einfluß, ob und in welcher Höhe etwa demnächſt allgemein in 
der erweiterten Stadtgemeinde bejondere Realfteuern oder Kom— 
munalzuſchläge von der veranlagten Grund:, Gebäude: und 
Gewerbeſteuer erhoben werden. 

Die Beitimmungen über die Vorausbelaftung der Gebäude: 
jteuer beruhen auf der VBorausjegung, daß leßtere nach der neuen 
Beranlagung am 1. April 1895 einen Jahresertrag don 60 000 


—— 


Mark liefern wird. Inſoweit der Ertrag um mehr als 3000 
Mark über oder unter dieſem Ertrage bleibt, findet eine 
entſprechende Erhöhung oder Ermäßigung der oben feſtgeſtellten 
Prozentſätze ſtatt. 

87. a) Die in Bockenheim beſtehenden Verbrauchsabgaben 
auf Mehl und Badwaaren fommen mit dem Tage der 
Bereinigung in Wegfall. 

b) Die Verbrauchsabgaben von Fleiſch und Schlachtvieh 
werden bis zum 31. März 1905 in bisheriger Höhe 
forterhoben. Sollte jedoh das Bodenheimer Schladt: 
haus ſchon vorher außer Betrieb gejeßt werden, fommen 
dieje befonderen Verbrauchsabgaben ebenfalls in Wegfall. 

Solange und injoweit diefe Abgaben zur Erhebung 
gelangen, dürfen von den Bodenheimer Mebgern Schladht: 
gebühren nicht erhoben werden. 

c) Die Abgaben von, Bier, Branntwein und Xepfelmein 
werden bis zum 31. März 1915 forterhoben. 

8 8. Die Frankfurter Beftimmungen über die Gemeinde: 
einfommenfjteuer treten am 1. April 1900 in Kraft; bis dahin 
gelten folgende Vorſchriften: 

1. Die Veranlagung erfolgt während diejes Zeitraums 
unter Zugrundelegung des Staatsſteuertarifs beziehungs— 
weile der im 5 33 des Kommunalabgabengejeges dom 
14. Juli 1893 feftgeftellten Steuerſätze hinſichtlich der 
Einfommenöklaffen von 420 bis 900 Mark. 

2. Der Zuſchlag zu den vorerwähnten Steuerſätzen ift 
während diejes Zeitraums in ſolcher Höhe zu bemeſſen, 
daß don dem jegigen Gemeindebezirf Bodenheim an 
Gemeindeeinfommenfteuer jährlih der Betrag von 
130 000 Mark abzüglih des Ertrages der nad 8 5 
in Bodenheim einzuführenden Miethiteuer einschließlich 
des Laternengelvdes aufgebracht wird. 

Die Summe von 130000 Mark verringert ſich ferner um 
diejenigen Einfommenjteuerbeträge, melde für das Jahr dom 
1. April 1895/96 der Stadt Frankfurt dadurch zufließen, daß 
in Yolge der Eingemeindung erſtens das aus dem jeigen Ge: 
meindebezirt Bodenheim Frankfurter Steuerpflichtigen erwachſende 
Einkommen bei Veranlagung derjelben in Frankfurt nicht mehr 


— an 


frei zu laflen ift, oder zmeitens die Gemeinde Bodenheim als 
zweite MWohnfißgemeinde der Stadt Frankfurt gegenüber nicht 
mehr Sr werden fann. 

$ 9. Zu dem in Frankfurt jeweilig erhobenen Währſchafts— 
geld tritt. vom 1. April 1900 bis zum 31. Mär; 1925 als 
Borausbelaftung des jebigen Gemeindebezirt® Bodenheim ein 
Zuſchlag von -einem halben Prozent des währſchaftspflichtigen 
Betrags. 

8 10. Die Frankfurter Beitimmungen über Waffergeld 
und Kanalilationzbeiträge beziehungsmweife Gebühren treten ſpä— 
teftens am 1. April 1935 in Kraft. 

Bis dahin find das Bodenheimer Wafferwerf und die als— 
bald nah der Eingemeindung auszuführenden Kanalijations- 
anlagen al3 finanziell jelbjtändige Unternehmungen zu behandeln. 

Die für deren Benußung zu erhebenden Beiträge und Ge— 
bühren find bis zum 31. März 1900 jo zu bemeffen, daß fie 
ſämmtliche Koften der Verwaltung und Unterhaltung einjchlieklich 
der Ausgaben für Verzinſung und Tilgung des aufgewendeten 
Kapitals deden, und vom 1. April 1900 bis zum 31. März 1935 
jo zu geitalten, daß fie nit nur die gedachten Koften deden, 
ſondern noch einen Veberihuß von 1 Mark 50 Bf. pro Kopf 
der jeweiligen Bodenheimer Bevölkerung erbringen (vergl. F 14). 

Bei Berehnung. des Anlagefapital® der Bodenheimer 
Kanalijationsanlage darf für die Mitbenugung der Frankfurter 
Kanalanlagen einſchließlich Klärbeden eine Vergütung nur in 
Anrechnung gebracht werden für die etwaigen, durch diefe Mit: 
benugung von Seiten Bodenheims und in Folge der Herftellung 
der Bodenheimer Kanalijationsanlage nothwendig gewordenen 
Umbauten und Erweiterungen, und zwar nur in dem Umfange, 
in welchem diefe Umbauten oder Erweiterungen lediglich zufolge 
diefer Mitbenugung nothiwendig geworden find. Dagegen find 
bei Berehnung der Kanalifationsbeiträge und Gebühren Die 
Mehrkoften, welche durch diefe Mitbenugung bei dem Betriebe 
erwachſen, in Anrechnung zu bringen. 

Zu den Anlagefoften gehören insbeſondere auch diejenigen 
Pflafterungsfoften, welche erforderlidy find, um das Straßen: 
pflafter in den fanalifirten Straßen wieder in einen, den Ber: 
fehrsanforderungen entſprechenden Zuftand zu verjeßen. 





Den Frankfurter Behörden ſteht es jedoch jederzeit frei, eine 
völlige Gleichjtelung des jetzigen Stadtbezirks Bodenheim in 
Bezug auf Kanaliſations- und Waflerwerfögebühren und Bei: 
träge eintreten zu lafjen. 

Wenn und injomweit in den von den einzelnen Bodenheimer 
Grundeigenthümern demnächſt zu leiltenden Kanalijationsbeiträgen 
Tilgungsquoten vom Anlagefapital der Bodenheimer Kanalijations- 
werfe enthalten find, jo dürfen bei Bemefjung der nad) der 
Sleichitellung von den einzelnen Grundeigenthümern zu erheben: 
den Kanalijationsabgaben die bereit$ getilgten Koften der Boden: 
heimer Kanalifationsanlagen nicht mit in Anja gebracht werden. 

J 11. Die Hausfehrichtabfuhr ift vom 1. April 1895 ab 
in Bodenheim auf gleihen Grundlagen zu handhaben wie in 
Frankfurt. 

Der Aufwand für Feuerwehr, Straßenreinigung und -Be— 
jprengung iſt bis zum 31. März 1910 thunlichſt auf der bis— 
herigen Höhe zu erhalten. 

Falls dennoch Veranftaltungen zu treffen wären, welche einen 
über den jeßigen Aufwand und eine der Bevölferungszunahme 
entjprechende jährliche Steigerung desjelden hinausgehenden Auf: 
wand erfordern, bleibt den ftädtiichen Behörden eine Anwendung 
der SS 9 und 20 des Hommunalabgabengejeßes anheimgegeben. 

S 12. Auch in Bezug auf Neupflafterung und Unter: 
Haltung beitehender Straßen joll bi3 zum 31. Mär; 1910 der 
bisherige Umfang des aus dem Ordinarium  beftrittenen Auf: 
wandes nah dem Durchſchnitt der Jahre 1890 bis 1893 im 
Allgemeinen, vorbehaltlich einer, der Zunahme der Bevölkerung 
entiprehenden Steigerung desjelben, maßgebend bleiben. 

$ 13. Für die Gehalte der Lehrer an der Realſchule 
bleibt bis zum 1. April 1905 der jtaatliche Normal-Etat geltend. 
Alsdann erfolgt Gleihitellung mit den Frankfurter Gehalten. 

Die Gleihitellung der übrigen Lehrer und Lehrerinnen er— 
folgt allmählih, und zwar in der Weife, daß am 1. April 1898 
20000 Mark zur Aufbeſſerung ihrer Gehalte zu verwenden find, 
und am 1. April 1905 die zur Ausgleichung erforderlichen 
weiteren Gehaltserhöhungen eintreten. 

Ss 14. Falls dur irgend welche Umftände eine Erhöhung 
der Ausgaben über den in den SS 11, 12 und 13 angegebenen 
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Umfang hinaus, oder ein theilmeiler Wegfall der in den SS 6, 
7, 8 feſtgeſetzten Vorausbelaftung herbeigeführt werden jollte, 
find die Frankfurter Behörden berechtigt, die Ueberſchüſſe der 
Mailer: und Kanalwerke bis zum 31. März 1910 entſprechend 
zu fteigern bis zum Höchftbetrage von 2 Mark pro Kopf der 
Bevölkerung und das Währſchaftsgeld bis zum gleichen Zeitpunfte 
entiprechend, jedoh höchſtens um ein weiteres halbes Prozent, 
zu erhöhen. 

Die in diefem Vertrage feitgejegte VBorausbelaftung des dem: 
nächſtigen Stadttheiles Bodenheim ermäßigt fih für den Fall, 
daß im ganzen Stadtgebiet Frankfurt a. M. im Laufe des Jahres 
1895/96 Währſchaftsgeld mit mehr als ein einhalb Prozent 
oder Realiteuern über hundert Prozent der Staatsrealfteuern zur 
Erhebung gelangen, bis zum Jahre 1900 um denjenigen Betrag, 
welcher in Folge der dieje Erhebung anordnenden Beitimmungen 
und im erjten Jahr ihrer Geltung im Stadttheile Bodenheim 
an Währjchaftsgeld über ein einhalb Prozent und an Realfteuern 
über Hundert Prozent hinaus zu erheben ift. Der Beihlußfafinng 
der Frankfurter Behörden bleibt die Beftimmung darüber über: 
laſſen, an welder der einzelnen VBorausbelaftungen die nad dem 
vorftehenden Abſatz ermittelte Summe zu kürzen ift. 

8 15. Das jämmtliche bemweglihe und unbemwegliche Ver: 
mögen der Städte Frankfurt und Bodenheim wird bei der kom— 
munalen Vereinigung zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen; 
die vereinigte Stadtgemeinde tritt mithin in alle Vermögensrechte 
und Berbindlichfeiten der Stadt Bodenheim als Rechtsnach— 
folgerin ein. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß viel— 
mehr den ftiftungsmäßigen Zwecken nad) wie vor erhalten bleiben. 

Bezüglih der jogenannten öffentlihen milden Stiftungen 
der Stadt Frankfurt, auf welche fih die allgemeine Stiftungs— 
ordnung vom 5. Dftober 1875 bezieht, bejteht Einverftändnik 
beider Theile, daß dur die Eingemeindung eine Ausdehnung 
der Leiſtungen derjelben auf den jetigen Gemeindebezirf Boden: 
heim nicht bemirft wird. 

$ 16. Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordneten— 
verſammlung wird für den vergrößerten — ſtatutariſch 
zunächſt auf 61 feſtgeſetzt werden. 
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Bis zu einer anderweiten Regelung nach 8 25 des Ge— 
meindeverfaſſungsgeſetzes vom 25. März 1867 wählt der jetzige 
Gemeindebezirk Bockenheim als ſelbſtändiger Wahlbezirk die vier 
hinzutretenden Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung, unter 
finngemäßer Anwendung der einjhlägigen Beltimmungen des 
Gemeindeverfafjungsgejeges, alsbald nad Veröffentlihung dieſes 
Statut. 

Die neugewählten Mitglieder haben im Anjchluffe an die 
regelmäßigen Ergänzungswahlen, duch das Loos beftimmt, 
auszuſcheiden. 

S 17., Der Bürgermeiſter Herr Dr. Hengsberger tritt als 
bejoldeter Stadtrath in den Magiftrat der Stadt Frankfurt a. M. 
mit der Maßgabe ein, daß jeine zwölfjährige Wahlperiode am 
1. April 1895 beginnt, ihm aber vom 1. November 1902 an 
eine nicht penfionzfähige, perjönliche, feine Gehaltsbezüge auf 
10000 Marf ergänzende Zulage bis zum Ablauf der Wahl- 
periode gewährt wird und — an Stelle der nah den Frank— 
furter Beftimmungen zu zahlenden Benfion jowie Wittwen- und 
Waiſengeld — die ihm von der Stadt Bodenheim zugelicherten 
Anſprüche auf Penfion und Wittwen- und Waiſengeld aufrecht 
erhalten bleiben. 

Außerdem wird die Stadtverordnetenverfammlung binnen 
vier Wochen nad vollzogener Vereinigung einen Einwohner de3 
Stadttheils Bodenheim als unbejoldeten Stadtrat mählen. 
Sollte derjelbe im Laufe feiner jehsjährigen Wahlperiode aus: 
jcheiden, hat eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ftatt- 
zufinden. 

Someit erforderlih, wird der Erlaß entiprechender ſtatu— 
tariſcher Beſtimmungen rechtzeitig herbeigeführt werden. 

8 18. Die zur Zeit der Vereinigung im Dienfte der Stadt 
Bodenheim ftehenden Gemeindebeamten ſowie die ſtädtiſchen Lehrer 
gehen von dieſem Zeitpunfte an mit dem Gehalte beziehungs- 
weile Anſpruch auf Benfion, jowie Wittwen- und Waiſen— 
berjorgung, welche fie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den 
Dienft der Stadt Frankfurt über. Die Anmerdung der Frank— 
furter Beitimmungen über Gehalte und Penfionen, ſowie Wittwen- 
und Wailenverjorgung auf die im Dienfte der Stadt Bodenheim 
ftehenden Beamten und Lehrer bleibt der Beihlußfaflung der 
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Behörden der Stadt Frankfurt vorbehalten. Bezüglich der Lehrer 
find dabei jedoch die Beitimmungen des 8 13 zu beadten. 

$ 19. Die Gemeindebehörden der Stadt Bodenheim- er: 
theilen die Zuſicherung, daß fie fih vor der Bereinigung aller 
Maßnahmen enthalten werden, welche geeignet jein würden, der 
Finanzlage der Stadt Frankfurt Nachtheile zu bringen oder die 
Verhältniffe, auf Grund deren die vorjtehenden vertraggmäßigen 
Verpflihtungen eingegangen find, zu verändern. 


Frankfurt a.M., 
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— 2. Februar En 
Der Magiitrat. Der Stadtrath. 

(Sgl.) Adides. Ä (Sgl.) Dr. Hengäöberger. 
Barrentrapp. 


Beihluf. 


Der Bezirksausſchuß zu Wiesbaden bat auf Grund des S 4 
des Gemeindeverfaffungsgefeßes vom 25. März 1867 die in dem 
Vertrag vom 12. Februar 1895 wegen Bereinigung der Stadt 
Bodenheim mit der Stadt Frankfurt a. M. enthaltenen orts— 
ſtatutariſchen Beitimmungen genehmigt. 


Wiesbaden, den 26. Februar 1895. 


Der Bezirfsausihun zu Wiesbaden. 
(L. S.) In Vertretung: 
vd. Reidenau. 


2. Bekanntmachung. 


Nachdem der mit der Stadt Bockenheim unter dem 12. Februar 
1895 abgeſchloſſene, hierunter abgedruckte Eingemeindungsvertrag 
durch das Geſetz vom 31. März 1895, betr. die Eingemein— 
dung der Stadt Bockenheim in den Bezirk der Stadt Frankfurt 
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am Main u. j. w.*) vom 1. April 1895 an in Wirkjamfeit 
gejegt ift, Hat der Magiftrat mit heutigem Tage die Verwaltung 
der Gemeinde-Angelegendeiten jowie der ihm übermwiejenen ftaat- 
lihen Obliegendeiten, insbejondere auch die Verwaltung der 
Baus, Yeuerlöjch-, Feld- und Markt: Bolizei, im Gebiet der bis— 
berigen Stadt Bodenheim übernommen und folgenden Amts- 
ftelen die Bearbeitung der einzelnen Dienjtzweige zugewieſen: 
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der Stadtfämmerei die Grundſtücksverwaltung, 

dem Gemerbe: und Verkehrs-Amt das Schlachthaus, 
Marktweien, Yeldpolizei und Aufſicht über die Boden 
heimer Ortskrankenkaſſe, Invalidität: und Alters— 
Verſicherung, 


. dem Rechnei-Amt die Staats- und Gemeindeſteuern, 


die Bodenheimer Sparkaſſe und die Stadtwaage, 


. der Bau=:Deputation die Bau-Polizei und die ftädtifchen 


Gebäude, 


. dem Tiefbau: Amt den Bau, die Unterhaltung, ſowie 


Beleuhtung, Reinigung und Beiprengung der öffent: 
lihen Straßen, und die Verwaltung des Waſſerwerks, 


. dem Feuer: und Yuhramt das Feuerlöſchweſen und 


die Regelung der Hausfehrichtabfuhr, 


. der Friedhofs-Kommiſſion die Verwaltung des Boden 


heimer Friedhofes, 


. dem Armen-Amt die Armenjaden, jedoch mit der 


Maßgabe, daß für die offene Armenpflege ebenjo mie 
für die Gejchäfte des Waiſenrathes die bislang in 
Bodenheim beftehenden Organijationen bis auf Weiteres 
in Thätigkeit bleiben, 


. der Anftalt3:Deputation das Krankenhaus, 
. dem Kuratorium und der Schuldeputation die Schul: 


laden mit Ausnahme der, dem Vorftand der hiejigen 
gewerblihen Fortbildungsſchule zugemwiejenen Fort— 
bildungsſchule. 


*) Bereits als Anlage z. Geſetz v. 31. März 1895 abgedrudt 


©. 2 u. f. oben. 
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Außerdem Hört mit heutigem Tage die vorläufige Entfihei- 
dung gewerblicher Streitigkeiten dur” den Bürgermeifter ($ 3 
Abſ. Lund 3, S 71 ff. des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. Juli 
1890) auf. Bereit anhängige Streitigkeiten diefer Art werden 
in Vertretung des Oberbürgermeifters durch den Vorligenden des 
Gewerbegerichts erledigt; während neue Streitigkeiten beim Ge— 
werbegericht zu Frankfurt a. M. (Karpfengaffe) anzubringen find. 

Hinlitlih der in Kraft tretenden Frankfurter und der in 
einftweiliger Kraft verbleibenden Bodenheimer Ordnungen werden 
bejondere Bekanntmachungen erfolgen. 

Frankfurt a M., den 2. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 27 ©. 124.) 


3. Befanntmadhung. 


Nachftehendes Statut, Die Zuſammenſetzung des 
Magiitrats in Frankfurt a, M. betreffend, wird 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a. M., den 16. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adides. 
Statut 


die Zujammenjchung des Magiitrats in Frank: 
furt a. M. betreffend. 

Auf übereinftimmenden Beihluß de3 Magiftrat3 und der 
29. März 
>. April 1895 und mit 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes zu Wiesbaden vom 8. April 
1895 wird in Folge des 8 17 de& mit der Stadt Bodenheim am 
12. Februar 1895 abgejchloffenen Eingemeindungsvertrages in 
Betreff der Zufammenjegung des Magiftrats beftimmt, wie folgt: 





Stadtverordnetenvderfammlung vom 
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Einziger Artikel. 


Der Magiſtrat beſteht aus: 


einem Erſten Bürgermeiſter, 

einem Zweiten (ſtellvertretenden) Bürgermeiſter, 
acht beſoldeten Stadträthen, 

zehn unbeſoldeten Stadträthen. 


Gegenwärtiges Statut tritt mit dem Tage der Publikation 
in Kraft. | 


Frankfurt a.M., den 5. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adides. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 31 vom 17. April 1895.) 





4. Belanntmadung. 


Nachſtehendes Statut, Die Zahl der Mitglieder 
der Stadiverordnetenverfammlung zu Frank: 
furt a. M. betreffend, wird hiermit zur öffentlichen Kennt: 
niß gebradt. 


Frankfurt a. M., den 16. April 1895. 
Der Magiitrat. 


Adides. 
Statut 


die Zahl der Mitglieder der Stadtverordneten: 
verjammlung zu Frankfurt a. M. betreffend. 


Auf Grund des 8 23 des Gemeindeverfaffungs-Gejebes 
bom 25. März 1867 tritt in Folge der übereinftimmenden Be: 
Ihlüffe des Magiftrate® und der Stadtverordnnetenverfammlung 
bom 29. März bezw. 2. April 1895 und mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes zu Wiesbaden vom 8. April 1895 die 
nachſtehende ftatutariihe Beſtimmung in Kraft. 





u. De 2er 


Einziger Artikel. 


Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverfammlung 
beträgt, vorbehaltlich andermweiter ftatutariiher Anordnung, vom 
1. April 1895 ab einundſechzig. 

Die erftmalige Wahl der vier Hinzutretenden Mitglieder 
erfolgt nad) Maßgabe des $ 16 des mit der Stadt Bordenheim 
am 12. Februar abgeſchloſſenen Eingemeindungdvertrages. 


Sranffurt a. M., den 5. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt Nr. 31 vom 17. April 1895.) 


3. Befanntmadhung. 


Unter Bezug auf SS 3 u. ff. des Vertrages über die 
Bereinigung der Stadt Bodenheim mit der Stadt Frankfurt a. M. 
vom 12. Februar 1895 wird hiermit in Betreff der Ein: 
führung der in Frankfurt a. M. beitehenden 
Statute, Ordnungen, Gemeindebeihlüffe u. ſ. w. 
Folgendes befannt gemadt. 

1. Die Frankfurter Ordnungen u. f. w. über Ver— 
faſſung und Gefchäftsfreis der einzelnen Amtsſtellen, 
einichlieglih der Statute für das Kuratorium der höheren 
Schulen vom 28. November 1871 und für die ftädtiihe Schul- 
deputation vom 12. Januar 1872 treten mit der Maßgabe 
auch im bisherigen Stadtbezirf Bodenheim in Kraft, daß die 
Reinigung und Beiprengung der Straßen bis auf Weitere dem 
Tiefbau-Amt und die Waage dem Rechnei-Amt unterftellt wird. 

Dem Gewerbe: und Verkehrs-Amt iſt neben der Verwal— 
tung des Schlachthauſes auch die Wahrnehmung der auf die 
Unterfuhung des don auswärts eingeführten Fleiſches bezüg- 
lichen Gejchäfte, ferner die Marftpolizei übertragen. 

2. Die Frankfurter Beftimmungen über das Abgaben: 
wejen treten in Gemäßheit des $ 5 des Vertrages mit den 
in den SS 4 und 6 ff. feitgefeßten Ausnahmen alsbald in 
Kraft; jedoch fommt die Hundeſteuer — bezüglich derjenigen 
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Hunde, für welche in Gemäßheit der bisher geltenden Beſtim— 
mungen für die Monate April und Mai 1895 die Steuer be— 
reits erhoben iſt — nur für die Zeit vom 1. Juni 1895 bis 
31. März 1896 mit 12,50 Mark zur Erhebung. 

3. Die Frankfurter Beſtimmungen über das Bauen an 
unfertigen Straßen, über Anlage und Fertigſtellung von 
Straßen und die Vertheilung der Koſten der Straßenherſtellung 
treten alsbald in Kraft; 

ebenſo das Ortsſtatut, betr. die Regelung der Sonn— 
tagsruhe im Handelsgewerbe vom 22. Juni 1892. 


4. Das Gleiche gilt von den für Frankfurt in Geltung 
ſtehenden Feld: und Marktpolizei-Verordnungen. 

5. Die nachſtehenden für den ehemaligen Gemeindebezirk 
Bockenheim erlaſſenen Anordnungen nämlich: 


a) Der Gemeinde-Beſchluß betr. die Benutzung des 
öffentlichen Schlachthauſes zu Bockenheim vom 
Dem 1892 nebft dem zugehörigen Gebühren: 
16. März 
tarife; 

b) das Regulativ betr. die Unterfuhung des in das 
ſtädtiſche Schlachthaus zu Bodenheim gelangenden 
Schlachtviehes und Unterfuhung und Einführung des 
nit im Schlachthauſe ausgeſchlachteten (von auswärts 
eingeführten) friſchen Fleiſches » 5. Yebruar 1892: 
ingeführten) friſchen Fleiſches dom 16. März 2; 

c) die Schlachthaus-Ordnung vom 9. Juni 1892; 

d) die Trichinenſchau-Ordnung vom 13. Januar 1892; 

e) die Freibanf-Ordnung vom 15. Auguſt 1875 

bleiben bis auf Weiteres für den ehemals Bodenheimer Ge— 
meindebezirf in Kraft 

und zwar zu b) mit der Maßgabe, daß Hinfort das 

bon dem früheren Frankfurter in das ehemals Boden- 

heimer Gemeinde-Gebiet eingeführte friſche Fleiſch in 

dem letzteren nicht mehr unterfuhungspflichtig ift, tie 

auch umgefehrt das von dem leßteren in das eritere Gebiet 

eingeführte friſche Fleiſch nicht mehr den Vorjchriften 

des Frankfurter Unterfuhungs: Regulativs unterliegt, 
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jowie zu c) mit der weiteren Maßgabe, daß die 
nah der dort erwähnten Schlahthaus:-Ordnung der 
„Schlachthaus-Kommiſſion“ übertragenen Befugniffe 
auf das Gewerbe: und Verkehrs-Amt übergehen, und 
daß das Ießtere auch für Beichwerden gemäß 8 42 
diejer Schlachthaus-Ordnung zuſtändig ift. 

Neben dem zu a) erwähnten Gemeinde-Bejchluffe 
treten ferner diejenigen Beltimmungen des Frankfurter 
Statut3 betr. die Benußung des Schladhthofes vom 
17. Zuli 1885, welde die Einführung des Schladht: 
hauszwanges für die Pferdeſchlachtungen be- 
treffen und wonach leßtere ausſchließlich im ſtädtiſchen 
Schlachthof in Frankfurt (Sadjenhaufen) vorgenommen 
werden dürfen, al3bald auch für das ehemalige Boden: 
heimer Gebiet in Kraft. 

6. Die Funktionen der Auffihtsbehörde über die Kranfen- 
fallen werden für den Magiftrat von dem Magiſtrats-Kom— 
mifjar für das Sranfenfaffenwejen (Bureau des Gewerbe- und 
Verfehrsamts) wahrgenommen, und gehen auf den Lebteren die 
Befugniffe zur Entiheidung von Streitigfeiten gemäß $ 69 des 
Statut3 der Bodenheimer Ort3frantenfaffe und gemäß 8 31 
des Statut3 der Fabriffranfenfaffe der Bodenheimer Fabrik der 
Deutſch-Amerikaniſchen Maſchinengeſellſchaft über. 

Die Beſtimmungen des für den Landkreis Frankfurt a. M. 
auf Grund des Z 2 des Kranken-Verſicherungs-Geſetzes unterm 
29. Dezember 1892 erlaſſenen Statuts bleiben vorerſt im 
bisherigen Stadtbezirk Bockenheim in Kraft; das Gleiche gilt 
von der auf Grund 8 1 Abſ. 5 des cit. Geſetzes vom Stadt: 
rathe zu Bodenheim unterm 1. März 1893 getroffenen Yelt: 
jegung des durchſchnittlichen Tagelohnes. 

Die auf Grund $ 8 desjelben Gejeges unterm 24. Auguſt 
1892 von dem Kgl. Hrn. Regierungs-Präjidenten getroffene 
Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohnes wird durch die 
Eingemeindung nicht berührt. 

7. Die dem Magiſtrat als Gemeindebehörde und als untere 
Verwaltungsbehörde hinfichtlih der Inpalid.: und Alters: 
verficherung obliegenden Gejchäfte werden aud für den 
bisherigen Bodenheimer Gemeindebezirf von dem Magiſtrats— 
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Kommiſſar für die Invalid. und Alterd-Verfiherung (Bureau 
des Gemwerbe- und Verkehrs-Amts) wahrgenommen. 

Die auf Grund de3 8 3 des Invalid. und Alters-Ver— 
iherungs = Gejeges dom Stadtrathe zu Bodenheim unterm 
23. Dezember 1890 getroffene Feſtſetzung des durchſchnittlichen 
Merthes der Naturalbezüge bleibt vorerjt im bisherigen 
Bodenheimer Gemeindebezirf in Geltung; die von dem Hrn. 
Regierungs-Präfidenten gem. $ 22 Abi. 2 a. a. D. getroffene 
Beſtimmung der Höhe des durchſchnittlichen Jahresarbeits— 
verdienites land: und forftwirthichaftlicher Arbeiter mird 
nicht berührt. 

8. Die der Gemeinde nad dem Bau-Unfall-Geſetz vom 
11. Juli 1887 und dem Minifterial-Erlafje vom 16. Dezember 
1837 obliegenden Gejchäfte werden von dem Magiſtrats-Kom— 
mijjar für die Unfallverfiherung (Bureau de3 Gewerbe: und 
Verkehrs: Amts) wahrgenommen; die von den Unternehmern von 
Regiebauten nah dem vorerwähnten Gejeße einzureichenden 
Regiebau-Nachweiſungen find für den bisherigen Gemeindebezirk 
Bodenheim bis auf Weiteres bei der Steuer-Hebeftelle im Rath: 
hauſe dajelbft einzureichen. 

9. Hinfihtlih der Einführung der Frankfurter Beſtim— 
mungen in Bezug auf den Feuerlöſchdienſt wird meitere 
Anordnung ergehen ; 

ebenjo bezüglih der Beitimmungen über Benußung der 
ſtädtiſchen Waſſerleitung und die Anlage von Hauszu— 
leitungen und Brivatleitungen im Innern der Häufer, 

deögleihen bezüglich der Beltimmungen über die Armen— 
und Wailenpflege, den Waiſenrath und die Bezirfs: 
vorftcher. 

In Betreff diefer Angelegenheiten bleiben daher die bis— 
herigen Bodenheimer Beitimmungen bis auf Weiteres ebenjo ın 
Kraft, wie Hinfihtlih des Schulgeldes und der Schul: 
geldbefreiungen. 

Frankfurt a. M., den 5. April 1895. 

Der Magiitrat. 
Udides. 
Städt. Anzeigeblatt Nr. 1% S. 193.) 


6. Befanntmadhung. 


Nachftehende Verfügung des Königlichen Regierungs-Präſi— 
denten zu Wiesbaden vom 3. April 1895 wird hiermit zur 
allgemeinen Kenntniß gebradt. 

Frankfurt a. M., den 5. April 1895. 

Der Magiitrat. 
Adides. 


Der Herr Ober:Präfivent hat auf meinen Antrag ge= 
nehmigt, daß die Stadtgemeinde Frankfurt a. M. vom Zeit: 
punfte der Eingemeindung der Stadt Bodenheim ab in zwei 
Standesamtsbezirfe geteilt wird, daß der bisherige Standes: 
amtsbezirt Frankfurt a. M. die Bezeihnung „Standesamts— 
bezirf Frankfurt a. M. 1“ und der bisherige Standesamts- 
bezirt Bodenheim die Bezeihnung „Standesamtsbezirl Franf- 
furt a. M. II" zu führen Hat, und daß der Standesbeamte 
Combecher ſowie die Stellvertreter Heuderotd und Kloſe die 
Geſchäfte des Standesamts Frankfurt a. M. II weiter führen. 

Der Magiltrat wolle hiernach das Weitere gefälligft ver: 
anlaffen. 

Der Regierungs-Bräfident. 3. V.: Freiherr von Reiswitz. 

An den Magiftrat in Frankfurt a. M. 

JR. Br. I. U. 2796. 

(Städt. Anzeigeblatt Nr. 15 ©. 194. 
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7. Hundeſteuer-Aufnahme in Bockenheim. 


Zum Zwecke der Erhebung der Hundeſteuer für das Yahr 


1895/96 wird vom 10. d. Mts. ab die Aufnahme der in dem 
Stadtbezirt Frankfurt a. M.-Bockenheim vorhandenen Hunde 
erfolgen. 

Solche Beliber, deren Hunde für das in Bodenheim bis: 
her maßgebende, bi3 zum 31. Mai laufende Jahr bereit3 be- 
fteuert find, werden für die Zeit vom 1. Juni 1895 bis zum 
31. März 1896 mit 12,50 Marf zur Steuer herangezogen, 


ger 
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während für jeden bei der Aufnahme noch nicht verfteuerten 
Hund der volle Jahresjag von 15 Mark zu zahlen ift. 


Da für die Folge in Bodenheim eine Aufnahme der Hunde 
nicht mehr ftattfinden mird, jo bat „Jeder, der fünftig einen 
Hund abihafft, oder ihn aus irgend einem Grunde nicht länger 
hält, vor Ablauf des Jahres bei dem Rechnei-Amte Anzeige 
hiervon zu machen, widrigenfall3 jeine Verbindlichkeit zur Ent: 
rihtung der Hunde-Steuer jo lange Jahr für Jahr fortdauert, 
al3 die Anzeige verſäumt wurde. Imgleichen ift Jeder, deſſen 
Hund bei der Aufnahme etwa übergangen oder aus jonftigen 
Gründen in die Lilte nicht aufgenommen jein jollte, ſowie 
Derjenige, welcher ich künftig einen Hund anſchafft, verpflichtet, 
diejes jofort der Veranlagungsitelle — Münzgaſſe 2 
— Schriftlih oder mündlih anzuzeigen und unter VBorzeigung 
der ihm darüber auszuftellenden Beicheinigung die Steuer bei der 
Hebeſtelle in Frankfurt-Bockenheim zu entrichten, woſelbſt 
ihm alsdann die Steuermarfe ausgehändigt werden wird. 


Frankfurt a. M., den 4. April 1895. 
Der Magiitrat. Rechnei-Amt. 
(Städt. Anzeigeblatt Nr. 15 ©. 194.) 


8. Befanntmadung. 


I. Das Amtsgericht zu Bodenheim ift mit dem 1. April 
d. 38. aufgehoben und deſſen Bezirt dem Amtägericht zu 
Frankfurt a. M. zugetheilt worden. (J 3 des Geſetzes vom 
3l. März 1895. G.-S. ©. 78.) 

I. In dem bisherigen Gerichtsgebäude zu Bodenheim ver= 
bleibt eine Abtheilung des Amtsgerichts zu Frankfurt a. M. 
Eingaben an diejelbe find zu richten unter der Adreſſe: König: 
liches Amtsgericht Frankfurt a. M., Abtheilung Bodenheim. 

IH. Die Gerichtäfafle zu Bodenheim ift aufgehoben, deren 
Geſchäfte werden fortan durch die im Gerichtägebäude Frank: 
furt a. M. befindliche Gerichtsfaffe bejorgt. Die Gebühren der 
bei der Abtheilung Bodenheim vernommenen Zeugen und Sad): 


oe 


-. 
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verftändigen werden aber daſelbſt durch einen Gerichtäichreiber 
gezahlt. 

IV. Bon den Gejhäften des bisherigen Amtsgerichts Boden: 
heim gehen auf die im Gerichtögebäude Frankfurt a. M. befind: _ 
lihen AbtHeilungen des Amtsgerichts über: 


1. Die Strafjahen mit Ausnahme der Ermittelungs- 
ſachen, jowie der Rechtshülfe-Erſuchen, 


2. die Führung der Handel: und Genoſſenſchafts— 
regilter, der Negifter für MWaarenzeihen und Mufter und 
der Regiſter für Waſſergenoſſenſchaften, 


3. die Verwahrung der Nebenregilter der Standes— 
regiſter, 


4. die auf vorläufige Verwahrung von Geldern, Werth— 
papieren und Koſtbarkeiten bezüglichen Geſchäfte. 


V. Alle übrigen Geſchäfte aus dem Bezirke des bisherigen 
Amtsgerichts Bockenheim werden bei der in dem dortigen Ge— 
richtsgebäude belaſſenen Abtheilung des Amtsgerichts (cf. ID) 
erledigt. 


Es ſind derſelben ferner zugewieſen die bürgerlichen Rechts— 
ſtreitigkeiten, Konkursſachen und nicht ſtreitigen Angelegenheiten 
— mit Ausſchluß der in Nr. IV bezeichneten Geſchäfte —, 
ſowie die Ermittelungsjaden und Rechtshülfeerſuchen in Straf: 
jahen aus den Ortſchaften Rödelheim und Niederurjel Heſſiſchen 
Antheils. 


VI. Die weiteren Anordnungen werden dur das Präſi— 
dium des Königlichen Landgerichts hierjelbit erlafjen. 


Frankfurt a. M., den 5. April 1895. 
Der Präfident | 
des Königlichen Oberlandesgerichts. 
Hagen. 
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9. Nachtrag 


zu dem Statut der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu 
Bockenheim 


vom 25. October 1889. 


Artikel 1. Der $ 15 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

Von der Sparkaſſe werden Einlagen zum Mindeſtbetrag 
von 1 Mark angenommen, der höchſte Betrag, bis zu welchem 
die Einlagen ſteigen dürfen, iſt nicht begrenzt. 

Für Einlagen jedoch, welche ohne Hinzurechnung der auf— 
gelaufenen Zinſen die Summe von 6000 Mark überſteigen, 
kann die im 8 19 Alinea c feitgejegte Kündigungsfriſt von der 
Verwaltungs: Kommillton auf die doppelte Zeitdauer ausgedehnt 
werden. 

Bon einem und demjelben Einleger jollen in der Regel 
jährlih nicht mehr al3 1000 Mark angenommen werden, wenn 
nit in einzelnen Fällen die Ueberſchreitung der Summe von 
der Verwaltungs-Kommiſſion genehmigt wird. 

Mit Zuftimmung der Verwaltungstommilfion fann Die 
Annahme von Einlagen überhaupt verweigert werden, ohne daß 
ed der Angabe von Gründen bedarf. 

Artikel 2. Hinter $ 15 tritt al3 15a folgende Beſtimmung: 

Die Sparkaſſe ift befugt, Marken von 10 Pfennigen aus: 
zugeben, welche mit der Bezeihnung „Bodenheim, Städtiſche 
Sparfaffe” und mit Angabe des Werthes verjehen fein müflen. 

Sind don den Sparmarfen 10 Stüf auf die dazu aus— 
gegebene Sparfarte geklebt, jo iſt diejelbe bei der Belegung von 
Erjparniffen zum Werthe von 1 Mark jeitend der Sparfaffe 
anzunehmen. Der Verkauf der Sparmarken erfolgt durch die 
Sparkaſſe, ſowie durch bejonders errichtete Verfaufsftellen. 

Die Sparfarten, deren jede mit einer Sparmarfe verjehen 
ift, werden mit diefer zum Preiſe von 10 Pfg. pro Stüd bei 
der Sparkaſſe oder deren Verkaufsſtellen ausgegeben. 

Ein Erfah für in Berluft gerathene Sparmarfen oder 
Sparfarten wird nicht geleiftet. 

Die Entwertdung der belegten Sparmarfen erfolgt durch 
die Beamten der Sparfaffe. 
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Artikel 3. Der 8 17 wird mie folgt abgeändert: Die 
Sparfaffe verzinit die bei ihr in den Tagen vom 1. bis ein- 
ſchließlich 15. des Monats gemadten Einlagen vom 16. des— 
jelben, und die in den Tagen vom 16. bis zum leßten Monat: 
tage gemachten Einlagen vom 1. des folgenden Monats ab. 

Die in den Tagen vom 1. bis einjchliegli 15. eines 
Monats geleifteten Rüdzahlungen treten mit dem letzten des 
abgelaufenen Monat3 und die in den Tagen vom 16. bis 50. 
bezw. 31. eines Monats geleifteten Rüdzahlungen treten vom 
15. d. Mt3. ab außer Verzinſung. 

Einlagen, melde vor Ablauf von 3 Monaten gänzlich 
zurüdgezogen werden, tragen feine Zinſen. 

Artikel 4. Hinter $ 27 werden folgende Beltimmungen 
als $ 27a und 27b eingefchoben: 

S 27a. Seitens der Sparfaffe werden auch gejperrte 
Sparfafjenbüher ausgegeben. Diejelben tragen auf der erften 
Seite den Vermerk: „Geſperrtes Sparkaſſenbuch für... .. 
Auszahlungen an Kapital und Zinjen werden auf diefes Bud 
— abgejehen von den im Statut vorgejehenen Ausnahmefällen 
bezw. von dem durch die Vorlage der Sterbe-Urkunden nachzu— 
mweilenden Tode der Perſon, auf deren Namen das Bud lautet 
— nicht eher geleiftet, als bis die nachſtehend näher bezeichnete 
Friſt oder Thatſache eingetreten oder die Unmöglichkeit des Ein— 
tritts dieſer Thatſache erwieſen worden: ift. 

Die Auszahlung ſoll nicht eher erfolgen, als . . . ... 
Sollen die Zinſen jährlich abgehoben werden, ſo iſt dies in dem 
Vermerk zu ſagen. 

Für den Fall der weiteren Hinausſchiebung des urſprüng— 
lichen Auszahlungs-Termins iſt noch die weitere Bemerkung 
hinzuzufügen: 

„Der Auszahlungstermin iſt bis zum ....... hin⸗ 
ausgeſchoben worden.“ 

Alle Vermerke bezüglich des Endpunkts der Sperrung ſind 
auf der erſten Seite des Sparkaſſenbuches deutlich und beſtimmt 
eingetragen und ebenſo wie die anderen Einlagebücher unter— 
ſchriftlich zu vollziehen. 

Der Sperrvermerk umfaßt alle auf ein ſolches Buch ge— 
machten Einlagen. Derſelbe umfaßt auch die darauf entfallen— 
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den Zinſen, ſofern nicht deren jährliche Abhebung in dem 
Sperrvermerk ausdrücklich vorbehalten iſt. Die Zinſen werden 
nach dem für nicht geſperrte Einlagen gleicher Höhe geltenden 
Zinsfuße berechnet. | f 

Die Sparkaffe nimmt gejperrte Einlagen ohne Rückſicht 
auf die Beitimmungen des Artikels 1 dieſes Nachtragsſtatuts 
für eine Perfon bis zum Gejammtbetrage von ME. 15,000 an. 

Haben die Einlagen (Kapital und Zinjen) diefen Betrag 
erreicht, jo fann eine Vermehrung der geiperrten Einlage nur 
duch Zuwachs der Zinjen und Zinjeszinfen eintreten. Mit 
dem Wegfall der Sperrung, oder wenn jeit der legten Ein— 
zahlung 30 Jahre verftrihen jind, Hört die weitere Verzinjung 
der Anlage auf. 

Der Sperr-Vermerf erlifht immer mit dem Tode des 
Bedachten oder mit dem Eintritt des bei der Einlage beitimmten 
Zeitpunftes oder bei Vorbeſtimmung eines Ereigniſſes mit dem 
Eintritt desjelben oder der Gewißheit, daß letteres nicht ein- 
treten fann. 

Iſt die Auszahlung an den Fall der Verheirathung einer 
Frauensperſon oder der Heranziehung junger Leute zum Militär- 
Dienſt gefnüpft, Jo erkifcht die Sperrung auch dann, wenn die 
Frauensverion, ohne zu heirathen, das vierzigite Lebensjahr 
und in leßterem Falle, wenn der DBetreffende, ohne in das 
active Heer eingetreten zu jein, das (25.) fünfundzwanzigite 
Lebensjahr erreicht hat. 

Die Verjährung der Rücdforderung geiperrter Einlagen be: 
ginnt erft mit der Aufhebung der Sperrung. 

Die Auszahlung des Guthaben: und der aufgelaufenen 
Zinſen erfolgt ohne Kündigung nah Wegfall der Sperrung, 
nur an den Vorzeiger des Sparkaſſenbuches, jofern die Spar 
kaſſe e3 nicht außerdem für nöthig hält, fih die Berechtigung 
des Borzeiger zum Empfang des Guthabens nadhmeilen zu 
laffen, wozu fie in allen Fällen befugt ift. 

Bor Eintritt des Endtermins kann die Sparkaſſen-Ver— 
waltung auf Antrag des auf dem Buche Benannten die Auf: 
hebung der Sperrung nur in Fällen dringender Noth, wenn 
jolche ſeitens der Volizeis- Behörde des Wohnorts des Betreffen- 
den als vorhanden beicheinigt wird, bejchließen. Iſt die Einlage 
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nachweislich von einem im Deutſchen Reiche wohnhaften Dritten 
gemacht, jo iſt letzterer vor der Aufhebung mit ſeinen Einwen— 
dungen zu hören. 

Auch kann die Sparkaſſe die Auszahlung der Einlagen 
und Zinjen an den Einleger auf deſſen Antrag bejchließen, 
fall3 der durch die Sperrung beabfichtigte Zweck 3. B. durch 
Ableben des Bedachten oder durch andere Umftände nicht mehr 
erreicht werden kann. 

Ueber die gejperrten Spareinlagen wird ein bejonderes 
Bud geführt, nach Jahresſchluß werden dieje Einlagen im 
Verzeihnig der Einlagen gejondert von den gewöhnlichen Eins 
lagen aufgeführt. 

S 27b. Auf Antrag bewirkt die Sparfafle ſowohl die 
Ueberweijung von Spar-Einlagen Abziehender an die Sparkaſſe 
de3 neuen Aufenthaltsortes ala die Einziehung von Einlagen 
aus auswärtigen Sparkaſſen für Angezogene. 

Dem Antrage, welcher mündlid oder jchriftlich geitellt 
werden kann, ift das Sparkaſſenbuch beizufügen. 

Die Sparkaſſe ftellt hierüber eine Beicheinigung aus, gegen 
deren Borlegung und Abgabe bei den anderen Sparfaljen das 
neue Sparkaſſenbuch mit der Abrechnung verabfolgt werden wird. 

Die Verzinfung der Einlagen wird durch deren Weber: 
mweilung an eine andere Sparkaſſe, ſoweit ein gegenjeitiges 
Uebereinfommen mit diefer erzielt wird, nicht unterbroden. 

Die Koften der Uebertragung fallen dem Sparer zur Laſt. 

Artikel 5. Der S$ 28 Alinea 9 wird abgeändert wie folgt: 
„Berfügbare Beftände der Sparfafje dürfen vorübergehend bei 
der Reichsbank und der Naſſauiſchen Landesbank angelegt werden.” 

Artikel 6. Diefer Nachtrag erlangt Giltigkeit nad) erfolgter 
Genehmigung durd den Königlichen Oberpräfidenten der Provinz 
Hellen-Naffau nah zmweimaliger Bekanntmachung desjelben im 
Amtsblatt und dem Bodenheimer Anzeiger in Gemäßheit der 
hierfür beſtehenden ftatutariichen Beftimmungen. 


Form der gejperrten Sparkaſſenbücher: Oktav mit fteifem 
Einband. Aufichrift auf dem Dedel: „Gejperrtes Sparfaffen- 
buch der jtädtiihen Sparkaffe zu Bodenheim“ (zur befferen 
Erhaltung des Buches dient ein Futteral aus fteifem Papier 
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mit gleicher Aufſchrift). Innere Seite des Dedels erhält den 
Aufdruck: Geſperrtes Sparkaſſenbuch der ſtädtiſchen Sparkaſſe 
zu Bockenheim. Ausgefertigt: ... Nummer ... Datum 

. (Siegel). Bockenheim, den ...... Die Verwaltungs— 
Kommiſſion der ſtädtiſchen Sparkaſſe. (2 Unterſchriften). Der 
Rechnungsführer (Unterſchrift). 

Erſte Seite erhält den Aufdruck: Geſperrtes Sparfaffen: 
DUB Mi Gemäß 8 27a des Sparkaffenitatuts 
der Stadt Bodenheim ſoll die Auszahlung von Kapital..... 
nicht früher erfolgen als .. .. Einleger it ..... Boden: 
heim, den ........ Der Auszahlungstermin iſt bis zum 
—— hinausgeſchoben worden. Bockenheim, den. ...... 


Daß vorftehender Statuten-Nadtrag mit den Beſchlüſſen 
de3 Stadtrathe8 dom 6. November 1893, 16. Januar und 
6. Februar 1894 und des Bürger-Ausihufles vom 29. December 
1893 und 2. Februar 1894 übereinftimmt, wird bejcheinigt. 


Bodenheim, 10. Februar 1894. 


Der Bürgermeifter. 
ge3.: Dr. Hengsberger. 


Der don dem Stadtratfe zu Bodenheim unter dem 
6. November 1893, 16. Januar und 6. Februar 1894 und 
bon dem Bürger-Ausihuß dajelbit unter dem 29. Dezember 
1893 und 2. Februar 1894 beſchloſſene Nachtrag zum Statut 
der ſtädtiſchen Sparfafje zu Bodenheim vom 25. Oftober 1889 
wird auf Grund des 552 des Gejeges über die Zuftändigfeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerihtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 hierdurch beftätigt. 


Caſſel, 4. März 1895. 
Der Ober: Präfident. 
gez.; Magdeburg. 
Vorſtehender Statutennadtrag wird in. Gemäßheit des 8 35 


des Statut3 der ftädtiihen Sparkaſſe Hierdurch mit "dem Bes 
merfen zur öffentlihen Kenntniß gebradt, daß derſelbe am 
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1. Juli 1895 in Kraft tritt und von da ab aud für alle 
jeitherigen Sparkaſſen-Intereſſenten Anwendung findet, jofern 
fie nicht vorher ihre Einlagen gemäß $ 19 des Statuts ge: 
fündigt oder zurücgezogen haben. 
Bodenheim, 21. März 1895. 
Der Bürgermeiiter. 
ge5.: Dr. Hengsberger. 
(Städt. Amtsblatt ©. 142 ff.) 


10. En 


Nah erfolgter Eingemeindung der Stadt Bodenheim in 
den Bezirk der Stadt Frankfurt (Main) find im Poſtver— 
ſendungs-, Telegraphen: und Fernſprechverkehr zwiſchen Frank— 
furt (Main) und Bockenheim die Ortstaxen eingeführt worden. 
Auch finden in Bockenheim die für Frankfurt (Main) feſtgeſetzten 
Packetbeſtellgeldſätze Anwendung. 

Das Poſtamt in Bockenheim führt die Bezeichnung „Frank— 
furt (Main) Bockenheim“. 

Frankfurt (Main), 2. April 1895. 

Der Kaiferliche Ober-Poſtdirektor. 
Tomforde. 


(Städt. Amtsblatt S. 145.) 
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11. Polizei-Verordnung, 


das Bauen in der Außenſtadt Frankfurt a. M. 
betreffend. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
über die Bolizei-Berwaltung in den neu erworbenen Landes— 
teilen dom 20. September 1867 (Geſetz-Samml. ©. 1529) 
und des 8 143 rejp. 144 des Gejeßes über die allgenteine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. ©. 195) 
wird mit Zuftinnmung des Gemeinde-VBorftandes die nachitehende 
Polizei-Verordnung, betr. Abänderung einiger Beitimmungen der 


4 


Polizei⸗ Verordnungen vom 13. October 1891 und 7. Juli 
1893, das Bauen in der Außenſtadt betr., erlaſſen. 


Artikel I. 
Die Worte 


„innerhalb einer Entfernung von 8 m“ 


— 13. October 1891 
im $ 3, Abſatz 4, der Polizei-Verordnung om 1 
werden gejtrichen. 


Artikel II. 
. Die nahfolgend bezeichneten Beitimmungen des $ 4 er: 
halten folgende Faſſung bezw. Zujäße: 
$ 4, L, Wir. 3a, 

„Wenn ein Nachbargebäude mit Brandmauer bereits 
vorhanden ift, jo kann der zu errichtende Neu: oder Anbau 
an und unmittelbar neben der nachbarlichen Brandmauer bis 
auf die Länge derjelben errichtet werden. 

Wenn die borhandene Brandmauer entweder an der 
Baulinie beginnt, oder mindeitens der halben Tiefe des vor— 
handenen Gebäudes gleihfommt, jo it für den Neu= oder 
Anbau eine Brandmauertiefe bis zu 18 m, von der Bau: 
linie gerechnet, zuläſſig, auch wenn die Tiefe der vorhandenen 
Brandmauer (von der Baulinie an gerechnet) weniger als 
18 m beträgt. 

Eine größere Brandmauertiefe des Neubaues iſt nur 
ausnahmsweiſe dann zuläſſig, wenn andernfall® nad dem 
Ürtheil der Baupolizei die Bebauung des Baugrunditüdes 
ungewöhnlich erſchwert werden würde, und wenn die beiden 
in Betracht lommenden Grundftüde eine Tiefe von mindeltens 
40 m belißen. 

Die Brandmauer des Neu: oder Anbaues darf durch 
einen Hof nur dann unterbrochen werden, wenn deſſen Ge— 
ftaltung und Größe nah dem Urtheil der Baupolizei zweck— 
entiprechend iſt.“ 


$ 4, 1, Nr. 4. 
„Sebäudegruppen find unter Beobadhtung der unter 3a 
bezüglih der Brandmauer gemachten VBorjchriften zuläjlig mit 


—— 


einer geſchloſſenen Straßenfront von höchſtens 30 m; für 
zwei Häuſer mit nur je einer Wohnung in jedem Geſchoß 
mit einer geſchloſſenen Straßenfront von höchſtens 40 m. 

Dieje Maße gelten für die gefammte Tiefe 
der Gebäudegruppen. 

Zwecks Herbeiführung einer zuläffigen Gebäudegruppe 
ift die Aufführung eines Haufes mit Brandmauer auf 
unbebauter Grenze zuläſſig; in diefem Falle ift die Auf: 
‚führung einer Brandmauer bis auf eine Tiefe von 18 m 
geftattet. Unterbrechende Höfe müſſen den Vorſchriften unter 
3a entſprechen.“ 


$ 4, 1, Nr. 7, neuer Abjat;. 


Mit Einwilligung des Nachbarn fünnen derartige Stall: 
gebäude baupolizeilih mit einer Brandmauer auf der Grenze 
zugelafjen werden. 


Artikel ILL. 
Da: Wort 
„benußt“ 
in $4 1, N. 6 und 8 4 I, Abſatz 2, wird dur die 
Worte: 
„m Benußung genommen“, 

das Wort 

„Benutzung“ 
im 8 13, Satz 2 durch 

„Ingebrauchnahme“ 
erſetzt; außerdem wird in 8 4, II, Abſatz 2, vor die Worte 
„der Gewerbe-Ordnung“ 
der Zuſatz 
——— 

eingefügt. 

Artikel IV. 

Sn 8 5, 2 wird das angegebene Maß von 
„2 m“ 
auf 
„2,20 m” 

verändert. 
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Artikel V. 
Sm 8 13, Abſatz 3, werden die Worte 
durch — 
„S 4, 1, 1—5 und $ 7, J und 2" 
erſetzt. 


Artikel VI. 
Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündigung in Kraft. 
Frankfurt a. M., den 4. Januar 1894. 
Der Magiſtrat (Baupolizei). 
Adides. 


# 
13. October 1891, en 
7. Juli 1893, e 
Bauen in der Außenitadt Frankfurt a. M. betr., wird mit den 
borjtehenden Abänderungsbejtimmungen vom 4. Januar 1894 
unter dem heutigen Datum hiermit neuerdings zur Veröffent: 
lichung gebradt. | 


Frankfurt a. M., den 4. Januar 1894. 
Der Magiitrat (Baupolizei). 
Adickes. 





Die Polizei-Verordnung vom 





12. Polizei-Verordnung, 
das Bauen in der Außenſtadt betreffend, in der 
durch Die Polizei:Berordnung vom 4. Januar 
1394 abgeänderten Faſſung. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
über die Polizei-Verwaltung in den neu erworbenen Yandes- 
theilen dom 20. September 1867 (Geſetz- Samml. ©. 1529) 


Br 
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und des 8 143 reſp. 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Gemeinde:Borflandes die nachſtehende 
Polizei-Verordnung erlaflen. 


$ i. Begrenzung der Außenſtadt. 


Derjenige "Theil des Frankfurter Stadtgebietes, welcher auf 
dem rehten Mainufer, außerhalb der MWallanlagen und des 
Terraind der früheren Meftbahnhöfe, und auf dem linfen 
Mainufer, außerhalb der alten Sachſenhäuſer Stadtgrenze, liegt 
und auf der im Tiefbau-Amte ausgelegten Karte mit blauer 
Farbe umgrenzt ift, wird — unter injoweitiger Abänderung 
bezw. Ergänzung der Bau-Ordnung vom 15. Juli 18584 — 
als „Außenſtadt“ folgenden bejonderen Beftimmungen unter: 
worfen. 


—— Abgrenzung der Zonen und Viertel. 


In der Außenſtadt werden folgende Zonen und Viertel 
unterſchieden: 


1. Die äußere Zone umfaßt alle Grumſtücke, welche 
außerhalb des nachfolgend beſchriebenen Linienzuges liegen, 
a) auf dem rechten Mainufer: 


Bahndamm von der Staats-Eiſenbahnbrücke bis zur Ge— 
markungsgrenze nächſt der Unterführung des Kettenhof— 
grabens, Frankfurt-Bockenheimer Gemarkungsgrenze bis 
zur nördlichen Ecke des Palmengartens, Ginheimerſtraße, 
Grüneburgweg, Glauburgſtraße, Eſchersheimer Landſtraße, 
fluchtlinienplanmäßige Verbindungsſtraße zwiſchen der 
Wolfsgangſtraße und der oberen Keplerſtraße, Oederweg, 
Nordendſtraße, Günthersburg-Allee, Wieſenſtraße, Haide— 
ſtraße, Neebſtraße, Cronauerſtraße, Rendelerſtraße, Throner: 
ſtraße, Süd-Nordſtraße öſtlich des Louiſenhofes, verlängerte 
Straße „An den Friedhöfen“, weſtlich der Bergerſtraße, 
öſtlich uber die Bergerſtraße beim Haufe Nr. 400, Kohl: 
brandſtraße, Enkheimerſtraße, weſtlich des Hauſes Nr. 16 
bis zur Buchwaldſtraße Haus Nr. 10, Fallthorſtraße, 
Löwengaſſe, verlängerte Löbersgaſſe, Ringelſtraße, ver: 


—— 


längerte Speſſartſtraße, Unterer Röderbergweg, ſtädtiſche 
Verbindungsbahn, Main; 
b) auf dem linken Mainufer: 

Oeſtliche Grenze des Schlacht- und Viehhofs, Frankfurt— 
Bebraer Bahndamm, Oppenheimer Landſtraße, Dürer— 
ſtraße, Main. 

Die innere Zone umfaßt alle übrigen Theile der in $ 1 

bezeichneten Außenftadt. 


2. Zu Wohnvierteln, d. h. zu Vierten, welche vor— 
zugsweiſe zu Wohnzwecken beftimmt find, und in denen ein 
gejundes und ruhiges Wohnen dur die in den nachitehenden 
Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen gejichert werden joll, 
werden die, innerhalb der nachfolgend bejchriebenen Yinienzüge 
belegenen Gebietstheile erklärt: 

a) Südweſt: 

Untermainfai, Scharnhorftitraße, Südgrenze der ehemaligen 

Meitbahnhöfe, Gutleutjtraße, Untermainanlage ; 

b) Welt: und Nord-Vorſtadt: Ä 
Nordgrenze der ehemaligen Weſtbahnhöfe, Bahnſtraße, 
Hemmerichitraße, Nordgrenze des Staat3-Güterbahnhofs 
bis zur Franffurt:Griesheimer Gemarfungsgrenze, Diele 
entlang, dann Frankfurt-Rödelheimer Gemarfungsgrenze, 
Frankfurt =» Bodenheimer Gemarfungsgrenze, Frankfurt: 
Edenheimer Gemarfungsgrenze, Frankfurt-Seckbacher Ge- 
marfungsgrenze, Bergerftraße bis zum Haufe Nr. 400, 
Meinbergshügel an der Dortelweileritraße, Günthersburg— 
weg, weltliche Wiejenjtraße und deren Berlängerung bis 
zur Straße „An den Friedhöfen“, dieſe entlang bis zur 
Edenheimer Landftraße, Oederweg, Oberweg, Eiferne 
Hand, Merianitraße, Bäderweg, Gaußftraße, Baumweg, 
Sandweg, Triedberger Anlage, &jchenheimer Anlage, 
Bodenheimer Anlage, Taunus-Anlage; 

ec) Röderberg: 

Dbermaindbrüde, Obermain-Anlage, Friedberger Anlage, 

Sandweg, Königsmwarterftraße, Oberer Abemer, Wald: 

Ihmidtitraße, Klickerbahn, Scheidswaldſtraße, erjte Sid: 
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Nordſtraße, weſtlich de3 Glementinen-Hojpital®, Born 
heimer Landmwehrftraße, verlängerte Rhönſtraße, Fechen— 
heimerftraße, erſte öftlihe Parallelſtraße zur verlängerten 
Rhönſtraße, verlängerte Fallthorſtraße, Buchwaldſtraße, 
Haus Nr. 10a bis Enkheimerſtraße Haus Nr. 16, Kohl— 
brandftraße, Bergerftraße bis Haus Nr. 400, Berger: 
Itraße, Frankfurt-Seckbacher Gemarfungsgrenze bis zur 
Ejelsfurth, Weg unter dem Buchwald, Parallellinie zum 
Unteren Röderbergweg 50 m öftlich desjelben, Oſtbahn— 
hof, Hanauer Landſtraße, Uhlandftrage, DOftendftrage, 
Kleine Obermainftraße, Flößerſtraße, Main; 
Außenbezirk Sadjenhaujen: 
Main, Scifferitraße, Oppenheimerftraße, Gartenſtraße, 
Dürerfiraße, Oppenheimer Landſtraße, Lebter Hajenpfad 
bi3 Haus Nr. 91, Schnittpunkt der verlängerten Schweizer- 
ftraße mit dem Grethenweg, Kreuzungspunft des neuen 
Weges mit der Darmitädter Landſtraße, Neuer Weg, 
Hainerweg, Sandbergzwerchsgäßchen, nächte öftliche 
Parallelftraße zum Hainerweg, nächte nördliche Parallel— 
ſtraße zum Unterjten Zwerchweg, Wendelsweg, Offen— 
bacher Landſtraße, Frankfurt-Oberräder Gemarkungsgrenze, 
Stadtwaldgrenze, Welſcher Weg, Main-Neckarbahn, Oſt— 
grenze des Parks Louiſa, Mörfelder Landjtraße, öſtliche 
Ecke des Sandhofgrundſtücks, Frankfurt-Niederräder Ge— 
markungsgrenze bis Main-Neckar-Bahndamm, nordweſt— 
liche Ecke des Krankenhausgrundſtücks, Gartenſtraße, Wil: 
helmſtraße, Main. 
3. Zu Fabrikvierteln, d. h. zu Vierteln, in denen 
die gewerbliche Thätigkeit erleichtert und thunlichſt vereinigt wer— 
den ſoll, werden die innerhalb der nachfolgend beſchriebenen 
Linien belegenen Gebietötheile erklärt: 
a) Weiten: 

Main, Bahndamm von der Stat3-Eijenbahnbrüde bis 

zur Galluswarte, Mainzer Landſtraße, Frankfurt-Gries— 

heimer Gemarfungsgrenze, Main; 

b) Oſten: 
Main, jtödtiiche VBerbindungsbahn, Hanauer Landitrake, 
Frankfurt-Fechenheimer Gemarkungsgrenze, Main; 
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c) Sachſenhauſen: 

1. Main, Frankfurt = Oberräder Gemarkungägrenze, 
Damm der Frankfurt: Bebraer Bahn, Dftgrenze des 
Schlacht- und Viehhofs, Main; 

2. Kreuzungspunft des Grethenwegs mit der ver— 
längerten Schweizerjtraße, nordweſtliche Ede des neuen 
Friedhofs, Darmſtädter Landſtraße, Unterfter Zwerchweg, 
Sandbergszwerchgäßchen, nächſte öſtliche Parallelſtraße 
zum Hainerweg, nächſte nördliche Parallelſtraße zum 
Unterſten Zwerchweg, Wendelsweg, Quirinsſtraße, Grethen— 
weg bis verlängerte Schweizerſtraße; 

3. Main, Wilhelmſtraße, Gartenſtraße bis zur nord— 
weſtlichen Ecke des Krankenhausgrundſtücks, nordöſtliche 
Ede des Sandhofgrundſtücks, Frankfurt-Niederräder Ge— 
markungsgrenze, Main. 

4. Die übrigen Gebietstheile der Außenſtadt — ge— 
miſchte Viertel — ſollen zu gleichmäßiger Befriedigung 
des Wohnbedürfniſſes wie des Bedürfniſſes gewerblicher 
Anlagen dienen. 


83. Vorlagen für Erwirkung des Baubeſcheides. 


Der in $ 3 der Bau-Ordnung verlangte geometriſche 
Lagenplan ift weiter zu ergänzen durch: 
Einzeihnung der feitgeftellten Bau: und Straßenflucht— 
linien, 
Einjchreiben der Straßen, Vorgarten und Fußſteig— 
breiten, jomwie der Frontlänge des Baugrunditüdes, 
Einzeihnung aller Gebäude und aller Bau: und 
Straßenflugtlinien innerhalb einer Entfernung don 40 m 
bon den Grenzen des zu bebauenden Grundftüdes, 
Einjhreiben der Flächengröße des Geſammt-Grund— 
jtüdes und des etwa vorhandenen Vorgartens, jomwie des 
unbebaut zu lafjenden Hofraumes, 
und Angabe der Zahl der Wohnungen und der zu 
jeder einzelnen Wohnung gehörigen Wohnzimmer und 
lonftigen Nebenräume, jowie des auf jede Wohnung ent: 
fallenden Hofraumes. 
3. 
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$ 4. Bauwich. 
I. Wohnpiertel. 


1. Neu: und Anbauten in den MWohnvierteln müſſen 


in der inneren Zone mit einem Abitande von min: 
deftens 3 m umd 


in der Außeren Zone mit einem Abſtande bon min- 
deſtens 4 m, und bei einer Vorgartentiefe von mehr als 6 m 
mit einem Abftande von mindelten® 5 m von der Nachbar: 
grenze errichtet werden; für bauliche Beränderungen, deren Um— 
fang nah dem Urtheil der BaupolizeisBehörde einem Neubau 
gleich zu erachten ift, gelten diejelben Vorſchriften. 


2. Der nit zu bebauende Zwiſchenraum ift ſowohl mit 
dem Hauptgebäude, als auch mit Seiten und Hintergebäuden 
an allen Grenzen des Grundſtückes freizuhalten und darf zu 
gemwerblihen Zweden, zur Aufitellung von für ſolche Zmede 
dienlihen Geräthen und Vorrihtungen, oder als Lagerplatz nicht 
benußt werden; dieſer Zwijchenraum muß, mit Ausnahme der 
nothwendigen Zugänge und Einfahrten auf die Tiefe des 
Vorderhaufes als Ziergarten mit angemeijener Bepflanzung an— 
gelegt und unterhalten werden. 


3. Gegen die Beltimmungen zu 1 und 2 treten folgende 
Ausnahmen ein: 


a) Wenn ein Nahbargebäude mit Brandmauer bereit3 vor— 
handen ift, jo kann der zu errichtende Neu: oder Anbau 
an und unmittelbar neben der nadhbarlihen Brandınauer 
bi3 auf die Länge derjelben errichtet werden. 

Wenn die vorhandene Brandmauer entweder an der 
Baulinie beginnt, oder mindeltens der halben Tiefe des 
vorhandenen Gebäudes gleihlommt, jo iſt für den Neu— 
oder Anbau eine Brandmauertiefe biß zu 13 m, von der 
Baulinie gerechnet, zuläſſig, auch wenn die Tiefe der vor— 
handenen Brandmauer (von der Baulinie gerechnet) weni: 
ger als 15 m beträgt. 


Eine größere Brandmauertiefe des Neubaues ift nur 
ausnahmsweiſe dann zuläjlig, wenn andernfall® nad) dem 





Ürtheil der Baupolizei die Bebauung des Baugrundftüds 
ungewöhnlich erjchwert werden würde, und wenn die 
beiden in Betracht fommenden Grundftüde eine Tiefe von 
mindeftenö 40 m beligen. 


Die Brandmauer de3 Neu: oder Anbaues darf durd) 
einen Hof nur dann unterbroden werden, wenn deſſen 
Geltaltung und Größe nad dem Urtheil der Baupolizei 
zweckentſprechend ift. 


Wird der Neu: oder Anbau nit im Anſchluß an die 
vorhandene nachbarliche Brandmauer errichtet, jo muß 
derjelbe mit einem Abftande von der Grenze 

in der inneren Zone von mindeſtens 6 m, 

in der außeren Zone don mindeſtens S m 
errichtet werden. 


Ein ſolcher Abſtand ift jedoch nur unter der weiteren 
Bedingung zuläjfig, daß die nachbarliche Brandmauer in 
einer, nad dem Urtheil der Baupolizei:Behörde angemeſſe— 
nen Weile facadenmäßig ausgebildet wird. 

Bededte Einfahrten oder Eingänge, jowie Lauben und 
offene Sommerhäuschen fönnen mit der Maßgabe erlaubt 
werden, daß die Gebäudehöhe der Einfahrten 5 m, die 
Gebäudehöhe aller jonftigen baulichen Anlagen 3 m nicht 
überjteigen darf. 

4. Gebäudegruppen find unter Beobadhtung der unter 3a 
bezüglich der Brandmauern gemachten Vorſchriften zuläffig mit 
einer gejchloffenen Straßenfront von höchſtens 30 m, für zwei 
Häufer mit nur je einer Wohnung in jedem Geſchoß mit 
einer gejchloffenen Straßenfront von höchſtens 40 m. 

Dieje Maße gelten für die gejammte Tiefe 
der Gebäudegruppen. 

Zwecks Herbeiführung einer zuläſſigen Gebäudegruppe ift 
die Aufführung eines Haufe mit Brandmauer auf 
unbebauter Grenze zuläjjig; in diefem Falle it die Auf: 
führung einer DBrandmauer bi auf eine Tiefe von 18 m 
geftattet. Unterbrechende Höfe müſſen den Vorſchriften unter 
3a entipredhen. 


b 
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Ausnahmsweiſe kann von der Baupolizei-Behörde 
a) für Gebäude mit Heinen Wohnungen von 2 bis 3 Zim— 
mern in der äußeren Zone auf den, bei Feltiegung der 

Bebauungspläne von den jtädtiihen Behörden dazu be= 

ftimmten Baublöde eine geſchloſſen Straßenfront bis zu 

50 m, und 

b) für Einfamilienhäufer, d. h. Häufer, welche mit Erd— 
geſchoß und höchſtens 2 Obergeſchoſſen zum Bewohnen 
durch nur eine Familie eingerichtet und unter dieſer Be— 
ſchränkung baupolizeilich genehmigt ſind, eine geſchloſſene 

Straßenfront bis zu 150 m Länge zugelaflen werden, 

feßteres unter der weiteren Bedingung, daß die Grund 

ſtücke Vorgärten haben, deren Tiefe mindeftens 5 m be= 
trägt, oder mit Genehmigung der Baupolizei-Behörde 
durh Zurüditellung der Gebäude auf dieſes Maß ver: 

‚ breitert wird. 

5. Gebäude: und Gebäudegruppen auf einem und dem= 
jelben Grundſtück müffen von einander 

in der inneren Zone einen Abftand don mindeftens 
6 m, 
in der äußeren Zone einen Abſtand von mindeftens 

8 m Halten. 

6. Gebäude, welde zum Betriebe von Wabrifen, von 
Merkftätten mit geräuſchvollem oder feuergefährlichem Betriebe, 
oder von jonjtigen durch Rauch, Ruß, üblen Gerud) oder aus 
anderen bejonderen Gründen läftig fallenden gewerblichen An— 
lagen errichtet, erweitert, eingerichtet oder in Benußung ge: 
nommen werden, müjjen in der inneren Zone mindeltens 
20 m und in der äußeren Bone mindelten® 40 m auf 
allen Seiten von der Grundftüdsgrenze und von der Straße 
entfernt jein. | 

Dieſe Grenzabjtände find auch mit Stallungen für gemerb- 
lihe Unternehmungen und mit Kegelbahnen einzuhalten; für 
leßtere find, wenn fie zu geräujfchlofem Betriebe eingerichtet 
werden, erleichternde Ausnahmen zuläflig. 

7. Stallräume, die nicht zu gewerblichem Betriebe dienen, 
und die zugehörigen Dungjtätten müſſen eine Entfernung bon 
mindeftens 5 m bon allen Nahbargrenzen halten und in -einer, 


nah dem Urtheil der Baupolizei-Behörde genügenden Weile 
über Dach gelüftet werden. 

Mit Einwilligung des Nachbarn können derartige Stall- 
gebäude baupolizeilihd mit einer Brandmauer auf der Grenze 
zugelajjen werden. 


II. Gemiſchte Viertel. 


Sn den gemilchten Vierten gelten vorftehende Beitimmungen 
zu 1 5iß 5 für Vordergebäude an den bauplanmäßig mit Vor: 
gärten verjehenen Straßen. 

Gebäude, melde zum Betriebe gewerblicher Anlagen, die 
nah S 16 der Gewerbe: Ordnung einer bejonderen 
Konzejjion bedürfen, errichtet, erweitert, eingerichtet oder in 
Benubung genommen werden, müſſen einen Abftand von min- 
deitens 10 m auf allen Seiten von der Grundftüdägrenze und 
von der Straße einhalten. 

55. Gebäudehöhe und Anzahl der Wohngeſchoſſe. 

1. Gebäude an der Straße dürfen an Straßen bis zu 
10 m Breite ftet3 10 m od, im Uebrigen nicht höher jein, 
als die Straße breit ift; in feinem Fall dürfen Gebäude in 
MWohnpierteln und Wohngebäude überhaupt höher 
als 18 m erbaut merden. 

2. In Straßen mit Vorgärten follen jedoh auf den mit 
Vorgärten verjehenen Grundftüden Gebäude mit Erdgeſchoß und 
2 Dbergefchoffen, infofern der&rdgejhoß- Fußboden 
niht höher als 2,50 m über dem Bürgerfteig 
liegt, bis auf Höhe von 16 m ftet3 zuläſſig fein. 

3. Zur Straßenbreite wird die Vorgartenbreite in 
gemiſchten PBierteln bis zu * hinzugerechnet, dagegen bleibt 
in MWohnvierteln die PVorgartenbreite ganz außer Anſatz. 
Deftentlihe Anlagen, die ſich unmittelbar an Straßen an: 
Ichliegen, werden der Straßenbreite für die Feſtſetzung der Ge— 
bäudehöhe ebenfalls nicht mit zugerechnet. 

4. Für Eckhäuſer mit mehr als drei Wohnungen tritt für 
die Beſtimmung im $ 111.3 der Bauordnung vom 15. Juli 
1884 die Einſchränkung ein, daß die größere Gebäudehöhe an 
der jchmaleren Straße höchſtens für eine Yacadenlänge bon 
16 m zugelafjen wird. 
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3. Die Höhe jelbitftändiger Hintergebäude darf die, 
ſenkrecht zur Façade des letzteren gemeljene mittlere Hofbreite 
und in Wohnpierteln die Höhe von 14 m niemal3 über: 
Ichreiten, auch darf bei vorhandenen Hintergebäuden die bor= 
liegende Hofbreite durch weitere Bebauung nicht unter das ge= 
nannte Maß eingejchränft werden. 

6. Gebäude oder Gebäudetheile, in denen ji Hinter: 
wohnungen (j. 8 6, Abſ. 1) befinden, dürfen in der inneren 
Zone nur 3 Geihoffe (Erdgeſchoß und 2 Obergeſchoſſe), in der 
äußeren Zone nur 2 Gefchoffe erhalten. Im Uebrigen dürfen 
Mohngebäude nicht mehr als Erdgeſchoß und 3 Obergeſchoſſe 
erhalten; das Dachgeſchoß darf, wenn dad Gebäude mehr als 
2 Obergeſchoſſe befigt, zu Wohnungen nicht eingerichtet werben. 

Ein Dachgeſchoß wird als Obergeſchoß angejehen, wenn 
Ir ſenkrechten Umfaffungswände eine größere Höhe als 1,50 m 

aben. 


8 6. Zugänglidfeit und Stellung der Hinter: 
Gebäude, 


1. Wenn Hintermohnungen erbaut werden, d. h. ſolche 
Mohnungen, die fein an der Straße liegendes, mit den übrigen 
Räumen in unmittelbarem Zujammenhange ftehendes Wohn: 
zimmer haben, oder wenn auf Grundftüden, auf melden ich 
bereit3 Hintermohnungen befinden, ein Vorderhaus gebaut wird, 
jo ift von der Straße her, im Anſchluß an die Höhe des 
Bürgerfteiged, eine im Lichten mindeftens 3,50 m hohe, nad) 
Anmeilung der Baupolizeis:Behörde mit Pflafterung, Entwäſſe— 
rung und Beleuchtung zu verjehende verſchließbare Zufahrt her= 
zuftellen und dauernd zu unterhalten. Dieſe Zufahrt muß in 
MWohnpvierteln immer, und in gemijdten Vier: 
teln dann unüberbaut bleiben, wenn fi auf einem 
und demfelben Grundftüd mehr ala 3 Hinterwohnungen befinden. 
Auf die Tiefe des Vorhauſes muß diefe Zufahrt mindeſtens 
3,50 m, und bon der Hinterfront des VBorderhauje an min- 
deſtens 6 mı breit jein; leßtere Breite kann in einer Tiefe bis 
zu 10 m nad dem Ermefjen der Baupolizei-Behörde um 2 m 
vermindert werden, wenn das Vorderhaus bis auf dieje Tiefe 
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einen Garten Hat, und an lebterem eine Cinfriedigung bon 
eilernem oder hölzernem Gitterwerk Hergeftellt wird. 


2. Ueberfteigt die Gejammtfrontlänge der Hintergebäude, 
in denen fih Wohnungen befinden, auf einem und demjelben 
Grundftüf 50 m, jo muß die Zufahrt mit mindeftens gleichen 
Abmeflungen nah einer zweiten Straße durchgeführt werden, 
oder es muß an dem abgefehrten Ende des Grundftüds eine 
zweite Zufahrt mit mindeſtens gleichen Abmeffungen vorhanden 
lein. 


3. Ausnahmen fünnen von der Baupolizei-Behörde zuge = 
lafien werden für Einfamilienhäufer, ferner für Häufer, die 
nad) dem Bebauungsplan auf zwei oder mehreren Seiten 
von Straßen oder Anlagen umgeben find, jowie für Häufer 
mit fleinen Hinterwohnungen von 2 bis 3 Zimmern, info = 
fern dieſe Häufer an der Straße ftehen, und die Wohnungen 
bon einer unmittelbar auf die Straße, bezw. in den Vorgarten 
oder auf den Bauwich führenden Treppe zugänglich find. 


4. Hintergebäude dürfen in Wohnvierteln der in: 
neren Zone nicht in größerer Nähe ald 30 m, in Wohnpierteln 
der äußeren Zone nicht näher al3 45 m von der Baufludt: 
linie planmäßig feitgeftellter, wenn auch noch nicht ausgeführter 
Straßen errichtet werden. 


9. Die vorftehenden Beitimmungen zu 1 und 4 gelten 
nicht für Wohnungen von Hausbedienfteten (Kutjchern, Gärtnern 
und dergleichen), injofern jolde Wohnungen auf demjelben 
Grundftüde errichtet werden, auf welchem die Dienſtherrſchaft 
ihren Wohnfig Hat, ſowie für Stallungen und Remijen, melde 
zu Einfamilienhäufern gehören, die auf demjelben Grundftüde 
ftehen. 


5 7. Unbebauter Raum, 


1. Für jeden Um-, Neu: oder Anbau muß der unbeba ute 
Hofraum mindeftens "/s des Hinter der Baulinie belegenen Bau: 
grundftüds, und bei Edgrundftüden, d. h. Grundftüden, die 
an zwei oder mehreren Straßen liegen, mindeſtens "Js be= 
tragen. 


nn A: 


2. Für jede Wohnung muß jedod mindefteng 
in Wohnpierteln 


in der äußeren Zone (vergl. $ 2, Nr. 1) und in der in- 
neren Zone auf den, bon dem Terrain der früheren Weltbahn- 
höfe, der Bahnftrake, der Stadtgrenze, dem Palmengarten, der 
Friedrichſtraße, Wiefenau, Staufenjtraße, dem Gärtnerweg, der 
Eſchersheimer Landſtraße und den Wallanlagen eingeſchloſſenen, 
ſowie auf den an den übrigen Wallanlagen belegenen Grund— 
ſtücken 100 qm und bei Eckgrundſtücken 50 qm, in dem 
übrigen Theil der inneren Zone 60 qm und bei Eckgrund— 
ftüden 30 qm, ferner 


in Sabrifvierteln 


(vergl. $ 2, Nr. 3) 150 qm und bei Efgrundftüden 75 qm, 
und endlich 
in gemijdten Vierteln 


in der inneren Zone 30 qm und bei Edgrundftüden 
20 qm, und in der äußeren Zone 40 qm und bei Eck— 
grundjtüden 25 qm Hofflädhe unbebaut bleiben. 

sn Fabrikvierteln und in gemiſchten Vierteln 
können dieſe Maße von der Baupolizei-Behörde in der inneren 
Zone für Wohnungen von 2 Zimmern auf 15 qm und bei 
Eckgrundſtücken auf 10 qm, für Wohnungen von 3 Zim— 
mern auf 20 bezw. 10 qm, und in der äußeren Zone für 
Wohnungen von 2 Zimmern auf 25 bezw. 15 qm, für Wohn: 
ungen von 3 Zimmern auf 30 bezw. 20 qm herabgejegt werden ; 
jedoch muß in diejen Fällen mindeſtens die Hälfte des Hinter 
der Baulinie belegenen Grundftüds und bei Edgrundftüden 
mindeften® 3 unbebaut bleiben, auh in Wohnpierteln 
fann für ganze Baublöde in der äußeren Zone eine ähnliche 
Dispenjation ertheilt werden. 

Für jede Hinterwohnung muß jedod, auch bei Ge— 
mwährung der Vergünftigung des vorſtehenden Abſatzes, die un: 
bebaute Hofrlähe in der inneren Zone mindeften® 40 qm, und 
in der äußeren Zone mindeitens 60 qm betragen. 

3. Bei der unter 2 vorgefchriebenen unbebauten Grund: 
fläche wird, ſoweit es fih nit um die für Kleine Wohnungen 
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ermäßigten Hofflächen handelt, det Vorgarten und der Bauwich 
mit eingerechnet, leßterer au dann, wenn er mit einem. Glas— 
dad bebaut ift. 

4. Bor und hinter jedem, zu Wohnzmweden benubten Hinter: 
gebäude muß ein zu demjelben Grundftüd gehöriger Hofraum 
vorhanden jein, dejjen Breite mindejten® 8 m und, menn die 
Höhe des betr. Gebäudes mehr als 3 m beträgt, mindeltens 
diefer Höhe gleihlommt. Innerhalb der Wohnpiertel muß 
die Hofbreite mindeltens der Höhe des Wordergebäudes, falls 
dieje die Höhe des Hintergebäudes überſteigt, gleichfommen. 

9. Werden Fabriken, Werkitätten mit geräufchvollem oder 
fenergefährlichem Betriebe, oder jonftige durch Rauch, Ruß, üblen 
Geruch, oder ſchädliche oder beläftigende Ausdünjtungen läſtig 
fallende gewerbliche Anlagen innerhalb eines Wohnpiertels 
errichtet, jo muß in der inneren Zone die Hälfte des Grund: 
ftüds, und müſſen in der Außeren Zone mindeſtens zmei 
Drittel des Grundſtücks unbebaut bleiben. 

6. Ausnahmen don den Maßbeitimmungen zu 1 und 2 
fönnen von der Baupolizeis:Behörde zugelafen werden für Ein- 
familienhäufer und für Wohngebäude auf Grunditüden, welche mit 
Ausschluß des Vorgartens eine geringere Größe als 300 qm haben. 


58. Berunftaltende Anlagen, Stallungen und 
Dergleihen in Wohn: und gemiſchten Vierteln. 


1. Freiftehende Gebäude mit mehr als einem Obergeſchoß 
an öffentlihen Straßen oder Plätzen dürfen feine geringere 
Frontlänge als Sm Haben; bei Edhäufern ift dieſe Vorſchrift 
für beide Straßenfronten maßgebend. 

2. Baulihe Anlagen, welche nad dem Urtheil der Bau: 
polizeisBehörde die Straße verunftalten, oder mit dem, dur 
Anlage und Bebauung gegebenen Charakter der Straße in auf: 
fälligem Widerfpruch ftehen würden, jowie Stallungen, Scheunen, 
Remiſen, Waſchküchen, Abtritte und dergleichen dürfen nicht an 
öffentlihen Straßen oder Pläten errichtet werden. Ausnahmen 
fönnen von der Baupolizeis:Behörde zugelafien werden, wenn 
diefe Gebäude eine nad ihrem Urtheil angemeſſene architektoniſche 
Ausbildung erhalten. 


3. Die Rück- oder Nebenfeite eine8 Gebäudes, welches jo 
nahe der Baulinie einer Straße errichtet werden joll, daß der 
erforderlihe Raum zur Erridtung eine jene Seite berdedenden 
Gebäudes nah dem Urtheile der Baupolizeis: Behörde nicht mehr 
borbanden -jein würde, muß eine, der betreffenden Baulinie fi 
anpaffende Stellung und eine angemeffene architektoniſche Aus: 
bildung erhalten. 

4. Hintergebäude, die don den Straßen fidhtbar bleiben, 
dürfen nicht jo errichtet werden, daß fie einen häßlichen Anblid 
darbieten. 


5 9. Borbauten in tiefen Vorgärten. 


In Vorgärten von größerer Tiefe als 7 m find Borbauten 
nah Maßgabe der Beitimmungen der 88 14 und 15 der Baus 
Ordnung vom 15. Juli 1884 *) mit einem Vorſprung bis zu 
3 m vor der Baulinie zuläffig; die einfchränfenden Beftimmungen 
des $ 14, Abi. 2, al.5 b und d und des 8 15, Abf. 3, 
fommen dabei in Yortfall. 


S 10. Fachwerkbauten. 
I. Wohnpiertel. 


1. An Straßen mit Vorgärten find Umfaſſungswände von 
Ya Stein ftarf ausgemauertem Holzfachwerk geftattet: 

für Landhäuſer im Fachwerkſtil mit höchſtens einem 
Obergeſchoß, falls diefe Häufer von den Nachbargrenzen und 
bon anderen Gebäuden, abgejehen von den zu dem betr. Land— 
hauſe jelbft gehörenden Nebengebäuden, mwenigftend 6 m und von 
der Straße mwenigitend 3 m entfernt liegen, 

ſowie für vereinzelt ftehende Eleine Gebäude, wie 3.8. 
Sartenhäufer, Pförtnerhäufer, Bleihanftalten, Sommerwirth— 
Ihaften u. a. m. 

2. Bei Wohngebäuden mit höchſtens zwei Obergeſchoſſen 
dürfen in Wohnvierteln an Straßen mit Vorgärten die Um: 
fafjungswände des höchſten Dbergeichoffes aus !/a- Stein ftarf 
ausgemauertem Holzfachwerk aufgeführt werden, wenn dieje Um: 


*) Siehe Bd. IV. Heft 2 ©. 32—34 unferer Sammlung. 
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fafjungswände von jonftigen Gebäuden und von den Nachbar: 
grenzen wenigſtens 3 m entfernt jind. 

3. Theilweiſe Holzverfleidung der Fachwerksausmauerung, 
ebenjo die Holzverkleivung der Vorderanfiht von Dadhausbauten 
und hölzerne Beranden im 1. Obergeſchoß find mit bejonderer 
Genehmigung der Baupolizeis:Behörde zuläflig. 


U. Fabrifviertel. | j 

Gebäude zu gemwerbliden Zwecken mit einem Obergeſchoß 
fünnen, auch wenn diejfe Gebäude mit Yeuerungen verjehen find, 
in Y/s Stein ſtark ausgemauertem Holzfachwerk zugelaffen werden. 


Ss 11. ZTreppenbreite, 

Für Heinere Gebäude mit nur einem Obergejhoß und für 
Einfamilienhäufer fann, in Erleihterung gegen die Vorfchriften 
des $ 29 der Bau-Ordnung vom 15. Juli 1884 *), eine bis auf 
l m verminderte Treppenbreite von der Baupolizei-Behörde zu: 
gelafjen werden. 

Ss 12. Berbot gewiſſer ſchädlicher Anlagen. 

Die Erridtung oder Erweiterung von Anlagen, welche für 
die Befiter oder Bewohner der benachbarten Grundftüde, oder 
für das Bublitum überhaupt, durh PBerbreitung ſchädlicher 
Dünfte oder ftarfen Rauches, oder dur Erregung ungewöhn— 
lihen Geräuſches Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen ber: 
beiführen können, beſonders die nad $ 16 der Reichs-Gewerbe— 
Ordnung fonzejfionspflichtigen Anlagen, find in Wohnpierteln 
berboten. 
$13. Webergangs: und Ausnahme: Beitimmungen. 

Für beftehende gewerbliche Anlagen der im $ 4 I. 6 
und 8 12 bezeichneten Art können bis zum 1. Januar 1900 
bon den genannten Beftimmungen Seitens der Baupolizet mit 
Zuftimmung des Magiftrat3 Ausnahmen gewährt werden. Im 
Uebrigen ift die Baupolizei befugt, wenn durch die volle An— 
wendung der, in den SS 4 bis 8 getroffenen Beltimmungen die 
Bebauung oder Ingebrauchnahme von Grundftüden, die an, zur 
Zeit des Erlaffes dieſer Polizei-Verordnung bereit3 eröffneten 


*) Siehe diefe Samml. Bd. IV. Heft 2 ©. 40—41. 
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und auf mindeſtens der Hälfte ihrer Länge bebauten Straßen 
oder Straßentheilen liegen, entweder im Vergleich zur Höhe der, 
an der betreffenden Straße ſtehenden Gebäude in unbilliger 
Weiſe eingeſchränkt, oder jonftwie in erheblicher Weile erjchwert 
oder unmöglich gemacht werden jollte, angemeſſene Erleichterungen 
eintreten zu laffen; für unbebaute Grundftüde beiteht diefe Er- 
mädtigung jedoh nur für einen Zeitraum bon fünf Jahren, 
vom Tage des Erlafjes diefer Verordnung an gerechnet. 

Es bleibt der Baupolizeis:Behörde ferner das Recht vor— 
behalten, für öffentlihe Gebäude und für monumentale Brivat- 
gebäude überhaupt Ausnahmen zu geitatten. 

Falle in beitimmten Bauquartieren die Bebauung mit 
Gebäuden von geringerer Höhe oder Anzahl von Geſchoſſen, als 
nad diejer Polizei-Verordnung geftattet find, gewährleiſtet wird, 
fann der Magiltrat eine entſprechende Erleichterung von den 
Beltimmungen des S 4, I, 1—5 und $ 7, 1 und 2 eintreten 
laſſen. 


814. Strafbeſtimmungen und Zwangsmaßregeln. 


1. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen werden, 
inſofern nicht ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen Platz 
greifen, mit einer Geldſtrafe von 3—30 Mark, im Unver— 
mögenäfall mit entiprechender Haft, beitraft. 

2. Außerdem wird, wenn durch Freiwillige Yandabtretung 
oder andere Maßnahmen de3 Grundſtückbeſitzers bewirkt mird, 
daß der in $ 7 für jede Wohnung verlangte unbebaute Hof— 
raum nicht mehr vorhanden tft, oder wenn Einfamilienhäufer, 
bei deren Errichtung von einer der erleihternden Beitimmungen 
der SS 4, 6, 7 und 11 Gebrauh gemadt iſt, zu mehreren 
Mohnungen verwerthet werden, oder wenn jonjtwie eine, den 
Beftimmungen dieſer Polizei-Verordnung zumiderlaufende Be- 
bauung oder Benugung von Grundjtüden eintritt, die Bejeitigung 
der, mit diefer Verordnung im Widerſpruch ftehenden Verhält— 
niſſe und Zuftände erzwingen werden. 

3. Flächenräume, deren Freilaſſung von Gebäuden bei 
Ertheilung des Baubejcheides angeordnet oder vorausgeſetzt 
worden ift, bleiben, infomweit es fih um die nad) Maßgabe 
diefer Polizei-VBerordnung mindestens freizulaffenden Flächen 
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handelt, mit dieſer Beſchränkung auch dann belaſtet, wenn fie 
abgetrennt werden, oder ganz oder theilweiſe durch Beſitzwechſel 
in andere Hände übergehen, und dürfen daher bei Ertheilung 
fernerer Baubejcheide nicht in Betracht gezogen merbden. 
$ 15. Inkraftſetzung. 
Diefe Polizei- Verordnung tritt mit dem Tage der Ber: 
fündigung in Kraft. 5 
Sranffurt a. M., den 4. Januar 1894. 
Der Magiitrat (Baupolizei). 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1894 Nr. 6 ©. 70ff., Amtsbl. 1894 Nr. 20.) 


13. Baupplizei:Berordnung, 


Nachdem in Folge der Eingemeindung des bisherigen Stadt- 
gemeinde-Bezirks Bodenheim mit dem Bezirke der Stadtgemeinde 
Frankfurt a. M. die in letzterem Gemeinde=Bezirfe geltenden bau: 
polizeilihen Verordnungen, insbejondere die Bauordnung dom 
15. Juli 1884 nebſt Gebührentarif,') jowie die Polizei-Verord— 
nungen vom 30. Dftober 1888, betreffend die Anbringung von 
Schneefängen an Gebäuden,?) vom 2. Februar 1892, betreffend 
die Einfriedigung der Grundftüde ſowie der Vorgärten,?) vom 
13. Februar 1894, betreffend Verhütung von Unfällen bei bau: 
lihen XWrbeiten,*) in dem Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde 
Bodenheim an Stelle der dajelbit bisher gültigen Bauordnung 


1. Januar 1874 a 
dom 28. Degember 187 1 und 15. November 1876 in Kraft 


getreten find, wird auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchften 
Verordnung über die Bolizei-VBerwaltung in den neu erworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 1867 (Gel.:Samml. ©. 1529)°) 
und des $ 143 reſp. 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gef.-Samml. ©. 195)°) 
mit Zuftimmung des Gemeinde-Vorjtandes behufs Ausdehnung 

) Bd. IV. H.1 (2. Aufl) S.24 ff. — °) Bd. IV. 9.1 (2. Aufl.) 
©. 89. — °) Bb. IV. 9. 2 Bun) ©. 25. — *) Siehe unten. — 
) Bd. 1. ©. 60. — °) Bd. V. ©. 48 ff. 
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4. Januar 1894 


13. Oftober 1891 ' 
Bauen in der Außenſtadt Frankfurt a. M., auf den bisherigen 
Stadtbezirt Bodenheim die nachſtehende Polizei-Verordnung er: 
laſſen. 





der Polizei-Verordnung vom 


betreffend das 


sl, 
Zu dem 5 1 der genannten Polizei: Verordnung bom 


4. Sanuar 1894 n 
13. Stioher 1891’ betreffend da3 Bauen in der Aupenjtadt 
Frankfurt a. M.,*) tritt als Abjah 2 folgender Zuſatz: 
„als Außenftadt gilt ferner der bisherige Stadtbezirk 
Bodenheim.“ 





82. 
Zu 3 2 merden folgende Zuſätze eingeſchoben. Hinter 
Abſatz la: 
es jowie nad) Maßgabe der zugehörigen, auf 
dem Tiefbau-Amte ausgelegten Karte alle Grundjtüde des 
bisherigen Stadtbezirks Bodenheim, welche weſtlich der 
Mainwejerbahn von der bisherigen Frankfurt:Bodenheimer 
Grenze bis zur Haufenerjtraße, noroweitlih einer von der 
genannten Eijenbahnfreuzung der Haufenerftraße bis zur 
evangeliihen Kirche gezogenen Linie und der Ginheimer 
Landftraße und nordöftlih der Bismarditraße und einer 
geradlinigen Verlängerung derjelben einerjeit3 zur Ginheimer 
Landſtraße und andererjeit® zur Frankfurter Grenze belegen 
find.“ 
Hinter Abjag 2b: 


„gu Wohnvierteln werden ferner in Gemäßheit der zu— 
gehörigen, auf dem Tiefbau-Amte ausgelegten Karte die— 
jenigen Gelände des bisherigen Stadtbezirtes Bodenheim 
erklärt, welche ſüdlich des Kettenhofweges und einer auf der 
anliegenden Karte eingetragenen, den Kettenhofweg mit der 
Rödelheimer Landſtraße verbindenden Linie, nordweftlich der 


*) Siehe oben ©. 30. 





ae er en 


Ginheimer Landſtraße und nordöftlid der Bismarditraße 
und ihren unter 1a genannten VBerlängerungen gelegen Jind.“ 
$ 3. 
Dieſe Bolizei-Verordnung tritt jofort in Kraft. 
Sranffurt a M., den 5. April 1895. 
Der Magiitrat (Baupolizei). 
Adides. 
(Amtsblatt No. 15. — Städt. Anzeigeblatt Nr. 28 ©. 195.) 





14. Befanntmadhung 


betr. Anzeigen über Beginn oder Einitellung von 
Gewerbebetrieben, Miiethwerth: oder Eigenthums: 
veränderungen. 


Es wird Hiermit befannt gemadt, daß dom heutigen 
Tage ab 

1. alle An: und Abmeldungen fiehender Gewerbebetriebe 
in dem ehemaligen Stadtbezirfe Bodenheim bei 
der Steuerabtheilung I des unterzeichneten Amtes zu be= 
wirfen jind, 

2. alle von jeßt ab vorfommenden Wohn: und Mieth- 
werthveränderungen innerhalb des ehemaligen Stadt: 
bezirfs Bodenheim ebenfalls bei der vorgenannten Ab— 
theilung mittel3 dort erhältlicher Anmeldeformulare und zwar 
binnen 14 Tagen nah Eintritt der Wenderung angezeigt 
werden müſſen, 

3. alle Eigenthumsveränderungen an Gebäuden und 
Grundftüden der vormaligen Bodenheimer Stadt: 
gemeinde und Feld:Gemarfung unter Vorlage der 
betreffenden die Beränderung begründenden Urfunden binnen 
4 Wochen hierher anzuzeigen find. 

Frankfurt a. M., den 4. April 1895. 

Nechnei: Amt. 
Varrentrapp. 
(Städt. Anzeigeblatt Nr. 28 ©. 195.) 
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15. Befanntmadung. 


Im Verfolg unferer Bekanntmachung dom 2. v. Mts. 
bringen wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß: 

Die freiwillige Feuerwehr der bisherigen Stadt Boden 
heim rüdt zur Bekämpfung eines jeden, im Bezirke der bis— 
herigen Stadt Bodenheim ausbrechenden Brandes in der bis 
zum 1. April 1895 gebräuchlich gewejenen Weile aus. 

Die Frankfurter Berufsfeuerwehr rüdt zur Bekämpfung 
eines Feuers in dem Bezirke der bisherigen Stadt Bocken— 
heim nur auf beſondere Nequifition der freimilligen 
Feuerwehr zu Bodenheim aus, welche nur zu erfolgen bat, 
wenn Menjchen gefährdet find, oder wenn das euer jolche 
Stärke Hat, daß zu feiner Belämpfung die Bodenheimer 
Feuerwehr nicht ausreicht. 

Die bisherigen Beftimmungen über die Bodenheimer 
„Pflichtfeuerwehr“ bleiben in Geltung. 


Frankfurt a.M., den 3. Mai 1895. 
Der Magiitrat. 
Adides. 
Städt. Anzeigeblatt Nr. 36 ©. 267.) 





16. Befanntmadung. 


Unter Bezugnahme auf Nr. 4 der Belanntmadhung des 
Magiftrat3 vom 5. I. Mts. (Unzeigeblatt der ftädt. Behörden 
Nr. 29 vom 10. I. Mts. ©. 206) bringen wir hiermit die 
nachſtehende Polizei-Berordnung betreffend die Abhaltung des 
Wochenmarktes vom 30. Juni 1891 unter bejonderem Hinweiſe 
auf Die in 86 getroffenen nunmehr aud für den 
vormaligen Bodenheimer Gemeindebezirk in Gel: 
tung ſtehenden Beitimmungen zur allgemeinen Kenntniß. 

Franffurt a. M., den 11. April 1895. | 

Städt. Gewerbe: u. VBerfchrs: Amt. 


Marktpolizei. 


=; AO 


17. Polizei:Berordnung, 


betreffend die Abhaltung Des Wochenmarktes zu 
Frankfurt a, M. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhödhften Verordnung 
vom 20. September 1867, die Polizeiverwaltung in den neu 
erroorbenen Landestheilen betreffend und der SS 49 und 149 
Ziff. 6 der Reih3-Gemwerbeordnung vom 21. Juni 1869 ſowie 
in Gemäßheit des 8 144 des Gejebes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird Die nadenenDe 
Bolizeiverordnung erlaſſen: 

Ss 1. Der Wochenmarkt wird in der ftädtiichen Marft- 
halle in der Hafengaffe und nad) Bedürfnig — mit Ausnahme 
der Zeit während der Ledermeſſe — in der Lederhalle und in 
den diefen Hallen nächſtliegenden Straßentheilen abgehalten. 

5 2. Die Benügung der Markthalle und der Lederhalle 
und der Berfauf von Marftwaaren in denjelben Hat nach der 


jeweils dom Magijtrat erlajjenen, im Anzeigeblatt der jtädt. Be— 


hörden veröffentlichten Markthallenordnung zu erfolgen. 

Ss 3. Inwieweit die den Hallen nächſtliegenden Straßen 
theile für den Wochenmarkt heranzuziehen find, wird jemeils 
von der Marftpolizei nah Maßgabe des Bedürfnijjes beſtimmt, 
und dürfen MWochenmarftsverfäufer nur nah Anweiſung von 
Plätzen durch die Auffihtsbeamten ihre Waaren außerhalb der 
beiden Hallen zum Berfaufe aufitellen. 

Für den außerhalb dieſer Hallen aufgeftellten Iheil des 
Wochenmarktes gelten die nachſtehenden Beltimmungen. 

Die Marktftunden find die gleichen, wie jolche jeweils für 
die Hallen beſtimmt und durch Anjchlag an deren Eingängen 
befannt gegeben ſind; der Handel vor Beginn und nad Schluß 
diejer Stunde iſt unterlagt. 

Un Marktitandgebühr werden 10 Big. pro qm des in 
Anſpruch genommenen Raumes erhoben, Bruchtheile eines «m 
werden für voll gerechnet. 

Jeder Verkäufer Hat fich rechtzeitig einen Marktſtandſchein 
zu beichaffen; wer ohne einen jolden giltigen Schein bei der 
Kontrole anbetroffen wird, hat Beltrafung zu gemwärtigen. 

4 


Die Berfäufer haben fih beim Aufitellen der Waare und 
der dazu gehörigen Körbe, jowie beim Feilbieten und Verkauf 
fireng auf den ihnen angewiejenen Plab zu beſchränken; das 
Aufftellen von Tischen, Kiften und fonftigen Gegenftänden iſt 
denjelben nicht geftattet. 

Die Marftwaaren dürfen nicht dor Beginn des Marktes 
auf die Markt-Plätze gebracht und müſſen, ebenjo wie die Be— 
hälter und Beförderungsmittel, jpäteftens eine halbe Stunde 
nah Schluß des Marktes bejeitigt fein. 

Die Benügung von Wagen oder Karren zum Verkauf ift 
nur an den Pläßen zuläjlig, auf denen ſolches ausdrücklich ge= 
jtattet iſt. 

S 4. Andere als Marftwaaren im Sinne des $ 66 der 
Gewerbeordnung dürfen in den Hallen, jowie in den für den 
Wochenmarkt benüßten Straßen nicht ausgelegt und feilgeboten 
werden. 

F 5. Die an den Hallen oder in den für den Wochen— 
marft benüßten Straßen angefahrenen Marktwaaren dürfen 
nicht direft vom Fuhrwerf aus oder ohne Einbringung in die 
Hallen bezw. Verbringung nad den auf den Straßen ange= 
wiefenen Berfaufsplägen an Händler oder fonjtige Käufer ab- 
gegeben oder don diefen dom Wagen aus an ſich genommen 
werden. 

5 6. Die Plätze, an melden, abgejehen von dem Vor: 
bemerften, der Markt oder einzelne Theile desjelben, in&bejondere 
der Fılhmarft, der Heu: und Strohmarlt, der Kartoffelmarft, 
der Krautmarkt, der Kelterobftmarkt, der Holzmarft, der Frucht— 
markt abzuhalten find, werden dur Bekanntmachung der mit 
der Verwaltung der Marftpolizei betrauten Stelle (Städt. Ge- 
werbe: und Verkehrsamt) zur Kenntniß gebradt. Nur auf 
dieſen Pläten und nah Mahgabe der dieferhalb zu ver— 
öffentlihenden Anordnungen, Dürfen Marktwaaren an: 
gebradit, ausgelegt, feilgeboten und verkauft 
werden. 

Namentlih Dürfen auf öffentlihen Strafen, 
Pläten und Anlagen Marktwaaren nur mit be: 
jonderer Erlaubniß der Marktpolizei zum Ber: 
Taufe ausgeitellt werden. 


er. 
—— = 
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Ferner Dürfen auf öffentlichen Straßen, 
Pläten und Unlagen Marktwaaren mit Aus: 
nahme der in Den Waldungen wadhjenden Beeren 
während der jeweils Durd Anschlag am Eingang 
zur Markthalle befannt gegebenen Marktſtunden 
nidht im Umhertragen oder Umherfahren feil: 

\ geboten werden. 

5 7. Den Unordnungen Der mit der Auf: 
redhterhaltung der Marftordnung beauftragten 
Auflihtsbeamten iſt auf allen Märften von 
Jedermann pünftlih Folge zu leiiten. 

Ebenjo find die betreff3 der Wagen: und Fußgänger: 
bewegung auf diefen Märkten und in deren Umgebung durd) 
markipolizeilihe Befanntimafung ($ 6 Ab. 1) zu erlaffenden 
Vorſchriften genau zu beadten. 


5 8. Zumiderhandlungen gegen dieje Verordnung bezw. 
gegen die in Gemäßheit der SS 6 und 7 derfelben zu veröffent- 
fihenden Anordnungen und gegen die Markthallenordnung wer— 
den mit Geldftrafe bis zu 30 Mark oder im Falle des Unver— 
mögens mit Haft bis zu 8 Tagen beftraft. 


5 9. Borftehende Bolizeiverordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Verkündigung an Stelle der früheren den gleichen Gegen: 
ftand betreffenden marftpolizeilihen Anordnungen in Kraft. 


Sranffurt a. M., den 30. Juni 1891. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt Nr. 31 ©. 121 ff.) 


18. Befanntmadhung. 


Die nadjtehenden, auf übereinftimmenden Beſchlüſſen des 
Magiftrat3 und der Stadtverordneten:Berfammlung beruhenden, 
bom Bezirk! - Ausihuß in Wiesbaden unterm 20. December 
1894 genehmigten Abänderungen und Ergänzungen des Orts: 

” 


1. Februar 1889 „ — 
ſtatuts vom 58. Juni 18098 über die Benußung der ſtädti— 
Ihen MWaflerleitung werden hiermit zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 

Frankfurt a M., den 19. April 1895. 
Der Magiitrat. 


Adickes. 


Abänderungen und Ergänzungen des 
Ortsſtatuts, 

betr. die Benutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung 

in Frankfurt a. M. zum Privatgebrauch, 
1. Februar 1889 
28. Juni 1892 

Auf übereinftimmende Beihlüffe des Magiftrat3 und der 
Stadtverordneten:Berfammlung ſowie mit Genehmigung des 
Bezirks-Ausſchuſſes in Wiesbaden wird das DOrtöftatut, betr. 


die Benugung der ſtädtiſchen Waflerleitung in Frankfurt a. M. 
1. Februar 1889 


28. Juni’ 1892 





bom 


zum Brivatgebraud), vom abgeändert und er— 


gänzt wie folgt. | 
1. Der $ 2 erhält als zweiten Abja den Zuſatz: 

„Hals don einem an das ftädtiihe Rohrnetz ange: 
„Ihlofjenen PBrivatgrundftüd ein Theilgrundſtück abgetrennt 
„wird und in anderes Eigentum übergeht, jo muß die 
„Waflerverforgung des abgetrennten Theils mitteljt jelbit: 
„Händiger, auf Koſten des neuen Eigenthümers herzu: 
„ſtellender Abzweigung nad der „ſtädtiſchen Leitung dann 
„erfolgen, wenn eine Vereinigung dieſes Theilftüds mit 
„einem bereit angeſchloſſenen Grundſtück desjelben Eigen 
„thümers nicht ftattfindet.“ 

2. Im 8 5, Abſchnitt 2, werden die „25 mm“ abge: 
ändert auf 
„30 mm”; 


*) Siehe Bd. VI. ©. 30, 34 —41. 


10. 


. dajelbft wird ferner im zweiten Abſatz der Zuſatz 


„e bei 30 mm-Röhren 11,00 kg“ 
eingefügt, ſowie 


. der Abſchnitt 3 dahin abgeändert und ergänzt 


„3. Für Leitungen von mehr als 30 mm Durch— 
„meiler find nur Nöhren aus innen und außen ladirtem 
„Bußeifen, Für Warmwaſſerleitungen jedoch 
„wur galvanifirte ſchmiedeeiſerne, Fupferne 
„und Meifing: Röhren zuläſſig“; 


. der Schlußſatz im Abſchnitt 7 „Bei allen übrigen Ueber: 


läufen ift die Führung in3 Freie dann anzuordnen, wenn 
auf andere Weiſe der Abflug nicht ſichtbar herzuftellen 
it.“ wird durch den folgenden erjeßt 

„Bei allen übrigen Weberläufen kann die Führung 
„Ins Freie dann angeordnet werden, wenn der Abfluß 
„nicht über einen mit Ablauf verjehenen Behälter auf: 
„tallend ſichtbar Herzuftellen iſt“; 


. der Abſchnitt 12 erhält als zweiten Abſatz den Zuſatz 


„Für jedes Glojet, jedes Piffoirbeden, ſowie für jede 
„PBilfoirjtandlänge von 1,20 m ift ein Spülapparat er: 
„forderlich“; 


Hendlich wird im 8 5 als neuer Abſchnitt (13) hinzu— 


gefügt 

„13. Piſſoirs mit ſelbſtthätig intermittirender Spü— 
„lung können ausnahmsweiſe in Räumen mit ſtarkem 
„Perſonenverkehr zugelaſſen werden.“ 


. Der 8 10 erhält als neuen Abſatz den Zuſatz 


„Der nad) b zu erhebende Betrag kann jedoch nicht 
„geringer jein, wie der nah a zu dveranlagende Betrag.“ 


. Sm $ 12 werden bei „II. für Gärten“ die Worte 


„und Höfe“ 
beigefügt, und 
zu IVb die Morte „fortwährender Spülung pro m 
Standlänge” durd) 
„jelbitthätig intermittirender Spülung Pr m Stand: 
„länge oder für jedes Beden“ 


erſetzt. 


I1: 


12. 


13. 


en 


Im 8 20 werden bei a „für Gärten” die Worte 
„und Höfe“ 

eingefügt, ſowie 
in den beiden legten Abjägen die Worte von „bei einem 
Waſſerverbrauch ꝛc.“ bis „von der Stadtgemeinde zu 
tragen“ eriegt durch 

„der Preis des über 500 cbm im Bierteljahr ver— 
„brauchten Waſſers 

„a) für April-September 15 Big. 

„D) „ October-März 10 „ pro chm. 


„Verrechnung von einem auf ein anderes Vierteljahr iſt 


„unzuläflig. | 

„Auch find, falls in einem an die ftädtiiche Waſſer— 
„leitung angeſchloſſenen Grundftüf Einrichtungen zum 
„Zwed der ummittelbaren Begießung für Gärten und 
„Höfe vorhanden find, die Kojten der vom Tiefbau: Amt 
„verlangten Einführung der Ylußwafferleitung von der 
„Stadtgemeinde zu tragen.“ 
Im $ 23 werden bei e in der eriten, zweiten und dritten 
Zeile die Worte 

„Piſſoirs mit fortwährender Spülung oder” 
jowie 

„b und“ 

geitrichen. 


Frankfurt a. M., den 11. December 1894. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


Das Ortsſtatut vom 1. Februar 1889 wird mit vor— 


jtehenden Abänderungen und Ergänzungen vom 11. December 
1894, jowie mit den Ergänzungs-Beftimmungen vom 28. Juni 
1892 unter dem heutigen Tage hiermit neuerdings zur Ber: 
öffentlihung gebradt. 


Frankfurt a. M., den 19. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adides. 


(Stärt. Anzeigeblatt Nr. 35 ©. 255.) 


———— 


19, Ortsſtatut, 


betreffend die Benutzung der ſtädtiſchen Wafler: 
leitung in Frankfurt a. M. zum Privatgebrauch. 


Nach Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und 
mit Genehmigung des Bezirks-Ausſchuſſes werden auf Grund des 
5 3 des Gemeinde-Verfaſſungsgeſetzes vom 25. März 1867 für 
die Benutzung der ſtädtiſchen Wailerleitung zum Privatgebraud 
folgende ſtatutariſche Anordnungen getroffen: 


1. Anmeldung zur Waflerentnahme. 


s 1. Wer aus der ftädtiichen Leitung Waller entnehmen 
oder die bereit3 vorhandene Anſchlußleitung für andere, bislang 
nicht angemeldete Räume oder Zwecke benußen will, hat dieſes 
dem Rechneiamt ſchriftlich unter Benutzung der gedrudten An— 
meldejcheine anzuzeigen. 

Die Anmeldenden haften für die genaue und wahrheits— 
getreue Ausfüllung der Anmeldejcheine.. Sie unterwerfen ſich 
durch deren Unterſchrift ſämmtlichen Beitimmungen dieſes Sta- 
tuts, jomwie etwaigen nachfolgenden Beränderungsbeitimmungen. 
Das ftädtifhe Tiefbau-Amt ift berechtigt, die gemadhten Angaben 
durch jeine Beamten, denen der Zutritt zu Jämmtliden Räumen 
des mit Waſſer zu verjorgenden Grundftüds geftattet werden 
muß, prüfen und nöthigenfall3 berichligen zu laſſen. 


II. Ausführung und Beſchaffenheit Der Zu: 
leitungen, jowie der Privatleitungen im Innern 
der Grundſtücke. 


5 2. Wer eine Abzweigung aus der flädtilchen Leitung 
in ein Privatgrundftüf anzulegen oder zu verändern wünjdt, 
hat dies tem Tiefbau Amt anzuzeigen. Derartige Anmeldungen 
werden bon den Nubnießern oder Miethern eines Grundftüds 
dann angenommen, wenn zugleid die bejondere jchriftliche Ge— 
nehmigung des Eigenthümers beigebracht wird. 

Falls von einem an das ftädtifche Rohrnetz angejchloffenen 
Privatgrundftüd ein Theilgrundftüd abgetrennt wird und in 
anderes Eigenthum übergeht, jo muß die Waflerverjorgung des 
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abgetrennten Theils mittelſt ſelbſtſtändiger, auf Koſten des neuen 
Eigenthümers herzuſtellender Abzweigung nach der ſtädtiſchen 
Leitung dann erfolgen, wenn eine Vereinigung dieſes Theilſtücks 
mit einem bereits angeſchloſſenen Grundſtück desſelben Eigen— 
thümers nicht ſtattfindet. 

Z 3. Die Zuleitungsröhren vom ſtädtiſchen Hauptrohr nad) 
dem Privatgrundſtück werden ſeitens des ſtädtiſchen Tiefbau— 
Amts auf Koſten der betreffenden Eigenthümer bergeftellt. 

Die Abzweigung beginnt mit dem Wbzweigftugen und 
endigt mit dem Schieber, bezw. Anflantiehftüd etwa 1 m von 
der Grundſtücksgrenze. 

Dem Magiftrate bleibt es vorbehalten, an Stelle der that- 
ſächlich entſtehenden Koften die Bezahlung von Pauſchſummen, 
welche den auf die halbe Straßenbreite berechneten Koften ent= 
Iprechen, zu bejtimmen. 

Dieſe Zuleitungen bleiben Eigenthum der Stadigemeinde, 
melde aud alle Ausbeſſerungen derjelben zu eigenen Koften 
übernimmt. 

S 4. Die Herftellung und Inftandhaltung der Privat: 
leitungen bleibt den Eigentümern der betreffenden Grundſtücke 
überlafien, jedoch dürfen die betreffenden Einrichtungen erſt nad 
Genehmigung jeitens des ſtädtiſchen Tiefbau: Amts ausgeführt 
werden. 

Zu diefem Zweck ift demjelben vor Beginn der beabjich: 
tigten Eintihtung ein genauer Plan derjelben, jowie ein Lage: 
plan des betreffenden Grundftuds, deren nähere Erforderniſſe 
der Magiftrat zu bejtimmen hat, in zwei Ausfertigungen zur 
Genehmigung einzureichen. 

Die eine Ausfertigung derjelben erhält der linternehmer 
mit dem Genehmigungspermerf verjehen zurüd. 

Durh die Genehmigung übernimmt jedodh die Stadt: 
gemeinde feinerlei Gewähr oder VBerantwortlichfeit für die Zweck— 
mäßigfeit und kunſtgerechte Ausführung der betreffenden Anlagen. 

8 5. Im Mllgemeinen find für die inneren Leitungen 
folgende Bedingungen maßgebend: 

1. Zur Siderung des Grundftüds gegen Waſſerſchäden ijt 
nächſt der Frontmauer an einer leicht zugänglichen Stelle 
ein Privat-Abſchlußhahn mit Entleerungsvorridtung in 
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die Leitung einzuhalten. Die Anlage weiterer derartiger 
Privat: Abihlußhähne mit Entleerungsvorridtung unter: 
liegt bejonderer Genehmigung. 


. Die bei der Leitungsanlage zu verwendenden Bleiröhren, 


welche nur bis zu eimer lichten Weite von 30 mm zu: 
läjfig find, müflen mit einem Scwefelbleiüberzuge ver: 
jehen und von gutem gleihmähigen Material fein. 
Die Gewichte der Bleiröhren per laufenden Meter 

jollen wenigitens betragen: 

a) bei 10 mm:Röhren 1,50 kg 

D).-18: , „ 275. 

ee. 2 450 , 

d) „ 235 „ „650 „ 

©) 790%, ;; » 34.00: 


. Yür Leitungen don mehr ald 30 mm Durchmeſſer find 


nur Röhren aus innen und außen ladirtem Gußeifen, 
für Warmwaſſerleitungen jedoh nur galvanifirte ſchmiede— 
eiferne, fupferne und Mejling: Röhren zuläjlig. 


. Sämmtlide Röhren und Leitungstheile müſſen einen 


dauernden inneren Drud von 20 Atmoiphären aushalten 
fönnen. 


. Die Leitungen müſſen überall vor Froſt geſchützt und, 


wo dieſes nicht erreiht werden kann, mit Entleerung®&: 
borrihtungen verjehen fein. 


. Sn den Drudleitungen dürfen feine Hähne verwandt 


werden, welche ein plößlide® Schließen des Ausfluſſes 
geitatten. 


. Die in der Leitung einzujhaltenden Apparate (Bentile, 


Spülvorrihtungen, Badeeinrihtungen) müſſen ihrer tech— 
niſchen Konftruftion nad vom Tiefbau-Amte genehmigt 
jein. An allen Wafjerbehältern find Ueberläufe zuläflig. 
Bei Badewannen fönnen diejelben direft in die Ablauf: 
röhren geführt werden. Bei allen übrigen Ueberläufen 
fann die Führung ins Freie dann angeordnet werden, 
wenn der Abfluß nicht über einen mit Ablauf verjehenen 
Behälter auffallend fihtbar herzuftellen it. 


. Wenn die MWaflerentnahme in einer Leitung nicht direkt, 


jondern mittelft eines Wafferbehälters geichieht (tie bei 
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Badeeinrihtungen, Dampfleffeln u. dgl.), jo ift die Ein- 

mündung oberhalb des höchſten Waſſerſpiegels anzubringen. 

9. Zur Verminderung der die Anlagen ſchädigenden Rüde 
ftöße in den Leitungen ift an dem oberiten Theile des 
Steigrohres ein genügend großer Windfeffel anzubringen. 

10. Bei Wafleranlagen in Häufern, welde mehrere Mieth- 
wohnungen enthalten, ijt diht am gemeinjchaftlichen Steig- 
rohre für jede betreffende Nebenleitung ein Haupthahn 
von gleihen Querſchnitt der Abzweigung anzubringen, 
jo daß die Ausſcheidung jeder einzelnen Miethabtheilung 
von der Waſſerverſorgung möglich wird. 

11. Waflerleitungsvorridtungen für Gärten, Springbrunnen 
u. dgl. dürfen von der Privatleitung exit hinter dem 
Haupthahnen abgezweigt werden, müſſen mit bejonderer 
Abſperr-, eventuell auch Leerlaufs-Einrichtung verjehen 
jein und zur Froſtzeit außer Gebrauch gejeßt werden. 

12. Waflerclojet3 und Piſſoirs dürfen mit der Privatleitung 
nicht in Direkte Verbindung gejeßt werden und müſſen jo 
conſtruirt ſein, daß bei jeder Benutzung nur eine be— 
ſtimmte, zu einer kräftigen Spülung hinreichende Waſſer— 
menge verwendet wird. 

Für jedes Cloſet, jedes Biffoirbeden, jowie für jede 
Piffoirftandlänge von 1,20 m ift ein Spülapparat er— 
forderlich. 

13. Piſſoirs mit ſelbſtthätig intermittirender Spülung können 
ausnahmsweiſe in Räumen mit ſtarkem Perſonenverkehr 
zugelaſſen werden. 

8 6. Die im 8 5 aufgeführten allgemeinen Genehmigungs— 
bedingungen fünnen von dem Magiftrate nach vorher einzuholen 
der Genehmigung der Stadtverordnetenverfammlung dem jeder: 
zeitigen Bedürfniß entiprehend abgeändert oder durch andere 
öffentlid befannt zu machende Beltimmungen ergänzt oder erjeßt 
werden. Der Magiftrat kann in bejonderen Fällen nad feinem 
Ermeſſen von dem Einhalten der eigen oder anderen Bedingung 
ganz oder theilweiſe befreien. 

8 7. 3u jeder Abänderung der Privatleitungs-Einrid)- 
tungen bedarf es einer. erneuerten Genehmigung des Tiefbaus 
Amts. 


IN 


$ 8. Nah Vollendung der Einrihtung einer Privatleitung 
wird bdiejelbe in Gegenwart des ausführenden Techniker don 
einem Beamten des Tiefbau:Amt3 auf ihre vorichriftgmäßige 
Ausführung unterfuht und unter Anwendung des erforderlichen 
Maflerdruds auf ihre Dichtigkeit probirt. — Den Probeapparat 
bat der Unternehmer bereit zu halten. — Jede ſich hierbei 
zeigende Undichtigfeit oder vorſchriftswidrige Ausführung über- 
haupt ift fofort zu verbeſſern. Erft wenn die ganze Anlage 
genehmigt ift und der Beiteller jeine Verbindlichkeiten erfüllt 
bat, kann die Waflerentnahme beginnen. 


III. Waflergeld. 


S 9. Der Anſchluß an die ftädtiiche MWafjerleitung, ſowie 
die Entnahme von Waſſer aus derfelben verpflichtet, — ſoweit 
diefes Statut niht Ausnahmen enthält, — zur Entridtung 
eines Maflergeldes nah Maßgabe der nachfolgenden Beltim: 
mungen. 

$10. Für die an die ftädtiihe Waſſerleitung angeſchloſſe— 
nen Grundftüde und Räume wird dad Waſſergeld entweder 

a) auf Grund einer Veranlagung (Einfhätung) oder 
b) nad Verhältniß des thatſächlichen Verbrauchs auf Grund 
bon Wafjermefjern 
erhoben. 

Der nad) b zu erhebende Betrag kann jedoch nicht geringer 

fein, wie der nad a zu veranlagende Betrag. 


A. Erhebung nad) Beranlagung. 


$ 11. Die Erhebung nad Veranlagung ($ 10a) tritt in 
allen Fällen ein, für welche dieſes Statut nicht andermweite Be— 
ſtimmungen enthält. 

$ 12. Das im Wege der Veranlagung zur Erhebung 
gelangende Waffergeld beträgt: 


I. für Wohnungen: 
a) für jede 25 Mark jährlihen Miethwerth Mark 1.—. Jede 
angefangenen 25 Marf werden für voll berechnet; 
b) Wohnungen bis zu einem jährlihden Miethwerth von 
250 Mark bleiben, jofern das Waller nur zu häuslichen 
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Zwecken verwendet wird, von der Entrichtung des Waſſer— 
geldes befreit. Das Tiefbau-Amt iſt jedoch berechtigt, 
dieſe Befreiung in Wegfall zu bringen, falls trotz er— 
gangener Verwarnung eine Waſſervergendung ſtattfindet. 


IM. für Geſchäftsräume, 


in welchen 

1. Waffer zum Geſchäftsbetrieb nicht erforderlich erjcheint, 
vielmehr das Waller lediglih zum Trinken, Waſchen der Ber: 
jonen, Reinigen der Räume oder zur Spülung von Cloſets 
benußt wird und melde mit Wohnräumen nicht unmittelbar 
verbunden find: 

a) bei einem jährlichen Miethwertb bis zu 1000 Marf 

10 Marf, 

b) bei einem höheren Miethwerth für jede mweiteren 1-—200 

Mark jährlihen Miethwertyes je 1 Mark. 

2. Waſſer zum Gejchäftsbetrieb erforderlich” erſcheint oder 
welche mit Wohnräumen in Verbindung ftehen, iſt das Waſſer— 
geld — unbejchadet der Vorſchriften in $ 12 Nr. IV — nad) 
den Beltimmungen unter Nr. I des $ 12 zu entrichten (ver- 
gleihe jedoch S 16a). 

Melde Geihäftsräume unter Nr. 1 oder 2 der Nr. II 
fallen, entſcheidet das Tiefbau-Amt. AS Miethwerth gilt in 
den Fällen I und IT der, der ftädtiihen Miethiteuer zu Grund 
gelegte Mieth=, bezw. Wohnmerth der betreffenden Räume, bezm. 
wenn die Lofalitäten nicht zur ſtädtiſchen Miethiteuer veranlagt 
find, der bon dem Rechnei-Amt feitzuftellende Mieth:, bezm. 
Mohnmerth. 


II. für Gärten und Höfe: 


Falls Einrihtungen zum Zweck der unmittelbaren Be- 
giekung vorhanden find: 
a) bi3 zu 1000 qm Fläde für jede 100 qm jährlich 
5 Marf; 
b) für ſolche von mehr als 1000 qm bis zu 5000 qm 
Fläche außerdem für die folgenden je 200 qm 6 Mar. 
c) für größere, mehr als 5000 qm haltende Flächen bleibt 
befondere Beftimmung vorbehalten. 


In den Fällen a und b werden jede angefangenen 100 
bezw. 200 qm für voll gerechnet. 


IV. 


In allen Fällen (J., II., III.) ift außerdem befonders zu 
zahlen: 
a) für jede Badeeinrihtung jährlih 6 Mark; 
b) für Piſſoirs mit jelbjtthätig intermittirender Spülung 
pro m Standlänge oder für jedes Beden jährli 10 Mark; 
ce) für Springbrunnen oder Beriefelungsanlagen ein vom 

Tiefbau Amt zu beftimmender Pauſchbetrag, welcher ent: 

weder duch Meffung oder durch Schätung des Durd): 

ſchnittsverbrauchs auf Grund einer Aihung ermittelt wird. 

In den Fällen b und c kann nad dem Ermeſſen des 
Tiefbau: Amts Abgabe des Waſſers nah Waſſermeſſer verlangt 
werden. In diefem Falle findet der $ 16 „Anwendung. 

5 13. In Miethhäufern, in melden ſich offene, gemeine 
ſchaftliche Zapfitellen (Cloſets, Waſchküchen ꝛc.) befinden, find 
ſämmtliche Hausbewohner verpflichtet, nach Maßgabe dieſes 
Statuts Waſſergeld zu zahlen. (Vergl. jedoch $ 12 Ib.) 

S 14. Die Bezahlung des gemäß den Beftimmungen in 
88 12 und 13 zu entrichtenden Waffergelds liegt dem Inhaber 
(Eigenthümer, Nußnießer, Miether) der betreffenden Grundftüde 
oder Räume ob. 

Bei Gärten (Mr. III des S 12) und Hydrauliichen Be: 
trieben ($ 16c), welche der gemeinſchaftlichen Benugung mehrerer 
Bewohner derjelben Liegenjchaft dienen, ift der Eigenthümer 
oder Nußnießer der Liegenschaft zur Zahlung verpflichtet. 

Gleiches gilt von Springbrunnen, Hinfichtlih welcher Die 
Zahlung des Waffergeldes nicht von Anderen übernommen: ilt. 

S 15. Das nad Veranlagung zu zahlende Waſſergeld 
($ 12—14) ift in vierteljährlihen Theilzgahlungen im Voraus 
zu entrichten. 

Die Veranlagung und Hebung des Waſſergeldes erfolgt 
durch das ſtädtiſche Rechnei-Amt, welchem ſeitens des ſtädtiſchen 
Tiefbau: Amts die zur Veranlagung erforderlihen Mittheilungen 
zu maden find. 
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Die Veranlagung erfolgt, abgeſehen von der erſten Ver— 
anlagung, halbjährlich zum 1. April und 1. October. 

Wer innerhalb des Halbjahres zum Waſſerbezug aus der 
ſtädtiſchen Leitung angemeldet wird (ſei es, daß er bisher über— 
haupt noch kein Waſſer aus derſelben bezog, ſei es, daß er die 
bereits vorhandene Leitung ausdehnen oder zu anderen, bislang 
nicht angemeldeten Räumen oder Zwecken benutzen will), iſt 
vom erſten desjenigen Monats, in welchem die Anmeldung er— 
folgte, zur Zahlung des Waſſergeldes, bezw. des höheren Waſſer— 
geldes verpflichtet. 

Eine innerhalb des Halbjahres erfolgende, völlige der 
theilweiſe Abmeldung des Waſſerbezugs (wozu jedoch eine bloße 
Veränderung im Waſſerbezuge wegen Wechſelns der Wohnung 
nicht gehört) verpflichtet zur Zahlung des bisherigen Waſſer— 
gelde3 bi3 zum Ablauf desjenigen Monats, in welchem die Ab— 
meldung erfolgte. 

Im Uebrigen werden alle jonftigen, innerhalb des Halb- 
jahres eingetretenen Veränderungen im Waflerbezuge, nament: 
ih in Folge eines Mechjel der Wohnung oder einer Aende— 
rung des Miethswerths der letzteren erſt vom Beginn des 
nächſten Halbjahr und nur dann zu Gunjten des Verpflichteten 
berückſichtigt, wenn ſie vorher angemeldet ſind. 

Ebenſo iſt die Verpflichtung zur Zahlung des Waſſergeldes 
nicht dadurch bedingt, daß während des Zeitraumes der Ver— 
anlagung eine Benutzung der Waſſerleitung thatſächlich ftatt- 
gefunden hat. 


B. Erhebungen nach Waſſermeſſern. 


S 16. Die Erhebungen des Waſſergeldes nah Waſſer— 
meflern ($ 10b) findet ftatt bei Benußung der Wafferleitung : 
a) für Fabriken und jolche gewerbliche oder landwirthſchaft— 
liche Betriebe, welche größere Waſſermengen verbrauden 
(Frärbereien, Gerbereien, Brauereien, Brennereien, Gärt- 
nereien, Biehhaltungen u. ſ. w.), 
b) für Bauten und fonftige vorübergehende Zmede, 
c) bei Wafjerabgabe für Hydraulifche Betriebe mit Ausnahme 


derjenigen, welche fih in Häufern zum Alleinbewohnen 


befinden und lediglich häuslichen Zwecken dienen, 
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d) in allen Fällen der Waſſerentnahme, wenn nad dem 
Ermeſſen de3 Tiefbau: Amt3 eine Vergeudung des Waſſers, 
insbejondere eine Webertretung der Vorichriften in 8 25 
zu befürchten jteht. 

Der Preis de8 chm Waſſer in den Fällen a bis d beträgt 
während der Monate April bis September 25 Pfg., mährend 
der Monate October bis März 15 Pfg. 

Melhe Fabriken und Gemwerbebetriebe unter a fallen, ent: 
icheidet da& Tiefbau Amt. Demjelben bleibt auch überlaffen, 
im Falle a und b von der Aufitellung der Waſſermeſſer Ab— 
ftand zu nehmen und ftatt deſſen einen durch Aichung des 
Ausflußrohres oder jonft zu ermittelnden Durchſchnittsverbrauch 
der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Ss 17. Die Waflermeffer werden vom ftädtifhen Tiefbau: 
Amt unentgeltlih dargeliehen, do fallen dem Konjumenten 
alle Unterhaltungs: und Erneuerungskoſten zur Laft, melde 
nicht durch die ordnungsmäßige Abnutzung des Meſſers veran— 
laßt werden. 

$ 18. Das nah $ 10 zur Erhebung gelangende Waſſer— 
geld kann nad Ablauf eines jeden Monats von dem Rechnei— 
Amt erhoben werden. | 

$ 19. Das Waſſergeld ift eine für die Benußung der 
ſtädtiſchen Waſſerverſorgungs-Anſtalt zu entrichtende bejondere 
Abgabe (Gebühr), welche gemäß S 75 des Gemeinde-Verfaſſungs— 
Gejeges und $ 1 Nr. 3 der Verordnung vom 22. Sept. 1867 
(6. Bl. p. 1553) der Beitreibung im Verwaltungs-Zwangs— 
verfahren unterliegt. 

820. Das Tiefbau-Amt ift den Waflerentnehmern gegen: 
über beredtigt, an Stelle von Quelle oder Grundwaſſer aud) 
Flußwaſſer zu liefern: 

a) für Gärten und Höfe (S 12, ID. 

b) für Springbrunnen und Bifjoirs (6 12, IV. h. c.), 

ce) für Bauten (8 16b), 

d) bei Wafjerabgabe für hydrauliſche Betriebe, 

e) für jonftige geeignete größere gewerbliche Zwecke nad 
dem Ermeſſen des Magiftrats. 

Die Verpflichtungen der Waſſerentnehmer werden hier: 
dur nicht geändert. Jedoch beträgt in den Fällen d und e 
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der Preis des über 500 cbm im Vierteljahr verbraudten 
Waſſers 
a) für April-September 15 Pfg. 
b) „ October März 10 , 

Verrehnung von einem auf ein anderes Vierteljahr ift 
unzuläjlig. 

Auch find, falls in einem an die ſtädtiſche Waijerleitung 
angejchloffenen Grundftüd Einrihtungen zum Zwed der unmittel= 
baren Begießung von Gärten und Höfe vorhanden jind, die 
Kojten der vom Tiefbau: Amt verlangten Einführung der Fluß— 
waſſerleitung von der Stadtgemeinde zu tragen. 

Ss 21. Die Benugung der auf den öffentlihen Straßen 
und Pläßen befindlihen Röhrbrunnen der ftädtiichen Wailer- 
leitung jteht Jedermann, jedoch lediglich für den gewöhnlichen 
Hau&bedarf unentgeltlich frei, wogegen jede weitergehende Be— 
nutzung des Waſſers aus diefen Brunnen, insbejondere zu ge: 
werbliden und landwirthſchaftlichen Zwecken, jowie das Holen 
des Waſſers mittelit Hand oder anderen Yuhrwerfs unterjagt ift. 

5 22. Alle unter obigen Beltimmungen nicht vorgejehenen 
Fülle der Waſſerentnahme aus der ftädtiichen Leitung bleiben 
bejonderer Vereinbarung mit dem Magijtrate vorbehalten. 


IV. Gebraucdhsbeitimmungen. 


5 23. Bei der Wailerentnahme auf Grund von Ber: 
anlagung ($ 12 ff.) darf: 

a) das Waller nur für die im Anmeldeformular ($ 1) bee 
zeichneten, bezw. bei der Feitiegung des Waſſergeldes vor: 
geiehenen Räume und Zwecke benugt werden, außer zur 
Unterdrüdung von Feuersgefahr. 

Insbeſondere iſt es unterjagt, das Waſſer zum Bes 
Iprengen oder Beriejeln von Gärten oder Höfen zu ver— 
wenden, für melche nicht gemäß S 12, III ein Waſſergeld 
entrichtet wird, jedoch ift ein Begiegen mit Handgiekfannen 
geitattet ; 

b) darf fein Waller an dritte Verjonen, jei es unentgeltlich 
oder gegen Vergütung, abgegeben werden. 

e) darf das Waſſer, abgejehen von Springbrumnen ($ 12, 
IVe), nicht fortdauernd aus der Leitung fließen, vielmehr 


pro cbm. 
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ift jeder Krahnen ſofort nad) dem Gebrauch wieder zu 
ſchließen und jede Waflervergeudung zu vermeiden; 

d) dürfen Feuerhähne nur bei Feuersgefahr geöffnet, nicht 
aber zu anderen Zwecken benußt werden; 

e) darf auch bei dem befugten Beiprengen von Straßen, 
Gärten und Hofräumen u. ſ. w. ein Beriefeln nicht ftatt- 
finden, vielmehr muß Derjenige, welcher die Beiprengung 
ausführt, ven Schlau in der Hand behalten. 
$ 24. Dem Magijtrat jteht die Befugniß zu, nad) feinem 

Ermeijen für bejonders geeignete Fälle die Wafjerentnahme nur 
auf Grund bejonderer Gebrauchsbedingungen zu gewähren. 

S 25. Zumiderhandlungen gegen die Vorjchriften des $ 23 
werden — unbeschadet der jonftigen civil: und ſtrafrechtlichen 
Holgen — auf Grund der Polizeis-Berordnung dom heutigen 
Tage mit Geldbuße bis zu 30 Mark, eventuell mit entjprechender 
Haft beitraft. Ueberdies fann bei fortdauernder Wafjervergeudung 
und vergeblicher Beitrafung jeitens des Magiftrats die Schließung 
der Privatleitung verfügt werden. 


V. Sonftige Beitimmungen. 


8 26. Dem Waſſerabnehmer fteht fein Anſpruch auf 
Schadenerſatz zu wegen Unterbrehung der Wafjerlieferung, oder 
weil er das Waſſer nicht in genügender Menge oder Beſchaffen— 
heit oder unter dem gewünjchten Drud erhält. 

Ss 27. Sollte der Waflerborratd der ftädtiichen Waſſer— 
leitung ſich derart verringern, daß für den öffentlichen oder für 
den unmittelbaren häuslichen und wirthichaftlihen Bedarf ein 
Maflermangel zu befürdten fteht, jo kann die Benußung des 
Waſſers zunädit für Zurus= und ſodann für gewerbliche Zwecke 
vom Meagiftrate beichränft oder ganz unterfagt werden, ohne daß 
diejerhalb Entſchädigungs-Anſprüche irgend welcher Art, ins— 
bejondere wegen Entwertdung bejtehender Anlagen geltend ge: 
macht werden fönnen. Jedoch haben die Beteiligten einen Anz: 
ſpruch auf entiprehende Ermäßigung des Waflergeldes nad 
Maßgabe des 8 15 des Statuts. 

$ 28. Gegen die Veranlagung oder Berechnung des 
Waſſergeldes jeitens des Rechnei-Amts fteht binnen einer Aus— 
Ihlußfrift von zwei Wochen die Beſchwerde an den Magiftrat zu. 
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Gegen den Beſchluß des Letzteren findet die Klage im Ver— 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. 

8 29. Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. April 
1889 in Kraft. Mit diefem Zeitpunfte find ſämmtliche früheren 
wegen der Benutzung der ftädtiihen Wafferleitung erlaffenen 
Beltimmungen aufgehoben. 


Frankfurt a. M., den 19. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 


20. Polizei-Verordnung, 


betreffend den Schutz der ſtädtiſchen Waſſerleitung 
zu Frankfurt a. M. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
über die Bolizeiverwaltung in den neu erworbenen Zandestheilen 
bom 20. September 1867 und der SS 143 und 144 des Ge— 
jees über die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 
wird, bezw. unter Zuftimmung des hieſigen Magiftrat3 und 
unter Bezugnahme auf das für die Benukung der ftädtijchen 
Maflerleitung erlaffene Ortsſtatut vom 19. April 1895 für den 
Bereih der Stadt Frankfurt a. M. folgende Bolizei-Verordnung 
erlaffen: 

Ss 1. Alle Beihädigungen der ſtädtiſchen MWaflerleitung und 
der dazu gehörigen Sammel: und jonftigen Anlagen und Zus 
behörungen ſammt Rohrleitungen, ſowie der darüber befindlichen 
Erodeden und Anpflanzungen, ferner die Zerftörungen und Bes 
Ihädigungen der Brunnen und Brunnendedel, der Lufthähne, 
Schieber und fonftigen Vorrichtungen, die Zerftörung, Entfernung 
oder Beichädigung der zur Bezeichnung der Tracen des Röhren 
ſtranges eingejeßten Steine und fonjtigen Merkzeichen, ſowie 
endlich alle den Betrieb der Waiferleitung ftörenden Handlungen 
an den Wafjerwerfen, wie das unbefugte Deffnen und Schließen 
der Lufthähne und Schieber ıc. find verboten. 

F 2. Jede unbefugte Ableitung oder jonjtige ftatutwidrige 
Benußung der ſtädtiſchen Wafferleitung, ſowie die Ueberjhreitung 
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der für die Mafferentnahme in $ 23 des oben erwähnten Statut 
enthaltenen Gebrauchsbeſtimmungen, insbejondere jede Waſſer— 
vergeudung iſt verboten. 

Ss 3. I in einem Grundjtüd ein Cloſet oder ein Pifjoir 
an die ſtädtiſche Kanalleitung angeſchloſſen, jo muß das betreffende 
Grundſtück mit diefer Einrihtung auch an die ſtädtiſche Waffer- 
leitung angeſchloſſen werden, ſoweit nicht Ausnahmen bei vor— 
handener anderweitiger ausreichender Spülung zeitweilig dom 
Magiſtrat geftattet jind. 

Z 4. Die für Benugung der ftädtiihen Wafferleitung vor- 
gejchriebenen Anmeldungen — 8 1, 2 und 15 des Statut3 — 
mitffen vollftändig fein und die genaue Angabe der thatfächlichen 
Verhältniffe enthalten. 

8 5. Die Herftellung oder Veränderung von Privatleitungen 
hat unter genauer Beobadhtung ver Genehmigungsbedingungen 
und der diejerhalb beftehenden jtatutariichen Vorſchriften zu er- 
folgen. Ebenſo it auf die ordnungsmößige Injtandhaltung der 
Anlage, insbeſondere die völlige Dichtigkeit der Leitungen und 
Apparate zu achten und iſt den desfallligen Anordnungen des 
Magiftrat3 (Tiefbauamt) unmeigerlih Folge zu leiften. 

$ 6. Die Inbetriebfegung einer neuhergeftellten oder ver: 
änderten Brivatleitung darf vor deren Genehmigung jeitens des 
Magiftrats (Tiefbauamt) nicht ftattfinden. 

Ss 7. Es ift verboten, die Anſchlüſſe an die ftädtiichen 
Zuleitungsrohre, ſowie die Aufftellung und Wiederabnahme von 
Waſſermeſſern oder die Abnahme der amtlihen Verſchlußplomben 
ohne die Genehmigung des Magiftrat3 (Tiefbauamt) zu bemirken. 

S 8. Den Beamten de3 Magiftrats (Tiefbauamt) ift auf 
Berlangen jederzeit der Zutritt zu allen, von der Leitung im 
Innern des Grundftüds berührten Räumen ſeitens des Inhabers 
der letzteren zu geftatten. 

S 9. Es iſt verboten, an den ſtädtiſchen Leitungsröhren, 
den Abjperrhähnen, Berihlußflappen und dergleichen Arbeiten 
oder Veränderungen irgend welcher Art ohne Genehmigung des 
Magiftrats (Tiefbauamt) vorzunehmen. 

S 10. Wird bei eintretender Feuersgefahr ſeitens der 
PVolizeibehörde oder der Feuerlöfchpolizei die zeitweilige (völlige 
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oder theilweile) Schließung der Privatleitungen verlangt, fo ift 
diefer Aufforderung unmeigerlih Folge zu leiften. 

$ 11. Zumiderhandlungen gegen dieje Bolizei-VBerordnung 
werden, injofern nicht höhere gejegliche Strafen einzutreten haben, 
mit Geldftrafe biß zu 30 Mark, im Rückfalle mit einer ſolchen 
bon mindeſtens 10 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnip- 
mäßiger Haft geahndet. Der Erlaß von Strafverfügungen auf 
Grund diefer Verordnung fteht in den Fällen der SS 3 bis 9 
der ftädtiichen Baupolizeibehörde, im Uebrigen dem Königlichen 
Bolizeipräfivdenten hierſelbſt zu. 

$ 12. Dieſe Polizei: Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Berfündigung an Stelle der den gleichen Gegenjtand betreffenden 
Polizei-Verordnung vom 1. Oftober 1890 in Kraft. Die Polizei: 
Verordnung vom 1. Februar 1889 ift aufgehoben. 

Sranffurt a. M., den 19. April 1895. 

Der Bolizei: PBrajident. Der Magiitrat. 

Freiherr von Müffling. Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 189. — Amtsblatt No. 18.) 


21. Bekanntmachung. 


Die nachftehenden Anordnungen betr. die Freibank in 
dem bormaligen Stadtbezirt Bockenheim werden hiermit 
wiederholt zur Kenntniß gebracht. 


Frankfurt a.M., den 20. Mai 1895. 
Städtiſches Gewerbe: u, VBerfchrs: Amt. 
Matti. 


Polizei:Berordnung, 

(in der Faſſung der Polizei-Verordnung von 12. Mär; 1887) 
betreffend die Zulafjung minderwerthigen 
Fleiſches von geſchlachtetem Vieh auf der jog. 
Freibank. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöchſten Verord— 
nung vom 20. September 1367 über die Polizei-Verwaltung 
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in den neu erworbenen Landestheilen wird mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung zu Caſſel und im Einvernehmen mit 
der Gemeindebehörde für den Umfang des Stadtbezirks Boden: 
heim die nachfolgende Polizei-Verordnung erlaffen: 


8 1. Auf dem Terrain der ſtädtiſchen Schlachthaus— 
Anlage zu Bodenheim oder in nächſter Nähe derjelben wird 
eine Berfaufsftelle zum Berfauf minderwerthigen Fleiſches „vie 
Freibank“ errichtet. 


Dieje Verkaufsſtelle fteht unter polizeilicher Kontrole und 
wird als ſolche von außen entſprechend bezeichnet. 


S 2. An die Freibank ift abauliefern: 


1. Das minderwerthige Fleiſch von dem im Schlacht— 
hauſe zu Bodenheim gejchlachteten Vieh, 

2. das in ganzen DBierteln von außerhalb in Boden: 
heim eingeführte minderwerthige Fleiſch. 


S 3. Der Berfauf des Fleiihes auf der Freibank findet 
unter ſpezieller Aufliht des Schladthaustontroleurs oder deflen 
Stellvertreter zu der von der Stadtbehörde feitzujegenden und 
befannt zu machenden Tageszeit durch den Eigenthümer jelbft 
oder durch einen bon der Stadtbehörde damit beauftragten 
Fleiſchbeſchauer auf Koften des Eigenthümers und gegen Ent: 
rihtung der don der Stadtbehörde feſtgeſetzten Gebühr jtatt. 


8 4 Der Preis des Fleiſches wird don dem Scladt- 
haus - Thierarzt in Gemeinſchaft mit dem Eigenthümer und 
einem von dem Stadtvoiftande zu berufenden Sadverftändigen 
beftimmt und darf derjelbe ?a des gewöhnlichen Ladenpreifes 
nicht überfteigen. 

Der feſtgeſetzte Preis ift durch den Schlachthaus-Kontroleur 
im „Bodenheimer Anzeiger” zu beröffentliden, und muß dur) 
eine deutlich bejchriebene in dem Verkaufslokale angebrachte leicht 
fihtbare Tafel dem Publikum befannt gemacht werden. 


S 5. Der Berlauf des Fleiſches auf der Freibank darf 
nur in Quantitäten von bis höchſtens 5 Kilogramm ftattfinden; 
an MWiederverfäufer darf Fleiſch nicht verfauft werden. 


Aa" 


an 


Ss 6.*%) AS minderwertdiges Fleiſch wird angejehen, bezw. 
nad jtattgehabter Unterfuhung auf die Freibank verwieſen: 
das Fleiſch 

a) bon zu alten, oder abgemagerten, aber jonjt gefunden 
Thieren; bon alten Ebern, ſowie von zu jungen Biehftüden. 
Aus letzterem Grunde find Schaf: und Ziegenlämmer, jowie 
Kälber, welche nicht mindeftens 6 ausgebildete Schneidezähne 
Haben und bei welchen noch nicht die Vernarbung des Nabels 
erfolgt it, auf die Freibank zu verweilen, ſofern fie nicht jogar 
als gänzlich unreif für ungenießbar erklärt werden müſſen, 

b) von franfen Thieren, joweit deren Fleiſch noch feine 
für den menſchlichen Organismus Thädliche Beichaffenheit ange— 
nommen bat — jo von Lungenſeuche — kranken Viehſtücken, 
und von Thieren, welche mit fäjiger Qungenaffeftion und Tuber— 
fuloje (fogenannte Lungenſucht) ‚oder mit der Perljucht, — oder 
mit Lungenſucht und Berljucht zugleich behaftet find, und zwar 
ſolcher Art, daß noch feine allgemeine Verbreitung der Krankheit 
im Körper, insbejondere nicht durch multiple Metaftajen auf 
und in den Nieren ftattgefunden Hat und noch nicht Abmagerung 
eingetreten ift. Hat eine joldhe allgemeine Verbreitung durch 
Affektion ſämmtlicher Lymphorüfen und insbejondere dur) 
multiple Metaftajen der Nieren ftattgefunden, oder ijt bereits 
Abmagerung vorhanden, jo wird das Fleiſch für ſchädlich und 
ungenießbar erklärt. Andererſeits fann, wenn es ji um be: 
grenzte Lungenſucht mit Perlſucht, oder Lungenſucht oder Perl— 
ſucht Handelt, wobei die Lymphdrüſen des peripheriſch nächſt— 
liegenden Grenzbezirf3 des betreffenden franfen Organs gejund 
und intakt befunden werden, und das betreffende Viehftüd jung 
und fett und deſſen Fleiſch ſonſt von beſter Qualität ift, diejes 
Flesh nah Entfernung des erkrankten Theils von Unter— 
ſuchungsbeamten zum freien. Verkehr zugelaffen werden. 

c) von Thieren mit Krankheiten, welche dur nicht im 
Fleiſche figende und nicht auf den Menſchen üÜbergehende Para: 





, ) Anmerkung. Die nachſtehende Faſſung des $ 6 ift durch die 
Polizei-Verordnung vom 12. März 1887 (Amtsblatt f. d. Stadt: und 
—— Frankfurt a. M., Seite 165) an Stelle der früheren Faſſung 

feſtgeſetzt. 
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ſiten bedingt find — mie bei den durch Leberegel, Magen-, 
Lungen- und Blaſenwürmer bedingten Abzehrungs-Krankheiten. 
Hierbei iſt für die Entſcheidung immer der allgemeine Nähr— 
zuftand und die Qualität des Fleiſches maßgebend, e& wird bei 
ausgejprodhenem kachektiſchem, waſſerſüchtigem Zuftande ein 
Schlachtthier als vollfommen ungenießbar zu vermwerfen fein, 
wie andererjeit3 daS Tleiih eines gut genährten Stüdes dem 
freien Verkehr überlafjen werden fann, nachdem der mit den 
betreffenden Paraſiten behaftete Theil konfiszirt worden ift, 

d) von den in Folge von Erftidungsgefahr, Verftopfung 
und Knochenbrüchen, jowie von den infolge von Schwergeburten, 
innerhalb 6 Stunden nad begonnenem Geburt3afte nothge: 
ſchlachteten Thieren, jofern fie nicht (insbeſondere die mit Ver: 
ftopfung behafteten) in den letzten 24 Stunden innerlich mit 
giftigen, oder ſcharf draſtiſch wirkenden Mitteln behandelt 
worden jind. 

Das Fleiſch von Thieren, welche binnen 24 Stunden nad 
erlittenen Knochenbrüchen nothgeſchlachte worden ſind, fann 
vom Unterfuhungsbeamten zum freien Verkehr zugelaffen werden, 

e) von Schweinen, welche fi in geringem Grade finnig 
erweiſen. Es muß jedoch deren Fleiſch vor dem Verkaufe auf 
der Freibank unter Aufficht gründlich durchgekocht werden, 

f) von fogenannten Spibebern (Kryptorditen), injofern 
fie nit nad) Zage des qu. Falles überhaupt für ganz un— 
genießbar erfärt werden. 

8 7. Die Unterfuhung des Fleifhes don geſchlachteten 
Thieren und des in Bodenheim eingeführten friſchen Fleiſches 
erfolgt durch den Schlachthaus-Kontroleur; bei dem von außer: 
halb eingeführten Fleiſch muß jedod das Urſprungszeugniß der 
Fleiſchbeſchau des Schlachtortes vorgelegt werden. Wird dasjelbe 
vom Schlachthaus-Kontroleur al3 bankmäßig beanftandet, jo hat 
der Schlahthaus-Thierarzt oder deſſen Stellvertreter zu ent— 
Iheiden, ob dasſelbe auf der Freibank zugelaffen werden fann 
oder nicht, jofern die Entſcheidung über die Genießbarfeit und 
Minderwerthigkeit des Fleiſches nicht bereit$ durch den Kreis— 
thierarzt in den feiner amtlihen Begutachtung unterliegenden 
Hüllen getroffen worden ift. 


a I 


Glaubt der Beliter des Fleiſches bei dem Ausſpruch des 
Chladhthaus-Thierarztes ſich nicht beruhigen zu können, jo 
fteht ihm frei, binnen 12 Stunden die Entſcheidung des König: 
lihen Polizei-Präſidiums einzuholen. 


Ss 8. Wer den bevorftehenden Beltimmungen jowie den 
bon der Gemeindebehörde dieſerhalb bejonders erlaſſenen Bor: 
Ihriften für die Freibanf-Ordnung zumiderhandelt, wird, joweit 
eine ſolche Zumiderhandlung nad den allgemeinen Geſetzen 
nit mit einer Höheren Strafe zu ahnden ift, mit einer Geld— 
ftrafe 6i8 zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
eine verhältnigmäßige Haft tritt, beitraft. 

5 9. Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage der 
Publikation in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 8. Auguft 1885. 
Der Königliche Polizei: Prafident. 
3. V.: Fehr v. Fund. 


Freibanf-Ordnung 
(in der Faſſung des Nachtrages zu derjelben v. 23. Februar 1886). 


Für den Verkauf minderwerthigen Fleiſches auf der Stein 
weg Nr. 12 unmeit des ſtädtiſchen Schlachthauſes zu Bodenhein 
eingerichteten Freibank wird hierdurch Folgendes angeordnet : 

Ss 1. Dem Freibanf-Berfaufe unterliegt alles Fleiſch, 
welches durch den Schlachthaus-Kontroleur als banfmäßig be— 
anſtandet und von dem Schlachthaus-Thierarzt oder deſſen 
Stellvertreter als minderwerthig, aber der Geſundheit nicht 
ſchädlich bezeichnet wird, oder welches durch den Kreisthierarzt 
in den ſeiner amtlichen Begutachtung unterliegenden Fällen der 
Freibank überwieſen wird. 


52. Für die Unterſuchung des der Freibank überwieſenen 


Fleiſches durch den Schlachthausthierarzt erhält derjelbe folgende 
Gebühren: 


2) für ein Stüd Großvih. . . . 5Mk. — Pig. 
r > Kleinvieh 1 u, 
2 e Fleiſchftücke im Gewichte bis; zu 50 Kilo 
pro Silo . . — ,60_\ 
über 50 Silo den. Betrag von . . 2. — „ 


$ 3.°) Das NAushauen und der Verkauf des Freibank— 
fleiſches wird unter Aufſicht des Schlachthauskontroleurs durch 
den ſeitens der Stadtbehörde damit betrauten Fleiſchbeſchauer 
gegen die nachverzeichneten, von dem Eigenthümer zu zahlenden 
Vergütungen ausgeführt: 
für ein Stüd Großvieh.. 2.2.2.9 ME — Big. 
„ . Scdhmen. . . Id u u 
„ „ Kalb, Hammel, Schaf "oder Biege = 1, 2.80: % 


S 4. Der Verkauf des Fleifches darf nur don Morgens 
7 bis Abends 6 Uhr ftattfinden. Der Tag des Verkaufs, ſo— 
wie der Fleiſchpreis, welch Ießterer don dem Schlachthaus— 
TIhierarzt in Gemeinschaft mit dem Eigenthümer und einem von 
der Stadtbehörde zu berufenden Sadhverftändigen bejtimmt wird, 
der aber mindeſtens "a under dem gewöhnlichen Ladenpreis 
bleiben muß, wird auf Koften des Eigenthümers im „Boden: 
heimer Anzeiger” befannt gemadt. 


S 5. Für die Benugung des Freibanklokals find incl. der 
Koften der Reinigung ap Gebühren zu entrichten: 


für ein Stüd Großvied . . . 3 3m — Pfg. 
„Kleinvieh . . . u: Es 
r Fleiſchftucke pro Kilo.. — „DD „ 


Bockenheim, den 15. Auguſt 1885. 


Der Stadtvorſtand. 
Temme. 


(Städt. Anzeigeblatt Nr. 42 S. 332.) 





*), Anmerkung. Die nachſtehende Faſſung des $ 3 iſt durch den 
Nachtrag vom 23. Februar 1886 an Stelle der früheren Faſſung 
feſtgeſetzt. 


er 


22. Befanntmadhung. 


Infolge der Eingemeindung Bodenheims in den hiefigen 
Stadtbezirt find die in leßterem geltenden Marktpolizei:Berord- 
nungen an Stelle der für den vormals Bodenheimer Gemeinde- 
bezirt erlaffenen, den gleichen Gegenftand betreffenden Polizei: 
berordnungen in Kraft getreten. 

Hiernach ſind die Polizei-Verordnung, betr. die Markt— 


a 12. September "1868 
ordnung für die Stadt Bodenheim vom - 13. Sanuar 1869 


und die Polizei- Verordnung, betr. die Abhaltung de Wochen 
marktes zu Bodenheim vom 1. October 1871 in Wegfall ge: 
fommen und ift an deren Stelle die Bolizei:Verordnung, betr. 
die Abhaltung des Wochenmarktes zu Frankfurt a. M. vom 
30. Juni 1891*) in Geltung getreten. 

Ferner wird darauf hingewieſen, daß die Polizei-Verord— 
nung, betr. die Schladthausordnung für das Bodenheimer 
Schlachthaus dom 19. September 1892 (Amtsblatt für den 
hiefigen Stadt: und Landkreis Seite 473) und die Polizei-Ver— 
ordnung, betr. die Zulaffung minderwerthigen Fleiſches von 
geihladhtetem Vieh auf der ſog. Freibanf zu Bodenheim vom 
— — (Amtsblatt für den hieſigen Stadt: und Land— 
freis, Jahrgang 1885, Seite 225 und Jahrgang 1887, Seite 
165) **) unverändert in Geltung ftehen. 

Frankfurt a. M., den 14. Mai 1895. 

Der Magtiitrat. 


Heuſſenſtamm. 











23. Bekanntmachung. 


Auf Grund des $ 3 des Reichs-Geſetzes, betr. Die In: 
validitäts: und Alters:VBerfiherung vom 22. Juni 
1889 und der Ausführungs-Anmweilung der Herren Minifter 
der öffentlichen Arbeiten, des Innern, für Landwirthſchaft pp. 


*) Abgedruckt oben ©. 49. 
**) Abgedrudt oben S. 68—72 u. 72, 73. 





jowie für Handel und Gewerbe vom 26. Juni 1890 wird 
Hiermit das Yolgende bejtimmt: 

Als Durchſchnittswerth von Naturalbezügen, welche neben 
oder an Stelle von Gehalt oder Lohn ſeitens der im $ 1 des 
cit. Reichsgeſetzes bezeichneten, der Verſicherungspflicht unter: 
liegenden Perjonen bezogen werden, gelten Hinfort für den 
ganzen Gemeindebezirt der Stadt Frankfurt a. M. — ein: 
ihliehlih Des chemals Bodenheimer Gemeinde: 
Bezirks — und zwar aufdas Jahr berechnet die folgenden Säße: 

1. Freie Beköſtigung 
a) für forfte und landwirthichaftliche Arbeiter . ME. 275 
b) „ Handlungsgehülfen und Lehrlinge fo 


Betriebäbeamte . . . „. 480 

c) „ alle N Berficerungspflichtigen . nn 435 
2. Freie Wohnung 

a) für Handlungsgehülfen und Lehrlinge . . ME. 120 


b) „ alle übrigen VBerfiherungspflidtign . . „ 75 
3. Freibier für Bierbrauereibedienftete ME. 250 
4. Freier Brand 
a) für eme Einzelperfon . 2 2 222. Mt 24 
Di 2. Balls ——— an 
5. Landnugung p pro ar. .M. 3 
Die den — Gegenſtand betr. Bekanntmachung des 
Stadtraths zu Bockenheim vom 23. Dezember 1890 tritt mit 
dem Tage der Veröffentlihung diefer Bekanntmachung außer Kraft. 
Frankfurt a. M., den 21. Mai 1895. 
Der Magiitrat. 
Heuſſenſtamm. 
(Städt. a Nr. 42 ©. 334.) 


24. TE 


Unter Bezugnahme auf Ziffer 4 der Bekanntmachung des 
Magiftrat3 vom 5. April d. 33. (Städt. Anzeigeblatt Nr. 29 
vom 10. vd. Mts. Seite 206)*) werden die nachſtehend unter 


*) Siehe oben Nr. 5 ©. 14—17 ds. Bdos. 





Ze Mn 


lauf. Nr. 1) bis 6) abgedrudten Polizei:Verordnungen unter 

dem Hinweis darauf, daß diefelden nunmehr audh für 

den vormaligen Bodenheimer Gemeindebezirf 

Giltigkeit haben, wiederholt zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Frankfurt a. M. den 6. Mai 1895. 

Städt. Gewerbe: u. Berfehrs: Amt, Feldpolizei. 


1) Bolizei:Berordnung, 


betreffend Das Verbot der Aufrichtung von 
Feimen in der Nähe von Gebäuden und 
öffentlihen Wegen. 

Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhödhften Verordnung 
über die Bolizei-:Verwaltung in den neuerworbenen Zandestheilen 
bom 20. September 1867 (Geſetz-Samml. ©. 1529), ſowie in 
Gemäßheit der SS 143 und 144 des Geſetzes über die all- 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. 
©. 195) wird für den hiefigen Gemeindebezirk die nachfolgende 
Polizei-Verordnung erlaffen. 

S 1. In den Gemarfungen des hiefigen Gemeindebezirks ift 
mit Frucht, Stroh-, Heu: und jonftigen Futterhaufen (Feimen) 
ein Abitand einzuhalten von mindeſtens 

400 Meter von Irren-, Kranken- und ähnlichen öffent: 

lihen Anitalten, 

200 Meter von fonftigen Gebäuden und 

90 Meter von öffentlihen Wegen. 

Ss 2. Die FeldpolizeisBehörde ift befugt, in einzelnen Fällen 
auf Antrag die Einhaltung geringerer Abjtände zu geftatten. 

S 3. Zumiderhandlungen gegen die Beltimmungen des 
S 1 werden mit Geldftrafe bis zu 30 Marf oder im Falle des 
Unvermögens mit entſprechender Haft beitraft. 

S 4. Gegenmärtige Polizei-Verordnung tritt mit ihrer 
Veröffentlihung an Stelle der den gleichen Gegenjtand betreffenden 
Volizei- Verordnung vom 27. März 1883 in Kraft. 

Frankfurt a. M., den 27. April 1895. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895 S. 302.) 
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2) Polizei:Berordnung, 
betreffend Die Stauung von TFeldgräben. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhödhiten Verordnung 
über die Bolizeiverwaltung in den neu erworbenen Zandestheilen 
vom 20. September 1867 (Geſetz-Sammlung Seite 1529) jo- 
wie in Gemäßheit der SS 143 und 144 des Geſetzes über die 
Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeß: 
Sammlung Seite 195) wird für den hiefigen Gemeindebezirk 
die nachſtehende Polizei-Verordnung erlafjen. 

8 1. Das Stauen der Feldgräben und Austräger darf 
nur durch regelrecht hergeſtellte Schleujen erfolgen. 

5 2. Die Anlage folder Scleufen unterliegt feldpolizei: 
liher Genehmigung. Den bezüglih der Stauung von der Feld— 
polizeibehörde getroffenen Anordnungen oder ſeitens der feld- 
polizeilichen Organe ergebenden Weijungen ift Folge zu leiften. 

8 3. Verboten iſt in&bejondere die Stauung durch Ein- 
werfen von Schutt, Steinen und jonftigen Gegenftänden. 

Ss 4. Zumiderhandlungen gegen vorftehende Anordnungen 
werden mit Geldftrafe bis zu 30 Mark oder im Falle des 
Unvermögens mit entjpredender Haft beftraft. 

S 5. Borftehende Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Verkündigung in Kraft. 

Frankfurt a M., den 4. November 1890. 

Der Magiitrat. 
Heuſſenſtamm. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 S. 308.) 


3) Polizei-Verordnung, 
betreffend die Reinhaltung der Gräben. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Zandestheilen 
vom 20. September 1867, ſowie in Gemäßheit der SS 143 
und 144 des Gejebes über die Allgemeine Landesverwaltung 


bom 30. Juli 1883 wird für den biefigen Gemeindebezirk die 
nachſtehende Polizei-Verordnung erlaffen. 

S 1. Die Beſitzer und Pächter von Grundſtücken haben . 
zur Verhütung von Stauungen des Waflerd und Flurbeſchädig— 
ungen die ihre Grundflüde durchziehenden oder begrenzenden 
Privatgräben und Austräger in ordnungsmäßigem Stande und 
in einer, dem Zu: und Abfluffe des Waſſers entjprechenden 
Breite und Tiefe zu erhalten. 

52. Inſoweit folhe Gräben die gemeinſchaftliche Grenze 
mehrerer Grundftüde bilden, haben die Beſitzer und Pächter der 
beiderjeil3 angrenzenden Grundjtüde gemeinschaftlih für die voll: 
ftändige Reinigung derjelben Sorge zu tragen, und find die— 
jelben für die Erfüllung diejer Verpflichtung ſolidariſch haftbar. 

Eine nur zum Theil erfolgende Reinigung wird in joldhen 
Fällen der gänzlich unterlaffenen Reinigung gleichgeadhtet. 

Zum Niederlegen des Auswurfes aus den die Grenze bil- 
denden Gräben ift auf jeder Seite des Grabens ein ausreichender, 
wenigitens ein Fuß breiter Wich liegen zu laffen. 

S 3. Nihtbefolgung dieſer Vorschrift, ſowie auch die Ver: 
unreinigung bon Gräben und Austrägern durch Steine, Scherben, 
Schutt, Unkraut oder Unrath wird mit Geldbuße bis zu 30 Marf 
oder im Falle des Unvermögens mit entſprechender Haft geahndet. 

S 4. Gegenmwärtige Verordnung tritt mit ihrer Veröffent: 
lichung an Stelle der den gleichen Gegenſtand betreffenden Polizei— 
Verordnung vom 29. Mai 1891 in Kraft. 


Frankfurt a M., den 27. April 1895. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





4) Polizei-Verordnung, 
betreffend die Ausrottung von ſchädlichem Un— 
kraut in den Feldern und Gärten, ſowie die 
Reinigung der Bäume von Miſteln in den Ge— 
markungen des Gemeindebezirks Frankfurt a. M. 
Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchlten Verordnung 
vom 20. September 1867, die Polizei-Verwaltung in den neu 


- * 


= —— 


erworbenen Landestheilen betreffend (G.:S. ©. 1529), ſowie 
in Gemäßheit der 88 143 und 144 des Gefehes über die All- 
gemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Gemeinde-Borftandes für den hiefigen 
Gemeindebezirk die nachſtehende PBolizei-Berordnung erlaljen. 

Z 1. Die Befiter oder Pächter von Grunditüden in den 
Gemarfungen de3 hiefigen Gemeindebezirt3 haben ihre Grund— 
ftüde von allen den Nahbargrundftüden zum Schaden gereichen— 
den Unkraut ſowie die Obitbäume von Mifteln (viscum album) 
rein zu halten. 

5 2. Wer e& unterläßt, diefer Obliegenheit innerhalb der 
bon der Teldpolizeibehörde in jedem einzelnen alle anzu: 
beraumenden Friſt zu genügen, wird mit Geldbuße bis zu 
dreißig Mark oder im Falle des Unvermögens mit entjprechen: 
der Haft beitraft, aud wird die Reinigung der Grundftüde 
oder Bäume don Amtswegen auf Koften der Säumigen ange: 
ordnet werden. 

8 3. Dieſe Vorschrift tritt mit dem Tage ihrer Beröffent: 
lichung in Kraft; gleichzeitig tritt die den gleichen Gegenjtand 
betreffende Polizei-Verordnung vom 20. September 1872 außer 
Geltung. 


Frankfurt a. M., den 23. Auguft 1892. 
| Der Magiitrat (Feldpolizei). 
Adides. 





5) Bolizei:VBerordnung, 


betreffend den Schub; der eingeläcten Felder in 
ven Gemarfungen Des Gemeindebezirts Frank: 
furt a. M. gegen Schädigung Durd Tauben. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
vom 20. September 1867, die ‘Bolizeiverwaltung in den neu 
erworbenen Qandestheilen betreffend (G.:S. ©. 1529), ſowie 
in Gemäßheit der SS 143 und 144 des Geſetzes über die All: 
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gemeine Zandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.:©. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Gemeindevorftandes für den hiefigen 
Gemeindebezirt nachſtehende Polizei-Verordnung erlaffen. 

FJ 1. Die Eigenthümer von Tauben, welde dem alljähr- 
(ih zu Beginn der Frühjahrs- und Herbit-Saatzeit bon der 
Feld-Polizeibehörde durch Bekanntmachung im Anzeigeblatt der 
ſtädtiſchen Behörden ergehenden Verbot zuwider, ihre Tauben 
innerhalb der in jener Bekanntmachung beſtimmten Zeit in die 
Felder der Gemarkungen des hiejigen Gemeindebezirks ausfliegen 
laffen, werden mit Geldbuße bis zu 30 Mark oder im alle 
de3 Unvermögens mit entjpreddender Haft bejtraft. 

J 2. Diefe Vorſchrift tritt mit dem Tage ihrer Veröffent— 
lichung in Kraft; gleichzeitig tritt die den gleichen Gegenstand 
betreffende Bolizei:VBerordnung vom 10. Dezember 1880 außer 
Geltung. 


Frankfurt a. M., den 23. Auguft 1892. 


Der Magiitrat (Feldpolizei). 
Adickes. 


6) Polizei⸗Verordnung, 


betreffend das Verbot, Hunde auf fremden Grund: 
ftüden in Den Gemarfungen des Gemeindebezirts 
Frankfurt a. M. umherlaufen zu laſſen. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verordnung 
vom 20. September 1867, die Bolizeis:Verwaltung in den neu 
ertvorbenen Landestheilen betreffend (G.:©. ©. 1529), jomie 
in Gemäßbeit der SS 143 und 144 des Geſetzes über die All: 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1383 (G.:©. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Gemeinde-Vorftandes für den hiejigen 
Gemeindebezirk nachſtehende Polizei-Verordnung erlaffen. 


Ss 1. In den Gemarfungen des hiefigen Gemeindebezirks 
it es anderen al3 den in Ausübung der Jagd befindlichen 
Perſonen verboten, Hunde auf fremden Grundftüden umber: 
laufen zu laflen. 


Ze HB: 


$ 2. Zumiderhandlungen gegen vorjtehende Anordnung 
werden an den Eigenthümern der Hunde mit Geldftrafe bis zu 
30 Mark oder im Falle des Unvermögens mit entiprechender 
Haft beitraft. 
$ 3. Gegenmärtige PBolizei:Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Beröffentlihung in Kraft; gleichzeitig tritt die den gleichen 
Gegenstand betreffende Polizei-Verordnung vom 6. Juni 1883 
außer Geltung. 
Frankfurt a.M., den 23. Auguft 1892. 
| Der Magiftrat (Feldpolizei). 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 309.) 


Nachſtehende Belanntmahung wird hiermit wiederholt zur 
öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Frankfurt a. M., den 9. Mai 1895. 
Städtiſches Gewerbe: und Verkehrs-⸗Amt. 
"Feld: Bolizei. 


25. Befanntmadhung. 


Mit Zuftimmung des Bezirfgrathes wird die Benutzung 
de3 bon Ginnheim nad der Bodenheimer Landſtraße führenden 
Weges, des jogenannten Ginnheimer Stadtweges (injoweit er 
duch die Gemarkung von Bodenheim führt), duch Neiter und 
durchgehendes Fuhrwerk (d. h. ſolches Fuhrwerk, welches nicht 
zur Beftellung zc. der anliegenden Grundftüde beftimmt ift) ver 
boten. 

Zuwiderhandlungen hiergegen werden mit einer Strafe bis 
zu 1 Thlr. bezw. gleichftehender Gefängnißftrafe beftraft. 

Hanau, am 1. Februar 1867. 


Königliche Polizeidirektion. 


Gorneliu3. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 309. 
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26. Befanntmadung, 


betreffend die im Jahre 1895,96 in Frankfurt a. M. 
zur Erhebung gelangenden Direften Gemeinde: 
Abgaben. 

Es wird zur öÖffentlihen Kenntniß gebradt, daß in Ge— 
mäßheit übereinftimmender Beichlüffe de Magiſtrats und der 
Stadtverordneten:Verfammlung im Etatzjahr 1. April 1895 bis 
31. März 1896 an direften Gemeinde-Abgaben erhoben werden: 


A. in der Stadt Frankfurt a. M. mit Ausſchluß 
des Bezirfs Der chemaligen Stadt Bodenheim: 


1. Städtiihe Einkommenſteuer: 100°/o der nad: 
ftehenden ſtädtiſchen Einfommenjteuerjfala: 


Einfommen Steuerbetrag 
bo bis | Mart | Big. 
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Für alle weiteren Stufen iſt der ſtädtiſche Steuerbetrag 
gleich den Sätzen der Staatseinkommenſteuer nah Maßgabe 
8 17 des Geſetzes vom 24. Juni 1891. 

Die Steuerbeträge für unmittelbare und mittelbare Staats: 
beamte, Geiltlihe, Kirchendiener, Elementarſchullehrer und 
Penfionäre, jowie für die Wittwen und Waiſen diejer Perſonen 
werden in Gemäßheit der Verordnung vom 23. September 1867, 
betreffend die Heranziehung der Staat3diener zu den Kommunal: 
auflagen in den neuerworbenen Zandestheilen, berechnet. 

Denjenigen Steuerpflichtigen, deren gemeindejteuerpflichtiges 
Einfommen ein anderes ift, als ihr ftaat3fteuerpflichtiges Ein- 
fommen, werden bejondere Veranlagungsichreiben zugehen, welche 
den Betrag ihrer Gemeindeeinfommenfteuer angeben. 


2. Gebäudeſteuer: 115°/o der veranlagten Gebäude: 
jteuer mit der Maßgabe, daß die Steuer auch don den Ge— 
bäuden, welche ausjchließlih oder vorzugsweiſe zum Gewerbe— 
betrieb dienen, mit 4°/o des Nutzungswerths berechnet wird. 
(Steuerordnung für die Gemeinde-Gebäudefteuer vom 30. April 
1895.) 


3. Landſteuer: auf Grund der Steuerordnung für die 
Gemeinde-Beiteuerung der Gebäude und Grundjtüde vom 30. April 
1895. Die Veranlagung mwird den Steuerpflichtigen durch be- 
jondere Schreiben mitgetheilt. 

4. Gewerbeiteuer: 112!2°/o der veranlagten Steuer. 

5. Betricbsftener: 100% der dveranlagten Steuer. 

6. Wohn: und Miethitener: Ein Fünftel (20°) 
der bisher an Miethiteuer einjchließlih Laternengeld erhobenen 


Beträge, unter Freilaffung der Wohnungen mit einem Mieth- 
wert) bis zu 300 Mark einschließlich. 


B. in dem chemaligen Stadtbezirt Bodenheim. 


1. Städtiihe Einfommeniteuer: 100°%o der 
Staatöfteuer. 


Bon den zur Staatsfteuer nicht veranlagten Einwohnern 
mit einem Einkommen von mehr al3 420 Mark bis einjchließ- 
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lid 900 Mark werden die in $ 38 de8 Kommunalabgaben- 
geſetzes vom 14. Juli 1893 feftgejegten Steuerfäße erhoben. 
Die bezüglihe Hebelifte wird feiner Zeit in Gemäßheit $ 65 
des Geſetzes öffentlih ausgelegt und die Zeit der Auslegung 
jpäter befannt gemacht werden. 

Im Uebrigen gelten aud für den Bezirk Bodenheim die 
oben unter A. 1. angegebenen Bejtimmungen. 

2. Gebäudeitener: nad Maßgabe der Steuerordnung 
für die Gemeinde= Gebäudefteuer in Frankfurt a M. vom 
30. April 1895 mit 115°%o; zu derjelben treten als Voraus— 
belaftung 60° der Staatägebäudefteuer-VBeranlagung Hinzu. 

3. Landfteuer: auf Grund der Steuerordnung für die 
Gemeindebefteuerung der Gebäude und Grundftüde vom 30. April 
1895 mit einem Vorausbelaſtungs-Zuſchlag in Höhe von 150°/o 
der Staats-Grundſteuer. Die Veranlagung wird den Steuer: 
pflihtigen durch bejondere Schreiben mitgetheilt. 

4. Gewerbeſteuer: 162"/20/o der veranlagten Steuer. 

5. Betriebsitener: 150° der veranlagten Steuer. 

6. Wohn: und Miethiteuer: Ein Fünftel (20°/o) 
der normalen Sätze der Miethiteuertabelle vom 16. April 1878 
zuzüglih Laternengeld unter Freilaffung der Wohnungen mit 
einem Miethwerth bis zu Markt 300 einſchließlich. 

Bezüglih des Einquartierungsgeldes, der Pferdeiteuer und 
der Hundefteuer behält es bei den beitehenden Vorſchriften fein 
Bewenden. 

Yranffurt a.M., den 1. Mai 1895. 

Der Magiitrat. Rechnei⸗Amt. 
- (Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 287.) 


27. Stenerordnung 
für die Gemeindebefteunerung Der Gebäude und 
Grunditüde in Frankfurt a, M. 
(Haus: und Landfteuer). 


Auf Grund zuftimmenden Beichluffes der Stadtverordneten: 
Verſammlung wird die folgende Steuerordnung, welche die vor: 


gejehriebene Genehmigung des Bezirks-Ausſchuſſes zu Wiesbaden 
unter Zuftimmung der Herren Minifter de3 Innern und der 
Finanzen erhalten hat, erlaſſen. 

Alle im Gemeindebezirf der Stadt Frankfurt a. M. be: 
legenen bebauten und unbebauten Grundftüde, ſoweit ihnen 
nicht gemäß 8 24 des Kommunalabgabengejeges*) Befreiung von 
den Gemeindefteuern zufteht, werden der fommunalen Befteuerung 
nad den Beltimmungen diejer Steuerordnung unterworfen. 


1. Bebaute Grundftüde, 


S 1. Vom 1. April 1896 ab werden die bebauten Grund- 
ftüde (vgl. $ 10), nebſt den zugehörigen Gärten und Höfen 
ohne Beſchränkung Hinfichtlich ihrer Größe, der ftädtiichen Haus: 
ſteuer auf Grund folgender Beftimmungen unterworfen. 

$ 2. Der Belteuerung wird der Roh-Ertrag der bebauten 
Liegenſchaften und der zugehörigen Gärten und Höfe im lebten, 
der Beranlagung unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahr 
nah Maßgabe der nachſtehenden Beitimmungen zu Grunde 
gelegt. 

Bei Gebäuden, welche noch nicht während de& ganzen, der 
Veranlagung vorausgegangenen Kalenderjahres benußbar waren, 
ift der Beftenerung derjenige Ertrag zu Grunde zu legen, welcher 
nad Berhältniß des in dem Zeitraume der Benußbarkeit er= 
zielten Roh-Ertrags für daS ganze Jahr zu berechnen ift. 

8 3. Für die Zeitabfehnitte, in denen ein bebautes Grund: 
ftüf innerhalb des legten Kalenderjahres dor der Veranlagung 
bermiethet war, gilt als Ertrag desjelben der vereinbarte Mieth- 
zins unter Hinzurehnung des Geldwerths aller, dem Miether 
zum Vortheil des Vermiethers obliegenden Naturals und jonftigen 
Nebenleiftungen, jowie der dem Vermiether vorbehaltenen 
Nutzungen. Außer Betracht bleiben Bergütungen für Benugung 
bon Heizungs- und Beleuchtungseinrihtungen und ſonſtige 
Nebenleiftungen, die nicht für die Ueberlaſſung des Gebrauchs 
oder der Nutzung des Grundſtücks bedungen find. Sind der: 
artige Vergütungen in dem in Einer Summe bedungenen 
Miethzins mit enthalten, jo dürfen von demjelben höchſtens 


*) Preuß. Gef.-Samml. 1893 ©. 152 u. ff. 
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10°/o behufs Feſtſtellung des Ertrages in Anrechnung gebracht 
werden. 


8 4. Der vereinbarte Miethzins (8 3) iſt nit maß— 
gebend 

1. wenn derſelbe von dem ortsüblichen Miethwerthe in er— 
heblichem Maße abweicht; 

2. wenn der vereinbarte Miethzins die Gegenleiſtung für 
den Gebrauch der mit dem Grundſtück zuſammen ver— 
mietheten Utenſilien, Inventarien, Möbel und ſonſtigen 
beweglichen Gegenſtände mitumfaßt; 

3. wenn die Höhe des zu entrichtenden Miethzinſes von dem 
Ergebniß eines gewerblichen Unternehmens oder von andern 
ungewiſſen Ereigniſſen abhängig gemacht iſt. 

8 5. Für die Zeitabſchnitte des letzten Kalenderjahres 
vor der Veranlagung, in welcher 
1. auf den vereinbarten Miethpreis die Vorausſetzungen des 
Ss 4 No. 1 bis 3 zutreffen, oder 
2. ein Grundftüf oder Grundftüdstheil von dem Eigen— 
thümer jelbjt benußt, oder 
3. zur Nußung oder zum Gebraud ohne Entgelt an andere 
überlajjen war, 
gilt al3 Ertrag der betreffenden Grundftüde oder Grunditüds- 
theile der ihrer Beltimmung, Beichaffenheit und Lage ent: 
Iprechende ortsüblihe Miethwerth. Bei Schätzung desjelben find 
nad ihrer wirthſchaftlichen Beitimmung oder inneren Einrichtung 
zujammengehörige Beltandtheile derjelben Beſitzung nicht zu 
trennen, jondern nad. ihrem Miethwertd im ganzen zu ber: 
anſchlagen. 

$ 7. Die Hausſteuer beträgt jährlich 4 Mark von jedem 
Hundert des feſtgeſtellten Roh-Ertrags; ein angefangenes Hun= 
dert wird, wenn der überjchießende Betrag die Zahl 50 über: 
fteigt, al3 voll gerechnet, andernfall3 außer Anrechnung gelaflen. 


11. Unbebaute Grundftüde. 


58. Der Beiteuerung der unbebauten Grundftüde (Land: 
jteuer) wird vom 1. April 1895 ab der gemeine Werth der— 
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ſelben zu Grunde gelegt, welcher nach Maßgabe nachſtehender 
Beſtimmungen feſtzuſtellen iſt. 


5 9. Als unbebaut gelten Grundſtücke auch dann, wenn 
nur Schuppen, Gartenhäuschen, Baracken und ähnliche, der 
einſtweiligen Benutzung oder andern vorübergehenden Zwecken 
dienende Baulichkeiten darauf errichtet ſind. 


Ss 10. Die Geſammtheit der landſteuerpflichtigen Grund— 
ſtücke wird in örtliche Bezirke (Lage-Klaſſen) eingetheilt, welche 
Grundſtücke von annähernd gleichem Einheitswerth umfaſſen. 


J 11. Die Abgrenzung der Bezirke (Lage-Klaſſen), welche 
erſtmals zum 1. April 1895 durch einen Steuerausſchuß (S 15) 
geichieht, it jodann alle 3 Jahre einer Revifion dur dieſen 
Ausſchuß zu unterwerfen. 


$ 12. Für jeden Bezirk (Lage-Klaſſe) ſetzt der Steuer: 
ausſchuß alljährlich einen Durchſchnittswerth feſt, wobei in erfter 
Linie die Verkaufspreiſe zu Grunde zu legen find, welche 
innerhalb des betreffenden Bezirf3 während der lebten 3 Jahre 
erzielt worden find; dabei find Preife, welche unter bejonderen 
Ausnahme-Berhältniffen vereinbart worden find, außer Betracht 
zu laſſen. 


Der Bauwerth der in $ 9 genannten Baulichfeiten bleibt 
bei der Wertd-Ermittlung außer Anſatz. 


S 13. Die Landfteuer beträgt 1 vom Tauſend des für 
jeden Bezirk (Lage-Klaſſe) feftgeitellten jeweiligen Durchſchnitts— 
merthes. Ein angefangene® Tauſend wird, wenn der über: 
ſchießende Betrag die Zahl 500 überfteigt, als voll gerechnet, 
andernfall3 außer Berechnung gelaſſen. 


Die Landſteuer tritt an Stelle der bisherigen Grundfteuer. 


Die bisher von den zu Mohngebäuden gehörigen Parks 
und Gärten in Größe von mehr als 1 Morgen erhobene 
Srunditeuer fommt nur noch bi zum Inkrafttreten der in 
Abſchnitt I diefer Steuerordnung behandelten Hausſteuer zur 
Erhebung. 


— 


III. Gemeinſame Beſtimmungen. 


8 14. Um Steuerſätze zu erzielen, welche der Zahl der 
Monate entiprehend, durch 12 theilbar find, werden den nad 
den SS 7 und 13 gewonnenen Steuerbeträgen bis zu 6 Pfennig 
zugezählt oder von denjelben in Abzug gebradt. 


8 15. Die Veranlagung der Haus: und LZandfteuer ge— 
ſchieht für jedes Rechnungsjahr dur einen Steuerausſchuß, 
welcher aus 2 Magiſtratsmitgliedern und 7 von der Stadtver— 
ordneten-Verſammlung auf 3 Jahre zu erwählenden Mitgliedern 
beſteht. Den Vorſitz führt das von dem erſten Bürgermeiſter 
hierzu beſtimmte Magiſtratsmitglied. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Der Steuerausſchuß 
iſt beſchlußfähig, ſobald außer dem Vorſitzenden 3 Mitglieder 
anweſend ſind. 


5 16. Zum Zwecke der Veranlagung iſt jeder Eigen— 
thümer eines fteuerpflichtigen Grundftüdes verpflichtet, auf die 
an ihn ſeitens des Gemeindevoritande® oder des Steueraus— 
Ihuffes gerichtete Schriftlihe Aufforderung über beftimmte, für 
die Befteuerung erheblihe Thatſachen, insbejondere über die 
Art der. Benutzung des Grundftüdes über die beftehenden Mieth- 
und PBadhiverhältniffe und die bedungenen Mieth: und Pacht— 
preife, über den Ermwerböpreis und dergl., innerhalb der ihm 
zu beftimmenden angemefjenen Friſt jchriftlih oder zu Protokoll 
Auskunft zu erteilen. 

Der Steuerausihuß ift bei der Veranlagung an die An 
gaben des Steuerpflichtigen nicht gebunden. Wird aber die 
ertheilte Auskunft beanjtandet, jo find dem Steuerpflichtigen 
vor der Beranlagung die Gründe der Beanftandung mit dem 
Anheimftellen mitzutheilen, hierüber binnen einer ange— 
mefjenen Frift eine weitere Erklärung abzugeben (vgl. 8 63 d. 
K. A. ©.) 


J 17. Jeder Eigenthümer eines ſteuerpflichtigen Grund— 
ſtückes hat dem Gemeindevorſtand anzuzeigen, 


1. wenn in dem Eigenthumsverhältniſſe des Srundjtüdes 
ein Wechjel eintritt; 


—— 


2. wenn bisher ſteuerpflichtige Grundſtücke in die Klaſſe der 
fteuerfreien übergehen, oder umgekehrt; 
3. wenn Gebäude neu entjtehen oder gänzlich eingehen ; 


4. wenn bejteuerte Hausgrumdftüde durch Veränderung in 
ihrer Subjtanz, namentlih durch dad Aufſetzen oder Ab» 
nehmen eines Stodwerfe® oder durch das Anbauen oder 
Abbrechen eines Gebäudetheiles, durch Vergrößerung oder 
Abtrennung dazu gehöriger Hofräume und Gärten an 
Nubungsmerth gewinnen oder verlieren. 

Die Anzeigen zu 1 bis 4 find unter Vorlegung der be: 
treffenden Urkunden und jenftigen Nachweiſe binnen 4 Wochen 
nad dem Eintritt der Veränderung jchriftli oder zu Protokoll 
zu erjtatten. 

S 18. Die Steuerpflicht oder Steuererhöhung hinſichtlich 
neuerbauter oder in ihrer Subftanz verbefferter Gebäude (8 17 
Nr. 3, 4) beginnt mit dem 1. April nah Ablauf des Kalen— 
derjahrs, in welchem der Neubau bemohnbar oder benußbar 
geworden oder die Verbeilerung vollendet ift. 

Im übrigen treten Veränderungen der Steuer in Yolge 
der im 8 17 erwähnten Vorgänge mit dem erften Tage de3 
auf den Vorgang folgenden Monat3 in Kraft. 

Sind jedoh die im 8 17 unter Nr. 2, 3 und 4 er- 
mwähnten Borgänge nicht bis zu diefem Tage in der borgejchrie= 
benen Weiſe angezeigt, jo tritt eine dadurch bedingte Ermäßigung 
oder Befreiung von der Steuer erſt mit dem erſten des auf 
die Anzeige folgenden Monat3 in Kraft. 

8 19. Die in den Fällen der SS 17, 18 erforderlichen 
Zwangsveranlagungen erfolgen für den Reſt der laufenden 
Deranlagungsperivde nad den Vorſchriften diejer Steuerordnung. 
Im übrigen werden die im Laufe einer VBeranlagungsperiode 
eintretenden Veränderungen im Grtrage oder im Werthe der 
fteuerpflichtigen Grundftüde erjt bei der nächſten Veranlagung 
berüdjichtigt. 

8 20. Für die Haus: und Landfteuer haftet außer dem 
Eigenthümer der Nießbraucher des fteuerpflichtigen Grundjtüdes. 

Mehrere Miteigenthümer oder Nießbraucher desſelben 
Grundſtücks haften jolidariich. 


—— 


Die Beſtimmung im Abſatz 2 findet auch Anwendung, 
wenn das Eigenthum einerſeits an Grund und Boden, andrer— 
ſeits an den darauf errichteten Gebäuden verſchiedenen Perſonen 
zuſteht. 

Im Falle des Eigenthumswechſels haftet außer dem neuen 
der bisherige Eigenthümer bis zur Erſtattung der im 8 17 
borgejchriebenen Anzeige. 


S 21. Die nad diefer Steuerordnung den Eigenthümern 
der fteuerpflichtigen Grundftüde obliegenden, insbeſondere die in 
den SS 16, 17 vorgefehenen Verbindlichkeiten, liegen in gleicher 
Weiſe ihren gejeglichen Vertretern (Vormündern, Pflegern, Bor: 
ftänden von Korporationen, Aftiengejelichaften 2.) ſowie den 
von den Eigenthümern mit der Verwaltung der Grundftüde be: 
auftragten ‘Berjonen ob. 


Ss 22. Wer eine ihm in Gemäßheit der SS 16, 17, 21 
obliegende Anzeige vder Auskunft nicht rechtzeitig in der vorge— 
Ichriebenen Form erftattet, wird, injofern nicht nad beftehenden 
Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit Geldftrafe bis zu 
30 Mark beitraft. 


S 23. Die in diefer Steuerordnung geregelten Steuern 
werden in bierteljährlihen Raten erhoben. 


Sranffurt a. M., den 30. April 1895. 
Der Magiitrat. 
Adides. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 Nr. 35 ©. 260 ff.) 


285. Bekanntmachung. 


Es wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß 
die nad) dem Gejete über das Grundbuchweſen im Bezirke des 
Appellationzgerihts zu Gafjel vom 29. Mai 1873 (Br. ©. ©. 
S. 273) in Bodenheim bislang von der Stadtbehörde anf 
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Grund Der Ortshypothekenbücher auszufertigen— 
den Beſcheinigungen, Auszüge ꝛc. nach Aufhebung 
jener Stadtbehörde nunmehr vom Tiefbau-Amte ertheilt, 
und daſelbſt auch die Ortshypothekenbücher aufbewahrt werden 
ſollen. 


Frankfurt a. M., den 7. Mai 1895. 
Der Magiitrat. 
Adides. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 290.) 


29. Befanntmachung 
die Ausübung der Fiſcherei betreffend. 


Nah der Allerhödhiten Verordnung vom 23. Juli 1886, 
betreffend die Ausführung des Filhereigejeges dom 30. Mai 
1874,*) gelten für die zum Stadt: und Zandfreife 
Frankfurt a. M. gehörigen Theile des: Maine 
und der Nidda folgende wichtigere und vorzugsweiſe häufig 
in Frage fommende Vorſchriften, auf welche ich das betheiligte 
Publikum bejonder3 aufmerkſam made: 


1. Die Fiſcherei auf Fiſchlaich ift verboten. 

2. Fiſche der nachbenannten Arten dürfen nicht gefangen 
werden, wenn jie, bon der Kopfipite Bid zum Ende der 
Schwanzfloſſe gemefjen, nicht mindeftens folgende Länge 
haben: 

Stör (Acipenser sturio L.) 100 cm. 
Lachs, Salm (Salmo salar L.) 50 em. 
Große Maräne (Madue : Maräne) (CGoregonus 
| 40 cm. 
maraena Bloch) 
Sandart (Zander) (Luciopercasandra Cuv.) 
Rapfen (Raapfen, Raapf, Scied) (Aspius 35 cm. 
rapax Ag.) 





*) S. Preuß. Geſ.Samml. 1886 ©. 197-203. 
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Aal (Anguilla vulgaris Flemming) 

Barbe (Bigge) (Barbus fluviatilis Ag.) 

Blei, Brachſen, Braſſe (Abramis brama L.) 

Lachsforelle (Meerforelle, Silberlachs, Strandlachs, 
Trump) (Salmo trutta L.) 

Maifiſch (Alſe) (Clupea alosa L.) 

inte (Clupea finta Cuv.) 

Karpfen (Ciprinus carpio L.) 

Hecht (Esox lucius L.) 


Schnepel (Schnäpel), (Mordfeefchnepel, echter 
Schnepel) (Goregonus axyrhynchus L.) und 

Dftfeefchnepel (Coregonus Lavaretus L.) 

Schlei, (Schleie, Liebe) (Tinca vulgaris Cuv.) 

Aland (Nerpling, Seefarpfen) (Leuciscus idus L.) 

Döbel (Eitel, Dickkopf, Minne, Möne) (Leuciscus, 
cephalus L.) 

Forelle (Salmo fario L.) 

Nafe (Markrele, Redfiſch, Mundfiſch) (Chon- 
drostoma nasus L. 

Aſche (Aeſche) (Thymallus vulgaris Nilsson) 


Karauſche (Carassius vulgaris Nordmann) 
Kleine Maräne (Coregonus albula L.) 
Rothfeder (Leuciscus erytropthalmus L.) 
Bari) (Perca fluviatilis L.) 

Plötze (Rothaune) (Leuciscus rutilus L.) 
Flunder (Struffbutt) (Pleuronectusflesus L.) 


Krebs (gemeiner Flußkrebs und Edelkrebs) (Asta- 
cus fluviatilis Rondalet und Astacus flu- 
viatilis Var. nobilis Schwank) 


bon der Kopfſpitze bis zum Schwanzende gemeſſen. 


28 cm. 


20 cm. 


15 cm. 


10 cm. 


3. Der Kreböfang ift in der Zeit vom 1. November bis incl. 


31. Mai ohne jede Ausnahme verboten. 


4. Während der wöchentlichen Schonzeit, d. i. von Samstag 
Abend 6 Uhr bis Sonntag Abend 6 Uhr, ift der Betrieb 
der Filcherei verboten. Das Angeln mit der Ruthe ift 
im Main widerruflih, jowie in der Nidda nur nad be- 
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fonderer Genehmigung für die betreffende Perfon und die 
bezeichnete Flußſtrecke geftattet. 


. Während der Frühjahrsihonzeit vom 10. April bis incl. 


9. Juni ift die Ausübung der Filcherei nur an den drei 
Mocentagen Montag, Dienftag und Mittmod, am Mon: 
tag Morgens um 6 Uhr beginnend, unter Aufrechterhal- 
tung der gejeglichen Vorfchriften über die Minimalmaße, 
jowie mit der Maßgabe geftattet, daß die Anwendung 
ſolcher Fangmittel, welche geeignet find, die junge Yild- 
brut zu zerftören, jomwie daß ferner die Anwendung 
ftändiger Yangvorrihtungen, desgleichen ſchwimmender oder 
am Ufer oder Boden befeftigter oder verankerter Nebe oder 
Reujen unbedingt verboten bleibt. 


. Während der Dauer der Schonzeit müflen die durch das 


Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 nicht befeitigten ftändigen 
Fiſchereivorrichtungen (SS 5 und 20) Hinmweggeräumt oder 
abgeftellt fein. 


. Beim Fiihfang ift die Anwendung jchädlicher oder erplo= 


dirender Stoffe und die Anwendung von Mitteln zur Ver: 
wundung der Fiſche als: Fallen mit Schlagfedern, Gabeln, 
Speere, Stedeilen, Schießwaffen ꝛc. verboten. 


. Beim Fiſchfange dürfen feine Fanggeräthe (Nee, Ge: 


flechte 2c.) jeder Art und Benennung angewendet werben, 
deren Deffnungen (Maſchen) im nafjen Zuftande 
an jeder Seite (von der Mitte des einen Knotens bis zur 
Mitte des anderen Knotens gemeffen) night mindeftens 
eine Weite von 2,5 Gentimeter haben. Bei Neben 
mit jogenannten Kehlen findet jedoch das Mindeftmaß auf 
die Kehle feine Anwendung. | | 

Bei Fanggeräthen, wie Reujen, au Sebreujen, Wad- 
uf, Wertluf, Wolf genannt, melde ausſchließlich zum 
Fange von Aal und Neunauge bejtimmt find, wird von 
einer Kontrole der Weite der Deffnung oder Majchen 
abgejehen. 


. Wer die Filcherei aus eigenem Rechte oder als Pächter 


ausübt, bedarf nur einer beim Fiſchen ſtets bei fich zu 
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führenden Beicheinigung der Aufjichtsbehörde über Die 
erfolgte 3 16 des Fiſchereigeſetzes vorgeſchriebene Anzeige. 

Dagegen muß jeder Andere, welcher die Fiſcherei in 
Revieren anderer Berechtigten ausübt, mit einem bon dem 
eigentlihen Fiſchereiberechtigten ausgeftellten Erlaubniß— 
heine, auf welchem die Unterſchrift des Aussteller don der 
Drtepolizeibehörde beglaubigt ift und die Dauer der Gill: 
tigkeit und die Flußftrede angegeben jein muß, ver: 
jehen jein. 

Die Auffihtsbeamten find angemwiejen, die genaue Be— 
achtung der vorftehenden fijchereipolizeilihen Vorſchriften 
zu überwaden und Zumiderhandlungen behufs Herbei— 
führung der Beltrafung zur Anzeige zu bringen. Der 
Tiichereiverein gewährt Prämien für die zur Beftrafung 
führende Entdedung und Mittheilung von Filchereifreveln. 
Sranffurta.M., den 1. April 1895. 

Der Polizei:Präfident : 
Frhr. vd. Müffling. 
(Amtsblatt für den Stadtkreis Franffurt 1895 ©. 135.) 
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50, Bolizei:Berordnung 


zur Berhütung von Unfällen bei baulichen 
Arbeiten. 

Auf Grund der SS 5 und 6 der Ullerhödhiten Verordnung 
bom 20. September 1867 über die Polizei-VBerwaltung in den 
neu erworben Qandestheilen und der SS 143 und 144 des Ge: 
jeßes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
wird, unter Zuftimmung de3 Gemeinde-VBorftandes, die nad: 
folgende Bolizei-:Verordnung für den Stadtgemeindebezirf Frank— 
furt a. M. unter Aufhebung der, den gleichen Gegenjtand betr. 
Polizei-Berordnung vom 13. Februar 1894 erlaffen. 


Allgemeines. 
$1. Mit der Ausführung von Bau-, Erd- oder Abbruchs— 
| arbeiten darf nicht eher begonnen werden, als bis die zur Sicher— 
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beit der Arbeiten erforderlichen Einrichtungen und Gerüfte nad 
Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen hergeftellt worden find. 


Ss 2. Alle zur Heritellung und Bedienung von Gerüften 
benußten Materialien und Werkzeuge müfjen von guter und 
zwedentiprechender Beichaffenheit jein; insbejondere müſſen alle 
Rüfthölzer, Stangen, Streiden und Bretter aus gejundem Holz 
beitehen, und alle Geräthichaften, Maſchinen und jonftiges Zu: 
behör, wie Seile, Klammern, Bindezeug u. j. w., in gutem, 
gebrauchsfähigem Zuftande ſich befinden. 


Gerüjite, Bauzäune und Schutzdächer. 


8 3. Sämmtliche Gerüfte find nad fahmännifchen Grund» 
jägen dem jedesmaligen Zwed entſprechend jo herzuftellen und 
dauernd zu unterhalten, daß die betreffenden Arbeitsausführungen 
mit Sicherheit vorgenommen werden fünnen. 


Insbeſondere find Folgende Vorſchriften zu beachten: 


1. Sämmtlihe Gerüfte dürfen nur jomeit belaftet werden, 
al3 deren Tragfähigkeit e3 geftattet. 


2. Zum Aufziehen einer Laſt von größerem Gewicht als 
2000 kg dürfen nur regelrecht gezimmerte, in den Verbindungen, 
die auf Zug in Anſpruch genommen werden, mit eijernen 
Schraubenbolzen befejtigte Gerüfte verwendet werden, injofern 
nicht die Baupolizei-Behörde im bejonderen Falle eine Ausnahme 
geitattet. 

3. Abgejehen von der Vorschrift zu 2, find für alle übrigen 
Bauarbeiten auch Gerüſte zuläfltg, welche aus bearbeitetem oder 
unbearbeitetem, mittelft Klammern aneinander befeftigtem Rüſt— 
bolze beitehen (jogenannte Klammergerüſte). Die NRüftbäume 
jollen in der Pegel nicht mehr als 4 m von einander abſtehen; 
diefelben dürfen nicht in den befeitigten Straßenbelag eingelajjen 
werden, jondern jind in anderer Weile auf geeigneten Unterlagen 
ſicher zu befeitigen. 

Die Gerüfte find gegen VBerichiebungen und Senkungen ge— 
fihert und feftverbunden herzuitellen. 


Die Gerüftbretter müſſen ihrer Belaftung entiprechend, 
jedoch nicht unter 3,5 cm ftarf fein. Sofern 2 oder mehr 


Bretter erforderlih find, müſſen fie dicht aneinander und an 
den Hirnenden mit angemefjener Ueberdedung verlegt werden, 
damit dad Durcdfallen des Baumaterial3 verhindert wird, und 
die Bretter nicht auffippen oder ausweichen können. Werden 
auf dem Gerüft Materialien gelagert, jo ift an der Außenfeite 
des DBrettergangs dicht anſchließend ein Bordbrett hochkantig an— 
zubringen und zu befejtigen. 


Bei Mauergerüften muß jeder zur Arbeit benußte Gerüft- 
gang, mit Ausnahme der zum Material-Transport benubten 
Deffnungen, bis an die inneren Rüftbäume, oder in Ermange— 
lung leßterer möglichft dicht an die Mauer heran mit Brettern 
zugelegt und ſowohl an der Außenjeite, als an den Kopffeiten 
dicht ſchließend mit einem Bordbrett und mit einer ſicheren Rüd- 
ftange verjehen fein; für VBerbindungsgänge und Brüden zwiſchen 
ſolchen Gerüften find die Bretterabdeckung und die Bordbretter 
in gleicher Weije herzuitellen. 


Bei MWeikbindergerüften jollen die einzelnen Gerüftgänge in 
der Regel nicht mehr als 2 m übereinander liegen und müſſen 
mit einer ſicheren Rückſtange verjehen ſein. Weißbindergerüfte 
dürfen an Regenabfallrohren und Blitableitern nicht befeftigt 
werden. | 


4. Zur Sicherung der Dahdeder-Arbeiten muß entweder 
das vorhandene Baugerüft auf dem oberften Gerüftgang, und 
zwar, jomweit e8 daS vorhandene Gerüft gejtattet, nicht tiefer als 
1 m unter dem Hauptgefims, in ganzer Breite mit Bretiern 
dichtfchließend abgededt und an der Außenjeite mit einer min— 
deftens 60 cm hohen Borwand verjehen, oder es müſſen ander- 
mweitige, nah dem Urtheil der Baupolizei:Behörde genügende 
Vorkehrungen hergeftellt werden. 


5. Hebelgerüfte (jogen. fliegende Gerüfte) dürfen mit Baus 
material in größeren Maße nicht belegt werden; jie müſſen im 
Innern der Gebäude ſicher befeitigt und an den Außenjeiten 
mit einer, mindeften® 35 cm Hohen Vorwand verjehen fein. 


6. Hänge: (Rahmen-) Gerüfte find nur für kleinere Dach— 
deder:, Spengler: und Weißbinder-Arbeiten, für andere Arbeiten 
nur mit befonderer Genehmigung der Baupolizeis:Behörde zu— 
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läſſig; dieſe Gerüfte find an der Außen: und Innenfeite mit 
einer fiheren Rüdftange einzufaflen. 

7. Mauerftuhlgerüfte find auf ihrer ganzen benußbaren 
Fläche mit Brettern zu beveden und an ihrer Hinterjeite durch 
Bretter, welche auf jchräg Herausftehenden Latten befeftigt find, 
zu fidern. 

8. Gerüfte, die längere Zeit in Benugung ftehen, müſſen 
in angemefjenen Zeitabjchnitten, jedoch mindeſtens alle 6 Wochen, 
auf ihre Haltbarkeit geprüft merden. 

9. Es bleibt vorbehalten, in bejonderen Fällen die Her: 
ftellung bejonderer Baugerüfte baupolizeilih anzuordnen. 


S 4 1. Bei jedem Neu-, Ans oder Umbau und ebenfo 
bei jedem Abbruch, welcher eine Aufgrabung an der Straße, 
oder ein Bortreten von Baugerüften auf das Straßenterrain 
erfordert, ift der Bauplab gegen die Straße mit einem Bauzaun 
abzufchließen. 

2. Bei Bauten, deren Baugerüfte in die Straße bortreten, 
eben;o bei Abbruchs-Arbeiten an der Straße, ift auf der ganzen 
Gebäudelänge an der Straße in Höhe von 3,50 m über dem 
Bürgerfteig ein Schugdad anzubringen, welches das Herabfallen 
von Gegenftänden zu verhindern geeignet ift. Dieſes Schubdad) 
muß aus mindeftens 3,5 cm ftarfen Brettern mit Weberdedung 
bergeftellt und in der Richtung auf die Baustelle abwärt3 geneigt 
werden; es muß über die größte Breite des Gerüftes mindeftens 
1 m bortreten und, wenn fein Gerüft vorhanden, eine Breite 
von 2 m erhalten. Für MWeißbindergerüfte genügt die Ber: 
wendung bon 2 cm ftarfen Brettern ohne Ueberdeckung. 

Für bejondere Fälle bleibt der Baupolizei-Behörde die An— 
ordnung meitergehender Schußvorfehrungen vorbehalten. 

F 5. Veränderungen an Gerüften aller Art dürfen nur 
im Auftrage de3 Eigenthümers derjelben vorgenommen werden ; 
das Betreten der Rüdftangen und der Schubdäder an Weiß: 
bindergerüften ift verboten. 


Leitern, Nothtreppen und Deffnungen. 


8 6. 1. Freiftehende Leitern dürfen zu Bauarbeiten, ab- 
gefehen von Abjpriegungen, nur bis zu einer Höhe bon nicht 
7 
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mehr al$ 8 m benußt werden. Xeitern dürfen auf Gerüften 
nur auf einer Unterlage von zwei übereinander gelegten, min: 
deſtens je 3,5 em ftarfen Brettern aufgeftellt werden. 


2. Die Bäume und Sproffen aller zur Bauausführung 
benußter Holzleitern müſſen aus gejundem, nicht überjpänigem 
Holz ohne große Aeſte beftehen und nah ihrer Aufftellung ſo 
befejtigt werden, daß fie weder unten abrutihen, nad oben 
überſchlagen fönnen. 


3. Die Leitern müjlen, ſenkrecht gemefjen, mindeftens 1 m 
über den Austritt Herborragen und bei größerer Länge gegen 
Durchbiegen und feitlihes Schwanfen feſt abgefteift werden. 

4. Die Leitergänge follen, wo dies irgend möglich ift, jo 
angelegt werden, daß die von einer Leiter herabfallenden Gegen: 
fände den darunter liegenden Leitergang nicht treffen können. 


5. Für jeden Neubau, injofern nicht im bejonderen Fall 
von der Baupolizeis-Behörde eine Ausnahme geftattet wird, muß 
eine ſichere Nothtreppe mit feiten Geländern angebradt werden; 
Treppenpodefte find mit tragfähigen Brettern auf genügenden 
Unterlagen dichtſchließend abzudeden. 


6. Sobald in einem Neu-, Um: oder Anbau eine Balken: 
lage verlegt ift, muß diejelbe an allen, zur Arbeit oder zum 
Verkehr dienenden Stellen mit mindeftens 50 cm breiten Bretter- 
gängen verjehen werden. Dieje Brettergänge find folange zu 
erhalten, bis die betr. Balfenlage der nachfolgenden Beltimmung 
gemäß dichtſchließend mit Brettern überdedt ift, oder die Balken: 
gefache ausgeftaft oder anderweitig ausgefüllt jind. 

Nah Aufbringung der zweiten und jeder folgenden Balfen- 
lage ijt die unter der jeweilig oberiten liegende Balfenlage dicht 
ſchließend mit Brettern zu überdeden. 

Die Veberdefung der jemweilig zmweitoberften Balfenlage ift 
bis zur erfolgten Rohbau:-Abnahme zu erhalten. 


7. Bi8 zur Aufftellung der Treppen find Deffnungen für 
diejelben und fonftige Oeffnungen wie Lichtſchächte, Aufzüge 
u. j. mw. in den Balfenlagen oder Gemwölbededen, jowie Kalt: 
gruben und andere Vertiefungen auf der Bauftelle mit hin— 
reihend ficherer Einfriedigung zu verjehen oder mit Brettern 
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feft zuzudeden. Alle derartigen Deffnungen im Innern des 
Baues und in den Gerülten find, jomweit nicht im bejonderen 
alle von der Baupolizeis: Behörde eine Ausnahme gejtattet wird, 
an den Rändern mit Schußbrettern einzufaffen, deren Oberkante 
die Gebälflage um mindeftens 15 cm überragt. 


Abbruchs⸗Arbeiten. 


8 7. Beim Abbruch von Gebäuden darf ein Umwerfen 
ganzer Wände, Schornfteine u. j. w. nur unter fachmänniſcher 
Aufſicht ftattfinden; es ift verboten, Arbeiter jo zu bejchäftigen, 
daß dieſelben übereinander ftehen. 


Erd: und Fundamentirungs:Arbeiten, 


8 8. 1. Gräben, Baugruben u. ſ. w. müffen genügende 
Böihung haben oder gut abgefteift werden. 

2. Neben vorhandenen Bauten find die neuen Fundamente 
und bejonders der dazu nöthige Bodenaushub ſtückweiſe auszu— 
führen, wenn die Nachbargebäude weniger tief als der Neubau 
fundamentirt find. 


Aufzug⸗Arbeiten. 


8 9. 1. Während der Aufbringung von Balken, Dach— 
verbandhölzern und anderen Baumaterialien hat jede Beichäf- 
tigung unter der Arbeitsftelle zu ruhen, wenn nicht bejondere 
Schugmaßregeln eine Ausnahme geftatten. 

2. Wenn unter einer Arbeitsitelle eine Aufzugmwinde ver— 
wendet mwird, jo müſſen die an der Winde bejchäftigten Arbeiter 
durch ein Schutzdach gefichert werden. 


Dachdecker-Arbeiten. 


8 10. 1. Bei Ausführung von Dacharbeiten und bei 
Reparatur von Glasdächern müſſen Sicherheitsgürtel und die 
dazu erforderlichen ſtarken Leinen auf der Bauſtelle vorhanden ſein. 

2. Bei Neueindeckung eines Glasdaches muß unter letzterem, 
wenn die Höhe über dem Boden mehr als 6 m beträgt, ein 
mit Brettern feſt abgededtes Gerüft aufgejtellt werden. 


-. 
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Austrodnen der Bauten. 


8 11. 1. Das Aufftellen offener Coakskörbe, ſowie über- 
haupt das Unterhalten offener Coaksfeuer in Bauten, in welchen 
gearbeitet wird, ift während der Arbeitszeit unzuläflig. 

2. Ausnahmen fönnen bon der Baupolizei-Behörde nur 
dann gewährt werden, wenn dur das Aufitellen der Coaks— 
förbe gejundheitlihe Gefahren für die Arbeiter nicht zu be» 
fürdten jind. 


Arbeitsbeleudhtung. 


8 12. Die Bauftelle und namentlih die Zugänge zu 
derjelben müflen bei mangelndem Tageslicht jo lange beleuchtet 
fein, al3 im Bau oder auf der Bauftelle Arbeiter beſchäf— 
tigt find. 


Haftbarkeit. 


8 13. Der jeweilige Arbeitgeber oder Werkmeiſter, in 
Ermangelung eines jolden die Arbeiter jelbjt, find für die Ein- 
haltung obiger Vorſchriften verantwortlich). 


Kundgebung. 


Z 14. Dieje Verordnung ift auf jeder Bauftelle an ge— 
eigneter, bequem zugänglicher Stelle au&zuhängen; der Aushang 
muß ftet3 deutlich lesbar erhalten werben. 


Strafen und Zwangsmaßregeln. 


8 15. Zumiderhandlungen gegen obige Vorjchriften wer— 
den, ſoweit ſolche nicht gemäß 8 367 Nr. 14 des Reichsſtraf— 
gejeßbuches mit Geldbuße bis zu 150 Mark oder mit Haft 
bedroht find, mit Gelditrafen bi$ zu 30 Mark oder mit ent— 
ſprechender Haft beitraft. 

Außerdem ift bei Nichteinhaltung obiger Vorjchriften die 
Baupolizei:Behörde auf Grund des 8 132 des Landesvermwal- 
tungsgejeßes befugt, die Weiterführung der betreffenden Baus 
arbeiten oder die Benußung der unvorſchriftsmäßigen Gerüfte, 
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Geräthſchaften und Einrichtungen zu verbielen, oder die be= 
treffenden Arbeitgeber zur Vornahme der vorgefchriebenen Ein- 
rihtungen und Maßnahmen oder Beſeitigung der unzuläffigen 
Einrihtungen im Zwangswege anzuhalten. 

8 16. Wenn nad dem Urtheil des revidirenden Baus 
polizei-:Beamten Gefahr im Berzuge fteht, jo ift dieſer berechtigt, 
die jofortige Einftellung der baulichen Arbeiten bi auf Weiteres 
jelbftftändig anzuordnen, oder jonftige nothwendige Maßnahmen 
zur Abmwendung der Gefahr zu treffen. 

Die Arbeitgeber und Arbeiter find bei Meidung der in 
S 15 feitgejegten Strafen verpflichtet, diefen Anordnungen Folge 
zu leiten. 

Wegen der endgültigen Regelung hat der Beamte binnen 
24 Stunden die Entjheidung der Baupolizeis:Behörde herbeizu— 
führen. 

8 17. Dieje Verordnung tritt mit dem 15. Mai I. 38. 
in Kraft. 


Frankfurt a M., den 30. April 1895. 
Der Magiitrat (Baupolizei). 
Adides. 
(Städt. Unzbl. 1895 S. 268. — Amtsbl. 1895 Nr. 19, ©. 207.) 


31, Polizei:VBerordnung 


betreffend die Unterjuhung von Wildſchweinen 
auf Tridinen. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der MAlerhöchften Verordnung 
über die Bolizei:Berwaltung in den neu erworbenen Landes: 
theilen vom 20. September 1867 fowie de3 $ 143 des Ge: 
jeße3 über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
wird mit Zuftimmung des Gemeindevoritandes folgende Polizei: 
Verordnung für den hiefigen Stadtbezirk erlajjen. 

8 1. Getödtete Wildfchweine und Theile von ſolchen 
dürfen innerhalb des hiefigen Stadtkreifes weder verkauft, noch 
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zum Verkaufe angeboten, noch auch in Gaft: und Speijewirth: 
Ihaften zum Genuſſe zubereitet werden, bevor ſie nit im 
ſtädtiſchen Schlachthof der mikroskopiſchen Trichinenſchau unter: 
zogen worden ſind. Bezüglich der letzteren gelten für Wild— 
ſchweine die gleichen Vorſchriften, welche jeweils für die Unter— 
ſuchung der Hausſchweine auf Trichinen für den Schlachthof 
in Geltung ſtehen. 

Die Unterfuhrngsgebühr für ganze Wildſchweine und 
Theile von ſolchen ift die gleiche, wie fie jeweil3 für die Unter: 
ſuchung de3 don auswärts eingeführten Schweinefleiiches feit- 
geſetzt ift. 

S 2. Zumiderhandlungen gegen vorftehende Beltimmungen 
oder gegen die darin erwähnten Borjchriften werden, ſoweit 
fie nit nad) fonftigen Geſetzen mit höherer Strafe zu ahnden 
find, mit einer Geldftrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im 
Unvermögendfalle entſprechende Haftitrafe tritt, beftraft. 

Frankfurt a. M., den 27. Auguft 1892. 

Der Polizei: Präfident. 
Frhr. dv. Müffling. 


(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 629.) 


32. Bekanntmachung. 


Die Intereifenten made id darauf aufmerkſam, daß unter 
Bezeihnungen wie „Schmalz“, „Bratenſchmalz“ oder „raffinirtes 
Schmalz” nur „reines Schweineſchmalz“ verkauft werden darf, 
wohingegen Fettgemiſche, die außerdem andere Fette oder Dele 
enthalten, nicht unter jenen Bezeihnungen, jondern nur als 
„Speifefett“ oder unter ähnlichen, feinen Irrthum erregenden 
Namen zum Berfaufe gelangen dürfen. 

Frankfurt a. M., den 16. Februar 1895. 

Der Polizei: Präsident. 
Frhr. v. Müffling. 


(Amtsblatt 1895 ©. 90.) 
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33. Bekanntmachung 


über die Art der Berfündigung und Die Form 
orts: und Freispolizeilicher VBorichriften. 


Auf Grund des 8 144, Abſatz 2 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.“S. ©. 195) 
beftimme ih über die Art der Verkündigung ort3= und kreis— 
polizeiliher Vorſchriften ſowie über die Form, von deren Beob— 
achtung die Gültigkeit derjelben abhängt, für den Regierung: 
bezivt Wiesbaden was folgt: 


A. Art der Berfündigung. 


1. Die Verfündigung von orts- und freispolizeilihen Vor— 
Ichriften Hat bi auf Weiteres im Stadt: und Landfreife Wied» 
baden dur die „Wiesbadener Preſſe“, im Stadt: und Land— 
freile Frankfurt a. M. durch das „Amtsblatt für den Stadtkreis 
und den Landkreis Frankfurt a. M.“, in jedem anderen Sreife 
durch da3 dom Königlihen Landrath zur Aufnahme feiner amt: 
lihen Befanntmadungen beftimmte Blatt zu erfolgen. 

2. Die ortsüblihen Arten der Verkündigung von Polizei— 
vorſchriften durch Aushang, Ausruf, Anſchlag u. ſ. w. find 
aud ferner anzumenden, inäbejondere find die Gebote und Ver— 
bote jowie die Strafandrohungen der für einzelne Dertlichkeiten 
(Wege, Brüden, Plätze u. ſ. mw.) erlaſſenen Bolizeivorschriften 
auf geeigneten Tafeln in leicht fihtbarer Weile an den Haupt: 
zugängen zur Senntniß zu bringen. Die Nichtbeachtung diejer 
Beltimmung Hat indejfen die Ungültigfeit einer Polizeiverord- 
nung nicht zur Folge. 


B. Form. 
l. Kreispolizeiliche Vorſchriften. 
Die kreispolizeilichen Vorſchriften müſſen: 


1. mit der Ueberſchrift: „Polizeiverordnung“ verſehen ſein, 


2. auf die Beſtimmungen des 8 6 der Allerhöchſten Ver— 
ordnung Über die Polizeibverwaltung in den neu erworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 1867 (Geſ.“S. ©. 1529) 
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jowie des $ 142 des Geſetzes über die allgemeine Landesver— 

waltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.“S. ©. 195) Bezug nehmen, 
3. die Erwähnung enthalten, daß der Kreisausſchuß ſeine 

Zuſtimmung ertheilt hat, und 

on 4. den Zeitpunkt angeben, mit welchem fie in Kraft treten 

ollen. 


I. Ortspolizeilide Vorſchriften für Land— 
gemeinden. 


Die ortspolizeilihen Borjghriften für Landgemeinden müffen : 


1. mit der Ueberſchrift: „Polizeiverordnung“ verjehen fein. 

2. auf die Beftimmungen der SS 5 und 6 der Aller- 
höchſten Verordnung über die Polizeiverwaltung in den neu 
erworbenen Landestheilen vom 20. September 1867 (Geſ.-S. 
©. 1529) Bezug nehmen, 

3. die Erwähnung enthalten, daß eine Berathung mit 
dem Gemeindebdorftande ftattgefunden hat, oder, jofern fie 
zum Gebiete der landwirtdichaftlihen Polizei gehören, zum Aus: 
druck bringen, daß von der Gemeindevertretung oder, wo eine 
jolde nicht beiteht, von der Gemeindeverfammlung die Zuſtim— 
mung ertheilt worden: ift, 


4. wenn die Strafandrohung den Betrag don 9 Marf 
überfteigt, einen Hinweis enthalten, daß fie mit Genehmigung 
des Königlichen Regierungs-Präſidenten erlaffen worden find, 


5. den Zeitpunkt angeben, mit welden fie in Kraft treten 
jollen. 

Schreiben reihögejeglihe Beltimmungen eine Mitwirkung 
der Gemeindebehörden vor, auf welche Ziffer 3 nicht anwend— 
bar ilt, jo muß eine den reichsgeſetzlichen Vorſchriften entiprechende 
Erwähnung in der Polizeiverordnung aufgenommen werden. 

In der Polizeiverordnung eines Bürgermeifters (Schul: 
theißen), der allein al3 Gemeindevorftand zu betrachten ift, darf 
die Bemerkung, daß fie nad) Berathung, oder im Einverftänd: 
niß mit dem Gemeindevorftande erlaſſen wird, fortgelaffen 
werden. 
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IH. Ortspolizeilide Vorſchriften für Stadt- 
gemeinden. 

Beim Erlaß don Bolizeivorichriften für Stadtgemeinden 
finden die Beftimmungen unter II entjprehende Anwendung, 
nur find folgende Aenderungen zu beachten: 

1. In Bolizeiverordnungen, welche weder zum Gebiete der 
Sicherheitpolizei, no zum Gebiete der landwirthſchaftlichen 
Polizei gehören, iſt 

a) nicht nur auf die unter II 2 angezogenen, geſetzlichen 

Beltimmungen, jondern auch auf S 143 des Geſetzes über 

die allgemeine Landesverwaltung dom 30. Juli 1883 

Bezug zu nehmen, 

b) anitatt der Berathung mit dem Gemeindevorftande die 

Zuftimmung desjelben zu erwähnen, 

ce) wenn die Zuftimmung des Gemeindevorftandes verſagt 

und durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt ift, oder 

d) wenn die Ortöpolizeibehörde in Fällen, welche feinen 

Aufſchub erleiden, ſolche Polizeivorſchriften vor Einholung 

der Zultimmung des Gemeindevorftandes erläßt, jo ift 

eine diesbezügliche Bemerkung aufzunehmen. 

2. Alle Bolizeiverordnungen für Stadtfreife, welche Geld- 
ftrafen von mehr als 9 Mark androhen, müſſen aud eine Be— 
zugnahme auf S 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 enthalten, dagegen find fie 
der Beitimmung unter IT 4 nicht unterworfen. 


c. Schlußbeſtimmung. 


Dbige Beitimmungen treten mit dem 1. April d. 3. in 
Kraft. Mit dem gleichen Tage wird die Befanntmahung vom 
18. Juli 1886 (Reg.:Amtsblatt S. 250) aufgehoben. 


Wiesbaden, den 5. Februar 1895. 


Der Königliche Regierungs-Präſident. 
gez. von Tepper-Laski. 


(Amtsblatt 1895 S. 67.) 
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34. Bekanntmachung 


betreffend die Benubung Der Stadtbibliothef 
zu Franfjurt a, M. 


Un die Stelle der jeitherigen Beltimmungen über die Be— 
nußung der Stadtbibliothek zu Frankfurt a. M. tritt die nach— 
ftehende Benugungs: Ordnung. 


I. Benutzung im Leſeſaal. 


S 1. Die Benugung der Stadtbibliothef durch Einjicht- 
nahme von Handichriften oder gedrudten Büchern im Lejefaal 
it an allen Wocentagen und zwar Montags, Dienjtags, Mitt: 
wochs, Donnerſtags und Freitags don 10—1 Uhr und von 
4—8 Ude, Samftags von 10 —1 Uhr zur Belehrung wie zu 
wiſſenſchaftlichen Sweden geftattet. 

Die drei einzelmen vorderen Tiſche find für Benuber be- 
jtimmt, welche mit länger dauernden wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
beihäftigt find, und werden ausſchließlich dom Auffihtsbeamten 
vergeben. 


S 2. Die Benugung der im Lefefaal aufgeftellten Hand: 
bibliothek fteht den Benutzern ohne weiteres, diejenige der dajelbft 
ungebunden aufliegenden laufenden Jahrgänge von Zeit: und 
ſonſtigen periodiſchen Schriften durch Vermittlung des Aufſichts— 
beamten frei. Bei demſelben iſt das gedruckte Verzeichniß der 
Handbibliothek und der im Leſezimmer aufliegenden Zeitſchriften 
zum Preiſe von 20 Pfg. erhältlich. 


Die aus der Handbibliothek entnommenen Bücher dürfen 
nach ſtattgefundenem Gebrauch nicht von den Beſuchern ſelbſt 
wieder eingeſtellt werden, ſondern ſind auf den Tiſchen liegen 
zu laſſen oder dem Aufſichtsbeamten zu übergeben. 


Die zur Benutzung gelangten ungebundenen Zeitſchriften 
müſſen demſelben zurückgegeben werden. 

ZJ 3. Die Neuanſchaffungen der Stadtbibliothek werden, 
nachdem ſie vom Buchbinder zurückgekommen ſind, vierzehn Tage 
lang im Leſeſaal aufgelegt, ſoweit ſie ſich hierzu eignen. Für 
ihre Benußung gelten die Beitimmungen des S 2. 
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Ss 4 Alle nicht zur Handbibliotdef gehörigen Bücher, 
deren Einfihtnahme im Leſeſaal gewünscht wird, find durd 
rothe, den Aufdruck „Leſeſaal“ tragende Zettel, melde unent: 
geltlich abgegeben werden, zu beitellen. Jedes Werk ift auf 
einem bejonderen Zettel zu verzeichnen. 


Beitellungen für den Lejejaal, welche bi$ morgens 8 Uhr 
in einen der an berihiedenen Orten der Stadt angebrachten 
Bibliothefbrieffaiten oder bi morgens 9 Uhr in den im Biblio- 
thefsgebäude ſelbſt befindlichen Hauptbrieffaften eingelegt werden 
oder bis morgens 9 Uhr dur die Poſt einlaufen, gelangen 
thunlichſt bereit3 bis 10 Uhr gleihen Tages zur Erledigung. 
Außerdem werden alle bi8 "all Uhr, Y212 Uhr und 21 Uhr 
in den Leſeſaal bei dem Aufjichtsbeamten oder jonjt beftellten 
Bücher thunlihit um 11 Uhr, 12 Uhr und 4 Uhr zur Ver: 
fügung geftellt. 


Z 5. Beim Verlaffen des Leſeſaals find die auf erfolgte 
Beftellung benutzten Bücher dem Auflichtsbeamten zurüdzugeben, 
der die Beitellzettel vernichtet oder auf Wunſch ausfolgt. Sollen 
die Bücher noch weiter benußt werden, jo ift ver Aufſichtsbeamte 
davon zu veritändigen Die Weiterbenugung kann jo lange fort: 
gejegt werden, bis von anderer Seite eine Beltellung, fei e& in 
den Leſeſaal, ſei e8 zur Entleihung erfolgt. 


Bücher, die drei Tage hindurch nicht benußt worden find, 
werden in die Bücherräume zurücdgebradt und müſſen im Be— 
darf3fall von neuem bejtellt werden. 


S 6. Im den Lefefaal verabfolgte Bücher können von dem 
Benußer, joweit es der Dienit geftattet, dur) Vermittlung des 
Auffichtsbeamten nad Haufe entliehen werden, Bücher der Hand: 
bibliothek jedoh nur ausnahmsweiſe für die Zeit, in welcher der 
Leſeſaal geſchloſſen ilt. 


Jede ſonſtige Mitnahme von Büchern oder Zeitſchriften 
aus dem Leſeſaal iſt ſtrengſtens unterſagt. 


F 7. Im Leſeſaal iſt jede Störung, insbeſondere lautes 
Sprechen, zu vermeiden. 


Er TER 
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II. Benutzung außerhalb der Bibliothek, 


$S 8. Die Ausleihung von Büchern in die Privatwohnung 
Hiefiger erfolgt nach Beibringung eines von einem hiefigen ge: 
nugſam als jolvent bekannten Einwohner ausgeftellten Bürg— 
ſcheins, deſſen Unterfchrift amtlich beglaubigt fein muß. Definitiv 
angeftellte Staats- und Gemeindebeamte, welche ſich durch ihre 
Anftelungsurfunde legitimiren, find von der Beibringung eines 
Bürgſcheins befreit. Auch in anderen Fällen kann von diejem 
Erfordernig ausnahmsweiſe nad dem Ermeffen des Stadtbiblio: 
thefariat3 Abſtand genommen werden. 


S 9. Alle zur Entleihung nad Haufe gewünſchten Bücher 
find entweder durch grüne, den Aufdrud „Beſtellung“ oder durch 
weiße, den Aufdruck „Duittung‘ tragende Zettel, welche unent- 
geltlih abgegeben werden, im Voraus zu beitellen. Letztere 
müffen verwendet werden, wenn die Bücher nah S 10 in Die 
Wohnung des Beſtellecs verbracht werden jollen. Jedes Merf 
it auf einem bejonderen Zettel und mit Tinte zu verzeichnen. 


Beltellungen, welche 6i8 morgens 8 Uhr in einem der an 
verſchiedenen Orten der Stadt angebradten Bibliothefbrieflaften 
oder bis morgens 9 Uhr in den im Bibliothefsgebäude jelbft 
befindlihen Hauptbrieffaften eingelegt werden oder bis morgens 
9 Uhr durch die Poſt einlaufen, gelangen am gleihen Tage 
zur Erledigung. Die Ausgabe der Bücher jowie deren Rüdgabe 
findet Montags, Dienstags, Mittwochs, Donnerstags und Frei: 
tagg von 10—1 Uhr und von 4—5 Uhr, Samstags von 
10—1 Uhr ftatt. 


Nicht abgeholte Bücher werden nah Ablauf des dritten 
Tages in die Bücherräume zurüdgebradht und müſſen im Bedarfs— 
falle von neuem bejtellt werden. 


S 10. Auf Verlangen werden die nah Haufe gewünfchten 
Bücher gegen eine Vergütung don 20 Pfg. für die Sendung 
thunlichſt am gleihen Nachmittag durch einen Bibliotheksdiener 
in die Wohnung des Beſtellers gebradt. Gegen die gleiche Ver— 
gütung werden fie bon da auf Schriftlih geäußerten Wunſch aud 
abgeholt. Trifft Weberbringen und Abholen von Büchern in 
einem Gange zujammen, jo beträgt die Gejammtgebühr 30 Pfg. 





==: 09 


Bei bejonderd umfangreihen Sendungen, ſowie wenn an 
demfelben Tage eine ausnahmsmeile große Zahl von Sendungen 
zujammentrifft, kann außer der Zuftellungs: bezw. Abholungs: 
gebühr der Erfah etwaiger baarer Auslagen für Transportkoſten 
gegen Quittung verlangt werden. 


Das Meberbringen und Abholen von Büchern kann er= 
forderlihen Falls aus dienftlichen Gründen jederzeit bejchränft 
werden. 


$11. Zur Ausleihung von Büchern in die Privatwohnung 
auswärts Mohnender bedarf es außer der Beibringung eines 
den Beitimmungen des $ 8 entſprechenden Bürgjcheind noch der 
dur) Vermittlung des StadtbibliotdefariatS nachzuſuchenden Er: 
laubniß des Magiftratsdeputirten. 


Auswärtigen öffentlihen BibliotHefen und Archiven können, 
jofern fie die Bürgihaft unbejhädigter Nüdgabe übernehmen, 
Bücher zur Benugung dur Private auch ohne die Erlaubnik 
des Magiftrat3deputirten und ohne die Berbürgung eines hiejigen 
Einwohners zugejandt werden. 


Z 12. Jeder Entleiher übernimmt bei der Entleihung die 
Berpflitung: 
1. daß er die entliehenen Bücher nicht länger behalten werde, 
als es geitattet iſt; 


2. daß er diejelben nicht an Dritte mweiterberleihen werde; 


3. daß er im Falle einer mehr als achttägigen Neije die 
Bücher zuvor zurüdgeben werde, wenn aud die Entleihe: 
friſt no nicht abgelaufen fein jollte; 


4. daß er die Bücher unter genauer Beachtung der Beſtim— 
mungen des $ 16 diefer Benußungsordnung, überhaupt 
mit größter Sorgfalt gebraudden, aufbewahren und in dem 
nämlichen wohlerhaltenen Zuftande, wie er fie empfangen, 
wieder abliefern, im Falle der Beſchädigung oder des 
Berluftes aber für den entitandenen Schaden vollen Erſatz 
nad der Schäßung der Bibliothek leiften werde; 


5. daß er der ſeitens der Bibliothek an ihn ergebenden Auf: 
forderung zur Zurüdgabe unbedingte Folge leiten merde. 
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Die Bürgen nehmen dur Unterzeihnung der Bürgjcheine 
die ausdrückliche Garantie für die Einhaltung diefer Berpflihtung 
jeitens der Entleiher. 


Ss 13. Die Entleihefrift beträgt, fall3 dies nicht im ein- 
zelnen Fall ſeitens des Stadtbibliothefariat3 ander bejtimmt 
wird, vier Wochen. Doch kann die Rückgabe entliehener Bücher 
aus dienitlihen Gründen jederzeit auch ſchon vor Ablauf dieſer 
Friſt angeordnet werden. 


8 14. Das GStadtbibliotdefariat behält fih vor, nad) 
vorausgegangener Bekanntmachung im Anzeigeblatt der ſtädtiſchen 
Behörden alle zur Zeit entliehenen Bücher ohne Ausnahme zum 
Behuf einer allgemeinen Revifion zurüdzufordern. Hierbei fönnen, 
jomeit es der Dienst geitattet, Bücher, die nicht bereit ander: 
weitig beitellt find, gegen Ausjtellung neuer Quittungen jofort 
wieder mitgenommen werden, wenn der Entleiher alles Entliehene 
gleichzeitig zurüdliefert. Neue Ausleihungen finden während der 
Dauer einer allgemeinen Revilion nicht ftatt. 


$S 15. Bei fäumiger Nüdlieferung erfolgt unfranfirter 
Mahndrief ſeitens des Stadtbibliotdefariat3. Bleibt derjelbe er: 
folglos, jo wird das Nüdjtändige durch den Bibliothefsdiener 
gegen Bergütung von 20 Pfg., vorbehaltli etwaiger weiterer 
Transportkoſten (S 10), abgeholt. Die Nichtbeahtung eines 
Mahnbriefs Hat außerdem zur Folge, daß dem jäumigen Ent: 
feiher dor der Rüdgabe feine weiteren Bücher verabfolgt werden. 
Im MWiederholungsfalle oder wenn der Entleiher die Annahme 
eines Mahnbrief3 verweigert, kann derjelbe durch den Magiftrat3- 
deputirten von der Benubung der Bibliothek gänzlich ausgeſchloſſen 
werden. 


III. Allgemeine Beitimmungen. 


8 16. Bei der Benutzung der Bücher ift dad Umbiegen 
von Blättern oder falſche Brechen von Kupfer, die Anbringung 
bon Zeichen oder Bemerkungen, jowie dad Gorrigiren wirklicher 
oder bermeintliher Drudfehler jtrengjtens unterfagt. Zum 
Durchzeichnen von Abbildungen jeder Art ift die vorherige 
Erlaubniß des Stadtbibliotdefariats einzuholen. 
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S 17. Zur Mittheilung ungeeianete Bücher, ſowie der 
belletriftiichen Litteratur angehörige Werke werden nur ausnahms— 
weije bei Nachweiſung wiſſenſchaftlicher Zwecke verabfolgt. 


J 18. Seltene oder foftbare Werke, Handichriften und Wiegen: 
drude, Encyelopädien, bibliograpdiiche und andere Nachſchlage— 
twerfe, Karten, Wörterbücher und Zeitungen find bon der regel: 
mäßigen Entleihung ausgeſchloſſen. Auch betreff3 ihrer Ein— 
fihtnahme im Lejefaal können den Benubern aus dienftlichen 
Gründen bejondere Beihränfungen auferlegt werden. 


8 19. Schüler Hiefiger Lehranftalten Haben nad dem 
Ermeſſen des StadbibliothefariatS die vorherige Viſirung ihrer 
Befteflzettel bezw. Quittungen jeitens des Klaſſenlehrers beizu- 
bringen. 


8 20. Litterariſche Anfragen aller Urt find bei dem Stadt: 
bibliothefar oder deſſen Stellvertreter in der Zeit von 11 bis 1 Uhr 
borzubringen. Auch die übrigen wiſſenſchaftlichen Beamten 
werden den Benußern der Stadtbibliothef auf deren Wunſch 
nah Thunlichkeit Auskunft ertheilen. 


S 21. Die Bibliothefsräume, einichlieglih der permanenten 
Ausstellung werthvoller Handſchriften, Drude, Einbände, Münzen 
u. ſ. mw. können unentgeltlich befichtigt werden, und zwar an 
den Mochentagen von 10 bis 12 Uhr, die Ausftellung außer: 
dem an Sonn: und Feiertagen von 11 bis 1 Uhr. Die An— 
meldung hierzu hat in der Kanzlei, (unten, erſte Thür rechts) 
zu erfolgen.*) 

Im übrigen bleibt die Bibliothek an Sonn- und Feier— 
tagen geſchloſſen. 

822. In der Zeit vom 15. Juli bis 15. September find 
Leſeſaal und Ausleihezimmer nur von 10 bis 1 Uhr geöffnet. 


Ss 23. Im Fall des ordnungsmwidrigen Gebrauchs, der Be: 
Ihädigung oder des Verluftes von Büchern kann durch den Magi- 
ftratSdeputierten, unbejchadet des zu leiftenden Schadenerjaßes ($12 
Ziffer 4), die weitere Benutzung der Bibliothek verſagt werden. 


9 Der gedruckte Katalog der permanenten Ausſtellung iſt zum 
Preiſe von 10 Pfennig erhältlich. 
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Das gleihe gilt im Fall fonftiger fortgejegter Nichtbeachtung 
der Vorſchriften dieſer Benutzungsordnung. 
Frankfurt a. M., den 23. Februar 1894. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 127.) 


35. Polizei-Verordnung 
über Bierdrudvorridhtungen. 


Auf Grund des 8 137 des Gejeßes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.“S. ©. 195) und 
der SS 6, 12 und 13 der Verordnung vom 20. September 
1867 (Gej.:5. S. 1529) wird mit Zuftimmung des Bezirks— 
ausſchuſſes für den Gebraud von Bierdrudvorrihtungen beim 
gewerbmäßigen Bierausihanf innerhalb des Regierungsbezirks 
Miesbaden verordnet, was folgt: 


A. Beihaffenheit, Einrihtung und Betrich, 


8 1. Unzuläfjige Bierdrudvorridtungen. 


Der Gebrauh von Pumpen, welche das Bier unmittelbar 
aus dem Faß auflaugen, iſt unftatthaft. 


85 2. Drudmittel. 


Als Druckmittel darf nur reine atmoſphäriſche Luft oder 

flüſſige Kohlenſäure verwendet werden. 
83. Luftzuführung. 

Die als Druckmittel zu benutzende Luft iſt aus dem Freien, 
und zwar von einem Orte aus zuzuführen, welcher ſeiner Lage 
nach eine Verunreinigung der Luft nicht befürchten läßt. 

Die Zuführung der Luft zur Luftpumpe hat durch ein bis 
in's Freie geleitetes Rohr zu erfolgen, welches an ſeinem 
äußerſten Ende mit einer abwärts gerichteten, mindeſtens 3 Meter 
über dem Erdboden befindlichen Reinigungsvorrichtung luftdicht 
verbunden ſein muß. 


u 
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Die Reinigungdvorrihtung muß eine cylinderifche Yorm, 
eine Länge bon menigften® 10 Gentimeter, einen Durchmeſſer 
bon mindeften® 5 Gentimeter Haben, am unteren Ende mit 
einem feinen abnehmbaren Sieb verjehen und mit gereinigter, 
entfetteter Baummolle, 3. B. Verbandmwatte, feſt ausgeftopft fein. 

S4 Delfänger. | 

Zwiſchen der Zuftpumpe und dem Quftkeflel it ſenkrecht 
ein Oelfänger einzujfchalten, welcher Cylinderform, eine Länge 
bon wenigſtens 20 Gentimeter, einen Durchmeſſer von mindeſtens 
5 Gentimeter hat, und mit abnehmbaren Endftüden verjehen ift. 
Am unterften Endftüf muß fih ein Ablaßhahn befinden. 

Die beiden oberen Drittel de Innenraumes etwa müſſen 
mit gereinigter, entfetteter Baummolle, z. B. Verbandmwatte, feſt 
ausgejtopft jein. Das unterjte Drittel ift ſtets leer zu halten. 

Das don der Zuftpumpe fommende Rohr muß im unterften 
Drittel, das nah dem Luftkeſſel führende Rohr im oberften 
Drittel der Seitenwandung des Oelfängers mit dem leßteren in 
Verbindung ftehen. 

55. Berwendung flüffiger Kohlenfäure. 

Die zum Zwecke des Bierzapfend im Gebrauch befindlichen 
Kohlenjäureflafhen müſſen jo ummehrt fein, daß fie Unberufe- 
nen gänzlich unzugänglic jind. 

Im Mebrigen kommen die Beltimmungen der Polizeiver— 
ordnung Über Beförderung und Aufbewahrung verflüffigter Gaje 
vom 1. Februar 1894 *) zur Anwendung. 

56. (Luft-Gas-) Keſſel. 

Bei jeder Bierdruckvorrichtung iſt zwiſchen der Luftpumpe, 
bezw. dem Kohlenſäurebehälter und dem Faß ein Keſſel einzu— 
fügen. Derſelbe muß aus geeignetem Material gefertigt ſein, 
frei ſtehen, leicht zugänglich und im unterſten Drittel mit einer 
feſt verſchließbaren, mindeſtens 15 Centimeter weiten Reinigungs— 
öffnung verſehen ſein. 

Jeder Gaskeſſel muß außerdem amtlich geprüft ſein und 
an leicht ſichtbarer Stelle einen leicht leſerlichen, durch Ein— 
ſchlagen eines amtlichen Stempels beglaubigten, dauerhaften 
Vermerk tragen, welcher die Firma des Fabrikanten, die laufende 


*) Amtsbl. 1894 Nr. 15. — Siehe unten S. 133. 
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Fabrifnummer und den Tag der erjien Drudprobe angiebt. 
Diefe Angaben fünnen auch auf einem Metallihilde (Fabrik— 
ſchilde) angebracht fein, fofern dasjelbe mit Kupfernieten am 
Keſſel befeitigt ift. Die Kupfernieten müſſen alsdann den amt— 
lihen Stempel tragen. 

Ss 7. Neducirbentil. 

An Stelle des Gaskeſſels kann ein Neducirventil (Drud: 
berminderungsporrihtung) angewendet werden, meldes vom 
Regierungs-Präſidenten durh Bekanntmachung im Amtsblatt 
allgemein zugelafjen ift. 

Dasselbe muß aus geeignetem Material beftehen, amtlich) 
geprüft fein nnd einen, den Beitimmungen des 5 6 Abj. 2 
entjprechenden Vermerk tragen. 

58 PBrüfung der Gadfejjel und der Reducir: 
bentile. 

Die Gaskeſſel, ſowie die Reducirventile müſſen bei jeder 
amtlihen Prüfung einen inneren Drud von 3 Atmojphären 
aushalten, ohne bleibende Veränderung ihrer Yorm und ohne 
Undichtigkeit zu zeigen. 

Die Gaskeſſel find mittelft Wafjerdruds zu prüfen. 

Sede Prüfung muß von einem, bon dem Regierungs— 
Präfidenten für geeignet bezeichneten Sachverſtändigen ausgeführt 
fein und ift alle 5 Jahre zu wiederholen. Diejelbe Hat ſich 
auch auf die Zuverläſſigkeit von Sicherheitspentil und Mano: 
meter zu erftreden. 

An jedem Gaskeſſel und Reducirventil muß fi eine Ein: 
rihtung befinden, welche dem prüfenden Beamten die Anbringung 
de3 amtlichen Manometers gejtattet. 

59. Manometer und döhfter Drud. 

An der Ausſchankſtelle ſowohl, als auch an dem (Luft: 
Gas-) Keffel oder Reducirventil muß ein zuverläjfiges Mano— 
meter vorhanden jein, welches jederzeit anzeigt, wie ftarf der 
Drud in der Leitung, bezw. im Keſſel oder Neducirventil ift. 
Der Drud darf weder in der Leitung nod im Keſſel oder 
Reducirventil 12 Atmojphären überjchreiten. 

Mit Ichriftliher Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf 
ein Drud bis einjchlieglih 2 Atmojphären in dem Keſſel oder 
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Reducirventil angewendet werden, ſofern dieſelben mehr als 
8 Meter von der Ausichankftelle entfernt find. Jedoch find die 
Gaskeſſel und Neducirventile alsdann bei der amtliden Prüfung 
($ 3) einem Drud von 4 Atmoſphären zu unterwerfen. 


Der höchſte zuläflige Drud muß am Manometer dur 
einen rothen Strich gekennzeichnet fein. 


Ss 10. Siderheitöpentil. 


Die Gaskeſſel, ſowie die Reducirventile müſſen mit je einem 
zuverläſſigen Sicherheitsventil verjehen fein, welches jederzeit ge= 
(üftet werden kann und abbläft, jobald der Drud in den ge- 
nannten Gasbehältern 1/2, bezw. im alle des S 9 Abjah 3 
zwei Atmoſphären überjchreitet. 

8 11. Luft: (Ga3=) Bertheiler. 

Zwiſchen dem Keſſel, bezw. Reduzirventil und den Fäffern 
ift jenfredht ein Luft: (Gas-) Vertheiler einzuichalten, welcher 
Eylinderform, eine Länge von mindeſtens 30 Gentimeter; einen 
Durchmefjer von wenigſtens 5 Gentimeter, luftdicht jchließende, 
abnehmbare Endjtüde und an der tiefiten Stelle einen Ablaß— 
hahn Hat. 

Das dom Keſſel oder Reducirventil fommende und die 
nah den Fällern führenden Rohre müſſen mit dem Luftver— 
theiler an den Seitenwandungen verbunden fein. Die Ver— 
bindungsftelle des Zuleitungsrohres muß ſich mindeſtens 2 Genti= 
meter über den Berbindungsftellen der Ableitungsrohre befinden. 
Das Zuleitungsrohr ift mit einem Ventilhahn zu verjehen. 


8 12. Weite und Bejhaffenheit der Bierleitung. 

Die Rohre, dur melde das Bier beim Zapfen fließt 
(Stoder, Bierleitungsrohr, Krahn), müffen überall, auch an 
den Löthftellen und SKontrollflähen ($ 17a), einen gleichen 
inneren Durchmeſſer don mindeftens 1 Gentimeter haben und 
frei von Einfnidungen jein. 

Das Bierleitungsrodr darf feine Biegungen haben, deren 
Radius kürzer als 5 Gentimeter ift. Dasjelbe muß aus nicht 
mehr al3 1 Prozent Blei enthaltendem Zinn bejtehen. 

Stoder und Krahn fünnen aus allen Metallen oder Metall: 
milhungen bejtehen, melde auch bei längerem Gebraude die 

ge 
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menſchliche Gejundheit ſchädigende Beltandtheile an das Bier 
nicht abgeben. Sind fie aus anderen Metallen, 3. B. Kupfer 
oder Mejling, Hergeftellt, jo müfjen fie an den Stellen, wo fie 
beftimmungsmäßig mit dem Bier in Berührung fommen, in 
genügender Stärfe und in dauerhafter Weile mit im vorigen 
Satze bezeichneten Metallen oder Metallmijhungen belegt, 3. 2. 
berzinnt oder vernidelt jein. 


8 13. Weitere Beftimmungen für den Stoder. 


Das untere Ende des Stochers, dur welches das Bier 
eintritt, muß abnehmbar und darf nur mit feinen Löchern ver: 
jehen fein. Am oberen Ende muß ein zuverläjfiges Rückſchlags— 
ventil angebradt fein, jofern fich ein joldhes nicht am unteren 
Ende des Leitungsrohrs für Luft oder Kohlenfäure ($ 14) 
befindet. 

S 14. Leitungdrohr für Luft und Kohlensäure. 

Ale zur Leitung don Luft oder Kohlenjäure dienenden 
Rohre dürfen aus Metallen jeder Art und, ſoweit fie jich inner: 
halb eines Gebäudes befinden, auch aus bleifreiem Gummi fein. 

Jeder Anſchluß eines Gummiſchlauches muß durch Ber: 
ſchraubung mit Zotte erfolgen. 


S 15. Beſondere Beſtimmungen für den Krahn. 

Der Krahn darf nur ein Zuflußrohr haben, ſodaß er 
lediglich mit einem Bierleitungsrohr in Verbindung gebracht 
werden kann. 

Der Hohlraum im Zapfen des Krahns darf nicht über 
die Oeffnung des Zuflußrohres hinausgehen. 

Die Anwendung von Spritzkrähnen und anderen Spritz— 
vorrihtungen beim Füllen der Gläſer (Krüge u. ſ. w.) ift 
verboten. 

S 16. Theilung des Bierleitungädrohres. 

Ein Bierleitungsrohr darf nur aus 3 Theilen beftehen. 
Die Verbindung derjelben muß durch Verſchraubung hergeftellt 
und ſtets Dicht gehalten werden. An jeder Berbindungöftelle 
ind 2, mindeltens 3 Millimeter weite Dejen jo anzubringen, 
daß die Verbindung durch eine amtlihe Plombe leicht gefichert 


“ werden Tann. 
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Ss 17. Kontrollhahn. 


Sofern die Rohre, durch welche das Bier beim Zapfen 
fließt ($ 12), eine Gejammtlänge von mehr als 1’. Meter 
haben, ift in daS Bierleitungsrohr, und zwar an ftet3 leicht 
zugänglicher und geeigneter Stelle, ein Kontrollfahn einzujchalten, 
welcher vom Regierung3-Präfidenten dur Belanntmahung im 
Amtsblatt allgemein zugelafjen worden: ift. 

Derjelbe muß 

a) in leicht leferliher Schrift die Firma des Fabrifanten 
und die laufende Fabriknummer tragen, 

b) ftet3 Dichtigfeit bewahren, 

c) 2 mindeftend 3,5 Gentimeter lange Kontrollflähen (Aus: 
ihliffe auf dem Segel) Haben, melde gut und haltbar 
verzinnt find. 

d) mit dem Bierleitungsrohr durch Verlöthung derart vers 
bunden jein, daß er innerlih nur mit diefem zugleich 
gereinigt werden fann, 

e) mit zur Verſchließung durh Plomben geeigneten Oeff— 
nungen oder Defen von wenigitens 3 Millimeter Weite 
berjehen und 

f) fo eingerichtet fein, daß in ftreitigen Fällen die befichtigte 
Kontrollflähe in underändertem Zuftande belaffen wer: 
den kann. 


S 18. Glasrohr. 


An Stelle des Kontrollhahns (S 17) darf ein Glasrohr 
eingejchaltet werden, welches eine Länge von mindeſtens 30 Centi— 
meter und den gleihen inneren Durchmeſſer wie das Bier: 
leitungsrohr hat. 

Jedes Ende des Glasrohrs muß durch Verſchraubung feit 
und dicht in eine Stopfbüchle eingefügt ſein, die mit dem Bier- 
leitungsrohr verlöthet ift. 

An den Stopfbüdhlen iſt je eine mwenigftens 3 Millimeter 
weite Oeſe anzubringen, jo daß die Entfernung des Glas— 
rohrs durch eine amtliche Plombe verhindert werden fann. Yur 
weiteren Siherung der Verbindung de3 Glasrohr3 mit dem 
Bierleitungsrohr ift das letztere außerdem mit einer bejonderen, 
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geeigneten, die Befichtigung des Glasrohrs in feiner Weiſe be— 
ihränfenden Vorrichtung (4. B. einem Halter) zu verjehen. 


8 19. Bierleitungen ohne Kontrollvporridtung. 


Dem Regierungs-Präſidenten wird vorbehalten, durch Be: 
fanntmadhung im Amtsblatt von der Anbringung von Kontroll: 
borrihtungen an jolden mehr als 1’ Meter langen Bier: 
feitungen ($ 12") zu entbinden, melde an allen Stellen einen 
gleihen inneren Durchmeſſer von menigjteng 14 Millimeter 
haben und ihrer Länge und Einrichtung nad eine ſchnelle und 
vollfommene, leicht und ficher feitzuftellendg Reinigung geftatten. 
Diejelben müffen fo eingerichtet fein, daß dur fie ven der 
Zapfftelle bis zum unteren Ende des Stochers in einem Zuge 
eine Bürfte durchgeführt und Spülwaſſer durchgeleitet werden Tann. 

Die in Gemäßheit des vorftehenden Abſatzes ohne Kontroll- 
borrihtung zugelaffenen Bierdrudvorrichtungen müſſen die Firma 
des Fabrifanten und die lanfende Fabriknummer tragen. 


B. Reinigung. 
8 20. Allgemeine Beftimmungen. 


Die Bierdrudvorrihtungen, insbejondere diejenigen Theile 
derjelben, mweldhe mit dem Biere in Berührung kommen, find 
jtet3 in reinem Zuftande zu erhalten. 

Die Reinigung der Bierleitungen (S 12 Abſ. 1) Hat alle 
Woche mindeitens einmal mittelft Spülens mit heißer, jtarfer 
Soda= oder Aetznatronlöſung und Nachſpülung mit wenigjtens 
10 Liter reinen, Talten Waller ftattzufinden. Wo Wafjer- 
leitung vorhanden ift, muß die Nachſpülung durch Anſchluß der 
Bierleitung an die Wafferleitung ausgeführt werden. 

Sn den Stadtgemeinden bleibt den Ortspolizeibehörden 
überlafien, zwiſchen dem im vorigen Abjah angeordneten Spülen 
mit einer Soda= oder Nebnatronlöjung und der Nachſpülung 
noch das Durdleiten don heißem, gejpanntem Dampfe durd 
die Bierleitung mittelſt Bolizeiverordnung vorzufchreiben. 

Die Keffel find jedes Vierteljahr mindeftens einmal zu 
öffnen und erforderlihen Falls zu reinigen. 
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8 21. Bejondere Beftimmungen. 


Die den Vorſchriften des 8 19 entjprechenden Bierleitungen 
find täglich wenigſtens einmal mittelft Durchführen einer Bürfte 
und Nachſpülung mit 10 Liter reinen, falten Waſſers zu reinigen. 
Mo Waflerleitung vorhanden it, muß die Nachſpülung durd) 
Anſchluß der Bierleitung an die Waſſerleitung erfolgen. Eine 
andere Reinigung dieſer Bierleitungen darf nicht vorgefchrieben 
werden. 


0. Beauffihtigung. 
$ 22. Sachverſtändige. 


Die Bierdrudvorrihtungen müſſen in allen Theilen jedes 
Vierteljahr einmal von den vom Landrath (in Frankfurt a. M. 
bom MPolizeipräfidenten, in Wiesbaden vom Polizei:Direftor) 
dazu berufenen Sadpverftändigen unterfucht werden. 


Sind Verſtöße gegen die Vorſchriften, betreffend das DMano= 
meter und Sicherheitäventil ($ 9 und 10) und die Beftand- 
theile der Bierleitung (S 12 Abi. 2 und 3) oder die Gummi: 
rohre (S 14 Abſ. 1) feftgeftellt worden, fo ift die Ortspolizei— 
behörde befugt, bis zur Beleitigung diefer Mängel eine öftere 
Unterfuhung von den im vorigen Abſatze bezeichneten Sacher: 
ftändigen, erforderlihenfalls au don anderen Sadverftändigen 
auf Koften der Inhaber der Bierdrudvorrihtungen ausführen zu 
laflen. » Denfelben darf der Zutritt zu den Bierdrudvorridtungen 
behuf3 Ausführung der Unterfuhung nicht verweigert werden. 


S 23. Bolizeibeamte. 


Den zuftändigen Bolizeibeamten ift jederzeit der Zutritt zu 
den Bierdrudvorrihtungen und deren einzelnen Theilen, ſowie 
eine Unterfuhung derjelben auf die Webereinftimmung mit den 
Vorſchriften diefer Polizeiverordnung zu gejtatten. Auch iſt den: 
jelben hierbei die erforderlihe Hülfe zu leiften. 


8 24. Reviſionsbuch. 


An der Schankſtelle iſt ein nach Maßgabe des nachſtehen— 
den Muſters angefertigtes Reviſionsbuch aufzubewahren und den 
zuſtändigen Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 


= 780. 


Dasjelbe muß unter dem Buchſtaben A den Befund über 
jede gemäß $ 8 ausgeführte Prüfung und unter dem Buch— 
ftaben B daS Ergebnik jeder gemäß 8 22 vorgenommenen 
Unterfudung, jowie das Datum und die Unterjchrift des Sach— 
verftändigen enthalten. 


D. Unzeigepflidt. 
$ 25. Bevor eine Bierdrudvorrihtung in Gebrauch ge= 


nommen wird, muß hiervon der Ortspolizeibehörde ſchriftlich 
oder zu Protokoll Anzeige erjtattet werden. 


E. Strafbeftimmungen. 
8 26. Träger der Verantwortung. 

Die Inhaber von Bierdrudvorrihtungen und deren Stell: 
bertreter find für die Einhaltung der Beltimmungen dieſer 
Polizei-Verordnung, insbeſondere dafür verantwortlih, daß 

1. die Beichaffenheit, Einrihtung und Benußung der Bier- 
drudvorrichtungen den Vorſchriften unter A entiprechen, 

2. daß die amtlich angelegten Plomben unverſehrt bleiben, 

3. daß die vorgejchriebene Reinhaltung erfolgt. 


8 27. Strafmaß. 


Zuwiderhandlungen werden, joweit nad geſetzlichen Be: 
ftimmungen nicht härtere Strafen verwirft find, mit Geldſtrafe 
bis zu 60 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle ver: 
hältnigmäßige Haft tritt, beſtraft. 


F. Schlußbeſtimmung. 


F 28. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. April 1894 
in Kraft. 

Mit demjelben Zeitpunkte erliicht die Polizeiverordnung 
über Einrihtung und Benußung von Bierdrudvorritungen vom 
1. Oktober 1890 (Amtsblatt für Frankfurt a. M. ©. 389). 

Die zur Zeit der DVeröffentlihung diefer Polizeiverordnung 
in Gebrauch befindlichen Bierdrudvorrihtungen find bis zum 
1. Oftober 1894 in einen, den borftehenden Beltimmungen 





entipreenden Zuftand zu bringen, jedoch bedarf es der An— 
bringung des in $ 6 Ab. 2 vorgefchriebenen Vermerks an 
vorhandenen Gaskeſſeln nidt. 


Wiesbaden, den 1. Februar 1894. 
Der Königliche Regierungs: Bräfident :: 
v. Tepper-Laski. 


Muſter für ein Reviſionsbuch. 
(Titelblatt.) 
Reviſionsbuch 


für eine mit Preßluft, Kohlenſäure betriebene Bierdruckvorrich— 
tung des Herrn. VE re a a 


Der Vermerk des Fabrikſchildes auf dem Gaskeſſel, Reducir— 
ventil enthält folgende Angaben: 


1. Die Firma des Fabrifanten: Schulz d Comp. 

2. Die laufende Fabrifnummer: 112. 

3. Den Tag der eriten Prüfung: 12. April 1894. 

9. Die Nieten, wit melden dad Fabrikſchild befeftigt ift, 
tragen den amtlihen Stempel: Preussischen heraldischen 
Adler. 


Datum: Berlin, 15. April 1894. 
Unterſchrift des Sachverſtändigen: 
Meyer 
Königlicher Bau-Inspector. 
(Stempel oder Siegel.) 
Nicht Zutreffendes ift zu ftreichen. 


a, En.) 
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Dieſes Buch enthält Seiten. 
(Erfter Theil). 
A. 
Beiheinigungen 


iiber die Prüfungen gemäß $ 8 der Bolizeiverordnung über 
Bierdrudvorrihtungen vom 1. Februar 1894. 





gfbde. 
2 Befund, Datum und Unterjchrift. 
1 Beijpiel: 
Geprüft und nichts zu erinnern gefunden. 
Wiesbaden, den 12. April 1894. 
Henkel, Königliher Bauinfpector. 
2 Beijpiel: 


Bei der heute vorgenommenen Brüfung blies das 
Sicherheitsventil bei einem Drud von 1°/s Atmo= 
Iphären nit ab. Die fofortige Beſeitigung des 
Fehlers oder die Beihaffung eines zuverläſſigen 
Sicherheitsventils iſt erforderlich. 


Wiesbaden, den 12. April 1894. 
Walter, Königlicher Regierungsbaumeiſter. 


| (Zweiter Theil). 
B. 
Beicheinigungen 


über die Unterfuhhungen auf Grund des S 22 der Polizeiver- 
ordnung Über Bierdrudvorrihtungen vom 1. Februar 1894. 








efde. 
* Befund, Datum und Unterſchrift. 
1 Beilpiel: 
Geprüft und in Ordnung befunden. 
Wiesbaden, den 12. April 1894. 
Fiſcher, beeidigter Sachverſtändiger. 
2 Beiſpiel: | 
Bei der heute vorgenommenen Unterfuhung war 
die Kontrolflähe im Kontrollhahn mit dunfelem 
Schleim bededt. Die jofortige Reinigung erjcheint 
erforderlid. 
Wiesbaden, den 13. Juli 1894. 
Fiſcher, beeidigter Sadverftändiger. 
3 Beifpiel: 


Bei der heute vorgenommenen Unterfuhung wurde 
feftgeitellt, daß das Bierleitungsrohr zu ftarf ge: 
bogen war. Es iſt nothwendig, dasjelbe jofort 
in einen borjehriftSmäßigen Zuftand bringen zu 
laflen. 

Wiesbaden, den 20. Auguſt 1894. 

Fiſcher, beeidigter Sachverſtändiger. 


u 0 


Anweiſung 


zur Ausführung der Polizeiverordnung über 
Bierdrudborridtungen 
bom 1. Februar 1894. 
I 


Die Polizei-Verordnung Über Bierdrudvorrihtungen hat den 
Zwed, jede Schädigung der menjhliden Gefundheit in Folge 
des gewerbsmäßigen Gebrauchs von Bierdrudvorridhtungen mög: 
ichft zu verhüten, ſowie allen Gefahren vorzubeugen, welche 
aus der Verwendung von Kohlenfäure al Drudmittel entjtehen 
fönnen. Um diejes Ziel zu erreichen, müſſen alle einzelnen 
Theile der Bierdrudvorrihtungen aus geeignetem Material her: 
geitellt und insbefondere jomweit, als fie mit dem Bier in Be: 
rührung fommen, jtet3 in jauberem Zuftande erhalten werden. 

sm Einzelnen wird Yolgendes bemerft. 

II (zu 88 6, 7, 8 und 10). 

Quftleffel find diejenigen Keſſel, welche in Bierdruckvorrich— 
tungen verwendet werden, in denen atmojphäriihe Luft ala 
Drudmittel dient. Die zur Aufnahme der — nah Austritt 
aus der Kohlenjäureflafhe gasförmig gewordenen — Kohlen 
jäure beftimmten Keſſel find die Gaskeſſel. Nur für lebtere ift 
eine Prüfung und die Anbringung eines bejonderen Vermerks, 
bezw. Fabrikſchildes (5 6 letter Abſatz) jowie eines Sicherheits— 
ventils vorgejchrieben. 

Zum Einfchlagen des amtlichen Stempel3 find nur die 
unter IV Ziff. 1 bezeichneten Sadverftändigen befugt. 

II Gu 8 7. 

Alle Reducirventile 

1. der Firma Franz Häufer und Comp. zu Hannover, 

2. von G. %. Graf in Hanau, 

3. der Sürther Mafchinen-Fabrit (vormals Hammerſchmidt) 
in Sürth bei Köln, 

4. der Firma W. Noll zu Minden (D. R. P. Nr. 245) 
dürfen angewendet werden, fofern fie den Vorſchriften in 88 7 
bis 9 entiprechen, bezw. gemäß 8 28 Abſ. 3 bis zum 1. Oftober 
1894 in einen vorſchriftsmäßigen Zuftand gebracht werden. 


IV (3u $ 8 Xbf. 2 und $ 24 Abſ. 2). 

1. Als geeignete Sadverftändige zur Vornahme der in 
$ 8 angeordneten Prüfungen und zur Ausftellung ver in 8 24 
porgejehenen Beſcheinigungen im Reviſionsbuch unter A werden 
bezeichnet 

a) die Königlihen Bauinfpeftoren, Gemwerbeinspeftoren und 
Regierungsbaumeifter ; 

b) die Ingenieure der Dampffeffelrevifionsvereine mit den 
gleihen Befugniffen, welche ihnen bezüglich der Dampfkeſſel zu: 
ftehen. (Einige find zur Abnahme und fpäteren Revifionen, 
andere nur zu ſpäteren Revifionen berechtigt.) 

Diejelben find berechtigt, für die Prüfung eines Gaskeſſels 
eine Gebühr von 10 Mark und für die Prüfung eines Reducir: 
ventil3 eine Gebühr von 6 Mark zu erheben. 

2. Snftallateuren, Mechanikern und dergl., insbeſondere 
den auf Grund des $ 22 ernannten Sadverftändigen fann bon 
den Landräthen (in Frankfurt a. M. vom Bolizei-Präfidenten, 
in Wiesbaden vom Bolizei-Direktor) die Befugniß zu Nach— 
prüfungen (dagegen nicht zur erften Prüfung) und Ausftellung 
der entiprechenden Bejcheinigungen beigelegt werden, jofern fie 
unbejcholten und zuverläjfig find und von einem der unter 
1. a und b benannten Beamten oder Ingenieure des hiejigen 
Regierungsbezirls eine Prüfung über die Ausübung der frag: 
lichen Thätigfeit, jorwie die darüber beftehenden Vorſchriften mit 
Erfolg beitanden haben. 

Es darf jedoch — abgejehen von dem Falle eines beſon— 
deren Bedürfniſſes — für jeden Kreis regelmäßig nur ein der: 
artiger Sachverſtändiger beitellt werden. Der Sachverſtändige 
des einen Kreiſes kann zur Bethätigung feiner Befugniß in 
einem anderen Kreiſe oder in einem bejtimmten Theile desjelben 
zugelaffen werden. Hierzu ift die bejondere Genehmigung der 
Polizeibehörde des betreffenden Kreiſes (Landraths u. |. w.) 
jowie eine vorherige Ddiesbezüglide Bekanntmachung derjelben 
im Kreisblatt erforderlich. 

Mer die bezeichnete Befugniß erwerben will, hat fih an 
den Landrath (in Frankfurt a. M. an das Bolizei-Präfidium, 
in Wiesbaden an die Bolizei-Direftion) zu wenden. Derjelbe 
entjcheidet, nachdem er die Bedürfnißfrage geprüft und über Die 
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Unbefcholtenheit und Zuverläſſigkeit Erkundigungen eingezogen 
bat, über die Zulafjung zur Prüfung. 

Mit dem die Zulaffung ausſprechenden Beſcheide hat ſich 
der Antragftelleer an den Königlichen Beamten oder Ingenieur 
(la und b) zu menden, welder zur Vornahme der Prüfung 
bereit ift, und bei demjelben eine PBrüfungsgebühr von 6 Marf 
einzuzahlen. 

Iſt die Prüfung mit Erfolg beftanden, jo jendet der betr. 
Beamte oder Ingenieur das darüber aufgenommene Protokoll 
an die Behörde ein, welche die Zulaffung zur Prüfung verfügt 
hat. Letztere fertigt, jofern fie Bedenken nicht geltend zu machen 
dat, eine Betallungsurfunde aus, in welcher ausdrüdlich die 
jederzeitige Widerruflichfeit derjelben ausgejprochen fein muß. 

Der Sadverftändige erhält gegen Entrihtung der Stempel- 
foften die Beftallung ausgehändigt und wird bon der Beitallungs- 

* 21. Juni 1869 
behörde gemäß 8 36 der Gewerbeordnung vom - —— 
beeidigt. Derſelbe darf jedoch erſt ſeine Befugniß ausüben, 
nachdem auf ſeine Koſten eine Bekantmachung über ſeine Be— 
ſtallung im Kreisblatt veröffentlicht worden iſt. 

Die Gebühren derſelben werden für jede Prüfung eines 
Gaskeſſels auf 5 Mark, für jede Prüfung eines Reducirventils 
auf 3 Mark auf Grund des $ 78 der Gewerbeordnung feit: 
geſetzt. Hat der Sachverſtändige behufs Ausführung der Prü— 
fungen jehr weite Entfernungen zurüdzulegen, jo können die Ge: 
bühren vom Landrath mit Zuftimmung des Kreisausſchuſſes in 
geeigneter Weile erhöht werden. 

Die beitellten Sadpverftändigen find verpflichtet, den an Sie 
gerichteten Anträgen auf Brüfung von Keſſeln oder Reducir- 
ventilen innerhalb 8 Tagen nadzufommen. 

3. Die Ausführung der Prüfungen Hat gemäß den Be: 
ftimmungen in SS 8, 9 und 10 zu erfolgen. Hierzu wird nod) 
Folgendes bemerft: 

a) Die Wafferdrudproben merden mit den Gaskeſſeln in 
der Weile gemacht, daß an der in 8 8, letztem Abſatz, vorge: 
ſchriebenen Einrihtung (dem jogenannten Kontrollflantſch) ein 


*) Reichsgefeßbl. 1883 ©. 177. 
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Kontrollmanometer mittelft Flügelſchrauben und an einer Deff: 
nung des Keſſels eine Drudpumpe mittellt Schlaudes und Ver— 
Ihraubung luftdicht angejchlojfen, jowie weitere Oeffnungen des 
Keſſels verjchlofjen werben, alsdann wird ſoviel Waffer in den 
Keſſel gepumpt, bis das Kontrollmanometer den vorgejchriebenen 
Drud von 3 bezw. 4 Atmoſphären anzeigt. Für undicht find 
die Keifel zu eradhten, wenn das Waller bei dem höchſten Drud 
in anderer Form als der bon Nebel oder feinen Perlen durch 
die Fugen dringt. 


b) Die Reducirventile werden in ähnlicher Weile geprüft, 
wie unter a angegeben iſt, nur wird jtatt des Waſſers Kohlen 
läure verwendet, welde man langjanı aus der Kohlenjäureflaiche 
zuftrömen läßt. 


Da das NReducirventil jo eingerichtet it, daß durch Auf: 
hebung von FFederfraft ein etwaiges Ueberſchreiten der für den 
Betrieb zuläſſigen Marimaljpannung von 1’/ bezw. 2 Atmo— 
iphären jelbfithätig verhindert wird, fo ift, bevor die Drudprobe 
begonnen mird, die im Reducirventil befindliche Spiralfeder 
durch eine ſolche von doppelter Spannkraft zu erjeßen. 


4. Für die Beihaffung des Kontrollmanometerd haben die 
Cadverjtändigen zu jorgen. Die Kontrollmanometer der unter 
2 bezeichneten (beftellten) Sadverftändigen müſſen von den Be- 
amten, welche diejelben geprüft haben, unterfucht fein und dürfen 
nur auf Grund einer bon diefen Beamten ausgeitellten Be— 
Id;einigung über ihre Nichtigkeit gebraudt werden. In der Be: 
ſcheinigung, für welche eine Gebühr nicht zu entrichten ift, muß 
das Kontrollmanometer näher bezeicdynet, au Name und Wohnort 
des Inhabers angegeben jein. 


Die zur Ausführung der Prüfung erforderlichen Arbeits- 
fräfte, jowie Waller oder Kohlenfäure und, wenn einer der 
unter 1 benannten Sadverftändigen prüfen foll, aud die Drud- 
pumpe hat der Inhaber der Bierdrudvorridtung unentgeltlich 
zur Verfügung zu ftellen. Nimmt ein beitellter Sadverftändiger 
die Prüfung vor, jo hat diejer eine Drudpumpe herbeizujchaffen, 
fall3 der Inhaber der Bierdrudvorrihtung feine bejigt. 


Berge“ 
Fr ä Fi € 
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V(us 12). 
Die „Bierleitung” befteht aus den Rohren, melde das 
Bier durchfließen muß, um dom Faß ins Glas zu gelangen. 
„Bierleitungsrohr” heißt das Rohr, welches Stodher und Krahn 


verbindet. 
VI@uS$ 15). 

Ein Krahnzopfen, welcher der Vorſchrift im 2. Abſatz des 
$ 15 nicht entfpricht, kann leicht vorſchriftsmäßig hergeftellt 
werden, indem jein Hohlraum zum Theil vergoffen und von 
Neuem biß zum oberjten Rande der Seitenöffnung, die mit der 
Bierleitung den gleihen Durchmeſſer Haben muß, gebohrt wird. 

VII @uS$ 16). 

Die Dejen müſſen jo angelöthet fein, daß fie, wenn die 
Rohrſtücke zufammengefchraubt find, nahe aneinander und thun— 
lichſt in derſelben Richtung ftehen, daß ferner nah Anlegung 
der Plomben ohne deren Verlegung die Rohrftüde nicht aus: 
einander genommen werden fünnen. 

VII @u$ 17). 

Der Kontrollfahn muß jo angebradt und fo frei fein, daß 
der fontrollirende Beamte ſtets leichten Zutritt zu demjelben hat. 

Die Oeſen oder Oeffnungen müſſen einen leichten und 
4 ſicheren Bleifiegelverfchluß ermöglichen, welcher eine Drehung des 
: Kegel im Kontrollhahn ausschliekt. 

{ Bis jebt find folgende Kontrollvorrichtungen zugelaffen, 
; jofern fie mit den Beftimmungen des $ 17 im Einklang ftehen, 
- bezw. gemäß 8 28 Abſ. 3 bis zum 1. Oftober 1894 in einen 
vorſchriftsmäßigen Zuftand gebradht werden: 

1. der patentirte Kontrollfahn von Küftermann & Comp., 
. der Kontrollhahn von 3. Knabenſchuh jr. zu Frankfurt a. M., 
. der Kontrollhahn von H. Hammerſchmidt zu Frankfurt a. M., 
. der Kontrollfahn von Y. Schmitz zu Höchſt a. M., 
. der Kontrollhahn von Friedrich König zu Wiesbaden. 

IX (zu 8 13). 

Die Oeſen find mit den Stopfbüchſen zu verlöthen und 
jollen, wenn das Glasrohr eingeſchraubt ift, thunlichſt dieſelbe 
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Richtung haben, ſodaß der durch dieſelben gelegte —— 
zu dem Glasrohr eine gerade Linie bildet. 


Im letzten Abſatz des 8 18 iſt eine beſondere Sicherheits— 
vorrichtung angeordnet, um zu verhindern, daß das Glasrohr 
durch die Schwere der Leitung, oder durch ſtarken Druck oder 
Stoß aus einer der Stopfbüchlen herausgerifien, bezw. zerbrodhen 
wird. Diefe Borrihtung wird am zmwedmäßigiten in einem 
eifernen Halter, ähnlich wie bei mandem Thermometer beitehen. 
(3. B. e8 wird parallel zu dem Glasrohr ein Eijenftab an der 
Wand befeftigt, in welcher 2 Ringe rechtwinklig eingeihraubt 
find, die das DBierleitungsrohr oberhalb und unterhalb des Glas— 

rohrs umfaflen und feithalten.) 

X (zu den $$ 16, 17 u. 18). 

Die Plomben (Bleifiegel) dürfen nur von den zuftändigen 
Polizei-Beamten angelegt und abgenommen werden. 

Die Anlegung der Plomben erfolgt entweder in der Weile, 
daß die Enden des dur eine oder zwei Dejen bezw. Löcher 
gelegten Plombirdrahts feſt angezogen, zujammengedreht und 
mit der Plombirzange ineinander gedrüdt ſowie gleichzeitig mit 
dem amtlichen Stempel verjehen werden, oder derart, daß jedes 
Ende des Draht3 diht an den Dejen bezw. Deffnungen mittelft 
der Blombirzange breit gedrüdt und zugleid mit dem amtlichen 
Stempel verjehen wird. An Stelle des Plombirdrahts darf 
fefter Bindfaden angewendet werden, an deſſen Enden alddann 
eine bezw. zwei Plomben zu befeitigen find. 

Die Plombirzange — mit einem Preußiſchen Adler, und 
entweder mit den Buchſtaben „K. P.“ (Königliche Polizeiver- 
waltung, für Wiesbaden und Frankfurt a. M.) oder mit den 
Buchftaben „O. P.“ (Orxtspolizeiverwaltung, für die übrigen 
Drte) verjehen —, ift von der Ortöpolizeibehörde, der erforder: 
lihe Plombirdraht oder Bindfaden nebſt Bleihüljen dagegen von 
den Inhabern der Bierdrudvorrichtungen zu beichaffen. 

XI (zu $ 19). 

Bei den nad) dem patentirten Syſtem von H. Denede in 
Hannover bergeftellten Bierſchankeinrichtungen, welche den Be— 
fimmungen in $ 19 entipredhen, find SKontrollvorrichtungen 
nicht erforderlich. 

9 
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XII (zu 8 20). 

Beſonderes Augenmerk iſt auf die Reinhaltung der Bier— 
druckvorrichtungen, namentlich der Bierleitung und der Luft— 
(Gas-) Schläuche zu lenken. Denn das Bier ſetzt bekanntlich, 
insbeſondere bei ruhigem auch nur kurzem Verbleib, leicht Stoffe 
ab, die für das Bier ſelbſt und damit für die Biertrinker ſchäd— 
lich werden können, wenn ſie nicht bald entfernt werden. 

Die Nachſpülung mit kaltem Waſſer Hat in den Orten, 
wo Waflerleitung vorhanden ift, in der Weile zu erfolgen, daß 
die Bierleitung an die Wafjerleitung angejchloffen und das 
Leitungswaffer mit genügendem Drud und in der vorgeichriebenen 
Menge von wenigitens 10 Liter durch die Bierleitung getrieben wird. 

Die Soda: oder, Aetznatronlöſung ift als genügend ftark 
anzufehen, wenn ſich in 1 Liter Waſſer mindeftens 200 Gramm 
kryſtalliſirte Soda oder 50 Gramm Aetznatron in aufgelöften 
Zuſtande befinden. 

‚  Stadtgemeinden find diejenigen Gemeinden, welche im $ 22 
der Kreisordnung für Heffen-Naffau vom 7. Juni 1885 (Geſ.-S. 
S. 193)*) al& ſolche aufgeführt find. 

Die Einführung der Reinigung mit heißem gejpanntem 
Dampfe muß überall da, wo e3 angängig ift, al3 jehr wünſchens— 
werth bezeichnet werden. 

XII Gu $ 21). 

Bezüglich des Anſchluſſes an eine Waflerleitung vergl. 
Abſ. 2 unter X. 

Für die den Vorſchriften des 8 19 entjpredhenden Bier: 
leitungen darf das Durdpleiten von heißem gejpanntem Dampfe 
nicht angeordnet werden. 

XIV (u 8 22). 

1. Zur Vornahme der in 8 22 vorgefchriebenen Unter: 
fuhungen find für jeden Kreis in der Regel ein Sadverftändiger 
und — für die Fälle der Verhinderung desjelben — ein Stell: 
vertreter zu beftellen. Sofern in einem Kreiſe eine große Anzahl 
von Bierdrudvorrihtungen vorhanden ift, oder meite Entfer— 
nungen dies erfordern, fönnen mehrere Sachverſtändige und 





| 
ä 


Band V. unjerer Sammlung ©. 133. 


schen 


Er. 


— 131 — 


Stellvertreter bejtellt werden. Jedem Sachverſtändigen und 
jeinem Stellvertreter iſt alsdann ein beftimmter Bezirk zuzumeijen. 
Die Sadperjtändigen der einzelnen Bezirfe dürfen mit der gegen= 
jeitigen Stellvertretung betraut werden. 


Die Sadperftändigen und Stellvertreter werden bom 
Landrath (in Frankfurt a. M. vom Polizeipräfidenten, in Wies— 
baden vom Polizei: Direktor) gemäß 8 36 der Gewerbeordnung 
21. Juni 1869 
1. Juli 1883 
Beitallungsurfunde gegen Entridtung der Stempelfoften. In 
der Beltallung muß ausdrüdlih die Widerruflichfeit derjelben 
ausgeſprochen jein. 





bom beeidigt und erhalten von demjelben eine 


Der Name und Wohnort der Sadhverftändigen und ihrer 
Stellvertreter, jowie der Umfang ihre® Wirkungskreiſes werden 
auf Koften derjelben im Sreiöblatt veröffentlicht. 


Die den Sadperjtändigen und ihren Stellvertretern für 
jede vorjchriftsmäßige Unterfuhung einer Bierdrudvorridtung 
zuftehende Gebühr wird auf Grund des 8 78 der Gewerbe: 
ordnung auf 1 Mark feſtgeſetzt. Die Landräthe werden jedoch 
ermächtigt, bei großen Unzuträglichkeiten, in&bejondere bei weiten 
Entfernungen, diefe Gebühr mit Zuftimmung der Kreisausſchüſſe 
in geeigneter Weiſe zu erhöhen. 


2. Bei jeder Unterfuhung duch einen Sachverſtändigen 
(oder Stellvertreter) muß ein DBertreter der Ort3polizeibehörde 
zugegen fein. Der Sadpverjtändige hat von jeder beabjichtigten 
Unterfuhung der Ort&polizeibehörde rechtzeitig Mittheilung zu 
maden und die Unterfuhung nicht früher vorzunehmen, bis er 
bon der betreffenden Behörde die Antwort erhalten Hat, daß fie 
an derjelben Theil nehmen wird. 


Auch die Gendarmen jind verpflichtet, ſich an ſolchen Unter- 
ſuchungen gelegentlih zu betheiligen. 


Es iſt firenge darauf zu halten, daß jede Bierdruckvorrich— 
tung alle Bierteljahre von dem Sachverſtändigen unterſucht wird. 
Derjelbe Hat die Unterfuhung nicht nur auf die Reinhaltung, 

ge 
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ſondern auch darauf zu erftreden, ob die übrigen Vorſchriften 
der PBolizeiverordnung beobachtet find, und die borgefundenen 
unter B furz anzugeben. Namentlihd müfjen die Kontrollhähne 
Mängel in dem an der Schanfftelle befindlichen Reviſionsbuch 
geprüft werden, ob fie reingehalten und an den Kontrollflächen 
genügend verzinnt find. Die Bejeitigung der Mängel hat die 
Drtöpolizeibehörde zu veranlaſſen. 

Die Polizeibeamten und die Sachverftändigen haben dafür 
Sorge zu tragen, daß die Inhaber der Bierdrudvorrihtungen 
nit jo frühzeitig von einer bevorjtehenden Unterfuhung Kenntniß 
erlangen, daß fie noch vor Ausführung derjelben etwaige Mängel 
bejeitigen fönnen. 

Die Sadhperftändigen haben bei den Unterfuhungen die 
Polizei-VBerordnung über Bierdrudvorrihtungen und dieſe An: 
weilung mitzuführen. Damit Diejelben in ftreitigen Fällen 
jpäter in der Lage find, Zeugnik abzulegen, wird ihnen empfohlen, 
ih Bemerkungen über die einzelnen Vorjehriftsmwidrigfeiten zu 
machen und dieſe aufzubewahren. 


XV (gu $ 23). 

Mährend die auf Grund des $ 22 beftellten Sachverſtän— 
digen regelmäßig nur einmal im Vierteljahr die Bierdruckvor— 
rihtungen zu unterfuchen Haben, find die Ortspolizeibehörden 
und Gendarmen verpflichtet, öftere Bejichtigungen derjelben vor— 
zunehmen und darüber zu wachen, daß den Beltimmungen der 
PVolizeiverordnung über Bierdrudvorrihtungen vom 1. Februar 
1894 genügt wird. 

XVI gu $ 28). 

Da bei den in Gebraud befindlichen Gaskeſſeln eine erfte 
Prüfung vorausgejegt werden kann, fo ift jede Prüfung derjelben, 
welche nunmehr erforderlih wird, als Nachprüfung anzulehen 
und fann von den gemäß den Beltimmungen unter IV Ziffer 2 
beitellten Sadverftändigen ausgeführt werden. 


XV. 


Die Anweiſung vom 1. Dftober 1890 (U.:Bl. f. Franff. 
©. 390) und die Ergänzungen derjelben vom 27. Auguft 1891 
(AU.:Bl. f. Frankf. S. 299), vom 9. Januar 1892 (ABl. f. 
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Frankf. ©. 41) und vom 22. November 1892 (A.“Bl. f. Franff. 
©. 564) werden aufgehoben 


Wiesbaden, den 1. Februar 1894. 


Der Königlidhe Regierungs: PBräfident. 
vd. Tepper-Laski. 


(Amtsblatt 1894 ©. 68 u. ff.) 


36. Polizei-Berordnung 


über Beförderung und Aufbewahrung 
verflüjfigter Gaſe. 


Auf Grund des 8 137 des Gejeßes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.:S. ©. 195) und 
der 88 6, 12 und 13 der Verordnung dom 20. September 
1867 (Geſ.“S. ©. 1529) werden mit Zuftimmung des Bezirf3- 
Ausſchuſſes für den Regierungsbezirk Wiesbaden (mit Ausnahme 
der Rheinjtrede don Bingen abmärt3) folgende Vorjchriften 
erlaſſen. 

J 1. Verflüſſigte Gaſe, als Kohlenſäure, Stickoxydul, Am— 
moniaf, Chlor, waſſerfreie ſchweflige Säure und Chlorkohlenoxyd 
(Phosgen) dürfen nur in Behältern aus Schweißeifen, Flußeifen 
oder Gußſtahl, Chlorfohlenoryd außerdem auch in fupfernen 
Behältern befördert und aufbewahrt werden, melde einer amt: 
Iihen Prüfung unterzogen worden find und den Beitimmungen 
in $ 2 entipreden. 

Die Prüfung der Behälter ıft für Kohlenfäure, Stidorydul 
und Ammoniak alle 3 Jahre, für Chlor, ſchweflige Säure und 
Shlorfohlenoryd jedes Jahr zu wiederholen. 

$ 2. Die Behälter müffen 

a) bei jeder Prüfung einen inneren Drud, deifen Höhe in 
S 4 näher angegeben ift, ohne bleibende Veränderung 
der Form und ohne Undichtigkeit zu zeigen, aushalten, 

b) jomweit die$ den Gebraud nicht hindert, zum Schuße der 

Ventile feſt aufgeichraubte Kappen tragen, welche aus 

dem gleihen Material wie die Behälter jelbit hergeſtellt 

find, 
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c) mit einer Vorrihtung verjehen fein, welche das Rollen 
derjelben verhindert, 

d) an leicht jichtbarer Stelle einen leicht lejerlihen, dauer: 
haften Vermerk tragen, welcher die Firma des Fabrikanten, 
die laufende Fabrifnummer, dad Gewicht des leeren Be— 
hälters, einschließlich des Ventils nebit Schußfappe oder 
des Stopfens, jowie die zulällige Füllung in Kilogramm 
nah Maßgabe der Beitimmungen in $ 4 und den Tag 
der letzten Drudprobe angiebt, der Bermerf über den Tag 
der legten Drudprobe muß duch Einjchlagen eines amt— 
lihen Stempel beglaubigt fein. 


8 3. Dei den fupfernen Gefäßen für Chlorfohlenoryd 
(Phosgen) dürfen auch jchmiedeeiferne Schußfappen verwendet 
werden. 


Terner dürfen ſämmtliche Behälter für Chlorkohlenoryd 
anjtatt mit Ventilen mit eingejhraubten Stopfen ohne Schuß: 
fappe verjchloffen werden. Dieſe Stopfen müſſen jedoch jo dıcht 
Ihließen, daß fich der Inhalt des Gefäßes nicht durch Gerud) 
bemerkbar madt. 

S 4. Der bei jeder Prüfung der Behälter anzumendende 
innere Drud und die höchfte zuläſſige Füllung betragen: 

a) für Kohlenfäure und Stidorydul 250 Atmojphären und 
1 Kilogramm Flüffigkeit für je 1,34 Liter Faſſungsraum 
des Behälters, 

b) für Ammoniaf 100 Mtmofpbären und 1 Silogramm 
Flüſſigkeit für je 1,86 Liter Faſſungsraum des Behälters, 

c) für Chlor 100 Atmojphären mit 1 Kilogramm Flüſſigkeit 
für je 0,9 Liter Faſſungsraum des Behälters, 

d) für ſchweflige Säure und Chlorfohlenoryd 30 Atmojphären 
und 1 Kilogramm Flüffigfeit für je 0,8 Liter Faſſungs— 
raum des Behälters. 

S 5. Ueber den Befund jeder Prüfung muß ein Zeugnik 
auögeftellt werden, welches außerdem die Firma des Fabrikanten, 
die laufende Fabrifnummer, das Gewicht des leeren Behälters, 
einschließlich des Ventil nebſt Schußfuppe oder des Stopfens, 
die zuläjfige Füllung in Kilogramm nad Maßgabe der Beſtim— 
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mungen in 8 4, jowie dad Datum nebſt amtlihem Siegel oder 
Stempel und die Unterichrift des Sachverſtändigen enthält. 

Dieſes Zeugniß it von dem Inhaber des Behälters auf: 
zubewahren und den zuftändigen Beamten auf Verlangen vor— 
zuzeigen. 

Dem Regierungs-Präſidenten bleibt vorbehalten, durch Be— 
kanntmachung im Amtsblatt von der Ausſtellung und Auf— 
bewahrung ſolcher Zeugniſſe zu entbinden, wenn bei demſelben 
vom Sachverſtändigen über alle von ihm vorgenommenen Prü— 
fungen unter entſprechender Beobachtung der Vorſchriften in 
Abſatz 1 ein Garantie-Atteſt hinterlegt wird. 

8 6. Die mit verflüſſigten Gaſen gefüllten Behälter dürfen 
nicht geworfen. aud nicht der Einwirkung der Sonnenftrahlen 
oder einer unmittelbar ausftrahlenden Feuerwirkung ausgejeßt 
werden. 


Die Aufftellung oder Lagerung derjelben darf nur in einer 
Entfernung don mindeftens 2 Meter von Heizkörpern (Defen 
u. ſ. mw.) erfolgen. 

S 7. Das Lagern der mit verflülfigten Gafen gefüllten 
Behälter auf Fuhrwerfen, Fahrzeugen und jolden Pläßen, wo 
Menſchen verkehren, insbejondere auf den Lagerplägen an den 
Güterſchuppen der Bahnhöfe und den Landebrüden der Dampf: 
Ihiffe ift nur ftatihaft, wenn eine zeltartige Weberdefung der 
Behälter mit Segeltuh und dergl. oder mit hölzernen Kaften 
ftattfindet. 


8 8. Die Beförderung der mit verflüffigten Gafen ge: 
füllten Behälter auf Verfehrämitteln, welche ganz oder theilweiſe 
zur Perjonenbeförderung dienen (Berfonendampfidiffen, Straßen: 
bahnen u. dergl.) ift verboten. 


Fuhrwerke und Fahrzeuge, mit welchen auch nur einer 
jolder Behälter befördert wird, dirfen — abgejehen von der 
zur Ablieferung an den Befteller nöthigen Zeit — niemals ohne 
Bewachung bleiben. 

5 9. Wer verflüffigte Gafe verwenden mwill, muß hiervon 
— der Ortspolizeibehörde ſchriftlich oder zu Protokoll Anzeige 
erſtatten. 
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$ 10. Zumiderhandlungen gegen die vorſtehenden Vor— 
ſchriften werden, joweit nad den geſetzlichen Vorſchriften nicht 
härtere Strafen vermwirft find, mit Geloftrafe bis zu 60 Marf, 
an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnikmäßige Haft 
tritt, beftraft. 

$ 11. Diefe Polizeiverordnung tritt am 1. April 1894 
in Kraft. 

Wiesbaden, den 1. Februar 1894. 

Der Königliche Regierungs:Bräfident. 


vd. Tepper-Laski. 
(Amtsblatt 1894 ©. 9.) 


; 37. Geſetßz, 


betr. Das Ruhegehalt der Lehrer und Lchrerinnen 
an den öffentlichen nichtitanatlihen mittleren Schu-= 
len und die Fürjorge für ihre Hinterblicbenen.*) 


Vom 11. Juni 1894. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
berordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für 
den Umfang der Monardie, was folgt: 

5 1. Mittlere Schulen im Sinne diejes Gejebes find 
diejenigen Unterrihtsanftalten, welche allgemeinen Bildungszmeden 
dienen und welche weder zu den höheren Schulen noch zu den 
öffentlihen Volksſchulen, noch zu den Fach- und Fortbildungs— 
ſchulen gehören. 


8 2. Die an eimer öffentlichen nidtftaatlihen mittleren 
Schule definitiv angeftellten Lehrer und Lehrerinnen haben einen 
Anſpruch auf Ruhegehalt nad den-für die Lehrer (Lehrerinnen) 
an öffentlichen Volksſchulen geltenden geſetzlichen Vorschriften. 


*) Val. Gef. Nuhegehaltsklaffen für Lehrer an öffentl. Volks: 
ichulen dv. 23. Juli 1893 — Bd. VI. diefer Samml. ©. 90. 
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Nah denjelben Beitimmungen regeln fih die Zuftändigfeit 
und das Verfahren bei Verſetzung dieſer Lehrer (Lehrerinnen) 
in den Ruheſtand und bei Feſtſetzung ihres Nuhegehalts. 

Der Artikel I $ 22 des Gejeßes, betreffend die Penfio- 
rirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öÖffentliden Volks— 
Ihulen, vom 6. Juli 1885 (Geſetz-Samml. ©. 298)*) findet 
mit der Maßgabe Anmendung, daß ftatt des 31. März 1886 
der 30. September 1894 enticheidet. 


8 3. Die Auibringung des Ruhegehalts erfolgt von den 
zur it der Verſetzung in den Ruheftand zur Bejoldung des 
Lehrer (der Lehrern) VBerpflichteten. Die auf befonderen Rechts: 
titeln beruhenden Berpflictungen Dritter bleiben bejtehen. Eine 
Betheiligung der Staatskaſſe an der Aufbringung des Ruhegehalts 
findet auf Grund diejes Geſetzes nicht ftatt. 

5 4 Ten zur Aufbringung des Ruhegehalts Verpflichteten 
ift es freigeftellt, bi$ zum 1. April 1895 und, ſofern es ſich 
um eine nad vielem Zeitpunkt errichtete Unterricht3anftalt handelt, 
bis zum 1. April des auf die Eröffnung folgenden Jahres der 
für ihren Bezirf auf Grund des Gejeges dom 23. Juli 1893 
(Gefeg-Samml. S. 194) gebildeten NRuhegehaltsfaffe für die 
unter das vorliegende Gele fallenden Schulſtellen mit dem 
Beginn des betreffenden Kaſſenjahres und mit der Wirkung bei- 
zutreten, daß fie ebenjo angejehen werden, als wenn fie auf 
Grund des Geſetzes dom 23. Juli 1893 zum Beitritt ver— 
pflichtet gemwejen wären. 

Der Berehnung des an die Ruhegehaltäfaffe zu zahlenden 
Beitraged iſt die volle Jahresfumme des ruhegehaltsberedhtigten 
Dienfteinfommuns der Lehrer und Lehrerinnen an den der Kaffe 
angejchloffenen mittleren Schulen zu Grunde zu legen. 

F 5. Den Hinterbliebenen der an einer öffentlichen nicht: 
ſtaatlichen mittleren Schule definitiv angeftelten Lehrer und 
Lehrerinnen Steht ein Anſpruch auf das Gnadenguartal, den 
Wittwen und Waren der Lehrer zugleih ein Anſpruch auf 
Wittwen- und Wailengeld nad) Maßgabe der jemweilig geltenden 
gejeglichen Borjchriften, betreffend die Fürjorge für die Hinter: 
bliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten, zu. Nach denjelben 


*) Siehe dieſe Samml. Bd. IV. 2. ©. 80. 
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Beſtimmungen regeln ſich die Zuftändigfeit und das Verfahren 
bei der Feitiegung des Gnadenquartals, jowie der Wittwen— 
und Wailengelder mit der Maßgabe, daß, ſoweit eine Mit: 
wirkung der Minifter vorgeichrieben ift, an die Stelle derielben 
der Dberpräfident, für die Hohenzollernichen Lande der Unter: 
richtsminiſter tritt. 


8 6. Die Aufbringung des Gnadenquartal® und des 
Wittwen- und Waiſengeldes erfolgt durch die zur Bejoldung 
des Lehrer (der Lehrerin) während der Dienftzeit auf der 
legten Schulftelle Berpflichteten. 


FJ 7. Kein Lehrer (feine Lehrerin) einer öffentlichen nicht 
ftaatliden mittleren Schule ift fortan verpflichtet, einer Ruhe— 
gehaltsfafje oder einer die Fürjorge für die Hinterbiiebenen be— 
zwedenden Veranftaltung beizutreten oder, fofern er (fie) einer 
jolden auf Grund einer ihm (ihr) dahin auferlegten Verpflich— 
tung beigetreten ift, in derſelben zu verbleiben. Scheidet der 
Lehrer (die Lehrerin) auf Grund dieſes Geſetzes aus, fo verliert 
er (fie) alle Anſprüche an die Kaffe oder aus der fonftigen Ver: 
anftaltung ohne Anſpruch auf Entihädigung. 


Den gegenwärtigen Mitgliedern der Allgemeinen Wittwen— 
Verpflegungsanftalt fteht frei, ihre Mitgliedfhaft unter den bis— 
herigen Bedingungen fortzujegen. 


Den zur Ausbringung des Wittwen- und Waijengeldes 
Berpflichteten ift geftattet, für die Stellen derjenigen Lehrer, 
welche gegenwärtig Mitglieder der Elementarlchrer-Wittwen= und 
Waiſenkaſſen find, die Mitgliedihaft unter Fortzahlung der 
bisherigen Gemeindebeiträge und Uebernahme der etwa don den 
Lehrern zu entrihtenden Beiträge auf die Dauer der Bejegung 
mit den gegenwärtigen Mitgliedern fortzufegen. 

Den Lehrern ſelbſt fteht diefe Befugniß nicht zu. 

Seten die zur Aufbringung des Wittwen: und Waiſen— 
geldes Berpflichteten die Mitgliedihaft nicht fort, jo bleibt den 
Hinterbliebenen der jeitherigen Kafjenmitglieder der Anſpruch 


auf Wittwen- und Waiſenpenſion gegen die &lementarlehrer: 
Wittwen- und Waijenfaffen erhalten, ſoweit diefe Penjion das 
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auf Grund dieſes Geſetzes zu zahlende Wittwen: und Waiſen— 
geld überfteigt. 

In Zukunft ift weder den Lehrperjonen an den öffentlichen 
nichtftaatlihen mittleren Schulen, no‘ den zur Unterhaltung 
derjelben WBerpflichteten der Beitritt zu den lementarlehrer- 
Wittwen- und Waiſenkaſſen oder zu der Allgemeinen Wittwen: 
Berpflegunsanftalt geitattet. 

SS 8. Die zur Aufbringung des Ruhegehalts, des Gnaden: 
quartal® und des Wittwen- und Waiſengeldes Verpflichteten, 
welche für die Verforgung der in den Ruheftand verjegten Lehrer 
(Lehrerinnen) und deren Hinterbliebenen bejondere Veranftaltungen 
getroffen Haben oder die Mitglievihaft bei den Elementarlehrer: 
Wittwen- und Waijenfaffen fortfegen (S 7), find berechtigt, die 
denjelben hieraus zuftehenden Bezüge auf da3 nah Maßgabe 
dieſes Geſetzes zu gemährende Ruhegehalt, Gnadenquartal, 
Wittwen- und Waiſengeld in Anrehnung zu bringen. ine 
Anrehnung findet nicht ftatt, joweit dieſe Bezüge als Entgelt 
für diejenigen Beiträge anzujehen find, welche von den Lehrern 
(Lehrerinnen) zu diefen Beranftaltungen nad dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes fortgeleiftet werden. 

Bei Streitigkeiten der Betheiligten über die Höhe der hier: 
nah den Ruhegehaltsberechtigten und den Hinterbliebenen zu= 
ftehenden Bezüge trifft die Bezirföregierung eine im Verwaltungs 
wege bolljtrefbare einitweilige Entiheidung. Gegen diefe Ent: 
Iheidung fteht den Betheiligten binnen jeh& Wochen die Bes 
ſchwerde an den Oberpräfidenten, in den Hohenzollernſchen Landen 
an den Unterrihtsminifter, zu. 

Gegen die Entſcheidung des berpräfidenten oder des 
Unterridt3minifterd fteht den Betheiligten innerhalb einer weiteren 
— von ſechs Wochen die Beſchreituug des Rechtsweges 
offen. 

S 9. Durch dieſes Geſetz werden ortöftatutariihe Vor— 
ſchriften oder ſonſtige Veranſtaltungen, welche die Lehrer (Lehrer— 
innen) und deren Hinterbliebene günſtiger ſtellen, als in der 
durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe, nicht berührt. 

Desgleichen bewendet es bei der Königlich Däniſchen Ver— 
ordnung vom 28. März 1857 (Chronol. Sammlung der Ver— 


— 14909 — 


ordnungen ©. 83), betreffend die Penfionirung der Schullehrer- 
twittwen, vorbehaltlich der den Unterhaltungspflichtigen zuftehenden 
Befugniß zur Anrechnung des von ihnen hiernach zu zahlenden 
Wittwengeldes nad) Maßgabe des 8 8 diejes Geſetzes. 

$ 10. Diefes Gefeß tritt am 1. Dftober 1894 in Kraft. 

Die Einführung des Geſetzes in den Regierungsbezirt Wies— 
baden bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 11. Juni 1894. 
(L. S.) Wilhelm, 
Gr. zu Eulenburg. vd. Boettider. vd. Schelling. 
Schr. v. Berlepid. Gr.v.Gaprivi. Miquel. vd. Heyden. 
Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. 
(Geſetz-Samml. 1894, ©. 109—112.) 


35. VBerordnung, 


wegen Verpflichtung Der Gemeinden und Guts: 
bezirte zur Erhebung Der direkten Staatsſteuern 
u. j. w. 
Bom 22. Januar 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des S 16 Abſatz 2 des Geſetzes megen 
Aufhebung direkter Staatsjteuern, vom 14. Juli 1893 (Gejeß: 
Samml. ©. 119) für den ganzen Umfang Unferer Monardie, 
mit Ausschluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgo— 
land, was folgt: 

S 1. Den Gemeinden und felbftändigen Gut3bezirfen wird 
bom 1. April 1895 ab die Verpflichtung auferlegt, in ihren 
Bezirken die Einzelerhebung der jämmtlihen direkten Staats: 
fteuern, der Domänen, Rentenbanf: und Grundſteuerentſchädigungs— 
Renten, jorwie die Abführung der erhobenen Beträge an die zu— 
ftändigen Staatskaſſen ohne Vergütung zu bemirfen. 
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Diefe Verpflichtung erjtredt fih nicht auf die Eifenbahn: 
abgabe. 

$ 2. Für Gemeinden mit weniger als 5000 Einwohnern 
fann von den Miniftern der Finanzen und des Innern ein 
fpäterer, al8 der im $ 1 bezeichnete Zeitpuntt, jedoch nicht 
über den 1. April 1900 hinaus bejtimmt merden. 

Der Finanzminifter ift ermächtigt, die Gemeinden und Gut3- 
bezirfe allgemein oder einzelne derjelben von der Hebung der 
Steuer vom Gemerbebetriebe im Umherziehen zu entbinden. 

Urkundlid unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 22. Januar 1894. 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Miquel. 
Geſetz-Samml. 1894, ©. 5—6.) 


39. Befanntmahung, 
Das Bürgerrehtsgeld betreffend. 

Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf Grund 
übereinftimmender Beſchlüſſe des Magiftrat3 und der Stadt: 
berordnieten-Berfammlung die Regulative vom 12. März; 1872 
und bezw. 29. Januar 1892, Die Erhebung eines 
Bürgerrechtsgeldes betr.,“) vom 1. April 1895 ab außer 
Kraft getreten find. 


Frankfurt a. M., den 2. April 1895. 
| Der Magiitrat. 
Udides. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 195.) 


40. Berordnung, 
betr. Erhöhung der Hundeſteuer. 


Es wird zur dffentlihen Kenntniß gebradt, daß zufolge 
übereinftimmender Beihlüffe des MagiftratS und der Stadt- 


*) Bal. diefe Samml. Bd. I. ©. 196. — VI. 168. 





berordneten-Verfammlung und mit Genehmigung des Bezirks— 
ausihuffes zu Wiesbaden die Hundefleuer für jeden in hiefiger 
Stadt und deren Gemarfung einjchließlih des Stadtwaldes, ges 
haltenen Hund auf Fünfzchn Mark vom 1. April 1894 
ab erhöht worden ift.*) 
Frankfurt a. M., den 16. Mär; 1894. 
Der Magiitrat. 
Udides. 
(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 163.) 


41. Bekanntmachung. 


Das nachſtehende auf übereinftimmenden Beichlüffen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten = Berfammlung beruhende 
Regulariv, betr. Errihtung einer Deputation zur Verwaltung 
der ftädriihen Kranfen- und Armen:Anftalten (Anftalt3-Depu- 
tation), wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

Sranffurt a. M. den 25. September 1894. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 


Regulativ, 


betr. Errichtung einer Deputation zur Verwal: 
tung der ftädtiihen Kranken: und Armen: 
Anstalten (Unitalts:Deputation). 

8. 1. Zur Beaufrihtigung, Leitung und Verwaltung fol= 
gender ſtädtiſcher Anſtalten: 

1. des ſtädtiſchen Krankenhauſes, 

2. des ſtädtiſchen Armenhauſes, 

3. der ſtädtiſchen Entbindungsanſtalt, 

4. der Kinderherberge, 
wird gemäß 8 66 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes eine De— 
putation eingeſetzt, welche den Namen „Deputation zur Ver— 


*) Val. dieſe Samml. I. ©. 208. IV. 2. ©. 2. 





==. A 


mwaltung der ftädtiichen Kranken: und Armenanftalten (Anftalts- 
Deputation)“ führt. Werden jpäter noch weitere ähnliche ftäd- 
tiſche Anftalten errichtet, jo werden auch dieje von dem Magiftrat 
der Anſtalts-Deputation unterftellt. 

FJ 2. Die Anftalt3:Deputation befteht aus: 

1. zwei Magijtrat3:Mitgliedern ; 

2. drei von der Stadtverordneten-Verfammlung auf 6 Jahre 
zu mwählenden hiefigen Bürgern oder Ortseinwohnern, von 
denen mindeitens einer der Stadtverordneten-Berfammlung 
angehören muß. 

Ale 2 Fahre jcheidef eines dieſer Mitglieder zuerft 
nah dem 2003, dann nah dem Dienft:Alter aus. Die 
Ausjcheidenden jind wieder wählbar; 


3. dem Stadtarzt. 


4. Zur Wahrung des dem Pflegamt des Rochushoſpitas in 
jeinem Vertrag mit der Stadt vom 5. März 1884 ge: 
währleiiteten Rechtes ift das Pflegamt berechtigt, eines 
jeiner Mitglieder mit beſchließender Stimme in die Anftalt3: 
Deputation zu delegiren. 


Z 3. Den Vorſitz in der Deputation führen die vom Ober: 
bürgermeijter deputirten Magiftrats- Mitglieder in der von diejem 
bezeichneten Reihenfolge. 

Der Borfigende ift befugt, einzelne Zweige der laufenden 
Geſchäfte (3. B. Revifion und Anweiſung der Rechnungen u. ſ. m.) 
zeitweilig oder dauernd einzelnen Mitgliedern der Deputation 
zur Erledigung zu übermeijen. 

Sind für einzelne der Anftalten bejondere Verwaltungen 
eingefegt (8. 1), jo fünnen Mitglieder diefer Verwaltungen zu 
den Berathungen der Deputation zugezogen werden, jedod) ledig- 
lid mit berathender Stimme. 


$ 4. Die Leitung der im 8 1 genannten XAnftalten ge: 
Ihieht durch die Anftalt3-Deputation, die für die einzelnen Ans 
ftalten eigene Unterausihüfle bilden fan. Der Erlaß von Haus: 
ordnungen oder Anftruftionen bedarf der Genehmigung des 
Magiftrats. 
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Der Erlaß oder die Abänderung von Verwaltungsord— 


nungen bedarf der Genehmigung des Meagiftrat3 und der 
Stadtverordneten-Berfammlung. 


$ 5. Es gehören hiernach zu den Aufgaben der Anftalt3= 


Deputation insbejondere : 


1. 
2. 


die Vertretung der Anftalt nad Außen ; 

alle organijatoriihen Aenderungen in der Verwaltung der 
Anftalten, bezw. die Beichlußfaffung über bezügliche Vor— 
ſchläge der betreffenden Verwaltung; 


. die Aufftellung des Etat3 der Anftalten ; 
. die Beihlußfaffung über Ausgaben, die bei der Aufftellung 


des Etat3 nicht. vorgejehen waren und die Beantragung 
beionderer Bewilligungen bei den höheren ſtädtiſchen Be— 
hörden; 


. der Vorſchlag der bei den betreffenden Anſtalten durch 


den Magiftrat anzuftellenden Beamten. Bei Anftellung 
bon Ailiftenzärzten ift zuvor ein Gutachten der Oberärzte 
der betr. Anftalt über die Bewerbungen einzuholen. Die 
Annahme oder Entlaffung der übrigen, innerhalb des Etat3 
vertragsmäßig anzuftellenden Beamten, jowie des Warte— 
oder Dienftperjonales kann den für die betreffenden An— 
ftalten, jei es durch Beihluß der Anftalt3-Deputation 
oder durch die VBerwaltungsordnungen hierzu bejonders 
ermädtigten Ausſchüſſen oder Perſonen überlaffen mwerden ; 


. die Borlage der vom Magijtrat zu erlaffenden Inftruftionen 


aller Beamten der einzelnen Anftalten, einjchließlich der 
Hausgeiftlihen, des Proſektors, des Bakteriologen, ſowie 
die Vorlage der Hausordnnungen ; 


. der Abſchluß von Verträgen über fortlaufende Lieferungen 


oder Über die Inventarbeihaffungen und größere Inventar: 
Ernenerungen für die Anftalten. 


8 6. Die Anftaltö:Deputation faßt ihre Beichlüffe in 


Sitzungen, zu denen der Vorfigende je nad) Bedürfniß einladet. 


Sie ift beihlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder 


deſſen Stellvertreter zwei Mitglieder anweſend find. 
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Bei Stimmengleihheit entjcheidet die Stimme des Vor: 
fienden. | 

8 7. Die Deputation wird nah Außen dur den Vor: 
ſitzenden oder defjen Vertreter vertreten. 

Bei eiligen, feinen Auffhub duldenden Fällen enticheidet 
der Vorſitzende. Er bat jedoch von derartigen Anordnungen 
der Deputation in deren nächſter Sikung Kenntniß zu geben 
und die Zuftimmung derjelben einzuholen. 

5 8. Diejes Regulativ tritt mit dem 1. Oftober 1894 
an Stelle des durch Magiſtrats-Beſchluß vom 15. Oftober 1886, 
Nr. 1523, genehmigten NRegulativs, betr. die Verwaltung der 
Anftalten der gejchloffenen Krankenpflege. 

Die derzeit beitehende Commiſſion für gejhloffene Armen 
pflege wird mit dem nämlichen Tage aufgehoben. 

Frankfurt a.M., den 25. September 1894. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt 1894 S. 539.) 


42. Verwaltungsordnung 
für das ſtädtiſche Krankenhaus. 


8 1. Zur Führung der inneren Verwaltung des ſtädtiſchen 
Kranfenhaujes mit den zugehörigen Inftituten (bafteriologiiches 
Inftitut, Desinfectiong-Anftalt) wird gemäß 8 4 des Regulativs 
über Erridtung der Anftalt3-Deputation ein der Anſtalts-Depu— 
tation unterjtehender 

Krankenhaus⸗-Vorſtand 
eingeſetzt. 

8 2. Der Krankenhaus-Vorſtand wird zuſammengeſetzt aus: 
1. dem Stadtarzt als Vorſitzenden und Vertreter der Anſtalts— 

Deputation, 
2.—4. den Oberärzten des ftädtiihen Krankenhauſes, 
5. dem Krankenhaus-Verwalter. 

10 
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Der Stadtarzt wird bei länger andauernden Verhinderungen 
durch einen von der Anftalt3-Deputation mit Genehmigung des 
Magiftrat3 ernannten Bertreter, in feiner Eigenihaft als Vor— 
fiender dur den im Haufe wohnenden Oberarzt vertreten. 


8 3. Der Krankenhaus-Vorſtand tritt zu regelmäßigen und 
je nad Bedürfnig zu außerordentlihen Sifungen im Kranken— 
haufe zufammen. Derſelbe ift beihlußfähig, wenn außer dem 
Borfigenden zwei Mitglieder anmejend find. 

Bei Stimmengleihheit enticheidet die Stimme des Vor— 
fißenden. 

Ueber die Sigungen wird Protokoll geführt, welches in den 
Sitzungen der Anftalts-Deputation aufliegt. 


Der Borfigende leitet die Verhandlungen. Die Ausführung 
der Beihlüffe des Borftandes Liegt den Oberärzten und dem 
Verwalter innerhalb ihrer Zuftändigfeit, im Uebrigen dem Stadt— 
arzte ob. 

8 4. Die Thätigfeit des Vorftandes erftredt fih auf alle 
Angelegenheiten der inneren Verwaltung des Krankenhauſes inner- 
halb des Rahmens des Etat3, mit Ausnahme derjenigen Gegen 
ftände, welche ledigli die Behandlung der Kranken betreffen 
und deshalb den Dberärzten ausſchließlich überlaffen find, ſowie 
derjenigen Gegenftände, welche lediglih öfonomiihe Verwaltung 
betreffen, und direft vom Verwalter unter Aufjicht der Anſtalts— 
Deputation bejorgt werden. 


Es gehören jomit in den Bereich der Thätigfeit des Kranken— 
haus-Vorſtandes insbejondere : 


1. die Regelung und Ueberwachung der Verföftigung der 
Kranken und des Perjonals, insbejondere die Ueberwachung 
der Qualität und der Art der Beihaffung der Materialien, 

2. die Vertheilung und Benußung der einzelnen Räume des 
Krantenhaufes, 

3. die Inventarausftattung der Kranfenräume und die für 
die Krankenzimmer in Betracht fommenden ſonſtigen Ein⸗ 
richtungen, 

4. die Handhabung der Hausordnung des Krankenhauſes, 
ſowie die Annahme und Entlaſſung desjenigen Perſonals, 
welches unmittelbar mit den Kranken zu thun hat, 
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9. die Aufficht über die Thätigfeit der Aſſiſtenzärzte, 

6. die Förmlichkeiten bei Aufnahme und Entlaffung von 
Kranfen, jowie die Beſuche bei den Franken, 

7. die Regelung der Berhältniffe, welche durch die Ueber— 
weiſung bejonderer Funktionen an andere im Nebenamt 
angeftellte Perſonen geſchaffen werden (die Hausgeiftlichen, 
den Projektor, den Balteriologen und dergl.), 

8. alle einmaligen Anſchaffungen, ſei es für ärztliche oder 
für Vermaltungszmwede, die innerhalb des Etat gejchehen 
und eine Aufwendung bon mehr als 200 Mark erfordern, 

9. die Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplanes und der 
Sahresrehnung des Kranfenhaufes, ſowie des Entwurfs 
der Begründung gejchehener und die rechtzeitige Anzeige 
borauszujehender Etatüberjchreitungen an die Anftalt3- 
deputation, 

10. alle anderen ſeitens der Anftalt3-Deputation dem Kranken— 
haus-Vorſtand zugemiejenen Angelegenheiten. 


$ 5. Der Stadtarzt hat die Verpflichtung, darüber zu 
wachen, daß bei Wahrnehmung der ärztlichen Funktion im ftäd- 
tiihen Krankenhauſe die allgemeinen Verwaltungsintereſſen und 
umgefehrt, bei der Berwaltung der nicht ſpeziell ärztlichen Ange: 
legenheiten die janitären und hygieniſchen Erforderniffe gebührend 
berüdfichtigt werden. 

Soweit hiernadh erforderlich, iſt er berechtigt und verpflichtet, 
von allen Angelegenheiten, jowohl der Kranfenbewegung und 
Krankenbehandlung, als auch der eigentlihen Verwaltung de3 
Krankenhauſes und der zugehörigen Inftitute Kenntniß zu nehmen. 
Mißſtände irgend welcher Art, die er hierbei beobachtet, joll er, 
injomeit fie nicht von dem Vorſtande direct erledigt werden können, 
zur Kenntniß der Anftalt3:Deputation bringen und zugleich Die 
geeigneten Vorſchläge zu deren Behebung machen. 


$ 6. Die Oberärzte find in der Behandlung der ihren 
Abtheilungen zugemiefenen Kranken vollkommen jelbftändig und 
insbejondere auch nicht an Weilungen des Stadtarztes gebunden. 
Ihre Pflihten und Befugniffe werden durch bejondere Inſtruk— 
tionen geregelt. 
10° 
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Die Oberärzte vertreten ſich gegenfeitig und ftehen ſich ein— 
ander gleih. Jedoch liegt dem im Haufe mwohnenden Oberarzte, 
in Abweſenheit der anderen Oberärzte, in erjter Linie die Ver— 
tretung derjelben und die vorläufige Entjcheidung in allen dring— 
lichen Angelegenheiten ob, melde nit dem Verwalter allein 
überwiejfen find. Insbeſondere hat er die Auflicht über die 
Alfiftenzärzte zu üben und den Aufnahme-Dienſt jowie die Zu— 
weiſung der neu eingewiefenen Kranken zu überwachen. Auch 
dürfen Kranke, bezüglich derer weder eine Entlafjungäverfügung 
de3 behandelnden Arztes noch der einmweilenden Stelle vorliegt, 
nur mit feiner Einwilligung entlaffen werden. Ebenſo bedarf 
die fündigung3loje Entlaffung von Warteperjonal, falls dieſe 
Maßregel in Abwejenheit des betreffenden Oberarztes nothwendig 
wird, jeiner Zuftimmung. 


$ 7. Der Krankenhausverwalter führt die öfo- 
nomifhe Verwaltung des Krankenhauſes nah Maßgabe der 
ihm von der Alan Debutation ertheilten Weiſungen und Vor— 
ſchriften. 

88. Beſchlüſſe des Krankenhaus-Vorſtandes, ſoweit ſie 
nicht der Art des Gegenſtandes nach der Anſtalts-Deputation 
unterbreitet werden müſſen, können ſofort ausgeführt werden. 
Jedoch hat jedes Mitglied das Recht, gegen Beſchlüſſe, die ſeiner 
Anſicht nach die ihm beſonders anvertrauten Intereſſen der 
Anſtalt gefährden, ſofortige Einſprache zu erheben. 

Macht ein Mitglied von dieſem Rechte Gebrauch, ſo iſt 
unverzüglich die Entſcheidung der Anſtalts-Deputation einzuholen, 
zugleich unterbleibt vorläufig die Ausführung des angefochtenen 
Beſchluſſes, inſoweit derſelbe nicht duch Beſchluß des Kranken— 
haus-Vorſtandes für dringlich und unaufſchieblich erklärt wird. 

S 9. Der Krankenhaus-Vorſtand ift die vorgeſetzte Behörde 
aller im ſtädtiſchen Krankenhauſe Angejtellten und zwar in der 
Art, daß die Affiitenzärzte und die mit der Krankenpflege u. ſ. w. 
betrauten Perſonen zunächſt den Oberärzten der betr. Abtheilung, 
die übrigen Bureau-Beamten und Bedienfteten zunädjt dem 
Verwalter unterjtellt find. Die. Oberärzte und der Verwalter 
vertreten ſich gegenjeitig infofern, al3 dies zur Aufrechterhaltung 
der Hausordnung nothwendig iſt. 
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Beihmerden gegen den Krankenhaus-Vorſtand oder gegen 
ein Mitglied desjelben find an die Anjtalt3-Deputation zu richten. 

8 10. Die Amtsobliegenheiten des Profektors, des Bakterio— 
fogen und der Hausgeiſtlichen werden durch bejohdere von der 
Anftaltsdeputation gemäß 8 4 (und 5) des Negulativs zu er- 
laffende Inſtruktionen geregelt. 

Die Dienftanmweilungen der jämmtlichen übrigen Beamten 
und Angeftellten werden — jomweit hierüber nicht der Magiftrat 
oder die Anftalt3-Deputation zu bejchließen haben — von dem 
Krankenhaus-Vorſtand erlaffen. 

S 11. Die Ueberweifung von Kranken in das Siechenhaus, 
in die Station für Unreine, jowie in ReconvalescentenAnftalten 
fol nur mit Zuftimmung des Stadtarztes erfolgen. 


Frankfurt a. M., den 1. Oftober 1894. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 540.) ; 


43. Regultiv, 
betreffend Die Einjehung einer gemiſchten Depu: 
tation zur Berwaltung Der ftädtiichen 
Badeanitalt. 


$ 1. Zur Beauffihtigung des Baues und der Einrichtung 
der ftädtiihen Badeanftalt, ſowie zur Verwaltung und Weber: 
wachung des Betriebes der Anftalt wird auf Grund des $ 66 
des Gemeinde: VBerfafjungs-Gefebes eine gemiſchte Deputation ein= 
gejebt, die den Namen: 

„Städtiide Schwimmbad-Commiſſion“ 

führt und in allen Beziehungen dem Magiftrat unterftellt ıft. 

82. Die Commiffion befteht aus 2 Magiftrats-Mitgliedern, 
dem Stadtbaurath für den Hochbau, fowie 4 von der Stadt: 
verordnneten-Berfammlung aus der Bürgerjhaft auf die Dauer 
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von 4 Jahren gewählten Mitgliedern, von denen 2 der Stadt— 
berordneten = Berfammlung angehören müflen. Bon Lebteren 
Icheidet von 2 zu 2 Jahren die Hälfte, erſtmals nad der Ent— 
ſcheidung des Looſes, jodann nad) dem Dienftalter aus. 


Auf Einladung haben der Bauinjpeftor, dem der Bau und 
die Anftandhaltung des Schwimmbaded unterjteht, jowie der 
Stadtarzt an den Sitzungen Theil zu nehmen. 

$ 3. Zum Geſchäftsbereich der Commiſſion gehört namentlich: 

1. Die Begutadhtung der für den Bau und Betrieb der Bade- 
anftalt erforderlihen baulichen und maſchinellen Arbeiten 
und Lieferungen. 

Zu diefem Zweck wird Die Bau-Deputation der Com: 
miſſion bon allen wichtigen Bergebungen vor der Zu— 
ſchlags-Ertheilung Kenntniß und Gelegenheit geben, etwaige 
Bedenken geltend zu maden. 

Sofern Meinungsverjchiedenheiten erwachſen, die durch 
Berathung in gemeinjfamer Sitzung der Bau-Deputation 
und der Commiſſion nicht zu begleichen find,® hat die Baus 
Deputation die Entſcheidung des Magiftrat3 zur Sade 
herbeizuführen. 

2. Vorſchläge wegen der Einrichtung des Betriebes, der dafür 
anzuftellenden Beamten und zu erlafjenden Dienft-, Haus 
und Bade-Ordnungen. 

3. Die Ueberwachung und Beauflihtigung des Betriebes der 
Anitalt. 

4. Die Aufftellung des jährlihen bejonderen Voranjchlags 
für den ftädtiihen Haushaltungsplan. 

5. Die Abfaſſung des Jahresberichts der Verwaltung. 

S 4. Der Borfitende und deffen Stellvertreter werden 
vom Dberbürgermeilter aus den Magiftrat3: Mitgliedern ernannt. 

Der Vorfigende vertritt die Commiſſion nah Außen, zeichnet 
die von derjelben ausgehenden Schriftſtücke und erledigt alle 
laufenden Gejchäfte. Er iſt befugt, in allen dringliden Yällen 
alsbald die erforderlihen Maßnahmen vorzufehren, vorbehaltlich 
der Vorlage der betreffenden Angelegenheit an die Commiſſion 
in der nächſten Sitzung. 
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Die Ausführung der von der Commiſſion gefaßten Beſchlüſſe 
liegt dem Borjigenden ob, von welchem alle Aufträge und Wei: 
jungen an die Beamten erlaffen werden. 

Der Vorligende ift mit Zuftimmung der Commiſſion befugt, 
die mit der jpeciellen Leitung der Anftalt verbundenen laufenden 
Geſchäfte dem Verwalter der Anftalt zur jelbftändigen Erledigung 
zu übertragen. 

85. Die Commiffion tritt zur Erledigung der vorliegenden 
Geichäfte entweder an vorher beitimmten Tagen oder auf be— 
fondere Einladung des Vorfigenden zujammen; die Einladung 
it, dringlihe Fälle ausgenommen, jo zeitig zu erlaſſen, daß fie 
ih zwei Tage dor dem Sitzungstage in den Händen der Com: 
milfionsmitglieder befindet. 

Die Commiſſion ift bei Anwejenheit von mindeftens 4 Mit- 
gliedern beſchlußfähig. Sie faßt ihre Beihlüffe durh Stimmen 
mebrheit; bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Bor: 
ligenden den Ausschlag. 

Die Commiſſion ift berechtigt, für ihren Geſchäftsbereich 
eine bejondere Gejhäftsordnung, melde der Zuftimmung des 
Magiftrats bedarf, zu erlafjen. 


Frankfurt a. M., den 22. Juni 1894. 
Der Magiftrat. 
Adides. 


(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 358.) 


44, Befanntmadhung. 


Das nachſtehende, auf übereinftimmenden Beichlüffen des 
Magiftrat3 und der Stadtverordneten-Berfammlung beruhende, 
vom Bezirks-Ausſchuß in Wiesbaden genehmigte Ortsftatut, 
betr. die Erridtung einer ftädtiihen Arbeits: 
vermittelungsitelle in Frankfurt a. M., wird hier⸗ 


mit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Frankfurt a. M., den 18. Januar 1895. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
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Ortsitatut 


betr, die Erridtung einer ftädtiichen Arbeits: 
vermittelungsitelle in Frankfurt a. M. 


Auf Grund des 8 3 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes 
bom 25. März 1867 wird folgendes Statut erlaffen: 

81. Die ftädtifche Arbeitävermittelungsftelle hat die Auf: 
gabe, zwiſchen Arbeitgebern einerjeit3 und Arbeitnehmern anderer: 
ſeits Arbeit zu vermitteln. 

Sie fann fi, ſoweit e& zur Erfüllung diefer Aufgaben 
nothwendig ift, mit anderen Arbeitgnachweisitellen ſowie auch 
lonftigen zur Erlangung von Auskunft geeigneten Beranftaltungen 
in Verbindung jeßen. 


8 2. Die Arbeitövermittelungsftelle wird unter der Auf: 
ſicht des Magiftrat3 von einer Commiſſion geleitet, welche aus 
einem dom Magijtrate ernannten Vorſitzenden und 8 bon dem= 
jelben zugezogenen Beiligern bejteht. Die 8 Beifiter und 4 Stell: 
vertreter derjelben jollen zur Hälfte au& Arbeitgebern, zur Hälfte 
aus Arbeitern beftehen, und werden die erfteren durch Wahl 
jeitend der Arbeitgeber des Gewerbegerichts, die leßteren ſeitens 
der Arbeitnehmer des Gewerbegerichts beſtimmt. 

Für den Fall der Verhinderung ernennt der Magiſtrat 
einen Stellvertreter des Vorſitzenden. 

Die Amtsdauer beträgt 2 Jahre. nr ift, wer den 
Srforderniffen des S 6 des Ortsftatut3 vom 1. December 1891 
entſpricht. 

8 3. Die Sitzungen der Commiſſion werden bon dem 
Borligenden nad) Bedarf, mindeitens aber alle 2 Monate, ein= 
berufen. Die Commiſſion ift beihlußfähig, wenn alle Mitglieder 
geladen waren und mindeften® 5 derſelben einjchließlic des 
Borfigenden — und zwar mindeltens je ein Arbeitgeber und 
ein Arbeiter verfammelt find. Die Stellvertreter werden ab» 
wechſelnd in denjenigen Fällen einberufen, in denen die Ver: 
hinderung eines Mitgliedes dem Vorſitzenden rechtzeitig mitgetheilt 
worden ift. 

8 4 Die Beichlüffe der Commiſſion werden nah Stim— 
menmehrheit gefaßt. Sind bei der Abftimmung Arbeitgeber und 
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Arbeitnehmer in ungleiher Zahl anweſend, jo hat fih ver dem 
Lebensjahre nach jüngere Arbeitgeber bezw. Arbeitnehmer der 
Stimme zu enthalten. 


5 5. Die Geſchäftsordnung für die Commiffion ift nad 
Anhörung derjelben vom Magiftrat zu erlaſſen. 


8 6. Für jede innerhalb der Arbeitszeit ftattfindende 
Sitzung erhalten die Mitglieder — der Vorſitzende ausgeſchloſſen 
— eine Entjhädigung von 4 Mark, und wenn die Sitzung 
nur einen halben Arbeittag oder weniger in Anſpruch nimmt, 
eine jolde von 2 Mark. Dieje Entihädigung kann nicht zurüd- 
gewieſen merden. 


8 7. Die Mrbeiten der Vermittelungsitelle werden nad 
einer, bon dem Magiftrate auf Vorſchlag der Commiſſion zu 
erlafjenden Dienftanmweifung durch einen vom Magiftrat vertrags- 
mäßig anzunehmenden Gejhäftsführer beforgt, vor deſſen An- 
ftellung die Commiſſion zu hören ift. 

8 8. Die bei der Arbeitövermittelungsftelle erwachſenden 
Materialien über die Bewegungen des Arbeitsmarktes werden 
dem ſtädtiſchen ftatiftiichen Amte überwiejen. 


8 9. Die Koften der Errichtung und Unterhaltung der 
Anftalt trägt die Stadt Frankfurt a. M. Die Bertretung der 
Stelle erfolgt durch den Vorſitzenden. 


$ 10. Die Nrbeitövermittelung erfolgt unentgeltlich. 


S 11. Den ftädtiichen Behörden bleibt e3 jederzeit vor— 
behalten, die ArbeitSvermittelungsftelle wieder aufzuheben. 


Frankfurt a. M., den 18. Januar 1895. 
Der Magiitrat. 
Adides. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 52.) 
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45. Bekanntmachung, 
Elektricitäts: Wert Frankfurt a. M. betreffend. 
Inſtallations-Vorſchriften. 

Wir bringen hierdurch zur allgemeinen Kenntniß, daß die 
Vorſchriften für die Ausführung elektriſcher Anlagen im An— 
ſchluß an das ſtädtiſche Elektricitäts- Merk im Einvernehmen mit 
den Betriebspächtern durch den Magiftrat feitgeftellt worden find. 

Der Anſchluß einer elektriichen Anlage an daS Leitungsnetz 
de3 ſtädtiſchen Elektricitäts-Werkes wird nur dann, wenn die 
Grundftüd3-Eigenthümer, bezw. Konjumenten und die Unter— 
nehmer für Anftallationsarbeiten dieſe Vorſchriften als für fie 
verbindlih ausdrüdlih anerkennen, und nur fo lange geftattet, 
als die Inſtallationsvorſchriften in allen Theilen erfüllt werden. 

Die Vorjchriften find zum Preife von 75 Pfg. pro Erem- 
plar auf dem Bureau des ſtädtiſchen Elektricität3:Werfes, Pauls— 
platz Nr. 6, erhältlich. 

Frankfurt a. M., den 27. April 1894. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt 1894 ©. 267.) 


46. Befanntmadhung, 
Herabminderung Des Minimalbelchnungsbetrags 
bei dem ftädtiihen Pfandhauie. *) 

Auf Grund des Nachtrags dom 1. Nov. 1887 zu dem 
Ortsſtatut vom 18. Juli 1882, die Organifation des ftädtifchen 
Pfandhaufes betr. wird hiermit bis auf Weiteres der Mini: 
malbelchnungsbetrag bei dem ftädt. Pfandhauſe (bisher 
3 Mark) auf zwei Mark herabgejebt. 


Frankfurt a. M., den 6. Dftober 1899. 
Der Magtitrat. 
Heujjenftamm. 

(Städt. Anzeigeblatt 1893 ©. 693.) 


*) Bol. diefe Samml. VI. Bd. ©. 188. 
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41. Geſetz, 


betreffend die Rechte Des Bermiethers an den in 
die Miethraume eingebraditen Sadıen. 


Bom 12. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
berordnen, unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages 
Unjerer Monardie, was folgt: 

Z 1. Die Rechte, welche nad den Vorichriften des bürger- 
lihen Rechts dem Vermiether an den in die Miethräume ein- 
gebraten Saden zuftehen, erjtreden fih nicht auf die der 
Pfändung nicht unterworfenen Saden. Rechte, welche dieſer 
Vorſchrift zumider beftellt werden, find unwirkſam. 

5 2. Diefes Gefeg tritt für die am Tage feiner Ber: 
fündung bejtehenden Miethverhältnifie am 1. Oktober 1894, 
im Uebrigen mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Urkundlid unter Unferer Höchlteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1894. 

L. 8.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. 
Frhr. vd. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. vd. Heyden. 
Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. 


(GeſetzSamml. ©. 113.) 





48. Feuer:Bolizei:Berordnung. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhödhften Verordnung 
über die Polizei-Verwaltung in den neu erworbenen Landes— 
theilen vom 20. September 1867 und der SS 143, 144 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 mird mit Zuftimmung des Gemeindevorjtandes nad: 
folgende Polizei: Verordnung erlaffen. 


—e oe | ao w 


I. Feuermeldung. 


S 1. Der Eigenthümer oder Inhaber eines Raumes, in 
welchem euer ausbricht, jowie Diejenigen, welche dies zuerft 
bemerfen, find verpflichtet, hiervon ohne jeden Verzug dur) 
Bermittelung der nächſt gelegenen telegraphiihen Melde: oder 
Spredftation der Feuerwache Kenntniß zu geben. 

8 2. Die Gebäude, in melden fi) Feuermelder oder 
Spredftationen befinden, find durch Schilder mit der Aufjchrift 
„Feuermeldeſtelle“ dem Publikum kenntlich gemacht. 

8 3. Soll vermittelſt des Feuermelders ein ausgebroche— 
nes Feuer gemeldet werden, ſo iſt die in der vorderen Wand 
befindliche Glasſcheibe vorſichtig einzuſchlagen und an dem inner— 
halb des Kaſtens befindlichen Handgriff zu ziehen. 

Sobald das Gewicht ſich in Bewegung ſetzt, iſt der Hand: 
griff loszulaſſen. 

Bei Meldung „Feuer“ genügt einmaliges Ziehen. 
Bei Meldung „Großfeuer“ iſt ſofort nach Ablauf des Uhr— 
werks dasſelbe noch einmal auf dieſe Art in Thätigkeit zu ſetzen. 

Als „Großfeuer“ gelten Brände, bei denen 
1. das Leben. von Perſonen gefährdet erjcheint, insbeſondere 
alle Brände in Theatern, Concert: und VBergnügungs- 

Lofalen, in Schulen während des Unterrichts, in Kranken— 

und Verſorgungs-Anſtalten, in Gafthöfen, Yabriten und 

größeren Miethshäufern ; 
2. größere Vorräthe von brennbaren Stoffen vom Feuer 
ergriffen oder bedroht find. 

In zweifelhaften Fällen ift „Großfeuer“ zu melden. 

Der richtige Empfang des Signal® auf der Feuerwache 
wird durch eine, ſich dreimal in kurzen Zwiſchenräumen wieder: 
holende Schwingung der in dem oberen Theile des Feuermelders 
befindlichen Nadel angezeigt. Bleibt die Nadel ruhig oder ftellt 
fie fih gar jenfredht, jo ift das Signal von der Telegraphen= 
ftation nicht verftanden worden. 

In diefem Falle ift nohmal3 einmal (Feuer) bezw. 
zweimal (Groß-Feuer), an dem Handgriffe zu ziehen und 
died, wenn nöthig, zu wiederholen. 





a. 
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8 4. Der Hülfefuchende hat an der benußten Melveftelle 
die Feuerwehr, melde nad wenigen Minuten ankommen wird, 
zu erwarten, um derjelben genaue Mittheilung über den Ort 
des ausgebrodhenen Feuers machen zu können. 

Geſchieht die Benahrihtigung der Feuerwache durch In— 
anſpruchnahme einer der, Tag und Nacht der Benubung zus 
gängigen Spredftationen in den Polizei-:Bureaus, jo hat der 
Meldende dem betreffenden Beamten vollftändige und möglichft 
genaue Angaben über die Branditelle (Straße, Hausnummer 
u. ſ. m.) zu maden. 

Mißbräuchliche Benugung und Beihädigung der Feuer— 
telegraphenanlage ift verboten und wird ftreng beitraft. 

(SS 317 und 318 Strafgejegbud für das deutſche Reich.) 


II. Kommando auf der Branditelle. 


8 5. Der Branddireftor oder deſſen Stellvertreter hat 
dad Kommando auf der Brandjtelle; den Anordnungen und 
Weiſungen derjelben ift unbedingt Folge zu leiften. 

Falls die Uebernahme der Leitung der Löſchmaßnahmen 
Seitens des Chefs der ftädtiichen Feuerlöſch-Polizei Ttattfindet, 
fungirt der Branddireftor als techniſcher Beiftand desjelben. In 
dieſem Falle geht die Verantwortlichkeit für die Leitung auf den 
Chef der Feuerlöjch- Polizei über. 


III. Berhalten auf der Branditelle. 


$ 6. Um der Feuerwehr den nothwendigen Raum zur 
Aufftellung und Handhabung der Löſch- und Rettungsgeräth- 
haften offen zu halten und die Störung der Ausführung der 
entiprechenden Maßnahmen zu verhindern, wird bei jedem aus— 
gebrochenen Teuer die Branditelle abgejpertt. 

8 7. Außer den Angehörigen der Feuerwehr und den— 
jenigen Berjonen, welche dienftlih oder durch bejondere Legi— 
timation dazu beredhtigt find, darf Niemand den abgejperrten 
Raum betreten. 

Alle Perfonen, die fi ohne Berechtigung innerhalb des 
vorgedachten Raumes befinden, haben ſich nad) ergangener Auf: 
forderung jofort zu entfernen. Die Wegweifung kann erforder: 
lichen Falls (jelbjtverjtändli unter Beobachtung gebotener Rück— 
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fihtänahme) auch auf die Bewohner des brennenden Gebäudes 
und der anliegenden Grundftüde ausgedehnt werden. 

Die Inſaſſen diefer Gebäulichkeiten haben der Feuerwehr, 
two die verlangt wird, unmeigerlih den Zugang zu geftatten 
und den dedfallfigen Weiſungen des auf der Brandjtelle Kom: 
mandirenden Folge zu leiften. 


$ 8. Sollte bei außergewöhnlichen Anläffen die Bethei— 
ligung bon der Feuerwehr nicht angehörigen Perſonen bei den 
Löſcharbeiten erforderlih werden, jo wird bon dem Komman— 
direnden bejondere Requifition erlaffen werden. 


$ 9. Me zur Wafferverforgung dienenden Vorrichtungen, 
jowie etwa vorhandene Wafjervorräthe find den Feuerwehr: 
mannjchaften zur Verfügung zu ftellen und zugängig zu maden. 

Den Anordnungen des Kommandirenden ift auch hierin 
überall Folge zu leiften; derſelbe it befugt, verjchloffene Zu: 
gänge zu Vorrichtungen und Borräthen diejer Art nöthigenfalls 
mit Gewalt öffnen zu laſſen. 


IV. Berhalten gegenüber der Feuerwehr auf 
offener Straße. 

S 10. Die Fuhrmerfe der Feuerwehr find bei Tage an 
dem Läuten einer auf den betreffenden Wagen angebradten 
Glode, mwährend der Nacht außerdem an einer auögeftedten 
brennenden Tadel kenntlich. 

8 11. Fußgänger müſſen den Mannjhaften und Fahr: 
zeugen der Feuerwehr fofort Pla maden, Reiter und Fuhr— 
werfe find gleichfalls verpflichtet, denjelben vollftändig auszu— 
weichen, und wenn dies die Dertlichfeit nicht geftattet, jo lange 
ftill zu Halten, biß die Yyeuerwehr vorüber ift. (Straßen: Polizei: 
Drdnung dom 10. Auguft 1872, 8 26.)*) 

Iſt es nicht möglich, Die Fahrzeuge der Feuerwehr vor: 
fahren zu laſſen ($ 27 I. c.), jo haben Weiter und Fuhrwerke, 
um jeden Aufenthalt zu vermeiden, in möglichſt bejchleunigter 
Gangart voranzueilen und an der nächſten geeigneten Stelle 
Halt zu madhen, um die Feuerwehr vorüber zu laffen. 


*) Bd. II ©. 83 diefer Sammlung. 
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V. Marmirung der freiwilligen Feuerwehr. 


$ 12. Die Bekämpfung ausbrechenden Yeuerd fällt in 
erfter Linie der Berufsfeuerwehr anheim. 


Die Marmirung der freiwilligen Tyeuerwehr findet ftatt, 
wenn 


1. die Thurm- Wächter im Stadtbezirf ein Großfeuer jehen, 
2. der Branddireftor oder fein Stellvertreter die Alarmirung 
der freiwilligen Feuerwehr bejonder3 anordnet. 

Die Stadt ift in Bezug auf die Mlarmirung der freiwilligen 
Feuerwehr in drei Bezirke eingetheilt. 

Der erſte Bezirk umfaßt den rechts vom Main und öſt— 
lid von Buchgaffe, Kornmarft, Katharinenpforte, Eſchenheimer— 
ſtraße und Ejcheräheimer Landſtraße liegenden Stadttheil, ein- 
Ichlieglih der genannten Straßen; 

der zweite Bezirt den rechts vom Main und weftlid 
bon den genannten Straßen belegenen Stadttheil; 

, ber dritte Bezirk den links vom Main liegenden Stadtteil 
(Sadjenhaufen). 

Die Alarmirung erfolgt durch fiebenmaliges, raſches An- 
Ihlagen der Sturmglode, dem die Bezeihnung desjenigen der 
drei Feuerwehr-Bezirke, in welchem das Feuer zum Ausbruch 
gelangt ift, mit einem, bezw. zwei, bezw. drei in etwas längeren 
Zwiſchenpauſen abzugebenden Schlägen folgt. 

Dieſes Anſchlagen wird in angemefjenen Zwiſchenräumen 
a Stunde lang fortgefeßt. Die Richtung, in welcher die 
Branditelle belegen ift, wird von der Thurmwache bei Tag 
durch Ausfteken einer rothen Yahne, bei Naht dur Aus: 
hängen einer rothen Laterne angezeigt. 

Die Signalhorniften der freiwilligen Yeuerwehr nehmen 
ſowohl Gloden: als Horn-Alarm jelbiiftändig auf und geben 
denjelben unter Bezeihnung des Feuerbezirks durch Die ent= 
ſprechende Anzahl Horntöne weiter. Die Alarmirung durch die 
Horniften in den Straßen ift möglichſt auf diejenigen Käufer, 
in melden Mannjchaften der freiwilligen Yeuerwehr wohnen, zu 
beichränfen. 

Someit Kommandant, Führer und Horniften der frei: 
willigen Feuerwehr mit der Feuerwache durch elektriſche Schellen 
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verbunden find, werden diejelben auch Hierdurh don dem Aus— 
bruch des Feuers in Kenntniß gejebt. 

Nah erfolgter Alarmirung haben fih ſämmtliche Mit- 
glieder der freiwilligen Tyeuerwehr ohne jeden Verzug nad den 
betreffenden Sprigenhäufern zu begeben und dafelbit die weiteren 
Anweiſungen abzuwarten. 


VI Berhalten nad) dem Brande. 


$ 13. Das Abräumen der Brandftelle erfolgt von Seiten 
der Feuerwehr nur injoweit, als e3 zu eigentlichen Löſchzwecken 
und zur Bejeitigung der durch Yeuer drohenden Gemeingefahr 
erforderlich it. Alles Weitere in diefer Beziehung, insbeſondere 
mit Rückſicht auf den Verkehr, Fällt dem Inhaber der betreffen= 
den Gebäulichkeit zur Laft. 

Brandwahen werden durch die Feuerwehr auf der Brand- 
ftelle nad dem pflichtmäßigen Ermeffen des Kommandirenden 
und nur bis zur Bejeitigung der Gemeingefahr geleiftet. 


VII Strafbeitimmung. 
S 14. Die Uebertretung der Vorjchriften in den 88 1, 
4, 7, 9 und 11 werden mit Geldftrafen von 1--30 Marf, 
im Unvermögenzfalle mit entſprechender Haftftrafe geahndet. 
VIII. Schlußbeſtimmung. 


$ 15. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. März 1895 
in Wirkſamkeit. | 

Mit dem gleihen Zeitpunfte ift die Feuer-Polizei-Verord— 
nung vom 16. Yebruar 1892 aufgehoben. 


Frankfurt a. M., den 12. Yebruar 1895. 
Der Magiitrat (Feuerlöſch-Polizei). 
Adides. 
(Städt. Anzeigeblatt 1895 S. 101. — Amtsblatt Nr. 183.) 
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49, Polizei:Berordnung 
betreffend die Schornfteinreinigung.“) 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchften Verordnung 
über die Polizeiverwaltung vom 20. September 1867 (Geſ.-S. 
S. 1529) und der SS 142—144 des Geſetzes über die all- 
gemeine Zande2verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.-S. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Magiftrates und des Kreisausſchuſſes 
zu Frankfurt a. M. für den Umfang des Stadtkreiſes und de 
Landkreiſes Frankfurt a. M. folgende Bolizeiverordnung erlafen. 

$ 1. Das gewerb3mäßige Reinigen der Schornfteine darf 
nur dur den bezw. durch einen für den betreffenden Bezirk 
angeftellten geprüften Schornfteinfeger oder unter deilen Aufficht 
durch deſſen Gehülfen erfolgen. 

Jeder Haugeigenthümer und in deſſen Verhinderung der 
Hausverwalter ift verpflichtet, der Polizeibehörde gegenüber ſich 
darüber auszumeijen, daß er für die Reinigung der Schornfteine 
ſeines Haufes ausreichende Vorjorge getroffen hat. 

Mo nicht Kehrbezirfe mit je einem Bezirksſchornſteinfeger 
eingeführt find, find die Miether verbunden, ſich de3 von dem 
Haußeigenthümer (Hausverwalter) angenommenen Scornflein: 
fegers zu bedienen. 

8 2. 


1. Die gewöhnlichen, im Gebraud befindlichen Haushaltungs— 
Ihornfteine müſſen in der Zeit zwifhen dem 1. Oktober 
und 1. April mindeltens alle 6 Wochen und in der Ziet 
zwilchen dem 1. April und 1. Oktober im Stadtfrefie 
mindeſtens alle acht Wochen, im Landkreiſe mindeſtens alle 
zehn Wochen gereinigt werden. 

2. Schornjteine, welche gewerbliden Zwecken dienen, ing: 
bejondere die Scorniteine der Bädereien, Brauereien, 
Brennereien, Waſchanſtalten, Schmieden u. j. mw. find in 
der Regel mindeftens alle zwei Wochen zu reinigen. 

3. Die Schornfteine der Gaſt- und Speiſewirthſchaften find 
mindeitens alle vier Wochen zu reinigen. 


*) Die folgenden Bol.:DVerordnungen Nr. 49—53 betreffen auch 
Bodenheim ala nunmehr zum Stadtkreis Frankfurt gehörig. 
11 
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4. Eine öftere Reinigung als unter Nr. 1—3 beftimmt, 
hat da ftattzufinden, wo die befondere Beichaffenheit des 
Schornfteines oder außergewöhnliche Heizung dies erfordert. 

5. Das Reinigen der Schornfteine in längeren al3 den unter 
No. 1—3 feitgefegten Friften Tann dur das Polizei— 
präfidium nah Anhörung der Baupolizeibehörde bei Ge: 
bäuden geftattet werden, in welchen die Heizanlagen oder 
die Heizftoffe oder zweckmäßige Rauchverbrennungseinrich— 
tungen dies zuläjlig erſcheinen laffen. 

6. Die Zeit, während deren ein Schornftein nicht gebraucht 
worden ift, bleibt bei der Berechnung der vorftehend feit- 
gejegten Friften außer Betracht. 

7. Entftehen zwiſchen den betheiligten Hauseigenthümern (Haus⸗ 
verwaltern) oder Miethern und dem Schornfteinfeger Mei- 
nungsverjchiedenheiten über die Nothmendigfeit der Vor— 
nahme einer Schornjteinreinigung jo iſt nach der dur 
den Schornfteinfeger zu erwirfenden Feitfegung des Polizei— 
Präſidiums zu verfahren. 

8. 3. Der Schornfteinfeger ift verpflichtet, die Neinigung 
der Schornfteine gemäß 8 2 und außerdem auf jede weitere 
Aufforderung von Seiten des Polizei-Präſidiums oder der Haus— 
befiger (Hausverwalter) gegen Zahlung der tarifmäßigen Gebühren 
ordnungsmäßig und volljtändig auszuführen. 

Halten die Miether eine außerordentliche Reinigung der 
Schornſteine für nothmendig, jo haben fie ji an den Haus— 

befiger (Hausverwalter) und wenn diefer ihren Anträgen nicht 
entjpricht, an daS Bolizei-PBräfivium zu wenden. 

8 4. Das Ausbrennen der nicht befteigbaren Schornfteine 
muß ohne Aufihub durch den Schornfteinfeger ausgeführt werden, 
jobald nad) dem pflihtmäßigen Ermeſſen des Lebteren der in 
den Röhren vorhandene Glanzruß nicht durch die gewöhnlichen 
Reinigungsmittel fortgejchafft werden kann. 

Ueber den Tag des Ausbrennens hat der Schorniteinfeger 
ih mit dem Hausbefiter (Hausverwalter) zu verftändigen. Der 
Scornfteinfeger ift ferner verpflichtet, da& Ausbrennen 24 Stunden 
vorher den Bewohnern der Nachbargebäude zur Beobadhtung der 


nöthigen Vorfiht anzufagen. 
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In Frankfurt und Bockenheim hat der Schornſteinfeger 
außerdem die Zeit des Ausbrennens ſowohl dem zuſtändigen 
Polizeirevier als auch (behufs Benachrichtigung der Thürmer) 
der Hauptfeuerwehrſtation ſchriftlich und ſo frühzeitig anzuzeigen, 
daß die Anzeige ſich mindeſtens 18 Stunden vor dem Beginn 
des Ausbrennens in den Händen der Meldeitellen befindet. In 
den übrigen Gemeinden des Polizeibezirks ift die jchriftliche Anzeige 
nur dem Ortövorftand oder dem Thürmer zu eritatten. 

Erjcheint das Ausbrennen im einzelnen Falle bejonderd 
gefährlid jo ift dies im der Jchriftlichen Anzeige zu erwähnen. 

Entitehen Streitigkeiten über die Nothwendigkeit des Aus: 
brennens, fo ift gemäß 8 2 Nr. 7 zu verfahren. 

8 Das Ausbrennen muß in den Vormilttagsſtunden 
bei jtiller Zuft und möglichit geſchoßweiſe von oben nad unten 
borjchreitend vorgenommen werden. Das Ausbrennen bat der 
betreffende Schornteinfegermeifter ſtets perjönlich zu leiten. Vor 
Beginn hat derjelbe fih davon zu überzeugen, daß der Schorn= 
ſtein vorſchriftsmäßig ausgeführt und nicht ſchadhaft if. Er 
Hat ferner dafür zu jorgen, 

1. daß die Reinigungsthüren feuerficher verichloffen find und' 
bon zuverläſſigen Perfonen beobachtet werden, 
2. daß fi in der Nähe der Kamine feine leicht feuerfangenden 

Gegenftände befinden, 

3. daß ein genügender Waſſervorrath, insbejondere auf dem 
Dahboden zur Hand ift und 

4. daß der zur Beobachtung der Schornfteinmündung auf 
dem Dache aufzuftellende Gehülfe mit einem zur eventuellen 
Verftopfung de3 Kamins geeigneten naſſen Sandkiſſen 
berjehen iſt. 

Dem Ausbrennen hat ſtets ein ordnungsmäßiges Kehren 
des Schornſteins unmittelbar zu folgen. 

5 6. Der Schornfteinfeger hat den beim Neinigen oder 
Ausbrennen der nicht befteigbaren Schornfteine fi) ergebenden 
Ruß und Schmuß aus den Schorniteinen und den Kaminſchub— 
fäften zu entfernen und in das don dem Hausbeſitzer (Haus— 
verwalter) eventuell von dem Miether dazu bejtimmte Gefäß 
und zwar auf Berlangen bis in den Seller oder auf den Hof 
zu verbringen. 

sr 
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8 7. Für die rechtzeitige Entfernung des Rußes aus den 
in die Schornfteine mündenden Herd» und Ofenröhren hat der 
Inhaber des betreffenden Raumes, jo oft das Reinigen erfor- 
derlih ift, zu ſorgen. Demſelben bleibt e3 freigeftellt, durch wen 
er die Ofen: und Herdröhren reinigen laſſen will und ift er 
insbeſondere nicht verpflichtet, dazu den Bezirksichornfteinfeger 
anzuftellen. Ä 

8 8. Der Schornfteinfeger ift verpflichtet, die Stunde, zu 
melcher er einen Schornflein reinigen oder ausbrennen will, den 
Bewohnern des betreffenden Haufe und zwar den Inhabern 
jedes Stockwerks Tags zuvor anfagen zu laffen. 

Der Schornfteinfeger und feine Gehülfen find verpflichtet, 
die Hausbemohner höflich zu behandeln und alle Reinigungs: 
arbeiten jo auszuführen, daß die Hausbewohner möglichit wenig 
geftört werden und auf die Schonung des Haufe und feiner 
Einrihtung jede möglihe Rüdjiht genommen mird. 

$ 9. Der Schornfteinfeger . ift verpflichtet, ih von der 
Beihaffenheit der von ihm zu reinigenden Schornfteine und der 
Art und Weife ihrer Benugung die genauefte Kenntniß zu ver— 
Ihaffen. Eine mangelhafte oder vorſchriftswidrige Bauart, Schäden 
und Riſſe hat er dem Hauseigenthümer (Hausverwalter) und 
der Baupolizeibehörde fofort ſchriftlich anzuzeigen. 

Jeder Schornfteinfeger ift verpflichtet, von allen zu feiner 
Kenntniß gelangenden Zumiderhandlungen gegen feuerpolizeiliche 
Vorſchriften oder Anordnungen, insbejondere bon feuergefähr- 
lihen Bau: und Gemwerbeanlagen, von feuergefährlicher Auf: 
bewahrung leicht entzündlicher Materialien von unterlafjener oder 
verzögerter Schornfteinreinigung dem Polizei-Präſidium ſofort 
Ichriftliche Anzeige zu erſtatten. 

Die Gehülfen der Schornfteinfeger find verpflichtet, ihre 
bezüglihen Beobachtungen unverzüglich ihrem Meifter mitzutheilen 

$S 10. Den Schornfteinfegern und deren Gehülfen ift 
unterfagt, von den Hausbefigern (Hausverwaltern) oder den 
Bewohnern der von ihnen bedienten Gebäude Trinfgelder oder 
Geſchenke anzunehmen oder zu fordern. | 
- - & 11. Der Schornfteinfeger hat von jeder Annahme eines 
Gejellen oder Gehülfen bei Beginn der Beſchäftigung desſelben 
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dem Bolizeipräfivium Jchriftliche Anzeige zu machen. Das Polizei: 
präfidium ift befugt, die Annahme ſolcher Sejellen und Gehülfen 
zu unterfagen, deren Perjönlichfeit und Befähigung feine genü- 
gende Eicherheit für die ordnung&mäßige Vornahme der ihnen 
übertragenen Geichäfte bietet. Stellt fih in der Folge heraus, 
daß die angenommenen Geſellen oder Gehülfen diefe Sicherheit 
nicht mehr bieten, jo hat der Schornfteinfeger diejelben auf An— 
ordnung des Polizei-Präſidiums alsbald zu entlafjen. 

Der Schornfteinfeger ift verpflichtet, die Arbeit feiner Ge— 
hülfen zu überwachen. Derfelbe ift für alle Verftöße feiner Ge— 
bülfen gegen dieje Polzeiverordnung verantmwortlid. 


Lehrlinge dürfen das Reinigen und Ausbrennen der Schorn= 
fteine nur in Gegenwart ihres Meifter oder eines Gejellen des 
Letzteren bornehmen. 

8 12. Dec Schornfteinfeger ift verpflichtet, nach dem poli- 
zeilich feitgejeßten, im Amtsblatte zu veröffentlichenden Mufter 
ein Kehrbuch zu führen und den Bolizeibeamten und der Teuer: 
ſchau-Kommiſſion auf Erfordern vorzulegen oder zu übergeben. 


In dem Kehrbuch, dem ein Abdrud dieſer Polizei-Verord— 
nung und des gültigen Kehrlohntarifs vorgeheftet fein muß, 
find die einzelnen Gebäude in der alphabetiihen Namensfolge 
der Straßen und der Folge der Straßennummer geordnet auf: 
zuführen. 

Das Kehrbuch ift vor Ingebrauchnahme dem Polizeirevier 
zur Prüfung und Stempelung vorzulegen und mit dem 31. März 
jeden Jahres abzuſchließen. In dem Kehrbuch ift die erfolgte 
Reinigung der Schornfteine und Raucfanäle, jowie der Gegen 
ftand der gemäß $ 9 zu erftattenden Anzeigen klar zu vermerfen. 

Der Schornfteinfeger ift verpflichtet, dem Hausbeliger (Haus: 
berwalter) die das einzelne Gebäude betreffenden Einträge im 
Kehrbuch auf Verlangen zur Einſicht vorzulegen. 

8 13. Leder Scornfteinfeger ift verpflichtet, innerhalb 
feines Kehrbezirks zu wohnen. 

8 14. Ieder Schornfteinfeger ift verpflichtet, den auf 
Grund feiner Anftellungsbedingungen an ihn ergebenden polizei- 
lichen Aufforderung zur Theilnahme an der Feuerihau pünktlich 
Folge zu leiſten. 
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Brit in einem bon ihm bedienten Haufe ein Brand aus, 
jo hat der Schorniteinfeger fih unverzüglid zur Brandftelle zu 
begeben und ſich dem Leiter der Löjcharbeiten zur Verfügung 
zu Stellen. 


$ 15. Die Hausbeſitzer (Hausverwalter) und Miether 
find verpflichtet, die Reinigung der Schornfteine zu der beitimmten 
Stunde unbehindert geihehen zu laſſen oder die Gründe, melde 
ihnen einen Auffhub dringend erwünſcht maden, rechtzeitig dem 
Schornfteinfeger anzuzeigen. 

Die Reinigungsarbeiten dürfen alsdann, falls nicht Gefahr 
im Berziige ift, bis zum dritten Tage aufgejchoben merden. 
Geht der Schornfteinfeger auf den Antrag nicht ein, jo entjcheidet 
das Polizeirevier, in Rödelheim und in den Landgemeinden der 
Bürgermeifter bezw. Schultheiß. 

$ 16. Nah 8 368 des Strafgeſetzbuches wird derjenige, 
der es unterläßt, dafür zu jorgen, daß die Feuerftätten in feinem 
Haufe in brandfiherem Zuftande unterhalten oder daß die Schorn- 
fteine zur reiten Zeit gereinigt werden, ſowie derjenige, der 
feuerpolizeilihe Anordnungen nicht befolgt, mit Geldftrafe bis 
zu ſechzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen beftraft. 

Im Uebrigen werden Zumiderhandlungen gegen dieſe Polizei— 
verordnung mit Gelditrafe bis zu dreißig Mark, im Falle des 
Unvermögens mit entiprechender Haft geahndet. 

s 17. Mle gegenwärtig im Bolizeibezirt Frankfurt in 
Kraft ftehenden Bolizeiverordnungen in Betreff der Schornftein- 
reinigung, insbejondere die Bolizeiverordnung dom 14. Auguſt 
1871 werden aufgehoben. 


Frankfurt a. M., den 17. Oftober 1891. 
Der Bolizei:Präfident. 
| Schr. don Müffling. 
(Amtsblatt 1891 Nr. 46 ©. 363 u. ff.) 
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50. Befanntmadhung. 


Hiermit bringe ich zur allgemeinen Kenntniß, daß der Bezirkö- 
Ausſchuß zu Wiesbaden in Gemäßheit der Vorſchrift des 8 132 
des Zuftändigfeitögefeßes vom 1. Auguft 1883 (Gef.:©. ©. 237) 
beihloffen hat, in der Stadt Frankfurt a. M. einen Kehr— 
bezirk und in dem Landkreije Frankfurt a. M. zwei Kehr⸗ 
bezirke einzurichten. 
Der erfte Kehrbezirk des Landkreifes wird umfafjen die 
Gemeinden : Berkersheim 
Bonames 
Eckenheim 
Eſchersheim 
Ginnheim 
Heddernheim 
Niederurſel F. A. und H. A. 
Preungesheim 
Seckbach 

während aus den Gemeinden: 
Hauſen 
Niederrad 
Oberrad 
Praunheim und 
Rödelheim 

der zweite Kehrbezirk gebildet wird. 

Frankfurt a. M., den 8. April 1895. 

Der Landrath und Polizei⸗Präſident. 
Irhr. v. Müffling. 
(Amtsblatt 1895 S. 147.) 


51. Bekanntmachung. 


Auf Grund des 8 12 der Polizei-Verordnung, betreffend 
die Schornfteinreinigung vom 17. Oftober 1891 bringe ich 
hiermit zur allgemeinen Kenntniß, daß die Schornfteinfeger des 
Stadt: und Landkreifes Frankfurt a. M. vom 1. Januar 1896 
an verpflichtet find, nad) dem unten folgenden Mufter ein 
Kehrbudy zu führen. | 
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Haus Nr. 
a ea 
Haugeigenthümer 
| Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
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Juli 
Auguſt 
a September 
Oktober 
November 
Dezember 
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des 893d. P.:D. dom 

17. 10. 91 iſt erfolgt 
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Die Kehrbücher werden auf dem Königliben PBolizei-Prä- 
fidium, Zimmer Nr. 29, vom 1. Dezember 1895 an gegen Er: 
ftattung der für ihre Herftellung verauslagten Koften ausgegeben. 


Sranffurt a. M., den 8. April 1895. 
Der Landrath und PBolizei:Präfident. 
Frhr. v. Müffling. 
(Amtsblatt 1895 S. 153.) 


52. Bekanntmachung. 


Regulativ über die Prüfung und Anſtellung Der 
Bezirfsihornftiinfeger im Stadt: und Kandfreis 
Franfjurt a. M. 


8 1. In Frankfurt a. M. wird eine Prüfungskommiſſion 
für Bezirksihornfteinfeger (S 1 der Polizei-Verordnung dom 
17. Oftober 1891 — Amtsblatt für StadtfreiS und Landfreis 
Hrankfurt a. M. Nr. 938) eingerichtet. Diejelbe beſteht: 

a) aus dem in Frankfurt a. M. angeftellten Königlichen 
Kreisbaubeamten als Vorfigenden, 

b) au& einem vom Magiftrat zu Frankfurt a. M. abzu— 
ordnnenden höheren Beamten der Bau: oder Feuerlöſch— 
Polizei als Beiliker, 

c) aus zwei Bezirksichornfteinfegern, melde das Polizei— 
Präſidium auf 2 Jahre ernennt, und zwar einen auf Bor: 
Ihlag des Magiſtrats zu Frankfurt a. M. und einen auf 
Borihlag des Kreisausſchuſſes des Landkreiſes; jo lange 
im Bolizeibezirfe eine Schornfteinfegerinnung beiteht, hat 
einer der Beiliger der Innung anzugehören, 

d) aus einem Maurermeilter, welcher vom Polizei-Präſidium 
auf Vorſchlag abmwechjelnd des MagiftratS und des Kreis— 
ausihuffes in Frankfurt a. M. für die Dauer von zwei 
Jahren ernannt wird, als Beiliker. 

Für jeden der vier Beiliter wird für Behinderungsfälle in 
gleicher Weile ein Stellvertreter ernannt. 


rw 
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Falls und injomweit die Beiliker und deren Stellvertreter 
in der vorſtehend unter b bis d angegebenen Weile trotz er: 
gangener Aufforderung etwa nicht abgeordnet bezw. in Vorſchlag 
gebracht werden jollten, werden diejelben von dem Königl. Polizei⸗ 
Präſidium nach eigenem Ermeſſen ernannt. 

85 2. Die Meldung zur Prüfung iſt an den Vorſitzenden 
zu richten. Gleichzeitig ift an denjelben die Prüfungsgebühr 
einzuzahlen, welche beträgt 18 Mark für Prüflinge, die innerhalb 
des Regierungsbezirks Wiesbaden ihren Wohnfi haben, und 
36 Mark für auswärts domizilixte. 

Die Prüfungsgebühr wird beim Nichtbeitehen der Prüfung 
nit zurüdgezahlt. 

$. 3. Die Zulaffung zur Prüfung darf der Vorſitzende 
nur erklären, wenn der Meldende fih darüber audgemwiejen hat, 
daß er 

a) vollſtändig unbeſcholten iſt, 

b) das 24. Lebensjahr erreicht, 

c) drei Jahre Hindurh das Schornfteinfegergewerbe laut 
Zeugniß eines Scornfteinfegermeifter® oder Lehrbriefes 
nah 8 129 der Reichsgewerbeordnung ordnungsmäßig 
erlernt und 

d) drei Jahre hindurch als Gejelle bei einem Schornftein- 
fegermeifter mit gutem Erfolge gearbeitet hat. 


Falls fih die Meldungen zu jehr häufen, ift der Borfigende 
berechtigt, mit Genehmigung des Königl. Regierungs-Präſidenten 
zu Wiesbaden durch eine Amtsblattsbefanntmahung die Zus 
laſſung derjenigen, welche außerhalb des Regierungsbezirks Wied: 
baden Wohnſitz und nicht mindeſtens ein Jahr in demjelben als 
Schornfteinfegergejellen gearbeitet haben, für einen bejtimmten 
Zeitraum auszuſchließen. 

S 4 Die Prüfung erjtredt ſich 

a) auf die für den Gemerbebetrieb nothwendigen Schulfennt: 
niffe im Leſen, Schreiben und Rechnen in den bier Arten, 
b) auf die Kenntniß der Feuerungsanlagen, Bauart der 

Schornfteine, der verjchiedenen Arten von Verunreini— 

gungen derjelben, der Reinigungsfriften bei den verſchie— 
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denen Brennmaterialien, der Werkzeuge und Arten der 
Reinigung, der Ermittelung der feuergefährlichen Stellen, 
der einſchlägigen bau- und feuerpolizeilichen, ſowie aller 
ſonſtigen den Gewerbebetrieb betreffenden polizeilichen Vor— 
ſchriften und Verordnungen und auf die Fähigkeit, eine 
vorhandene Feuerungsanlage durch eine Handzeichnung 
anſchaulich darzuſtellen, 


ec) auf die techniſche Fertigkeit in Ausübung des Gewerbes 
durh das Reinigen mehrerer Schorniteinröhren und das 
kunſtgerechte Beſteigen mindeſtens eines Rauchfanges. 
Ein Theil der Fragen zu b ıft von dem Prüfling an den 
Schornfteinen eine Gebäudes erläuternd zu beantworten. 


8 5. Die Kommijfion kann gleichzeitig mehrere Prüflinge 
prüfen. Die Prüfung muß in der Zeitfolge der Zulaflung und 
jpäteftens 6 Wochen nad der Zulaffung beginnen. 

Ueber das Ergebniß der Prüfung ift eine Furze, von den 
Mitgliedern der Kommiſſion zu vollziehende jchriftliche Verhand- 
lung aufzunehmen. Die Beichlußnahme erfolgt ftet3 nur durd) 
die vollzählig beſetzte Kommilfion und nad der Mehrzahl der 
Stimmen. Wird die Prüfung don der Kommilfion als ge: 
nügend beitanden erachtet, jo ftellt der Vorfigende das Befähi- 
gungszeugniß aus. Andernfalls bejcheidet der Vorfigende den 
Geprüften ablehnend und bejtimmt zugleich die Friſt, vor deren 
Ablauf er fih zu einer anderweiten Prüfung nicht melden darf. 
Diejelbe beträgt mindeſtens 6 Monate und höchſtens ein Jahr. 


5 6. Von den Prüfungsgebühren erhält der Vorfiende 
Us und jeder der 4 Beiſitzer '/s. Der für den Gejchäftsbetrieb 
der Kommiſſion erforderlihde Aufwand an Schreibmaterialien, 
Borto, Schreib: und Botengebühren ꝛc. ift vorweg aus den Ge: 
bühren zu deden. 

5 7. Die Anftellung von Bezirksichornfteinfegern im Bolizei: 
bezirt Frankfurt a. M. erfolgt durch das Polizei: Präfidium. Es 
dürfen nur jolche Bewerber angeftellt werden, welche ſich darüber 
ausweiſen, daß fie 

a) bollitändig unbeſcholten find und einen nüchternen Lebens— 
wandel führen, 
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b) das 24. Lebensjahr erreicht, 


c) mindeftend 3 Jahre hindurch dad Scornfteinfegergemerbe 
laut Zeugniß eines Scornfteinfegermeifterd oder Lehr: 
briefes nah 8 129 der Reichsgewerbeordnung ordnungs— 
mäßig erlernt, 


d) 3 Jahre hindurch ala Gejelle bei einem Schornfteinfeger: 
meilter mit gutem Erfolg gearbeitet und 


e) bor einer Schornfteinfeger-PBrüfungsfommilfion die Bezirks— 
ihornfteinfegermeifter-Prüfung nad Maßgabe des 8 4a 
bis c mit Erfolg abgelegt haben. Von der Anforderung 
zu e fann bis zum 1. Januar 1896 unter der Bes 
dingung abgejehen werden, daß der angeftellte Bezirks— 
ichornfteinfegermeifter binnen Jahresfriſt nad jeiner Anz 
ftellung die unter Poſition e vorgejchriebene Prüfung 
ablegt. 


8 8. Die Anftellungsbehörde kann eine Stellvertretung 
des Bezirksfchornfteinfeger® ($ 47 Abſ. 2 der Reichsgewerbe— 
ordnung) zulaſſen: 


a) bei Einberufung zum Militärdienft für die Dauer der Ein— 
berufung, 


| b) jonft nur bei bejonderer Nothlage und nie länger als für 


die Dauer eine Jahres. Der Stellvertreter muß den 
Anforderungen des 8 7 entipredhen. 


8 9. Die Anftellungsbehörde ift befugt, den Bezirks: 
Ihornfteinfeger feines Dienftes zu entlafjen : 


a) wenn die Vorausfegung der Unbejcholtenheit oder des 
nüchternen Lebenswandels nicht mehr zutrifft, 


b) wenn dur die Nacdläffigkeit oder Pflihtverfäumniß des 
Schornfteinfeger3 ein Brand verurjacht worden iſt oder 


c) wenn der Schornfteinfeger binnen Jahresfrift wiederholt 
wegen Uebertretung der Bolizeivorjchriften über dad Schorn- 
fteinfegergewerbe beftraft und nad) der erften Beftrafung 
Ihriftlih auf Dienftentlaffung verwarnt worden ift. 
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8 10. Die Anftellung, Stellvertretung und Entlaffung 
des Bezirksjchornfteinfegers ift inn Amtsblatt befannt zu machen. 


Frankfurt a.M., den 8. April 1895. 


Der Zandrath und Polizei:PBräfident. 
Frhr. v. Müffling. 


(Amtsblatt 1895 ©. 153.) 


53. Tarif für Schorniteinfeger. 


Auf Grund des $ 77 der Reichsgewerbeordnung vom 1. Juli 
1883 wird im Landkreis Frankfurt a. M. für den Gewerbe: 
betrieb der Schornfteinfeger folgender Tarif feſtgeſetzt. 


1. Für das einmalige Kehren eines Schornfteins find 


a) für ein mit Yeuerung verſehenes Kellergeſchoß, für daß 
Erdgeſchoß, für das erfte und das zweite Obergeſchog 
(die fogenannte erfte und zmeite Etage) je 12 Pfennige. 


b) für das dritte und jedes meitere Obergefhoß (die ſoge— 
nannte dritte u. j. mw. Etage), jowie für einen bewohnten 
Dachſtock je 10 Pfennige 


zu entrichten. Im übrigen kommen Dad: und SKellergeichofle 
nit in Berehnung. Auch ift für das Reinigen folder Schorn— 
fteinftreden, welche unterhalb der unterften in den Schornſtein 
mündenden und benubten Feuerungsanlage liegen, nichts zu 
entrichten. 


Der Schornfteinfeger iſt verpflichtet, die zum Fegen unter 
gewöhnlichen VBerhältniffen erforderlichen Arbeitögeräthe wie Lein— 
bejen mit Kugel, Handbejen, Kratzeiſen und Krücken, Heine und 
große Rohrbürften, Leitern bis zu 4 Meter Länge ohne be= 
jondere Vegütung zu ftellen. Größere Leitern, Yaufbretter und 
andere für das Reinigen ungewöhnlich hoher oder Tomplizirter 
Schornſteinaufſätze nothwendige Geräthe zu ftellen, tft der Schorn= 
fteinfeger nicht verpflichtet. 
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Den aus den Schornfteinen gefehrten Ruß hat der Schorn: 
fteinfeger ohne bejondere Vergütung in die von den Hausbe— 
wohnern dazu bejtimmten Gefäße zu jchaffen. 


2. Für das Ausbrennen (einſchließlich der erforderlichen 
Vorbereitung, der Stellung der Brennftoffe und der uns: 
mittelbar nad dem Ausbrennen borzunehmenden gewöhnlichen 
Reinigung) 


a) eines Rohrſchornſteins (ruſſiſchen Schornfteins) für jedes 
bewohnte Geſchoß 40 Pfennige, 


b) eines bejteigbaren Schornfteins ſowie eines Räucherſchorn— 
fteins im Ganzen 3 Marf. 


3. Für das Reinigen eines Ofenrohres, Herdrohres oder 
Rauchkanals für jeden vollen Meter 5 Pfg., jedoh im Ganzen 
mindeltenö 15 Pfennige. 


4. Für das Fegen oder Belteigen eines Dampfſchorn— 
fteins bis zu 20 Meter Höhe 5 Mark, bei größerer Höhe 6 biß 
10 Marf. 

5. Für das Reinigen von Dampfkeffelzügen und Kanälen 
je nah Größe und Beichaffenheit 10 bis 15 Mark. 


6. Für das Reinigen eines freiftehenden Röhrenkeſſels 2 Marf. 
7. Für dad Reinigen von Braupfannenzügen 

a) wenn diefelben zum Durchſtoßen eingerichtet find, 3 Marf, 
b) wenn diejelben zum Schlupfen eingerichtet find, 6 Mark. 


8. Für daS Reinigen von Malzdarren 10 Mark, von 
Doppeldarren 15 Mark. 


9. Kommt innerhalb der unter Nr. 4, 5 und 8 feftgefegten 
Grenzen eine Einigung zwiſchen dem Auftraggeber und dem 
Schornfteinfeger nit zu Stande, jo erfolgt die Feſtſetzung durch 
das Bolizei-Präfidium. 


10. Die unter Nr. 3—8 feitgejeßten Taren fommen nur 
dann in Anwendung, wenn die bezeichneten Arbeiten von einem 
Bezirfsihornfteinfeger ausgeführt werden. 
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Den Auftraggebern bleibt es unbenommen, dieſe Arbeiten 
mit Ausnahme des Reinigens der Dampfſchornſteine durch andere 
Perſonen als Bezirtsijhornfteinfeger ausführen zu lafjen. 


Frankfurt a. M. den 8. Xpril 1895. 
Der Landrath und Polizei: Präfident. 
Frhr. v. Müffling. 
(Amtsblatt 1895 ©. 156). 


54. Bekanntmachung. 
Die nachſtehende auf übereinftimmenden Beihluß des Ma— 


14. 
giftratS und der Stadtverordneten-Berfammlung dom = nn 
1895 beruhende, vom Bezirks-Ausſchuß zu Wiesbaden unterm 
10. Juni 1895 genehmigte „Stenerordnung für die Ge: 
meinde-Einfommeniteuer in Frankfurt a. M.“ 
wird hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebradt. *) 


Frankfurt a M., den 18. Juni 1895. 
Der Magiitrat. 
Adides. 





Steuverordnung 
für die Gemeinde-Einfommeniteuer in 
Frankfurt a. M. 
Die Gemeinde-Einfommenfteuer ift nah Maßgabe der Be: 


fimmungen des Kommunal-Abgaben-Gejeges vom 14. Juli 1893, 
insbefondere 88 33 ff. zu entrichten. 


) Wegen Beiteuerung ber Gebäude und Grundftüde (Haus: u. 
Landfteuer) fiehe oben Seite 84 und wegen der Gemeindeabgaben für 
das Jahr 1895/96 fiehe oben ©. 82. 
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Steuerpflichtige, welche in Frankfurt a. M. ihren Wohnfit 
haben und in amderen preußilchen Gemeinden wegen dortigen 
Grundvermögens, Handel: oder gewerblicher Anlagen, ein: 
Ichließlih der Bergmwerke, Handel: und Gewerbebetrieb, ſowie 
wegen Betheiligung an dem Unternehmen einer Gejellihaft mit 
beſchränkter Haftung zur dortigen Gemeindeeinfommenfteuer heran: 
gezogen werden, find in Frankfurt a. M. mindeftens mit einem 
Biertheil ihres Gejammteinfommens zur Gemeindeeinfommen= 
ſteuer heranzuziehen. 


Die Veranlagung gefhieht nah den Stufen des Staats— 
einfommenfteuergejeße® vom 24. Juni 1891.*) 


Für die einzelnen Steuerftufen gelten die Steuerjäße der 
diefer Steuerordnung angefügten Tabelle. 


Steuerpflichtige mit einem Einfommen von nit mehr als 
900 Mark bleiben von Gemeinde-Einfommenfteuer frei. 


Die Einſchätzung erfolgt durch den Magiftrat (Rechnei-Amt). 
Diefe Behörde kann, ſoweit fie nit auf anderem Wege zur 
Kenntniß der für die Veranlagung maßgebenden Beſteuerungs— 
merfmale gelangt ift, von den Steuerpflichtigen binnen einer 
angemefjenen Friſt Auskunft erfordern. Die Aufforderung erfolgt 
in jedem einzelnen Falle durch eine bejondere den Steuerpflich: 
tigen zuzuftellende Zuſchrift. Im Uebrigen gelten hierüber Die 
Beilimmungen des 8 63 des Kommunal:Abgaben-Gejebes. 


Wer eine ihm obliegende Anzeige oder Auskunft nicht recht: 
zeitig in der vorgefchriebenen Form erftattet, wird, injofern nicht 
nad bejtehenden Gejegen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit 
Geldftrafe bis zu 30 Mark beitraft. 


Die Gemeinde:Einfommenfteuer wird in vierteljährigen Raten 
erhoben. 


Yranffurt a. M., den 14. Mai 1895. 
Der Magiitrat. 
Heuſſenſtamm. 


*) Preuß. Geſ.Samml. 1891 ©. 175—204 (Tarif $ 17 ©. 183.) 
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Städtiihe Einfommenfteuertabelle für 
Frankfurt a. M. 





Einfommen Steuerbetrag 
bi3 
1 901 1050 4 | 20 
2 1051 ii 1200 6 | 36 
31 1201 ! 1350 s 40 
4 1351 | 1500 11 | 16 
5 1501 | 1650 14 | 76 
6 1651 | 1800 18 | 24 
7 1801 | 2100 21 | 
8 2101 | 2400 25 | 20 
9 2401 | 2700 30 | 84 
10 2701 | 3000 36 | 36 
11 3001 | 3300 48 | 00 
12 3301 | 83600 56 | 04 
13 3601 | 3900 63 | 96 
14 3901 | 4200 73 | 56 
15 4201 | 4500 83 | 16 
16 4501 | 5000 94 | 44 
17 5001 | 5500 105 | 60 
18 5501 6000 116 | 76 
19 6001 6800 144 | 00 
20 6501 7000 158 | 40 | 
21 7001 | 7500 172 | 80 | 
22 7501 | 8000 190 | 80 | 
23 8001 | 8500 208 | 80 | 
| 24 8501 9000 226 | 80 
25 9001 9500 248 40 
26 9501 10500 270 | 00 


Für alle weiteren Stufen ift der ſtädtiſche Steuerbetrag 
gleih den Säben der Staatseinfommenfteuer nah Maßgabe 
S 17 des Gejeßes vom 24. Juni 1891. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895 ©. 394.) 


*) Wegen 1895/96 fiehe oben Tabelle Seite 82. 
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55. Polizei-Verordnung 


betreffend bauliche Anlage und Einrichtung 
von Theatern ıc. 


Auf Grund der 88 6, 12 u. 13 Allg. Verordnung vom 
20. September 1867 über die Polizeiverwaltung in den neu= 
erworbenen Zandestheilen (Geſ.“S. ©. 1528) und des $ 137 des 
Gef. über die Allg. Zandesverwaltung v. 30. Juli 1883 (Gef.-©. 
©. 195) wird für den Umfang des Regierungsbezirks Wiesbaden 
unter Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes folgende Polizei-Ver— 
ordnung erlaſſen: 

Artifell 


Bon der Beltimmung in $ 79 Ziffer 1 der Bolizei-Ver- 
ordnung d. 25. April 1891, betr. Die baulihe Anlage 
und Die innere Einrihtung von Theatern, Circus 
gebäuden und öffentlihen Berfammlungsräumen (Exrirabeilage 
zu Nr. 18 des Reg.-Blattes ©. 141, Frankf. Amtsblatt Nr. 18 
©. 151), wonach bei beftehenden Theatern die Bühnenöffnung 
dur einen Schutz-Vorhang oder dur fichere und leichtbeweg— 
liche Schiebethüren, entjprehend den in 8 20 Abfa 3 der 
Pol.:Berordnung d. 25. Nov. 1889 *) gegebenen Vorſchriften 
muß abgejchloffen werden fönnen, ijt der Bezirksausſchuß zu 
dispenfiren befugt. 


Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 


Wiesbaden, den 13. April 1894. 
Der Regierungs: Bräfident. 
J. V.: Fehr. vd. Reiswitz. 
(Amtsblatt 1894 Nr. 18 ©. 179.) 


*) Siehe dieſe Samml. Bb. VI, ©. 47 ff. 





— 179 — 


56. Polizei:Berordnung 


betreffend die Anbringung der Firmen offener 
Geſchäfte. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der 
SS 5 ff. der Verordnung über die Polizeiverwaltung in den 
neu erworbenen Zandestheilen vom 20. September 1867 wird 
mit Zuftimmung des Magiftrats zu Frankfurt a. M. für den 
Bezirk der Stadt Frankfurt a. M. folgende Polizei-Verordnung 
erlaſſen. 

$ 1. Jeder Inhaber eines offenen Geſchäfts iſt 
verpflichtet, an diefem feinen Namen bezw., jofern feine Firma 
in ein amtliches Firmenregifter eingetragen ift, die dem betr. 
Eintrage entſprechende Bezeichnung feiner Firma in einer Schrift 
anzubringen, welche für Jedermann von der Straße aus deutlich 
lesbar ift. 

8 2. Wird ein Gefchäft unter einer Bezeichnung oder 
Firma betrieben, melde nicht in ein amtliches Firmenregiſter 
eingetragen ift, jo muß außer der Firma aud) der Name des 
oder der Gejchäftsinhaber in der Auffchrift (S 1) mit angeführt 
werden. 

Unter der gleihen Borausfegung muß, jofern die Inhaber 
des Geſchäfts ſämmtlich meiblihen Geſchlechts oder Minder— 
jährige find, dieſes aus der Aufſchrift (S$ 1) unzweideutig her— 
vorgehen. 

5 3. Die Bezeihnung der Geſchäftsräume ($$ 1 u. 2) 
hat für Gejchäfte, welche nah Verkündigung diejer Polizei-Ver— 
ordnung eröffnet werden, jpäteftens gleichzeitig mit der Eröffnung 
des Geſchäfts ftattzufinden. 

Beitehende Geihäfte Haben den Vorſchriften diefer Polizei: 
Verordnung bis zum 1. Oftober 1895 zu genügen. 

5 4 Die Auffchrift ift ftet3 in Uebereinftimmung mit 
den Vorſchriften in $ 1 und 2 zu Halten. Hierdurch noth— 
wendige Aenderungen der Aufichrift find binnen jpäteftens einer 
Woche nad Eintritt desjenigen Creignifjes, welches die Aende— 


tung erforderlich macht, vorzunehmen. 
19° 
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8 5. Verantwortlich für die Befolgung der in diefer 
Volizei-Verordnung gegebenen Vorſchriften ift außer dem ne 
baber ($ 1) derjenige, welcher die Verwaltung führt. 

8 6. Zumiderhandlungen gegen diefe Polizei-Verordnung 
werden mit Geldftrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im 
Unvermögensfalle entſprechende Haftftrafe tritt, geahndet. 


8 7. Diefe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verkündigung in Kraft. 
nen a. M., den 13. Yuni 1895. 
Der Polizei-Präſident. 
Frhr. vd. Müffling. 


(Amtsblatt 1895 ©. 248) 


37. Bekanntmachung. 


Durh Beihluß des Magiltrat® vom 25. d. Mts. ift Die 
Führung der vor der Eingemeindung bon dem Bürgermeijteramt 
Bodenheim mwahrgenommenen, die Berwaltung der Naflauifchen 
Brand-Verſicherungs-Anſtalt zu Wiesbaden betreffenden 
Geſchäfte vom 1. Juli d. I. ab dem Rechneiamt übertragen worden, 
was wir mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß bringen, 
daß die auf dem Gelee vom 26. März 1886 (Br. Geſ.-S. 
©. 53) *) beruhende Verpflichtung der Hausbeſitzer des Stadt: 
bezirks Bodenheim der Naſſauiſchen Brandfaffe gegenüber durch 
da3 Gejet vom 31. März 1895 (Br. Gej.-S. ©. 78) betreffend 
die Eingemeindung Bodenheims in die Stadt Frankfurt a. M. ıc. 
nicht berührt worden: ift. 


Frankfurt a. M., den 27. Juni 1895. 
Der Magiitrat. Rechnei-⸗Amt. 
(Amtsblatt 1895 ©. 267.) 
*) Siehe Bd. V. ©. 229 diefer Sammlung. 


Sachregiſter. 
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Vorwort. 


Seit der Herausgabe des VII. Bändchens unſerer Sammlung 
von Geſetzen, Statuten und Verordnungen für Frankfurt a. M. 
waren die neuen Königl. Geſetze über das Grundbuchweſen 
erſchienen, durch welche der Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grundſtücke in hiefiger Stadt und Gemarkungen, 
einſchließlich Bockenheims eine neue, don dem früheren Rechte 
wejentlih abweichende Grundlage erhalten Haben, und neue 
Rectsinftitute, wie die Grundbuchordnung, Güterfonfolidation 
und Landwirthſchaftskammern eingeführt worden find. In An— 
betracht der Wichtigkeit für die Grund- und Häuferbefiger dürften 
diefelben in der Sammlung nicht fehlen und haben die Heraus: 
gabe einer Yortjegung der Sammlung nöthig gemacht. Ebenjo 
war die alsbaldige Aufnahme der neuen Bauordnung vom 
27. März 1896, melde am 10. April d. 3. in Anwendung 
fommen fol, dringlich geworden. Mit Beifügung einiger anderer 
ſtädtiſchen polizeilihen Verordnungen werden ſolche in diejem 
VII. Bänden dem Publikum übergeben und bleibt eine weitere 
Fortſetzung nad Publikation der bevorftehenden neuen Regulativs 
über die Dienjt: und Gehaltsverhältniffe der ſtädtiſchen Beamten 
und deren Aller: und Witimenverjorgung vorbehalten. 


Frankfurt a. M. 31. März 1896. 


Dr. von ®uen. 
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Gejet, betreffend Das Grundbuchtweien und die 
Zwangsvollitredung in Das unbewegliche Ber: 
mögen in dem Gebiet der vormals freien Stadt 
Frankfurt jowie Den vormals Großherzoglid 
Heſſiſchen und Landgräflid Heſſiſchen Gebiets: 
theilen Der Provinz Heſſen-Naſſau. 
Vom 19. Auguft 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages 
Unferer Monardie, für das Gebiet der vormals freien Stadt 
Frankfurt jowie für die vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebiet3- 
theile und den vormals Landgräflich Heſſiſchen Amtsbezirk 
Homburg, was folgt: 


Eriter Abihnitt. 
Cinführung der in anderen Qandestheilen der 
Monardhie geltenden Gejebgebung. 


Ss 1. In den Eingangs bezeichneten Gebietätheilen werden: 
1. das Gejeg über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaftung der Grundſtücke, Bergwerke und jelbftändigen 
Geredhtigfeiten vom 5. Mai 1872 (Geſ.“S. ©. 433), 
. die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſ.-S. S. 446), 
. das Gejeß, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbe: 
mwegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 (Geſ.“S. ©. 131), 
. die zu diefen Gejegen erlajjenen Koften- und Stempelgejebe, 
. alle in Abänderung und Ergänzung der unter Nr. 1 bis 
4 bezeichneten Geſetze für den ganzen Geltungsbereich der 
Grundbuhordnung erlafjenen gejeglihen Vorſchriften, ein— 
ſchließlich des Geſetzes, betreffend die Berichtigung des 
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Grundſteuerkataſters und der Grundbücher bei Auseinander- 
ſetzungen vor Beſtätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 
(Geſ.“S. ©. 325) 

nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen eingeführt. 

Z 2. Die in den eingeführten Gejegen in Bezug genommenen 
Vorſchriften bleiben außer Anmendung, jomweit fie nicht in den 
borbezeichneten Landestheilen bereit3 gelten. 

S 3. Die Anlegung der Grundbücdher erfolgt bezirksweiſe. 

Soweit in dem Bezirke die Anlegung des Grundbudes 
erfolgt ift, wird dies nad Anmeilung des Juſtizminiſters dur) 
das Amtsblatt befannt gemacht. 

In Anfehung der einzelnen Grundftüde treten die Vor— 
ihriften der nad 8 1 eingeführten Gefege erſt mit dem elften 
Tage nad Ausgabe des Amtsblattes in Kraft, welches die 
Bekanntmachung enthält, daß für fie das Grundbuch angelegt ift. 

8 4. Mit dem Tage des Infrafttretens des gegenwärtigen 
Gejeßes (S 77) wird in dem Geltungsgebiete deſſelben das 
Geſetz, betreffend die Erleichterung der Abveräußerung einzelner 
Theile don Grundftüden in der Provinz Hannover, vom 
25. März 1889 (Geſ.“S. ©. 65) mit der Mafgabe eingeführt, 
daß auf das Verfahren und das Koſtenweſen ergänzend die allge- 
meinen Vorſchriften, welche für Gemeinheitstheilungen gelten, 
entjprechende Anwendung finden. 

Die Unjhädlichfeitsattefte, welche bezüglid der in S 1 
Nr. 3 des Gejehes vom 25. März 1889 bezeichneten Gejchäfte 
ausgeftellt werden, find ftempel- und gebührenfrei. 


Zweiter Abſchnitt. 


Ergänzungen und Abänderungen der 
eingeführten Gejeße. 


8 5. Zur Wirffamfeit eines Vertrages, durch melden ſich 
Jemand verpflichtet, das Eigenthum an einem Grundftüde zu 
übertragen, ift die fchriftliche Form erforderlih und ausreichend. 
Ein ohne Beobadhtung diejer Form geichloffener Vertrag mird 
jeinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaffung des 

Grundftüds erfolgt ift. 


Ein Vertrag, durch melden fih Jemand verpflichtet, ein 
dinglihes Recht an einem Grundftüde zu bejtellen, bedarf eben- 
fall3 der jchriftlihen Form. 

$ 6. Das Amtsgeriht in Frankfurt a. M. iſt zuftändig 
für die Aufnahme von Verträgen und Erklärungen, durch welche 
in ſeinem Bezirke belegene Grundftüde veräußert oder belaftet 
werden follen. 


8 7. Die Landgüterordnung für den Regierungsbezirk 
Gafjel vom 1. Juli 1887 (Geſ.“S. ©. 315) wird dahin’ 
abgeändert, daß für den Amtsgerichtsbezirk Vöhl an die Stelle 
des $ 7 die SS 5, 6 und an Stelle des zweiten der erſte 
Abſatz des 5 23 treten. 


S 8. Someit in den Gebietätheilen, auf melde ſich das 
gegenwärtige Geje bezieht, die Verordnung vom 2. September 
1867, betreffend die Güterfonjolidation im Regierungsbezirk 
Wiesbaden (Geſ.“S. ©. 1462), Geltung hat, fommt die Vor: 
Schrift in S 25 Abi. 2 der Verordnung, betreffend die Ablöſung 
der Servituten 2c. für dad vormalige Kurfürſtenthum Heflen, 
vom 13. Mai 1867 (Geſ.⸗“S. ©. 716), zur entſprechenden 
Anwendung. 

S 9. In den vormals Großherzoglih Heſſiſchen Gebiets— 
theilen finden die in den Xrtifeln 127 ff. des Großherzoglid) 
Heſſiſchen Gejeges, das Pfandrecht betreffend, vom 15. September 
1858 (Reg.-Bl. ©. 449) erlaffenen Vorſchriften über Voraus— 
ſetzung und Wirkung der Eintragung don Miethe und Pacht 
im Hypothekenbuche auf die Eintragung im Grundbude An— 
wendung. 

$ 10. Eingetragene dinglihe Rechte fünnen weder durch) 
Erſitzung eines entgegenftehenden Rechts noch durch Berührung 
aufgehoben werden. 

Der Anſpruch auf rückſtändige Zinſen eingetragener Kapi— 
talien verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem die Zinſen 
fällig geworden find. . 

$ 11. In den vormals Großherzoglih Heſſiſchen Gebiet3- 
theilen gewährt der geſetzliche Hypothektitel (Artikel 15 des 
Geſetzes, das Pfandrecht betreffend, vom 15. September 1858, 

ı. 
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Reg.-Bl. ©. 449), welcher ſich nicht auf beſtimmte Grundſtücke 
richtet, den Anſpruch auf Beſtellung einer Hypothek auf einzelne 
die Forderung genügend ſichernde Grundſtücke. Der Anſpruch 
beſteht nicht, ſoweit in anderer Weiſe ausreichende Sicherheit 
geleiſtet wird. 

Auf Grund des in Artikel 15 Ne. 1 des bezeichneten 
Geſetzes beftimmten Hypothektitels kann die Eintragung einer 
Hypothek nur verlangt werden, wenn die Vermögenslage des 
verwaltenden Elterntheil eine Gefährdung. der Kinder bejorgen 
(äßt oder wenn derjelbe zur weiteren Ehe jchreitet. 

In den Fällen des Artikels 15 Nr. 2 ift die Hypothek 
einzutragen, bevor die Ehe geſchloſſen wird. 

Auf Grund der Nr. 1 und 2 des Artikels 15 erfolgt für 
minderjährige oder bevormundete Kinder die Eintragung gebühren: 
frei auf Erjuchen des Bormundichaftsrichters, welcher die Summe 
und die Grundftüde nach freiem Ermeſſen beſtimmt. 

‚Die in Xrtifel 24 des Geſetzes, das Pfandrecht betreffend, 
bom 15. September 1858 und in Xrtifel 45 unter Nr. 3 de 
Geſetzes, die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, vom 
11. September 1858 (Reg.Bl. ©. 537) beftimmten Hypothek— 
titel werden aufgehoben. 


s 12. Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen 
auf dem Grundftüde noch vorhandenen Früchte haften nicht den 
am Grundftüde dinglih Berechtigten. 


S 13. Hängt die Fälligkeit der durch Hypothet geſicherten 
Forderung von einer Kündigung ab, ſo iſt die Kündigung für 
die Hypothek nur wirkſam, wenn fie von dem Gläubiger dem 
Eigenthümer oder von dem Eigentümer dem Gläubiger erklärt 
wird. Zu Gunften des Gläubigers gilt derjenige, welcher im 
Grundbuch als Eigenthümer eingetragen ift, als Eigenthümer. 

Der dinglihen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen 
den perfönliden Schuldner geklagt werden mülfe, nicht entgegen- 
geftellt werden. 

8 14. In 8 11 Nr. 1 der —— wird der 
dritte Satz durch Folgende Vorſchrift erjebt: 

Der Eintragung bedürfen nicht die oe zur Er— 

füllung der Deihpfliht und die in S 28 Abjab 2 des 
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Geſetzes, betreffend die Zmangspollftrefung in das unbe: 
wegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 aufgeführten 
gemeinen Laſten. 


S 15. Der Anſpruch auf Schadenserjag gegen die Grund- 
buchbeamten verjährt in drei Jahren, nachdem der Bejchädigte 
bon dem Dajein und dem Urheber des Schadens Kenntniß 
erhalten bat. 

Sind jeit dem Zeitpunfte der Beihädigung dreißig Jahre 
verfloffen, jo fommt es auf den Zeitpunft der erlangten Kenntniß 
niet meiter an. | 


8 16. Zur Beglaubigung der Unterfchrift von Anträgen 
und Urkunden oder Bollmadten (SS 33, 37 der Grundbuch: 
ordnung) ift, wenn der Ausiteller im Geltungsbereiche des gegen: 
wärtigen Gejeted an einem Orte wohnt, an weldem nicht ein 
Amtsgericht jeinen Sit hat, auch der Bürgermeifter (Schultheik) 
des Wohnorts befugt. 

Die Beglaubigung darf nur erfolgen, wenn die Unterjchrift 
in Gegenwart de3 Beamten gefertigt oder dor demjelben von 
dem Ausfteller perſönlich als von ihm gefertigt anerkannt worden 
ft. In dem Beglaubigungsvermerf muß angegeben werden, ob 
die Beglaubigung auf Grund vor dem beglaubigenden Beamten 
erfolgter Fertigung oder der vor demjelben erfolgten Anerkennung 


geichieht. 


s 17. Aus Privatteftamenten oder Erbverträgen, welche 
gültig ohne öffentliche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen 
oder Lölhungen im Grundbuche nur erfolgen, wenn entweder 
durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturkunde oder 
das Anerkenntniß des duch das Geſetz berufenen Erben nad: 
gewieſen ijt, oder eine Beicheinigung des Nachlaßgerichts beige: 
bracht wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher Yadung Niemand, 
der ein beileres Erbredt in Anſpruch nimmt, gemeldet hat. 

Die Art der Befanntmahung und die Yrift der öffentlichen 
Ladung hat das Nachlaßgericht nad Lage des Falles zu ermeſſen. 


S 185. Chegatten, welche in Errungenſchaftsgemeinſchaft 
leben, erhalten bei Anwendung des Formulars II einen Artikel, 
in welchem die gemeinfam erworbenen und die zum Sondergute 


zu, Mi: 


des einen oder anderen Ehegatten gehörigen Grundftüde aufge: 
nommen werden. Das Sondereigenthum ift in Spalte 8 der 
eriten Abtheilung zu vermerken. 

Auf gemeinihaftliden Antrag beider Shegatten werden 
die zum Sondergute eines Ehegatten gehörigen Grundftüde oder 
auch ein Theil derjelben in einem bejonderen Artikel auf feinen 
Namen allein aufgenommen. 


S 19. Das in Anjehung ehemaliger Wallgrundftüde in 
der Stadt Frankfurt a. M. ynter dem Namen „Walljervitut“ 
beftehende Rechtsverhältnig (Gefeß vom 15. Juli 1890, Geſ.-S. 
©. 255)*) bedarf der Eintragung in dad Grundbuch nicht. 

F 20. Lehns-, Erbleihe- und fonftige Güter, an melden 
ein Obereigenthum bejteht, Yamilienfideifommißgüter, ſowie die 
nad) dem Großherzoglih Heſſiſchen Geſetze vom 11. September 
1858 (Reg.:Bl. ©. 537) errichteten landwirthſchaftlichen Erb: 
güter find auf den Namen des jeweilig zu Beſitz und Nubung 
Beredhtigten einzutragen. Die Eintragung der Eigenſchaft des 
Gutes erfolgt in der zweiten Abtheilung des Grundbuchs. 

8 21. Die Beftimmungen der 88 52, 74, 99 der Grund: 
budordnung kommen außer dem Falle, daß gejeglidh eine Yidei- 
fommißbehörde beftellt ift, auf Familienfideikommiſſe zur Anz: 
wendung, welche ftiftungsmäßig zur Beauffichtigung bereit3 einer 
Staat3behörde unterftellt find oder fortan unter ftaatlicher Ge— 
nehmigung dem Oberlandesgericht unterftellt werden. Inſoweit 
die Verfügung, welche dieſe Beftimmung enthält, nicht der landes- 
herrlichen Beftätigung bedarf, wird die Genehmigung vom Juſtiz— 
minifter ertheilt. 

In den vormals Großherzoglih Heſſiſchen Gebietätheilen 
gilt das nah Artikel 6 Nr. 3 des Geſetzes, die Familienfidei— 
kommiſſe betreffend, vom 13. September 1858 (Reg.-Bl. ©. 521) 
zuftändige Amtsgericht als Fideilommißbehörde. 

In Ermangelung einer Fideifommißbehörde erfolgt die Ein- 
tragung oder Löſchung der Fideikommißeigenſchaft auf den Nach— 
weis ihrer Entjtehung oder Endigung, die Eintragung der Fidei— 
fommißnadfolger auf die Beſcheinigung des zuftändigen Richters 
über die Nachfolge. 


*) Siehe dieſe Samml. Bd. VI. ©. 59. 
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Ss 22. Wer in Gemäßheit des 8 41 des Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſetzes, die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, 
vom 11. September 1858 Einſitzrechte oder Alimentations— 
reichniſſe zu beanſpruchen hat, kann die Eintragung dieſer Rechte 
in die zweite Abtheilung des Grundbuchs verlangen. 


S 23. Die Eröffnung oder Wiederaufnahme, die Auf— 
hebung oder Einftellung des Konkursverfahrens ift auf Erjuchen 
de3 Konkurdgerihts oder auf Antrag des Konkursverwalters 
einzutragen. Im lebteren Fall ift eine unter Bezeichnung des 
Verwalter durch den Gerichtsjchreiber beglaubigte Abjchrift der 
Hormel des Beichluffes des Konkursgerichts vorzulegen. 

Die Eintragung der Konkurseröffnung oder Wiederaufnahme 
joll die Angabe des Zeitpunftes derjelben und die Bezeihnung 
de3 Konkursgerichts enthalten. 


Ss 24. Im Falle des 8 110 der Grundbudhordnung ift 
der Eigenthümer berechtigt, daS Aufgebot zu beantragen. 

Beantragt im Falle des 8 111 der Grundbuchordnung der 
Gläubiger das Aufgebot, jo hat er nachzuweiſen, daß der Eigen: 
thümer die Fortdauer der Belaftung des Grundftüds zu Gunften 
eines Anderen anerkennt. 

Ss 25. Als jelbitändige Gerechtigfeiten gelten die Gerechtig— 
feiten, welche nad dem bisherigen Recht in Anjehung der Ein- 
tragung in die gerihtlihen Bücher und der Verpfändung den 
Grundftüden gleichgeftellt find. 

S 26. Die für Grundftüde gegebenen Vorſchriften diejes 
Geſetzes finden, jomweit nicht ein Anderes beftimmt ift, Anwendung 
auf Bergwerfe und auf jelbitändige Geredhtigfeiten. 


Ss 27. Für Bergmwerfe ift ein bejonderes Grundbuch zu 
führen. In daſſelbe find ſämmtliche Bergwerke einzutragen, 
welche in dem Bezirke des Amtsgerichts Liegen. 

5 28. Im Falle der Aufhebung des Bergwerkseigenthums 
oder der Aufhebung der Berleihungsurkunde erfolgt von Amts— 
wegen die Schließung des für daS Bergwerk angelegten Grund: 
buchblattes unter Löſchung der eingetragenen Belaftungen. Unbe— 
weglihe Zubehörftüde werden mit den darauf haftenden Be- 
laftungen in das über die Grundjtüde ihres Bezirks geführte 
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Grundbuch eingetragen. Zur Einreihung der Hypotheken- und 
Grundichuldbriefe find die Betheiligten von Amtswegen anzuhalten. 
Abänderungen der Verleihungsurkunde find von Amtswegen 
in dad Grundbuch einzutragen. 
Behufs Vornahme diefer Eintragungen hat. dad Oberberg: 
amt dem Amtsgeriht Ausfertigung des Aufhebungsbeſchluſſes 
oder der Urkunde über die Abänderung mitzutheilen. 


Dritter Abſchnitt. 
Erite Anlegung de3 Grundbud2. 


8 29. Das Grundbuh wird nad den Beitimmungen der 
Grundbuhordnung von Amtswegen unter Beadhtung der Bor: 
ſchriften dieſes Abſchnitts angelegt. 


S 30. Die Beſtimmung und Abgrenzung des Bezirks, 
für welchen mit Anlegung des Grundbuchs vorzugehen ift, erfolgt 
nad Anweilung des Juftizminifters. 


8 31. Für den Bezirk ift dem Amtsgerichte don der 
Katafterbehörde Abſchrift des Flurbuchs und der Gebäudefteuer- 
rolle, ſowie des Artifelverzeichniffes mitzutheilen. 


S 32. Das Geridt kann die Katafterbehörde um Auf: 
Härungen, un Ertheilung einfader Auszüge aus der Grund 
fteuermutterrolle oder vergleichender Auszüge aus diejer und den 
bei der Katafterbehörde vorhandenen älteren Büchern, um Mit: 
wirkung bei Berhandlungen an Ort und Stelle, um Vermeſſungen, 
insbeſondere joweit e& fie zur MWiederherftellung früherer Grund- 
ſtücke nöthig erachtet, jowie um entſprechende Berichtigung der 
Karten und Steuerbüdher erſuchen. 


5 33. Das Geriht kann Zeugen laden und eidlicd) oder 
eivesftattlih vernehmen. 


Ss 34. Die Grundlage für die Eintragungen in das Grund: 
buch bilden die in den bisherigen gerichtlichen Büchern enthaltenen 
Angaben über die Eigenthums- und ERSTEN: der 
Srundftüde. 


S 35. Ueber Beſitz, Eigenthum und Belaftung der Grund⸗ 
ſtücke ſind zu vernehmen: 
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1. die in den Steuerbüchern als Beſitzer Eingetragenen oder 
deren Erben; 


2. die in den gerichtlichen Büchern als Eigenthümer Ein— 
getragenen oder deren Erben; 

3. die Perfonen, melde bon den unter Nr. 1 oder 2 Ge: 
nannten al3 Eigenthümer bezeichnet werden oder für deren 
Eigenthum ſich Anzeichen ergeben. 

Iſt der Aufenthalt einer diefer Perſonen unbekannt oder 
außerhalb de3 Deutſchen Reiches, ſo kann von deren Vernehmung 
Abftand genommen werden. Ein dem Gerichte befannter Ver: 
treter ift zu vernehmen. 


Das Geriht kann von der Vernehmung einzelner Miteigen- 
thümer Abjtand nehmen, wenn es die von den übrigen abge- 
gebenen Erklärungen für zutreffend und genügend erachtet. In 
diefem Falle ift ihnen mitzutheilen, welche Eintragungen in das 
Grundbuh auf Grund der bisherigen Bucheinträge und der 
Erklärungen der vernommenen Miteigenthümer in Ausficht ges 
nommen jind. 


Ss 36. Mer das Eigenthum in Anſpruch nimmt, hat nad 
dem Ermeſſen des Gerichts feinen unmittelbaren Rechtsborgänger 
zu nennen, den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen er das 
Eigenthum erworben hat, und die darauf ſich beziehenden Urkunden 
vorzulegen ſowie andere Beweiſe anzuzeigen. 


Er Hat ferner alle auf dem Grundſtücke haftenden Eigen— 
thumsbeſchränkungen, Hypotheken und jonftigen dinglichen Rechte, 
welche zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in das 
Grundbuch bedürfen, nebjt der Perſon des Berechtigten anzu— 
zeigen und, wenn er das Beſtehen folcher in den bisherigen 
gerihtlihen Büchern eingetragener Nechte bejtreitet, den Grund 
ihres Nichtbeftehens anzugeben und die darauf jich beziehenden 
Urkunden vorzulegen. 


Auf Erfordern des Gerichts hat derjelbe auch ein Zeugniß 
des Orts- oder Feldgerichts über das Eigenthum und die Bes 
laftung beizubringen. 

$ 37. Rüchſichtlich der in $ 2 Abſatz 1 der Grundbuch— 
ordnung bezeichneten Grundftüde ift die zu ihrer Verwaltung 
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berufene Behörde nur inſoweit zu bernehmen, als eine von ihr 
Ihriftlich abgegebene Erklärung den Erfordernifjen des vorher: 
gehenden Paragraphen nicht entipridht. 


$ 38. Bon den nad $ 36 Abjah 2 angezeigten oder in 
den biöherigen gerichtlichen Büchern eingetragenen Eigenthums- 
beichränfungen, Hypotheken und fonftigen dingliden Rechten 
erhalten die Berechtigten Mittheilung mit dem Eröffnen, daß es 
einer Anmeldung derjelben nicht bedürfe. Hat jedoch der Eigen- 
thümer das Beftehen eines eingetragenen Eigentbum&porbehalts 
beftritten und find jeit der Fälligkeit des durch den Vorbehalt 
gefiherten Kaufpreifes oder, wenn derjelbe in mehreren Raten 
zu zahlen ift, feit der Fälligkeit der lebten Nate zehn Jahre 
verftrihen, jo erhält der Berechtigte oder fein Vertreter oder jein 
Rechtsnachfolger, welche thunlichſt zu ermitteln find, hiervon 
Mittheilung mit der Aufforderung, das beſtrittene Recht vor 
Ablauf der nach 8 39 anzuordnenden Ausſchlußfriſt anzumelden, 
widrigenfalls es nicht in das Grundbuch übernommen werde. 


Die Mittheilungen ſollen das belaſtete Grundſtück nach der 
ihm in dem Steuerbuch und den gerichtlichen Büchern beige— 
legten Bezeichnung, den Eigenthümer oder Eigenthumsbeſitzer 
und die im Range vorgehenden oder gleichſtehenden Berechtigungen 
nach Gegenſtand und Kapitalbetrag, ſoweit möglich auch unter 
Nennung des Berechtigten, angeben. 


$ 39. Sobald die Vorſchriften der SS 31 bis 38 für 
den Bezirt im Mejentlihen durchgeführt find, beftimmt der 
Suftizminifter duch eine in der Gejeg-Sammlung zu beröffent- 
(ihende Verfügung den Tag, an welchem eine Ausichlupfriit von 
ſechs Monaten beginnt. 


S 40. Bor Ablauf der Ausichlupfriit find beim Amts: 
gericht anzumelden: 

1. Anjprüde auf das Eigenthum an einem im Bezirke ge: 
fegenen Grundjtüde, jofern diejelben nicht bereit3 Gegen: 
ftand des Anlegungsverfahrens geworden find; 

2, Anſprüche auf eine Eigenthumsbeſchränkung, eine Hypothek 
oder ein anderes dingliches, der Eintragung in das Grunde 
buch bedürfendes Recht, es fei denn, daß die Anmeldung 
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nad der dem Berechtigten nah S 38 zu madenden Mit: 

theilung nicht erforderlich ift; 

3. Einwendungen gegen die Gültigkeit, den Fortbeſtand oder 
den Rang vor: oder gleichjtehender Hypotheken, ſofern fie 
auf Grund eines bei Anlegung des Grumdbuches zu 
berücjichtigenden Rechts erhoben werden. 

In der Anmeldung it der Anſpruch oder die Einmwendung 
nah Grund und Inhalt, das beanspruchte, daS belaftete und 
gegebenenfall3 das berechtigte Grundftüd nad der Bezeichnung 
in dem Steuerbuh und den gerichtlihen Büchern ſowie Die 
Perſon desjenigen anzugeben, gegen welchen der Anjpruch oder 
die Einwendung ſich richtet. 


Z8 41. Wer nah Beginn der Ausſchlußfriſt ein der Ein: 
tragung in dad Grundbuch bedürfendes, aber weder in den 
bisherigen gerichtlichen Büchern eingetragenes nod vom Eigen 
thümer angezeigtes Recht erwirbt, hat daſſelbe vor dem Inkraft— 
treten der eingeführten Geſetze ($ 3) bei dem Amtsgericht anzu= 
melden. Bis zu demjelben Zeitpunkte jind Einwendungen anzu= 
melden, welche nad) dem Beginne der Ausſchlußfriſt entftanden find. 


S 42. Ueber jede Anmeldung bat das Gericht dem An— 
meldenden auf Verlangen eine Bejcheinigung zu ertheilen. 


$ 43. Wer die ihm nah $ 40 Ziffer 1 bis 3 obliegende 
Anmeldung verfäumt, erleidet den Rechtsnaächtheil, 

1. daß er jein Recht gegen einen Dritten, welcher nad) dem 
Inkrafttreten der eingeführten Gelege ($ 3) im redlichen 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs dad Grund: 
fü oder ein Recht an demjelben erworben hat, nicht 
geltend machen kann; 

2. daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber den in das Grundbuch 
einzutragenden Rechten verliert, in Betreff deren die An— 
meldungspflicht nicht verſäumt iſt; 

3. daß er im Uebrigen ſeine Einwendungen gegen die in das 
Grundbuch eingetragenen vor- oder gleichſtehenden Rechte 
nad dem Inkrafttreten der eingeführten Geſetze ($ 3) nur 
nah Maßgabe der letteren geltend maden fann. 

Die vorjtehenden Beltimmungen gelten rückſichtlich der nad) 
S 41 anzumeldenden Rechte und Einwendungen mit der Maß: 


gabe, daß der Verluſt des Vorzugsrechts gegenüber den Rechten 
eintritt, in Betreff deren die Anmeldungspfliht gemäß S 41 
nicht verſäumt ift. 


S 44. Nachdem der Beginn der Ausihlußfrift angeordnet 
ift, werden die SS 40, 41, 43 mit Angabe ded Tages, an 
welchem die Ausichlußfrift abläuft, durch das Gericht befannt 
gemacht. 

Die Belanntmadung foll veröffentliht werden dur An: 
heftung an die Gerichtötafel, duch Anſchlag in der Gemeinde 
und durch zmweimalige Einrüdung in das Amtäblatt, das erite 
Mal vor Beginn, das zweite Mal fpäteftens ſechs Wochen vor 
Ablauf der Frift. 

Auf diefe Beröffentlihungen ſoll außerdem in zwei Lokal— 
blättern, bon welchen mindejtens da3 eine im Regierungsbezirk 
ericheint, Hingewiejen werden. 


S$S 45. In der Belanntmadung jollen die in den Steuer: 
büchern verzeichneten Grundftüde, welche in den gerichtlichen 
Büchern nicht eingetragen find, unter Angabe des Eigenthums— 
befigerd und der Bezeihnung im Steuerbuche, nad Ermeflen 
des Gerichts auch der Feldlage und fonftiger Merkmale, bejonders 
aufgeführt werden. 

Das Gleiche gilt für Grundftüde, welche in den gerichtlichen 
Büchern zwar eingetragen, aber feinem Eigenthümer zugejchrieben 
find, mit der Maßgabe daß auch die ihnen in den gerichtlichen 
Büchern beigelegte Bezeihnung anzugeben ift. 


S 46. In der Belanntmahung iſt darauf Hinzumeifen, 
daß ich die Anmeldungspfliht auf Grundftüde, welche Zubehör 
eines Bergwerks find, und auf jelbitändige Geredhtigfeiten erftredt. 


Ss 47. Die Unlegung des Grundbuch erfolgt nad Ablauf 
der in 8 39 bezeichneten Frift. 

Für die in $ 2 Abſatz I der Grundbuchordnung bezeich— 
neten Grundftüde erfolgt die Anlegung außer auf den Antrag 
des Eigenthümers oder eined Berechtigten auch dann, wenn jie 
in den bisherigen Büchern eingetragen jind. 


Ss 48. AS Eigenthümer wird, wenn feiner Eintragung 
nicht nad 3 49 widerſprochen ift, eingetragen: 
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1. wer in den zur Beurkundung des Eigenthums beftimmten 
gerichtlihen Büchern als Eigenthümer, in den Büchern 
der vormals Großherzoglich Helliihen Yandestheile als 
Eigenthümer oder Bejiter eingetragen ift oder fi als 
Rechtsnachfolger des Eingetragenen ausgewieſen bat; 

2. wer da3 Eigenthum in Anſpruch genommen und den 
Beweis des Eigenthumserwerbs erbradt hat; 


3. wer dad Eigenthum in Anſpruch genommen und durch 
Urkunden, insbejondere ein auf Thatſachen geftüßtes 
Zeugniß des Orts- oder Feldgerichts, eidliche oder eides— 
ftattlihe Verfiherung jeinen Eigenthumsbeſitz nachge— 
wiejen hat. 

Durh die Eintragung wird der nah No. 3 Berechtigte 
Eigenthümer, wenn fie mit Einwilligung des bisherigen Eigen: 
thümers erfolgt ift. 


S 49. Wird der Eintragung des nah 8 48 Nr. 1 Be: 
rechtigten, welcher das EigentHum in Anſpruch genommen Hat, 
bon einem Anderen, der die Eintragung für fi verlangt, 
widerſprochen, jo Hat diejer innerhalb einer von dem Amts— 
gerichte zu beftimmenden Frift nachzuweiſen, daß er den Rechts: 
jtreit anhängig gemacht hat. Unterläßt er dies, jo bleibt jein 
Widerſpruch unberüdfichtigt. Andernfall3 darf vor Beendigung 
des NRechtsftreites dad Grundftüd nicht in das Grundbuch auf: 
genommen werden. 

Wird auf Grund des 8 48 Nr. 2, 3 von Mehreren die 
Eintragung beanjprudt, jo beitimmt das Amtägericht, wer die 
Rolle des Klägers zu übernehmen bat. Im Webrigen finden 
die Vorjchriften des erſten Abſatzes Anwendung. 


8 50. Eigentdumsbeichränfungen, Hypothefen und fonftige 
dingliche Rechte, welche in den zur Beurkundung der Belaftungen 
beitimmten gerichtlihen Büchern eingetragen find, merden in 
da3 Grundbuh übernommen, ſoweit nicht die Tilgung durch 
die zur Löſchung dienenden Urkunden nachgewieſen wird. 

Die in 8 38 bezeichneten beftrittenen älteren Eigenthums— 
vorbehalte. werden jedoch nur dann übertragen, wenn fie von 
dem Berechtigten rechtzeitig angemeldet find. 


$ 51. Ueber Eigenthumsbeſchränkungen, Hypothefen und 
ſonſtige dingliche Rechte, welche in den gerichtlichen Büchern nicht 
eingetragen find, hat das Gericht den Eigenthümer und die— 
jenigen Berechtigten, welche durch daS Recht betroffen merden, 
zu vernehmen, joweit nicht ſchon eine Anzeige oder Mittheilung 
($ 36 Abſatz 2, 8 38) gemadt ift. 

Diefe Rechte find in das Grundbuh aufzunehmen, wenn 
fie nad den bisherigen Vorſchriften gültig beitellt und von dem 
Eigenthümer anerkannt find. 

Beftreitet der Eigenthümer das Recht, jo hat derjenige, 
der es in Anſpruch nimmt, innerhalb einer von dem Amts— 
gericht zu beftimmenden Friſt nachzuweiſen, daß er den Rechts— 
ftreit anhängig gemadt hat. Unterläßt er dies, jo bleibt fein 
Recht bei der Anlegung des Grundbuchs unberüdfichtigt. 

S 52. Ueber die NRangordnung der in das Grundbud 
aufzunehmenden Rechte (SS 50, 51) entſcheiden, vorbehaltlich 
der Beitimmung in $ 43 Nr. 2, die bisherigen Vorſchriften. 

Wird ein beanipruchtes Vorrecht, welches fi) nit aus 
den gerichtlichen Büchern ergiebt, von dem Eigenthümer oder 
einem Berechtigten beftritten, jo findet die Vorſchrift in Abſatz 3 
des 8 51 entjpredhende Anwendung. 

853. Wenn bei Anlegung des Grundbuchs die gemäß $ 51 
Abjah 3 oder 8 52 Abſatz 2 beftimmte Friſt noch läuft oder, 
im Falle rechtzeitig nachgewieſener Rechtshängigkeit, die Streit: 
ſache noch ſchwebt, jo iſt über daS beftrittene Recht oder Vor: 
recht eine Vormerkung einzutragen. 

Die Vormerkung wird auf Antrag deſſen, gegen den fie 
erfolgt ift, gelöjcht, wenn die Frift verfäumt oder der Rechts: 
ſtreit durch Zurüdnahme oder rechtäfräftige Abweilung der Klage 
beendigt ift. Die Koften der Löſchung hat in diefen Fällen der 
Gegner zu tragen. 

5 54. Merden die gemäß SS 49, 51 Abjah 3 und 52 
Abſatz 2 beftimmten Friften verfäumt oder wird der Rechtäftreit 
durch Zurüdnahme oder rechtskräftige Abweiſung der Klage 
beendigt, jo treten die in $ 43 angedrohten Rechtsnachtheile ein. 

5 55. Macht der Eigentümer glaubhaft, daß ein in den 
gerichtlichen Büchern eingetragenes Recht ganz oder theilweiſe 
nicht bejtehe, ohne die für die Löſchung erforderlihen Urkunden 
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beibringen zu können, jo ift in dem Grundbuche bei dem Rechte in 
der Spalte „Veränderungen“ der behauptete Wegfall vorzumerfen. 

S 56. Bei Eintragung der in vormals Frankfurter Land: 
gemeinden beitehenden Almendlooſe (Alt:Almendloofe, Neu: 
Almendloofe, Konjortiallooje) genügt bezüglih der Nechte der 
Stadt Frankfurt oder der Landgemeinde der Vermerk in der 
zweiten Abtheilung, daß auf dem Grundftüde die Beſchränkungen 
der Alt: Almendloofe, Neu:Almendloofe u. ſ. w. Haften.*) 

8 57. Eigenthumsporbehalte werden, wenn fie zur Sicherung 
einer Forderung dienen, als Hypotheken in die dritte Abtheilung, 
wenn fie zur Sicherung eine anderen Rechtes dienen, durch 
Eintragung diejes Rechtes in die zweite Abtheilung des Grund 
buch3 übernommen. 

8 58. Nadtungen find als Hypothefen zu übernehmen. 


F 59. Die Eintragung oder Vormerfung einer Hypothek 
fann nur auf eine bejtimmte Summe erfolgen. 

Für Pfandeinträge in den bisherigen gerichtlichen Büchern, 
welche nicht auf eine bejtimmte Summe lauten, ift eine Vor— 
merkung auf den höchſten vom Hypothekengläubiger geforderten 
Betrag einzutragen. 

S 60. Die gemäß 88 50 bis 59 in das Grundbud 
aufgenommenen Rechte erlangen mit dem in 8 3 bezeichneten 
Zeitpunfte, vorbehaltlich ihrer Rangordnung unter einander, die 
Wirkung von Rechten, welche nad Maßgabe der in $ 1 ein- 
geführten Geſetze eingetragen ſind. 

Ss 61. Der Hopothefengläubiger kann an Stelle der 
alten Hppothefenurfunde die Ertheilung eines Hypothekenbriefs 
in Gemäßheit des S 122 der Grundbuhordnung verlangen. 
Die Ausfertigung erfolgt gebührenfrei, wenn der Antrag inner: 
halb ſechs Monaten nah Inkrafttreten der eingeführten Gejeße 
($ 3) geftellt wird. 

s 62. Auf Bergwerfe, welche nad) dem Inkrafttreten 
dieſes Gejehes verliehen werden, find die eingeführten Gejeke 
nad Maßgabe der Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
jofort anwendbar. 


*) Bol. Frankf. Geſetze vom 7. Dez. 1830 und 4. Nov. 1348. 
(Frankf. Geſ.“S. Bd. IV. ©. 217. Bd. VIII. ©. 281.) 
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5 63. Für die Bergmwerfe in den vormals Großherzoglich 
und Landgräflich Hejliichen Gebietstheilen bedarf es zum Erlafje 
der öffentlichen Befanntmahung (S 44) feiner vorgängigen Er- 
mittelung über das Eigenthum und die Belaftungen. 


S 64. Für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt 
erhält das Amtsgeriht don dem Dberbergamt ein mit dem 
Zeugniſſe der Bolljtändigfeit verjehenes Verzeichniß der ver— 
liehenen Bergmwerfe und ihrer Eigenthümer. 

Zur Ermittelung des Eigenthums und der Belaftung find 
die im Verzeichniffe benannten Perſonen zu vernehmen. 

Diejelben haben: 

1. außer den Eigenthumsbeſchränkungen und Selaflungen 
etwa eingetretene Veränderungen des Bergwerkseigenthums 
anzuzeigen; 

2. die unbeweglichen Zubehörftüde des Bergwerk und deren 
Belaftungen anzugeben ; 

3. auf Verlangen des Gerichts die Urkunden über Verleihung, 
Beitätigung und Abänderung des Bergwerkseigenthums, 
jomwie die über ihren Erwerb errichteten Urkunden vorzulegen. 
$ 65. In der Befanntmadhung (8 44), welche für die 

Bergwerfe des Amtsgerichtsbezirks erlaſſen wird, ijt darauf hin— 
zumeilen, daß fi die Anmeldungapflidt auf unbewegliche Zu: 
behörjtücde eines Bergwerks nicht erfiredt. 

F 66. Bei gewerkſchaftlichen Bergwerfen mit unbeweglichen 
Antheilen (Kuren) findet die Eintragung unter Berüdfichtigung 
des $ 228 des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 1865 
(Geſ.“S. ©. 705) nad der Eintheilung jtatt, nad) welcher die 
Bergmwerfe bisher ohne Rüdjicht auf die jonft hergebrachte Anzahl 
der Hure’ rechtmäßig beſeſſen worden find. 

S 67. Soweit bei Anlegung de Grundbuchs ein geltend 
gemachtes Eigenthums- oder anderes Recht oder Vorrecht oder 
eine Einwendung nit zu berüdjichtigen it, hat das Gericht 
davon demjenigen, welcher den Anjpruc oder die Einwendung 
erhoben hat, alsbald Mittheilung zu madıen. 

$ 68. Die in diefem Abjchnitt angeordneten Mittheilungen 
erfolgen, jofern nicht die Eröffnung zu Protokoll beurfundet ift, 
durh Zuftellung. 
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S 69. Auf die Beredhnung der in diefem Abjchnitte be- 
ſtimmten oder nad) demjelben richterlich Feitgejegten Friſten finden 
die Vorſchriften in SS 199, 200 der Civilprozeßordnung An— 
wendung. 

Eine Wiedereinjegung in den vorigen Stand gegen den 
— dieſer Friſten findet nicht ſtatt. 


Ss 70. Das Gericht kann die Befolgung einer Ladung 
und vr die Erfüllung einer jeden dem Geladenen auferlegten 
Verpflihtung durch Geldftrafen bis zum Gejammtbetrage von 
Sinhundertundfünfzig Mark erzwingen, auch im Falle der 
SS 36, 64 die dort bezeichneten Nachweiſungen auf Koften des 
Säumigen bejchaffen. 


Ss 71. Das Anlegungsverfahren bei dem Amtögerichte, 
einschließlich der Anlegung des Grundbuchs, ift foften- und 
itempelfrei. Die Befreiung erjtredt ih auf die baaren Aus— 
lagen jowie auf die Stempel der Vollmachten und der beizu- 
dringenden Zeugniſſe, Eintragsbewilligungen und jonftigen Nach— 
weilungen. Koften und Stempel find jedoch zu erheben, joweit 
mit der Anlegung des Grundbuch: often und ftempelpflichtige 
Veränderungen in den Rechtsverhältnifien eines Grundſtücks ein: 
getragen werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeftimmungen. 


Ss 72. Berjönlihe unvererblihe Berechtigungen, welche in 
einem älteren gerichtlichen Buch eingetragen oder aus einem 
jolhen Bud in das Grundbuh übertragen ſind, werden auf 
Antrag des Eigenthümers, ohne daß es eines Nachweiſes des 
‚Todes des Berechtigten bedarf (S 102 der Grundbuhordnung), 
gelöjcht, wenn der Eigenthümer durch ein Zeugniß des Orts— 
vorftandes des legten befannten Wohnſitzes des Berechtigten oder 
‚ eideöftattliche Verfiherung bon Zeugen jowie zugleich durch eigene 
eidesftattliche Verſicherung glaubhaft macht, daß jeit fünf Jahren 
feine Nachricht vom Leben des Berechtigten eingegangen: ift. 

Für die Löſchung diefer Berechtigungen in dem älteren 
gerichtlichen Buche werden nur die baaren Auslagen erhoben. 
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S 73. Bei den in Grundbuchſachen zu bewirkenden Zu: 
ftellungen unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abjchrift der 
Zuftellungsurfunde. Auf dem zu übergebenden Schriftftüd ift 
jedod der Tag der Zuftellung von dem zuftellenden Beamten 
unter Beifügung feiner Unterfchrift zu vermerken. 

Sofern nit die Umftände des einzelnen Falles eine Aus- 
nahme begründen, erfolgen die Zuftellungen durch Aufgabe zur 
Poſt over nah Ermeilen des Gerichts durch Umlauf. 

Bei der Zuftellung dur Aufgabe zur Poſt wird die Zus 
ftellung nit al bewirkt angejehen, wenn die Sendung als 
unbeftellbar zurüdfommt. Hält die Berfon, welcher zugeftellt 
werden joll, ſich außerhalb des Deutſchen Reihe: auf, fo ift 
die Sendung mit der Bezeihnung „Einſchreiben“ zu verjehen. 

Auf die Zuftellung durd Umlauf finden die Beſtimmungen 
in SS 165 bis 172 der Civilprozeßordnung und in 8 22 und 
8 23 Abſatz 2 bis 4 des Geſetzes, betreffend das Verfahren 
in Augeinanderjegungs-Angelegenheiten, vom 18. Yebruar 1880 
(Geſ.“S. ©. 59) entſprechende Anwendung. 


5 74. Für die Lölhung don Kintragungen, welche in 
das Grundbuh übernommen find, werden Gebühren nur injo= 
weit erhoben, als der nad dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze 
vom 25. Juni 1895 (Gei.-S. ©. 203) für die Eintragung 
und die Löſchung zuſammen zu entrichtende Gebührenbetrag die 
. auf Grund der Verordnung vom 30. Auguft 1867, des Gejehes 
vom 7. März 1870 oder des S 71 des Preußifchen Gerichts- 
fojtengejeßes erhobenen Eintragungsgebühren überfteigt. 


Ss 75. Wird für diejelbe Forderung eine Hypothek auf 
verjchiedenen Grundftüden ſowohl in das Grundbuch als in die 
bisherigen gerihtlihen Bücher eingetragen, jo ift für die Ein: 
tragungen an Geridhtögebühren nicht mehr zu erheben, als zu 
erheben fein würde, wenn die nah S 1 eingeführten Gejege in 
Anjehung aller Grundjtüde bereits in Kraft getreten wären. 

Dieſe Vorſchrift kommt bei der Eintragung einer Ver— 
änderung, insbejondere Abtretung und Borredhtseinräumung, 
jomwie bei Löſchungen zur entſprechenden Anwendung. 

Das Gleihe gilt, wenn wegen derjelben Forderung in 
verjchiedene Grundſtücke deſſelben Eigenthümers, welde nod 
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niht ſämmtlich unter den neuen Rechte ftehen, gleichzeitig die 
Swangöbverfteigerung beantragt wird, betreff3 der Gebühren für 
die Zwangsverſteigerungen. 


S 76. In den vormals Großherzoglih Heſſiſchen Gebiets: 
theilen hat das Amtsgeriht den Tag, an mweldem mit dem An: 
(egungsverfahren für einen Bezirk (S 30) begonnen werden joll, 
durh das Amtsblatt befannt zu maden. 

An diefem Tage find die bei dem Ortsgerichte des Be— 
zirks vorhandenen geridtlihen Bücher an das Amisgericht ab: 
zugeben, und es werden nunmehr die Gejchäfte jener Ortsge— 
richte, injomweit als fie den Befiß der gerichtlichen Bücher zur 
Voraudjegung haben, durch einen von dem Oberlandesgerichts— 
präfidenten zum Vertreter der Ortögerichte zu ernennenden Be— 
amten des Amtsgericht wahrgenommen. 

Der Yuftizminifter wird ermächtigt, den Wirkungskreis der 
DOrtögerichte und der vorgenannten Vertreter derjelben zu regeln, 
auch die zur Staatäfaffe zu erhebenden Koften, ſowie die Ge— 
bühren für die ihnen verbleibenven Geſchäfte feitzujegen. Die 
Verfügung des Yuftizminifter ift in der Geje-Sammlung zu 
veröffentlichen. 


77. Diefes Geſetz tritt, vorbehaltlih der in 8 3 ge: 
troffenen Beftimmung, am 1. Oktober 1895 in Straft. 


Urfundlih unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 19. Auguſt 1895. 
(1..8,) Wilhelm, 
vd. Boettider. v. Köller. Shönitedt. 


(Gefeß.-Samıml. 1895, ©. 481 bis 497.) 
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Gejet; über Den Eigenthumserwerb und Die Ding: 
liche Belaftung Der Grunditüde, Bergiwverfe und 
jelbititändigen Geredtigkeiten. 

Vom 5. Mai 1872.*) 

Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
berordnnen für die Yandestheile, in welchen das Allgemeine Land— 
recht und die Hypothefenordnung vom 20. Dezember 1783 gilt, 
mit Ausſchluß der Gebietstheile der Provinz Hannover, unter 
Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unſerer Monarchie, 


was folgt: 
Erſter Abſchnitt. 
Von dem Erwerb des Eigenthums an Grundſtücken. 

s 1 Im Fall einer freiwilligen Veräußerung wird das 
Eigentum an einem Grundftüd nur durch die auf Grund einer 
Auflafjung erfolgte Eintragung des Eigenthumsüberganges im 
Grundbuch erworben. | 

Ss 2. Die Auflaffung eines Grundftüds erfolgt durch die 
mündlich und gleichzeitig dor dem zuftändigen Grundbuchamt 
abzugebenden Erklärungen des eingetragenen Eigenthümers, daß 
er die Eintragung des neuen Erwerbers bemillige und des 
Yebteren, daß er dieje Eintragung beantrage. 

Ss 3. Ein Grfenntniß, durch welches der eingetragene 
Eigenthümer eines Grundftüds zur Auflaffung rechtskräftig ver: 
urtheilt ift, exrjegt die Auflaffungserklärung deſſelben. 

Ss 4. Die Kenntniß des Erwerbers eines Grundftüds von 
einem älteren Rechtsgeſchäft, welches für einen Anderen ein Recht 
auf Auflaffung diefes Grundſtücks begründet, ſteht dem Eigen 
thumserwerb nicht entgegen. 

Ss 5. Außerhalb der Fälle einer freiwilligen Veräußer.ing 
wird Grumdeigenthum nad dem bisher geltenden Recht erworben. 
Das Recht der Nuflaffung und Belaftung des Grundftlids 
erlangt aber der Bewerber erſt durch jeine Eintragung im 
Grundbuch. 


*) Gingeführt durch das Geſet; vom 19. Auguft 1895 8 1. 
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(Geſ. S. 981) ſiehe oben S. 1 ff. 
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Miterben können jedod ein ererbtes Grundftüd auflaffen, 
auch wenn fie nicht als Eigenthümer deſſelben im Grundbud 
eingetragen find. 


8 6. Gegen den eingetragenen Eigentümer findet ein 
Erwerb des Eigentdums an dem Grundſtück durch Erſitzung 
nicht Statt. 


S 7. Der eingetragene Eigenthümer ift fraft feiner Ein» 
tragung befugt, alle Klagerechte des Eigenthümers auszuüben, 
und verpflichtet, ſih auf die gegen ihn als Eigenthümer des 
Grundftüds gerichteten Klagen einzulaffen. | 

Gegen jeine Eigenthumsflage fteht dem Beklagten die Ein— 
rede der Verjährung nicht zu. Hat der Beklagte von dem Kläger 
oder jeinem Rechtsvorgänger auf Grund eines den Eigenthums— 
erwerb bezwedenden Rechtsgeſchäfts den Beſitz des Grundftüds 
erhalten, jo find die aus dem Rechtsgejchäft Herzuleitenden Rechte 
nicht als Einrede, jondern nur dur Klage oder MWiderflage 
geltend zu machen. 


Ss 8. Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf 
Auflaffung oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges fann 
nur unter VBermittelung des Prozeßrichters oder mit Bewilligung 
de eingetragenen Eigenthümers eingetragen und nur auf Er: 
ſuchen des Prozeßrichter oder auf Antrag desjenigen, für welchen 
die Vormerkung erfolgte, gelöjcht werden. 


8 9. Die Eintragung des Eigenthumsüberganges und 
deren Yolgen können nah den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts angefochten werden. 

Es bleiben jedod tie in der Zwiſchenzeit t von dritten Per— 
onen gegen Entgelt und im redlichen Glauben an die Richtigkeit 
des Grundbuch erworbenen NRedte in Kraft. 

Gegen diefen Nachtheil kann fich der Anfehtungskläger 
durch die von dem Prozekrichter nachzuſuchende Eintragung einer 
Vormerkung ſichern. 


8 10. Die Anfechtung iſt auch auf Grund des Rechts: 
geihäfts, in deſſen Veranlaſſung die Auflaffung erfolgt ift, ftatt- 
baft, jedoh wird die mangelnde Form dieſes un durch 
die Auflaffung gebeilt. 
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S 11. Beſchränkungen des Eigenthumsrechts an dem 
Grundſtück erlangen Rechtswirkung gegen Dritte nur, wenn die— 
ſelben die Beſchränkungen gekannt haben oder letztere im Grund— 
buch eingetragen ſind. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den dinglichen Rechten an Grundſtücken. 


$ 12. Dingliche Rechte an Grundſtücken, welche auf einem 
privatrechtlihen Titel beruhen, erlangen gegen Dritte nur durch 
Eintragung Wirkſamkeit und verlieren diejelbe durch Löſchung. 

Der Eintragung bedürfen jedoch nicht die gejeßlichen Vor— 
kaufsrechte, die Grundgeredtigfeiten, die Miethe und Pacht und 
diejenigen Gebrauchs- und Nubungsrehte, welde nah SS 8, 
142 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 im 
Wege des Zmangdverfahrens erworben werden fünnen. 

Inwieweit die den Nentenbanfen übermwiejenen Renten und 
die Domainen- Amortijationsrenten der Eintragung bedürfen, 
wird durch das Gejeh dom 2. März 1850 über die Renten 
banfen für deffen Geltungsbereich beftinmt. 


5 13. Zur Eintragung eines Rechts in der zweiten Ab— 
theilung de3 Grundbuchs genügt der. Antrag des eingetragenen 
oder jeine Eintragung gleichzeitig erlangenden Eigenthümers unter 
bejtimmter Bezeihnung des Rechts und des Berechtigten. 

Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung ftatt, 
wenn der eingetragene Eigenthümer ihm gegenüber in einer be= 
glaubigten Urkunde die Eintragung bewilligt Hat. 


8 14. Fehlt die Einwilligung des Eigenthümers, jo fann 
die Eintragung, aud wenn das Recht auf einer leßtwilligen 
Verfügung des Erblaſſers des Eigenthümers beruht, nur auf 
Grund eines rechtskräftigen Erfenntniffe® auf Eintragung oder 
auf Erjuden einer zuftändigen Behörde erfolgen. 


5 15. Der Erwerb des eingetragenen dinglihen Rechts 
wird dadurd nicht gehindert, daß der Erwerber das ältere Recht 
eines Anderen auf Eintragung eines widerſtreitenden dinglichen 
Rechts gekannt hat, oder daß ſich Letzterer bereits in der Aus— 
übung dieſes Rechts befindet. 





S. 16. Eine VBormerlung zur Erhaltung des Rechts auf 
Eintragung eines dinglihen Rechts kann nur nad) Vorſchrift des 
$ 8 eingetragen und gelöjcht werden. 

Dur die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung 
die Gtelle in der Reihenfolge der Eintragungen gefichert. 

8 17. Die Rangordnung der auf demjelben Grundftüc 
eingetragenen Rechte bejtimmt fi nad der Reihenfolge der Ein— 
tragungen, die letztere nach der Zeit, zu welcher der Antrag auf 
Eintragung dem Grundbuhamt vorgelegt worden ilt. 

Eintragungen unter demjelben Datum haben die Rang— 
ordnung nad) ihrer Reihenfolge, wenn nicht bejonders dabei 
bemerkt ift, daß fie zu gleichen Rechten neben einander ftehen jollen. 


Dritter Abichnitt. 
Bon dem Recht der Hypothek und der Grundſchuld. 


1. Bon der Begründung diefer Redte. 


S 18. Das Recht der Hypothek und der Grundſchuld ent= 
fteht durch die Eintragung im Grundbud. 
J 19. Die Eintragung erfolgt: 
1. wenn der eingetragene oder jeine Eintragung gleichzeitig 
erlangende Eigenthümer fie bewilligt. 

Die Bewilligung fann mit Angabe eine Schuld— 
grundes geſchehen (Hypothek), oder ohne Angabe eines 
Schuldgrundes (Grundſchuld). Im erfteren Falle muß 
die Schuldurfunde vorgelegt werden; 

. wenn der Gläubiger auf Grund eines rechtöfräftigen Er: 
fenntniffes, durch welches der eingetragene Eigenthümer zur 
Beitellung einer Hypothek oder Grundjchuld verurtheilt 
worden ift, die Eintragung beantragt; 

3. wenn eine zuftändige Behörde gegen den eingetragenen 

Eigenthümer die Eintragung nadfudt. 

S 20. Der eingetragene Gläubiger erlangt das Verfügung: 
recht über die Grundſchuld erjt dur die Aushändigung des 

Grundſchuldbriefs an ihn. 


$ 21. Der eingetragene Miteigenthümer fann auf feinen 
Antheil eine Hypothek oder Grundſchuld bewilligen; auch kann 
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im Wege des gejeglihen Zwanges gegen ihn auf feinen Antheil 
eine ſolche eingetragen werden. 


8 22. Der Gläubiger hat das Recht, unter Vermittelung 
des Prozeßrichters eine Vormerkung auf dem Grundjtüd feines 
Schuldners eintragen zu laſſen. 

Auch diejenigen Behörden, welche die Eintragung einer 
Hypothek gegen den Eigenthümer nachzuſuchen gejeglich berechtigt 
ind, können die Eintragung einer Vormerkung verlangen. 

Durch die Vormerfung wird für die endgültige Eintragung 
die Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gefichert. 


S 23. Die Eintragungsbemilligung muß auf den Namen 
eines beftimmten Gläubiger3 lauten, das verpfändete Grundftüd 
bezeichnen, und eine beftimmte Summe in gejegliher Währung, 
den Zinsſatz oder die Bemerkung der Zinslofigkeit, den Anfangs: 
tag der Berzinjung und die Bedingungen der Rüdzahlung angeben. 


8 24. Wenn die Größe eines Anſpruchs zur Zeit der 
Eintragung noch unbeitimmt ift (Kautions-Hypotheken), jo muß 
der höchſte Betrag eingetragen werden, bis zu melden das 
Grundſtück haften joll. 


Ss 25. Für Rapitalien, Be zinslos oder mit Zinſen 
unter dem Zinsjaß don fünf dom Hundert eingetragen find, 
fann der Eigenthümer des Grundftüds einen Zinsſatz bis fünf 
bom Hundert mit der Rangordnung des Kapitals eintragen 
. fallen. Der Einwilligung der nad dem Tage, an welchem 
dieſes Geſetz in Kraft getreten ift, gleich oder nachjtehend einge— 
tragenen Gläubiger bedarf es nicht. 

Auch bei denjenigen Hypothefen, welche jeit der Geltung 
des Gejeßes vom 24. Mai 1353 mit Zinjen unter fünf vom 
Hundert eingetragen worden jind, bedarf es einer Zuftimmung 
der gleich- oder nachſtehenden Gläubiger zu diefem Zwecke nicht. 


S 26. Der bei der Veräußerung eines Grundftüds zur 
Sicherftellung einer Forderung bedungene Vorbehalt des Eigen: 
thums gewährt dem VBeräußerer nur das Recht, für die beftimmte 
Summe eine Hypothek auf das Grundftüd eintragen zu laflen. 


Ss 27. Der Eigenthümer kann auf feinen Namen Grund: 
Ihulden eintragen und ſich Grundſchuldbriefe ausfertigen Taffen. 
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Er erlangt dadurch das Recht, über dieſe Grundſchuld zu ver— 
fügen und auf dritte Perſonen die vollen Rechte eines Grund— 
ſchuldgläubigers zu übertragen. 

Bei der Vertheilung der Kaufgelder in Yolge einer gericht: 
lichen Zwangsverſteigerung fann er die Grundſchuld für ſich 
geltend machen. 

S 28. Hat der Eigenthümer das Eigenthum des Grund: 
ſtücks abgetreten, jo erlangt er an der auf feinen Namen ein: 
getragenen Grundſchuld alle Rechte eines Grundſchuldgläubigers. 

8 29. Eine Hppothef fann auf Antrag des Eigenthümers 
und des Gläubigerd in eine Grundſchuld umgewandelt werden, 
wenn diejenigen in der zweiten umd dritten Abtheilung gleich 
oder nacheingetragenen Berechtigten einmwilligen, welche vor dem 
Tage, an welchem diejes Gejeß in Kraft tritt, eingetragen find. 


2. Bon dem Umfang des Hypothefen- und des 
Grundſchuldrechts. 


S 30. Für das eingetragene Kapital, für die eingetragenen 
Zinjen und jonftigen Jahreszahlungen und für die often der 
Eintragung, der Kündigung der Klage und Beitreibung haften: 

da3 ganze Grundſtück mit allen feinen, zur Zeit der Ein- 

tragung nicht abgefchriebenen Theilen (Barzellen, Trenn: 
ftüden) ; | 

die auf dem Grundſtück befindlichen oder nachträglich 

darauf errichteten, dem Eigenthümer gehörigen Gebäude; 
die natürlihen Ans und Zuwüchſe, die ftehenden und 
hängenden Früchte; 

die auf dem Grundſtück noch vorhandenen abgejonderten, 

dem Eigenthümer gehörigen Früchte ; 

die Mieth- und Pachtzinſen und jonftigen Hebungen ; 

die zugeſchriebenen unbeweglichen Zubehörftüde (Bertinenzien) 

und Gerechtigfeiten ; 

das bewegliche, dem Cigenthümer gehörige Zubehör, To 

lange bis dallelbe veräußert und von dem Grundſtück 
räumlich getrennt worden ift; 

die dem Eigenthümer zufallenden Verficherungsgelder für 

Früchte, bewegliches Zubehör und abgebrannte oder 
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durch Brand beſchädigte Gebäude, wenn dieſe Gelder 
nicht ſtatutenmäßig zur Wiederherſtellung der Gebäude 
verwendet werden müſſen oder verwendet worden ſind. 

5 31. Die Abtretung und Verpfändung der Anſprüche 
auf Berjiherungsgelder, die Vorauserhebung, Abtretung und 
Verpfändung von Pacht: und Miethzinfen auf mehr als ein 
Vierteljahr, und die Veräußerung ftehender und hängender Yrüchte 
it, ſoweit fie zum Nachtheil der eingetragenen Gläubiger gereicht, 
ohne Wirkjamfeit. 

Z 32. Werden nad der Eintragung der Hypothek oder 
Srundihuld dem verpfändeten Grundftüd andere Grundftüde 
als Zubehör zugejchrieben, jo treten dieſe in die Pfandpverbind: 
lichkeiten defjelben; es gehen jedoch die mitübertragenen Boften 
des zugejchriebenen Stücks — ſoweit e& ſich um Befriedigung 
derſelben aus dieſem Stück handelt — den zur Zeit der Zus 
Ihreibung auf dem Hauptgut eingetragenen vor. 

S 33. Werden unbewegliche Zubehörftüde oder Theile des 
Srundftüds auf dem Blatt des bisherigen Haupt- oder Stamm: 
gut3 abgejhrieben und auf ein anderes Blatt übertragen, jo 
baften fie für die eingetragenen Belaftungen de3 bisherigen 
Haupt: oder Stammgut3 nur dann, wenn dieſe bei der Ab— 
Ihreibung auf das andere Blatt mitübertragen worden find. 


3. Bon der Rangordnung deraufdemjelben Grund: 
tüd haftenden Hypothefen und Grundjdhulden. 


5 34. Die Rangordnung der auf demjelben Grundftüd 
daftenden Hypothefen und Grundſchulden beftimmt fi nach den 
in $ 17 gegebenen Vorſchriften. 

$ 35. Ein voreingetragener Gläubiger fann jein Vorredht 
einem nadhftehenden einräumen. Die Einräumung des Vorrechts 
für das Kapital bezieht fih auch auf die Nebenleiftungen. Die 
Vorrechte der Zwilchenpoften werden hierdurch nicht geändert. 

S 36. Die Rangordnung zwiſchen den Belaftungen zur 
zweiten und dritten Abtheilung des Grundbuchs bejtimmt fi 
nad dem Datum der Eintragung. 

Eintragungen unter demjelben Datum ftehen zu gleichem 
Recht, wenn nicht beſonders babei bemerkt iſt, daß die eine der 
anderen nachſtehen ſoll. 
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4. Bon der Wirkung des Rechts der Hypothefen 
und der Grundſchulden. 


S 37. Durd die Eintragung der Hypothek und der 
Grundſchuld wird für den Gläubiger die dingliche Klage gegen 
den Eigenthümer begründet. Der Lebtere haftet nur mit dem 
Srundftüd nah Maßgabe der 88 30, 32. 


$ 38. Gegen die Klage aus einer Grundſchuld find Ein: 
reden nur joweit zuläjlig, als fie dem Bellagten gegen den 
jedesmaligen Kläger unmittelbar zuftehen oder aus dem Grund: 
Ihuldbrief ji ergeben, oder die Thatſachen, auf melde ſich 
diefelben gründen, dem Kläger beim Erwerb der Grundſchuld 
befannt geweſen find. 

Gegen die Klage aus einer Hypothek können Einreden aus _ 
dem perfönliden Schuldverhältnig einem Dritten, welcher ein 
Recht auf die Hypothek gegen Entgelt erworben hat, nur ent: 
gegengejegt werden, wenn fie ihm vorher befunnt geworden find 
oder jih aus dem Grundbuch ergeben. 

Einreven gegen das DVerfügungsrecht des Klägers aus der 
Perſon feines eingetragenen Rechtsurhebers (Autors) find ſowohl 
gegen die Klage aus einer Grundſchuld als gegen die aus einer 
Hypothek unzuläfjig. 


S 39. Gegen die dinglihe Klage auf Rückſtände von 
Zinſen und jonftigen Jahresleiftungen ift die Einrede der Tilgung 
unbedingt zuläflig. 

Mit dem Grundichuldbriefe können Zinsquittungsſcheine 
ausgegeben werden. Sit dies gejchehen, fo ift nur der Inhaber 
des fälligen Zinsquittungsicheines gegen Aushändigung deſſelben 
zur Empfangnahme der Zinjen beredtigt. 

Ss 40. Gleich- oder nadeingetragene Gläubiger können 
Grundihulden nur dann anfechten, wenn fie im Wege der 
Smwangsvollitrefung die Eintragung erlangt haben. 


Ss 41. Hat der Erwerber eines Grundftüds die auf dem: 
jelben haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld 
übernommen, jo erlangt der Gläubiger gegen den Erwerber die 
perfönliche Klage, auh wenn er dem Webernahmevertrag nicht 
beigetreten ift. 


I 


— 28 
je 


Der VBeräußerer wird bon jeiner perjönlichen Berbindlichkeit 
frei, wenn der Gläubiger nicht innerhalb eines Jahres, nachdem 
ihm der Veräußerer die Schuldübernahme befannt gemadt, die 
Hypothef dem Eigenthümer des Grundftüds gefündigt und binnen. 
ſechs Monaten nad der Fälligkeit eingeflagt hat. 

Iſt das KHündigungsreht für eine bejtimmte Zeit ausge— 
Ihloffen oder an den Eintritt eines beftimmten Ereigniſſes ge: 
fnüpft, jo beginnt die Friſt mit Ablauf der Zeit oder Eintritt 

des Ereigniſſes. 
s 42. Wenn eine Hypothek oder Grundſchuld ungetheilt 
auf mehreren Grundftüden haftet, jo ift der Gläubiger berechtigt, 
ih an jedes einzelne Grundſtück wegen feiner ganzen Forderung 
zu halten. 

Someit der Gläubiger aus dem einen Grundftüd feine 
Befriedigung erhalten Hat, erliicht die Hypothek oder Grundſchuld 
auf dem mitverhafteten Grundftüd. Der Eigenthümer deffelben 
erlangt nit das Recht, über dieſe Poſt zu verfügen, oder fie 
für fih zu liquidiren. 

Bei den Vorfhriften der Artikel V. VI. VII. des Geſetzes 
vom 12. März 1869 verbleibt e& für deilen Geltungäbereid). 


S 43. Der hypothefarifche oder Grundſchuldgläubiger, deſſen 
Kufprud vollftrefbar geworden, hat das Recht, auf gerichtliche 
Swangsverwaltung und gerichtlihe Zmwangdverfteigerung an: 
zutragen. - 

Haftet die Hypothek oder Grundichuld nur auf einem An— 
theil des Grundftüds, jo fann nur der Antheil zur Zwangs— 
verjteigerung geftellt werden. 


Ss 44. Der Antrag auf Zwangsverwaltung und Zwangs— 
verfteigerung it au dann zuläffig, wenn jeit der Zuftellung 
der Klage ein Wechſel in der Perſon des Eigenthüners des 
Grundſtücks eingetreten iſt. 

Ss 45. Ein Vertrag zwiſchen dem hypothekariſchen oder 
Grundſchuldgläubiger und dem Eigenthümer, durch welchen 
Erſteren das Recht der Veräußerung zum Zweck ihrer Befriedigung 
entzogen wird, iſt nichtig. 

Ss 46. Der Eigenthümer iſt berechtigt, bei der Zwangs— 
berfteigerung mitzubieten. Es muß jedoch, jobald ein Betheiligter 
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feiner Zulaffung widerspricht, für jein jedesmaliged Gebot im 
Termin eine Sicherheit baar oder in inländilchen öffentlichen 
nicht außer Umlauf gejegten Papieren einjchließlih der Schuld- 
verichreibungen des Deutjhen Reichs erlegt werden. Dieje 
Papiere müflen mit den laufenden Zinsjicheinen und Talons 
eingereicht werden und find nad dem Börjenpreije zur berechnen. 
Menn der Eigenthümer der Meiftbietende geblieben und ein be= 
gründeter Widerſpruch nicht erfolgt ift, jo wird durch Erfennntnik 
ausgejproden, daß ihm da3 Eigenthum an dem Grundftüd zu 
belaffen ei. 

Ss 47. Der Erfteher erwirbt das Eigenthum frei von allen 
Hypothefen und Grundſchulden. Diejenigen Gebrauchs- und 
Nutzungsrechte, welche nah SS 8, 142 des Allgemeinen Berg- 
gejeges dom 24. Juni 1865 im Wege de Zmwangsverfahrens 
gegen den Eigenthümer des Grundſtücks erworben werden fünnen, 
gehen als Laſten auf den Erfteher über, jofern diejelben vor 
Einleitung der Zwangsverſteigerung durch Beſitzergreifung die 
Eigenſchaft dinglicher Rechte erlangt haben. 

Dinglihe Laften anderer Art, welche aus privatrehtlichen 
Titeln Herrühren, müſſen von dem Erfteher übernommen werden, 
wenn demjelben feine Hypothek oder Grundſchuld vorgeht. Ge— 
bote, durch welche der Bietende ſich zur Uebernahme derartiger, 
einer Hypothek oder Grundſchuld nachſtehender Laften bereit 
erklärt, dürfen nur dann berüdfichtigt werden, wenn bdiejelben 
zugleich für jänmmtliche der zu übernehmenden Laft vorgehende 
Hppothefen oder Grundſchulden vollftändige Deckung gewähren. 


5 48. Ein Bertrag, durch welchen fid) der Eigenthümer 
einem Hypotheken- oder Grundihuldgläubiger gegenüber ver: 
pflichtet, das Grundſtück nicht weiter zu belaften, ift nichtig. 


Ss 49. Beihränfungen des eingetragenen Gläubigers in 
der Verfügung über die Hypothek oder Grundſchuld erlangen 
Rechtswirkung gegen Dritte nur, wenn diejelben bei Hypotheken 
im Grundbuch eingetragen oder bei Grundſchulden auf dem 
Grundſchuldbrief vermerkt find oder wenn fie den Dritten bei 
Erwerb ihres Rechts an dem Grundjtüd befannt waren. 

Die Eintragung erfolgt entweder mit Bewilligung des 
Gläubigers, oder auf Erfuchen einer zuftändigen Behörde. 
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S 50. Erhebliche Verſchlechterungen des Grundſtücks, durch 
welche die Sicherheit des Gläubiger gefährdet wird, berechtigen 
denjelben, bei dem Prozeßrichter Sicherungsmaßregeln zu bean— 
tragen, auch jeine Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern. 

S 51. An den beftehenden Vorfchriften über die unter 
Auffiht einer Behörde zu bewirkende Berwendung der dem 
Grundſtückseigenthümer zufallenden Kapitalien im Intereffe der 
dinglich Berechtigten wird durch dieſes Geſetz nicht geändert. 


5. Bon dem Uebergang der Hhypothefen und 
Grundſchulden. 


8 52. Die Hypothek kann nur gemeinfam mit dem 
perſönlichen Recht abgetreten werben. 

Wird eine zur Sicherung eines perjönlihen Rechts dienende 
Grundſchuld ohne den perſönlichen Anſpruch abgetreten, jo erliſcht 
lebterer. 

$ 53. Die Eintragung der Abtretung oder Verpfändung 
einer Hypothek oder Grundjhuld darf nur auf Grund der Be: 
willigung de3 Gläubigers oder feiner rechtskräftigen Verurtheilung 
zur Bewilligung oder auf Grund eines Erſuchens einer zuftändigen 
Behörde gegen den eingetragenen Gläubiger erfolgen. 

5 54. Der Erwerb der Hypothek oder Grundfhuld durch 
Abtretung und die Wirkſamkeit der VBerpfändung derjelben hängt 
nit don der Eintragung ab. 

S 55. Grundſchulden fünnen ohne Nennung des Erwerbers 
abgetreten werden (Blanfoabtretung). 

Seder Inhaber erlangt dadurch das Recht, die Blanko— 
abtretung dur einen Namen auszufüllen, die Grundſchuld auch 
ohne diefe Ausfüllung abzutreten, und die dingliche Klage anzuftellen. 

8 56. In Ermangelung einer Vereinbarung der Be— 
theiligten werden die Koſten der Verpfändung einer Hypothek. 
oder Grundſchuld und deren Eintragung von dem Verpfänder 
allein, die Koften der Abtrelung und deren Eintragung bon 
dem abtretenden Gläubiger und dem Erwerber zu gleichen Theilen 
getragen ; hat jedoch der befriedigte Gläubiger auf Veranlaffung 
des Eigenthümers die Hypothek oder Grundſchuld ihm oder einem 
Anderen abgetreten, jo Hat der Eigenthümer die Abtretungs: 
und Eintragungsfoiten zu zahlen. 
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6. Bon der Löſchung der Hypothefen und 
Grundſchulden. 


S 57. Das Hypotheken- und Grundſchuldrecht wird nur 
duch Löſchung im Grundbuh aufgehoben. 


$ 58. Die Lölhung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers, 
oder auf Erſuchen einer zuftändigen Behörde. 


8 59. Vormerkungen werden gelöſcht auf Erſuchen der: 
jenigen Behörde, auf deren Antrag diefelben im Grundbud 
vermerkt worden, oder auf Bewilligung deſſen, für den fie ver: 
merkt worden jind. 


S 60. MWeigert der Gläubiger die Bewilligung der Löſchung, 
jo bleibt dem Eigenthümer überlaffen, zugleih mit der Klage 
gegen den Gläubiger bei dem Prozekrichter den Antrag zu be— 
gründen, das Grundbuhamt zu erfudhen, daß bei der Hypothek 
oder Grundſchuld Widerſpruch gegen meitere Berfügungen des 
Gläubigers vermerkt werde. 


8 61. Die Koften der Quittung und Löſchung hat beim 
Mangel einer Vereinbarung der Betheiligten der Schuldner, die 
befonderen Koften für den Nachweis der Berechtigung des 
Gläubiger der Lebtere zu tragen. 

8 62. An die Stelle einer gelöſchten Hypothef und 
Grundſchuld darf eine andere nicht eingetragen werden, vielmehr 
rüden die nachftehenden Bolten vor. 

8 63. Wenn eine Hypothek oder Grundihuld von dem 
Eigenthümer bezahlt oder auf andere Weile getilgt worden ilt, 
jo ift der bisherige Gläubiger nad der Wahl des Eigenthümers 
verpflichtet, entweder Quittung oder Löjhungsbewilligung zu 
ertheilen, oder die Poſt ohne Gemwährleiftung abzutreten. 

S 64. Der eingetragene Eigenthümer ijt berechtigt, auf 
Grund der Quittung oder Löſchungsbewilligung die Poſt auf 
feinen Namen umschreiben zu laſſen oder über fie zu verfügen. 

8 65. Ein gleiches Recht hat der eingetragene Eigen: 
thümer, welcher die Hypothef oder Grundſchuld von Todeswegen 
erworben hat, auf Grund des Tejtaments, des Erbvertrages 
oder der Erbbeſcheinigung. 
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Hat derſelbe die Poſt als Vermächtnißnehmer erworben, 
ſo bedarf es zur Umſchreibung der Einwilligung des Erben, 
oder ſeiner rechtskräftigen Verurtheilung zu derſelben. 


8 66. Erwirbt der Gläubiger das verpfändete Grundſtück, 
ſo kann er die Hypothek oder Grundſchuld auf ſeinen Namen 
ſtehen laſſen oder über ſie verfügen. 

8 67. Die Vorſchriften der SS 63—66 finden auf 
Kautionshypotheken feine Anwendung. 


Vierter Abjchnitt. 


Bon dem Bergmwerfseigenthum und den 
jelbftftändigen Geredtigfeiten. 


S 68. Verliehene Bergmwerfe, unbewegliche Bergwerksan— 
theile und die jelbiiftändigen Kohlen-Abbaugeredhtigfeiten in den 
vormals Königlich Sächſiſchen Landestheilen unterliegen den 
Vorſchriften dieſes Gejeßes mit folgenden zufäßlichen Beitimmungen : 
1. Das Bergwerkseigenthum wird durd die bon dem Ober— 

bergamt erxtheilte Berleihung, beftätigte Konjolidation, 
Theilung oder Bertaufhung von Grubenfeldern und Feldes— 
theilen erworben. 

Der Erwerber ift in diefen Fällen von Amtswegen 
zur Eintragung jeines Bergmwerfzeigentdums anzuhalten. 

Zu diefem Zweck hat das Oberbergamt dem Grund: 
buhamt eine beglaubigte Abjchrift der Verleihungsurkunde 
oder die Ausfertigung des beftätigten Konſolidations-, 
Theilungs- oder Tauſchaktes zuzuftellen. 

. Sn Betreff der Befugniß des eingetragenen Bergwerks— 
eigenthüimers, das verliehene Feld zu theilen, Feldestheile 
auszutaufchen, oder auf diejelben zu verzichten, kommen 
die Borjehriften des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
18565 zur Anwendung. 

3. Hülfsbaue, welche unter die Vorfchriften der SS 60 ff. des 
Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 1865 fallen, 
erlangen auch ohne Eintragung in dad Grundbuch durch 
Uebergang des Beſitzes die Eigenichaft dingliher Rechte. 
Diefelben erlöſchen nit durch Ertheilung des Zujchlages 
in Folge gerihtliher Zwangsverſteigerung. 
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5 69. Wenn für felbftftändige Gerechtigfeiten Grundbuch— 
blätter eingerichtet find, jo wird die Veräußerung und der Er: 
werb des Eigentums an ihnen, ihre Belaftung und VBerpfändung 
nad den Vorſchriften dieſes Geſetzes beurteilt. 


Fünfter Abſchnitt. 
AUllgemeine Beftimmungen. 


S 70. Der Prozeßrichter hat auf den Antrag einer Partei 
die Eintragung einer Vormerfung bei dem Grundbuhamt nad): 
zuſuchen, wenn ihm der Anſpruch oder das Widerſpruchsrecht, 
melde dur die Vormerkung gelichert werden follen, glaubhaft 
gemacht find. 

$ 71. Die ftatutenmäßigen Befugniffe der mit Korporations- 
rechten verjehenen Kreditinjtitute in Betreff der Ziwangsverwaltung 
werden durch dieſes Geje nicht berührt. 


S 72. Dieſes Gefeß tritt am 1. Oftober 1872 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. Gr. vd. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
vd. Seldom. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
(Gejeg-Samml. 1872, ©. 433—445.) 


3. 
Grundbudh: Ordnung. 
Vom 5. Mai 1872. 

Wir Wilhelm von Gotte® Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen für die Landestheile, in melden die Hypotheken— 
Ordnung vom 20. Dezember 1783 gilt, mit Ausnahme der 
Gebietstheile der Provinz Hannover, unter Zuftimmung beider 
Häufer des Landtages Unjerer Monarchie, was folgt: 
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Erſter Abſchnitt. | 
Von der Form und Einrihtung der Grundbüder. 


$ 1. Für jeden Gemeinde-, jelbftftändigen Guts- oder 
bejonderen Grundjteuer-Erhebungsbezirf werden ein oder mehrere 
Grundbücher angelegt. In dieje werden die jelbitftändigen, in 
den Grundjteuerbüchern verzeichneten Grundftüde eingetragen. 

Die Eintragung erfolgt in fortlaufender Nummerreibe. 


8 2. Für Domainen und andere dem Staat gehörige 
Grundjtüde, für Grundftüde der Kirchen, Klöfter, Schulen und 
Gemeinden, für Eijenbahnen und öffentliche Landwege bedarf e3 
der Anlegung eines Grundbuchblatt® nur im Wall der Ber: 
äußerung oder Belaftung, oder wenn don dem Cigenthümer 
oder einem Berechtigten darauf angetragen wird. 

Die Grundftüde der Eiſenbahnen und die öffentlichen Land— 
wege werden dann in dem Grundbuch eines jeden Bezirks ($ 1), 
in welchem fie liegen, eingetragen. 

$ 3. Die für Grundftüde gegebenen Vorſchriften dieſes 
Geſetzes gelten auch für Bergwerke und a lofern 
nit ein Anderes ausdrüdlih beſtimmt iſt. 


8 4. Die Grund: und Gebäudefteuerbücher, von melden 
dem Grundbuhamt eine Abjchrift mitgetheilt werden joll, dienen 
zur YAusmittelung der in die Grundbücher einzutragenden oder 
bereit3 eingetragenen Grundftüde, ihrer Lage und Größe. Ihre 
Bezeihnung in den Steuerbüdern ift bei den Grundbüchern bei: 
zubehalten. Bei Gutskomplexen genügt die Eintragung der Ges 
Jammtflähe und des Gejammtreinertrages. 

Sofern in den Steuerbüdhern die Größe don Gebäuden, 
Hofräumen und Hausgärten, welche nicht zu einem Gutsfompler 
gehören, nicht angegeben ift, hat der Eigenthümer bei dem ort: 
Ichreibungsbeamten die Vermeſſung und Berbollftändigung der 
Grundfteuerbücher zu beantragen. 

Die Zurüdführung der bereit3 angelegten Grundbuchblätter 
auf die Grund- und Gebäudefteuerbücher erfolgt nach den Be— 
ſtimmungen der darüber zu erlaffenden Ausführungsperfügung. 


8 5. Das Grundbuchblatt eines Grundftüds umfaßt defjen 
Beltandtheile, unbewegliche Zubehörftüde und Geredtigfeiten. 


Zubehörftüde erhalten nur dann ein befonderes Blatt im 
Grundbud, wenn das Hauptgut im Auslande oder in dem 
Bezirke eines anderen Grundbuhamtes Liegt. 

Im erfteren Fall ift das Zubehörftüd, ſofern nicht dur 
Staatöverträge ein Anderes bejtimmt ift, al3 ein felbitftändiges 
Grundftüd zu behandeln. 

Im leßteren Yall ift auf dem Titel des Zubehörftüds zu 
vermerfen, zu welchem Hauptgut dajjelbe gehört, demnächſt das 
Blatt gegen weitere Eintragungen zu jchließen, und auf dem 
Titel des Hauptgutes auf das Grundbuchblatt des Zubehör: 
ſtücks hinzuweiſen. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Zubehörſtücke der 
Bergwerke. 


5 6. Die Grundbücher werden, inſoweit dieſelben neu 
anzulegen oder umzuſchreiben ſind, nach den dieſem Geſetz bei— 
gelegten Formularen J. oder II. eingerichtet (Anlage A. B.) 

Das Grundbuchamt hat zu ermeſſen, welches der beiden 
Formulare anzuwenden iſt. 

Für die Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen der Ge— 
werfen (Hure) wird das Formular III. (Anlage C.) vorgeſchrieben. 


8 7. In dem Formular I. erhält jedes Grundſtück ein 
eigene Grundbuchblatt. Dafjeibe beiteht in einem Titel und 
drei Abtheilungen. 


8 8. Der Titel giebt in der erfterr Spalte an: 


1. die Bezeihnung des Grundſtücks: 
bei jelbititändigen Gütern den Namen des Gut3 und 
des Kreiſes; 
bei ftädtiihen Grundftüden die Nummer, Straße und 
lonftige ortsübliche Bezeihnung ; 
bei Eleineren ländlichen, zu einer Ortſchaft gehörenden 
Gütern die Bezeihnung des Kreiſes, der Ortſchaft, 
der Nummer oder ſonſtigen Kennzeichen ; 
2. die Eigenihaft des Grundftüds ; 
3. die Nummer, welche das Grundſtück im Steuerbuch führt ; 
4. die Größe und den Grundjteuerreinertrag oder Nutzungs— 


werth ($ 4); 
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bei vereinigten Grundſtücken ($ 13) die Größe und 
den Grundfteuerreinertrag oder Nubungswerth eines 
jeden einzelnen Grundftüds. 

Die zweite Spalte ift für Abjchreibungen beftimmt. 

5 9. Bei Bergmwerfen und den Kohlenabbaugeredhtigfeiten 
in den vormals Königlid Sächſiſchen Landestheilen ift eine Be— 
ſchreibung derjelben in den Titel aufzunehmen, welde den 
mejentlichen Inhalt der Berleihungsurtunde oder des jonftigen 
Beredhtigungstiteld anzugeben hat. Für die Zubehörungen der 
Bergmwerfe und Kohlenabbaugeredtigkeiten an Grundftüden und 
Gebäuden, welche ſich im Eigenthume des Bergwerkseigenthümers 
befinden, find die Beftimmungen des 8 8 Nr. 1—4 dieſes 
Geſetzes maßgebend. 

$ 10. In die erfte Spalte der erften Abtheilung ift ein- 
zutragen : 
der Eigenthümer nah Vor: und Zunamen, nad Stand, 
Gewerbe oder anderen unterjcheidenden Merkmalen, Wohnort 
oder Aufenthaltsort; eine juriftiihe Perſon nad ihrer 
gejeglihen oder in der Verleihungsurkunde enthaltenen 
Benennung; eine Handelögejellihaft, Aktiengeſellſchaft und 
Genofjenihaft unter ihrer Firma und Bezeichnung des 
Orts, wo fie ihren Sib hat; 
die zweite Spalte: 
das Datum der Auflaffung und der Eintragung, die Ver— 
merfe über Zufchreibungen ($ 61) und auf Antrag des 
Eigenthümers der Erwerbögrund ; 

in die dritte Spalte: 

auf Antrag des Eigenthümerd der Ermwerböpreis, die 

Schätzung des Werth nad einer öffentliden Tare und 

bei Gebäuden die Yeuerverfiherungsjumme mit Angabe 

des Datums. 

8 11. In die erfte Hauptipalte der zweiten Abtheilung 
werden eingetragen : 

1. dauernde Laſten und wiederkehrende Geld: und Natural: 
leiftungen, welche auf einem privatrehtlihen Titel beruhen. 
Bon der Eintragung find ausgeſchloſſen die an den 

Staat zu entrichtenden öffentlichen Abgaben und Leitungen. 
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Der Eintragung bedürfen nicht die Leitungen zur 
Erfüllung der Deihpfliht und die im $ 49 der Konkurs— 
ordnung vom 8. Mai 1855 aufgeführten gemeinen Laſten; 

2. die Beichränfungen des Eigentums und des Berfügungs- 
rechts des Eigenthümers. 

In die zweite Hauptſpalte „Veränderungen“ werden alle 
Veränderungen eingetragen, welche die in der erſten Hauptſpalte 
bermerften Rechte und Beichränfungen erleiden. 

Iſt ein in der erſten Hauptjpalte eingetragenes Recht auf: 
gehoben, jo erfolgt die Löſchung in der Hauptjpalte „Löſchungen“; 
die Lölhung einer Veränderung wird unter der zweiten Haupt— 
Ipalte in der Nebenſpalte „Löſchungen“ bemirft. 

8 12. In die erjte Hauptipalte der dritten Abtheilung 
werden die Hppothefen und Grundſchulden eingetragen. 

Menn mit ſolchen Rechten der Befig und Genuß des Grund- 
ftüd3 von Seiten des Gläubigers verbunden ift, jo wird zugleich 
dieſes Recht in der zweiten Abtheilung vermerft. 

In die zweite Hauptipalte „Veränderungen“ find alle Ber: 
änderungen der in der eriten Hauptjpalte eingetragenen Poſten 
zu bermerfen. 

Die Nebenjpalte „Löſchungen“ in der zweiten Hauptipalte 
ft für die Lölhung der Veränderungen, die Hauptjpalte 
„Löſchungen“ zur Löſchung der in der eriten Hauptjpalte ein: 
getragenen Poſten beftimmt. 

S 13. Für mehrere im Bezirk dejfelben Grundbuhamts 
liegende Grundjtüde deſſelben Eigenthümers kann auf deſſen 
Antrag ein gemeinschaftliches Blatt angelegt werden, wenn daraus 
nad dem Ermejjen des Grundbuhamts feine Verwirrung zu 
beſorgen ift. 

S$ 14. In dem Formular II. erhält jeder Eigenthümer 
einen Artikel, unter welchem ſämmtliche ihm zugehörige Grund- 
jtüde, ihre Steuerverhältniffe, ihre dinglihen Belaftungen und 
deren Beränderungen eingetragen werden. 

$ 15. Die Xitifel werden in einem bejonderen Grund: 
buch für jeden Bezirk ($ 1) mit Bezeihnung der Xrtifelnummer 
des Steuerbuchs angelegt, und in jedem Artikel die einzelnen 
Grundftüde nad) fortlaufenden Nummern eingetragen. 


8 16. Grundftüde, welche eine Ehefrau in eine Ehe mit 
Gemeinſchaft der Güter einbringt oder während derfelben erwirbt, 
werden auf den Antrag beider Eheleute in dem Artikel des 
Ehemanns eingetragen. Bei Trennung der Ehe erhält die Frau 
einen bejonderen Artikel. 

Leben die Eheleute unter getrennter Güterrecht, jo erhält 
zwar die Ehefrau einen befonderen Artikel, aber mit der Nummer 
des Artikels ihres Manned, wenn im Steuerbuh die Grund: 
ftüde der Ehefrau in dem Xrtifel des Mannes eingetragen find. 


s 17. In dem Grundbuhblatt nah Formular III. ift 
die Anzahl der Hure, melde ſich im Eigentum eines jeden 
Gewerken befindet, anzugeben. 

Ss 18. Für jedes Grundbuchblatt und für jeden Xrtifel 
werden bejondere Grundalten gehalten. Den Grundaften find 
Tabellen vorzuheften, welche eine wörtliche Abſchrift der Grund: 
buchblätter und Artikel fein müſſen. 


S$ 19. Die Einfiht der Grundbücher und Grundalten iſt 
Jedem geſtattet, welcher nach dem Ermeſſen des Vorſtehers des 
Grundbuchamts ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 

Oeffentlichen Behörden und den von ihnen beauftragten 
Beamten fteht in den gejeglih beitimmten Fällen die Einficht 
der Grundbücher und Grundaften und die Entnahme von Be- 
merfungen aus denjelben frei, auch find fie berechtigt Abjchriften Ä 
zu verlangen. | 


weiter Abſchnitt. 
Bon den Grundbudhämtern. 


S 20. Zur jelbftftändigen Bearbeitung der Grundbuch— 
adden wird bei jedem Stadt: und Kreisgericht und jeder jtändigen 
Kreisgerichtsdeputation ein Grundbuhamt gebildet. 

Dafjelbe befteht aus einem zum Richteramt befähigten Vor— 
ftand (Grundbuchrichter), einem Buchführer und den erforder: 
lihen Schreibern und Unterbeamten. 


S 21. Im größeren Städten und reifen fönnen durch 
Anordnung des Juſtizminiſters mehrere Grundbuchämter für 
geographiſch abzugrenzende Bezirke gebildet werden. 
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F 22. Die Kreisgerichskommiſſionen find die Grundbuch— 
ämter für die in ihrem Bezirk belegenen Grundſtücke, ſofern 
nicht das Grundbuch über dieſelben nach der Gerichtsverfaſſung 
bei den Kreisgerichten zu führen iſt. 

8 23. Die Grundbuchämter ſtehen unter der geſchäftlichen 
Aufſicht der Stadtgerichtspräſidenten, ver Kreisgerichtsdirektoren 
oder der Dirigenten der Kreisgerichtsdeputationen, welche in Ver— 
hinderungsfällen die Vertreter zu beſtellen haben. 


8 24. Beſchwerden über Verzögerungen im Geſchäftsbetrieb 
werden zunächſt von dem Präſidenten, dem Direktor des Stadt: 
oder Sreiögeriht3 oder dem Dirigenten der Deputation, in 
zweiter Inſtanz von dem Bräfidenten des Appellationsgerichts, 
in letzter Inſtanz don dem Juftizminifter entjchieden. 

Bejchwerden über Verfügungen des Grundbuchrichter gehen 
an das Appellationsgericht des Bezirks, bei deſſen Entſcheidung 
es bemwendet. 


S 25. Liegen Grundftüde, welche einem einheitlichen Gut3- 
berbande angehören, in den Bezirken verjchiedener Grundbud: 
ämter, jo bat das Appellationsgeriht zu beitimmen, welches 
Amt dad Grundbud zu führen hat; liegen jie in verjchiedenen 
Appellationsgericht3-Bezirken, jo hat der Juftizminifter dieſe Be— 
ſtimmung zu treffen. 

5 26. Streitigkeiten über die Zuftändigfeit mehrerer in 
dem Bezirk defjelben Appellationsgerichts beftehender Grundbud)- 
ämter werden von dem Appellationsgericht, andernfalls don dem 
Suftizminifter entichieden. 


8 27. Wenn ein Grundbuchblatt aus dem Bezirk eines 
Grundbuhamts in den eines anderen übergeht, jo wird dem 
leßteren eine bollftändige beglaubigte Abjchrift des Blattes mit: 
getheilt und das frühere Blatt geſchloſſen. In diefe Abjchrift 
ift nur der noch gültige Inhalt aufzunehmen. 


z 28. Rückſichtlich des Fortbeftandes der Berg-HHpothefen- 
kommiſſionen und der Rejjortverhältniffe derjelben bewendet es 
bei den Beltimmungen des S 246 des Allgemeinen Berggejebes 
bom 24. Juni 1865, der Gefehe bom 18. April 1855 und 
10. Juni 1861. 
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5 29. Die Beamten des Grundbuhamts haften für jedes 
Berfehen bei Wahrnehmung ihrer Amtspflichten, ſoweit für den 
Beihädigten von anderer Seite her Erſatz nicht zu erlangen ift. 

Someit der Beſchädigte nicht im Stande ift, Erjab feines 
Schadens von dem Grundbuchbeamten zu erhalten, haftet ihm 
für denjelben der Staat. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem VBerfahren in Grundbudhjaden. 
1. Allgemeine Beftimmungen. 


S 30. Die Grundbuhämter verfahren, mit Ausnahme 
der im Geſetz beftimmten Fälle, nur auf Antrag. 

8 31. Die Anträge werden mündlich bei dem Grund: 
buchamt angebracht oder jchriftlih eingereicht. 

S 32. , Mündliche Anträge auf Eintragungen oder Löſch— 
ungen find von dem Grundbuchrichter aufzunehmen. 

8 33. Schriftliche, zu einer Eintragung oder Löſchung 
erforderlihe Anträge und Urkunden müſſen gerichtlich oder 
notariell aufgenommen oder beglaubigt fein. Jedoch bedürfen 
Ihriftliche Anträge, welchen die beglaubigten Urkunden beiliegen, 
in denen die Betheiligten die beantragte Eintragung oder Löſchung 
Ihon bewilligt haben, feiner bejonderen Beglaubigung. 

Der Aufnahme eines bejonderen Protofoll3 über die Be— 
glaubigungen und der Zuziehung von Zeugen bedarf es nidt. 

8 34. Die für die Gültigkeit der Verträge der Taub— 
ftummen, Blinden und Schreibunfundigen und der Deutſchen 
Sprade nit mächtigen Perſonen vorgejchriebenen bejonderen 
Formen gelten auch für ihre Anträge bei dem Grundbuchamte. 

8 35. Urkunden und Anträge öffentlicher Behörden be- 
dürfen, wenn fie ordnungsmäßig unterjchrieben und unterfiegelt 
find, feiner Beglaubigung. 

$ 36. Notare bedürfen zur Stellung der Anträge feiner 
bejonderen Vollmadt, wenn die von ihnen aufgenommene oder 
beglaubigte und eingereichte Urkunde die Bewilligung oder den 
Antrag der Betheiligten auf Eintragung oder Löſchung enthält. 
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$ 37. Andere Perſonen, welche als Bevollmächtigte An- 
träge ftellen, haben ſich durch gerichtlich oder notariell aufges 
nommene oder beglaubigte Vollmacht auszuweiſen. 


$ 38. Sind die zur Eintragung oder Löſchung erforder: 
fihen Urkunden oder Vollmachten von einer ausländiſchen Bes 
hörde ausgeſtellt oder beglaubigt, und ift die Befugniß dieſer 
Behörde zur Ausftellung öffentlicher Urkunden nicht dur Staats— 
berträge verbürgt, oder jonft dem Grundbuchamt befannt, jo 
muß die Befugniß der ausländiichen Behörde zur Aufnahme des 
Altes und deren Unterfehrift auf gejandtichaftlihem Wege feit: 
geftellt werden. 


8 39. Bei Eintragungen und Löſchungen auf Grund von 
Erbverträgen, legtwilligen Verfügungen und Erbtheilungsurkunden 
genügt ein Auszug aus diefen Urkunden, ſoweit derjelbe Die 
einzutragende oder zu Löjchende Beitimmung betrifft, wenn in 
den nad) dem freien Ermefjen des Nachlaßrichters dazu geeigneten 
Fällen eine Beſcheinigung deffelben darüber beigefügt ift: 

daß in der Urkunde eine weitere hierauf bezügliche Be: 

ſtimmung nicht enthalten jei. 

F 40. Sind Nadlakforderungen getheilt, jo genügt zu 
deren Umjchreibung eine Bejcheinigung des Nachlaßrichters: 

daß die Forderung bei der Theilung des Nachlafjes dem 

Erben oder Vermächtnißnehmer übereignet worden jei. 


S$ 41. Dem auf Eintragung oder Löſchung gerichteten 
Erſuchen einer zuftändigen Behörde, welches den gejeglihen Er: 
forderniffen entjpricht, insbeſondere auch alle wejentlichen Punkte 
des einzutragenden Vermerks enthalten muß, Haben die Grund: 
buchämter zu genügen, oder den aus dem Grundbuch ſich er: 
gebenden Anftand der erfuchenden Behörde befannt zu machen. 

Ss 42. Die Anträge jomohl als die Urkunden find genau 
mit dem Zeitpunft des Eingangs dom Grundbuchrichter oder 
Buchführer zu bezeichnen. 

$ 43. Die Verfügungen auf die Anträge find vom Grund: 
buchrichter zu erlaffen und vom Buchführer auszuführen. 

Die Eintragungsformel ift dem Antrag gemäß bon dem 
Richter wörtlih in der Faſſung zu entwerfen, in welcher fie in 
dad Grundbuch eingetragen werden foll. 
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Nebenbeftimmungen, insbejondere über Kündigung oder 
Zahlung des Kapitals, find dem Antrag entjprehend in die 
Yormel aufzunehmen. 


5 44. Bei allen Einjhreibungen in das Grundbuch ift 
der Tag der Einjchreibung anzugeben; die in die zweite und 
dritte Abtheilung einzutragenden Bolten find in jeder Abtheilung 
mit fortlaufenden Nummern zu verjehen. Die Einjchreibungen 
find im Grundbuh von dem Grundbuchrichter und dem Buch: 
führer zu unterzeichnen. 


S 45. Aus mehreren Eintragungsgeſuchen für daſſelbe 
Grundftüd erfolgt die Eintragung in der durch den Zeitpunft 
der Vorlegung der Geſuche bei dem Grundbuchamt beitimmten 
Reihenfolge, und aus gleichzeitig vorgelegten Gejuchen zu gleichem 
Recht, wenn nicht in denjelben eine andere Reihenfolge be- 
ftimmt if. 


8 46. Der Grundbuchrichter ift verpflichtet, die Rechts— 
gültigfeit der vollzogenen Auflaffung, Eintragung®= oder Löſchungs— 
bewilligung nah Form und Inhalt zu prüfen. Grgiebt dieſe 
Prüfung für die beantragte Eintragung oder Löſchung ein 
Hindernig, jo Hat der Grundbuchrichter dafjelbe dem Antrag: 
jteller befannt zu machen. 

Mängel des Rechtsgeſchäfts, welches der vollzogenen Auf: 
laffung, Eintragungs- oder Lölhungsbemwilligung zu Grunde 
liegt, berechtigen nicht, die beantragte Eintragung oder Löſchung 
zu beanſtanden. 


8 47. Die für die Kreditinſtitute ergangenen ſtatuten— 
mäßigen Vorſchriften über die Aufnahme, Eintragung und 
Löſchung der Pfandbriefdarlehne, ſowie über die Umſchreibung 
eingetragener Forderungen in Pfandbriefdarlehne und die Um— 
wandlung der Pfandbriefe bleiben unberührt. 


2. Eintragung des Eigenthümers. 


S 48. Der Grundbuchrichter darf die Auflaſſungserklärung erſt 
entgegennehmen, wenn er nah Prüfung der Sade dafür hält, 
daß der jofortigen Eintragung des Eigenthums ein Hindernik 
nicht entgegenfteht. 
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Sn der Auflaffungserklärung fönnen die Betheiligten das 
Rechtsgeihäft, melches der Auflaffung zu Grunde liegt, be- 
zeichnen, und find diejelben befugt, eine Ausfertigung oder Ab— 
Ihrift der über das Rechtsgeſchäft errichteten Urkunde zu den 
Alten zu geben. 

Die Eintragung des Eigenthumsüberganges muß ſich unmittel: 
bar an die Auflaflung anſchließen. 


5 49. Wer vor dem Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt, daS Eigenthum eines Grundftüds ohne Ein- 
tragung erworben hat, erhält auf Antrag die Eintragung als 
Eigenthümer, wenn er jeinen Erwerb nad den Vorſchriften des 
bisherigen Rechts nachgewieſen hat. Dieje Vorſchriften behalten 
auh in Anjehung der Grundftüde, für melde ein Grundbuch— 
blatt noch nicht angelegt werden kann, bis zur Anlegung deffelben 
ihre Gültigkeit. 

8 50. Wo Gütergemeinshaft unter Cheleuten gilt, ift 
dieſes Rechtsverhältniß auch auf den Antrag eines Ehegatten im 
Grundbuch zu vermerfen. 

Bei fortgejegter Giütergemeinihaft it das Miteigentgum 
der Kinder auf den Antrag des überlebenden Ehegatten, der 
Kinder oder deren geſetzlicher Vertreter einzutragen. 


$ 51. Die Eintragung de3 Eigenthums gejeglicher Erben 
an den zur Erbſchaft gehörigen Grundftüden erfolgt auf Grund 
einer Erbbeſcheinigung des zuftändigen Richters. 

Berubt das Erbredt auf einem Erbvertrag oder einem 
Teftament, jo muß die letztwillige Verordnung oder ein nad) 
Z 39 bejdeinigter Auszug aus derjelben mit der Niederlegungs- 
und Verfündigungsverhandlung, oder den jonjt zum Nachweiſe 
des Erbrechts erforderlihen Urkunden in Ausfertigung beige: 
bradt werden, jofern diefe Urkunden dem Grundbuchrichter nicht 
in Urſchrift vorliegen. 

S 52. Lehns- oder Yamilienfideifommißfolger haben ihr 
Nachfolgerecht durch eine Beicheinigung der Lehns- oder Fidei— 
fommißbehörde nachzuweiſen. 


S 53. Vermächtnißnehmer müfjen die Einwilligung der 
Erben in die Eintragung ihres Eigenthums in beglaubigter Yorm 
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oder das die Erben zur Ertheilung der Einwilligung verurtheilende 
rechtöfräftige Erfenntniß beibringen. 


5 54. Nebenbeftimmungen aus Verträgen oder letztwilligen 
Verordnungen, melde das Eigenthum oder die Befugnik des 
Eigenthümers, über das Grundftüd zu verfügen, bejchränfen, 
werden nur auf Antrag eingetragen. 


$ 55. In den Fällen, in welchen der Erwerb des Eigen 
thums an Grundftüden eine Auflaffungserflärung des bisher 
eingetragenen Eigenthümerd nicht vorausſetzt, kann der Eigen 
thümer zur Eintragung feines Eigenthums angehalten werden, wenn 

1. eine zuftändige Behörde diejelbe erfordert, 
2. wenn ein dingli oder zu einer Eintragung Berechtigter 
diefelbe beantragt. 

S 56. Wird von einem nah 8 55 hierzu Berechtigten 
die Eintragung des Eigenthümers beantragt, fo hat der Grund: 
budrichter den Eigenthümer unter Mittheilung des Antrages 
aufzufordern, binnen einer beftimmten Friſt bei Vermeidung 
einer die Summe von’ 50 Thalern nicht überfteigenden Geld: 
ſtrafe fih eintragen zu lafjen. 

Läßt derjelbe die Friſt Fruchtlos verftreihen und bejcheinigt 
auch nicht Hinderniffe, welche einen ferneren Aufſchub recht: 
fertigen, jo jeßt der Grundbuchrichter die Strafe feſt und er: 
neuert die frühere Aufforderung an ihn unter der Verwarnung, 
daß nad Ablauf der neuen Frift auf ferneres Andringen des 
hiervon zu benadhrichtigenden Antragftellers im Wege der Zwangs— 
bollftrefung die Eintragung feines Eigenthums werde herbeige- 
führt werden. 

Beftreitet der Eigenthümer im Fall des $ 55 Nr. 2 das 
Recht des Antragftellers, jo iſt Lebterer zum Prozeßwege zu 
verweilen. 

$ 57. Die Eintragung des Gigenthümers iſt dem bisher 
eingetragenen Eigenthümer und den aus dem Grundbuch erficht- 
Iihen dinglich Berechtigten, jowie der Grundfteuerbehörde und 
im Fall von Abzweigungen dem Landrath oder dem Magiftrat 
befannt zu machen. 

8 58. Wenn ein Grundftüd, welches von einem einge- 
tragenen Grundftüd abgezweigt werden ſoll, auf ein anderes 
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Blatt oder einen anderen Artikel zu übertragen ift, jo muß das 
einzutragende Grundftüd in der Auflafjungserflärung nah dem 
Steuerbud unter Beifügung eine beglaubigien Auszuges aus 
demjelben und einer von dem Fortihreibungsbeamten beglaubigten 
Karte, aus melder die Größe des abgezweigten Grundftüds 
hervorgeht, bezeichnet werden. 


8 59. Wenn ein Theil eines Grundftüds unbelaftet auf 
einen Eigenthümer übergehen joll, deſſen Grundbefiß im Grund- 
buch nicht verzeichnet zu werden braudt (S 2), fo kann auf 
Verlangen des Ermwerber3 die im Anſchluß an die Auflaflung 
zu bemirfende Eintragung de3 Eigenthumsüberganges dadurch 
erjeßt werden, daß auf dem bisherigen Grundbuchblatt oder 
Artikel die Abſchreibung des Theils mit Angabe des Sachver— 
hältniſſes vermerkt wird. Dieſer Vermerk hat die Wirkung der 
Eintragung des Eigenthumsüberganges. 


Ss 60. Wird von dem Grundſtück, für welches ein Grund— 
buchblatt nah dem Yormular I. angelegt ift, ein Theil oder 
ein Zubehörftüd getrennt, jo wird dafjelbe auf dem Titel ab: 
gejehrieben, und dajelbjt zugleich vermerkt, auf welches Grund: 
buchblatt es übertragen wird. 


8 61. Soll das abgefchriebene Stück einem anderen 
Grundftüd als Zubehör zugejchrieben oder auf das Blatt eines 
anderen Grundſtücks jelbititändig übertragen werden, jo wird die 
Zuſchreibung oder Uebertragung auf dem Titel und in der erjten 
Abtheilung eingetragen. 

8 62. Gehen alle auf einem Blatt nah Formular II. 
unter einem Artikel eingetragene Grundjtüde auf einen neuen 
Eigenthiimer über, jo wird für dieſen ein neuer Artikel ange- 
legt und der alte gejchloffen, nachdem ſämmtliche nocd gültige 
Eintragungen de3 leßteren auf den neuen übertragen worden find. 

S 63. Die Abjchreibung eines einzelnen Grundftüds, 
welches nad Formular II. eingetragen ift, wird in der betreffen- 
den Spalte der erjten Abtheilung mit der Angabe, wohin es 
übertragen worden ift, vermerkt. Ein auf dem Artikel ver- 
bleibender Reſt wird in der erjten Abtdeilung am Schluß mit 
der früheren laufenden Nummer und dem Zujaß eine Bud: 
ſtabens eingejchrieben. 
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$ 64. Der Erwerber eines Trennſtücks kann noch bor 
der Auflaffungserflärung des Veräußerer mit deſſen Zuftimmung 
die Eintragung eine vorläufigen Vermerks der erfolgten Ber: 
äußerung beantragen. Ohne Zuftimmung des Veräußerers ift 
die Eintragung des Vermerks nur auf Erſuchen des Prozeß— 
richters ſtatthaft. Der Vermerk wird in der zweiten Abtheilung 
eingetragen und bei der Abſchreibung des Trennſtücks von Amts— 
wegen gelöſcht. 


8 65. Haften auf dem Hauptgut oder auf dem ganzen 
Grundftüd Laſten und Schulden, fo wird dad Trennftüd frei 
von ſolchen abgejchrieben, wenn . 

entweder nach gejeglicher Vorſchrift das Trennſtück frei 

bon Laſten und Schulden aus dem Verbande des 
Hauptgutes ausjcheidet, 

oder die Berechtigten dad Trennftüd aus der Mithaft 

entlaſſen. 


8 66. Scheidet das Trennſtück nicht aus der Mithaft 
mit dem Hauptgut aus, ſo werden die Laſten und Schulden 
auf das Blatt oder den Artikel des Trennſtücks von Amtswegen 
übertragen. In Betreff der Laſten wird hierbei nach $ 93 des 
Geſetzes dom 2. März 1850 in deſſen Geltungsbereich ver— 
fahren. Die hiernach erforderliche Vertheilung der Reallaften ift 
bei der Auseinanderjegungsbehörde zu beantragen. 


8 67. Gehen die Laften und Schulden ungetheilt auf das 
Trennftüd über, jo wird dies bei den betreffenden Poſten in der 
Spalte „Veränderungen“ auf dem bisherigen Grundbuchblatt 
oder Artikel bemerkt, und die dinglichen Verbindlichkeiten werden 
auf das neue Blatt oder den neuen Artikel in die entiprechende 
Abtheilung übertragen. 


8 68. Gehen die Laften und Schulden antheilsweiſe über, 
jo wird der auf dad Trennjtüd fallende Antheil auf das Blatt 
oder den Artikel des leßteren übertragen und auf dem des 
Stammgrundftüds gelöſcht. 


S 69. Uebernimmt der Erwerber des Trennftüds die 
Zaften und Schulden unter Zuftimmung der Berechtigten allein, 
jo werden diejelben auf dem Blatt oder Artikel des Stamm— 
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grundftüds gelöiht und auf das Blatt oder den Artikel des 
Trennſtücks vollftändig übertragen. 

8 70. Die Entlaffung des Trennftüds aus der Mithaft, 
ſowie die alleinige oder antheiläweile Haftung des Trennſtücks 
wird auf den Hppothefenurfunden und Grundjchuldbriefen 
bermerkt. 


$ 71. Der Grundbudhrichter hat einzelne Theile oder Zu: 
behörftüde ded3 Grundftüds ohne Einwilligung der Lehns- oder 
Familienfideikommiß-Berechtigten, der Hypotheken- und Grund: 
Ihuldgläubiger oder anderer dinglich Berechtigter unbelajtet ab- 
zujchreiben oder den Umtauſch gegen andere Grundftüde zu ver— 
merfen, wenn die Unjhädlichfeit der Veräußerung oder des Aus— 
taujches für diefe Berechtigten von der zuftändigen Auseinander: 
ſetzungsbehörde oder bei landſchaftlich beliehenen Grundftüden 
bon der Kreditdireftion bezeugt wird. 


S 72. Grundbuchblätter oder Artikel werden gejchloffen, 
wenn ſämmtliche darauf eingetragene Grundftüde abgejchrieben find. 


3. Berfahren bei Eintragungen in der zweiten 
und dritten Abtheilung. 


$ 73. Beſchränkungen des Verfügungsrechts des Eigen- 
thümers, ſowie auf einem privatrechtlichen Titel beruhende ding— 
liche Nechte, welche an dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, ohne Eintragung rechtsgültig beftehen, müjjen bis zum 
1. Oktober 1873 eingetragen werden, widrigenfalls fie dritten 
Perſonen gegenüber nicht geltend gemadt werden fünnen. 

$ 74. Die Eintragung der Familienfideikommiß-Eigen— 
Ihaft kann nur auf Erſuchen der Fideifommißbehörde erfolgen. 

8 75. Geldrenten bedürfen behufs ihrer Eintragung nicht 
der Rapitalifirung, andere zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende 
Abgaben und Leiltungen nicht der Veranſchlagung in Geld. 

S 76. Mltentheile werden in der zweiten Abtheilung ein= 
getragen. In dem Gintragungspermerk ift auf die zu den 
Grundakten in beglaubigter Form einzureichende Feſtſetzung des 
Altentheils zu verweilen ; einer Eintragung der einzelnen Zeiftungen 
bedarf es nidt. 
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8 77. Die an die Rentenbanken abgetretenen Renten 
und die an den Domainenfisfus zu entrichtenden Ablöjung3= 
renten werden in dem Geltungsbereich des Gejeßes vom 2. März 
1850 nad Maßgabe defjelben eingetragen. Im Uebrigen ift 
aus den bon den Auseinanderjeßungsbehörden beftätigten Rezeflen 
nur in folgenden Fällen der bezüglihe Inhalt in dad Grund— 
buch einzutragen : 

1. wenn ein im Grundbuch ausdrüdlich bemerftes Sach- oder 
Rechtsverhältniß aufgehoben oder verändert wird; 

2. wenn ein berechtigte Grundftüd durd Kapital entihädigt 
wird, jei es, daß daſſelbe baar oder in Rentenbriefen ge— 
zahlt wird; 

3. wenn ein verpflichtetes Grundftüd eine Rente oder andere 
Laſt neu übernimmt. 


8 78. Soll eine dauernde Laft, eine Hypothek oder eine 
Grundſchuld auf mehrere Grundſtücke zur Geſammthaft einge— 
tragen werden, jo iſt auf dem Blatt jedes Grundſtücks die Mit- 
haft der anderen zu bermerfen. 


Ss 79. Zur Eintragung der Abtretung einer Hypothek ift 
die Vorlegung der Hppothefenurfunde, zur Eintragung der Ab— 
tretung einer Grundjhuld die VBorlegung des Grundſchuldbriefs 
erforderlich. 


F 80. Die Abtretungserklärung muß den Namen des ein— 
zutragenden Erwerbers enthalten. Der Annahme-Erklärung des 
letzteren bedarf es nicht. 


$ 81. Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht 
der Erwähnung der Zwiſcheninhaber der Hypothek oder der 
Grundſchuld, dem Grundbuhamt müfjen aber die Zwiſchenab— 
tretungen in ununterbrochener Reihenfolge vorgelegt werden. 

5 82. Die Eintragung der Abtretung wird auf der 
Hypothekenurkunde oder dem Grundſchuldbrief vermerkt und diejer 
Vermerk mit der Unterfhrift und dem Siegel des Grundbud: 
amts verjehen. Die vorgelegten Abtretungderflärungen werden 
bei den Grundakten entweder in Urſchrift oder in beglaubigter 
Abſchrift zurüdbehalten. 

5 83. Erfolgt eine Theilabtretung, jo ift von der Hypo— 
thefenurfunde oder dem Grundſchuldbrief eine gerichtlich oder 
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notariell beglaubigte Abſchrift anzufertigen und zugleich auf die 

Haupturfunde der Vermerk, welcher Theil der Hypothek oder 
Grundſchuld abgetreten, und auf die beglaubigte Abjchrift der 
Vermerk, für wen umd über weldhen Theil derjelben die Abſchrift 
gefertigt ift, zu jeßen. 

Soll die Theilabtretung eingetragen werden, jo find die 
Haupturfunde und die beglaubigte Abſchrift dem Grundbuchamt 
vorzulegen, und iſt die Eintragung der Abtretung gemäß S 82 
auf beiden Urkunden und neben dem Eintragungsvermerf auf 
der Haupturkunde zu vermerken: 

noch gültig auf (mit Angabe der Summe). 

Ss 84. Die Vorſchriften der SS 79-82 finden auch An- 
wendung, wenn eine Hypothek oder Grundſchuld auf andere 
Meile erworben oder verpfändet wird. 

Der Vermerk der Verpfändung muß den Gläubiger und 
die Forderung, zu deren Sicherheit die Verpfändung erfolgt, 
bezeichnen. 

8 55. Soll die Hypothek oder Grundſchuld auf einen 
Vermächtnißnehmer  umgejchrieben werden, jo muß die Ein: 
willigung des Erben oder deſſen rechtsfräftige Berurtheilung zu 
beigebradht werden. 


S 56. Zur Eimräumung des Vorrechts genügt eine darauf 
gerichtete Erklärung des Einräumenden. 

Die Eintragung der Vorrechtseinräumung ift auf der Urkunde 
über die zurüctretende und auf Verlangen auch auf der Urkunde 
über die vortretende Bolt von dem Grumdbuhamt zu vermerken. 

Ss 87. Ueberweiſungen eingetragener Poſten an Zahlungs: 
ftatt im Wege der Zwangspollitrefung ſind auf Erſuchen des 
Prozeßrichters oder der zuftändigen Berwaltungsbehörde einzutragen. 

Die erfuchende Behörde hat die über die betreffende Poſt 
ausgefertigte Urkunde vorzulegen, und ift auf derjelben don dem 
Srundbuhamt die Eintragung der Ueberweiſung zu vermerken. 

Im Fall der Ueberweiſung eines Theils der Poſt iſt eine 
a nah 8 83 anzufertigen. 

S 88. Vormerfungen werden in der erften Hauptjpalte 
der zweiten Abtheilung eingetragen, wenn durch diejelben das 
Recht eines Erwerberd auf Auflaffung oder auf Eintragung 
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eines Eigenthumsüberganges oder auf ein in dieſe Abtheilung 
einzutragendes Recht, — im der erften Hauptipalte der dritten 
Abtheilung, wenn durch jie das Recht auf eine Hypothek oder 
Grundſchuld gefichert werden joll. 

Sn gleicher Weile it bei Vormerkungen zur Sicherung der 
Löſchung eingetragener Rechte zu verfahren. 


5 89. Die endgültige Eintragung an der Stelle einer 
Vormerkung erfolgt auf Erſuchen des Prozekrichterd oder mit 
Bewilligung deffen, gegen welchen die Bormerfung gerichtet war. 


S 90. Die Ummandlung einer Hypothek in eine Grund: 
Ihuld wird neben ver Bolt in der zweiten Hauptjpalte vermerkt. 
Die Hypothefenurfunde wird, bon der Schuldurfunde gelöft und 
durch Zerjchneiden vernichtet, bei den Grundakten zurücdbehalten; 
die Schuldurfunde ift dem Gläubiger zurüdzugeben, ‚nachdem der 
vorhandene Eintragungsvermerf durchſtrichen worden. 


s 91. Beichränfungen des Verfügungsredht3 über das 
Grundftüd gehören in die erfte Hauptipalte der zweiten Ab- 
theilung ; Bejchränfungen des Berfügungsredht3 über ein in der 
zweiten oder dritten Abtheilung eingetragenes Recht werden neben 
demjelben in der zweiten Hauptipalte vermerft. 

Auf der über das eingetragene Recht gebildeten und bei- 
zubringenden Urkunde ift von dem Grundbuhamt die Ein: 
tragung der Beſchränkung zu vermerfen. | 


4. Löſchungen. 


Ss 92. Die Löſchung der Eintragungen in der zweiten 
und dritten Abtheilung darf, ſofern nicht die Löſchung von Amts: 
wegen vorgeichrieben ift, nur auf Antrag des im Grundbuch 
eingetragenen Eigenthümers des Grundftüds oder auf Erſuchen 
einer zuftändigen Behörde erfolgen. 


5 93. Zur Begründung des Lölhungsantrages einer in 
der zweiten Abtheilung eingetragenen Laſt genügt die don dem 
Eigenthünner vorzulegende Löſchungsbewilligung des eingetragenen 
Berehtigten oder deſſen Rechtsnachfolgers. 


S 94. Zur Begründung des Antrags des Eigenthümers, 
eine Hypothek oder Grundſchuld zu löſchen, gehört entweder 
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1. die von dem Gläubiger ertheilte Quittung oder Löſchungs— 
bemilligung, oder 


2. der Nachweis der rechtskräftigen Werurtheilung des 
Gläubigers, die Lölhung zu bemilligen, oder 

3. der Nachweis der eingetretenen Bereinigung (Konfufion 
oder Konjolidation), oder 


4. die Vorlegung des rechtskräftigen Ausſchlußerkenntniſſes 
nah erfolgtem Aufgebot der Poft, oder 

5. die Beicheinigung des Prozekrichterd, daß don dem Eigen 
thümer den in dem $ 106 viejes Geſetzes geftellten An— 
forderungen Genüge geſchehen ift. 

Mit dem Antrage muß in den Fällen 1—3 die- über die 
Eintragung ausgefertigte Urkunde oder das rechtskräftige Er- 
fenntniß, duch welches die Urkunde nad erfolgtem Aufgebot 
für fraftlos erklärt worden ift, vorgelegt werden. 


8 95. Mit dem zur Lölhung vorgelegten Grundſchuld— 
brief find die noch nicht verjährten Zinsquittungsjcheine zu 
übergeben. 

Der zur Berichtigung der fehlenden Zinzquittungsicheine 
erforderliche Betrag muß dor der Löſchung gerichtlich niederge- 
legt werden. Die Hinterlegung des fälligen Betrages gejchieht 
durh den Schuldner. Den nicht fälligen Betrag kann der 
Gläubiger für feine Rechnung hinterlegen. Wermweigert er dies, 
jo ift der Schuldner den Betrag für eigene Rechnung zu Hinter: 
legen verpflichtet, und berechtigt, denjelben von dem zurüd- 
zuzahlenden Kapital abzuziehen. 


S 96. Der Inhaber eines noch nicht verjährten Zins— 
quittungsſcheines Tann gegen Aushändigung deffelben den Be: 
trag aus dem Depofitorium in Empfang nehmen. 

Seh: Monate nah Ablauf der VBerjährungsfrift für jede 
einzelne Zinsrate iſt der Hinterleger berechtigt, die Rückgabe des 
entſprechenden Betrages zu verlangen. 

Megen der Verjährung der Zinsraten gelten die Vor: 
Ihriften des bürgerlichen Rechts für Verjährung eingetragener 
Sinfen. 

Ein Aufgebot der Zinsquittungsjcheine Findet nicht ſtatt. 
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Ss 97. Die Löſchung der noch eingetragenen Benefizial— 
Erbeigenſchaft (S 3 des Geſetzes dom 28. Mär; 1840), der 
Verpflihtung zur Einholung der Genehmigung zur weiteren 
Veräußerung der zum vollen Eigenthum verliehenen fisfaliihen 
Grundftüde (Habinetsordre dom 22. Oktober 1843, Juſt.-Min.— 
Bl. S. 258) und der Beſchränkung der Verihuldung bäuer- 
licher Grumdftüde (Verordnung vom 29. Dezember 1843) erfolgt 
nah den biäherigen Vorſchriften von Amtswegen. 

S 98. Zur Löſchung der nah $ 2 des Ablöſungsgeſetzes 
vom 2. März 1850 ohne Entihädigung aufgehobenen Rechte 
genügt der Antrag des Eigenthimers. 

F 99. Die Lölhung der Lehns- oder Yamilienfideifommiß- 
Eigenſchaft kann nur auf Grund einer Beicheinigung der Lehns— 
oder Fiveilommißbehörde, daß die Lehns- oder Fideikommiß— 
eigenjchaft erlojchen jei, oder auf Grund eines von diefen Be— 
hörden beftätigten Yamilienjchluffes über die Aufhebung der 
Lehns- oder Fideikommißeigenſchaft erfolgen. 

S 100. Die Löſchung der in der zweiten Abtheilung auf 
Antrag einer zuftändigen Behörde eingetragenen Beſchränkungen 
erfolgt auf Erjuchen dieſer Behörde oder mit Bewilligung deſſen, 
zu deſſen Gunjten fie eingetragen worden, auf Antrag des Eigen— 
thümers. 

s 101. Sind auf Erſuchen der Auseinanderſetzungsbe— 
hörde Eintragungen über die in 8 77 vorgejchriebenen Grenzen 
erfolgt, jo ift der Eigenthümer befugt, unter Vermittelung der 
Auseinanderjegungsbehörde deren foftenfreie Löſchung zu be= 
antragen. 

S 102. Perſönliche unvererblide Einſchränkungen des Eigen— 
thums oder des Berfügungsrechts werden auf Antrag des Eigen- 
thümers des Grundftüds gelöſcht, wenn der Tod des Berechtigten 
nachgewieſen ift. 

Beiteht jedoch die Möglichkeit von Rückſtänden, jo kann 
die Löſchung nah Ablauf eines Jahres erfolgen, jofern big da— 
din eine Vormerkung zur Erhaltung des dinglichen Rechts nicht 
eingetragen ift. 

s 103. Die Lölhung einer im Grundbuch eingetragenen 
Poſt, deren Tilgung der Eigenthümer des Grundftüds behauptet, 
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aber durch eine beglaubigte Quittung des eingetragenen Gläubigers 

oder deſſen Rechtsnachfolgers nicht nachweiſen kann, weil ihm 

dieſelben ihrer Perſon oder ihrem Aufenthalt nach unbekannt 
ſind, findet nur in Folge eines gerichtlichen Aufgebots nach 

Vorſchrift der Prozeßordnung ſtatt. 

S 104. Das Aufgebot einer Poſt, von welcher der Eigen— 
thünser des Grundftüds behauptet, daß fie getilgt ſei, kann, 
wenn er darüber eine Beicheinigung beibringt, auf jeinen Antrag 
auch dann erfolgen, wenn der Inhaber der Poſt zwar befannt 
ift, aber als ſolcher ſein Verfügungsrecht nit nachgewieſen hat. 

S 105. Es wird in diefem Falle nah Vorſchrift ver 
Prozegordnung unter Berüdjihtigung der folgenden näheren 
Beitimmungen verfahren: 

1. Der Eigenthümer des Grundftüds hat ein Verzeichnik der 
ihm befannten angeblichen Rechtsnachfolger des legten ver: 
fügungsberedhtigten Inhabers der Bolt zu übergeben und 
zugleich zu verjichern, daß außer diejen feine anderen, ihm 
befannten, Rechtsnachfolger vorhanden find. 

2. Zu dem Termin werden die angezeigten angeblichen Rechts— 

nachfolger bejonders und die der Perjon oder dem Auf: 

enthalte nach unbekannten Berechtigten öffentlich geladen. 

3. Die öffentlide Yadung der unbekannten Berechtigten muß 
den Namen des eingetragenen Gläubigers, die Beichaffen: 
heit und den Betrag der Bolt und das Datum der 
Urfunde angeben; fie iſt mit einer Friftbeftimmung bon 
drei Monaten zu erlaſſen und durch Aushang an Der 
Serichtäftelle, einmalige Aufnahme in das Pegierungs: 
Amtsblatt, jowie nah dem Ermeſſen des Geriht3 auch 
noch auf andere Art befannt zu maden. 

4. Die Ladungen erfolgen unter der Berwarnung, daß die 
Ausbleibenden mit ihren Anſprüchen auf die Bolt würden 
ausgeſchloſſen und die Bolt im Grundbuch würde gelöfcht 
werden. 

5. Die Löſchung erfolgt auf Grund des rechtskräftigen Aus— 
ſchlußerkenntniſſes und nad rechtäfräftiger Zurückweiſung 
eines etwaigen Widerſpruchs derjenigen, die jih bis zum 
Termin mit Anfprüchen gemeldet haben, auf Antrag des 
Eigenthümers. 
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S 106. Auf die VBerfiherung des Eigenthümers des Grund— 


ſtücks, daß der Inhaber einer noch nicht getilgten, aber bereit 
fälligen oder der Kündigung unterworfenen Bolt, welche er zur 
Löſchung bringen will, der Perſon oder dem Aufenthalt nach 
ihm unbefannt oder nit verfügungsberedhtigt ſei, kann die 
Löſchung unter folgenden Bedingungen erfolgen: 


I. 
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Der unbelannte Inhaber der Poſt iſt von dem Geriht 
der belegenen Sade öffentlih aufzufordern, dem Eigen— 
thümer Quittung oder Löjchungsbemilligung zu ertheilen. 
Diefe Aufforderung wird einmal im Regierungs: Amtsblatt 
und durch Aushang an der Gerichtäitelle befannt gemacht. 

Der befannte, aber nit als verfügungsberedtigt 
nachgewieſene Inhaber iſt durch bejondere Berfligung auf= 
zufordern. 


. Die in der öffentlihen Aufforderung von dem Geriht zu 
beitimmende Friſt wird, wenn mit der Aufforderung die 


Kündigung verbunden ift, um die Kündigungsfrift ver= 
längert. 


. Wenn der Inhaber innerhalb der geftellten Friſt ich nicht 


gemeldet und jein Verfügungsrecht nicht nachgemiejen hat, 
jo geitattet daS Geriht dem Antragfteller, das Kapital 
nebſt den bedungenen Zinjen für fünf Jahre, oder, ſofern 
das Grundftüd für Verzugszinſen verpfändet ift, mit zehn» 
jährigen Verzugszinjen zum gerichtlichen Depoſitorium ein— 
zuzahlen. 

Wenn der Antragfteller durch beglaubigte Quittung 
die Zahlung der Zinjen nachweiſt, oder jeit Ausftellung 
der Urkunde nod nicht fünf oder zehn Jahre verfloſſen 
find, jo ift derjelbe nur verpflichtet, für den hiernach zu 
berechnenden fürzeren Zeitraum die Zinjen bei Gericht ein: 
zuzablen. 


$ 107. Nach erfolgter Zahlung ertheilt das Gericht dem 


Eigenthümer eine Beſcheinigung, daß die Poſt auf jeinen Antrag 
aufgeboten, daß ſich der verfügungsberechtigte Inhaber derjelben 
nicht gemeldet und der Eigenthümer der Vorfchrift des S 106 
Nr. 3 genügt hat. Die Löſchung erfolgt auf Grund diefer Be— 
iheinigung, die der Eigenthümer dem Grundbudhamt einzu— 
reihen hat. 
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$ 108. Wenn ji innerhalb Jahresfrift ein Berechtigter 
zur Empfangnahme der eingezahlten Geldfumme nicht meldet, 
jo ordnet dad Gericht ohne weiteres Verfahren die Ablieferung 
derjelben an die Juſtizbeamten-Wittwenkaſſe an. 

Meldet fih der Berechtigte Später, jo wird ihm der einge: 
zahlte Betrag ohne die inzwiſchen erhobenen Zinjen aus dieſer 
Kaſſe eu 

S 109. Ob und welder Betrag an Zinjen dem Eigen: 
thümer des Grundftüds zurüdzuzahlen ift, weil der Gläubiger 
darauf feinen Anſpruch hat, oder dem Gläubiger nacdhgezahlt 
werden muß, weil jein Anſpruch den eingezahlten Betrag über: 
fteigt, hat beim Mangel einer Bereinigung der Prozekrichter zu 
entjcheiden. 

J 110. Wenn der Inhaber der Poſt zwar befannt, aud) 
Quittung zu leilten erbötig ift, oder wirklich geleiftet hat, Die 
Urfunde darüber aber verloren gegangen ift, jo fann die Löſchung 
nur erfolgen, nachdem die Urfunde in Gemäßheit der VBorjchriften 
der Prozekordnung aufgeboten und durch Erfenntniß für fraftlos 
erflärt worden iſt. 

Von dem Inhaber der Bolt it ein Eid, wenn die Art 
des Verluftes bekannt ift, dahin: 

daß die Urkunde auf die angegebene Art verloren ge: 

gangen jet, 
und wenn die Art des Verluſtes unbefannt ift, dahin zu leiften: 

daß man die Urkunde nicht gefährlicher Weije abhanden 
gebradht habe, auch aller angewandten Mühe ungeachtet 
nicht wiſſe, wo ſie ſich befinde. 

S 111. Ebenfo ift zu verfahren, wenn der Gläubiger an 
Stelle der abhanden gefommenen die Ausfertigung einer neuen 
Hppothefenurfunde oder eines neuen Grundjchuldbrief3 verlangt. 

S 112. Die neue Urkunde wird aus einer beglaubigten 
Abjchrift der verloren gegangenen und der mit der Bejcheinigung 
der Rechtskraft verjehenen Urtheilsformel des Erkenntniſſes gebildet. 

Die Ausſtellung der neuen Urkunde wird in der zweiten 
Hauptipalte „Veränderungen“ bei der Poſt vermerkt. 

8 113. Wenn über Domänengefälle oder Inventarien= 

fapitalien ausgefertigte und verloren gegangene Urkunden außer 
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Kraft erklärt werden ſollen, bedarf es nur des in der Kabinets— 
ordre dom 3. Juli 1843 vorgejchriebenen Verfahrens. 


Ss 114. Die Yölhung einer Bolt wird don dem Grund- 
buchamt auf der Urkunde vermerkt und der Eintragungspermerf 
auf derjelben durchſtrichen. 


S 115. Bei Löſchung der ganzen Boft werden die Urkunde 
und die zurüdgereihten Zinsquittungsicheine durch Zerjchneiden 
vernichtet und auf der angefügten Urkunde über die perjönliche 
Verpflichtung der vorhandene Eintragungsvermerk durchſtrichen. 
Die Urkunde über die Lölhungsbemilligung wird bei dem Grund— 
buchamt zurüdbehalten. 


Ss 116. Bei der Löſchung eines Theil® der Poſt wird der 
zu löfchende Theil von dem ausgeworfenen Geldbetrag abge— 
Ihrieben, und dieſe Theillöfhung auf der Urkunde vermerkt. 


s 117. Die Lölhung einer Veränderung erfolgt in der 
Nebenipalte der zweiten Hauptipalte auf Antrag oder mit Ein— 
willigung desjenigen, für welchen die Einſchreibung geichehen 
it, oder auf Erſuchen derjenigen Behörde, melde die Ein- 
Ihreibung beantragt hat. 


S 118. Eine aus Berjehen des Grundbuhamts gelöjchte 
oder bei Ab: und Umſchreibungen nicht übertragene Poſt ift auf 
Verlangen des Gläubigerd oder don Amtswegen mit ihrem 
früheren Vorrecht wieder einzutragen. Dieje Wiedereintragung 
wirkt jedoch nicht zum Nachtheil Derjenigen, die nad) der Löſchung 
Rechte an dem Grundſtück oder auf eine der gelöjchten gleich— 
oder nachſtehende Bolt in redlihem Glauben erworben haben. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon der Bildung der Urkunden über Eintragungen 
im Grundbud. 


s 119. Ueber die Eintragungen in der erſten und zweiten 
Abtheilung, über Veränderungen in der zweiten umd dritten Ab— 
theilung und über die Eintragungen von Vormerkungen in der 
erſten Hauptipalte der dritten Abtheilung werden bejondere 
Urkunden nicht angefertigt. 
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Ss 120. Der Eigenthümer fann jederzeit eine beglaubigte 
Abſchrift des vollitändigen Grundbuchblatt3 oder Artikels jeines 
Grundſtücks oder des Titels und der erften Abtheilung verlangen. 


s 121. Ueber die Eintragung einer Vormerfung über 
Eintragungen in der zweiten, Veränderungen und Löſchungen 
in der zweiten und dritten Abtheilung erhalten die Betheiligten 
und die Behörde, melde die Eintragung nachgeſucht Hat, von 
dem Grundbuchamt eine Benahrichtigung, welche die Eintragung? 
formel wörtlih enthält. Zu den Betheiligten gehört immer der 
eingetragene Eigenthümer. 


$ 122. Ueber die Eintragungen der Hypotheken werden 
Hnpothefenbriefe, über die Eintragungen der Grundſchulden 
Grundſchuldbriefe ausgefertigt und dem Eigentdümer des Grund: 
ftüd3 oder der Behörde, welche die Eintragung nachgeſucht hat, 
eingehändigt. Im lebteren Fall erhält der Eigenthümer eine 
Benachrichtigung. Mit dem Hypothefenbrief wird die Schuld: 
urfunde durch Schnur und Siegel verbunden. Ein Verzicht auf 
die Ausfertigung des Hypothefenbrief3 ift zuläjlig; auf die Aus- 
fertigung des Grundſchuldbriefs darf nit verzichtet werden. 

Ss 123. Wird auf Ausfertigung eines Hypothekenbriefs 
verzichtet, jo erhalten der Eigenthümer und der Gläubiger eine 
Benachrichtigung nah Borjchrift des S 121. 

s 124. Der Hypotheken- und der Grundjchuldbrief beiteht 
aus der Ueberſchrift, dem vollftändigen Eintragungsvermerf der: 
jenigen Boft, für welche er ausgefertigt wird, den für die Prüfung 
der Sicherheit der Poſt erheblichen Nachrichten aus dem Grund: 
buchblatt oder Artikel und der Unterfchrift des Grundbuchamts 
mit Datum und Siegel. 


S 125. Bei Gefammthypothefen und Geſammtgrund— 
Ihulden werden von allen verhafteten Grundftüden, welche ein 
bejonderes Blatt im Grundbuch haben, die Hypothelen- und 
Grundihuldbriefe ausgefertigt, und mit einander durh Schnur 
und Siegel verbunden. 

Bei der Gelammthaft jolder Grundjtüde, welche einen ge- 
meinſchaftlichen Artifel im Grundbuch Haben, wird nur ein 
Hypotheken und Grundichuldbrief ausgefertigt. In demjelben 
find die einzelnen mithaftenden Grundftüde anzugeben. 
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S 126. Die leberjhrift lautet: 

Preußiſcher Hypothefenbrief, Preußiſcher Grundſchuldbrief, 
und enthält eine Angabe des Grundbuchs nach Ort und Band 
der Nummer des Grundbuchblattes oder Artikels, die Bezeichnung 
des Grundſtücks und der Poſt, für welche die Urkunde ausge— 
fertigt wird. 

$S 127. Die Nachrichten enthalten: 

l. aus dem Titel des Blattes oder der erjten Abtheilung des 
Artikel: die Beitandtheile und Zubehörungen des Grund— 
ftüds mit ihrer Größenangabe nah dem Grundſteuerbuch, 
den Grundfteuer-Reinertrag oder den Nutzungswerth und 
die Abjchreibungen mit gleicher Angabe ihrer Größe, ihres 
Reinertrages oder Nubungsmwerthes ; 

2. aus der erjten Abtheilung des Blattes oder dem Titel 
des Artikels: den vollftändigen Namen des Eigenthümers, 
jeinen Stand, Wohn: oder Aufenthaltsort; die legten nicht 
zehn Jahre zurüdliegenden Erwerbspreiſe, fall3 jolde im 
Srundbuchblatt vermerkt find, jorwie die etwa eingetragene 
Tare und Verſicherungsſumme mit Angabe der Jahreszahl; 

3. aus der zweiten Abtheilung in möglichſter Kürze die Be— 
ſchränkungen und Laſten; 

4. aus der dritten Abtheilung die einzelnen Summen und 
die Fünf vom Hundert überſteigenden Zinsſätze der vor— 
oder gleichſtehenden Poſten, 

mit kurzer Angabe, welche Nummern der zweiten und dritten 
Abtheilung gelöſcht ſind. 

S 128. Auf Antrag des Eigenthümers iſt dem Grund— 
Ihuldbrief ein Zinsquittungsbogen beizulegen, auf welchem die 
einzelnen Zinsquittungen für einen fünfjährigen Zeitraum, mit 
dem Stempel des Grundbuchamts verjehen, enthalten find. 

Auf dem Grundſchuldbrief ift zu vermerken, ob und für 
welche Zeit Zinsquittungsſcheine ertheilt jind. 

Nah Verbrauch der einzelnen Quittungsjcheine ift der In— 
baber des Grundichuldbrief berechtigt, die Ertheilung eines 
neuen Zingquittungsbogens nachzuſuchen. 

FJ 129. Die bei einer Hypothek oder Grundſchuld einge- 
tragenen Veränderungen und Löſchungen werden von dem Grund— 
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budamt auf dem Hypothelen- oder Grundſchuldbrief unter Bei: 
fügung des Siegel vermerkt. 

Wird bei einer Poſt, über welche bisher ein Hypotheken— 
brief nicht audgefertigt war, eine Veränderung eingetragen, jo 
muß die nadträglihe Bildung des Hnpothefenbrief3 erfolgen. 

8 130. Bedarf der Hopothefen- oder Grundfchuldbrief 
einer Erneuerung, jo iſt das urjprünglide Exemplar von dem 
Grundbuchamt durch Zerjchneiden zu vernichten und bei den 
Grundakten zurüdzubehalten. Bei der Ausfertigung des neuen 
Eremplars werden Vermerfe, die für die gegenwärtige Gültig: 
keit des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefs ohne Erheblichteit 
ſind, ſowie gelöſchte Eintragungen in der zweiten und dritten 
Abtheilung, und ältere Abtretungen weggelaſſen. 

J 131. Der Grundbuchrichter und der Buchführer haften 
für die Webereinftimmung der Angaben des Hypotheken- oder 
- Grundihuldbriefs mit dem Inhalt des Grundbuchs und haben 
diejfe Urkunden, ſowie alle jpäteren WVermerfe des Grundbud- 
amts, auf denjelben zu unterjchreiben. 


Fünfter Abichnitt. 
Von der Wiederherftiellung zerftörter, ſowie 
von Anlegung neuer Grundbüder. 


J 132. Sind die Grundbücher eines Orts oder Bezirks zerſtört 
oder verloren gegangen, jo erfolgt deren MWiederherftellung auf 
Grund eines Gejeßes. 


J 133. Sind für einen beſtimmten Ort überhaupt oder 
für einzelne Grundſtücke noch keine Bücher angelegt, ſo kommen 
zunächſt die in den einzelnen Provinzen ergangenen beſonderen 
geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. 

8 134. Im Uebrigen gelten unbeſchadet der beſonderen 
für das Bergrecht erlaſſenen Beſtimmungen folgende Vorſchriften: 

Die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt nur auf Ans 
trag des Eigenthümers oder Derjenigen, welche die Eintragung 
des Eigenthümers zu verlangen befugt find. 

Dem Antrag ift ein beglaubigter Auszug aus dem Steuer: 
buch beizufügen. 
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Ss 135. Die Eintragung des zur Zeit der Anlegung des 
neuen Grundbuchblatt3 vorhandenen Eigenthümers erfolgt, wenn 
derſelbe: | 


1. da3 Grundjtüd in einer gerihtlihen Zwangsverſteigerung 
eritanden hat; 

2. wenn er ein Ausſchlußerkenntniß erwirbt. Jeder Beſitzer, 
welcher durch eine Beicheinigung der Ortsbehörde nad: 
weilt, daß er das Grundſtück eigenthümlich befige, oder 
welcher den Erwerb des Grundſtücks durch eine öffentliche 
Urkunde beicheinigt, iſt berechtigt, auf Erlaß des Aufge— 
bot3 nah Maßgabe der Subdaftationgordnung anzutragen ; 

3. wenn der Beliger außer dem Fall des Aufgebot3 durch 
Urkunden, Verfügungen und Beicheinigungen öffentlicher 
Behörden oder durch Zeugen glaubhaft madt, daß er das 
Grundſtück entweder jeit vierundvierzig Jahren oder aus 
einem Titel, der an fih zur Erlangung de3 Eigenthums 
geſchickt ift (S 579 1. 9 des Allgemeinen Landrechts), feit 
sehn Jahren bejite. Auf die formelle und materielle 
Gültigkeit des Titels fommt es nit an. » 


Bei einem fürzeren Beſitzſtand muß der llebergang auf den 
Beier duch einen zur Erwerbung des Eigenthums nad Vor: 
Ichrift des Allgemeinen Landrechts an ſich geeigneten, dem In— 
halt und der Form nah gültigen Titel nadhgewiejen und, 

entweder dargethan werden, daß der unmittelbare Bor: 

bejiger jelbit Ichon einen Titel für ſich Hatte, der nad) 
den damals geltenden Gejegen an ſich zur Erwerbung 
des Eigentums geſchickt war, 

oder dur Urkunden, Zeugen oder Beicheinigungen öffent: 

(iher Behörden glaubhaft gemacht werden, daß der 
jeßige und der Vorbeſitzer das Grundftüf überhaupt 
zehn Jahre lang beſeſſen haben. 


Ss 136. Mit Ausnahme des S 135 Nr. 2 bedarf es des 
Aufgebots der dingli Berechtigten nicht. Diejenigen Beredhtigten, 
welche jih mit ihren Anträgen bei dem Grundbuchamt gemeldet 
haben, ‚werden in die nach drei Abtheilungen anzulegenden An: 
meldebogen eingetragen. 
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Ss 137. Gründet ſich der zur Eintragung angemeldete An- 
ipruch nicht auf öffentliche vom Eigenthümer ausgeſtellte Urkunden, 
jo it diefer darüber zu vernehmen. 


Erkennt er den Anſpruch an, jo wird derjelbe in den An 
meldebogen aufgenommen. Beftreitet er den Anſpruch, jo muß 
der Anmeldende zum Rechtsweg verwiejen werden. Eine Ein- 
tragung im Anmeldebogen findet in diefem Fall nur auf Er: 
ſuchen des Prozeßrichters ſtatt. 


$ 138. Die angemeldeten und anerkannten und die auf 
Erſuchen des Prozeßrichters aufzunehmenden Anſprüche der 
zweiten und dritten Abtheilung werden nach den zur Zeit ihrer 
Entſtehung geltenden Geſetzen, oder, wenn ſich hiernach ihre 
Reihenfolge nicht beſtimmen läßt, nach der Zeitfolge ihrer An— 
meldungen eingetragen. 


$ 139. Die Eintragung in das Grundbuch erfolgt, jobald 
der Eigenthümer den zur Eintragung jeines Eigentums nad 
$ 135 erforderliden Nachweis geführt hat. 


S 140. Wegen der Erwerbung von dinglichen Rechten auf 
Grunditüde, die in dem Grundbuch des Orts noch nicht einge— 
tragen ſind, bleibt ‘e3 bei den Beitimmungen der Verordnung 
bom 16. Juni 1820 und der Deklaration dom 28. Juli 1858. 


Schiter Abſchnitt. 
- Bon den Koften. 


Ss 141. Die Koften für die Bearbeitung der Grundbuch— 
ſachen werden nad) dem beigefügten Tarif erhoben. Die Bes 
ftimmungen des leßteren treten in den Fällen, wo nad der 
gegenmärtigen Grundbuchordnung verfahren wird, an die Stelle 
der SS 25 bis 32 des Gerichtsfoftentarif3 vom 10. Mai 1551 
und des Artikels 17 des Gejeßes dom V. Mat 1354. 


$ 142. Die Stempelabgaben für die bei dem Grund: 
buchamt vorgenommenen Geſchäfte und geftellten Anträge werden 
nach dem bejonderen hierüber erlalienen Geſetze erhoben. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 
J 143. Die Grundbuchordnung tritt mit dem 1. Oktober 
1572 in Kraft. 
Mit diefem Tage merden die Hhpothefenordnung vom 
20. Dezember 1783 und alle diejelbe ergänzenden und ab: 
ändernden Geſetze aufgehoben. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872.*) 
(Folgen Unterjghriften.) 
(Gejeß-Samml. 1872, ©. 446—472.) 





4. 

Geſetz, betreffend Die Abänderung und Ergänzung 
einiger Beitimmungen des Kommunalabgaben: 
Gejetzes vom 14. Juli 1893. 

Vom 30. Juli 1895. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer de Landtages Unferer 
Monardie, was folgt: 

Artikel J. 

Zwiſchen die SS 48 und 49 des Kommunalabgabengeſetzes 

vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. ©. 152) wird eingejdhaltet: 
s 48a. Erſtreckt ji ein Handel3= oder Gemerbeunter: 

nehmen, einjchließlih eines Bergbauunternehmens, über 
preußiſche und nichtpreußiiche Gemeinden, jo finden behufs 

Ermittelung des dem Steuerpflichtigen in den verjchiedenen 

Gemeinden zufließenden Einkommens die Vorfchriften des 

Ss 47 jinngemäße Anwendung. 


*) Die zu dieſem Gejeke gehörigen Formulare für die Grund: 
ſchuld- und die Hypothekenbücher, fowie für die Grundichuld: und 
Hnpothefenbriefe, Anlage No. I—I und A—H, find in dem Geſetz— 
blatte 1872 ©. 473--502 zu erjehen. Ebenſo die Koftentarife und 
Stempelabgaben. 
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Artilel 2. 


Die SS 49 und 50 des SKommunalabgabengejeges vom 
14. Juli 1893 werden durch nachfolgende Beltimmungen erjet: 


$ 49. Bei der Heranziehung der Steuerpflitigen zur 
Einfommenfteuer in ihren Wohnfiggemeinden ift, unbe: 
ihadet der Beitimmungen des 8 35, derjenige Theil des 
Gejammteinfommens außer Berehnung zu laſſen, welcher 
außerhalb des Gemeindebezirks aus Grundvermögen, 
Handels- oder gewerbliden Anlagen, einjhlieglih der 
Bergwerke, aus Handels- und Gewerbebetrieb, einjchlieklich 
des Bergbaues, ſowie aus der Betheiligung an dem Unter: 
nehmen einer Gejellihaft mit bejchränfter Haftung ($ 33 
Nr. 2) gewonnen wird. Zu dieſem Behufe wird das 
Gejammteinfommen des Steuerpflichtigen eingejhäßt und 
der jo ermittelte Steuerbetrag dem Berhältniß des außer 
Berehnung zu laljenden Einfommens zu dem Gejammt: 
einfommen entſprechend herabgejeßt. 

Die Gemeinde, in welcher der Steuerpflichtige feinen 
Wohnſitz Hat, iſt jedoh, wenn das fteuerpflichtige Ein- 
fommen weniger al3 ein Biertheil des Gejammteinfommens 
beträgt, berechtigt, durch Gemeindebeſchluß ein volles Vier: 
theil des Gefammteinfommens für fih zur Belteuerung in 
Anſpruch zu nehmen. Der Anfprud vertheilt ſich ent: 
ftehenden Falls verhältmigmäßig auf die übrigen Theile 
des außerhalb des Gemeindebezirk zufließenden Ein— 
fommen3 und, ſoweit Preußiiche Yorenjalgemeinden in 
Betracht fommen, unter entjprechender Verkürzung des 
dieſen Gemeinden zur Beteuerung zufallenden Einfommens. 
Steht der Anſpruch mehreren Wohnfisgemeinden zu, jo 
ift diefer Bruchtheil nad) Maßgabe des S 50 zu vertheilen. 


J 50. Bei der Einfhäßung von Perſonen, mit mehr: 
fahem Wohnſitz innerhalb oder innerhalb und außerhalb 
des Preußiſchen StaatSgebietes in ihren Preußiſchen Wohn: 
iögemeinden verbleibt derjenige Theil des Gejammtein- 
fommend, welcher aus Grundvermögen, Handels- oder 
gewerbliden Anlagen, einjchlieglid” der Bergwerke, aus 
Handel oder Gewerbe, einſchließlich des Bergbaues, ſowie 


aus der Betheiligung an dem Unternehmen einer Gejell- 
Ihaft mit beichränkter Haftung fließt, der Belegenheits— 
beziehungsmeije der Betriebögemeinde. Beträgt jedoch diejer 
Theil mehr als drei. Viertheile de3 Gejammteinfommens 
der Steuerpflichtigen, jo gelangt die Beitimmung im $ 49 
Abſatz 2 dieſes Gejeges jinngemäß zur Anwendung. 

Neuanziehende, melde in einer Gemeinde wegen ihres 
die Dauer don drei Monaten überfteigenden Aufenthalts 
zu den Gemeindefteuern herangezogen werden (S 33 Ab— 
ja 4), ſind injomweit denjenigen gleichgeftellt, welche in 
diefer Gemeinde ihren Wohnfit haben. 

Sm Uebrigen dürfen PBerfonen mit mehrfachem Wohn: 
id innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiete in jeder 
Preußiſchen Wohnfiggemeinde nur mit dem der Zahl 
diefer Gemeinden entſprechenden Bruchtheilen ihres Ein= 
kommens Herangezogen werden. Wohnfiggemeinden, in 
welchen der Steuerpflichtige ih im Laufe des voraufges 
gangenen Rehnungsjahres überhaupt nicht oder kürzere 
Zeit als drei Monate aufgehalten Hat, werden hierbei 
nicht mitgezählt. 

Sn allen Fällen ift das Gejammteinfommen des 
Steuerpflichtigen einzuſchätzen und der jo ermittelte Steuer: 
betrag dem Verhältniß des außer Berechnung zu lafjen= 
den Einfommens zu dem Gejammteinfonmen entiprechend 
herabzufeßen. 

Artikel 3. 
Der F 93 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1593 wird durch nachſtehende Beltimmungen erjeßt: 

Ss 93. Die Kreife find befugt, das Halten von Hunden 
zu bejteuern. Die Steuer darf jährlid 5 Mark für den 
Hund nicht überfteigen und ift durch Steuerordnung zu 
regeln. Auf die Steuerordnung finden die Vorſchriften 
des S 52 mit der Maßgabe Anwendung, daß an Die 
Stelle des Gemeindevorftandes der Kreisausſchuß tritt. 

Die Steuerordnung bedarf der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes. Die Genehmigung unterliegt der Zus 
ſtimmung der Minifter des Innern und der Finanzen. 
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Den Miniftern ift geitattet, die Ertheilung der Zu: 
ſtimmung auf den Oberpräfidenten zu übertragen. 

Die Erhebung einer Hundefteuer jeitens der Kreiſe 
berührt das Recht der Gemeinden zur Beſteuerung der 
Hunde nit (S 16). 

Artikel 4. 

Artikel 1 und 2 des gegenwärtigen Gejeßes treten am 
1. April 1896, Artikel 3 tritt nach feiner Verfündigung fofort 
in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 30. Juli 1895. 

(Folgen Unterſchriften.) 


(Geſetz-Samml. 1895, ©. 409 bis 411.) 


> 


Geje, betreffend die Berichtigung Des Grund: 
fteuerfataiters und Der Grundbücher bei Ausein: 
anderjehungen vor Beitätigung Des Rezeſſes. 
Bom 26. Juni 1875. 

Mir Wilhelm, von Gotte® Gnaden König von Preußen zc. 
berordnen, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages, 
für den Geltungsbereih der Grundbuhordnung vom 5. Mai 
1872. (eſetz-Samml. ©. 446), was folgt: 

Ss 1. Bei Gemeinheitstheilungen oder Zujammenlegungen 
geht das Eigenthum oder das erblide Nubungsreht an Ab: 
findungsgrundftüden jchon dor Beftätigung des Rezeſſes mit der 
Ausführung des endgültig feſtgeſtellten Auseinanderjegungsplanes 
auf die Befignehmer über. 

5 2. Auf Grund des ausgeführten endgültig feftgeftellten 
Auseinanderjegungsplaned® Hat die Bezirföregierung (Finanz— 
direftion zu Hannover) die Yortjchreibung der Grunditeuer von 
Amtsmwegen zu veranlaffen. 

5 


$ 3. Die Berihtigung des Grundbuches erfolgt ſchon 
vor Beltätigung des Rezeſſes auf Grund des Auseinander— 
ſetzungsplanes und der Yortjchreibung des Grundfteuerfatafters, 
wenn der Eigenthiimer oder ein Realberedhtigter die Berichtigung 
beantragt. I 

Der Antrag ift bei der Auseinanderfegungsbehörde zu 
ftellen. Diefe erfuht das Grundbuhamt um Vornahme der 
Berichtigung. 

Der intragungdvermerf im Grundbude muß angeben, 
daß die Berichtigung vor Beflätigung des Rezeſſes auf Grund 
des Planüberweijungdatteites erfolgt ift. 


S 4 Dem Erjuden der Auseinanderſetzungsbehörde find 
beizufügen: 

1. ein von diejer Behörde oder deren Kommiſſar auszu— 
jtellendes Planüberweilungsatteft, welches enthalten muß, 

a) die Beicheinigung, daß der Auseinanderſetzungsplan 
feitgeftellt und ausgeführt ift, 

b) die Bezeihnung des bei den Auseinanderſetzungs— 
atten legitimirten Eigenthümers oder des mit einem 
erblihen Nutzungsrechte verjehenen Beſitzers der Ab— 
findung, 

c) die Bezeichnung der Lage und Größe der Abfindungd« 
grundftüde, jowie die Bezeihnung derjenigen Grund: 
ftüfe oder Berechtigungen, an deren Gtelle die 
Abfindungsgrundftüde treten, erforderlihenfall in 
der Weiſe, daß bei den in der zweiten und dritten 
Abtheilung des Grundbuches eingetragenen Laften 
und Schuldverbindlichkeiten die Abfindungsgrund: 
ftüde vermerkt werden können, auf welden fortan 
die Laſten oder Schuldverbindlicdhkeiten haften ; 

2. ein aus dem beridhtigten Grundfteuerbuche gefertigter Aus: 
zug, in welchem die Identität der betreffenden Grundſtücke 
mit den im Planüberweilungs-Attefte bezeichneten Grund» 
ftüden von der Katajterbehörde bejcheinigt ift. 
$ 5. Nah Beltätigung des Rezeſſes ift auf Grund des: 

jelben in den Grundfteuerfataftern die Yortichreibung der etwa 
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eingetretenen nachträglichen Abünderungen des Wußeinander: 
jegungsplanes durch die Bezirfäregierung zu veranlafjen. 

Hat eine Berichtigung des Grundbudes ſchon vor Be: 
ftätigung des Rezeſſes nah Vorſchrift dieſes Geſetzes ſtattge— 
funden, ſo iſt die Beſtätigung des Rezeſſes nebſt den aus dem 
letzteren ſich ergebenden Abänderungen des Auseinanderſetzungs- 
planes auf Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde im Grund— 
buche zu vermerken. 


8 6. Die Vorſchriften der 88 2 bis 5 kommen auch in 
dem Falle zur Anmwendung, wenn der Auseinanderjegungsplan 
bereit3 vor Geltung dieſes Geſetzes endgültig feftgeitellt it. 

5 7. Mit der Ausführung dieſes Geſetzes find der Finanz— 
minifter, der Juſtizminiſter und der Minifter für die landwirth— 
Ihaftlihen Angelegenheiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen unterſchrift 
und beigedrudtem. Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 26. Juni 1875. 

(Folgen Unterſchriften.) 


(Gefeb.-Samml. 1875, ©. 325 bis 327.) 


6. 


Gele, betreffend die Güterfonfolidation im 
Negierungsbezirt Wiesbaden mit Ausnahme Des 
Hinterlandfreijes. 


Bom 2. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
berordnnen, was folgt: 


F 1. Die auf die Güterfonfolidation bezüglichen Be: 
ſtimmungen der mit landesherrliher Genehmigung erlafenen 
Verordnung des Herzoglid Naſſauiſchen Staatsminifteriums 
vom 12. September 1829 Maſſauiſches Verordnungsblatt 
bon 1829 ©. 65) und die dazu ergangenen ergänzenden und 
abändernden Vorſchriften werden hiermit aud in allen nicht zum 

— 
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Herzogthum Naſſau gehörig geweſenen Theilen des Regierungs— 
bezirks Wiesbaden mit Ausnahme des Hinterlandkreiſes einge— 
führt und in folgenden Punkten abgeändert. 

S 2. Die Konſolidation einer Gemarkung oder Ge: 
markungs-Abtheilung findet jtatt, wenn diejelbe von den Beſitzern 
bon mehr al3 der Hälfte der nad) dem Stockbuche berechneten 
Fläche der betheiligten Grundftüde beantragt wird. 

5 3. Neue Anträge auf bloße Güterregulirungen find 
unftatthaft. 

S$ 4. Die Obliegenheiten der Herzoglichen Landesregierung 
find don der Regierung zu Wiesbaden und diejenigen des Herzog: 
lihen Beamten vom Landrathe des Kreiles wahrzunehmen. Die 
Regierung hat den Konjolidations-Geometer und die Gebühren 
deffelben nah Anhörung der Konjolidationg- Geſellſchaft zu be: 
ſtimmen. 

8 5. In den früher Großherzoglich und Landgräflich 
Heſſiſchen Landestheilen, auf welche dieſe Verordnung Anwendung 
findet, treten alle derſelben entgegenſtehenden Vorſchriften, ins— 
beſondere das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz vom 24. Dezember 
1857 und das Landgräflich Heſſiſche Geſetz vom 8. Juli 1862, 
Zuſammenlegung der Grundſtücke, Theilbarkeit der Parzellen und 
Feldwege-Anlagen betreffend, außer Kraft. Die auf Grund 
dieſer Geſetze auf rechtsbeſtändige Weiſe erfolgten Feſtſetzungen 
über die Art und Höhe der Entſchädigung und über das Koſten— 
beitrag Verhältnig bleiben in Gültigkeit. Die jchwebenden Zu: 
jammenlegungsjachen gehen in derjenigen Lage, in welcher fie 
ih befinden, in das neue Verfahren über. 

8 6. Der Minifter für die landwirthichaftliden Ange: 
legenheiten ift mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchſteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 


Gegeben Schloß Babeläberg, den 2. September 1867. 
(Folgen Unterjchriften.) 
(Gefeg-Samml. 1867, ©. 1462 bis 1463.) 





T 
Befannutmadhung. 

Nachdem die Begräbnig-Ordnung für die ſtädtiſchen Fried— 
höfe zu Frankfurt a. M. vom 6. Juli 1888 (erſtmals publicitt 
im Unzeigeblatt der. jtädtiichen Behörden vom 19. Auguft 1388 
Seite 420) in Folge übereinftimmender Beſchlüſſe der ftädtifchen 
Behörden (Beihlüffe der Stadtverordnneten-Berfammlung vom 
18. Dezember 1894 8 763 und vom 11. Juni 1895 8 467; 
ſowie Beichluß des Magiftrat3 vom 30. Auguft 1895 Ne. 1479) 
vielfach verändert worden ift, wird die nunmehrige Fallung der: 
jelben Hierdurch fraft Auftrags des Magiftrat® dom 30. Auguft 
1895 veröffentlicht. 

Frankfurt a. M., den 2. October 1895. 


Friedhofs-Commiſſion. 


Begraäbniß-Ordnung. 
J. Abſchnitt. 
Von den Friedhöfen und Leichenhäuſern. 
A. Bon den Friedhofen. 
1. Allgemeine Beftimmungen. 

S 1. Der Verwaltung der Friedhofs-Commiſſion unter: 
ftehen die vor Frankfurt, Sachſenhauſen und im ehemaligen 
Bornheimer Gemeinde-Bezirk gelegenen, dermalen zu Beerdigungen 
verwendeten ſtädtiſchen Friedhöfe. Diejelben dienen als allge= 
meine Begräbnißftätten ohne Rückſicht auf das religiöje Glaubens— 
befenntniß. 

S 2. Die Friedhöfe umfaſſen: 

a) allgemeine und 
b) eigenthümlih zu erwerbende Begräbnißftätten, jodann 
c) ein Leihenhaus behufs Aufbewahrung zu beerdigender 

Leihen, nebit den zwedentipredenden Localitäten zur Bes 

wachung derjelben ; 

d) die für den Friedhofsverwalter bezw. Aufſeher erforder: 
lichen Wohnungslocalitäten. 


a ei: 


5 3. Die Feltfegung der allgemeinen und der eigenthüme 
ih zu ermwerbenden Begräbnikpläße ijt lediglich Sache der Fried— 
hofs⸗Commiſſion. 

8 4. Zur ſpeziellen Ueberwachung der Friedhöfe, ihrer 
Grabſtätten, Anlagen und der Leichenhäuſer, ſowie zur Aufrecht— 
erhaltung und Befolgung der bezüglichen Anordnungen iſt das 
entſprechende Perſonal vorhanden. 


2. Beſondere Beſtimmungen. 
Allgemeine Begräbnißplätze. 


$ 5. Das bon der Friedhofs-Commiſſion zu allgemeinen 
Begräbnigpläßen beftimmte Friedhofsgelände enthält Begräbniß— 
jtätten: 

a) für Leihen Erwadjener vom 15. Lebensjahre an; 

b) für Leichen von Kindern vom 5. bis zum 15. Lebensjahre; 
ec) für Leihen von Kindern vom 1. bis 5. Lebensjahre; 
d) für Leihen von Kindern unter 1 Sabre. 

8 6. In den Reihen der Erwadjenen haben die Furchen 
von Süden nah Norden eine Breite von 1!/, Schuh = 0,43 
Meter, von Weiten nad Oſten 1 Schuh = 0,28 Meter. In 
den Reihen der Finder Haben die Furdhen von Süden nad) 
Norden 1 Schuh = 0,28 Meter Breite. Sie werden in Reihen 
mit fortlaufender Nummer eingetheilt und in diefer Yolge ohne 
Unterbredung zu Beerdigungen verwendet. 

F 7. Die Wiederverwendung der allgemeinen Begräbniß: 
Hätten ift nach Ablauf von 20 Jahren, vom Tag ihrer Ver: 
wendung an gerechnet, zuläjlig. 

Samilien-Begräbnißftätten. 

8 8. Zur eigenthümlihen Erwerbung find abgejonderte 
Begräbnipitätten jowohl für einzelne Perſonen, als auch für 
ganze Familien beftimmt und zwar: 

a) freiliegende mit einem Flächengehalte von 28 Werk: 
ſchuh = 2,268 Meter für ein Grab; 

b) an die Umfaffungsmauern des Friedhofs anftogende mit 
gleichem Gehalt; 
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c) auf dem Frankfurter Friedhofe an deflen Oſtſeite unter 


dem dort befindlihen Bogengange gelegene Grüfte. 


8 9. Dieſe Begräbnipftätten werden fäuflih von der 


Friedhofs-Commiſſion erworben und es mird über den Erwerb 
gegen Bergütung einer Tare von fünf Mark eine, mit den 
Unterſchriften des Borfigenden, eines weiteren Commiſſionsmit— 
gliedes und des Actuars der Friedhofs-Commiſſion, ſowie dem 
Amtsſiegel zu verjehende Legitimations: Urkunde nebſt beigefügtem 
Situationsriſſe ausgefertigt. 


Dieſe Urkunde enthält unter genauer Angabe des Namens 


und Standes des Erwerbers, des Flächengehaltes und Preiſes 
der Begräbnißſtätte, die beiderſeitigen Rechte und Pflichten in 
Betreff dieſes Eigenthumserwerbes, nämlich: 

a) dem Eigenthümer einer Begräbnißſtätte wird die Befugniß 


ertheilt, ſich, ſeine Angehörigen und Freunde auf derſelben 
beerdigen zu laſſen; 


b) nur gegen Beſcheinigung des in den Regiſtern hierzu 
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Legitimirten wird die Erlaubniß zur Beerdigung daſelbſt 
ertheilt. In beſonderen Fällen, namentlich beim Nach— 
weis der Unmöglichkeit, vor dem Begräbniß die Erlaubniß 
der Legitimirten zu beſchaffen, kann der Vorſitzende der 
Friedhofs-Commiſſion vorläufig die Beerdigung mit dem 
Vorbehalt aller Rechte derjenigen Legitimirten, welche nicht 
zugeſtimmt haben und unter der Bedingung geſtatten, 
daß der Antragſteller ſich zur Tragung aller aus der 
vorläufigen Genehmigung erwachſenen Koſten verpflichtet; 
nach dem Tode des Eigenthümers gehen deſſen Rechte an 
die Begräbnißſtätte auf deſſen Erben über, welche eheſtens, 
und zwar längſtens innerhalb eines, vom Todestage des 
Erblaſſers, beziehungsweiſe der gerichtlichen Etb-Einweiſung 
an zu rechnenden Jahres bei der Friedhofs-Commiſſion 
die Ueberſchreibung der Grabſtätte auf die Erben oder 
einzelne derſelben zu beantragen und einen gemeinſchaft— 
lichen hier wohnenden Bevollmächtigten zur Ertheilung der 
Begräbnißerlaubniß und ihrer ſonſtigen Vertretung zu be— 


ſtellen haben. 


Auf dieſen durch ordnungmäßigen Nachweis des 
Eigenthums-Uebergangs und der Dispoſitions-Befugniß 


zu unterftügenden Antrag erfolgt die Ueberjchreibung der 
Begräbnißftätte gegen eine zu entrichtende Vergütung von 
‚drei Marf; 

d) e3 fönnen auf der Begräbnipftätte Monumente errichtet 
werden, jedoh nur, nachdem deren Zeichnung nebft 
Grundriß in doppelter Ausfertigung vorgelegt und ge— 
nehmigt worden ilt; 

e) der Eigenthümer einer Begräbnißftätte muß die auf ſolcher 
befindlichen Monumente, jowie Anpflanzungen nah An: 
weilung der Friedhofs-Commiſſion in gutem Stande 
erhalten ; 

f) bei Veräußerung einer Begräbnißftätte muß davon Die 
gehörige Anzeige bei der Friedhofs-Commiſſion gemacht 
werden, damit die Umjchreibung gegen die Entrichtung 
der Gebühr von drei Mark vorgenommen werde ; 

g) das Recht auf eine Begräbnißitätte dauert fo lange, ala 
diefer Friedhof zum allgemeinen Begräbnißplab bejtimmt 
jein wird; 

h) ſämmtliche Rechte und Befugniffe an einer Begräbniß— 
ftätte und ihren Zubehörungen erlöjchen, jofern der Eigen: 
thümer derjelben, oder deſſen Rechtsnachfolger in dieſem 
EigentHum vorftehenden Beitimmungen sub c und e 
nicht oder nicht volljtändig Genüge. geleitet haben, und 
zwar nah Ablauf von drei Jahren von dem Tag der 
jeitens der Friedhofs-Commiſſion erfolgten Mahnung be: 
ziehungsweiſe dreimaliger öffentliher Aufforderung im 
ſtädtiſchen Anzeigeblatt. Es ſteht jedoch den Eigen 
thümern zu, die Verjährung ihrer Rechte und Befugniſſe 
dadurch zu unterbrechen, daß fie innerhalb drei Jahren 
ihre Verbindlichkeit sub c und e erfüllen, auch der Fried— 
hofs-Commiſſion, die inzwiſchen ihrerjeit3 auf die Unter: 
haltung der Begräbnißftätte verwendeten Koften erjeßen. 
S 10. Die Friedhofs - Commiffion ift ermädtigt, auf 

Wunſch don Privaten gegen entſprechende, an das ftädtijche 
Aerar zu zahlende Vergütung die dauernde gärtneriihe In— 
tandhaltung ſowohl einzelner von Privaten eriworbener Gräber, 
al3 größerer Begräbnißpläße zu übernehmen und unter ihrer 
Gontrole ausführen zu laffen. 
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Die Höhe der einmaligen dafür baar zu entrichtenden bezw. 
teftamentariih zu legirende Summe richtet fih nach dem Grade 
der einfacheren oder reicheren gärtneriſchen Ausſchmückung und 
zwar in drei verjchiedenen Abftufungen, ſowie nah der Zahl 
der Gräber. 

Es wird dafür folgender Tarif feſtgeſetzt: 

Stufen der Ausſchmückung. 


1. Stufe 












NM. | 
für 1 Grab . . . 3751 — 1150 
n 2 zufanmenliegende Gräber 750| — 1400 | — 2200 — 
— „ 11125 | -12250 -13450 — 
s . ir J 1400 — 12800 | — 14200 — 
„6 „ 11650 | — [3300 | — [4950 | — 
„ jedes weitere Grab. . 250 500 | —| 750) — 


Für die gärtneriſche ̃———— einer Gruft ſind 2200 
Mark zu entrichten. 

Ueber die Unterhaltung von Grabdenkmälern bleibt in den 
einzelnen Fällen ſpecielle Vereinbarung mit der Friedhofs— 
Commiſſion vorbehalten. 

Die Unterhaltung der übernommenen Gräber reſp. Denk— 
mäler dauert ſo lange fort, als der betreffende Friedhof zum 
allgemeinen Begräbnißplatz beſtimmt ſein wird. 

Hört dieſe Zweckbeſtimmung auf, ſo erliſcht die Unter— 
haltungspflicht und fällt die dafür eingezahlte Summe dem 
ſtädtiſchen Aerar zu. 

Inſoweit als die gärtneriſche Inſtandhaltung von Grab— 
ſtätten bezw. die Unterhaltung von Grabdenkmälern in Gemäß— 
heit vorſtehender Beſtimmungen von der Friedhofs-Commiſſion 
übernommen wird, treten die Beſtimmungen in 89 pos. e und 
h der Begräbnig-Ordnung außer Kraft. 


s 11. Die Vergütung für den Erwerb von abgejonderten 

Begräbnißftätten beträgt: 
a) für freiliegende Begräbnipitätten pro Grab von 28 T' 
— 2268 (Meter 150 Mark, jedoh für Epitaphien 


meftlih von der Linie der Grüfte auf dem Frankfurter 
Friedhofe 200 Marf. 


b) für eine Gruft 2000 Mark. 


8 12. Die Berichtigung des Kaufpreiſes hat vor Aus— 
fertigung der Legitimationdurfunde über den Eigenthumserwerb 
und bezw. vor jtattfindender Beerdigung zu gejchehen. 


$ 13. Die Verwendung eined eigenthümlic) erworbenen 
Begräbnißplabes ift jo lange geftattet, als Raum hierzu vor: 
handen, und derjelbe fann überdies nah Ablauf von 20 Jahren 
bon dem Eigenthümer in Wiederbenugung genommen werden. 
Ausgeichloffen it der Fall, wenn ein Metalljarg oder ein fol: 
her mit Zinfeinlage verwendet oder die Wiederbelegung durch 
ausdrüdlihe Beltimmung verboten: ift. 


8 14. Eine der Grüfte bleibt zur Aufnahme folder 
Leihen, namentlig Fremder, vorbehalten, gegen deren jofortige 
Beitattung Bedenken irgend melder Art obwalten, oder über 
deren Weitertransport erſt jpäter Beſtimmung getroffen werden 
jol. Solde Leihen können gegen Entrichtung einer Gebühr 
von 100 Mark und einer Gaution von 50 Mark für die in 
Ermangelung anderweiter Verfügung nah Ablauf der Bei: 
jegungspflit vorzunehmende Beerdigung auf der allgemeinen 
Begräbnißitätte, auf die Dauer eines Jahres in der Gruft bei: 
gejeßt werden. Die Särge müffen in diefem Falle hermetiſch 
verichloffen jein. 


Der Friedhofs-Commiſſion bleibt es jedoch überlafjen, dieſe 
Zeitdauer gegen entjprechende Vergütung zu verlängern. 


Bon den Sriedhofs-Anlagen. 


S 15. Die Friedhöfe find ftet3 in einem mürdigen, dem 
Srabesfrieden entjpredhenden und dem Beſucher der Ruheftätte 
der Heimgegangenen wohlthuenden Zuftande zu erhalten. 


8. 16. Diefer Unterhaltung der Friedhof3-Anlagen feitens 
der Friedhofs-Commiſſion im Allgemeinen entjpredhend, wird 
von den Eigenthümern von Begräbnißjtätten die Unterhaltung 
derjelben in gleicher Weile nicht nur erwartet, jondern die 
Eigenthümer find hierzu auch verpflichtet. 
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$ 17. Die Beauffihtigung der Friedhofs:Anlagen liegt 
zunächſt dem betreffenden Friedhofs-Verwalter, bezw. den Auf: 
jehern ob, infomeit fie nicht, unbejchadet der Oberaufſicht der 
Friedhofs-Commiſſion, bezüglich der gärtneriichen Bearbeitung 
dem Stadtgärtner übertragen if. Der Friedhofs-Commiſſion 
bleibt es vorbehalten, die zu einer außreichenden Beauflihtigung 
und Unterhaltung der Anlagen meiter erforderlihen Vorkehr— 
ungen zu treffen. 

S 18. Der Zutritt in die Friedhöfe fteht Jedermann unter 
Beobachtung der diefer Ruheſtätte der Todten ſchuldigen Achtung 
frei. Kindern ift der Zutritt nur in Begleitung von Erwad): 
jenen geftattet. Das Befahren des Friedhofs mit Kinderwagen 
it verboten. 

Die Beſucher der Friedhöfe find jedoch verpflichtet, den 
Weiſungen des Aufſichtsperſonals, oder den ihnen ſonſt befannt 
gegebenen Verordnungen der Friedhofs » Kommiljion pünktlich 
Folge zu leiften. 

$ 19. Die Friedhöfe find im Sommer von Morgens 6 Uhr 
an und im Winter mit QTagesanbrud geöffnet. 

Die Schließung erfolgt mit Sonnenuntergang und wird 
durch Läuten einer Glode befannt gegeben, worauf nad Ablauf 
einer DViertelftunde der Ein- und Ausgang zu den Yriedhöfen 
abgeſchloſſen mird. 

Bon der Bepflanzung von Begräbnißftätten. 

S 20. Die Anverwandte eines Verftorbenen, welche jelbit, 
oder durch eigene Bedienftete deſſen Grabftätte bepflanzen, haben 
dies dem Friedhofs-Verwalter anzuzeigen und deſſen Weiſung 
Folge zu leiten. Gärtner dürfen zur Anlage und Bepflanzung 
bon Gräbern in fremdem Auftrag nur zugelaſſen werden, wenn 
fie in Frankfurt a. M. wohnen, daſelbſt das Gärtnergemwerbe 
betreiben und unbejolten find. Sie erhalten auf Anmeldung 
von der Friedhofs: Gommiflion eine perjönlide Legitimations— 
farte, welche fie auf dem Friedhofe ſtets bei fi zu tragen und 
auf. Verlangen vorzuzeigen haben. Für die Gehilfen find gleich: 
fall3 Legitimationsfarten erforderlich, welche für jeden zugelaſſenen 
Gärtner nad) der Zahl feiner Gehilfen mit fortlaufender Nummer 
ohne Bezeihnung der Perſon ausgeftellt werden. 
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$ 21. €3 wird vom Friedhofs-Verwalter ein genaues 
General:Berzeihnig der den einzelnen Gärtnern zur Bepflanzung 
übertragenen Gräber und GE NUB EN geführt und hat jeder 
Gärtner dor Anlage eines Grabes den Berwalter durch Anz: 
meldeſchein, jowie dor Auſhören der Unterhaltung durch Ab— 
meldeſchein in Kenntniß zu ſetzen. 


Ss 22. Die Gärtner find für alle Handlungen ihrer Ge: 
bilfen auf dem Friedhofe, jowie für den etwaigen Schaden, 
welchen diejelben an den Friedhofs-Anlagen oder an den Grä— 
bern anrichten, verantwortlich. Dasjelbe gilt auch von denjenigen 
Beligern eigenthümlich erworbener Begräbnißitätten, welche die— 
jelben durch ihren eigenen Bedienfteten bepflanzen lafjen. 

Ss 23. Entwendungen, muthwillige Zerftörungen ꝛc. werden 
bei der zuftändigen Behörde zur Anzeige gebracht. 

Die als ſchuldig Befundenen haben, abgejehen bon der 
erfannten Strafe, den durch fie veranlaßten Schaden zu erjegen. 

Ss 24. Die Begräbnißftätten dürfen nur mit Blumen und 
furzem Gefträuch bepflanzt werden, welches letztere auf den all- 
gemeinen Begräbnißftätten eine Höhe von 1" Meter nicht über: 
fteigen darf. Die Zweige dürfen über die Grenze des Platzes 
rejp. über die Yuftjäule desjelben nicht hinüberragen. 

Pflanzungen von größerem Gehölze und von Bäumen find 
gänzlih unterjagt. 

Die Friedhofs-Commiſſion ift befugt, die Anpflanzung be: 
ftimmter Pflanzen und Zierfträucder zu unterjagen. 

S 25. Sobald an den, den Sonn: und Feiertagen vorher: 
gehenden Tagen die allgemeine Reinigung und Aufräumung der 
inneren Wege der Friedhöfe ftattfindet, ift auf denjelben ein 
weiteres Befahren mit Schiebfarren oder anderem Räderfuhrwerk 
nit mehr geitattet. 

S 26. Das Ablegen von Erde, Steinen, welfen Blumen, 
Kränzen ꝛc. innerhalb des Friedhofes iſt unterjagt. Solche 
Gegenſtände ſind ſofort nach beendigter Arbeit auf einen außer— 
Halb des Friedhofs hierzu beſtimmten Platz zu bringen. 

Ss 27. Denjenigen Gärtnern, welche vorausgegangener Er: 
ans und Verwarnung ungeachtet, diefen Beſtimmungen 
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nicht in allen ihren Theilen nachkommen, kann von Seiten der 
Commiſſion die ertheilte Erlaubniß zur Bepflanzung von Be: 
gräbnißjtätten entweder auf eine gewiſſe Zeit oder für immer 
entzogen werden. 

$ 28. Die Angeftellten der Friedhofs » Kommiffion find 
angewiejen, über die genaue Aufredhterhaltung vorjtehender Be— 
ftimmungen zu waden und Webertretungen jofort zur Anzeige 
zu bringen. 


Bon den Friedhofs-Denkmalen, Srenzen und Einfaflungen. 


Ss 29. Die Errihtung von Denkmalen und Injchriften, 
ſowohl auf eigenthümlich erworbenen, als auf den allgemeinen 
Begräbnipftätten ift nur nad vorgängiger Genehmigung und - 
nad den näheren Vorſchriften der Friedhof: = Sommillion ges 
ftattet. Das desfalllige Geſuch iſt unter Vorlage der Zeichnung 
in doppelter Ausfertigung dem Actuariate vorzulegen. 


S 30. Dentiteine, ſogenannte Bulte, eiferne Kreuze oder 
jonftige monumentale Verzierungen der Gräber, ſofern fie 
gemauerter Yundamente bedürfen, fowie Ein: 
friedigungen, find auf den allgemeinen Begräbnigplägen nicht 
zuläjfig. 

Das Belegen der Gräber mit Felsfteinen oder mit Feten 
Material ift auf Antrag und nur unter der Bedingung ge= 
ftattet, daß das Grab ordnungsmäßig unterhalten wird. Sollte 
diefe Unterhaltung troß Aufforderung an die Angehörigen unter: 
bleiben, jo ift die Friedhofs-Verwaltung berechtigt, die Felsſteine 
vier Wochen nah Zuftellung der Aufforderung ohne jede Ber: 
gütung zu entfernen. 

Menn eine derartige Aufforderung nicht erfolgen kann, jo 
wird die Friedhofs-Verwaltung durch Anjchlag bekannt geben, 
daß die Felsſteine nah Jahresfriſt ohne Entihädigung entfernt 
werden, wenn im diefer Zeit nicht für Herftellung des Grabes 
bon den betreffenden Angehörigen gejorgt werden jollte. 

F 31. Auch dann, wenn von der Friedhofs-Commiſſion 
die Errihtung eines Denfmal3 auf dem allgemeinen Begräbniß- 
plate geitattet morden ift, muß dasſelbe, jobald eine andermeite 
Verwendung des betreffenden Yriedhoftheiles angeordnet wird, 
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ohne jeden Anſpruch auf Koſtenerſatz auf Anfordern der Com— 
miſſion wieder entfernt werden. 

8 32. Gräber von Erwachſenen und bon Kindern auf 
dem allgemeinen Begräbnißplage können unter nachfolgenden Be— 
dingungen mit hölzernen oder eijernen Kreuzen verjehen werden: 
Es dürfen die Kreuze 

1. auf Gräbern von Kindern, welche vor dem fünften Jahre 
geftorben find, eine Höhe von 3 Schuh — 0,85 Mir. 
und eine Breite von 1 Schuh 6 Zoll = 0,43 Mtr., 
deren Sodel aber 5 Zoll = 0,12 Mir.; 

2. für Sindergräber vom fünften bis fünfzehnten Jahre 
4 Schuh = 1,14 Mtr. Höhe, 2 Schuh = 0,57 Mtr. 
Breite und deren Sodel 7 Zoll = 0,16 Mtr.; 

3. für Gräber von Erwadjenen 5 Schuh — 1,42 Mir. 
Höhe, 2 Schuh 6 Zoll = 0,70 Mir. Breite und deren 
Sodel 9 Zoll = 0,21 Mir. nicht überfteigen. 

4. Hölgerne Kreuze dürfen nur in filbergrauer, eijerne Kreuze 
nur in ſchwarzer Yarbe, angeflricen oder in gleicher Farbe 
marmorirt, Inſchriften jedod in beliebiger Farbe ausge— 
führt werden. 

S 33. Die Kreuze werden bon den dazu beauftragten 
Bedienfteten im Beijein des Friedhofs-Verwalters mit Ausnahme 
der Wintermonate, jeden Samſtag Nachmittag bei günftiger 
Witterung unentgeltlich gejtedt. Dies gejchieht in einem Ab— 
ftande von 1 Schuh von der weſtlichen Grenze des Grabes in 
der Meile, daB die Haupt-Inſchrift nach Welten zu ftehen fommt, 
infofern nicht ausnahmsweise eine andere Anordnung geftattet wird. 

5 34. Die Aufftellung von Kreuzen wird erft nad Be: 
tihtigung ſämmtlicher Begräbnißkoſten geftattet. 


B. Bon den Leihenhäufern. 
1. Berwaltung der Xeihenhäujer. 
S 35. Auf den 3 ftäbtiichen Friedhöfen find geeignete 


Localitäten vorhanden, in welchen Leichen zur einftweiligen Unter: 
bringung unentgeltlih aufbewahrt werden können. 


S 36. Die Ueberwadhung der Leichenhäufer- und der in 
diejelben verbradten Leichen liegt dem Friedhofs-Verwalter 
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ipeciell ob, und es find überdies für den Dienft in denjelben 
die erforderlichen Aufſeher zu bejtimmen. 


8 37. Die Beiftelung von Leihen in dem Leichenhaufe 
kann entweder auf polizeiliche oder ärztliche Weilung oder auf 
Wunſch der Hinterbliebenen ftattfinden und es fönnen nur in 
borichriftsmäßigen Särgen befindliche Leihen darin aufgenommen 
werden. Für die Aufnahme von Leichen find ftet3 einige Särge 
in Bereitihaft zu halten. 


$ 38.. Die Einrihtung der Leichenhäufer jelbit, der Dienft 
des Friedhofs-Verwalters und der Aufjeher in denjelben werden 
durch die nachſtehende Leichenhaus-Ordnung, ſowie durch Die 
Inſtruktion des Friedhofs-Aufſehers beſtimmt. 


2. Leichenhaus-Ordnung. 


8 39. Der Zweck des Leichenhauſes iſt: 

Aufbewahrung von Leichen, ſei es in ſanitäts-polizeilicher 

Hinſicht oder wegen Mangels genügender Unterbringung 

einer Leiche bis zu ihrer Beerdigung. 

S 40. Die Benutzung des Leichenhauſes ſteht den hieſigen 
Einwohnern zu und hängt von. deren freier Eniſchließung ab. 
Die Fürſorge und Behandlung der dahin verbradten Leichen 
findet ohne jeden Unterſchied des Ranges und Standes ftatt. 


F 41. Die Aufbewahrung einer Leiche in dem Leichenhaus,* 
deren Beauffihtigung und Behandlung gejhieht unentgeltlich. 

Nur für die Aufnahme von Leihen zur Nachtzeit tritt bei 
Beerdigungen erjter und zweiter Claſſe eine von der Friedhofs: 
Commiſſion nah Maßgabe ihrer Auslagen feitzufegende Ver— 
gütung ein. 

5 42. Die Aufnahme einer Leiche in das Leihenhaus 
darf nur mit Genehmigung der Friedhof3:Commilfion oder des 
zultändigen Polizei-Reviers und auf Borlage eines ärztlichen 
Beiſtellſcheins erfolgen. 

Ss 43. Der Zutritt zu den Leichen kann, ſobald die An— 
gehörigen fie einmal der Obhut der öffentlichen Anftalt über: 
geben haben, aus Geſundheitsrückſichten nicht unbedingt geftattet 
werden, jondern hängt für Perſonen, die nicht zu den mit der 
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Oberaufſicht beauftragten Behörden gehören, von der Erlaubniß 
des Friedhofs-Verwalters ab. 

Die Einſicht in die Zellen ſteht dagegen den Verwandten 
jederzeit frei. 

S 44. Die Särge der in hiefiger Stadt Verftorbenen 
werden eine Stunde bor der Beerdigung geſchloſſen. Ein nod: 
maliges Deffnen derjelben auf Wunſch der Angehörigen darf 
nit jtattfinden. 

Die Särge der an Cholera, Typhus, Blattern, Diphtherie, 
Scharlach, Rothlauf Verſtorbenen werden verichloifen aufgeitellt 
und dürfen jeitend der Angehörigen nicht mehr geöffnet werden. 

Särge, melde von auswärts beigeftellt werden, bleiben 
geiählpiien, falls nicht eine competente Behörde die Oeffnung 
anordnet oder bejondere Umftände die Deffnung erforderlich 
machen, wozu bejondere Genehmigung der Friedhofs-Commiſſion 
einzuholen ift. 

Dem Friedhofs-Verwalter iſt es geftattet, den Sarg einer 
raſch en Leiche ſofort jchließen zu laſſen. 

Ss 45. Für da Leichenhaus wird dom Verwalter ein 
Regifter geführt, in welches Stand und Name des Verjtorbenen, 
fein After, die lebte Krankheit, Tag und Stunde des Todes, 
der Beiſetzung in das Leichenhaus, der Beerdigung und der 
Name des lebten Arztes einzutragen find. 


Ss 46. In dem Leihenhaus ift die ftrengite Reinlichkeit 
zu beobadten. Es liegt dem Friedhofs-Verwalter, wie den 
Auffehern ob, ftet3 Hierfür, wie für reine Luft zu forgen. 


Il. Abſchnitt. 
Bon den Begräbnifen. 
A. Allgemeine Bellimmungen. 


8 47. Das Begräbniß eines Berjtorbenen wird durd) das 
Uctuariat der Friedhofs-Commiſſion auf Anzeige des Standed- 
amtes und der Hinterbliebenen angeordnet. 

$ 48. Die Leihen dürfen in feinem Yale vor Ablauf 
bon drei Nächten und nur auf des betreffenden Arztes pflicht: 
mäßige Beicheinigung, daß an der Leiche unzmweifelhafte Zeichen 
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des Todes vorhanden ſind, beerdigt werden, ausgenommen, wenn 

dies im öffentlichen Geſundheits-Intereſſe geboten erſcheint, ferner 

wenn die frühere Beerdigung wegen vorgejchrittenen Verweſungs— 

prozeife® oder wegen Section auf ärztlichen Antrag bon der 
Polizei-Behörde gejtattet worden ift. 


Ss 49. Es ift aus fanitären Gründen und im Intereſſe 
der Hinterbliebenen wünſchenswerth, daß die Leihen möglichſt 
furze Zeit in den Wohnungen belajjen, demnach baldmöglichſt 
nah erfolgten Ableben bis zum Eintritt des Verweſungsprozeſſes 
in dem Leichenhaufe beigejeßt werden, von wo aus jodann die 
Beerdigungen ftatifinden. 

Bon dem Mctuariate und den Leichen-Commiſſären ift in 
allen Fällen auf die Zweckmäßigkeit obiger Maßregel hinzumeijen. 

S 50. Ein Leihenbegängniß kann nur zu der dafür feft- 

gejegten Zeit ftattfinden. 

Dasjelbe wird don dem hierzu beftellten Leichencommiffär 
geleitet, welchem in der Regel eine Begleitmannjchaft beigegeben ift. 

5 51. Bei den Leichenbegängniffen auf den ſtädtiſchen 
Friedhöfen können die üblichen kirchlichen Handlungen unge— 
hindert ſtattfinden und die Friedhofs-Commiſſion wird dieſelben, 
ſoweit als thunlich, durch ihre Angeſtellten fördern laſſen, vor— 
ausgeſetzt, daß ſie den durch die Begräbnißordnung getroffenen 
Anordnungen nicht zuwiderlaufen oder dieſelben behindern. 

F 52. Dem Friedhofs-Verwalter, welchem die genügende 
Anzahl Todtengräber und Gehülfen zur Verfügung geftellt if, 
liegt die Ueberwadhung der zeitigen und richtigen Anfertigung 
der Gräber ob. 

Diefe Hat nah Anweiſung des Friedhofs = Vermwalterz, 
welhem die Beitimmung des Grabe: durh den Obertodten— 
gräber vom Actuariat überbracht wird, durch die hierzu beorderten 
Todtengräber, bezw. deren Gehülfen den Tag dor der Beerdigung 
zu gejchehen. 

8 53. Jedes Grab muß: 


a) Für Erwadjene 
7 Schuh = 1,99 Mir. Länge, 3 Schuh = 0,85 Mir. Breite 
und 6 Schuh = 1,70 Mir. Tiefe, 


b) Für Rinder. 

1. von 5 bi8 15 Jahren: 6 Schuh — 1,70 Mir. Länge, 
21/7, Schuh — 0,71 Mir. Breite und 4 Schuh = 1,19 
Mir. Tiefe, 

. bon 1 bi3 5 Jahren: 5 Schuh = 1,42 Mir. Länge, 
2 Schuh — 0,56 Mir. Breite und 31/e Schuh — 1,00 
Mir. Tiefe, 

3. bon höchſtens 1 Jahre: 3 Schuh = 0,85 Mtı. 

Länge und 31/5 Schuh — 1 Mir. Tiefe 


ID 


haben. 


5 54. Zur Beerdigung und zum Transport dürfen nur 
Särge in paflender Größe verwendet werden, welche jo con— 
ftruirt und friſch bis zum Rande jo verdichtet find, daß jedes 
Auslaufen und durdhfidern von Flüſſigkeit verhindert ift und bei 
welchem der Boden und die Seitentheile aus Brettern der ganzen 
Sarglänge hergeftellt jind. Der Verſchluß der Särge darf nicht 
durch Vernagelung ftatifinden. 

S 55. In Gräbern der allgemeinen Begräbnißpläße dürfen 
in Anbetracht der Wiederbenugung nur Särge von Tannenholz, 
in die Grüfte mit Rückſicht auf die länger andauernde Benutzung 
derjelben und deshalb erforderlih werdende Haltbarkeit der 
Särge nur jolde von Eichenholz mit Mtetalleinlage hermetiſch 
verſchloſſen oder Metall eingejentt werden. 

Ss 56. Die Friedhofs-Commiſſion kann unvorſchriftsmäßige 
Särge auf Koften der Angehörigen durch vorjchriftsmäßige 
erjegen. 

S 57. Ausgrabungen von Leichen zur Uebertragung in 
andere Begräbnipftätten bedürfen der Genehmigung der Fried— 
hofs-Commiſſion. 


B. Begräbniß-Rerſonal. 
1. Leichen-Commiſſäre. 
J 58. Die Stadt wird in 5 Bezirke eingetheilt, nämlich: 
lter oder füdliher Bezirf. Beltehend aus Sadjenhaufen 


nebft Gemarkung und einem Theile der Stadt auf dem 
rehten Mainufer; von der Brüde dur die Yahrgaffe, 
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Predigerſtraße, Frohnhofſtraße, Börneplatz, Rechneigraben— 
ſtraße, Oſtendſtraße und Hanauer Landſtraße begrenzt. 

2ter oder öſtlicher Bezirk. Gebildet aus dem öſtlichen 
Stadttheil und anſchließend an vorſtehenden Bezirk, ferner 
durch die öftlihe Seite der Fahrgafle, gr. Friedberger— 
Itraße, Altegaffe, Petersſtraße, Edenheimer Landitraße und 
von hier durch die Frankfurter Gemarkfungsgrenze bis zur 
Höhenftraße in Bornheim, Hier durch deren jüdliche Seite 
und die füdliche Seite der Bornheimer Landwehritrake 
begrenzt. 

Ster oder nördliher Bezirk. Beſtehend aus dem mittleren 
Stadttheile, von der öftlihen Seite der Bodenheimer 
Zandftraße, großen Bodenheimergafie, Zeil, Liebfrauen- 
ftraße, Neue Kräme, Römerberg und Fahrthor bis zur 
Grenze der vorjtehenden Bezirke. 

4ter oder weftliher Bezirk. Beitehend aus dem Weſtende, 
begrenzt durch die weſtliche Seite der im sten Bezirk 
benannten Straßen und dus Mainufer. 

Ster oder Bornheimer Bezirk. Beſtehend aus der Ge- 
marfung Bornheim bis zur nördlichen Seite der Höhen: 
ſtraße und der Bornheimer Yandwehrftraße. 

Für jeden Ddiefer 5 Bezirfe wird ein Leichen-Commiſſär, 
ohne Rückſicht auf religiöjes Glaubensbefenntniß beftellt, dem 
erforderlihen Falls ein Adjunkt beigegeben werden kann. 


2. Zeihenbegleiter. 


5 59. Die Leihenbegleiter werden ohne Rückſicht auf ihre 
religiöje Confeſſion in einer feitgejeßten Reihenfolge nah Map: 
gabe der Anmeldung der Sterbefälle verwendet. 

Ueber die Zahl der anzuftellenden Leichenbegleiter entjcheidet 
die Friedhofs-Commiſſion nah Maßgabe des Bedürfnifles. 


3. Zodtengräber. 


S 60. Somohl für den Friedhof vor Frankfurt, als für 
denjenigen vor Sachſenhauſen und Bornheim wird die erforder: 
fihe Anzahl Todtengräber nah dem Ermeſſen der Friedhofs— 
Commiſſion beitellt. 


6° 


—— 


4. Wagenführer. 


$ 61. Bezüglid des Leichenfuhrweſens ift ein Vertrag 
abgeichloffen, wonad gegen entiprechende Vergütung die Wagen: 
führer zu ftellen und bei den Yeichenfuhren nur — von 
ſchwarzer Farbe zu verwenden ſind. 

C. BRegräbnißplätze. 
1. In der Reihe. 

8 62. Im der Mitte der Friedhöfe befindet ſich die all— 
gemeine Begräbnipftätte für Erwachſene und für Kinder. Die 
Ueberlaffung des Raumes zu Beerdigung auf derjelben gejchieht 
unentgeltlich. 

2. Un Epitapdien. 

863. Der Friedhofsmauer, den Wegen und Gebüjchen 
entlang befinden ſich die Epitaphienpläße, d. h. Familienbegräbniß— 
ftätten, fowie Grabftätten für Einzelne. (Ueber deren Erwerbung 
fiehe 5 8 ff.) 

3. Beifeßung in Grüften. 

S 64. Außerdem befinden ſich an der Jüdöftlihen Seite 
des Friedhofes dor Frankfurt eine Reihe von Grüften, welche 
theilweije einzelnen Familien und ganzen Geſchlechtern als Erb: 
eigenthum zugejchrieben find. 


D. Sefdäftsgang bei. den Begraßniflen. 
1. Anmeldung des Sterbefall. 


8 65. Von einem eingetretenen Sterbefall hat der dazu 
gejeglih Berpflichtete 

a) dem Standesamte innerhalb 24 Stunden behufs des Ein- 
trags in das Todtenbuh Anzeige zu maden. 

b) jodann iſt dem Metuariate der Friedhofs-Commiſſion zum 
Behufe der Wahl der Beerdigungsklafle Meldung zu 
maden. 

2. Wahl der Klaſſe. 


8 66. Mitteljt Unterzeihnung des dem Anmeldenden dor: 
zulegenden Beftellicheins it nah eigener Wahl die Klaſſe zu 


zu beitimmen, nad welcher das Begräbniß ftattfinden joll. 
Diejer Klaſſen beftehen für jede der verfchiedenen Altersftufen 5; 
zur Wahl der fünften Klaſſe find nur diejenigen Perſonen be: 
rechtigt, welche in dürftigen Umftänden ſich befinden und dies 
durh ein Zeugniß des Armenpfleger® oder Bezirksvorſtehers 
oder in ſonſtiger glaubhafter Weile nachweiſen. Den milden 
Stiftungen, ſowie der ſtädtiſchen Armen-Behörde fteht für Die 
auf ihre Koften zu beerdigenden Perſonen daS Recht der |. g. 
Stiftungd: und Merarklaffe ($ 77) zu. Für Militärperfonen 
befteht die ſ. g. Militärklaffe zu 24 Mark, mobei jedoch die 
Commiſſion feine Begleitung, jondern nur Leichenwagen und auf 
Berlangen das Bortragfreuz ftellt, da das Leihenbegängniß im 
Üebrigen rein militäriih gehalten wird. Die Friedhofs-Com— 
mijfion ift befugt, dieſe Klaſſe in geeigneten Fällen aud bei 
anderen militäriih organifirten Leichenbegängniffen (Teuer: 
wehr ꝛc. 2c.) zu geftatten. 
3. Beftellung. 

S 67. Nachdem bei dem Nctuariate der Friedhofs-Com— 
million das bevorftehende Begräbnik angemeldet worden iſt, be- 
ſtimmt dasjelbe den Zeitpunkt der Beerdigung und trifft die 
mweiter erforderlihen Vorkehrungen. 


4. Beerdigungözeit. 

S 68. Die Beerdigungszeit ift auf die Vormittage beſchränkt. 

Ss 69. Das Standesamt beftimmt nad Maßgabe des 
bom Arzte angefertigten Zodesjcheined den Tag, der Actuar 
der Friedhofs-Commiſſion aber die Stunde der Beerdigung. 
Der Friedhofs-Verwalter richtet fih nad dem Beerdigungsicein. 
Die längere Dauer einer Beiftellung im Leichenhauſe über die 
gejeßliche Zeit ift geftattet. Jede Beerdigung aber ohne jchrift- 
lihe Erlaubniß des Standesamtes wird mit der gejeglichen 
Strafe an dem Schuldigen geahndet. 

5. Leichen-Conduct. 

S 70. Zur feftgefegten Stunde ftellt ſich die beorderte 
Begleitungs:Mannihaft mit dem Leichen-Commiſſär vor dem 
Sterbehaufe auf. Zwei Todtengräber tragen unter der nöthigen 
Beihilfe den Sarg aus dem Sterbezimmer und jchieben denjelben 
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in den Leihenmwagen ein. Den Zug eröffnet der Leichen-Com— 
miffär, event. mit dem Kreuzträger, welchem bei der erften Klaſſe 
zwei Leihen=Begleiter zur Seite gehen; dann folgt der Leichen: 
wagen, und diejem eventuell die Geiftlichkeit, die Angehörigen, 
- Berwandten, Freunde und Belannten des DBerjtorbenen, und 
alsdann erft die beorderten Leichenbegleiter. Etwa gewünjchte 
Trauerwagen und Privatwagen jhließen den Zug. Derſelbe 
jeßt fih nad dem von dem Leichen-Commiſſär gegebenen Zeichen 
vor dem Sterbehuuje auf dem fürzeften Wege nad) dem Fried— 
hofe in Bewegung. Das Kreuz wird don dem Sterbehaus 
innerhalb der Stadt bis zur Grenze der alten Stadt getragen; 
befindet Jih das Sterbehaus außerhalb der lebteren, jo wird 
das Kreuz eine entipredende Strede weit, von dem Portale des 
Friedhofs aber wird es dem Sarge bis zum Grabe vorgetragen 
und bleibt dort in Händen des Kreuzträgers bis zur Beendigung 
der Begräbniß-Feierlichkeit. 


Ss 71. Zur Vermeidung der bei Begräbnilfen bejonders 
peinlich hervortretenden Störungen ift e& nothmwendig, daß den 
Anordnungen des Leichen-Commiſſärs, die derjelbe genau nad 
den ihm von der Friedhofs-Commiſſion ertheilten Weifungen 
zu treffen Hat, auf das pünktlichſte nachgefommen, namentlich 
die bejtimmte Abgangszeit des Leichenzuge® und in welder 
Richtung ſich derjelbe nad) dem Friedhofe zu bewegen Habe, 
ftrengitens eingehalten wird. 


8 72. Ausnahmen von der gewohnten Ordnung und 
bejondere Begräbnißfeierlichkeiten find nur nad vorgängiger 
Verftändigung mit der Friedhofs: Commiſſion und erforderlichen 
Falls nah eingeholter Erlaubnig der Polizei:Behörde zuläjlig. 

Es ift überdies, um die zu Beerdigungen feſtgeſetzten 
Morgenitunden einhalten zu können, davon der Friedhofs-Com— 
million zeitig Kenntniß zu geben, ob daS Begräbnik etwa durch 
Reden oder Gejänge eine längere Zeitdauer in Anjprud nehmen 
wird. 


Der Sarg wird, an dem Friedhof3- Portal angefommen, 
durch die Todtengräber auf eine Bahre gejeßt und entweder von 
der Begleitmannſchaft oder den Freunden des Verftorbenen nad) 
der beitimmten Begräbnißitätte gefahren. 
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S 73. Während des Winters iſt auf dem Friedhofe noch 
die bejondere Fürjorge getroffen, daß die dem Andenken des 
Verftorbenen gewidmeten Neden, Gebete oder Geſänge in einem 
erwärmten Zofale gehalten werden fünnen, in welchem dann der 
Sarg bis zu deren Beendigung zu verbleiben hat. 

S 74. Der Friedhofs-Verwalter hat den Leichenzug an 
das gefertigte Grab zu geleiten, in welches der Sarg, von den 
Todtengräbern in Empfang genommen, mittelft Seilen vorſichtig 
und langjam zu jenfen it. Das Grab muß noch in Gegen: 
wart der anmejenden Yeidtragenden von den Todtengräbern aus: 
gefüllt werden. 


E. Begräßnißklafen. 


s 75. Die Klaffen unterſcheiden ſich in den Yeichenwagen 
und der Begleitung wie folgt: 
a) Für Erwadjene. 
I. Klaſſe. Iter Wagen mit Goldverzierung. 13 Xeichen-Begleiter. 
II. Klaſſe. Zter Wagen, ganz ſchwarz, offen, 11 Zeichen-Begleiter. 
III. Klaſſe. 3ter Wagen, ſchwarz und gejchloffen, 9 Leichen— 
Begleiter. 
IV. Klaſſe. 4ter Wagen, wie bei der III. Klaſſe, 5 Leichen— 
Begleiter. 
V. Klaſſe. Ater Wagen, 3 Leichen: Begleiter. 

Militär-Klaſſe. Vom Lieutenant aufwärts: Leichenwagen 
J. Klaſſe; für alle anderen Grade abwärts: Leichenwagen 
II. Klaſſe. 

Das Vortragfreuz wird an das Sterbehaus gebradt. 

Der Leichen-Commiſſär läßt blos einftellen und iſt nicht 
verpflichtet, mit auf den Friedhof zu gehen. 

Auf Berlangen der Hinterbliebenen wird bon einem der 
in ungleicher Zahl beorderten Leichen-Begleiter das Kreuz vor— 
getragen, welchem bei der I. Klaſſe 2 der übrigen Leichen=Be- 
gleiter zur Seite gehen. Findet die Vortragung des Kreuzes 
nicht ftatt, jo tritt an Stelle des Kreuzträgers ein Zugführer. 

b) Für Hinderleichen. 
aa) Vom 10. bis 15. Lebensjahr: 
I. Klaſſe. Iter Wagen, 6 Leichen=Begleiter. 
11. Klaſſe. 2ter Wagen, 4 Leichen=Begleiter. 
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II. Klaſſe. Zter Wagen, 2 Leichen:Begleiter. 
IV. Slaffe. 4ter Wagen, ohne Leichen: Begleiter. 
Der Leichencommiflär geht blos in das Sterbehaus zum 
Einftellen. 
V. Klaſſe. Wie bei der IV. Klaſſe. 


bb) Bom 5 bis 10. Lebensjahr: 

I. Klaſſe. Iter Wagen, 4 Leichen: Begleiter. 
I. Slaffe. Ater Wagen, 2 Leichen-Begleiter. 
III. Klaſſe. Zter Wagen, 2 Leichen-Begleiter. 

Der Leihen: Commiffär geht mit bi an das Portal des 
Friedhofs. 
IV. Klaſſe. 4ter Wagen, ohne Begleitung. 

Der Leichen-Commiſſär geht blos in das Sterbehaus zum 
Einſtellen. 
V. Klaſſe. Wie bei der IV. Klaſſe. 

cc) Bis zum 5. Lebensjahr: 
I. Klaſſe. Iter Wagen, 2 Leichen-Begleiter, bei größeren Kindern, 
oder Trauerkutſche für fleinere Kinder. 

In leßterem Falle fährt der Leichen-Gommilfär in der 
Kutihe und die 2 Leichen-Begleiter gehen auf beiden Seiten 
derjelben neben dem Schlage. 

I. Klaſſe. 2ter Wagen oder Trauerkutſche, ohne Leichen 
Begleiter. 

Der Leihen-Commiffär geht, falls der Wagen, oder fährt, 
fall die Trauerfutfche genommen wird, bis zum Friedhof 
und begleitet dort die Leiche bi8 an das Grab. 

II. Klaſſe. Ster Wagen oder Trauerfutiche. 

Der Leichen-Commiſſär fährt in der Kutſche bis an das 
Portal des Friedhofs, bei Benußung des Leichenwagens geht 
er jedoh nur bis an die Grenze der Altitadt mit. 

Die Benußung des Leichenwagens oder der Trauerlutſche 

wird durch die Größe des Sarges bedingt. 
IV. Klaſſe. Der Leichen-Commiſſär hat nur für die Einſtellung 
des Sarges zu ſorgen. 

8 76. Es iſt für den Fall der Beiſtellung einer Leiche 

im Leichenhauſe geftattet, auf die Zuziehung der Leichen-Begleiter 
oder eines Theils Dderjelben zu verzichten. 
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F. Begräbniß-Taxen. 


Ss 77. Für Leichenbegängnifje find zu bezahlen bei Be: 
erdigungen : 
von Berftorbenen über 15 Jahren: 1. Klaſſe ME. 100.—, 
2. Klaſſe ME. 70.—, 3. Klaſſe ME. 40.—, 4. Klaſſe 
ME. 25.—, 5. Klaſſe ME. 12.—, Militär-Slaffe ME. 24.— 
vom 10. bis 15 Jahre: 1. Klaſſe Mi. 40.—, 2. Slafie 
ME. 30.—, 3. Klaſſe Mi. 20.—, 4. Klaſſe ME. 10.—, 
5. Klaſſe Mi. 7.— 


vom 5. bis 10. Jahre: 1. Klaſſe Mi. 30.—, 2. Klaſſe 
ME. 20.—, 3. Hlaffe ME. 14.—, 4. Klaſſe ME. 8.—, 
9. Klaſſe Mt. 6.— 


bis zum 9. Jahre: 1. Klaſſe ME. 94. 2. Klaſſe ME. 14.—, 
3. Maffe Mi. 7.—, 4. Klaſſe ME. 4.— 


Milde Stiftungen und ftädtiiche Armenbegörden vergüten: 

Tür Leihen Erwachſener unter Wegfall der Leichen-Begleiter 
12 ME., für KindersLeihen 7 ME. 

Der Leichen-Commiſſär geht hierbei nicht auf den Friedhof, 
jondern nur in das Sterbehaus zur Aufjiht beim Tragen des 
Sarges aus dem Sterbezimmer und beim Einjchieben in den 
Leichenmwagen. 

Für Leihenbegängniffe von außerhalb der Stadtgemarfung 
wird die nn Tare der gewählten Beerdigungsklaſſe berechnet. 


$ 75. Inſoweit auf die Zuziehung von Leichenbegleitern 
berzichtet ieh ($ 76) ermäßigen fich die vorstehend angegebenen 
Begräbniktaren um die Selbftfoften der Friedhofs-Commiſſion 
für die Bezahlung von Leichen-Begleitern. 


S 79. Der Leihen-Commiffär ift verbunden, bei Auf: 
nahme der Anordnung eines Leichenbegängniſſes die Hinter: 
bliebenen des Berfiorbenen mit Allem befannt zu maden, was 
nad der Begräbnißordnung und dem Gejchaftsgange zu beob— 
achten it. Kann die zur Vornahme des Leichenbegängnifjes 
gewünjchte Stunde nicht eingehalten werden, jo hat er dies 
alsbald im Sterbehaufe anzuzeigen. Für diefe Bemühung if 
der Leichen-Commiſſär nicht berechtigt Vergütung zu fordern. 
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Wird er dagegen zur Bejorgung auf Aemtern oder dergl. ver— 
wendet, jo fann er für ſolche Bemühungen eine Vergütung nad) 
dem Maßſtabe von 6 ME. pro Tag beanfpruden. 


Das Actuariat wird auf Verlangen der Hinterbliebenen 
die bon dem Leichen-Commiſſär ihren vorgelegte Rechnung - 
prüfen und dur Unterschrift unentgeltlih beglaubigen. 


8 80. Aus der an die Friedhofs-Commiſſion entrichteten 
Begräbniktare werden die Bemühungen des gefammten betheiligten 
Perſonals, namentlic” des Leichen-Commiſſärs und der Leihen 
begleiter, jodann die Koften der Fertigung des Grabe, der 
Benugung des Leichenwagens nebſt Beſpannung, einſchließlich 
alles Trinkgeldes taxmäßig beſtritten und iſt keinerlei weitere 
Vergütung bei dem Leichenbegängniſſe zu verabreichen. 


G. Beiſetzung von Aldenreften. 


s 81. 1. Auf den Epitaphienpläßen ift die Beifegung 
von Aſchenreſten feuerbeftatteter Leichen gegen Zahlung einer 
Gebühr von 26 ME. für jede Leiche unter folgenden Bedin- 
gungen zuläffig. 


a) Auf jedem unbelegten oder neu erworbenen Epitaphien- 
platz (28 Quadratihuh) = 2,268 DMeter groß) dürfen 
bis zu 10 Alchenbehältniffe beigejegt werden ; 


b) auf einem Epitaphienplaß, welcher bereitS zur Erdbe— 
ftattung benußt ift, darf die unterirdiiche Beiſetzung von 
höchſtens 10 Wichenbehältniffen erſt nah Ablauf von 
20 Jahren nad der Erdbeſtattung, die oberirdiſche Bei: 
jegung von höchſtens 5 Ajchenbehältnifjen jederzeit erfolgen. 


2) Wegen Herrihtung eines allgemeinen Aufjtellungsraumes 
für Aſchenreſte feuerbeftatteter Leichen bleiben Bejchlülfe 
vorbehalten. 


(Städt. Anzeigeblatt 1895, ©. 585 bis 591.) 


8. 
Geſetz für Die Provinz Heſſen-Naſſau, mit Aus: 
ſchluß Der chemals bayeriichen Gebietstheile, betr. 
die Verlekung der Dienitpflidhten des Gefindes. 
- Bom 27. Juni 1886.) 

Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, was folgt: 

S 1. Gefinde, welches hartnädigen Ungehorjan over 
MWiderjpenftigfeit gegen die Befehle der Herrichaft oder zu jeiner 
Aufſicht beftellten Perſonen fih zu Schulden fommen läßt oder 
ohne gejegmäßige Urſache den Dienſt verjagt oder verläßt, Hat 
auf den Antrag der Herrihaft unbeichadet deren Rechts zu 
jeiner Entlaſſung oder Beibehaltung Geldftrafe bis zu 15 Mark 
oder Haft bis zu drei Tagen verwirkt. 

Diefer Antrag kann nur innerhalb vierzehn Tagen jeit 
Verübung der Uebertretung oder falls die Herrichaft wegen der 
leßteren das Gejinde vor Ablauf der Dienjtzeit entläßt, dor 
diefer Entlaſſung geftellt werden. Bis zum Anfang der Voll: 
ftredung der Strafe ift die Zurüdnahme des Antrages zuläflig. 

8 2. Die in Gemäßheit des 8 1 feitgejegten Geldftrafen 
fliegen zur Ortskrankenkaſſe. | 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1886. 

(Folgen Unterſchriften.) 
(Gejeß.-Samml. 1886, ©. 173.) 


9. 
Berordnung, betreffend Die Errihtung von Land: 
wirthihaitstammern. 
(Bom 3. Auguft 1895.) 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König don Preußen ꝛc. 
berordnen auf Grund des Geſetzes über die Landwirthſchafts— 
fammern vom 30. Juni 1894 (Gejeg-Samml. ©. 126), nad) 
Anhörung der betreffenden Provinziallandtage, was folgt: 








Be 


8 1. Für die Provinzen Dftpreußen, Mejtpreußen, 
Pommern, Brandenburg, Poſen, Schleſien, Sadjen und 
Schleswig:-Holftein und für die Regierungsbezirfe Caſſel und 
Wiesbaden werden auf Grund der beifolgenden Satzungen Land⸗ 
wirthſchaftskammern errichtet. 


8 2. Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten wird ermächtigt, Aenderungen der vorbezeichneten Satz— 
ungen, ſoweit ſie nicht den Sitz, den Zweck, die Vertretung der 
Landwirthſchaftskammer, oder das Wahlverfahren ($ 9 Abſatz 2 
de3 angeführten Gejeßes) betreffen, jelbjtftändig zu genehmigen. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrudten: Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 3. Auguft 1895. 

(Folgen Unterjchriften.) 
(Gejeg-Samml. 1895, ©. 363.) 


Satungen der Landwirthihaitstammer für den 
NRegierungsbezirt Wiesbaden. 


J 1. Die Landwirtdichaftsfammer für den Regierungs— 
bezirt Wiesbaden hat ihren Sitz zu Wiesbaden. 

S 2. Die Landwirthſchaftskammer hat die gejegliche Be— 
ſtimmung, die Gejammtinterefjen der Land» und Forſtwirthſchaft 
ihres Bezirkes wahrzunehmen und zu diefem Behufe alle auf die 
Hebung der Lage des ländlichen Grundbefißes abzielenden Ein- 
rihtungen, insbejondere die weitere forporative Organijation des 
Beruföftandes der Landwirthe und den techniſchen Fortichritt der 
Zandwirtdichaft zu fördern. Auch Hat fie das Recht, jelbit: 
Händige Anträge zu Itellen. 

Die Landwirthſchaftskammer Hat ferner die Verwaltungs 
behörden bei allen die Land» und Forftwirthichaft betreffenden 
Fragen dur thatſächliche Mittheilungen und Erftattung von 
Gutachten zu unterftüßen. Sie hat nit nur über jolde Maß: 
regeln der Gejegebung und Berwaltung ſich zu äußern, welche 
die allgemeinen Intereffen der Landwirthſchaft oder die bejonderen 
landwirthichaftlihen Interefien ihres Bezirks berühren, jondern 
auch bei allen Maßnahmen mitzumirken, melde die Organijation 
des ländlichen Kredits und jonftige gemeinfame Aufgaben betreffen. 
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Die Landwirthihaftsfammer Hat außerdem den techniichen 
Hortfchritt der Landwirthſchaft durch zweckentſprechende Ein: 
richtungen zu fördern. Zu diefen Zwecke ift fie befugt, die 
Anftalten, das gejammte Bermögen, jowie die Rechte und 
Pflihten des Vereins Naſſauiſcher Land» und Forſtwirthe auf 
deſſen Antrag zur beftimmungsmäßigen Verwendung und Ber: 
waltung zu übernehmen und mit dellen bisherigen lokalen 
Sliederungen in einen organischen Verband nad) näherer Ber: 
einbarung mit den betreffenden Bereinen zu treten. Auch kann 
die Landwirthſchaftskammer jonitige Vereine und Genoſſenſchaften, 
welche die Förderung der landwirthſchaftlichen VBerhältniffe zum 
Zwecke haben, in der Ausführung ihrer Aufgaben unterjtüßen. 

Die Regelung der im S 2 Abſatz 4 des Gejeßes über die 
Zandwirthichaftsfammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. 


‚©. 126 u. ff.) vorgejehenen Mitwirkung bei der Bermaltung 


der Produftenbörfen und Märkte wird nad) Maßgabe der hierüber 
zu erlaffenden Geſetze und Verordnungen erfolgen. | 


8 3. Wählbar zu ordentlihen (jtimmberedhtigten) Mit: 
gliedern der Landmwirthichaftsfammer find unter den im S 5 
des Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen: 


1. die Eigenthümer, Nußnießer und Pächter land: oder forſt— 
wirthſchaftlich genußter Grundftüde, deren Grundbeſitz oder 
Pachtung im Bezirke der Yandwirthichaftsfammer zu einem 
Grundfteuerreinertrage von 20 ZThalern oder mehr, vder 
für den Fall rein forftwirthichaftlicher Benußung zu einem 
jährlichen Grundfteuerreinertrage von mindeſtens 50 Thalern 
veranlagt ift, ſowie deren gejeßliche Bertreter ıımd Bevoll— 
mädhtigte ; 

2. die im 8 6 Ziffer 2 des Gejebes bezeichneten Perjonen. 


Ss 4 Die Zahl der ordentlihen Mitglieder der Land: 
wirthichaftsfammer beiträgt 32. Wahlbezirke find die Yandkreife. 
Der Stadtfreis Wiesbaden wird mit dem Landkreije Wiesbaden 
und der Stadtkreis Frankfurt a. M. mit dem Landkreiſe Frank— 
furt a. M. zu je einem gemeinſchaftlichen Wahlbezirfe verbunden. 
Hierbei fommen dem Stadtkreis Wiesbaden 2 und dem Stadt: 
kreis Frankfurt a. M. 17 Wahlmänner zu. Sämmtliche Kreis: 


Zu, U. 2% 


tagsmitglieder aus dem Wahlverbande der Städte find berechtigt, 
an der Wahl theilzunehmen. 

In jedem MWahlbezirfe jind 2 Mitglieder zu mählen. 

Ss 5. Von den ordentlichen Mitgliedern ſcheiden 3 Jahre 
nad der eriten Wahl die Vertreter der MWahlbezirfe Biedenkopf, 
Dillfreis, Frankfurt a. M. Land und Stadt, Hödft, Limburg, 
Dbertaunuäfreis, Oberweiterwaldfreis und Sberlahnkreis aus. 

Die Bertreter der übrigen Wahlbezirke Rheingaukreis, 
St. Goarshaufen, Unterlahnfreis, Untertaunusfreis, Ujingen, 
Unterwefterwalodfreis, Wefterburg und Wiesbaden Land umd 
Stadt ſcheiden nah 5 Jahren aus, jo daß bon der zmeiten 
Mahl an für die Vertreter aller Bezirke ein regelmäßiger ſechs— 
jähriger, Wechſel ftattfindet. 

S 6. Die durh Zumahl der Landwirthichaftsfammer be= 
tufenen außerordentlihen Mitglieder (S 14 des Gejetes) ſcheiden 
nah 3 >» Jahren aus ihrer Stellung aus, joweit fie nicht von 
vornherein auf eine fürzere Zeit einberufen jind. 

Ss 7. Die Landwirthichaftsfammer hält jährlich mindeftens 
eine Sitzung ab. Sie ift, abgejehen vom Falle des $ 12 Ab— 
lat 2 des Geſetzes, beihlukfähig, wenn mindeſtens die Hälfte 
ihrer ordentlichen Mitglieder anmwejend ilt. Ueber einen Gegen- 
ſtand der Tagesordnung, über welchen wegen Beſchlußunfähigkeit 
ein Beihluß nicht gefaßt werden fonnte, kann mit Ausnahme 
von Sabungsänderungen in der folgenden Sigung der Land: 
wirthſchaftskammer ohne Rückſicht auf die Zahl der anmejenden 
Mitglieder Beihluß gefaßt werden, wenn bei der Befanntgebung 
der Tagesordnung für die zweite Sitzung hierauf ausdrüdlich 
Hingemwiejen worden ift. Die Borftandsmwahlen erfolgen durch 
Stimmzettel. Wahl durch Zuruf ift nur zuläflig, wenn niemand 
widerſpricht. 

8 8. Der Landwirthſchaftskammer bleibt ausſchließlich 
vorbehalten die Beſchlußfaſſung über: 

1. die Wahl des Vorſitzenden, ſeines Stellvertreters und der 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes, ſowie ihrer Stellvertreter ; 

2. die Jährliche Feititellung des Etats und der auszuſchreiben— 
den Umlagen; 

3. die Abnahme der Jahresrechnung und Entlaftung des 

Rechnungsführers; 
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4. die Aufnahme von Anleihen, den Erwerb und die Ver: 
äußerung von Grundeigenthum ; 

>. die bejondere Verleihung der MWählbarkeit zur Landwirth— 
ihaftsfammer nah S 6, 2c des Geſetzes; 

6. die Einſprüche gegen die Mitgliedermwahlen, S 10 des Gejeßes ; 

7. die vorläufige Enthebung von Mitgliedern, S 12 Abjat 2 
des Geſetzes; 

S. die Zumwahl von außerordentliden Mitgliedern, S 14 des 

Geſetzes; | 

9. die Bildung von Ausihüffen nah S 19 des Gefeßes und 
die Beitimmung über die Aufgaben diefer Ausſchüſſe; 
10. die etwaige Gewährung einer Entihädigung an die Mit: 
glieder für baare Auslagen, S 16 des Geſetzes; 
11. die Feitjeßung der Gejhäftsordnung und der allgemeinen 
Beitimmungen über das Kaſſen- und Rechnungsweſen; 
2. die Aenderung der Sabungen ; 
3. die im $ 2 Abjah 3 des Geſetzes vorgejehenen Abmachungen 
mit landwirthichaftlihen und zmedverwandten Vereinen. 
5 9. Der Vorftand der Landwirthſchaftskammer beiteht 
aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und 5 Mitgliedern. 
Tür jedes diefer 5 Mitglieder wird ein Stellvertreter gewählt, 
der im Berhinderungsfalle des betreffenden Mitgliedes an deſſen 
Stelle einzuberufen ilt. 

Der Vorftand ift beihlußfähig, wenn mindeftens die Hälfte 
des Vorſtandes und hierunter der Vorfiende oder fein Stell: 
bertreter anmejend iſt. Bei Stimmengleichhert entjchetvet der 
Vorſitzende. 

F 10. Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter vertritt 
die Yandmwirthichaftsfammer nah außen. Alle Urkunden, welche 
die Landwirthſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichten jollen, 
find unter deren Namen von dem Vorfigenden oder deſſen Stell- 
pertreter und noch einem Mitgliede des Borftandes zu voll 
ziehen. Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung jein Stell: 
bertreter leitet die Geſchäfte und ijt der Dienftvorgejegte der 
Beamten der Landmwirthichaftsfammer. Er beruft und leitet die 
Situngen des Vorſtandes und der Landwirthſchaftskammer. Er 
muß eine Borftandsligung berufen, wenn mindeftens die Hälfte 
der Vorftandsmitglieder, und eine Situng der Landwirthichafts- 
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fammer, wenn mindeltens ein Drittel der Mitglieder dies ver: 
langen. Die Berufungen der Landwirthſchaftskammer erfolgen 
durch Öffentliche Befanntmadhung in dem hierzu bejtimmten Blatte 
($ 11) und durch bejondere Einladung, in beiden Fällen unter 
Mittheilung der Tagesordnung. 

Zur Redtsgültigfeit der Einberufung genügt die öffentliche 
Belanntmadung. Ueber Gegenjtände, welde nicht auf der 
Tagesordnung geltanden haben, fann ein Beihluß nur gefaßt 
werden, wenn niemand widerſpricht. | 

Der Vorſtand ift in allen Angelegenheiten zujtändig, welche 
der Landwirthichaftsfammer nicht vorftehend ausdrüdlich vorbe- 
halten find, oder welche fie ſich nicht durch befonderen Beſchluß 
vorbehalten hat. Anträge und Gutachten, welche von dem Vor: 
ftande ausgegangen find, müſſen, ſoweit nicht nad Lage der 
Sade eine Geheimhaltung erforderlich ift, der Landwirthſchafts— 
fammer zur Senntnignahme vorgelegt werden. 

Der Vorftand der Landwirthihaftsfammer führt jeine Legi— 
timation dur eine Bejcheinigung des Dberpräfidenten. 

| 8 11. Die von der Yandwirthichaftsfammer ausgehenden 
Befanntmadhungen find unter deren Namen zu erlaffen und vom 
Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter zu unterzeichnen. 

Die Befanntmahungen erfolgen durch die Naſſauiſche Ver: 
einszeitſchrift; jollte dies Blatt eingehen, ehe ein anderes Blatt 
auf dem MWege der Satungsänderung für diefe Befanntmad: 
ungen bejtimmt worden ijt, jo erfolgen fie für die Zwiſchenzeit 
durh den Staat3-Anzeiger. 

$ 12. Menderungen der Sabungen müfjen vom VBorftande 
oder von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder beantragt und ven 
mindeſtens der Hälfte aller ordentlichen Mitglieder angenommen jein. 

J 13. Die niht auf Kündigung angeftellten Beamten der _ 
Landwirthſchaftskammer haben im Falle ihrer Dienftunfähigfeit 
einen Anſpruch auf Benfion nad) Maßgabe der für die unmittelbaren 
Staatöbeamten geltenden Benjionsgejege. Ueber die Berechnung 
der Dienstzeit ift im Anftellungsvertrage Beltimmung zu treffen. 

In Betreff der Dienftvergehen der Beamten finden die Vor— 
Ichriften des Gefeßes vom 21. Juli 1852 (Gef. Samml. ©. 465) 
Anmendung. 

(Geſetz Samml. 1895, S. 403 bis 407.) 


— 


10, 


Befanntmadhung, Das Bürgerrechtsgeld betr, 


Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf Grund 
übereinftimmender Beichlüffe des Magiftrats und der Stadtver- 
ordneten-Verſammlung die NRegulative vom 12. März 1872 und 
bezw. 29. Januar 1892, Die Erhebung eines Bürger: 
rechtsgelds betr., vom 1. April 1895 ab außer Kraft 
getreten find. 


Sranffurt a. M., den 2. April 1895. 
Der Magiitrat, 
Adickes. 





11, 
Belannimachung. 


Es wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß 
von dem Heren Regierungs-Präſidenten zu Wiesbaden unterm 
5. November 1895 auf Grund des 8 3 Ab. 3 der Verordnung 
vom 7. September 1879 beftimmt worden ift, daß die ſtädtiſche 
Steuerlafje in Frankfurt a. M. als Vollſtreckungsbehörde für die 
Beitreibung derjenigen Forderungen der Naſſauiſchen Landesbank 
zu fungiren hat, welche der Beitreibung im Verwaltungs-Zwangs— 
verfahren unterliegen. 

Frankfurt a.M., den 12. November 1895. 

Der Magiitrat. 


Adickes. 
12. 


Das Preußiſche Gerichtskoſten-Geſetz vom 
25. Juli 1895 (Geſetz-Samml. 1895. S. 203—249) bver- 
ordnet im dritten Theil, Schlußbeſtimmungen (S. 245-247): 


8 124. Alle in diefem Geſetze nicht aufrecht erhaltenen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Anja und Erhebung von 
7 
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Koſten in den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Angelegen— 
heiten der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit werden auf— 
gehoben. 
Aufgehoben werden insbeſondere ꝛc. 
7. die für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt 
erlaſſenen Taxrollen, ſoweit dieſelben ſich auf Ge— 
richtskoſten beziehen. 


Außerdem enthält daſſelbe nachſtehende, für hieſige Ver— 
hältniſſe beſonders in Betracht kommende Beſtimmungen: 
S 8. Befreiet von Gerichtskoſten ſind: 

1. der Reichs- und Staatsfiskus; 

2. alle öffentlichen Armen-, Kranken-, Arbeils- und Beſſerungs-— 
Anſtalten, Waiſenhäuſer, milde Stiftungen, inſofern ſie 
nicht beſtimmte Perſonen oder Stipendien für Studien 
betreffen; 

3. öffentliche Volksſchulen; 

4. öffentliche gelehrte Anſtalten: Schulen, Kirchen und 
Pfarreien, deren Einnahmen nicht die etatsmäßige Aus— 
gaben überſchreiten; 

.Militärperſonen für die im Mobilmachungsfalle errichteten 
letztwilligen Verfügungen; 

6. Privatunternehmen für gemeinnützige Zwecke, denen ſolche 
Befreiung durch Geſetz bewilligt wurde. 
$ 31. Auszüge, Ausfertigungen und Zeugniſſe der Feld— 

und Ortsgerichte in den Landgemeinden der vormals 
Freien Stadt Frankfurt a. M., welche nad allgemeinen Vor: 
Ihriften zum Zwecke der Vornahme eines gerichtlichen Akts bei: 
gebracht werden müljen, find unter Angabe diefes Zwecks ohne 
Stempelmarfen zu ertheilen. 


Sr 


S 72. An dem Gebiete der vormals Freien Stadi 


Frankfurt werden erhoben die Gebühren für Eintragung 
1. von — im Transſcriptionsbuche 
zu 8/10 des Satzes A S 56. 
2. von Hupotßefen, Reſtkaufſchillinge, Realfautionen zu 5/10 
des Satzes B S 56. | 
3. für Eintragung von Gejfionen, Löſchung oder Verände— 
rungen von Pfandreſten (ſ. 2) zu 3/10 B. 
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4. für Erneuerung von Hypotheken und Auszügen aus dem 
Transſcriptions-, Hypotheken- oder Verbotsbuche zu 1/10 
des Satzes B S 56.*) 

5 120. Im Gebiete der vormals Freien Stadt Frank— 
furt find die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. Juli 1883 
mit den in 8 117 bezeichneten Maßgaben entiprechend anzu- 
wenden jo meit nicht nachſtehend ein Anderes beftimmt ift. 
Zahlungspflichtig ift bezüglich der Koſten des Zuſchlagsurtheils 
der Erwerber, im Uebrigen der Antragfteller. Die Gebühr für 
das Zufchlagsurtheil wird für das die Zueignung oder Heim: 
Ihlagung ausſprechende Erfenntniß erhoben; für ein bejonderes 
Einweiſungsdekret werden weitere Gebühren nicht erhoben. 

Die nah 8 2 Ziffer 1 bi8 3 und S 3 des bezeichneten 
Geſetzes zu erhebenden Gebühren werden nad dem Betrage be- 
rechnet, für welchen die Zueignung oder Heimſchlagung erfolgt. 
Wird im 1 Wege der Rückſtandsklage ein geringerer Werth er: 


.) Der angezogene $ 56 bejagt: 
In Grundbuch: und Hypothekenſachen beträgt, jofern nicht Aus— 
nahmen vorgejehen find, die volle Gebühr bei einem Werthe 
nad Sab A. nad Saß B. 


1. bi3 20 Mt. . . 20202040 ME 020 Me. 
2. von mehr al? r—- DOM. .. 00 — 0.40 „ 
Re 60— 120 „ .. 1- „ 0.60 „ 
4. „ In 120— 200 „ — 160 l.— „ 
J 200— 8300 „ .. d— „ 140 „ 
6%" ":30- 450 2. 260 190 „ 
un 450 60 5:30 5,20 „ 
Bi era, us 650— 900 , hm 5 2.90 „ 
"900-100 2» .2..480 „8340 5 
10. » 1200- 1600 „ .. 6.—2 „ 4.— 
11. „ ..1600-- 2100 720 u 460 „ 
und io verhältnigmäßig fteigend 
19. von mehr als 10000—12000 ME . . 18.— „ 12— „ 
.... je bei 2000 mehr fteigend um je 2,40 „ 180 „ 
24. von mehr ala 20000--22000 Mt. . . 380.— „ 2L— „ 
29.» r:30000-3500 „ ..- 11-4 „ 
30. „ „_  ». 35000—40000 , .. 52. 5 BI 5 
31. „ „» „4000050000 „ .. 60. 8 5 
32. „ 50000- 60000 _, 66.— 5 


Fernere Werthklaſſen ſteigen um je 10000 ME. und die Gebühren: 
fäße um je 6 ME. 
(Gejeh:Samml. 1895, ©. 222— 223.) 
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mittelt, fo ift die zu viel berechnete Gebühr zurüdzuzahlen. Hat 
das Verfahren nicht zur Zueignung oder Heimſchlagung geführt, 
jo find die Gebühren nad) dem Werth des Gegenftands zu be— 
rehnen. Die Feſtſetzung des Werths erfolgt nach freiem Er- 
meſſen des Gerichts unter Berückſichtigung des Grundfteuerrein: 
ertrages und Gebäudefteuernußungsmwerthes. Die Gebühr für 
ein Vertheilungsverfahren wird nad dem hinterlegten Betrage 
berechnet, welcher Gegenjtand der Bertheilung ilt. Die nad 
$ 2 Ziffer 1 bis 3 und 8 3 des bez. Geſetzes zu entrichtenden 
Sebühren werden fällig, Jobald das die Zueignung oder Heim: 
Ihlagung ausſprechende Erfenntniß oder dor der Zueignung die 
gerichtliche Aufforderung zur Erfüllung der Steigbedingungen 
zugeftellt ift. Die im zweiten Abja des 8 2 des bez. Gejebes 
vorgejehene Begrenzung der Gebühr nad dem Grunditeuerrein= 
ertrage und dem Gebäudefteuernußungsmwerthe fällt fort. 


13. 
Befanntmahung. 

Der nachſtehende auf übereinſtimmendem Beſchluß des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
19. October, bezw. 3. Dezember 1895 beruhende, vom Be— 
zirks-Ausſchuß in Wiesbaden am 15. Januar 1896 genehmigte 
Nachtrag zu Dem Ortsitatut, betreffend die Be: 
nutzung der ftädtiihen Waſſerleitung in Boden: 
heim zum Privatgebraud) vom 8. Dezember 1890, 
wird Hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Frankfurt a. M., den 21. Januar 1896. 

Der Magiitrat. 
Adides. 


Nachtrag 


zu Dem Ortsitatut, betreffend Die Benutzung der 
ſtädtiſchen Waflerleitung in Bodenheim zum 
Brivatgebraud) vom 8. Dezember 1890, 
Auf Grund des 8 3 des Gemeinde-Berfafjungs:Gejeßes 
vom 25. März 1867 und in Gemäßheit der übereinjtimmenden 
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Beihlüffe des Magiſtrats und der Stadtverordneten:Berjamm: 
lung vom 19. October bezw. 3. Dezember 1395 wird mit 
Genehmigung des Bezirks-Ausſchuſſes folgendes Statut erlaffen. 


Artikel 1. 


Der Abſatz 3 des 8 8 des Ortsſtatuts dom 8. Dezember 
1890, betreffend die Benutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung in 
Bockenheim zum Privatgebrauch, wird aufgehoben. 


Artikel II. 

Un Stelle des Abjabes 1 des 8 2 der Normatid:Be- 
ftimmungen zu dem vorgenannten Statut, tritt folgende Be: 
ftimmung : 

„Für jeden Kubikmeter Waſſer ift der Preis von 25 Pfge. 
feſtgeſetzt.“ 

Artikel III. 

Dieſer Nachtrag tritt mit dem- Tage ſeiner Verkündigung 
im ſtädtiſchen Anzeige-Blatt in Kraft. 

Frankfurt a. M., den 10. Januar 1396. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigeblatt 1896 No. 7 ©. 40.) 


14. 


Negierungs:Berordnung, Die Schulpflicdhtigfeit 
der Kinder betr, 


Auf Grund des 8 6 der Verordnung betreffend die Orga- 
nilation der VBerwaltungsbehörden in dem vormaligen Kurfürften: 
thum Heffen zc. vom 22. Februar 1867 (6.5. ©. 273) in 
Verbindung mit SS 11 und 18 d und e der Anftruftion für 
die Gefhäftsführung der Regierungen vom 23. Dftober 1817 
(6.:5. ©. 248) wird für den Umfang des Stadtfreifes Frank: 
furt a. M. verordnet, was folgt: 
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s$ 1. Eltern oder deren Stellvertreter find verpflichtet, 
ihren Kindern und Pflegebefohlenen in einer öffentlihen Schule 
mindeften® denjenigen Unterricht, welcher für die Volksſchule 
vorgejchrieben ift, ertheilen zu laſſen und dieſe Finder und 
Pflegebefohlenen zum regelmäßigen Beſuch der Schule anzuhalten, 
fall3 fie nicht nachzuweiſen vermögen, daß dieſer Unterricht den 
betreffenden Kindern in genügender Weile andermweit ertheilt wird. 


S 2. Diefe Verpflichtung beginnt mit jedem Schuljahre 
für diejenigen Kinder, welde bi zum 31. März des laufenden 
Kalenderjahres das ſechſte Lebensjahr zurüdgelegt haben, und 
endigt mit dem Schluſſe jedes Schuljahres für diejenigen Kinder, 
welche bis zum 31. März des laufenden Kalenderjahres das 
vierzehnte Lebensjahr vollendet haben bezw. vollenden. 


S 3. ann ein Rind, welches in das jchulpflichtige Alter 
getreten ift, an dem zur Aufnahme neuer Kinder bejtimmten 
Termine die Schule nit befuchen wegen förperlicher oder geiftiger 
Gebreden oder mangelhafter Entwidelung oder aus anderen 
zureihenden dauernden Gründen, jo haben die Eltern oder deren 
Stellvertreter die Dispenfation der Kinder vom Schulbejude 
unter Angabe und gehörigem Nachweis der Gründe bei der 
Schuldeputation nachzuſuchen, melde befugt it, die Zurüd- 
ftellung der Kinder bis zum nachſten Aufnahmetermin zu be= 
ſchließen. 

Sind zu dieſem Termine die Gründe nicht beſeitigt, ſo 
kann dieſes Verfahren wiederholt werden. 

Ss 4. Kinder, welche das ſchulpflichtige Alter noch nicht 
erreicht haben, fönnen mit Genehmigung der Schuldeputation 
an dem zur Aufnahme neuer Kinder beftimmten Termin in die 
Schule aufgenommen werden, wenn fie bis zum 30. Juni des 
laufenden Kalenderjahres das ſechſte Lebensjahr vollenden. 


S 5. Auf Antrag der Eltern oder deren Stellvertreter 
fünnen am Schluſſe des Schuljahres bei dringlichen häuslichen 
Verhältniſſen diejenigen Kinder, welche das in 8 2 vorgeſchriebene 
Alter noch ‚nicht erreicht haben, zur Entlaffjung fommen, wenn 
fie ausreichende Schulfenntniffe fi erworben, die Schule regel: 
mäßig beſucht haben und ihr Betragen in der legten Zeit nicht 
zu erheblichen Ausftellungen Anlaß gegeben hat. 
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Ueber die vorzeitige Entlajjung entjcheidet die Schuldeputation, 
wenn das Kind bis zum 30. September de laufenden Kalender: 
jahre daS vierzehnte Lebensjahr vollendet; zur Entlaffung 
jüngerer Kinder bedarf es unferer Genehmigung. 

Entlaffungen aus der Schulpfliht innerhalb des Schul— 
jahres findet nicht ftatt. 


S 6. Die Anmeldung der zum Beſuch der Volksſchule 
verpflichteten Kinder hat bei dem Vorfteher einer Volksſchule zu 
erfolgen und zwar für die in das ſchulpflichtige Alter tretenden 
Kinder im Januar jedes Jahres in den von der Schuldeputation 
befannt zu machenden Terminen, für neu anziehende Kinder 
binnen zwei Wochen nad erfolgtem Weberzug. 

Der Nachweis andermweiten genügenden Unterricht3 ift der 
Schuldeputation binnen zwei Wochen nah Beginn der Schul— 
pfliht oder erfolgtem Ueberzug zu erbringen. 


87 Der Austritt aus einer Schule innerhalb der in 
S 5 bezeichneten Zeit ift nur zuläffig nad vorgängiger Ab- 
meldung bei dem Vorfteher der Schule unter Angabe der Schul: 
anftalt, welcher das Kind zugeführt werden joll, oder unter 
Nachweis der für deſſen Unterricht anderweit getroffenen Fürſorge. 


$ 8. Eltern und deren Stellvertreter, ſowie alle diejenigen 
Perſonen, deren Obhut jchulpflichtige Kinder unterjtellt find, 
insbeſondere Dienſt- und Lehrheren, werden, wenn die zum 
Schulbeſuch verpflichteten Kinder den Unterricht ohne genügenden 
Grund verfäumen, für jeden Tag, an welchem eine ſolche Ver: 
ſäumniß ftattfindet, mit einer Geldftrafe von zwanzig Pfennig 
bis zwei Mark oder mit Haft bis zu 2 Tagen beitraft. 


$ 9. Arbeitgeber, welche jhulpflichtige Kinder mährend 

der Unterrichtsftunden bejchäftigen oder die Beichäftigung ſolcher 

Kinder während der Unterrihtsftunden durch ihre Aufleher, Ge: 

hülfen oder Arbeiter dulden, werden, jofern nit nach den Be— 

fimmungen der Reichsgewerbeordnung eine härtere Strafe ber: 

wirft ijt, mit Geldftrafe von einer bis ſechzig Mark oder Haft 
bis zu 5 Tagen beitraft. 


S 10. Eltern oder deren Gtellberineter, melde es unter: 
laffen, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in der in $ 6 borge- 
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- Tchriebenen Weiſe anzumelden oder den daſelbſt erforderten Nach— 
weis anderweitigen genügenden PrivatunterrihtS zu erbringen, 
werden mit Gelodftrafe von zwanzig Pfennig bis zu zwei Marf 
beitraft. Die gleihe Strafe tritt bei Unterlaffung der in $ 7 
borgejchriebenen Abmeldung ein. 


S 11. Die Beltimmungen der vorftehenden Paragraphen 
finden auch in dem Bezirt des Landkreiſes Frankfurt a. M. 
mit Ausnaßme der Gemeinde Heddernheim Anmwendung,. jomweit 
nit bereit eine gejeßlihe Regelung der in den einzelnen 
Paragraphen behandelten Gegenftände beſteht. An die Stelle 
der Schuldeputation tritt Hier der Kreisſchulinſpektor. 


Wiesbaden, den 24. Dezember 1895. 
Königl. Regierung 


Abtheilung für Kirchen und Schulweien. 
(Städt. Anzeigeblatt 1896 ©. 45—46.) 





15. 
Belfanntmahung. 
Polizei-Verordnung Schulverſäumniſſe betr. 


Die Polizei-Verordnung vom 21. Juli 1874 für den 
Stadtkreis Frankfurt a. M. über die Schulpflichtigkeit und die 
Beltrafung der Schulverfäumniffe (Amtsblatt für den Stadt: 
freis und Landkreis Frankfurt a. M. No. 483), ſowie die am 
15. April 1887 für den Landkreis Frankfurt a. M., mit Aus- 
nahme der Gemeinde Heddernheim, erlaffene Polizei-Berordnung 
über Beftrafung der Schulverfäumniffe (ebenda No. 762) werden 
hiermit aufgehoben. 


Granffurt a M., den 21. Januar 1896. 
Der Polizei:Prafident und Landrath: 
Frhr. von Müffling. 


(Amtsbl. N d. Stadtkreis u. f. d. A Frankfurt a. M. 1896 
No. 5 ©. 27.) 





16. 


Befanntmacdhung. 


Die nachſtehende, auf übereinftimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Berfammlung beruhende, 
vom Bezirks-Ausſchuß zu Wiesbaden unterm 19. d. M. ges 
nehmigte Abänderung des Ortsftatuts, betr. Das Ge: 
werbegeriht zu Frankfurt a. M., vom 1. Dezember 
1891 mird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 

Srankfurt a. M., den 21. Februar 1896. 

Der Magiitrat. 
Adides. 


Abänderung 
des Ortsitatuts, betreffend Das Gewerbegeridt 
zu Frankfurt a. M. vom 1. Dezember 1891. 


Auf übereinftimmende Beihlüffe des Magiftrat3 und der 
Stabtverordneten = Verfammlung dom m 1896 erhält 
S 10 Abſatz 3 des Statut3 vom 1. Dezember 1891*) folgende 
Faffung: : 
„Die durch 8 1 Il der Zuftändigfeit des Gewerbegerichts 
unterftellten Hausgewerbetreibenden find, wenn fie regelmäßig 
die Rohſtoffe und Halbfabrifate jelbft beihaffen und im letzt— 
verfloffenen Jahre nicht bloß vorübergehend mindeltens zmei 
gewerbliche Arbeiter gleichzeitig beihäftigt haben, als Arbeit: 
geber, andernfall3 als Arbeiter wahlberechtigt und wählbar.“ 


Sranffurta. M., den 14. Februar 1896. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1896 S. 103.) 





*), Siehe dieſe Sammlung Bb. VI. ©. 120. 


17. 
Polizei-Verordnung, 
den Erlaß einer 
Bauordnung für die Stadt Frankfurt am Main 
betreffend. 

Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerh. Verordnung vom 
20. September 1867 über die Polizeiverwaltung in den neu 
erworbenen Landeätheilen und der SS 143 und 144 des Ge- 
jeßes über die allgemeine Qandesverwaltung vom 30. Juli 1883 
wird unter ausdrücklicher Aufrechterhaltung der Vorjchriften der 
Polizeiverordnung vom "nur rr das Bauen in der Außen: 
ftadt Frankfurt a. M. betreffend*), unter Zuftimmung des Ge— 
meinde-Borftandes die nachfolgende Polizei-Verordnung als 


Bauordnung 
für den Gemeindebezirf 
der Stadt Frankfurt am Main 





erlaffen. 


l. Banerlaubnif und Anzeigeplicht. 
1. Fälle des Erfordernilles. 
8 1. 1. Eine baupolizeilide Erlaubniß (Baubeſcheid) ift 
erforderlid : 

a) zu jedem Neu:, An: oder Umbau, wie auch zu baulichen 
Anlagen für vorübergehende Zwecke, 

b) zu jeder baulichen Veränderung oder Ausbeſſerung, joweit 
mit derjelben Abänderungen in den Konjtruftionstheilen 
des Gebäudes oder die Heritellung, Verlegung oder Um: 
geftaltung von Feuerſtätten verbunden find, 

ec) zu jeden Abbruch von Gebäuden und äußeren Gebäudetheilen, 

d) zu Veränderung der Faſſaden, 

e) zur Herftellung und PBeränderung von Einfriedigungen 
aller Art nah Wegen, Straßen und Plätzen, jowie an 
den Nachbargrenzen, 


*) Siehe diefe Sammlung Band VII S. 36-45 und wegen 
Bodenheims Polizeis:Berord. dv. 5. April 1895 ebendajelbft S. 45— 47. 
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f) zur Anlegung neuer, oder zu weſentlicher Veränderung 
bejtehender Düngerftätten, Aborte und Sammelgruben, 
g) zur Aufftelung von Baugerüften, Weißbindergerüften und 

Bauzäunen auf öffentlihem Grund und Boden und zu 

jeder baulihen Ausführung auf, über oder unter öffent: 

lichem Grund und Boden, ſowie innerhalb der Vorgärten, 
h) zu jeder baulichen Anlage im Inundationsgebiete des 

Maind und der Nidda. 

2. Bon jeder auf einem Brivatgrundftüd beabfichtigten 
elektriſchen Starkſtrom-Anlage und Blitableitung ift der Bau— 
polizei-Behörde vor Jnangriffnahme der Arbeiten Anzeige zu machen. 

2. Borlagen. 
2.) 
I. Zur Ertdeilung von Baubeldeiden. 


l. Der Antrag auf Ertheilung eine® Baubejcheides ift 
durh Zeihnungen, in welche alle erforderlichen Maße deutlich 
mit Zahlen im Metermaße eingejchrieben ſind, ausreichend zu 
erläutern. Sämmtliche Bauzeichnungen find im Maßftab von 
1:50 anzufertigen. Auf Anſuchen kann bei großen Bauten 
ausnahmsweiſe ein Mapftab von 1: 100 geftattet werden. 
Der Mapitab ift auf ſämmtliche Riſſe aufzuzeichnen. 

2. In diefen Zeichnungen ift die beabfichtigte Benutzung 
jedes einzelnen Raumes deutlih zu machen, aud find alle auf 
dem Grundftüd vorhandenen Bauten, Kellereingänge und Yall- 
türen anzugeben; e3 müſſen ferner jomohl für die alten, als 
auch für die neu geplanten Anlagen das Mauerwerk, Fachwerk, 
Holz, Eijen u. ſ. w. in fennzeichnenden Farben unterjchieden werden. 

3. Ungewöhnlide Konftruftionen, ſowie jolde in Eijen, 
find durch bejondere Zeihnung in größerem Maßſtabe und Be: 
ſchreibung vollſtändig zu erläutern und durch ftatiiche Berechnung 
zu begründen. 

4. Für Neu:, Anz oder Umbauten find folgende Zei: 
nungen einzureichen : 

a) ein Lageplan des Grundftüdes, auf welchem gebaut werden 
ſoſll, im Maßſtab von 1: 250, mit Angabe der Himmels: 


a) Für die Außenftabt ano $S 3. ber Polizei:VBerordnung dom 
4. Yan. 1894 Band VII ©. 
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rihtung, Einzeihnung der Bau: und Straßenfludtlinien, 
Angabe der Straßen, Vorgarten= und Fußiteigbreite, des 
Hofraumes und der bereit3 vorhandenen, innerhalb einer 
Entfernung von 6 m gelegenen eigenen und nadhbarlichen 
Baulichkeiten, mit Einjchreiben der Flächengrößen des 
Gejammtgrundftüdes, des etwa vorhandenen Vorgartens 
und des unbebaut zu lafjenden Hofraumes, mit Angabe 
der Zahl der Wohnungen und der zu jeder einzelnen 
Wohnung gehörigen Wohnzimmer und fonftigen Neben: 
räume, jowie des auf jede einzelne Wohnung entfallenden 
Hofraumes; ouf Anſuchen kann bei großen Grundjtüden 
ausnahmsweiſe ein Makitab von 1: 500 geftattet werben ; 
bei Anträgen auf Ertheilung eines Baubeſcheides für 
nit zum Betriebe der Eijenbahnen beſtimmte Gebäulich— 
feiten, welche in geringerer Entfernung als 50 m von 
einem Gijenbahngeleije liegen, ift in den Lageplan das 
betreffende Schienengeleije einzuzeichnen, und der Abitand 
des Gebäudes von demjelben in Zahlen einzujchreiben, 
aud, falls das Geleife auf einem Damme liegt, die Höhe 
des Dammes über dem Gelände anzugeben ; 


b) ein Grundriß des SKellergeihoffes mit Angabe der etwa 
vorhandenen gemeinfhaftlihen Mauern, deren ZTheilung 
durch die Grenzlinie anzudeuten ilt; 


c) ſämmiliche Geſchoß-Grundriſſe, in melden die Richtung 
der Balken eingezeichnet und die Stärke der lebteren 
angegeben ilt; 


d) vollftändige Durchſchnitte von jedem Baumerf, mit Angabe 
der Schniltlinie, auf welcher fie genommen find, hierzu 
bejonders ein Sockel-Querdurchſchnitt im Maßſtab von 1: 20; 


e) die Anfichten ſämmtlicher Faſſaden; 


f) genaue und vorſchriftsmäßige Zeichnungen aller vorhandenen 
oder hHerzuftellenden Ent: und Bewäſſerungs-Anlagen, 
jowie aller Kanäle, Gräben, Gruben, Aborte, Traufredhte 
und ähnlider Anlagen, welde auf den Grunditüden etwa 
vorhanden find, unter Eintragung der für die Beurtheilung 
etwa erforderliden Waſſerſtände. 
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5. Für bauliche Veränderungen im Innern eines Gebäudes 
find einzureihen ein Lageplan und die betreffenden Grundriſſe 
und Durchſchnitte. 

6. Für Einfriedigungen ift ein Lageplan im Maßſtabe 
von 1:250 und ein Bauriß im Maßitabe von 1: 100 bei- 
zubringen. Auf Anſuchen kann bei großen Grundjtüden für 
den Lageplan ausnahmsweiſe ein Maßſtab von 1:500 zu: 
gelaffen werden. 

7. Ale Zeichnungen jind in zweifacdhen, der Lageplan in 
dreifahen übereinjtimmenden Ausfertigungen einzureichen, von 
denen die eine bei Ertheilung des Baubejcheides, mit ent: 
ſprechendem Vermerf verjehen, dem Bauherren zurüdgegeben 
wird. Es werden nur Zeichnungen auf Zeichenpapier und Paus— 
leinwand, oder Lichtpaufen mit ſchwarzen Linien auf ſtarkem 
weißen Papier angenommen. 

8. Die Richtigkeit ſämmtlicher Zeihnungen und nament: 
[ih der darin angegebenen Maße Hat der Bauherr und die 
mit der Leitung de3 Baues betraute Perſon durch Namens: 
unterfchrift zu beicheinigen. Beide find für die Nichtigkeit der 
Borlagen verantwortlid. Der Lageplan ift durch einen Stadt: 
geometer oder dur die ftädtiiche Vermeſſungs-Abtheilung an— 
zufertigen oder zu beglaubigen. 


1. Zur Anzeige von eleftrijden Anlagen und 
Blitableitungen. 


1. Dev Anzeige über die beabfichtigte elektriſche Anlage 
oder Blißableitung ift in doppelter Ausfertigung eine Zeichnung 
nebjt Erläuterung beizufügen, aus denen der Zweck der Anlage 
jowie die Lage der Majchinen, Einrichtungen, Apparate und 
Leitungen und die beabjichtigte Art der Ausführung deutlich er: 
ſichtlich find. 

2. Die Nichtigkeit der Zeihnung und Erläuterung ift von 
dem Bauherrn durch Namensunterfchrift zu bejcheinigen ; für 
die Richtigkeit dieſer Vorlagen ift der Bauherr verantwortlich). 


3. Wirkfamkeit. 


8 3. 1. Die Beſitzer der angrenzenden Nahbargrundftüde 
find von dem Bauenden bei dem nah 8 2 einzureichenden An: 
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trage namhaft zu machen und merden, ſoweit es fich nicht aus— 
Ihlieglid um eine Bauberänderung im Innern des Gebäudes 

handelt, Seitens der BaupolizeisBehörde dor Ertheilung eines 
Baubejcheides bon dem Bauvorhaben benadrichtigt; es fteht 
denjelben frei, innerhalb einer einmaligen, vom Tage der ihnen 
zugeftellten Benadrichtigung ablaufenden Frift von einer Woche < 
Einwendungen auf Grund diefer Bauordnung gegen das Bau: 
vorhaben geltend zu maden. 


2. Die nahbarlide Erklärung kann durch den Bauenden 
auch vor Einreihung der Pläne eingeholt werden. 

3. Sofern Vorfluths- oder Schifffahrts-Intereſſen durch 
den Bau berührt werden, wird die Königl. Strombau-Ver— 
waltung über das Baugeſuch zur Angabe der erforderlichen Be— 
ftimmungen gehört. 

4. Die Ausfertigung des Baubeſcheides wird dem Baus 
enden gegen Entrihtung der tarifmäßigen Gebühren ausge: 
händigt, und hiervon den Beligern der angrenzenden Nachbar: 
grundftüde Kenntniß gegeben. Erſt mit Aushändigung des 
Baubeſcheides an den Bauenden tritt der Baubeicheid in Wirk— 
ſamkeit. 

5. Die Ertheilung des Baubeſcheides erfolgt unbeſchadet 
aller Rechte eines Dritten. 

Ss 4. 1. Der Baubeſcheid verliert, falls in demſelben 
nicht eine andere Zeitbeſtimmung getroffen iſt, ſeine Giltigkeit, 
wenn die Bauausführung nicht innerhalb eines Jahres nach er— 
folgter Behändigung des Beſcheides begonnen wird, oder der 
begonnene Bau ein Jahr lang unvollendet geruht hat. 

2. Bauliche Anlagen, die nur für eine beftimmte Zeitdauer 
oder auf jederzeitigen Widerruf gejtattet worden find, müſſen 
nah Ablauf der gejtellten Friſt oder jederzeit auf Berlangen der 
Baupolizeis:Behörde ohne Verzug und ohne Anſpruch auf Ent: 
Ihädigung niedergelegt werden. 


4. Dispenfe (Ausnahmen) und Nedtsmittel. 


8 5. Für die Ertheilung ſämmtlicher, in dieſer Baus 
ordnung dorgejehenen Dispenje (Ausnahmen) ift die Baupolizei- 
Behörde zuftändig. 
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5 6. Baubeſcheide und Verfügungen der Baupolizei: 
Behörde unterliegen der Anfehtung nad Maßgabe der Be— 
ftimmungen des allgemeinen Landesverwaltungsgeſetzes bom 
30. Juli 1883, insbejondere der SS 127—131, 133, ſowie 
des $ 145 des Zuft.-Gef. vom 1. Auguft 1883.*) 1) 


) 8 127. Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreis: 
polizeibehörden findet, jomweit das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes be: 
ftimmt, die Beichtverde ftatt und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande 
oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Ein: 
wohnerzahl bi3 zu 10,000 Einwohnern beträgt, an den Land— 
rath und gegen deſſen Beſcheid an den Regierungspräſidenten; 

b) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden eines Stadt: 
freijes, mit Ausnahme von Berlin, einer zu einem Landfreije 
gehörigen Stadt mit mehr als 10,000 Einwohnern, oder des 
Landraths an den Regierungspräfidenten, und gegen deſſen Be: 
‚Icheid an den Oberpräfidenten. 

e) gegen ort3polizeiliche Verfügungen in Berlin an ben Oberprä- 
ſidenten. 

Gegen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungs— 
präſidenten beziehungsweiſe des Oberpräſidenten findet die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, 

1. daß der angefochtene Beicheid durch Nichtanwendung oder unrid): 
tige Anwendung de3 beftehenden Rechts, insbeſondere auch der 
von den Behörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaſſenen Ber: 
ordnungen den Kläger in jeinen Rechten verlekte; 

2. daß die thatjächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden jeien, 
welche die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt 
haben mwürben. 

Tie Prüfung der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen polizeilichen 
. fih auch auf diejenigen Fälle, in — bisher 
nach 52 Geſetzes vom 11. Mai 1842 (Geſetz-Samml. S. 192) der 
—2 —— zuläſſig war. 

Die Entſcheidung iſt endgültig, unbeſchadet aller privatrechtlichen 
Derbältnifie. 

8 128. An Stelle der Beſchwerde in allen Fällen des 8 127 
findet ‘bie Klage Statt und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der OrtSpolizeibehörden auf dem Lande 
oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Ein: 
mwohnerzahl bi3 zu 10,000 Einwohnern beträgt, bei dem reis: 

ausſchuſſe; 

b) gegen die Verfügungen des Sandrath3 oder der Ortspolizei— 
behörben eines Stadtkreiſes oder einer zu einem Landkreiſe ge: 


!) Anm. Siehe Band V der Samml. ©. 41-43 und ©. 49. 


I. Bau-Abnahme. 


Ss 7. 1. Jeder Neubau unterliegt wenigflend dreimal einer 
baupolizeiliden Prüfung. Die erfte Prüfung (Sodel-Abnahme) 
hat ftattzufinden, jobald der Neubau bis auf Sodelhöhe fertig: 
geftellt, die zweite Prüfung (Rohbau: Abnahme), jobald das Ge: 
bäude unter Dad gebradt it. Der Weiterbau vor ftatt- 
gehabter zweiter Prüfung ift nur injoweit zuläflig, als nicht 
Verdunfelungen des TIhatbeftandes Dadurch eintreten. Die 


hörigen Stadt mit mehr als 10,000 Einwohnern bei dem Be: 

zirksausſchuſſe. 

Die Klage kann nur auf die gleichen Behauptungen geſtützt 
werden, * die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte (F 127 Abſatz 
3 und 4). 


8 129. Tie Beſchwerde im Falle des 8 127 Abſatz 1 und die 
Klage im Falle de3 $ 128 find bei derjenigen Behörde auzubringen, 
gegen deren Berfügung Jie gerichtet find. 

Die Behörde, bei welcher die Beichwerde oder Klage angebradht 
it, Hat diejelbe an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu 
bejchließen oder zu enticheiden hat. Der Beichwerdeführer beziehungs: 
weiſe Kläger ift hiervon in Kenntniß zu jeben. 

Die Frift zur Einlegung der Beichwerde und zur Anbringung 
der Klage gegen die polizeiliche Verfügung, jowie gegen ben auf Be: 
Ihwerbe ergangenen Beicheid beträgt zwei Wochen. 

Die Anbringung de3 einen Rechtsmittela jchließt das andere au3. 
Iſt die Schrift, mittelft deren das Nechtsmittel angebradht wird, nicht 
al3 Klage bezeichnet oder enthält diefelbe nicht ausdrüdlich den Antrag 
auf Entiheidung im Berwaltungsftreitverfahren, jo gilt diejelbe ala 
Beichwerde. Bei gleichzeitiger Anbringung beider Rechtsmittel ift nur 
der Bejchwerde Fortgang zu geben. Das hiernach unzuläffigerweije an: 
gebrachte Rechtsmittel ift durch Verfügung der im Abſatz 1 bezeichneten 
Behörde zurücdzuweiien. Gegen die zurücdtweiiende Verfügung findet 
innerhalb zwei Wochen die Beichwerde an die zur Entſcheidung auf 
die Klage berufene Behörde ftatt. 

Wird die Beichiwerde oder Klage der Vorfchrift des erften Ab: 
ſatzes zuwider innerhalb der gejeßlichen Friſt bei derjenigen Behörde 
angebracht, welche zur Beichlukfaffung oder Entjcheidung darüber zu« 
ſtändig ift, jo gilt die Friſt als gewahrt. Die Beſchwerde oder Klage iſt 
in ſolchen Fällen von der angerufenen Behörde zur weiteren Veranlaſſung 
an diejenige Behörde abzugeben, gegen deren Beſchluß fie gerichtet ift. 

8 130. Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräfidenten 
jindet innerhalb zwei Wochen die Beichwerde an den Oberpräfidenten 
und gegen den dom Überpräfidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen 
Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungs— 
gerichte nach Maßgabe ber Beſtimmungen des $ 127 Abſatz 3 und 4 ftatt. 
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dritte Prüfung (Gebrauchs-Abnahme) erfolgt nad beendigter 
Bauausführung, einjchließlih der Ent: und Bewäſſerungs— 
Anlage (vgl. 88 29, 30). 

2. Tür baulihe Herftellungen von geringerer Bedeutung, 
Umbauten und Reparaturen genügt, vorbehaltlih etwa bon der 
Baupolizei-Behörde als nothwendig eradhteter Nachprüfungen, 
eine Prüfung, und zwar nad) Beendigung des "Tonftruftiven 
Theiles der Reparatur. 


Gegen polizeiliche Verfügungen des Negierungspräfidenten in Sig: 
maringen findet innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dem 
Dberverwaltungsgerichte ftatt. 

Gegen die Landesverweilung fteht Perjonen, welche nicht Reiche: 
angehörige find, die Klage nicht zu. 

$ 131. Der $ 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (Gej.-Samml. 
©. 192) findet auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Verfügung im 
Derwaltungaftreitverfahren durch rechtsfräftiges Endurtheil aufgehoben 
worden ift. 

$ 133. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels finden die: 
jelben Rechtsmittel ftatt, wie gegen die Anordnungen, um deren Durch— 
jegung es fich handelt. Die Rechtsmittel erftreden ſich zugleih auf 
dieſe Anordnungen, jofern diefelben nicht bereit? Gegenftand eines be— 
fonderen Beichwerde: oder Verwaltungsſtreitverfahrens geworben find. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels findet in 
allenfFällen nur dieBejchwerbde im Aufſichtswege innerhalb zweiWochen ftatt. 

Haftitrafen, welche an Stelle einer Geldjtrafe nach $ 132 Nr. 2 
feftgefeßt find, dürfen vor ergangener endgültiger Beſchlußfaſſung oder 
rechtöfräftiger Enticheidung auf das eingelegte Rechtsmittel beziehung3: 
mweife vor Ablauf der zur Einlegung besfelben beftimmten Frift nicht 
vollſtreckt werden. 

$ 145.*) Ueber Dispenje von Beſtimmungen der Baupolizeiver— 
ordnungen beichliegt nah Maßgabe diefer Ordnungen der Kreisaus— 
ſchuß, in Stadtfreifen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen 
Städten von mehr ala 10,000 Einwohnern ber —— ſoweit 
die Angelegenheit nicht nach dieſen Ordnungen zur Zuſtändigkeit anderer 
Organe gehört. Verfügungen der letzteren unterliegen der Anfechtung 
nur im Wege der Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde. 

Der Bezirksausſchuß tritt in Betreff der Zuſtändigkeit zur Er: 
theilung von Dispenjen in allen Fällen an die Stelle der Bezirfäregierung. 

Zur Einlegung ber Beichtverde gegen den Beihluß ift auch die 
zur Ertheilung der Bauerlaubniß zuftändige Behörde befugt, welcher 
ber Beſchluß zuzuftellen ift. 

Gegen den Beihluß des Bezirksausſchuſſes in erjter Inſtanz 
findet die Beichtwerde an den Minifter der öffentlichen Arbeiten ftatt. 


*) Band V d. Samml. ©. 117. 
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3. Für Einfriedigungen ſind baupolizeiliche Prüfungen 
erforderlich nach Aufſtellung der Sockel und nach beendigter 
Bauausführung. 

4. Der Bauherr ift verpflichtet, die Vornahme dieſer Prüf— 
ungen zur entjpreddenden Zeit zu beantragen und die zu prüfen- 
den Gebäudetheile in dem für die Unterfuhung nad dem. Er— 
meſſen des prüfenden Beamten erforderlihen Maße zugänglich 
und fihtbar zu maden, auch den Baubeſcheid und jämmtliche 
genehmigte Zeichnungen dem prüfenden Beamten vorzulegen. 

9. Durch die baupolizeilihde Prüfung ſowohl der ein— 
gereihten Zeihnungen und Berechnungen, al® auch der be- 
gonnenen und vollendeten Bauausführung mird die dem Baus 
deren und den Bauhandwerkern Hinfichtlih der Beachtung der 
gejeglihen und baupolizeiliden Borjchriften, fowie der kon— 
ftruftiven Sicherheit geſetzlich obliegende Verantwortlichkeit in 
feiner Weile aufgehoben oder vermindert. 

6. Bon jeder baupolizeilihen Prüfung und deren Er: 
gebniß wird dem Bauenden innerhalb 8 Tagen Mittheilung 
gemacht werden. 


III. Eingelvorfihriften. 
1. Studtlinienplan, Sfraßen- und Banlinie.”) 


s8 1. Mit allen Neu:, An: oder Umbauten, ſowie mit 
Einfriedigungen an Wegen, Straßen und Pläßen find die 
Straßen: und Baufluchtlinien und die Höhenlagen der Straßen 
einzuhalten. Die Höhenlage von Bauausführungen Hinter der 
Straßenflugtlinie bedarf in jedem einzelnen Fall der Ge: 
nehmigung durch die Baupolizei-Behörde. 

2. Baufludtlinien und Höhenlagen werden bon der Baus 
polizei:Behörde unter Beachtung der Zuftändigkeiten der Stadt: 
geometer auf Kojten des Bauherrn, der Hierzu Antrag zu ftellen 
bat, abgeftedt und geprüft. 

3. Das Vortreten don Neu:, An: oder Umbauten über 
die Baufluchtlinie fann don der Baupolizeibehörde für eine be- 
ftimmte Zeitdauer oder auf jederzeitigen Widerruf geftattet 
werden. Derartige Anlagen find jederzeit auf Verlangen der 


*) Bergl. für die Außenftadt Polizei-Verordnung vom 4. Jan. 
1894 s 4 (Band VII S. 34—37). 
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Baupolizeis:Behörde und jpäteftens nah Ablauf der feitgejegten 
Zeit ohne Verzug und ohne jede Entihädigung niederzulegen. 

4. Das Zurüdtreten auszuführender Neu: und Anbauten 
ganz oder theilweile Hinter die Baufluchtlinie kann ausnahms— 
weile gejtattet werden, wenn die freibleibenden Seiten etwa 
vorhandener Nakhbargebäude in einer, nad) dem Urtheil der 
Baupolizei-Behörde angemefjenen Weile falladenmäßig ausge: 
bildet werden. Die gegen die Baulinie zurüdtretenden Gebäude 
müſſen parallel zur Baulinie gejtellt werden, injofern nicht die 
Baupolizeis:Behörde nad) Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe eine 
Ausnahme als zuläjlig erachtet. 

9. Nebengebäude, wie Ställe, Waſchküchen und dergleichen 
müſſen in der Regel in den Hintergrund gejeßt werden. Eine 
Ausnahme hiervon ift nur mit bejonderer Genehmigung und 
unter der Bedingung zuläflig, daß den von der Straße fichtbaren 
Seiten jolder Gebäude eine faſſadenmäßige Ausbildung gegeben wird. 


2. Gebände- und Grenzabfland. 


S 9. Unbeſchadet der in den 88 22 und 33 gegebenen 
Vorſchriflen gelten folgende Beſtimmungen: 


1.. Wenn das Nachbargrundſtück innerhalb der Tiefe des 
geplanten Neu: oder Anbaues unbebaut ift, jo kann der 
Neu: oder Anbau entweder unmittelbar auf der Grenze, oder mit 
einem Abſtand von mindeltens 2,50 m von derfelben errichtet werden. 

Menn das unbebaute Nahbargrundftüd jedoch eine ge: 
ringere Breite al$ 3 m hat, jo muß der Neu: oder Anbau 
in einem Abftand von mindeltens 2,50 m von der Nadıbar- 
grenze errichtet werden. 

2. Wenn das Nahbargrundftüd innerhalb der Tiefe des 
geplanten Neu: oder Anbaues unmittelbar auf der 
Grenze ganz oder zum Theil auch nur in Erdgeſchoßhöhe 
bebaut ift, jo muß der Neu: oder Anbau entweder mindeſtens 
in Erdgeſchoßhöhe (Vordergebäude in der Baufluchtlinie) un— 
mittelbar an das Nachbargebäude angebaut, oder mit einem 
Abſtand don mindeſtens 5 m von demjelben errichtet werden. 

Beiteht jedoch die theilweile Bebauung des Grundſtücks 

uf der Grenze nur in einem Hintergebäude, und ijt 
das Nachbargrundſtück innerhalb der Tiefe des geplanten Neu: 
oe 
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oder Anbaues außerdem noch mit einem VBordergebäude bebaut, 
das feiner ganzen Tiefe nah nicht auf der betreffenden Nach— 
bargrenze fteht, jo muß der geplante Neu: oder Anbau, foweit 
der Grenzabitand des nachbarlichen Vordergebäudes weniger ala 
5 m beträgt, mit einem Grenzabftande von mindeftens 2,50 m 
errichtet werden. 


Wenn das Nahbargrundftüd innerhalb der Tiefe des ge- 
planten Neu: oder Anbaues in einem Abftand von mindeftens 
5 m bon der Grenze debaut ift, jo kann der Neu- oder Anbau 
unmittelbar auf der Grenze errichtet werden. 


Soweit der Abitand des Nachbargebäudes weniger als 
5 m beträgt, ift mit dem Neu: oder Anbau ein Abſtand von 
2,50 m bon der Grenze einzuhalten. Bon der Einhaltung 
diejes Abſtandes kann abgejehen, und das Bauen auf der 
Grenze geftattet werden, wenn den Umftänden nad anzunehmen 
it, daß das fraglihe Nachbargebäude in abjehbarer Zeit nieder: 
gelegt und das Nakhbargrundftüd auf der Grenze bebaut werden 
wird, oder wenn das Baugrundftid innerhalb der Tiefe des 
Nahbargebäudes bereit3 mit einer Brandmauer auf der Grenze 
bebaut war, und der Umfang der Brandmauer durch den Neubau 
nicht erheblich vergrößert werden ſoll. 


3. Gebäude auf dem gleihen Grundſtück müffen entweder 
unmittelbar aneinander, oder mit einem Abjtand von mindeftens 
5 m errichtet werden. 


4. Abſtände und Waflerwintel (Allmeien) von geringerer 
Breite al3 2,50 m find unzuläffig und müjjen bei eintretendem 
Neu-, Um: oder Anbau bejeitigt werden. 


5. Soweit in Yolge des Abjtandes eines Neu: oder An 
baued Brandmauern auf dem Grundjtüd des Bauenden oder 
auf den Nadhbargrundftüden von der Straße aus fichtbar 
bleiben, hat der Bauende diejfelber auf Anfordern der Baupolizei- 
Behörde nach deren Urtheil faſſadenmäßig auszubilden. 


6. Ausnahmen von den Vorſchriften 1—-3 können für 
Bauten, deren Höhe bis zur Dachfirſt höchſtens 5 m beträgt, 
ſowie in dem Falle gewährt werden, wenn durch die volle An- 
wendung der oben getroffenen Beitimmungen eine zmedmäßige 
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Bebauung des Grundftüds unmöglich gemacht werden follte, 
und der Ausnahmebemwilligung öffentliche Intereſſen nicht ent- 
gegenftehen. 

7. Obige Vorſchriften gelten auch für Umbauten, falls 
diefe jo erheblich find, daß fie nad dem Urtheil der Baupolizei= 
Behörde einem Neubau gleichzueradhten find. 


3. Hofraum. 


S 10. 1. Unter Beobadtung der in SS 9 und 33 über 
die Abſtände gegebenen Vorſchriſten dürfen höchſtens *?/,, bei Ed: 
grumdftüden, die nur mit einem Edhaufe bebaut werden jollen, 
höchſtens °/, der Hinter der Baulinie gelegenen Grundfläche be: 
baut werden. Die Unterfellerung de3 Hofes gilt nicht als eine 
Bebauung des Grundſtückes im Sinne obiger Vorſchrift; info: 
fern jedoch die Unterkellerung durch einen bejonderen Eingang 
vom Hofe zugänglich gemacht werden joll, wird fie einer Be: 
bauung in Erdgeſchoßhöhe gleich erachtet. 

Unbebaute Flächen, die nad ihrer Lage und Geftaltung 
für die Erhellung und Lüftung der Gebäude ohne Nuten find, 
fönnen don der Baupolizei:Behörde bei Berechnung der unbe: 
baubaren Grundflähe ausgejchloffen werden. 


2. Die zur Zeit des Erlaffes dieſer Bauordnung ſtärker 
bebauten Grundftüde können, unbefhadet der Vorſchrift des 
$ 33, bei angemefjener Verringerung der zuläfligen Gebäude: 
höhe und wenn in anderer Weile eine zweckwäßige Bebauung 
des Grundjtüds nah dem Uxtheil der Baupolizei-Behörde nicht 
möglih it, ausnahbmsmeije bis auf das Maß der vor: 
handenen Bebauung wieder bebaut werden. 


Bei Grundftüden von geringer Tiefe, bejonders bei ſchmalen 
, Grundflüden zwijchen zwei Straßen, fann ausnahmsweiſe, 
falls die Fenfter ſämmtlicher Wohn: und Schlafräume, jomie 
der Küchen nad der Straße gerichtet find, und für ausreichende 
Erhellung und Lüftung der Flure, Treppen und Aborte gejorgt 
ift, auf jeden Hofraum verzichtet werden. 

Diefe Ausnahmen find jedoch nur dann zuläffig, wenn eine 
dad Grundſtück begrenzende Straße eine größere Breite als 
8 m befißt, und gelten nicht für bebaute Theile geringer 
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bebauter Grundftüde, die nad) dem Erlaß diejer Bauordnung 
abgetrennt find. 

3. Wenn das Erdgeſchoß nur zu Läden, Lagerräumen 
und ähnlichen Geſchäftsräumen nebft Zubehör benußt wird, jo 
fann die Bebauung des Grundflüdes in Erdgeſchoßhöhe bis zur 
Gefammtflähe des Grundftüdes dann ausnahmsweiſe geftattet 
werden, wenn die bebaute Grundfläche der oberen Geſchoſſe ent— 
Iprechend eingejhränft wird. Bei gleicher Vorausfeßung fann 
auch in den Obergeſchoſſen mit Zuftimmung der Baupolizei:Be- 
hörde die bebaute Grundfläche entſprechend vergrößert werden. 

Es darf jedoh das zuläjlige größte Kubikmaß der Be— 
bauung, das fih aus der bebaubaren Grundflähe (S 10) und 
der zuläffigen Gebäudehöhe (S 11) ergiebt, im Ganzen niemals 
überjehritten werden. 

4. Hinterwohnungen (d. 5. ſolche Wohnungen, die fein 
an der Straße liegendes, mit den übrigen Räumen in unmittel= 
barem Zujammenhange ftehendes Wohnzimmer Haben) dürfen, 
infofern ihre Zahl mehr al3 zwei beträgt, nur dann hergeftellt 
oder vergrößert werden, wenn mindeltens die Hälfte der Hinter 
der Baulinie liegenden Grundfläche unbebaut bleibt. 

5. Bei Errihtung von Gebäuden, die für größere gemwerb- 
ide Anlagen beflimmt find, fann ein Hofraum bis zur Hälfte 
des Hinter der Baulinie liegenden Grundftüds verlangt werden. 

> 6. Jeder Hof muß mit einem nad dem Ermeſſen der 
Baupolizei:Behörde ausreichenden Zugange verjehen ſein. 
7. Auf den jog. Wallgrundſtücken dürfen Hintergebäude 
nicht errichtet werden, mit Ausnahme von Stallungen, Schuppen, 
Pförtnerhäufern, Gartenhäuschen und ähnlichen Hleineren, nicht 
zu Gemwerbebetrieben beftimmten Gebäulichfeiten. Die nad den 
öffentlichen Anlagen gerichtete Seite diefer Gebäulichfeiten, ſowie 
der Vordergebäude iſt nach dem Urtheile der BaupolizeisBehörde 
faljadenmäßig auszubilden. 

5. Wenn behufs Gewinnung der oben vorgejchriebenen 
Hofflähen Theile eines benachbarten bereit3 bebauten Grund— 
füdes zu dem Baugrundftüd gezogen werden, jo fünnen die— 
jelben nurdann zu Gunſten des Baugrundftüces berüdfichtigt werden, 
wenn durch die Abtrennung die Hoffläche des benachbarten Reftgrund= 
jtüdes nit unter die vorſchriftsmäßige Größe verringert wird. 
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4. Gebändehöhe. 
$ II. 
a) Gebäude an Straßen.*) 


1. Die Höhe eine® Gebäudes darf an Straßen von 
weniger al3 9 m Preite höchſtens 11 m betragen, an breiteren 
Straßen die Straßenbreite um höchſtens 2 m überjchreiten, 
jedodh in feinem Falle mehr als 20 m betragen. 

Eine Gebäudehöhe bis zu 3 m über das Maß der Straßen: 
breite kann ausnahmsweiſe in Straßen von 9 m Breite auf: 
wärts gejtattet werden, wenn dieje größere Höhe nicht dazu be= 
nußt werden joll, ein weiteres, andernfalls nicht mögliches Ober: 
geihoß auszuführen. . 

2. In Sadgaffen ift für die Höhe des den Abſchluß 
bildenden Gebäudes die Breite der Gaſſe in der Faſſadenlinie 
des Neubaues maßgebend. 

3. Bei Eckhäuſern an Straßen von verſchiedener Breite 
gelten die Maße der breiteren Straße auch für die Beſtimmung 
der Gebäudehöhe an der ſchmaleren Straße, jedoch nur auf 
eine Faſſadenlänge, welche die doppelte Breite der ſchmalen 
Straße nicht überſteigt und in Straßen von geringerer Breite 
als 8 m nicht mehr als 12 m, in feinem Fall aber mehr als 
20 m betragen darf. 

4. Bei Gebäuden zwiſchen zwei Straßen, bei Eckhäuſern 
und bei jogenannten Häuferinjeln an Straßen von verjchiedener 
Breite kann ftatt der verjchiedenen Faſſadenhöhen eine einheitliche 
mittlere Höhe für ſämmtliche Faſſaden geftattet werden. 

d. Unter „Straßenbreite” ift der Abjtand zwiſchen den 
Baufludtlinien, und in Ermangelung ſolcher die thatjächliche 
mittlere Breite der Straße vor dem Gebäude zu verſtehen. 

6. Die Baufludtlinie oder die thatlächlihe Bebauungslinie 
der Straße wird über einmündende Querfiraßen fortlaufend gedacht. 

7. Die Gebäudehöhe wird inder Mitte der Faſſade vonder Hinter: 
fante des Fußfteiges bis zur Oberkante des Hauptgefimjes gemeflen. 

8. Für die Hoffaffaden eines Gebäudes ift die für deſſen 
Straßenfaſſade vorgeſchriebene Höhe maßgebend. 


*) Ba Dal. wegen der Kasfit Polizei:Berordnung vom 4. Jan. 
1894 8 5 (Band VII ©. 





Uebertrifft jedoh der dem Gebäude vorliegende Hof in 
jeiner geringften Abmeffung die Breite der Straße, jo kann die 
Hoffaſſade des DVorderhaufes diejenige Höhe erhalten, welche für 
fie ftatthaft wäre, wenn fie an einer Straße von der Breite 
der geringften Abmeſſung des Hofes läge. 


b. Gebäude auf den Höfen (Hintergebäude).*) 


1. Die Höhe eines Hintergebäudes darf an einem Hof 
bon weniger als 8 m Breite dad Maß von 8 m, ımd an einem 
Hof von größerer Breite dad Maß der Hofbreite nicht überfteigen. 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften unter a, 1—5 dieſes 
Paragraphen mit der Maßgabe, daß an Stelle der Straßenbreite 
die mittlere Breite der dor dem SHintergebäude gelegenen Hof— 
fläche tritt. 

Es mird jedoch einfchränfend beftimmt, daß ſchmale Ge- 
ländeftreifen, Zufahrten, Wichabftände u. a. m. in größerer 
Tiefe als 20 m für die Berechnung der Hofbreite außer Ans 
ſatz bleiben. 

2. Die Gebäudehöhe mwird in der Mitte der Faſſade bis 
zur Oberkante des Hauptgefimfes und zwar, wenn der Hof nicht 
höher al3 die Straße liegt, von der vorliegenden Hoffläche gemefjen. 

Liegt der Hof höher als die Straße, jo wird die Gebäude: 
höhe von der Hinterfante des Fußſteiges der Straße gemeſſen; 
die Baupolizei-Behörde ift jedoch befugt, wenn diefer Höhenunter- 
ſchied ein beträchtlicher ift, eine Ausnahme zu geftatten. 


c. Ausnahme: Beftimmung. 


1. Wenn die Anwendung obiger Beitimmungen bei Neu— 
bauten auf bereit3 bebaut gemwejenen Grundftüden eine unge: 
wöhnliche Werthoverminderung der letzteren befürchten läßt, 
jo fann ausnahmsmeife die Höhe der Neubauten bis auf die 
Höhe der alten Gebäude zugelaffen werden. 

2. Für Aufbauten, die nur zur Ausſchmückung bejtimmt 
find, kann innerhalb der durch 8 12, Ziffer 6 zugelafjenen Ge— 
Jammtlänge ausnahmsweiſe eine größere Höhe geftattet werden. 

3. Ausnahmen für Kirchen und öffentliche Gebäude bleiben 
vorbehalten. 


*) Bol. a. a. 0.86 (Band VII ©, 38). 
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5. Däder und Dachaufbauten. 


8 12. 1. Die Dahhöhe darf die zuläjfige Gebäudehöhe 
um nicht mehr als die halbe Straßenbreite und feinenfal3 um 
mehr als 9 m überſchreiten. In Straßen von geringerer Breite 
al3 10 m ift eine Höhe von 5 m geftattet. 

2. Die Dachneigung darf einen Winkel von 45 Grad, 
deſſen Scheitel in dem Schnittpunft der zuläffigen Gebäudehöhen- 
linie und der Baufluchtlinie liegt, nicht überjchreiten. 

Für Däder an den Höfen tritt an Stelle der Ge: 
bäudehöhe die nah 8 33 zuläſſige Wandhöhe, falls dieje ge— 
tinger al3 die zuläjlige Gebäudehöhe ift. 

3. In Straßen don größerer Breite al3 13 m ift für 
da3 Dah an der Straße eine fteilere Neigung geftattet 
innerhalb des Viertelkreiſes, deſſen Halbmeijer nicht mehr als 1/s 
der Straßenbreite und feinenfall3 mehr als 9 m beträgt, und 
deffen Mittelpunkt auf der zuläffigen Gebäudehöhe liegt; der 
Hauptgefimsvorjprung ift außerhalb dieſes Viertelkreifes zu laſſen. 

4. Das Dad eines Edhaujes, das an verſchieden breiten 
Straßen gelegen ift, kann gegen die Schmale Straße für eine 
Yafladenlänge, ge die doppelte Breite der jchmalen Straße 
nicht überfteigt, diejenige Höje und Neigung erhalten, welche 
für die breitere Straße zuläflig iſt. Es darf ie: dieje Faſſaden— 
länge in Straßen von geringerer Breite als 8 m nicht mehr 
als 12 m und in feinem Falle mehr als 20 m betragen. 

5. Für das Dad eines Hinter der Bauflugtlinie liegenden 
Gebäudes kann die Baupolizeis-Behörde eine entſprechend größere 
Höhe und cinen größeren Halbmeſſer zulafen. 

6. Die Gejammtlänge der über das zuläflige Dad vor: 
tretenden Auf- oder Ausbauten, wie Giebel, Dachfenſter und 
dergleihen darf die halbe Länge der betreffenden Faſſade nicht 
überjchreiten. 

7. Ausnahmen für Kirchen und öffentlihe Gebäude 
bleiben vorbehalten. 


6. Vorbauten, Thüren und Fenſterläden. 


Ss 13. 1. Borbauten, jowie alle feiten oder beweglichen 
Anlagen dor der Baufluchtlinie dürfen nicht angelegt, auch ohne 


bejondere, nur jederzeit mwiderruflich zu ertheilende Erlaubniß der 
Baupolizeis-Behörde weder ganz noch theilweiſe erneuert werden. 


2. Als Ausnahme find vorbehaltli der, der Stadtge— 


meinde al3 Eigenthümerin der Straße zuftehenden Rechte geftattet: 


A. 


B. 


Lichtöffnungen und Luftſchlitze im Fußſteig, und zwar 

bis zu einem Vorſprung von 10 cm vor der Bauflucht— 

linie, fall3 der Fußfteig eine Breite von 1,2 m bi 2 m, 

und bis zu einem Vorſprung von 25 cm, falls der Fuß: 

fteig eine größere Breite als 2 m hat. Lichtöffnungen 

und Luftſchlitze müſſen mit eifernen Einfafjungen und 

eifernen Gittern, die in der Ebene des Fußſteigs ficher 

befeftigt find, bededt werden; eine andere Bedeckung ift 

nur mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei:Behörde 

zuläjlig. 

Sodel, Bilafter, Liſenen, Fenfterbänfe, Trittſtufen und 

Regentohre, und zwar 

a. bis zu einem Vorjprung von 5 cm, fall® der Fuß— 
fteig eine Breite biß zu 1,2 m; 

b. bis zu einem Borjprung von 10 cm, fall3 der Fuß— 
fteig eine Breite von 1,2 m bi8 2 m; und 

c. bis zu einem Vorjprung von 15 cm und für Tritt: 
ftufen bi$ zu einem Vorſprung von 25 cm, falls der 
Fußſteig eine größere Breite als 2 m hat. 

Auf architektoniſche Verzierungen, Yenfterbänfe, Ge: 
fimfe u. ſ. w., Die in einer größeren Höhe als 2,50 m 
über dem Fußſteig angebradt find, bezieht ſich vorftehende 
Beſtimmung nidt. 


. Privatlaternen, injofern ihr Vorſprung nicht mehr als 


1/;o der Straßenbreite und höchſtens 2 m, und die Durch— 
gangshöhe unter der Yaterne mindeſtens 3 ın beträgt. 

Rifalite und Portale nebſt zugehörigen Trittftufen nad 
Makgabe einer etwa vorhandenen größeren Breite des 
Fußſteigs mit entiprechend größerem Vorſprung, jedod) 
vorbehaltlih einer bejonderen, in jedem einzelnen Yalle 
von der Prüfung des Bauplanes und den örtlichen Ber: 
hältniſſen abhängenden Genehmigung der Baupolizei: 
Behörde. | 


E. 


F. 


G 
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Abweispfähle und Abweisſteine, ſofern und ſolange dafür 
nach dem Ermeſſen der Baupolizei-Behörde ein Bedürfniß 
vorhanden iſt. 

Balkone und Erker, vorbehaltlich beſonderer Genehmigung 
der Baupolizei-Behörde, unter der Bedingung, daß 


a. jeder Theil der Konſtruktion des Balkons oder Erkers 
mindeſtens 3,50 m über dem Fußſteig liegt; 

b. der Vorſprung dor der Faſſade ijt nicht mehr als !/ıo 
der Straßenbreite und nicht über 1,50 m beträgt; 
c. die Entfernung von der nachbarlichen Grenze mindeftens 
3 m beträgt, falls der Nachbar nicht einen geringeren 

Abſtand geſtattet; 

d. die Breite des Erkers nicht größer als 1/, der Faſſaden— 
länge it; 

e. der Erfer die zuläffige Gebäudehöhe höchſtens mit 
feiner Bedachung oder bei wagerechter Abdeckung mit 
einer Brüftung überragt. 

Für Erfer, die an Straßeneden. errichtet werden, darf 

über der zuläjfigen Gebäudehöhe ein ſenkrechter Aufbau 

bis zu 4 m Höhe bei angemefjener Dachgeſtaltung und 
mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei:Behörde hin— 
zugefügt werden. 

Bewegliche Schirmdächer (Marquifen) und Drehwinden, 

ſofern dieſelben einen freien Durchgang von 2,50 m 

Höhe und Sicherheit gegen Schwankungen gewähren; 

der Vorſprung der Schirmdächer vor der Faſſade darf 

die Fußſteigbreite nicht überſchreiten. 

3. Für Gebäude, die zu öffentlichen Verſammlungen dienen, 


für Gaſthöfe u. a. m. kann die feſte Ueberdachung des Fuß— 
ſteigs von der Baupolizei-Behörde unter bejonderen Vorſchriften 
miderruflich geftattet werden. 


4. Für die Bemeſſung der VBoriprünge in Straßen mit 


fejtgejeßten, aber noch nicht durchgeführten Fluchtlinien ift die 
planmäßige Straßenbreite und diejenige Breite des Fußſteiges 
beftimmend, die ih nad den Grundjägen des Tiefbau:Amtes 
für die auf den Abftand zwiſchen den Baulinien verbreiterte 
Straße ergiebt. 


1 = 


Z 14. 1. Innerhalb der Vorgärten fann außer den im $ 13 
zugelaffenen Ausnahmen mit befonderer Genehmigung der Bau- 
polizei-Behörde die Herftellung von Terraſſen, bededten Ein— 
gängen, Lauben und fonftigen offenen Baulichkeiten, ſowie die 
Heritellung von Kellern, Treppen, Luftkanälen und fundamentirten 
Borbauten unter finngemäßer Beadhtung der im $ 13 gegebenen 
Vorſchriften geftattet werden. | 


2. Fundamentirte VBorbauten find jedoch in Vorgärten von 
geringerer Breite als 3,50 m nur bis zur Höhe der Tyenfter- 
brüftung des Erdgeſchoſſes zuläflig und dürfen au in Vor: 
gärten von größerer Breite mit ihrer Höhe, einſchließlich etwaiger 
Bedachung, die zuläflige Gebäudehöhe nicht überjchreiten. 

3. Die Bauerlaubnig für alle vorgenannten Baulichkeiten 
wird nur auf jederzeitigen Widerruf und nur dann ertheilt, wenn 
der Hausbefibet für fih und feine Rechtsnachfolger auf jeden 
Schadenerſatz einchließlih etwaigen Minderwerths für das ge- 
jammte Grundftüäd wegen Wegräumung der Vorbauten für den 
Tal, daß die Straße durch Befeitigung der Vorgärten ber: 
breitert werden joll, ausdrücklich und rechtsverbindlich 
Berzicht leiftet. 

8 15. 1. Thore, Thüren, Sonnenblenden, Yenfterflügel 
und Fenfterläden, deren Höhe über dem Fußſteig weniger als 
2,50 m beträgt, dürfen nicht über die Sodelfluht aufjchlagen. 
Die Läden der Kellerfenfter dürfen nicht nad der Seite, ſondern 
nur nah oben oder unten aufgehen; nad unten jedod nur 
dann, wenn fie fo hoch angebracht find, daß fie nit bis auf 
den Fußſteig reichen. | 

2. Kratzeiſen an der Straße müſſen entweder in Die 
Treppenftufen oder Thürpfeiler eingelaffen werden. 


3. Vorhandene, den vorftehenden Beftimmungen wider: 
Iprechende Anlagen dürfen nur in Ausnahmefällen mit bejonderer, 
nur jederzeit widerruflich zu ertheilender Genehmigung der Baus 
polizeis:Behörde erneuert oder ausgebeſſert werden. 

4. Für Fabrifgebäude und große Werkftätten bleibt die 
Anordnung der nah den Vorpläßen, Gängen, ZTreppenhäufern 
und Straßen führenden Ausgangsthüren, bejonder® aud die 
von borftehender Vorſchrift abweichende Beftimmung, daß die 








en 


Thüren nad der Straße aufichlagen, einer bejonderen Feſtſetzung 
der Baupolizei: Behörde vorbehalten. 

5. Auch bei bejtehenden, derartigen Zwecken dienenden Ge- 
bäuden fann in dringenden Fällen die Abänderung der Aus— 
gangsthüren nah Maßgabe obiger Vorſchrift von der Baupolizei- 
Behörde verlangt werden. 

$ 16. 1. Bei Veränderung der Straßengefälle oder Fuß— 
fteige kann die Befeitigung der, den öffentlichen Verkehr hindernden 
Tenftergitter (jogenannte Korbgitter) von der Banpolizei-Behörde 
verlangt werden. 

2. Bei jeder Veränderung der Straßengefälle oder Fußſteige 
ift die Baupolizei-Behörde berechtigt, auf ihre Koften Hinderliche 
Treppen oder Trittjtufen verändern oder hinter die Straßenlinie 
zurüdlegen zu laſſen. 


7. Heberhänge. 


$ 17. 1. Vorhandene Ueberhänge über die Buufluchtlinie 
müffen, wenn der Umbau eines mit einem Ueberhang verjehenen 
Stockwerkes der Straßenfaffade zur Ausführung gebracht werden 
fol, oder wenn die wejentlihe Ausbeſſerung eines Ueberhanges 
erforderlich wird, in diefem Stodwerf und gleichzeitig in allen 
übrigen Stockwerken durch Einrüden in die Baulinie bejeitigt 
werden, fofern nicht die Baupolizeis-Behörde unter bejonderen 
Umftänden eine Ausnahme geftattet. 

2. Die Neuberftelung von Ueberhängen nad der Straße 
ift verboten, ſoweit nicht eine entjprechende Zurüditellung des 
Gebäudes nah Maßgabe der Vorſchrift des 8 8, Ziffer 4 der 
Bauordnung geftattet worden ift. 


8. Berbindungsbanten. 


$ 18. Perbindungsgänge, Uebergänge und Gallerien 
müſſen in feuerficherer Konftruftion hergeftellt werden. 
9. Belhaffenheit der Baumaterialien, 
Sundamentirung und Auffüllung. 
819. 1. Ale zu Bauausführungen verwendeten Materialien 


müflen von guter, den Regeln der Baufunft entſprechender Be— 
ſchaffenheit fein. 





2. Die Mauern müfjen auf feftem natürlichen, oder künſt— 
ih befejtigtem Grunde unter Froſttiefe fundamentirt werden. 

3. Die Verwendung gejundheitsihädlicher Stoffe zur Auf: 
füllung der Straßen und Baupläße iſt verboten. 

4. Zur Auffülung der Gewölbe und Balfenlagen im 
Innern der Gebäude darf nur teodener Kies verwendet werden. 


10. Amfaſſungswände, Scheidewände und Decken. 
| 8 20. | 
a. Brandmauern. 


1. Alle Gebäude, welche auf oder an der Grenze errichtet 
werden, müſſen, aud wenn da3 anitoßende Grundftüd 
nod nicht bebaut ift, mit mafjiv gebauten Brandmauern 
berjehen werben. 

2. Alle Brandmauern müffen ohne Deffnungen und ohne 
jede Verſchwächung maflid aus Badjteinen oder Bruch— 
fteinen erbaut und über der Dachfläche mindeſtens 50 cm 
hoch und nicht Höher als 1 m, einſchließlich der Horftung 
jenfreht zur Dachneigung gemefjen, aufgeführt werden; 
die Verwendung bon Kalkbbruchſteinen ift unzuläflig. 

Die Einlegung von Balfenköpfen ift mit einer Bormauerung 
von mindeltens !/, Stein bei Baditein-Mauermwerf, und von 
mindeſtens 25 cm bei Brudjftein-Mauerwerk baupolizeilih nicht 
zu beanftanden. 

3. Die Stärke muß mindeftens betragen | 

A. für gemeinihaftlide Brandmauern 

a. in Backſtein-Mauerwerk im Kellergeſchoß 2 Stein 

und in den übrigen Geſchoſſen 11/, Stein, 

b.in Bruchſtein-Mauerwerk im Kellergeſchoß 

70 cm und in den übrigen Geſchoſſen 51 cm. 

Für gemeinſchaftliche Brandmauern in Badjteinen 
zwiichen Gebäuden, deren Länge an der Straße weniger als je 
8,50 m beträgt, genügt über der Erdoberflädhe eine Stärke von 
1 Stein in allen Geſchoſſen. 

Von der unter Ziffer 2 beflimmten Aufhorftung kann 
behufs architektoniſcher Endigung des Hauptgefimfes mit befon- 
derer Genehmigung der Baupolizeis:Behörde Umgang genommen 


— 





mern 
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werden, wenn der Nachbar feine Zuftimmung ertheilt, und wenn 
das Hauptgefims bi! auf eine Entfernung von mindeftens 1 m 
bon der Grenze feuerlicher hergeſtellt wird. 


a 


B. Für Brandmauern, die mit Zuftimmung des 
Nachbarn auf alleinige Koften des Bauenden 
und auf deſſen eigenem Grund und Boden errichtet 
werden, 

a. in Badftein- Mauerwerk im Dachgeſchoß und in 
den beiden oberjten Geſchoſſen 1 Stein und je drei 
Geſchoſſe darunter !/s Stein ftärker, 

b. in Brudftein-Mauermwerf wie zu A.b. 


. Der mejentlihe Umbau aud nur eine Geſchoſſes in 


Gebäuden, die mit Brandmauern nach vorſtehenden Be— 
ſtimmungen noch nicht verſehen ſind, iſt nur unter der 
Bedingung geſtattet, daß zugleich dieſe Brandmauern er: 
richtet werden. 


. Beitehende Brandmauern, welche die vorjtehend vorge— 


ſchriebene Bauart und Stärke nicht bejiken, können bei 
eintretendem Neu: oder Umbau der betreffenden Gebäude 
belafjen ‚bleiben, wenn ihre geringfte Stärke in Backſtein 
1!/, Stein, oder in Brudfteinen 51 cm beträgt, und 
wenn dieje Brandmauern fih nad dem Urtheil der Baus 
polizei:Behörde in gutem baulichen Zuftande befinden und 
die etwa in Ausfiht genommene Erhöhung ficher tragen 
fünnen; eine jolde Erhöhung darf jedoch nur in Baditein- 
Mauerwert hergeſtellt werden. 


. Brandmauern an der Straße dürfen nur mit befonderer 


Genehmigung der Baupolizeis: Behörde errichtet werden. 
b. Faſſadenwände. 


. Mafliv aus Badfteinen oder Bruchſteinen find herzuftellen 


die Faſſadenwände 

a. aller Wohngebäude, | 

b. aller fonftigen Gebäude, die außer dem Erdgeſchoß 
noch ein oder mehrere Obergeſchoſſe mit oder ohne 
Feuerung haben; im Dachgeſchoß können jedod die 
Yalladenwände, fall deren Höhe, im Innern des 
Haufe gemeſſen, die halbe Höhe des Dachgeſchoſſes 
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nicht überjchreitet, von 12 Stein ftarf nah außen 

verblendetem Holzfachwerk ausgeführt werben. 

. In 1/2 Stein ſtark nad außen verblendetem Holzfachwerf 

find zuläflig die Faſſadenwände einftödiger Gebäude mit 

Teuerung. 

. Sn !/, Stein ſtark ausgemauertem Holzfachwerk find zu— 

läflig die Faſſadenwände einftödiger Gebäude ohne Feuerung, 

wie Schuppen, Lagerräume und dergl., —— die 

— 13. Oktober 1891 

in 8 10 der Polizeiverordnung vom 4. Januar 1894 

benannten Fachwerkbaulen in der Außenftadt.*) 

. In Holzbau find zuläffig Veranden in Erdgeſchoßhöhe, 

Aborte, Ställe für Kleinvieh und Federdieh, Taubenjchläge 

und dergl. 

. Die Stärke der maſſiven Yafladenwände muß mindeftens 

betragen 

a. in Badftein-Mauermerf in den beiden oberften 
maſſiven Geſchoſſen 1!/, Stein und je 2 Gefchoffe 
darunter Y/s Stein ſtärker; 

b. in Brudftein-Mauerwerft in den beiden 
oberften maſſiven Geſchoſſen 51 cm und in jedem 
darunter befindlichen Geſchoß 65 mm mehr. 

’, Etwa vorhandene hohle Räume, wie Schlie für Yenfter- 

läden, Niihen und vergl. werden ſowohl im Badftein- 

als Bruchftein-Mauerwerf in vorftehenden Maßen nicht 
mitgerechnet. 

. Erleichternde Ausnahme: Beftimmungen für Trockenſchuppen, 

Trodengerüfte und gemerbliche Anlagen diefer Art, ebenjo 

für Gebäude auf den Bahnhöfen und an den Häfen, 

fomwie für bauliche Anlagen zu vorübergehenden Zwecken, 
für Ießtere vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs, ebenfo 

Verminderung der Mauerftärken für Heine Hofwände bleiben 

bejonderer Feitjegung der Baupolizeis-Behörde vorbehalten. 


c. Sheidemände. 
. Mailiv aus Badfteinen oder Bruchſteinen find berzuftellen 
a. alle Hauptſcheidewände welche Gebälfe tragen ; 


) ©. a. a. D. Band VII ©. 42—43. 
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b. die Umfaffungswände der Treppenhäujer bis zum 
Dad, mit Ausnahme derjenigen Wände, welche die 
Treppenräume von den Borpläßen und Gängen trennen ; 

c. alle Scheidewände, an denen Küchenfeuerungen liegen, 
und zwar derart, daß die maflive Konftruftion auf 
jeder Seite mindeftend 30 cm über die äußerften 
Theile des Herdes hinausragt. 


. Die balfentragenden Scheidewände fönnen durch geeignete 


Eijenkonftruftion, in Geſchäfts-, Yabrif- und Lager— 
gebäuden auch durch geeignete Holzkonftruftion erſetzt 
werben. 


. Für umfangreihe Geſchäfts- oder Yabrifgebäude ift die 


Baupolizeis:Behörde befugt, eine feuerfichere Ummantelung 
der Träger und Stüßen borzujchreiben. 


. Sceidewände, melde feine Balken tragen, fünnen mit 


befonderer Genehmigung der Baupolizei-Behörde in Monier- 
oder Rabitz-Konſtruktion oder in fünftlihen QIufffteinen 
errichtet werden; die Verwendung ſchwarzer Tuffſteine 
ift jedoch für Tyeuerungsmauern unzuläflig. 


. Die Stärke maſſiver balfentragender Scheidemände muß 


in den 3 oberften Geſchoſſen -mindejtenz 1 Stein und 
darunter 11/, Stein betragen ; werden jedoch die Balken: 


. lagen dur je 2 Sceidewände unteritüßt, jo kann für 


jede der Ießteren eine Stärke von 1 Stein durch alle 
Geſchoſſe als zuläffig erachtet werden. 


d. Deden. 
Die Dedenkonftruftion unter Küchen, Waſchküchen, Bade- 


räumen und Aborten in den Obergeſchoſſen, jowie über den 
Küchen, Waſchküchen und Baderäumen im SKellergeihoß muß 
unter Ausihluß allen Holzwerkes hergeftellt werden. 


s 21. 1. Wo in den Vorfchriften des $ 20 die Mauer: 


jtärfe nah der Badjteinftärke feftgejegt ift, wird der Backſtein 
in der Normalform von 25 cm Länge, 12 cm Breite und 
65 mm Dide verjtanden. 


2. Inſofern der ſtatiſche Nahmeis für die Tragfähigkeit 


einer, bon den genannten Vorſchriften abweichend geplanten 


4 
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Konftruftion geführt iſt, kann die Baupolizei- Behörde von den— 
jelben, angenommen die für die Brandmauern bejtehenden Vor— 
ſchriften, abjehen. 


11. Oeffnungen in Amfalungswänden. 


Ss 22. 1. Die Herftellung von Deffnungen jeder Art in 

Wänden, die auf oder an der nachbarlichen Grenze ftehen, ſowie 
von Deffmungen in Umfallungswänden oder Dächern, welche 
weniger als 2 m bon der Grenze entfernt ftehen, ift unftatthaft. 


2. In Wänden, die mehr al® 2 m, aber weniger als 
2,50 m von der Grenze entfernt ftehen, dürfen Deffnungen nur 
mit bejonderer Genehmigung der Baupolizeis-Behörde angelegt 
und baupolizeilih nur jo lange geftattet werden, als die Feuer: 
icherheit des Gebäudes nah dem Urtheil diefer Behörde nicht 
beeinträchtigt wird. Derartige Deffnungen müſſen nach näherer 
Anordnung der BaupolizeisBehörde mit ftarken, leicht verſchließ— 
baren Läden verjehen werden, die aus hartem Holze herzuftellen 
und beiderjeitig mit Eiſenblech zu beſchlagen find; dieſe Läden 
müffen in eijerne oder fteinerne Falze ſchlagen. 

3. Für Fenfteröffnungen von Mohn: und Schlafräumen, 
jowie von Küchen gelten die in $ 33 getroffenen weitergehenden 
Vorſchriften. 

4. Bei Wänden, die nicht ſenkrecht zur Grenze ſtehen, wird 
die Entfernung der Oeffnung von letzterer ſenkrecht zur Wand 
gemeſſen, in welcher die Oeffnung ſich befindet. 


12. Bedachung, Schneefänge und Dachgeſimſe. 


Ss 23. 1. Alle Gebäude find mit einer von der Baupolizei— 
Behörde als feuerlicher anerfannten Bedahung zu verjehen. Bei 
Anwendung dichtihliegender Dächer, wie Holzcement: oder Eiſen— 
blech-Dächer, it nah Anordnung der Baupolizeis:Behörde für 
genügende Zugänglichkeit der unter den Dad) liegenden Räume 
zu jorgen. 

2. Erfer, Geländer, Brüftungen, bededte Ausgänge, Dach— 
rinnen und jonjtige aus den Dächern hervortretende Bauwerke 
müſſen von fenerficherem Material bergeftellt, oder mindeftens 


mit leßterem bekleidet jein. Dachfenſter-Umrahmungen find in 
Eichenholz ohne feuerfichere Bekleidung zuläſſig. 


3. Die nad den Öffentlichen Straßen und Pläßen gerichteten 
Dächer find gegen das Herabfallen des Schnee mit Schnee= 
fängen oder jonjtigen geeigneten Vorkehrungen zu verjehen; im 
gleicher Weiſe ift die Vorkehrung auch für die, nach den Höfen 
und den Nahbargrenzen gerichteten Dächer zu treffen, infofern 
dies nad) dem Urtheil der BaupolizeisBehörde zur Verhütung 
von Unfällen erforderlih iſt. Auf bereits beitehende Bauten 
findet dieſe Vorſchrift Auwendung, wenn Abänderungen oder 
wejentlihe Ausbellerungen an der Bedadhung oder an den Dad): 
fändeln vorgenommen, und wenn VBorgärten zur Straße einge: 
zogen werden, jowie in allen Fällen, in denen die Anbringung 
einer ſolchen Schutzvorkehrung zur Vermeidung einer Gefährdung 
von Perjonen oder Saden, einjließlih der nachbarlichen bau— 
lihen Einrichtungen, von der Baupolizei-Behörde unter Berück— 
fihtigung der örtlihen Verhältniffe als erforderlich erachtet wird. 

4. Dachgeſimſe, die nicht durch Brandmauern feuerficher 
abgeiihloffen werden, find auf mindeftens 1m Entfernung von 
jeder Nahbargrenze aus feuerfiheren Material herzuftellen. 

9. Vorhandene, den vorjtehenden Beltimmungen wider: 
ſprechende Anlagen dürfen nur in Wusnahmefällen mit be- 
jonderer, nur jederzeit widerruflich zu ertheilender Genehmigung 
der Baupolizeis Behörde erneuert oder in wejentliden Beltand: 
theilen ausgebeſſert werden. 

Ss 24. 1. Alle Licht: und Luftöffnungen in den Um: 
faſſungsmauern und auf den Dächern find mit Fenſtern oder 
anderen Verſchlußvorrichtungen zu verſehen. 

2. Die Fenſter in den Dächern müſſen mindeſtens eine 
lichte Weile von 35 cm auf 50 cın haben. 

3. Vorſtehende Beltimmungen finden auf Lüftungsſchlole 
keine Anwendung. 


13. Treppen, Treppenhäuſer, Slure, aha 
und Gänge. 
| S 25. 1. Gebäude mit einem REN ſowie 
Einfamilienhäuſer mit einem Obergeſchoß und Kniege— 


“ 
“ 
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ſchoſß bedürfen nur einer Treppe, welche aus weichen Holz mit 

verpußter Unterfiht oder aus Eichenholz hergeftellt jein kann. 

Falls in dem Gebäude jedoh eine Fabrik oder ein be=_ 
ſonders feuergefährliches Gemerbe betrieben werden, oder das 

Dbergeihoß zur Aufnahme zahlreicher Perſonen dienen foll, fo 

fann die Baupolizei- Behörde die Herftellung don 2 derartigen 

Treppen anordnen. 


2. Ein Gebäude mit zweiund mehr Obergeſchoſſen, 
welches weder unter Ziffer 1 noch unter Ziffer 3 dieſes Para- 
graphen fällt, muß mindeftens entweder mit zwei, in gejonderten 
Räumen befindlichen Treppen der in Ziffer 1 gedachten Art, 
oder mit einer Treppe aus Stein oder undurchbrochenem Schmiede 
eifen, oder aus Eichenholz mit verpußter Unterficht verfehen jein. 


3. Ein Gebäude mit drei und mehr Obergeſchoſſen 
und zugleih mit zwei und mehr Wohnungen in einem der 
Obergejchofje, desgleihen ein Gebäude mit zwei und mehr 
Obergeſchoſſen, in weldem ein Gafthof oder eine Fabrik 
oder ein bejonders feuergefährlicheg Gewerbe betrieben werden 
joll, oder deffen Obergeſchoſſe zur Aufnahme zahlreicher Berjonen 
oder zur Lagerung größerer Mengen brennbarer Stoffe dienen 
jolfen, muß mindeſtens mit 2, in gefonderten Räumen befind- 
lihen Treppen verjehen fein, von denen mindeftens eine aus 
Stein oder undurchbrochenem Schmiedeeifen, oder aus Eichen- 
holz mit dverpußter Unterficht hergeftellt fein muß. 

Wenn es fih um Gebäude von verhältnikmäßig geringerem 
Umfang handelt, oder die Herftellung von zwei Treppen bei der 
Grundrißanordnung nah dem Urtheil der Baupolizei-Behörde 
unzweckmäßig erjcheint, jo kann ausnahmsweiſe die Herſtellung 
einer Treppe geſtattet werden, wenn dieſelbe vollſtändig in 
Stein, jedoch nicht freitragend, oder in Monier- oder Rabitz— 
Konſtruktion oder in einer anderen, von der Baupolizei-Behörde 
als völlig feuerſicher anerkannten Konſtruktion ausgeführt wird. 


4. Die nah Ziffer 1 bis 3 nothwendigen Treppen müſſen 
bon jedem Raum des Gebäudes ficher zugänglich fein. Jeder 
zum Aufenthalt von Menſchen geeignete Raum innerhalb der 
Obergejhofje eines Gebäudes darf mit feinem Eingang höchſtens » 
20 m bon der Treppe entfernt liegen. 


5. Alle nah Maßgabe dieſer VBorjchriften nothiwendigen 
Treppen im Inneren der Gebäude müſſen bis zum Dad 
von feuerfiheren Wänden umſchloſſen fein; eine feuerfichere 
Heritellung der Wände, welche die Treppenräume bon den Vor- 
plägen und Gängen jcheiden, ift jedoch nicht erforderlich. 

Treppen außerhalb der Umfaſſungswände eines Gebäudes 
find nur mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei: Behörde 
und unter der Bedingung zuläflig, daß fie vollftändig in Stein 
oder in Schmiedeeifen bergeftellt find. 


6. Die Stufen dürfen auch bei Treppen aus Stein oder 
Eifen mit Eichenholz belegt werden. Die Verwendung von 
Granit für freitragende Treppen ift verboten. 


7. Die Anbringung von Verſchlägen unter den Treppen 
ift zuläſſig, ſoweit es zum Abſchluß der Kellertreppen noth- 
wendig it. Im Uebrigen ift die Heritellung abgejchloffener 
Räume unter den Treppen nur mit bejonderer Genehmigung 
der Baupolizei-Behörde zuläflig. 


8. Das Treppenhaus jeder nothiwendigen Treppe muß in 
jedem Geſchoß mit mindeltens einem leicht au öffnenden Fenſter 
bon gehöriger Größe verjehen, oder durch Oberlicht mit leicht 
zu öffnenden Stellflügeln genügend erhellt fein. 


9. In Wohngebäuden Jind die nothwendigen Treppen in 
einer Zaufbreite don mindeftens 1,20 m durd alle Geſchoſſe 
herzuftellen. Flure, VBorpläße und Gänge, mit Ausichluß Heiner 
Zugänge zu den Mebentreppen, zu Küchen oder anderen unter: 
geordneten Räumen müſſen eine Breite von mindeſtens 1,25 m 
erhalten. 

Für Wohngebäude, melde nur ein Obergeſchoß und 
in diefem nur eine Wohnung haben, genügt eine Treppe von 
1 m Raufbreite. Für Einfamilienhäujer kann ein noch ge- 
ringeres Maß geltattet werden. Dagegen iſt die Baupolizei: 
Behörde befugt, für Gebäude mit mehr als drei Ober— 
geſchoſſen und zugleih mit drei und mehr Wohnungen in 
einem der Obergeſchoſſe, ebenjo für Gebäude mit zwei und 
mehr Obergeſchoſſen, in welden ein Gafthof oder eine 
Fabrik betrieben werden joll, oder deren Obergeſchoſſe zur Auf: 


nahme zahlreicher Perſenen dienen jollen, eine größere Breite 
für Treppen und Flure vorzujchreiben. 

10. In einem Gebäude mit zwei und mehr Ober— 
geſchoſſen, in melden ein Gafthof oder eine Fabrik oder 
ein beſonders fenergefährliches Gewerbe betrieben werden, oder 
deffen Obergeſchoſſe zur Aufnahme zahlreicher Perfonen dienen 
jollen, müfjen die Flure und Gänge feuerfiher hergeftellt und 
die Treppen gegen den Bodenraum feuerficher abgeſchloſſen werden. 

Die Wände der Treppenhäufer dürfen nit mit Holz— 
getäfel bekleidet, und Aufzugihächte innerhalb der Treppen: 
Häufer nur mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei-Behörde 
angebradt werden. 

S 26. Treppen und Oeffnungen in den Fußböden müſſen 
mit ſchützenden Geländern verjehen fein. Fallthüren und Steller: 
treppen dürfen auf Höfen und Fluren innerhalb des Verkehrs— 
bereiches nicht angelegt werden. 


14. Bugänglidkeit und Durdfahrten. 


Ss 27. 1. Jeder Bau muß To angelegt fein, daß im Falle 
eines Brandes für die Feuerlöich-Anftalten der erforderliche 
Raum vorhanden ift. 

2. Wenn auf einem Grundflüd, auf welchem ein Vorder: 
gebäude jteht, ein Seiten: oder Hintergebäude errichtet, ebenſo 
wenn auf einem Grundftüd, auf welchem leßtgenannte Gebäude - 
vorhanden find, ein Vorderhaus errichtet werden foll, jo muß 
bei einer bebauten Tiefe des Grundſtücks don mehr als 35 m, 
von der Fallade des Vordergebäudes an gerechnet, eine unbe- 
ſchränkte Durchfahrt von mindeftens 2,50 m lichter Breite und 
2,80 m lichter Höhe eingerichtet und erhalten werden. Hat ein 
Grundſtück mehrere Höfe, jo it die Fortſetzung einer ſolchen 
Durchfahrt bis zu dem letzten Hintergebäude erforderlich. 

3. Jedes zur Bemohnung oder zum längeren Aufenthalt 
von Menjchen beftimmmte Gebäude muß einen ausreichenden, 
dauernd gefiherten Zugang haben und ift jo anzulegen, daß der 
Zutritt von Licht und Luft ausreichend gefichert ift. Die Er: 
richtung don Hintergebäuden it unzuläflig, wenn nad) dem 
Urtheil der Baupolizei:Behörde die Entftehung einer mißftändigen 
Sadgaffe zu befürchten ift. 


= Ms, 


4. Bon der Forderung eines Zugangs kann die Baupolizei- 
Behörde abjehen, für Wohngebäude jedoh nur unter der Be— 
dingung, daß eine genügende Zugänglichkeit von der Straße aus 
anderweitig gelichert ift, und die hintere Yallade von der Bau: 
linie höchſtens 50 m entfernt ſteht. 


Ss 28. 1. In Vorgärten don größerer Tiefe als 6 m 
muß, wenn auf dem Grundftüd Gebäude mit mehr als zwei 
Obergeſchoſſen vorhanden find, aus feuerpolizeilihen Rüdlichten 
die dauernde Möglichkeit einer Einfahrt von mindeltens 2,50 m 
lichter Breite gewährt werben. 


2. Diefer Vorſchrift ift auch Für beitehende Vorgärten, in- 
jofern das betreffende Grundftüd nicht von einer anderen Seite 
mit einer Einfahrt von mindeftens gleicher Breite verjehen ift, 
innerhalb einer Friſt von längitens drei Jahren Folge zu leilten. 


15. Vornahme der Verpußarbeiten. 


8 29. Bei der Beicheinigung der ftattgehabten Rohbau: 
Son beitimmt Die Baupolizei- Behörde zugleih den Zeit: 
punkt, an welchem mit den inneren und äußeren Berpußarbeiten 
begonnen werden darf. Gebäude, welche ganz oder theilmeile 
die Beitimmung haben, zu dauerndem Aufenthalt von Menjchen 
zu dienen, jollen feinesfalls früher als 6 Wochen nad) ftattge- 
habter Rohbau-Abnahme verpußt werden. 


16. Beziehbarkeit der Wohn- und Geſchäftsräume. 


S 30. 1. Wohn: und Geſchäftsräume, letztere injomweit fie 
zum längeren Aufenthalt von Menjchen dienen ſollen, dürfen 
in neuen Gebäuden erjt nach Ttattgehabter Gebrauhs-Abnahme 
(S 7, Ziffer 1) und feinenfalls früher als 6 Monate nad) Statt: 
gehabter Rohbau: Abnahme bezogen werden. 


2. Die Baupolizei-Behörde iſt befugt, bei rechtzeitiger Ans 
zeige und Antragitellung jeitens des Bauenden, fir Läden im 
Erdgefhoß eine frühere Nohbau:Abnahme eintreten zu laſſen. 
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17. Anlage der Wohn- und Geſchäftsräume, 
Küchen und Aborfe. 
a. Anzahl und Höhenlage der Wohngeſchoſſe. 


s 31. Gebäude dürfen außer dem Erdgeſchoß nicht mehr 
al3 vier, Hintergebäude und Ylügelanbauten außer dem Erbd- 
geſchoß nicht mehr als drei Wohngeſchoſſe Haben, aud darf der 
Fußboden des oberften Wohngeſchoſſes nie mehr als 17 m über 
dem Fußlteig liegen; letztere Vorſchrift gilt gleicherweiſe für 
Gebäude, welche theil3 zu Wohnzwecken, theil zu gejehäftlichen 
Sweden beitimmt find, findet jedoch auf die nach S 36 zuläffigen 
einzelnen Wohnräume im Dachgeſchoß feine Anwendung. 


b. Höhe der Wohn-, Schlaf- und Gefhäftsräume. 


Ss 32. 1. Alle Wohn: und Schlafräume müffen in neuen 
Gebäuden wenigſtens 3 m lichte Höhe erhalten; wenn jolde 
Räume in Gebäuden, die vor dem 15. Juli 1884 erbaut jind, 
neu angelegt werden, jo muß die lichte Höhe mindeſtens 2,60 m 
betragen, infofern die entſprechenden Räume des alten Gebäudes 
nicht bereit3 höher waren. 


2. Für infamilienhäufer find erleihternde Ausnahmen 
zuläſſig. 
3. Für Räume, die zum Aufenthalt vieler Menſchen be— 


ſtimmt find, kann von der Baupolizei-Behörde eine größere Höhe 
vorgejchrieben werden. 


c. Erhellung und Lüftung. 


$ 33. Alle Wohn-, Schlaf: und Geſchäftsräume (zu welchen 
auch Lagerräume gehören, fall3 in denjelben Menjchen dauernd be: 
Ihäftigt werden), ſowie alle Küchen und Aborte müfjen mit 
Fenſtern verfegen fein, deren lichte Größe, abgejehen von Dad)- 
tenftern, mindeftens 1/; der Grundflähe des zu erhellenden 
Raumes beträgt. Dieſe Yenfter müſſen Luft und Licht ent- 
weder unmittelbar von der Straße, oder von einem Hofe 
(Garten) erhalten; im leßteren Falle gelten außerdem folgende 
Vorschriften: 
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A. Wohn: und Schlafzimmer: Fenfter. 
1. Die Fenſter von Wohn- und Schlafzimmern find nur 
einer Wand gegenüber zuläflig, welche 


nit Höher BE >. 2: 2 2 oder 


nicht Höher al . iß, 
wobei e die Entfernung der Wand, gemefjen in der Mitte des 
Fenſters, in m, 
F den Flächeninhalt des betreffenden Hofes oder Gartens 
in qm, und 
u den Umfang des betreffenden Hofes oder Gartens 
in m bedeutet. | 


Den Bauenden bleibt unter den beiden Formeln freie 
Auswahl. 


Die Höhe wird von Unterkante Fenſterſturz, oder, falls 
fegtere höher als die Unterfante der Dede des zu erhellenden 
Raumes liegt, von dieſer Unterfante bis zur Oberkante des 
Hauptgeſimſes und bei Giebeln und Brandinauern bis zur Firſt— 
finie der gegemüberliegenden Wand gemeſſen. 


2. Wenn die Fenſter ſich gegenüber der Grenze des Nachbar— 
grundſtückes befinden, jo gilt leßtere, vorbehaltlich der Beftimmung 
unter E (gleichviel ob und wie diejelbe bebaut iſt) als miteiner Brand: 
mauer bebaut, deren Höhe der nach S 11a geitatteten größten Höhe 
des auf dem Nachbargrundſtück zuläfligen Vordergebäudes gleich ilt. 
Wenn jedoh in der Außenſtadt die Grenze mit einer Brand» 
mauer nit bebaut ift und auch nad den Vorjchriften der 


a 13. Oftober 1801 _; 
Polizeiverordnung dom am nicht bebaut werden darf, 


jo gilt die gegenüberliegende Nachbarwand als in dem, durch 
die genannte Polizeiverordnung vorgefhriebenen Höhenmaße und 
Abſtande von der Grenze errichtet. 


3. Iſt die Gebäuderwand, in welder die Fenſter angebradt 
werden ſollen, niedriger als die gegenüberliegende Wand, 
jo wird die Hälfte des Höhenunterfchieds® bei obiger Be— 
rehnung von der Höhe der gegenüberliegenden Wand in Abzug 
gebracht. 





4. Der dor den Fenftern liegende Hof muß, auf Fuß— 
- bodenhöhe de3 Zimmers gemeljen, mindeltens 15 qm, die Ent- 


fernung der den Fenftern gegenüberliegenden Wand mindeſtens— 


4 m, und die Hofabmefjung parallel dem Fenſter mindeltens 
3 m betragen. 

5. Bei Berechnung des Flächeninhalts und des Umfanges 
fönnen Theile de3 Hofes außer Acht gelaffen werden, wenn 
dieſe Berehnung nicht für ein Fenſter erfolgt, welches an dem 
wegzulaſſenden Hoftheile liegt. | 

6. Beligt ein Wohn: oder Schlafzimmer Fenfter, melde 
den obigen Vorſchriften entiprehen, jo dürfen teitere Yenfter 
ohne Beſchränkung angelegt werden. 


B. Fenfter von Gejhäftsräumen. 


Für die Fenſter von Gejichäftsräumen gelten die Be: 
ftimmungen unter A, jedod mit der Nenderung, daß in Ziffer 
1 ſtatt der Zahl 6 die Zahl 8 zu jeßen ift. 


G. Küchenfenſter. 


Für Küchenfenfter gelten die Beltimmungen unter A, jedoch 
mit der Uenderung, daß in Ziffer 1 ftatt der Zahl 6 die Zahl, 
10, und in Ziffer 4 Statt der Zahl 4 die Zahl 2,50 zu 
ſetzen ift. 

D. Abortfeniter. 

Aborifenfter find nah einem Hofe (Garten) nur zuläflig, 
wenn der Hof (Garten) bei einer geringften Abmeſſung von 
2,50 m einen Flädeninhalt von mindeſtens 10 qm beſttzt. 


E. Ausnahmen. 


1. Falla die unter A, B und G genannten Tenjter für 
Räume dienen, die ganz oder theilweife mehr als 20 m Hinter 
der Baufluchtlinie liegen, jo Sind in den betreffenden Formeln 
die Zahlen 6 für Wohn: und Schlafzimmer, S für Gejdhäfts- 
räume und 10 für Küchen auf 4 bezw. 6, bezw. 8 herab- 
zuſetzen. 

2. Wenn benachbarte Höfe zuſammengelegt werden, und dieſe 
Zuſammenlegung der Stadtgemeinde gegenüber dauernd ge— 
ſichert wird, ſo darf die Geſammtfläche und der Geſammtumfang 


J— 
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der zufanımengelegten Höfe, bezw. der Abftand bis zu den 
nahbarliden Mauern in Rechnung geitellt werden, jedoch ift 
in diefem Falle in den Formeln 


für Wohn: u. Schlafzimmer (A 1) ftatt der Zahl 6 die Zahl 5 
) 


für Geihäftsräume . . (B Fe 6, 
für Rüden . . 6(60) Be A Se 
zu jeßen. 


Die Zahlen 5, bezw. 6 und 8 find weiter, und zwar 
auf 3 bezw. 4 und 6 herabzuſetzen, fall3 die unter A, B und 
C genannten Fenfter für Näume dienen, die ganz oder theil: 
weile mehr al3 20 m hinter der Baufluchtlinie liegen. 

Der Mindeftabfiand der Yenfter don der Grenze muß in 
allen Fällen 2,50 m betragen. 


3. Räume, deren Lage eine Beleuchtung unmittelbar von 
oben ermöglicht, dürfen durch Oberlicht erhellt werben, wenn 
Vorkehrungen getroffen find, welche nah dem Urtheil der Bau— 
polizei: Behörde einen ausreihenden Luftwechſel ficheritellen, und 
wenn die lichte Größe des Oberlichtes wenigitens 1/; der Grumd- 
fläche des zu erhellenden Raumes beträgt. 


4. Wenn auf Grundflüden von geringerem Flächeninhalt, 
die bei Erlaß dieſer Verordnung Schon mit Wohngebäuden 
bebaut waren, die Herftellung von Wohn: und Sclafräumen 
mit Yenftern nad) den Höfen dur Anwendung der Borjehriften 
unter A nad dem Urtheil der Baupolizeis: Behörde ungewöhnlich 
erjchwert wird, jo iſt leßtere ermächtigt, angemefjene Erleichterung 
eintreten zu lajlen. 


d. Wohn: und Gejhäftsräume im Keller. 


8 34. 1. Sellerwohnungen, d. h. ſolche Wohnungen, deren 
Fußboden unter der Erboberfläche liegt, find verboten. 


2. Wenn theilweile unter der Erdoberfläche gelegene Räume 
nicht als Wohn: und Schlafräume, wohl aber dauernd für 
häusliche, wirthichaftliche oder gewerbliche Zwede, die den längeren 
Aufenthalt von Menjchen erfordern, verwendet werden jollen, fn 
müſſen fie in einer für die Gejundheit nicht nachtheiligen Weile 
eingerichtet fein. 
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3. Sie find nur zuläflig 


A. bei günftigen Bodenverhältniffen in jolden Straßen, die 
einer Ueberſchwemmung nicht ausgeſetzt find, und in denen 
die Gebäudehöhe das nah 8 11 zuläſſige Maß nicht 
überjchreitet, und 


B. unter der Borausjeßung, daß 


il. 


der Fußboden diejer Kellerräume nach feiner Höhen- 
lage eine hochwajlerfreie Entwäſſerung geftattet nnd 
mit fiherer Trodenholtung gegen die Grundfeudtigfeit 
verjehen ilt ; 


. diefe Räume eine lichte Höhe von mindelten® 3 m 


haben; 


. die Deden in der Regel mindeſtens 1,50 m über dem 


anftoßenden Grunde angebracht werden; 


. die Fenſter eine Höhe von mindeſtens 1 m erhalten ; 
. diefe Räume von dem anftoßenden Grunde durch einen, 


bis unter den Fußboden reichenden Luftkanal getrennt 
worden, deſſen Breite mindeftens 25 cm und, infofern 
die Dede weniger als 1,50 m über dem anftoßenden 
Grunde angebradt ift, mindeſtens das Anderthalbfacdhe 
der fehlenden Höhe betragen muß; 


für. guten Abflug des Haug: und Tagewaſſers vom 
Gebäude gejorgt wird. 


4. Die Vorſchriften unter 3 finden auf Anlagen größerer 
Feuerungen, 3. B. Dampfkeſſel, Heizfeifel, Bäder: und Konditor- 
Ofen u. a. m. und auf die damit unmittelbar zuſammen— 
hängenden Majchinenbetriebe feine Anwendung ; e& bleibt jedoch 
der Baupolizei-Behörde das Recht vorbehalten, zur Trocken— 


haltung 


derartig zu benußender Räume bejondere Schutzvor— 


fehrungen zu fordern. 


5 


e. Wohnungen im Erdgejhoß. 


35. 1. Der Fußboden von Wohnungen im Erdgeſchoß 


muß wenigſtens 50 cm ſowohl über dem Straßenpflafter, als 
über dem anftoßenden Grunde liegen. 
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2. St der Fußboden jedoh unterfellert oder mit Quft- 
fanälen verjehen, jo ift eine Höhenlage von mindeſtens 30 cm 
über dem Straßenpflafter oder dem anjtoßenden Grunde zuläffig. 

3. Bei abfallendem Hof kann unter jonft günftigen Ber: 
hältniffen die Herftelung von Wohnungen im Erdgeſchoß mit 
geringerer Höhenlage des Fußbodens von der Baupolizei-Behörde 
ausnahmsweiſe geftattet werden. 


f. Dahmwohnungen und Wohnräume im Dachgeſchoß. 


S 36. 1. Wohnungen und einzelne Wohnräume im Dach— 
geſchoß find nur unter dem Kehlgebälf zuläjfig und müſſen 
unbeſchadet der folgenden bejonderen Beftimmungen, den Bor: 
Ichriften der Bauordnung für Wohnräume entipredhen. 


2. Der Fußboden darf, ſoweit e& ih um einzelne, 
zu darunterliegenden Wohnungen gehörige Räume Handelt, nicht 
höher als 30 cm über der zuläffigen Gebäudehöhe und keines— 
fells höher al3 17 m über dem Fußſteig der Straße liegen. 
(vergl. $ 31.) 

3. Die in $ 32 vorgefchriebene lichte Höhe muB menigftens 
für die Hälfte der Fußbodenflüche jeder einzelnen Räumlichkeit 
vorhanden ſein. 

4. Jeder Dachwohnraum muß hinreichenden Zutritt von 
Luft und Licht durch in das Freie gehende Fenſter erhalten, 
deren Sturz-Unterkanten wenigſtens 1,50 m über dem Fuß— 
boden liegen, und deren lichte Größe zujammen mindeltens 
I/yo der Grundflähe des MWohnraumes beträgt. 

5. Die Dede des Dachgeſchoſſes muß, wenn in lebterem 
Mohn: oder Schlafräume eingerichtet werden, von dem darüber 
befindlihen Dachraum, jomweit diefer zugänglich ijt oder zugäng— 
(ih gemadt werden kann, durch einen oberen Yußboden oder 
eine Zwilchenlage von unverbrennlidem Material getrennt werden. 

6. Die Deden der Dahmohnräume müſſen mit einem 
Mörtelverpuß, ebenjo müſſen die Wände beiderjeit3 verpußt, 
oder aus Gypsdielen oder einem anderen, von der Baupolizei: 
Behörde als feuerficher anerkannten Material Hergeftellt werden. 

7. Am Dachfuß muß für ficheren Abfluß des Tagewaſſers 
gejorgt werden. 


— 


8. In jedem Dachwohnraum ſind ſtehende, nicht aus— 
ſchließlich liegende Fenſter anzubringen, deren Größe und Kon— 
ſtruktion den bequemen Durchgang eines Menſchen ermöglicht. 

9. Der Zugang zu Dachwohnungen darf nicht über offene 
Dachräume führen, ſondern muß mindeſtens 1,20 m breit von 
verpußten Wänden umſchloſſen und mit Mörteldede verjehen fein. 


10. Beſtehende Dachwohnungen dürfen nur vergrößert 
iverden unter der Bedingung, daß obigen Vorjchriften für die 
neu Hinzutretenden Räume genügt wird. 


11. Obige Beftimmungen für Wohnräume gelten au für 
Schlafräume. 


g. Abort-Anlage. 


8 37. 1. Zu jeder Wohnung ift ein Abort erforderlich; 
diefe Vorſchrift gilt auch dann, wenn bisherige Theile einer 
Wohnung zu einer jelbitjtändigen Wohnung eingerichtet werden. 

2. Jeder Abortraum muß in ganzer Höhe an einer Außen: 
wand liegen. 

Eine Ausnahme ift nur zuläflig, wenn die Höhe des den 
Abort erhellenden Yenfters mindeitens 1,20 m, und der Abitand 
des Abortſitzes don der Yalladenlinie höchſtens 2,50 m beträgt, 
jowie unter der Bedingung, daß das Tenfter mittel3 eijerner 
Stellftangen zur Lüftung bequem und ficher beweglich ift, und 
der Zwiſchenraum vom Abortſitz bis am das Fenfter dauernd 
freigehalten wird, 

Mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei-Behörde kann 
die Erhellung und Lüftung der Nborträume auch durch Ober: 
licht erfolgen. 

h. Feuerſicherheit. 


S 38. 1. Wohngebäude mit mehr al3 zwei Obergeſchoſſen 
müſſen aus Feuerſicherheitsrückſichten mit geeigneten baulichen 
Einrihtungen verjehen werden, die e& den Bewohnern ermög— 
ihen, auf das Dad) des Gebäudes zu gelangen. 

2. Sind die Fenfler vom dritten Obergefhoß aufwärts 
Jämmtlih mit äußeren Läden verjchließdar, jo muß an jedem 
Fenſter in einem Abjtand von 5 cm vor der Umfaffungsmauer 
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zum Einhafen der Feuerleitern eine jchmiedeeijerne Stange don 
mindeftens 3 cm Durchmeſſer ſicher befeftigt werden. 

3. Aufzugs-, Luft: und Lichtſchächte müffen bis zum Dad 
mit feuerfiheren Wänden umfcloifen, die in denſelben vor— 
handenen Deffnungen müſſen mit Thüren verjchließbar fein, 
die aus hartem Holz Hergeftellt und nad der Innenſeite des 
Schachtes mit Eiſenblech bekleidet find. 


18. Entwäflerung, Abort- und Senligruben 
und Viehſtälle. 


5 39. Für die Entwäfferung bebauter Grundftüde in die 
ſtädtiſchen Kanäle find die jeweiligen ort3ftatutariichen und bau- 
polizeilihen Vorſchriften maßgebend. *) 

Ss 40. Für jedes Grundſtück muß, jolange deſſen Anſchluß 
an die ſtädtiſchen Kanäle nicht ausführbar iſt, eine genügende 
Entmwällerung auf Verlangen und nah Anordnung der Bau: 
polizei:Behörde hergeftellt werden. 

S 41. 1. Solange der Straßenfanal nit zur Benußung 
freifteht, darf Tagewaſſer und reines Brunnenwaſſer den Straßen: 
rinnen zugeleitet werden; alle anderen Wbleitungen in die 
Straßentinnen find verboten. 

‘2. Die Zuführung des Tages und Brunnenwailers erfolgt 
durch gußeiferne, in den Fußſteig einzulegende Ninnen auf Koften 
des Haußeigenthümers und nach bejonderer Anordnung der 
————— —— 

Ss 42. 1. Die Anlage neuer Abort- und Senkgruben zur 
Aufnahme F Hausabwaſſer oder Auswurſſtoffen iſt verboten. 
Vorhandene derartige Gruben dürfen zur Aufnahme ſolcher 
Stoffe nicht mehr benußt werden in Grundftüden, welde an 
eine Straße grenzen, die mit einem zur Aufnahme des Haus: 
abwaſſers benugbaren Kanal bereit3 verjehen ilt. 

2. Die Hausbeliger find verpflichtet, die zum Erſatz der: 
artiger Gruben erforderlihen Einrichtungen innerhalb von der 
Baupolizeis:Behörde zu bejtimmender Friſten fertig zu ftellen und 





*) Vergl. Polizeis:Verordnnng vom 10. Febr. 1388, Entwäfjerung 
von Liegenschaften in die ftädtiichen Kanäle betreffend. 


— 14 - 


in Betrieb zu bringen, die alten Gruben zu entleeren, zu 
reinigen und auf Verlangen zu bejeitigen. 

3. Wenn der Anſchluß an die ftädtifchen Kanäle noch 
nicht möglich oder noch nicht zuläffig, oder wenn die Bejeitigung 
der Gruben mit bejonderen örtlichen Schwierigkeiten verbunden 
iſt, jo kann die Baupolizeis: Behörde den Fortbeftand dieſer 
Gruben oder die Benutzung bon volljtändig dichten Tonnen aus 
Metall oder anderem nad ihrem Ermefjen geeigneten Material 
auf jo lange geftatten, al3 nicht der Anſchluß an den Kanal 
ermöglicht ift, oder auf dem betreffenden Grundftüf ein Neu— 
oder Umbau zur Ausführung gelangt. 

S 43. 1. Abort: und Sammelgruben, ſolange ſolche noch zu= 
gelafjen werden, Dunggruben und Regenwafjerbehälter müfjen 
jowohl im Boden als in den Wänden maſſiv und vollfommen 
waſſerdicht Hergeftellt, dichtichließend überdedt und mindeftens 
1,40 m, einjchließlih der Mauerftärfe gemefjen, von der Grenze 
und bon der Straße entfernt angelegt werden. 

2. Die Anlage oder Erneuerung von Aborten über Dung: 
gruben und don Schmeineftällen ift unzuläſſig. Für land» 
wirthichaftlihe Betriebe kann unter Vorbehalt angemejjener 
Sicherung gegen gejundheitlihe Nachtheile von diefer Vorjchrift 
abgejehen werden. 

3. Kehrichtgruben dürfen in der Regel nicht angelegt, 
und zum Anſammeln des Kehrichts nur frei aufitehende Kaften 
verwendet werden. 

8 44. Biehftälle müffen gut lüftbar fein, gegen das 
darunterliegende Erdreich waſſerdicht hergeftellt und mit zweck— 
mäßiger Entwäflerung verjehen werben. 

S 45. Bei der Bebauung jumpfiger oder feuchter Grund— 
ftüde hat die Baupolizei-Behörde die hinreichende Trodenlegung 
oder die Aushebung des Grunde und deſſen Erjegung durch 
trodenen jandigen Boden, mindejtens aber die Herftellung von 
Zuftfanälen und waſſerdichten Trennſchichten vorzuſchreiben. 

8 46. 1. Zur Ableitung des Tagewaſſers find alle Ge— 
bäude mit ordnungsmäßigen metallenen Dachkändeln und Ab— 
fallröhren zu verſehen. 

2. An Balkonen und Erkern ſind Traufen nach der Straße 
unzuläſſig. 
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19. Vewäſſerung. 


Ss 47. Für den Anſchluß bebauter Grundſtücke an die 
ſtädtiſche Wafferleitung find die in Kraft ftehenden orts— 
ſtatutariſchen und baupolizeiliden Vorſchriften maßgebend.*) 

8 48. 1. Die Baupolizei-Behörde kann für ſtark be- 
wohnte oder größerem Gewerbebetriebe dienende Gebäude und 
für jonftige, zur Aufnahme größerer VBerfammlungen oder zahl: 
reicher Bewohner beftimmte Gebäude, ſowohl in dieſen felbit als 
auf dem Grundftüd, die froftfichere Anbringung von Feuer: 
hähnen nad dem für Feuerlöſchzwecke Hier gebräuchlichen Mufter 
verlangen. 

2. Wenn eine Wohnung nur eine einzige Wafferentnahme: 
ftele hat, jo darf diefe nicht in dem Abort angebradt fein. 

3. Brunnen find gegen Schädigung durch unreine Zus 
flüffe dauernd zu fichern. 


20. Schornfleine. 


8 49. 1. Schornfteine müſſen im Lichten einen recht: 
eigen Querjhnitt von mindeftend 43 cm Länge und Breite, 
oder einen Freisförmigen Querſchnitt bon mindeftens 16 cm 
Durchmeſſer haben. 

2. Die rechtedigen Schornfteine find ringsum in liegenden 
Badjteinen aufzumauern, die Freisförmigen Schornfteine find aus 
mindeſtens 12 cm ftarfen Yormfteinen, oder aus hartgebrannten 
Thonröhren von mindeftens 1 cm Wandſtärke, oder aus ftarfen 
gußeifernen Röhren herzuftellen; die Thonröhren müflen dicht: 
ſchließend in Mörtel eingebettet und mit liegenden Baditeinen 
ummauert werden. 

3. An einen Scornftein von 16 cm lichter Weite 
dürfen höchftens drei, und in einen Schornftein von 22 cm 
lichter Weite höchſtens ſechs Rauchrohre gemwöhnlider Ofen: 
feuerungen eingeleitet werden. Dem ſteigenden Querſchnitt ent— 
ſprechend iſt die Vermehrung der einzuleitenden Rauchrohre 
zuläſſig. 

*) Vergl. Ortsſtatut vom 19. April 1895, betr. die Benutzung der 
ſtädtiſchen Wafferleitung, u. Polizei:Berordnung vom 19. April 1895, 


betr. den Schuß der ſtädtiſchen Wafferleitung. Siehe dieie Samml. 
Bd. VII ©. 55 u. 66. 
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Eine Kochherd- oder Waſchkeſſel-Feuerung wird bei diejer 
Zutheilung der Teuerung bon drei gemwöhnliden Defen gleich: 
gerechnet, doch kann die Baupolizei-Behörde für die Berechnung 
ganz Kleiner Kochherd-Feuerungen Ausnahmen zulaffen. 

4. Jeder Schornftein ift zum Zweck der Reinigung an 
feinem unteren Ende, und zwar in einer Höhe von 1 m über 
dem Fußboden und ferner unter der Dachfläche, jowie an jeder 
Biegung mit doppelten ſchmiedeeiſernen Putzthüren zu verjehen. 

d. Die Reinigungsvorrichtungen auf und über dem Dad: 
boden find entbehrlid, wenn die Schornfteine von der äußeren 
Dachfläche aus für die Reinigung fiher und leicht zugänglich 
gemacht und erhalten werden. 

6. Zur Reinigung über Dach dienen Ausfteigeöffnungen 
und LZaufdielen; die Abdelungen der Deffnungen müſſen fid 
nah Außen umlegen und fetitellen laſſen; die Zaufdielen find 
aus Doppeldielen berzuftelen und mit Mutterfchrauben zu be— 
feftigen.. Bei hohen freiftehenden Schornfteinen find eijerne 
Leitern oder Steigeifen einzumauern oder in anderer Weile 
ficher zu befeftigen; auch ijt der Stand für den Scornftein: 
feger durch ein ficheres eiſernes Geländer zu ſchützen. 

7. Die Pusthüren müſſen mindeſtens 60 cm von allem 
Holzwerk entfernt angebracht werden. 

8. Die Busthüren müſſen für freisförmige Scornfteine 
30 cm hod und 17 cm breit fein und für redhtedige Schorn- 
fteine eine Lichtweite von mindeftend 43 cm befißen, fie müſſen 
jeitwärts auffehlagen und mit Vorreibern verjdhließbar fein. 
Putzkapſeln in Schornfteinen find verboten. An den Stellen, 
wo Ofenrohre in enge Scornfteine geführt find, mäfjen in den 
Ofenrohren Putzkapſeln angebracht werden. 

9, Die Ofenrohre dürfen in den Schornfteincohren nicht 
borjtehen. 

10. In einen und denjelben Schornftein Dürfen mehrere 
Feuerungen nur dann eingeführt werden, wenn die Ofenrohre 
in verjchiedener Höhe in den Schornflein einmünden. 

11. Schornfteine für Kochherd- und Waſchkeſſel-Feuerungen 
dürfen als Dunftabzugsrohre nur dann benußt werden, wenn 
für jede folde Feuerung ein eigener Schornftein dient. 
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12. Eijerne Schornfteinrohre in Mauerwerk find min 
deitend 24 cm, oder freiftehend mindeſtens 60 cm von allen 
brennbaren Gebäudetheilen zu entfernen. 

13. Treiftehende eijerne Schornſteinrohre find auf der 
ganzen Höhe innerhalb de3 Gebäudes, mit Ausnahme des Ge- 
ſchoſſes, in welchem ſich die Feuerung befindet, ſowie aud bei 
der Durhführung durch die Dachfläche mit einer Blechum— 
mantelung und trennenden Luftſchicht zu ſchützen und ficher zu 
beranlern. 


14. Schornfteine müſſen auf Stein oder Eifen ftehen und 
dürfen nur auf Mauerwerf oder auf eifernen Unterlagen mit 
Steigungswinfeln, die nicht Heiner als 609 find, gejchleift werben. 
Die Brechpunkte müſſen abgerundet, und die Thonrohre an 
diefen Punkten bejonders jorgfältig ummauert werden. 


15. Alle Schornfteine müllen an den Stellen, an welchen 
fie dur Gebälfe geführt find, noch mit einer weiteren, min: 
deftens® 12 cm breiten Rollſchicht von Badjteinen umgeben 
fein, an welde die Balken und Wechſel ſich anjchließen, jo daß 
die Entfernung des Gebälfe® von der inneren Schornſtein— 
mwandung im Ganzen mindeitens 24 cın beträgt. Alles übrige 
Holzwerk, wie Dachſparren, Pfoſten u. ſ. w. muß wenigſtens 
7 em von den äußeren Schornſteinwandungen entfernt bleiben. 
Das Einſchlagen von Dübeln, Nägeln und dergleichen in die 
Schornſteinwandung iſt verboten. 


16. Das Abruhen der Schornſteine auf den Gebälken, 
durch welche ſie geführt ſind, iſt unzuläſſig. 


17. Eiſerne Klappen und Blechbuſen dürfen ihre Befeſtigung 
nicht an den Balken, welche die Schornſteine umgeben, erhalten. 


18. Metallene Rauchrohre dürfen nicht ſeitwärls durch die 
Umfaſſungswände unmittelbar ins Freie ausmünden. Sie 
dürfen nur innerhalb des Geſchoſſes, nicht aber aufwärts durch 
eine Zwiſchendecke von Holz, nach dem Schornſtein geleitet und 
müſſen mit ordnungsmäßigen Reinigungsvorrichtungen verſehen 
werden. Das Ziehen freiliegender Rauchrohre in Räumen, in 
denen leicht entzündliche Gegenftände aufbewahrt oder verarbeitet 
twerden, iſt nicht geitattet. 

1u* 
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19. In Gelaffen, in welchen leicht entzündliche Gegenftände 
wie Keu, Stroh u. dergl. aufbewahrt werden jollen, find die 
durchgehenden Schornfteine und Scornfteinrohre in einer Ent- 
fernung von 80 cm, bon der Äußeren Wandung gemefjen, mit 
einem Bretterverſchlag oder mit einem Lattenverjchlag, deſſen 
Zwiſchenweite nicht über 3 cm beträgt, oder mit einem ent: 
Iprehenden Drabtgitter auf die ganze Höhe des Gelafjes zu 
umgeben. 


20. Die Mündung eines Schornftein? muß von der Dad: 
fläche jenfrecht mindeftend 50 cm, wagerecht mindeftens 1 m, 
von underfleideten Holztheilen wagerecht mindeftens 1,50 m 
entfernt fein. 


21. Zur NRauchableitung größerer Feuerungen, wie bei 
Dampfkefleln, Braufeffeln, Badöfen u. dergleichen, ſowie bei 
Räucherfammern find eigene Schornfteine von genügendem Quer: 
Ihnitt aufzuführen, die zur Einleitung anderer Yeuerungen ohne 
bejondere baupolizeiliche Genehmigung nicht benußt werben dürfen. 
Die Wangen diefer Schornfteine find je nad Erforderniß und 
nah Vorſchrift der Baupolizei- Behörde im Verhältniß zur 
größeren Erhigung zu verftärfen, und die Entfernungen des 
Holzwerkes zu vergrößern. 


22. Bei freiftehenden Schornfteinen von außergewöhnlicher 
Höhe find, abgejehen von der Beobadtung der übrigen Bor: 
Ihriften, Vorkehrungen zu treffen, welche die Standfeftigfeit der 
Schornſteine fichern. 


23. Die vorftehenden Vorfchriften finden nicht allein bei 
Neubauten, jondern auch bei mwejentlihen Veränderungen und 
größeren Ausbeſſerungen von Schornfteinen und Feuerungs— 
anlagen, jowie bei Einführung neuer Feuerungen Anwendung. 


24. Scornfteine innerhalb 4 m Entfernung bon der 
öffentliden Straße oder nahbarliden Grenze müffen, von dem 
Straßenpflafter oder der Oberflähe des benachbarten Grund 
ſtückes ab gerechnet, eine Höhe von mindeſtens 12,50 m erhalten, 
welche nur ermäßigt werden darf, jofern das öffentliche Intereſſe 
dadurch nicht beeinträchtigt wird, und der Nachbar feine Ein— 
willigung ertheilt. 
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25. Wenn eine zur Zeit des Erlaffes diefer Bauordnung 
beitehende Schornfteinanlage zu einer, nad dem Urtheil ver 
Baupolizei-Behörde erhebliden Rauchbeläftigung des Nachbarn 
Veranlaſſung gibt, jo kann der Eigenthümer zur Abänderung 
des Schornſteins angehalten werden, injofern dies nah dem 
Urtheil der Baupolizei-Behörde ohne Lonftruftive Bedenken zu: 
läflig iſt. 

26. Bei Anlage oder Erhöhung von Schornfteinen inner: 
Halb 5 m Entfernung von einer Thür» oder Yenfteröffnung 
benadhbarter Gebäude muß die Höhe der Schornfteine den Sturz 
jener Oeffnung wenigſtens um 1 m überragen. 

27. Kappen oder jonftige Schutzvorrichtungen auf Schorn— 
fteinen find nur geftattet, fomweit die ordnungsmäßige Reinigung 
dadurch nicht behindert wird; die Schornfteinköpfe find ftet3 in 
gutem bauliden Zuftande zu erhalten. 

28. Außer Gebrauch gejeßte Schornfteine müfjen oben und 
unten zugerollt werben. 


29. Die Ausmündungen folder Schornfteine, welde in 
gefahrdrohender Weile Funken jprühen, find mit wirkſamen 
Funkenfängern zu verjehen. 


21. Größere Fenerungsanlagen und 
Räucherkammern. 


S 50. 1. Braukeſſel, Backöfen, Oefen zur Heizung mit 
erwärmter Luft und ähnliche größere Yeuerungsanlagen dürfen 
nur auf gemauerten Fundamenten, innerhalb eines ınit majjiven 
Mauern umſchloſſenen gemölbten Raumes errichtet werden und 
müſſen in allen Theilen jo eingerichtet fein, daß feine Durch— 
wärmung gegen dad Nachbargebäude ftattfindet. 

2. Die Leitung erhitzter Luft aus Sammmelheizungen, 
Trodenfammern u. a. m. ift nur in feuerfiherem Material und 
mit angemefjenem. Abjtand von allem Holzwerk geftattet; alle 
derartigen Leitungen müſſen behufs ordnungsmäßiger Inſtand— 
haltung und Reinigung mit genügenden Oeffnungen verjehen jein. 


3. Für größere Feuerungen, insbejondere auch bon 
Bädereien und Konditoreien, iſt die Anlegung befteigbarer 


Schornfteine beitimmter Höhe, die mindeftens 22 m betragen 
fol, ſowie die Herftellung von rauchverzehrenden und. rußs 
fangenden Borrihtungen, oder die Verwendung rauchfreien 
Brennmaterial3 vorzujchreiben. 

Vorhandene derartige Feuerungsanlagen müſſen bei ein- 
tretender Erneuerung, oder, fall® der Betrieb eine nad) dem 
Uriheil der Baupolizei:Behörde erhebliche Raubeläftigung für 
die Nachbarſchaft verurjacht, innerhalb einer von der Baupolizei- 
Behörde zu beitimmenden Frift der vorftehenden Vorſchrift ent⸗ 
ſprechend umgeändert werden. 


4. Darren ſind nach näherer Beſtimmung der Baupolizei— 
Behörde feuerſicher anzulegen. 

5. In Raucherkammern auf Holzgebälken iſt der Fußboden 
in doppelter Lage und wechſelndem Verband mit Backſteinen 
oder Platten auszumauern. Die Errichtung von Herden und 
lonftigen Feuerungsanlagen in Räucherkammern iſt unftatthaft. 
Der Eingang zur Räuderfammer und die Deffnung, dur welche 
der Rauch Hereintritt, find mit Thüren zu verjehen, die aus 
hartem Holze hergeftellt, beiderfeits mit ftarfem Eiſenblech be= 
Eleidet find und in fteinerne oder eijerne Yalze jchlagen. Die 
Wände müſſen maſſiv hergeftellt, und die Deden !/, Stein ftarf 
gewölbt oder auf eijernen Schienen majfiv mit zwei flachen 
Badfteinihichten im Verbande überdedt fein. 


22, Süden. 


s 51. 1. In allen Koch-, Walch: und Badfüchen muß 
jämmtliches Holzwerk, abgejehen von dem Holzwerk der Thüren, 
Tenfter und Fußböden, bis auf eine Entfernung von 1 m von 
der Feuerung und von den Yenerzügen feuerficher bekleidet fein. 
2. Kanäle von den Herden nad den Schornfteinen müffen 
jo angelegt fein, daß fie mittels Putzöffnungen, melde höchſtens 
1 m von einander entfernt ftehen Dürfen, gründlid gereinigt 
werden fünnen. | 
3. Schornfteinbufenhöfzer müſſen fo gelegt werden, daß fie | 
mindeften® 15 cm über die Kante des Herdes vortreten; der | 
Rauchfang darf im llebrigen nur aus fenerficherem Material 
beſtehen. 
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23. Oefen uud Samine. 


5 52. 1. Vorkamine und Einheizöffnungen für von außen 
beizbare Defen müſſen maſſiv eingerichtet und auf der gegen 
die Feuerung gerichteten Seite durch eine mit ſtarkem Eiſenblech 
beichlagene Thüre verfchloffen werden. Die Wände dürfen nicht 
auf, Balken geſetzt werden, ſondern müffen auf feuerfeften Unter: 
ſtützungen ruhen. 

2. Kadelöfen müſſen mit ihren Feuerungsöffnungen 
wenigftens 25 cm von Yahmänden und Thürbekleivungen 
entfernt bleiben. 


3. Die Feuerftele der Defen, Kamine, Borfamine und 
Herde, ſowie der Boden des Achenfalles müſſen menigftens 
12 cm hoch über dem Fußboden voll ausgemauert und außer: 
dem unmittelbar über dem Fußboden auf einer Steinplatte ab— 
gerubt werden. 


4. Eijerne Defen müſſen auf eine feuerfichere Unterlage 
geitellt, und die Yyeuerung muß mindeſtens 40 cm von allem 
unbelleideten Holzwerf entfernt fein. Eine geringere Entfernung, 
jedoch nit unter 25 cm, ift ftatthaft, wenn das Holzwerk 
duch Verputz oder Metall feuerſicher geſchützt ift. 

9. Der Fußboden ift dor jeder Einheizöffnung entweder 
in 60 em Länge und 50 cm Breite feuerficher zu belegen, 
oder es ift zu jedem Ofen ein metallener Vorjeger zu halten. 


6. Ofenklappen dürfen nicht angelegt werden. 


24. FIenerungsräume für Gewerbe. 


$ 53. Die Feuerungsräume ſolcher Gewerbe, welche ftarkes 
Feuer brauden, müſſen auf Verlangen der Baupolizei-Behörde 
gewölbt fein und mit Thüren und Läden, die aus hartem Holz 
hergeftellt, mit ſtarkem Eiſenblech beichlagen und von außen ver— 
ſchließbar find, feuerſicher abgejchloffen werben. 

$ 54. 1. Schmiedeeifen dürfen nicht auf Gebälfen ange: 
fegt werden. 

2. Ueber den Feuern der Schmiedeeifen find die Rauch— 
fänge von Stein, oder auch, jofern deren Oberkante mindeſtens 
1 m von der Dede entfernt bleibt, von Eiſen berzuitellen. 
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3. Das Holzwerk der Deden und Wände in allen Werf- 
ftätten, in welchen Metallarbeiten mit Benugung von Feuerungs— 
anlagen hergeftellt werden, ift zu verpußen. 

5 55. 1. In Werfitätten von Holzarbeitern, ſowie in allen 
anderen Räumen, in denen feuergefährlide Gewerbe betrieben 
werden, können bejondere Einrichtungen gefordert werden, welche 
die Feuersgefahr ausschließen. Mindeftens find folgende Siche— 
rungsmaßregeln zu treffen: 

a. Die Deden der Werkftätten, ſowie alles Holzwerk ber 
Wände müſſen gerohrt und verpußt fein. 

b. Offene Herde zum Leimkochen dürfen nicht in den Werk: 
ftätten, jondern müſſen in einer abgetrennten Leimküche 
aufgeftellt werden. Die Leimküche muß mindeftens 1 Stein 
ftarfe majfive Wände und eine !/, Stein ftarfe maſſive 
Dede erhalten, fowie im Fußboden mit einer doppelten 
Lage von Platten oder Badjteinen gepflaftert fein. Die 
Schwelle der Thüröffnung zur Leimküche müß mindeftens 
10 cm hod und !/s Stein ftarf von Badjteinen herge- 
ftelt und mit einem eifernen Bande eingefaßt, die Thür- 
öffnung jelbft mit einer in fteinerne oder eiferne Falze 
Ihlagenden Thüre, die aus hartem Holz hergeftellt und 
mit ſtarkem Eiſenblech beichlagen ift, verichließbar fein. 

c. Bor den Heizöffnungen der Wärm- und Trodenöfen muß 
ein Vorkamin hergeftellt werden, deſſen Feuerſtelle an ihrer 
vorderen Sante mit einem majfiven, 10 cm hoben, 
I, Stein ftarfen und mit einem eijernen Bande einge= 
faßten Schugrande zu umgeben ift. Der Fußboden vor 
dem Kamin ift in einer Breite von mindeften® 1 m mit 
Platten oder Badjteinen zu belegen, und der Kamin den 
zu b gegebenen Vorſchriften entſprechend mit einer eijen- 
bejhlagenen Thüre zu verjehen. Der Fußboden unter 
dem Herdgewölbe iſt feuerficher Herzuftellen. 

d. Vor jedem anderen Ofen muß in der ganzen Breite an 
der Seite der Heizöffnung ein Vorjeger von ftarfem Eifen- 
blech, 70 em breit, mit einem Franz von 10 cm Höbe 
befeitigt werden. 

e. Die Neuaufftellung eijerner Defen und Rohre kann ver: 
boten werden, 





f. Haudbefiger und Inhaber derartiger MWerkjtätten find für 
die Ausführung und Erhaltung der vorftehend ange: 
ordneten Einrihtungen verantwortlich. 


25. FIenergefährlide Anlagen und Einridfungen. 


S 56. 1. Für Näume, die zur Lagerung leicht feuer: 
fangender oder ſchwer löſchbarer Gegenftände dienen, kann von 
der Baupolizeis- Behörde mittel baupolizeilih beſonders vorzu— 
ſchreibender Konftruftion die Herftelung maffiver Umfaſſungs— 
und Innenmauern, feuerficherer Böden und Deden und eijen: 
beichlagener Berfchlüffe der Deffnungen gefordert, auch kann die 
Anlegung von Wohnungen über jolden Räumen verboten werden. 

2. Für jelbjtentzündlihe Materialien, wie fettgetränfte Ab— 
fälle und dergleichen find feuerſichere Behälter herzuftellen. Die 
Lagerung ſolcher Materialien in oder bei Gebäuden kann unter: 
jagt werden. Yür Gebäude von bejonderer Feuergefährlichkeit 
und großem Umfang, ſowie für Lagerpläße von Nußhölzern, 
Brennmaterialien u. a. m. fann eine bejtimmte Entfernung von 
anderen Gebäuden vorgejchrieben, und in Räumen, in denen 
ein Gewerbebetrieb ftattfindet, durch weldhen Rauch oder übel: 
riehende Dünfte erzeugt werden, die Anbringung von Deffnungen 
nah der Straße verboten werden. 


3. Stellerräume, welche zu gemwerblihen Zmweden und zur 
Aufbewahrung größerer Vorräthe von brennbaren Materialien 
dienen, dürfen nicht mit dem Treppenhauſe unmittelbar ver: 
bunden fein, aud Dürfen die über derartig benutzten Seller: 
räumen liegenden Erdgejhokräume nur dann zu MWohnzmweden 
benußt werden, wenn die zur Abwehr der Feuersgefahr ge= 
troffenen bauliden Borkehrungen von der Baupolizei-Behörde 
al3 genügend erachtet werben. 

4. Holz und andere brennbare Materialien dürfen in ge: 
tingerer Entfernung als 4 m von der Straßenfludtlinie nicht 
höher als 2 m gelagert werden. 

8 57. Borhandene bauliche Anlagen und Einrichtungen 
aller Art, welche durch ihre TFeuergefährlichkeit Leben oder Ge— 
jundheit der Hausbewohner ernftlich gefährden, müſſen jederzeit 
auf Berlangen der Baupolizei:Behörde abgeändert werden. 
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26. Anlage und Einrichtung von Theatern, 
Cirkusgebänden und öffentlihen Berfammlungsräumen. 


$ 58. 1. Für obengenannte Anlagen und Einrichtungen 
find bis auf weiteres die Vorjchriften der gleichnamigen Polizei— 
Verordnungen des Königlihen Regierungs-Präfidenten zu Wied: 
baden vom 25. November 1389 und 25. April 1891 maßgebend. 


2. Soweit diefe Verordnungen Beftimmungen nicht ent: 
halten, gelten auch für die genannten Anlagen und Einrichtungen 
die Vorfchriften diefer Bauordnung.*) 


IV. Bollendung und Anterhaltung der Gebäude. 


8 59. 1. Die Hausbeſitzer find gehalten, ſpäteſtens binnen 
Sahresfrift nach ſtaltgehabter Gebrauchsabnahme die neuherge: 
jtellten Faſſaden, falls diefe nicht in Werkſtein- oder in gefugtem 
Badfteinbau errichtet find, mit Verpuß, und wenn dieſer nicht 
gefärbt ift, mit Anſtrich zu verſehen. 

2. Für den Verpuß und Äußeren Anftrich neuer wie Älterer 
Gebäude dürfen Farben nicht derwendet werden, melde der 
Geſundheit ſchädlich find oder die Augen beläjtigen. Weiße 
Farbe darf nur zum Anftrih don Tyenfterrahmen verwendet 
werden. Die Baupolizei- Behörde kann die Herjtellung des Ver: 
pußes und Anfteihes von Faſſaden, melde in mißftändiger 
Weiſe vernachläſſigt find, zwangsmweife anordnen. 


V. Sicherheitsmaßtregeln gegen Baufälligkeit. 


5 60. 1. Der Hausbeſitzer ift verpflichtet, die Gebäude, 
Gebäudetheife und Einfriedigungen in ordnungsmäßigem und 
bauficherem Zuftande zu erhalten und bei drohender Gefahr nicht 
nur Sofort die nöthigen Sicherheit3maßregeln zu beichaffen, 
Jondern auch unverzüglid der Baupolizeis:Behörde Anzeige zu 
eritatten. Die BaupolizeisBehörde ift beredhtigt, die zur Be: 
feitigung der Gefahr erforderlihe Verfügung ohne Verzug zu 
erlaffen, in&bejondere nötigenfalls den Abbruch der baufälligen 
Gebäulichfeiten anzuordnen und auf Koſten des fäumigen Eigen- 
thümers ausführen zu lafen. 


*) Siehe diefe Sammlung Bd. VI, ©.47 ff. u. Bd. VII, ©. 178. 
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2. Wird dur Abbruch oder Bauausführung ein benad: 
bartes Grundftüd in Gefahr gebradt, jo find der Bauherr und 
die Bauhandwerker verpflichtet, den Abbruch oder die Bauaus— 
führung, ſoweit diefelben Gefahr bringen fünnten, einzuftellen 
und der Baupolizei-Behörde Anzeige zu maden. Die Bau: 
polizei-:Behörde wird al&dann die zur Befeitigung der Gefahr 
erforderlihen Maßregeln anzuordnen und den Eigerthümer oder 
den Bauherrn zu deren Ausführung anhalten, oder die Aus: 
führung auf Koften der Berpflichteten veranlafien. Die ort: 
jegung der Arbeiten ift nur dann zu geftatten, wenn die gehörige 
Sicherung nachgewieſen, und für die zu Laften des Eigenthümers 
oder Bauherrn aufgewendeten Koften Erſatz geleiftet ift. 

3. Die Beltimmungen des Bauftatut3 vom 11. Juni 1809, 
Rap. 1 8 19, und Kap. 7 $ 16, ſoweit diefelben die nachbar— 
lihen privatrehtlihen Verhältniſſe betreffen, bleiben hierdurd) 
unberührt.*) 


VI. Elektrische Anlagen und Bligableitungen. 
1. Herſtellung elektriſcher Anlagen. 


8 61. Anlagen zur Erzeugung, Yortleitung oder Auf: 
jpeiherung elektriſchen Starkſtroms find nur zuläffig, 
wenn fie für Leben oder Gejundheit von Menſchen, für die 
euerjicherheit von Gebäuden und Saden und für die Sicher: 
heit anderer bereit3 im Betriebe ftehender eleftriicher Anlagen 
feine Störungen oder Gefahren befürchten laſſen, durd Gas, 
Rauch, Geräufh oder fonjtwie Beläftigungen nicht hervorrufen 
und im Einzelnen den Vorſchriflen entſprechen, die für derartige 
zum Anſchluß an das ftädtiiche Elektrizität3:Werf bejtimmte An: 
lagen jeweilig in Kraft ftehen. 


2. Aeberwachung, Anterfuhung nnd Abänderung 


elektrifher Anlagen. 

5 62. 1. Die Baupolizei-Behörde kann die vorſchriftsmäßige 
Ausführung während der Arbeitszeit überwachen und bedufs 
genauer Prüfung verlangen, daß die Leitungen und Apparate 
erſt nad erfolgter Unterſuchung zugededt werden. 


*) Siehe diefe Samml. Bd. III (2. Auflage) ©. 8 und ©. 28. 
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2. Die Baupolizei-Behörde ift befugt, für neu angelegte 
und ebenjo für beitehende eleltriſche Anlagen, die einer der in 
S 61 genannten Bedingungen widersprechen, jederzeit die Ab— 
änderung zu verlangen, oder die Einftellung des Betriebes zu 
verfügen. 


3. Serfiellung und Prüfung der Blißableitungen. 


S 63. 1. Die Herftellung, Aenderung und Ausbefferung 
von DBlikableitungen muß unter Beadhtung der wiſſenſchaftlich 
in Geltung ftehenden Regeln erfolgen. 


2. Die Leitungen dürfen nur aus reinem Kupferdraht oder 
aus fupfernem Drahtjeil mit nicht mehr als 7 Einzeldrähten 
hergeſtellt werden. 

5 64. Die Hausbefiger find berplichtet, die auf ihren 
Häufern befindlichen Bligableitungen einer regelmäßigen, in 
längftens zweijährigen Zwijchenräumen zu wiederholenden Unter: 
ſuchung durch ſachverſtändige Techniker unterziehen zu laflen; 
die gleiche Unterſuchung hat außerdem ſtattzufinden bei jeder 
Neuherſtellung und Aenderung oder Ausbeſſerung einer Blitz— 
ableitung, wenn eine Blitzableitung vom Blitze getroffen 
worden iſt. 


VI. Gasleitungen. 
1. Herſtelſung. 


8 65. 1. Gasleitungen außerhalb und innerhalb der Ge— 
bäude müjjen in der Regel von Eiſen hergeftellt werden. Robre 
aus Zink, Zinn, Blei oder ſolchen Metallmijchungen, deren 
Schmelzpunkt unter 800° C. Liegt, ſind unzuläflig; nur zur 
Verbindung des Gasmeſſers mit der Zus und Ableitung dürfen 
Furze Bleirohre verwendet merden, ſofern ſolche äußerer Be: 
Ihädigung nicht ausgejegt find. | 

2, Neue Zuleitungen an die Außenwand der Gebäude zu 
legen, ift unftatthaft. 

3. Haußleitungen müſſen innerhalb des Gebäudes gegen 
die Straßenleitung in einem leicht zugänglichen, nicht feuer: 
gefährlichen Raum abſchließbar fein. 
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4. Bei großen Gebäuden muß ein folder Abſchluß für 
jedes Gefhoß und für jede Wohnung vor jedem Gasmeſſer 
bergeftellt, ebenjo muß auf Verlangen der Baupolizeis-Behörde 
die Gaßleitung mit einem außerhalb des Gebäudes befindlichen 
Verſchluß, deſſen Stelle kenntlich zu machen ift, verjehen werden. 


5. Die Gasmeffer find an leicht zugängliden Orten auf: 
zuftellen und gegen äußere Beſchädigung, ſowie gegen Temperatur: 
wechjel thunlichft zu fihern. Vor jedem Gasmefler ift ein Ab: 
ſchlußkrahn leicht zugänglich einzufchalten. 


6. Alle Gasrohre müffen eine hinreichende Stärke und 
Diehtigkeit haben; die Verbindung darf nur duch Verfehraubung 
oder harte Löthung bergeftellt werden. Die Leitungsrohre 
müffen thunlichſt zugänglid, gegen Beichädigung aller Art 
durch geeignete Mittel, Verkleidung, Umhüllung, Anftrich u. ſ. w. 
geſchützt, ficher befeftigt, und in dem erforderlichen Gefäll gelegt 
werben. | 

7. Die Durhführung von Gagleitungen durch ſchwer zu: 
gänglihe Hofräume ift nur ftatthaft, wenn letztere nad außen 
genügend gelüftet werden können. Bei wagerechter Durchführung 
der Rohre duch Mauern, namentlih in Fundamenten, ift ge: 
nügender Spielraum (Futterrohr) zu ſchaffen. 


8. Gaäleitungen zwiſchen Gebälf und oberem Fußboden: 
belag find nur zuläflig, wenn diejelben mit befonderer Sorg: 
falt hergeftellt, gegen Beihädigung während des Baues geſchützt 
und vor Legung der Fußböden bejonder8 geprüft werden ; 
gleiches gilt für Leitungen, die in den Dedenverpuß gelegt 
werden. 


I. Leitungen unter Fußböden, in Wänden, Mauern, Deden 
und ſchwer zugängliden Räumen find, jo lange fie noch offen 
liegen, dur den Berfertiger genau einzumefjen und mit Maß— 
angabe in Zeichnungen einzutragen. Lebtere hat der Inhaber 
der Gadeinrihtung aufzubewahren und den Beamten der Baus: 
polizei:Behörde auf Verlangen vorzuzeigen. 


10. Krahnen und Ventile jollen dichtſchließend und mit 
Einrichtungen verjehen fein, melde ihre jeweilige Stellung (ob 
offen oder geſchloſſen) äußerlich Leicht erfennen laffen. 


11. Gasapparate, Leuchter und dergleichen, welche durch 
Gummiſchläuche mit feften Zeitungen verbunden werden, follen 
dur einen Krahn am Ende der feiten Leitungen beſonders ab- 
ſchließbar jein. 

12. Offene Flammen und folde mit Gylindern müſſen 
durch Schubvorfehrungen gegen entzündbare Gegenftände jeitlich 
und nad oben gehörig abgeichloffen werden. Offene Flammen 
ohne oberen Schuß jollen mindeſtens 60 cm von der Dede 
entfernt fein. 

13. Räume, in denen der Gebraud eines offenen Lichtes 
feuergefährlih ift, dürfen durd Gasflammen nur dann beleuchtet 
werden, wenn dieſe mit zuverläfligen, baupolizeilih genehmigten 
Schutzvorkehrungen verjehen find. 


2. Prüfung der Gasleitungen. 


S 66. 1. Alle Gasrohre und ebenfo alle Beleuchtungsförper 
müſſen bor der Verwendung zu Gaßleitungsanlagen auf ihre 
Dichtigkeit geprüft fein. 

2. Der Berfertiger iſt verpflichtet, bei Ausführung neuer, 
jowie bei Erweiterung und bei größerer Ausbeſſerung beftehender 
Gagleitungen vor der Gaseinführung und vor Herftellung des 
Anſtrichs, des Verputzes oder ſonſtiger Verdedung der Rohre 
eine zuverläſſige Probe der Dichtigkeit des Rohrnetzes vermittels 
eines lLeberdrudes von 35 em Wafferfäule vorzunehmen. Bei 
befonder3 ausgedehnten Leitungen it die Prüfung einzelner 
größerer Abtheilungen in gleicher Weile zuläffig. 


3. Stonfrolle durd die Baupolizei-RVehörde. 


$ 67. 1. Nah oronungsmäßiger Vollendung der Gas— 
leitung und nad Aufftellung des Gasmeſſers Hat der Inhaber 
der Leitung an die Baupolizei-Behörde jchriftliche Anzeige zu 
erftatten und hierbei den Verfertiger zu benennen und anzugeben, 
daß leterer die in $ 66 bvorgejchriebene Probe angeftellt und 
die Leitung als probehaltig erklärt hat. 

2. Findet die Baupolizei-Behörde eine bejondere Prüfung 
der Anlage fir nothwendig, jo iſt der Inhaber oder Der: 


| 


fertiger der Leitung verpflichtet, zu diefer Prüfung alle erforder: 
lihen Werkzeuge beizuftellen, au alle von dem Baubeamten 
angeordneten Verſuche anftellen und etwa borgefundene Mängel 
befeitigen zu laffen. Zeigt fi bei einer ſolchen Prüfung die 
Gasanlage den vorftehenden Beftimmungen nicht entiprechend, 
jo muß nad Befeitigung der Fehler von dem Inhaber der 
Leitung eine wiederholte Prüfung bei der Baupolizei-Behörde 
beantragt werden. 


3. Im Betriebe befindliche Beleudhtungsanlagen können jeder: 
zeit durch die Baupolizei-Behörde der vorjtehend beftimmten 
Prüfung unterworfen werden. Zeigen fich hierbei gefahrbringende 
Unvolllommenpheiten, jo ift der weitere Gebrauch) der Anlage bis 
zur Abſtellung diefer Uebelftände zu unterjagen. 


4. Beitweilige Belendfungs-Einrihtungen. 


S 68. Auf zeitweilige Beleuchtungs-Einrichtungen finden 
die vorftehenden Vorſchriften feine Anmendung. Es können 
jedod für dieſe Einrichtungen bejondere Beftimmungen von der 
Baupolizei: Behörde getroffen werden. 


VII. Einfriedigungen, Borgärten und Baumpflangungen. 


S 69. 1. Mle an öffentliden Straßen, Pläßen und ge: 
meinen Wegen gelegenen bebauten Grundftüde müſſen in der 
Straßenflugtlinie, ſoweit diefe nicht mit Gebäuden befeßt ift, 
mit einer das Grundftüd in ganzer Straßenlänge abjchließenden 
Einfriedigung verjehen fein. Die für Zugänge und Zufahrten 
erforderlihen Deffnungen müſſen dur Thüren oder Thore ver: 
ſchließbar fein. 

2. Die Höhe der Einfriedigungen, einfchließlih der vor— 
handenen Thüren und Thore muß, über dem Fußſteig gemeſſen, 
mindeftens 1,60 m betragen und darf, ſoweit nicht in bejonderen 
Ausnahmefällen eine größere Höhe gejtattet wird, das Maß von 
2,30 m nicht überjchreiten. 


3. Bei Grundftüden, welche höher als die Straßen liegen, 
bleibt die Beltimmung der Höhe der Einfriedigung vorbehalten. 
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8 70. Einfriedigungen zwiſchen den Grundftüden dürfen 
nit höher als 2,30 m, vom Boden de3 Nachbargrundftüdes 
gemeſſen, errichtet werden, falls nicht, bei vorhandenem Einver— 
ſtändniß der Grundſtücks-Eigenthümer, eine größere Höhe von 
der Baupolizeis:Behörde gejtattet wird. 


8 71. 1. Nah öffentlihen Straßen, Plätzen und ge: 
meinen Wegen müſſen die Einfriedigungen mindeſtens auf 
der Hälfte ihrer Länge an jeder von ihnen berührten 
Straße durchſichtig, in einer von der BaupolizeisBehörde für 
geeignet erachteten Weile, als Stadeten: oder Ziergitter, auf 
einem, in MWerkftein oder in Mauerwerk hergeftellten Sodel er: 
richtet werden. 


2. Der Sodel muß, über dem Fußſteige gemefjen, eine 
Höhe don mindeſtens 0,30 m und von höchſtens 0,80 m haben. 


3. Auf der anderen Hälfte ihrer Länge können die Ein- 
friedigungen undurchſichtig aus Eifen, Holz oder Mauerwerk, 
jdoh nur in durchaus fauberer Ausführung bergeftellt werden. 


4. Thüren und Thore werden, je nachdem fie durchſichtig 
oder undurchſichtig hergeftellt find, den betreffenden Längenſtrecken 
zugerechnet. 


5. Die Bertheilung des, mit durchſichtiger Einfriedigung 
zu berfehenden Raumes bleibt der Baupolizeis:Behörde je nad 
Beſchaffenheit des Falles überlaſſen. 


6. Für Einfriedigungen von geringerer Länge, die in der 
Bauflugtlinie ftehen, kann die undurchſichtige Herftellung in 
ganzer Länge geftattet werden. 


5 72. Wände oder fonftige Vorrichtungen, welde den 
Einblid in das Grundftid von der Straße her verhindern, 
dürfen Hinter den nad) Maßgabe des 8 71 errichteten offenen 
Einfriedigungen nur in einem Abſtand von wenigſtens 3 m, 
und, jofern die Baufludtlinie Hinter der Straßenflugtlinie zu: 
rüdliegt, nicht dor der Baulinie errichtet werden. Gegen dieſe 
Vorſchrift kann im Falle des nachgewieſenen befonderen Bedürf- 
nifjes eine Ausnahme geftattet werden. 
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8 73. 1. Die Gärten der ehemaligen MWallgrundftüde 
find nad den öffentlichen ſtädtiſchen Gartenanlagen (Promenaden), 
einschließlich der Zugänge nah der inneren Stadt bis zur Be— 
bauungägrenze, mit einer in ihrer ganzen Länge durchſichtigen 
Einfriedigung zu verjehen, welche, über der ſtädtiſchen Futter— 
mauer gemefjen, eine Höhe von mindeften® 1,50 m und von 
höchſtens 2,30 m erhalten und nad Vorſchrift der Baupolizei- 
Behörde als eiferne Stadeten oder als Ziergitter in abſchluß— 
ſicherer Yorm auf einem, in MWerkftein oder in Mauerwerk her: 
geftellten Sodel von höchſtens 0,50 m Höhe errichtet wer— 
den muß. 


2. Soll die Einfriedigung auf der ſtädtiſchen Futtermauer 
der Promenaden aufgeftellt werden, jo hat der Bauende hierfür 
zunädft die Zuftimmung der Stadtgemeinde beizubringen. 


3. Ausgänge durch diefe Einfriedigungen nad den Pro: 
- menaden, einjchließlih der oben erwähnten Zugänge nad) der 
inneren Stadt bis zur Bebauungsgrenze, find unzuläjfig. 


8 74. Unbebaute Grundftüde müffen auf Erfordern der 
Baupolizei-Behörde mit angemefjenen Einfriedigungen von 
1,50 m biß 1,80 m Höhe verjehen merden. 


8 75. 1. Die Vorgärten müfjen ihrer ganzen Ausdehn— 
ung nad, abgejehen von den nöthigen Zumegen, als Ziergärten 
mit angemefjener Bepflanzung verjehen jein und in diefer Weile 
unterhalten werden. 


2. Insbeſondere dürfen die Vorgärten zu gemerbliden 
Zwecken, zur Aufftelung von, für ſolche Zwecke dienlichen Ge: 
räten und Vorrichtungen, oder don Hausrat, oder als Lager: 
pläße nicht benußt werden. 


3. Zur Mbtrennung einzelner Teile des Vorgartens auf 
einem und demjelben Grundftüde find nur leichte eijerne oder 
hölzerne Gitter von höchften® 1 m Höhe geitattet. 


4. In defonderen Ausnahmefällen kann bon den Bes 
ftimmungen dieje® Paragraphen unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerruf eine Ausnahme geftattet werden. 

11 
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8 76. Vorgarten im Sinne obiger Beſtimmumgen iſt die 
Grundfläche | 
a. zwiſchen Bau: und Straßenflugtlinie und 
b. zwiſchen Bauffuchtlinie oder vorhandenen Vordergebäuden 
und der Straße, auch wenn fluchtlinienmäßig die Bau: 
fluchtlinie mit der Straßenfluchtlinie zuſammenfällt. 


8 77. 1. Bäume müffen gegen die Wege, Straßen und 
Plätze, falls daS MUeberragen der Bäume überhaupt geftattet 
wird, mindeſtens 3,50 m hoch aufgeſchnitten werden. 

2. Bäume und Sträucher von größerer Höhe als 4 m 
fönnen verboten werden, wenn nah dem Ermeflen der Bau: 
polizeisBehörde die Baumpflanzungen auf der Straße, oder 
andere öffentliche Intereſſen geſchädigt werben. 


IX. Strafen und Zwangsmahregeln. 


S 78. 1. MUebertretungen der vorftehenden Vorſchriften 
werden, ſoweit nicht meitergehende geſetzliche Vorſchriften Platz 
greifen, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder entſprechender Haft 
beſtraft.*) 

2. Die Hauseigenthümer und Bauherren können außerdem 
zur Beſeitigung der ordnungswidrigen Bauanlage oder bau— 
lichen Einrichtung, ſowie zur Einhaltung der baupolizeilichen 
Vorſchriften und zur Vornahme der baupolizeilich angeordneten 
baulichen Einrichtungen und Maßnahmen auf Grund des 
$ 132 ff. des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
bom 30. Juli 1883 im Zwangswege angehalten werden. Ins— 
bejondere fann die dieſer Verordnung zumiderlaufende Benugung 
zwangsweiſe verhindert, und eine Bauarbeit, welche ohne Baus 
befcheid oder abweichend von demjelben begonnen oder fort: 
geführt wird, durch Bauverbot unterfagt werden.**) 


3. Wenn nad dem Urtheil des mit der Kontrole betrauten 
Beamten Gefahr im Verzuge fteht, jo ift diefer berechtigt, Die 


) Bergl. $ 367 No. 13—15 und $ 3683 No. 3—4 des Reichs⸗ 
ftrafgeießbuche® dom 15. Mai 1871, wonach Geldbußen bis zu 
150 Mark bezw. 60 Mark oder entipredenbe Haftitrafen angedroht a 

*5) Siebe dieſe Samml. \ 4 ff. 


* — 
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\ofortige Einftellung der baulichen Arbeiten bis auf meiteres 
jeldftftändig anzuordnien, oder fonjtige nothiwendige Maßnahmen 
zur Abwendung der Gefahr zu treffen. Die Bauenden find 
bei Meidung der in Ziffer 1 vorgejehenen Strafen verpflichtet, 
diefen Anoronungen Folge zu leiften. Der Beamte hat binnen 
24 Stunden die Entiheidung der Baupolizeis-Behörde herbei: 
zuführen. 

4. Die Inhaber der betreffenden Grundftüde und Räume 
ind verpflichtet, den Beamten der Baupolizeis:Behörde den Zu- 
tritt zu gejtatten. 


X. Aufhebung früherer Berordnungen. 


s 79. 1. Vorftehende Bauordnung tritt mit dem 10. April 
1896 in Kraft. 

- 2. Mit diefem Tage werden die Bauordnung vom 15. Suli 
1884 nebſt Zujagbeftimmungen, jowie die Polizeiverordnung 
bom 2. Februar 1892, betreffend die Einfriedigung der Grund: 
ftüde und die VBorgärten, und vom 30. Oftober 1888, be- 
treffend die Anbringung von Schneefängn an Gebäuden, 


aufgehoben; dagegen bleiben die Polizeiverordnungen vom 
en betreffend da8 Bauen in der Wußenitadt *), 


ferner vom 30. April 1895, betreffend Verhütung von Unfällen 
bei baulichen Arbeiten**), wie auch des Regulativs vom 7. De— 
zember 1883***), betreffend die Erhebung von Abgaben und 
Gebühren in Baupolizeifadhen, in Geltung (j. umftehend). 

Wo in den genannten Polizeiverordnungen oder in ſonſtigen 
Drtöftatuten und Verordnungen Vorſchriften der Bauordnung 
vom 15 Juli 1884 angezogen find, fommen an deren Stelle die 
entiprechenden Beitimmungen der Bauordnung vom heutigen 
Tage in Anmwendung. 

Frankfurt a. M., den 27. März 1896. 

Der Magiftrat (Baupolizei). 
Adickes. 








*) Band VII. S. J Seite 29 ff. 
**) Band VII. ©. 9 
+#*) Band VI. 1., 2. —— S. 83—85. 
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Bekanntmachung. 

Das nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des Magiſtrats 
und der Stadtverordneten-Verſammlung beruhende, von der Kgl. Regierung 
genehmigte Regulativ wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a.M., 31. März 1885. 

Der Magiftrat. 


iquel. 
Regulativ 
betreffend 
. Die Erhebung von Abgaben und Gebühren in 
Baupolizeifadhen. 


8 1. An die ftädtiiche Kaſſe find in Baupolizeifachen — 
und Gebühren nad) Maßgabe des anliegenden Tarifs zu zahlen. 

8 2. Zwecks Berechnung der unter I des Tarif verzeichneten 
Gebühr hat der Antragjteller mit dem Gejuh um Ertheilung der 
Bauerlaubniß die mutmaßliche Baufumme anzugeben. 

8 h 3. Die Feitftellung der Gebühren erfolgt durch die Baupolizei— 
ehörde. 

Gegen deren Feſtſetzung findet binnen vier Wochen von der 
Zuſtellung ab Beſchwerde an den Magiſtrat ſtatt, gegen deſſen Ent— 
ſcheidung Recurs bei der Königlichen Regierung erhoben werden kann. 

8 4. Die unter I, II und V des Tarifs verzeichneten Gebühren 
find vor Ertheilung beziehungsweite Zuftellung ber Bauerlaubniß zu 
entrichten, die Gebühren zu IV find im Voraus für bie ganze Zeit: 
dauer, auf welche die Erlaubniß beantragt ift, oder eventuell verlängert 
werden joll, auf einmal zu zahlen 

Halten. Zahlungsverpflichtung wird durch Beichwerde nicht auf: 
gehalten 
5. Bei Erneuerung einer der Zeitdauer nach verfallenen Bau: 
—— wird ein Viertel der entſprechenden Gebühren erhoben. 


8 6. Dispenſationen von den Vorſchriften der Bauordnung kann 


— von Zahlung einer Gebühr bis zu 100 Mark abhängig 
machen 
8 7. Weitere Gebühren und Abmachungen, ala in dieſer Ver: 
ordnung angeführt, kommen in Baupolizeiſachen nicht zur Erhebung. 
Alle beſtehenden Vorſchriften über die Erhebung der Taxen und 
Gebühren > Stempeln im Baufach treten außer Kraft. 
5 8. Vor Ablauf von 5 Jahren joll der anliegende Gebühren: 
tarif einer Revifion unterzogen werden. 
Frankfurt a. M., den 7. Dezember 1882. 
Der ART ER 
Miquel. 
Vorjtehendes Regulativ wird vn. genehmigt. 
Wiesbaden, den 14. Dezember 1883. 
Rönigliche Regierung, Erotpeitung des Innern. 
J. 8. 4321 Mollier. 


— 15 — 


* 


Tarif. 
J. Für den Baubeſcheid: 


1. bei Neubauten, Reparaturen und Umbauten Eins vom Taufend 
der Baufumme unter Erhöhung der hiernach anzufeßenden 
Gebühr auf den nächſten durch zehn theilbaren Markbetrag; 


2. bei Einfriedigungen 2 bi3 10 Marl. 


U. Für eine baupolizeilide Erlaubniß jonftiger Art 
5 Marf. 


I. Für die Abftelung der Straßen und Baufludt: 
linien, einfchließlich der Angabe der Straßenjodelhöhe (Niveauvder: 
hältniſſe) und einjchließlich der besfallfigen Revifion in jedem Tyalle, 
wo jolche nach der Bauordnung erforderlich oder von der Baupolizei: 
Behörde angeordnet wird, 10 Mark. 


IV. Für jede Woche ber Benukung von öffentlichen 
Straßen oder Pläßen: 


1. Zur Errichtung eined auf der Straßenflähe aufrubenden 
Weißbinder-Gerüſtes pe den as en in den 
zwölf Wochen . . . . Me. 0.10 
jodann Weiter . ; j „0.20 


2. Zur Errichtung eines — Gerüftes, Baugerüfte, Bau: 
zaunes oder Yagerplaßes auf den Quadratmeter der verwendeten 
Fläche während der erften dreizehn Wochen . . . ME. 0.10 
während der folgenden dreizehn Wochen . . . „0.15 
während ber demnächſt folgenden dreizehn Wochen „ 0.20 
und jodannin jeweils folgenden dreizehn Wodhenje „ 0.10 

mehr per Wo 
Bei Berehnung * Breite werden Bruchtheile unter 0,25 m für 

volle 0,25 m gerechnet. 


V. Für Vorbauten jeder Art, wie Balkone, Erker, Beranden, 
Ausladungen, Rijalite, für den Quadratmeter ihrer Grundfläche 15 Marf; 
liegen ſolche Vorbauten innerhalb der Vorgärten, die Hälfte. 


(Publicirt Amtsblatt vom 8. April 1885, Nr. 28, ©. 133.) 


Zur Erläuterung der vorftehenden neuen Bauordnung für 
die Stadt Frankfurt und ihres Berhältniffes zu der Bauordnung 
bom 15. Juli 1889 und derjenigen für die Außenjtadt vom 
13. Oftober 1891, bez. für Bodenheim vom 5. April 1895 
folgt anbei der 
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Bericht der gemifhten Alignements-Stommiffion 


vom 24. Februar 1896, betreffend den Entwurf zu erjterer. 


Bekanntlich wurde bereit3 bei Erlaß der Bauordnung bom 
15. Juli 1884 von den ftädtifhen Behörden der Beſchluß 
gefaßt, diefelbe nah 5 Jahren einer Reviſion namentlid) be— 
züglih der Berbeflerung der MWohnungsverhältniffe zu unter: 
ziehen. Es wurde deshalb die Baudeputation angemwiejen, tiber 
alle im Laufe der Zeit ſich ergebenden Mikftände Material zu 
jammeln und fo eine jpätere Reviſion vorzubereiten. 


Die Baudeputation Hat dieſer Aufgabe nachzukommen 
verſucht und über die wejentlihen Punkte bereits im März 1891 
an den Magiftrat berichtet. Die weitere Behandlung der 
Materie verlor zunähft im gewiſſen Maße ihre Dringlichkeit 
dadurch, daß — insbefondere auf Anregung des Herrn Ober: 
bürgermeifters Adides — für die Außenftadt eine neue 
Baupolizeis-Verordnung unterm 13. Oktober 1891*) erlaſſen 
wurde, welche für dieſen Bezirk den immer mehr anerkannten 
Anforderungen der öffentlichen Gefundheit auf befjere Luft: und 
Lihtverhältniffe Rechnung trug. Inzwiſchen bat dieſe Ver— 
ordnung wieder mehrfah Zuſätze erfahren und ift unterm 
4. Januar 1894 in der veränderten Faſſung neu veröffentlicht. 

Anlangend die Bauordnung für die Innenſtadt, jo er: 
folgte unterm 4. April 1893 in diefer Angelegenheit ein weiterer 
Bericht der Baudeputation, welcher unter befonderer Berückſichtigung 
der „Normalen Bauordnung” von Profeſſor Baumeifter in 
Karlsruhe und verichiedener neuerer Bauordnungen aller Groß: 
fädte, neue, auf die Bellerung der Wohnungsverhältniffe zielende 
Vorſchriften über Gebäudehöhe, Hofraum und Ge: 
bäudeabftand vorihlug. Außerdem waren in den Entwurf 
zu Gunften der Bauarbeiter Beltimmungen über. Schußvor: 
fehrungen während der Bauausführung aufgenommen. Der 
Magiftrat trennte dieſe Schutzvorſchriften, da fie bejonders 
dringlich erjchienen, von der allgemeinen Vorlage und gab die: 
jelben zunächſt zur weiteren Behandlung, namentlid mit der 
Arbeiter: ommillion, an die Baudeputation zurüd. 

*) Siehe Band VII, S 26—45, hinfichtlich Bodenheims Polizei: 
Verordnung vom 5. April 1895, ebenda ©. 95. 
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Das Reſultat dieſer Verhandlung war die unterm 
13. Februar 1894 dom Magiftrat erlaffene Polizeiverordnnung, 
betreffend Verhütung von Unfällen bei baulichen Arbeiten.*) 


Bezüglih der Bauordnung jelbft erging am 28. Februar 
1894 ein Magiftrat3:Bejhluß dahin, daß der vorgelegte Entwurf 
mit einigen borgenommenen Abänderungen als für die weiteren 
Verhandlungen maßgebend genehmigt, und die Baudeputation 
beauftragt wurde, über denjelben zunädhft weiter mit dem 
ſtädtiſchen Geſundheitsrath, dem Architekten- und Ingenieur: 
Verein, dem Baugewerfen:Berein, jowie dem euer: und Fuhr— 
Amt ind Benehmen zu treten und über das Ergebniß zu 
- berichten. | 


Aus den daraufhin eingeleiteten längeren und eingehenden 
Verhandlungen mag hervorgehoben werden, daß jeitend des 
ſtädtiſchen Geſundheitsrathes anerfannt wurde, daß der neue 
Entwurf in erfreuliher Weile eine Berbeilerung im hygieniſchen 
Sinne gegenüber der Bauordnung von 1884 erfahren hat. 
Einzelne Wünſche wegen Erhellung und Lüftung der Wohn: 
und Schlafräume und namentlich der Aborte konnten ohne Be: 
denken berüdjichtigt werden. 


Den dom Baugewerken = Verein geäußerten Wünſchen, 
namentlich wegen Vergrößerung der zuläfligen Gebäudehöge und 
größeren Ausnußung des Baugrundftüds, konnte bei der ent: 
gegenftehenden Tendenz des Entwurfes, welche gerade in diejer 
Beziehung Verbeſſerungen im Intereſſe der Allgemeinheit erjtrebt, 
nicht Stattgegeben werden. Dagegen haben einzelne Wünſche, 
namentlich bei techniſchen Fragen, Berückſichtigung gefunden. 


Anträge von größerer Bedentung wurden ſeitens des 
Architeklen- und Ingenieur-Vereins namentlih bezüglich des 
Hofraumes geſtellt. E3 wurde in einem eingehenden Bericht 
nachzuweiſen verjucht, daß die diesbezüglichen neuen Bebauungs: 
vorjchriften unter Umftänden die gefunde Baumeije treffen und 
die Schlechte Bauweiſe nicht ausfchließen würden. Nicht ſowohl 
die Größe, als die Lage und Anordnung der Höfe 
jei für die Erhellung und Lüftung der Gebäuderäume maß: 


*) Siehe Band VII, ©. 94—101. 
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gebend. Es wurde demnach vorgeſchlagen, an Stelle der vor— 
gejehenen Größenmaße der Höfe neue Vorſchriften einzuführen, 
melden als zugrundeliegendes Prinzip der Gedanke gemeinfam 
ift, daß für die Erhellung und Lüftung eines nad einem Hofe 
belegenen NRaume® die Höhe der jeinem Yenfter 
gegenüberliegenden Wand und die Entfernung 
derfelben von dem betreffenden Fenſter maßgebend 
iſt. Es wurde verlangt, daß ein jeder nad dem Hof gelegene 
Raum, und zwar unter Abftufung der Bedingungen im Einzelnen 
für Wohn:, Schlaf: und Geſchäfts-Räume, Küchen und Wborte, 
Licht unter einen Winkel von mindeften® 30 Grad zur Ver— 
tifalen erhalten muß. 


Diefe Vorſchläge, deren theoretiſche Richtigkeit ohne 
Weiteres zugegeben werden muß, fanden ſeitens der Bau— 
deputation Bedenken bezüglih ihrer praktiſchen Ausführ— 
barkeit namentlih in den Fällen, wo es fih um eine fünftige, 
nur mögliche gegenüberliegende Wand handelt. Nach mehrfachen 
Verhandlungen einigte man fi dahin, daß man zwar diejen 
Grundfag in einen befonderen Paragraphen (den jegigen 8 33 
des Entwurfes) Über die Erhelung und Lüftung der Wohn— 
räume u. |. mw. aufnahm, andernjeit3 aber die von der Baus 
deputation borgejchlagenen Beflimmungen über Gebäudeabitand, 
Höhe der Gebäude und freizulaffende Hoffläche beibehielt. 
Letzeres erſchien ſchon aus dem Grunde nothmwendig, weil die 
Vorſchläge des Architekten- und Ingenieur-Vereins für Grund 
ſtücke der Altſtadt von geringerem Flächeninhalt zu weitgehend 
erſchienen. | 


Das Brandunglüd von 1894 gab Anlaß, die Vorschriften 
über Treppen einer genauen Prüfung zu unterziehen, ſowie 
einige jonftige, die Yeuerficherheit betreffenden Vorjchriften auf: 
zunehmen. 


Der hiernah don der Baudeputation geänderte Entwurf 
wurde dem Magiftrat zurüdgereicht. 


Letzterer erklärte fih mit dem Beihluß vom 1. Juni 1894 
im allgemeinen mit demſelben einverftanden und gab ven 
Entwurf zur entgültigen Berathung an die beftehende ge— 
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miſchte Kommiſſion für Revbiſion der Fludt: 
finienpäne u. |. w., welche denſelben unter Zuziehung der 
Baudepudation, des ftädtiihen Geſundheitsraths, des Brand: 
direftord, von Vertretern ded Architekten und Ingenieur: ſowie 
des Baugemwerfen-Bereind nochmals eingehend durchberathen und 
nad Jorgfältiger Prüfung der michtigeren und der jchwierigen 
Beltimmungen (88 9, 10, 11, 12, 25, 33) dur eine aus 
Stadtratd Kohli, Bauratd Behnke, dem GStadtarzt, 
Stadtverordneten Seeger, Welb, Ambroſius, Müller: 
Scherlenzky, Arditet Ritter und Zimmermeifter Lüſcher 
beitehenden Subkommiſſion in der vorliegenden Faſſung feit- 
geftellt hat. 


Bon der Kommiſſion wurden die jeitens des Architekten— 
und Ingenieur-Bereins aufgeftellten Vorſchriften über Erhellung 
und Lüftung der Hofräume in der jegigen Yaffung des 8 33 
angenommen. | 


Für Räume, welde tiefer als 20 m Hinter der Baulinie 
liegen, und für welche daher die günftigeren Lichte und Quft- 
verhältniffe der Straße kaum mehr in Betracht fommen, find 
nah Abſatz E des $ 33 befondere ſchärfere Erhellungäbeding- 
ungen verlangt tworden, während anbererjeils die vorgejehene 
Zujammenlegung von benadbarten Höfen eine erhebliche Be- 
günftigung der Bauenden darftellt. 


Nah Aufnahme diejer Beftimmungen, melde eine aus— 
reichende Erhellung und Lüftung der nah den Höfen belegenen 
Räume gemährleiften, fonnte die dom Magiftrate urſprünglich 
vorgejehene Vergrößerung der Maße der unbebauten Hofflächen 
ohne Nachtheil aufgegeben und ſich mit einzelnen erſchwerenden 
Beftimmungen für Hofgebäude und Hinterwohnungen begnügt 
werden. 

Es bleibt daher im allgemeinen (vergl. $ 10) die bisherige 
Regel beitehen, daß Edgrundftüde. bis zu °/,, andere bis zu 
3/4 der hinter der Baulinie liegenden Grundfläche bebaut werden 
dürfen. 

Srleihternde Beltimmungen. find für fogenannte durch— 
gehende Grundftücde geringerer Tiefe und für bereits früher 
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ſtärker bebaut gewejene Grundflüde getroffen; erſchwerende, falls 
eine größere Anzahl Hintermohnungen oder größere gewerbliche 
Anlagen errichtet werden ſollen. 


Um die Ausnutzung der Grundſtücke in der Innenſtadt für 
Läden und Geſchäftszwecke zu erleichtern, ift geftattet, da8 Erd— 
geihoß für diefe Zwede ohne jeden Hof zu bebauen, wenn 
in den für Wohnzwede bejtimmten Obergeſchoſſen ein entjprechen= 
der; über das fonftige Maß hinausgehender Raum unbebaut 
bleibt. Durch Ießtere Beſtimmung ift gefichert, daß auch in der 
Altftadt die Wohnungen gefund und hell merden. 


Der Übrige Inhalt der am meiften intereffirenden neuen 
Beſtimmungen über Gebäudeabitand und Gebäudehöhe 
läßt fih dahin zufammenfaffen, 


1; daß Gebäude, falls fie nicht unmittelbar aneinander gebaut 
werden (was für die Altftadt anzuftreben ift), möglichft 
5 m bon einander entfernt fein müſſen, 


2. daß Gebäude an Straßen von 9 m und geringerer Breite 
11 m hod gebaut werden, an breiteren Straßen die 
vorliegende Straßenbreite um ni. mehr al3 2 m über: 
ſchreiten dürfen. 


Eine Berfchiedenheit der Anfichten über die zuläffige Ge— 
bäudehöhe, welche von den tedhnifchen Vereinen größer gewünscht 
wurde, wurde durch den bom der Baudeputation eingebrachten 
Vermittelungsantrag erledigt, daß die Gebäudehöhe um ein 
weiteres Meter höher genehmigt werden fann, falls diefe Ge- 
nehmigung nicht zur Aufführung eines weiteren, jonft nicht 
möglichen Geſchoſſes benußt werden joll. Durch die Beftimmung, 
daß an den engen Straßen unter 9 m Breite gleihwohl Ge- 
bäude biß zu 11 m Höhe, alſo mit 2 Obergeſchoſſen erbaut 
werden dürfen, ift die Verwerthung der Baupläße aud in den 
engften Strußen gejihert. Die Herabjegung der Bauhöhe im 
den breiteren Straßen entjpriht den in allen neueren Baus: 
ordnungen zum Ausdruck gelangten janitären Anſchauungen, 
welde in den meilten Städten dazu geführt haben, daß liber- 
Haupt nicht Höher, als die Straßen breit find, gebaut werden darf. 


—— 


Für die Dächer iſt eine Höhe gleich der halben Straßen— 
breite, jedoch nicht über 9 m über der zuläſſigen Gebäudehöhe 
beſtimmt. Die Dachneigung ſoll einen Winkel von 45 Grad 
der Regel nach nicht überſchreiten; jedoch iſt an mehr als 13 m 
breiten Straßen auch ein ſteileres Dach zuläſſig, wenn dasſelbe 
ſich innerhalb eines Viertelkreiſes hält, deſſen Halbmeſſer gleich 
1/ der Straßenbreite iſt. 

Ferner ſind die techniſchen Vorſchriften der Bauordnung 
einer ſorgfältigen Prüfung auf Grund der praktiſchen Erfahrungen 
und de3 heutigen Standes der Bautechnik unterzogen, und die 
rechtlichen Vorichriften mit den neueren Verwaltungsgejegen und 
den Entſcheidungen des Oberverwaltungdgerichtes in Einklang 
gebracht. 

Schließlich iſt noch der Beſtimmungen zu gedenken, welche 
im Intereſſe einer größeren Feuerſicherheit der Bewohner für 
nothwendig erachtet ſind. 

Abgeſehen von mehreren Einzelbeſtimmungen iſt hier be— 
ſonders die Aenderung des 8 25 über Treppen zu erwähnen. 

Es iſt beſtimmt, daß für Gebäude mit 2 und mehr als 
2 Obergeſchoſſen mindeſtens eine verputzte Eichentreppe ge— 
fordert wird, während für Gebäude mit 3 und mehr Oberge— 
ihoffen und zugleich mit 2 und mehr Wohnungen in einem 
der Obergeſchoſſe der Regel nad die Herjtellung von 2 Treppen 
verlangt wird, an deren Stelle nur ausnahmsweiſe eine voll: 
ftändig feuerfihere Treppe zugelaffen wird. Die Verwendung 
bon Granit für freitragende Steintreppen ift in Ueberein— 
ſtimmung mit allen neueren Bauordnungen wegen der großen 
Sprödigfeit des Materials, welches erhitzt ſehr leicht jpringt, 
verboten. Fabrikgebäude oder ſolche Gebäude, in denen ein 
feuergefährlicheg Gewerbe betrieben wird, werden jchärfer, Ein: 
familienhäufer günftiger behandelt. 

Schließlich mag noch bemerkt werden, daß e3 richtig erſchien, 
die Baupolizei: Verordnung, betreffend das Bauen in der Außen: 
ftadt, jowie die vorerwähnte Bauſchutzberordnung nicht in die 
neue Bauordnung mit aufzunchmen, weil die genannten Ber: 
ordnungen, wie die Erfahrung erweiſt, no im Fluſſe find umd 
Veränderungen bedürfen, welche leichter zu bewirken jind, wenn 
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die Verordnungen jelbfiftändig bleiben. Dagegen Haben die 
Tonftigen Eleineren Polizeiverordnungen im Entwurf Aufnahme 
gefunden. 


Die gemischte Kommilfion glaubt ihr Gefammturtheil über 
den nad langen jchwierigen Verhandlungen zu Stande ges 
fommenen Entwurf dahin zufammenfaffen zu fönnen, daß der: 
jelbe einen ſehr erheblichen Fortichritt gegen die Bauordnung 
bon 1884 und einen glüdlihen Kompromiß zwischen den An— 
forderungen der allgemeinen Gefundheit und den u des 
Grundbeſitzers darſtellt. 


Die Kommiſſion kann daher nur empfehlen, etwaige Sonder⸗ 
wünſche, welche naturgemäß bei einer derartigen, in mannigfache 
Sntereflen eingreifenden Verordnung bielfah vorhanden jein 
werden, im Intereſſe eines baldigen Inkraftiretens der neuen 
Bauordnung zu unterdrüden, und beantragt deshalb ergebenft, 
der Magiftrat wolle 


dem anliegenden Entwurf zuftimmen und fodann die Vor— 
lage an die Stadtverordneten = Berfammlung gelangen 
laffen, welche ihrerfeit3 erfucht wird, zu erfären, daß jeitens 
der Stadtverordneten gegen das Inkrafttreten des Ent: 
wurfes feine Bedenfen vorliegen. 


Die gemiihte Alignements-Kommiſſion. 


Durch Beihluß des Magiftrats vom 29. März 1896 
wurde ſodann, nachdem die Stadtverordnieten-Berfammlung in 
ihrer Sitzung vom 29. März 18396 Kenntniß hiervon genommen 
hatte, die neue vorſtehende Bauordnung zur Veröffentlihung ge: 
bradht im ftädtifhen Anzeigeblatt vom 1. April 1896, 
Nr. 27, Seite 229 —248 und im Amtsblatt für den 
Stadtkreis und Landkreis Frankfurt a. M. dom 
5. April 1896, Nr. 15, ©. 123—144. 
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Bormwort. 


Wenngleih erſt im Frühjahr vorigen Jahres der 
VIII. Bd. unjerer Sammlung die für die Verwaltung, für 
den Geihäftsmann und den Sachkundigen belangreichen 
jeit der Zujammenjtellung in Bd. VII erjchienenen oder in 
Frankfurt neu eingeführten Verordnungen und Geſetze zu— 
ſammengeſtellt hatte, jo macht doch der Fortgang ber lokal— 
wichtigen Legislation eine weitere Fortjegung unjerer Arbeit 
ſchon iegt nöthig. Iſt doch unſer Zweck darauf gerichtet, 
dem Publikum in leicht zugänglicher Weiſe die Fortſchritte 
und Veränderungen in den ſein Intereſſe eng berührenden, 
von ihm ſelbſt faſt täglich in praktiſche Anwendung zu 
bringenden Anordnungen und Vorſchriften darzulegen, die 
ſonſt nur durch mühſames Aufſuchen in dem ſtädtiſchen 
Anzeiger und Amtsblatt erſichtlich und greifbar ſein würden. 

Es gilt dies namentlich hinſichtlich der Vorſchriften 
der Baupolizei. Wenn durch die Pol.“V. v. 27. März 1896 
(Band VIII) die Baupolizeivorjähriften für die 
Innere Stadt neu geordnet worden, jo erjcheinen jegt in 
unjerm IX. Bändchen die weiteingreifenden Abänderungen 
der im Jahre 1893 erjchienenen Bauvorſchriften für die 
Außenftadt. Ebenjo belangreich find die neuen Anordnungen 
über Gehalte, Dienftordnung, Wittwen- und Waijen- 
vberjorgung der Gemeindebeamten und Lehrer; ſowie 
allgemeine Vorſchriften über die Gemeindefteuern, die Ord— 
nungen für Aerzte, dann für die Börjen und Makler. Wenn die 
in Art. V 8 1 der Pol.V. v. 2. Juli 1897 angeführte 
Karte für die Begrenzung der Außenftadt — Seite 2 — 
der Sammlung nicht ın Abdruck beiliegt, jo ift zu bemerken, 


daß dieje Karte, welche nicht dem offiziellen Abdrud der 
betreffenden Verordnung im Städt. Anzeigeblatt beigefügt 
war, bei der Baupolizei-Inſpektion aufliegt, woſelbſt fie in 
Zweifelfällen nachgejehen werden könnte, während zunächſt 
der Text der Pol.V. entjcheidend ift. 

Mir machen noch bejonder3 auf die unter Nummer 45 
©. 222 und 223 beigefügten Berichtigungen zu der Pol.-B. 
v. 27. März 1896 und zu der Pol.V. v. 2. Juli 1897 
aufmerkſam, welche erſt, nachdem der Abdrud der letztern in 
unjerer Sammlung bereit3 gejchehen war, publizirt worden 
find, daher in deren Text nicht mehr eingereiht werden 
fonnten. Die neue Städteordnung für die Provinz 
Heflen-Nafjau (Br. Ge}. Slg. 1897 Nr. 34 ©. 264), und 
die Landgemeindeordnung für diefe Provinz (Pr. Gel. 
Elg. 1897 Wr. 36. ©. 301) finden feine Anwendung auf 
die Stadt Frankfurt, wie. deren Eingangsworte bejagen, 
vielmehr erſtere nur auf die in der Kreisordnung d. 7. Juni 
1885 (Gel. ©. 193) bezeichneten anderen Stadtgemeinden; 
ſie find deßhalb nicht in diefe Sammlung aufgenommen 
worden. 

Die inzwilchen erjchienenen neuen Reichsgeſetze, nämlich 
die Gewerbeordnung v. 6. Auguft 1896 beim. 26. Juli 
1897, und ihre Abänderungen, dv. 26. Juli 1897, die Inn— 
ungen betr., das Handelsgeſetzbuch v. 10. Mai 1897 nebſt 
Einführungsgejeß, das neue bürgerliche Geſetzbuch, die 
neue Grundbuchordnung v. 21 März 1897 und das Ge— 
jeß über -Bmwangdverfteigerung und Zwangsverwaltung von 
Grundftüden v. 21. März 1897 find, obwohl für das Ber- 
fchröleben jehr wichtig, jo umfangreich, daß ihre Einreihung 
in unfere Sammlung zur Zeit nicht zuläjfig erjcheint. 

Möge diefe neue Fortjegung unjerer Sammlung die 
gleiche freundliche Aufnahme wie die früheren finden. 


Frankfurt a M., im September 1897. 


Dr. von PBven. 
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Polizei-Berordnung, betr, Zuſatzbeſtimmung zur Bau- 
ordnung vom 27. Marz 1896,*) 

Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöchiten Ver— 
ordnung über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen 
Sandestheilen vom 20. September 1867 (Geje- Sammlung 
©. 1529) und des 8 143 rejp. 144 des Gejeßes über die 
allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeb- 
Sammlung ©. 195) wird mit Zuftimmung de3 Gemeinde- 
Vorſtandes die nachjtehende Polizei-Verordnung erlaffen. 

Artikel 1. 


sn dem 8 12, Biffer 7, find nach den Worten „öffent- 
liche Gebäude” die Worte „jowie monumentale PBrivat- 
gebäude“ einzufchalten. 


Artikel 2. 
Dieje Polizei: Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Sranffurt a. M., den 29. Juni 1897. 
. Der Magiitrat — Baupolizei. 
Adickes. 
(Amtsbl. 1897 Nr. 28. Städt. Anzeigebl. Nr. 52.) 


*) Siehe Bd. VIII. diefer Sammlung ©. 121. 


— 





Polizei-Verordnung, betr. Abanderung der Polizei- 
Verordnung, betr. das Bauen in der Außenſtadt 


13. Oftober 1891 
Frankfurt a. M., vom ee 

Auf Grund der 88 5 und 6 der Yllerhöchjiten Ver— 
ordnung über die Polizeiverwaltung in den neuerworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 4567 (Gejeß-Sammlung 
©. 1529) und des $ 143 reſp. 144 des Gejeßes über die 
allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeb- 
Sammlung ©. 195) wird mit Zuftimmung des Gemeinde: 
Vorſtandes die nachjtehende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


Artikel I 


Die SS 1, 2 und 3 der obengenannten Polizei— 
Verordnung erhalten folgende Yallung: 


Begrenzung der Außenitadt. 

$ 1. Derjenige Theil des Frankfurter Stadtgebietes, 
welcher auf dem rechten Mainufer außerhalb der Wallanlagen 
und de3 Terrainz der früheren Weftbahnhöfe, und auf dem 
linfen Mainufer außerhalb der alten Sachſenhäuſer Stadt- 
grenze (auf der zu dieſer Polizei-Verordnung gehörigen Karte**) 
außerhalb des mit blauer Farbe bezeichneten inneren 
Stadtgebiete3) liegt, wird als „Außenftadt“ folgenden 
bejonderen baupolizeilichen Bejtimmungen unterworfen. 


Abgrenzung der Zonen und Viertel. 

$S 2. In der Außenjtadt werden folgende Zonen und 
Viertel unterjchieden: 

1. Die äußere Zone umfaßt alle Grundftüde, welche 
außerhalb des nachfolgend bejchriebenen, auf der Karte mit 
einem ftarfen ſchwarzen Strich kenntlich gemachten Linien= 
zuge3 liegen, 


*) Siehe Bd. VII. ©. 26—29, bez. ©. 29—47. 
**) Diefe Karte liegt bei der Baupolizei: Inſpektion zur Einfiht auf. 


u 


a) auf dem rechten Mainufer: 

Bahndamm von der Staat3-Gijenbahnbrüde bis zum 

Haupt-Perjonenbahnhof, über dieſen in nördlicher 

Hortjegung durch. den Staat3bahn-Güterbahnhof und 

in nördlicher und weitlicher Fortjegung bis zum Damm 

der Main-Weler-Bahn, von dort in .weftlicher, nörd- 
liher und nordmeitlicher Fortjegung, vorbehaltlich 
jpäterer Veränderung des Linienzuges nah) Maßgabe 
der Alignirung, bis zur Marbach, diejer folgend, ſüd— 
öſtlich abzweigend zur evangeliihen Kirche in Bocken— 
heim, über den Stirchplaß, Ginnheimerjtraße, Bismard- 
jtraße bis zur jüdmeltlichen Ede des Palmengartenz, 

Praunheimer Weg, nordmweitliche Grenze des Palmen— 

gartens, Miqueljtraße, Grüneburgweg, Yürftenberger- 

ftraße, Eſchersheimer Landftraße, olfegangftraße 

Dederweg, Holzhauſenſtraße, Nordendftraße, Südweſt— 

grenze de Günthersburg-Parks, in öftlicher, nördlicher 

und nordöftlicher Fortjegung bis zur Rendelerftraße, 
in nordöftlicher und öjtlicher Fortſetzung big zur 

Bergeritraße, in Jüdöjtlicher, jüdlicher und ſüdweſtlicher 

Fortſetzung bis zur Scheidwalditraße, diejer folgend 

bis zum Unteren Röderbergweg, dem zufünftigen 

Bahndamm folgend bis zum Main; 

b) auf dem linfen Mainufer: 

Gijenbahn -Brüdenlinie und Bahndamm bis zur 

Siemensſtraße, Offenbacher Landſtraße, Wendelämeg, 

Qutrinzftraße, Hainerweg bis zur Geleitäftraße, in 

weſtlicher und nördlicher Fortſetzung bis zur Mörfelder 

Landſtraße, diejer folgend, Ziegelhüttenweg bi3 zum 

legten Hajenpfad, nördlich bis zur Unterführung der 

Oppenheimer Landjtraße, Holbeinftraße, Gartenftraße, 

Dürerjtraße bis zum Nlain. 

Die innere Zone umfaßt alle übrigen Theile der in 
8 1 bezeichneten Außenjtadt. 

2. Zu Wohnpvierteln, d. h. zu PVierteln, welche 
vorzugsweiſe zu Wohnzwecken bejtimmt find, und in denen 
ein gejundes und ruhiges Wohnen durch die in den nach— 
ftehenden Paragraphen enthaltenen Beftimmungen gefichert 
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werden ſoll, werden die, innerhalb der nachfolgend be— 
ſchriebenen Linienzüge belegenen Gebietstheile erklärt, die 
auf der zugehörigen Karte*) mit grüner Farbe getuſcht find; 
a) Südweſt: 
Untermainfai, Scharnhorftitraße, Südgrenze der ehe— 
maligen Weſtbahnhöfe, Gutleutftraße, Untermain— 
Anlage; 
b) Weit- und Nord-Boritadt: 
Nordgrenze der ehemaligen Weitbahnhöfe, Bahnitraße, 
Hemmerichöweg, Nordgrenze des Staat3-Güterbahn- 
hofs bis zur Frankfurt-Griesheimer Gemarfungsgrenze, 
Frankfurt-Rödelheimer Gemarkungsgrenze, Frankfurt— 
Hauſener und Ginnheimer Gemarkungsgrenze, Ginn— 
heimer Landſtraße, Ginnheimerſtraße, Kirchplatz, die 
Marbach entlang, äußere Zonenbegrenzung, vormalige 
Bockenheimer Gemarkungsgrenze, Königſtraße, Adalbert— 
ſtraße, ſüdweſtliche Ecke des Palmengartens, Bismarck— 
ſtraße, zurück die Ginnheimer Landſtraße, Frankfurt— 
Ginnheimer und Eckenheimer Gemarkungsgrenze bis 
zur Eckenheimer Landſtraße, letztere bis zur Nordend— 
ſtraße, Holzhauſenſtraße, Dederweg, Oberweg, Eiſerne 
Hand, Merianſtraße, Bäckerweg, Gaußſtraße, Baum— 
weg, Sandweg, Friedberger Anlage, Eſchenheimer 
Anlage, Bockenheimer Anlage, Taunus-Anlage; 
c) Oſtend und Röderberg: 
Obermain-Brücke, Obermain-Anlage, Friedberger An— 
lage, Sandweg, Königswarterſtraße, Oberer Atzemer, 
Waldſchmidtſtraße, Klickerbahn bis zur äußeren Zonen— 
grenze, dieſe entlang bis zu dem nördlich des alten 
Bornheimer Friedhofes zu alignirenden freien Platze, 
dann weſtlich vorbehaltlich näherer Beſtimmung nach 
Maßgabe der zukünftigen Alignementsfeſtſetzung bis 
zur Dortelweilerſtraße, Burgſtraße, Grenze des 
Günthersburg-Parks, Wieſenſtraße, Straße an den 
Friedhöfen, zurück die Eckenheimer Landſtraße, Frank— 
furt-Eckenheimer, Preungesheimer und Seckbacher Ge— 
markungsgrenze bis zur Enkheimerſtraße, öſtlich und 


*) Siehe Bemerkung zu 81S. 2. 
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jüdöftlih des Unteren Röderbergwegs, Oſtbahnhof, 
Hanauer Randitraße, Uhlanditraße, Oftenditraße, Kleine 
DObermainftraße, Flößeritraße bis zum Main; 
Außenbezirt Sachſenhauſen: 
Main, Schifferftraße, Oppenheimerftraße, Gartenitraße, 
Holbeinftraße, Oppenheimer Landitraße, Bahndamm 
der Mainzer und Mannheimer Linie biß zum Biegel- 
hüttenweg, den neu alignirten Straßen folgend an die 
nördliche Grenze des neuen Sachſenhäuſer Friedhofes, 
Hainerweg bi3 zum Unterjten Zwerchweg, Unterjter 
Zwerchweg, nächite nördliche Alignementjtraße parallel 
zum Hainerweg, nächte öſtliche Alignementjtraße 
parallel zum Unterften Zwerchweg, Wendelsweg, 
Offenbacher Landſtraße bis zur Frankfurt-Oberräder 
Gemarfungsgrenze, Stadtwaldgrenze, Weljcher Weg, 
Main-Nedarbahn, Oftgrenze des Parks Louiſa, Mör- 
felder Landitraße, djtliche Ede des Sandhof-Grund- 
ſtücks, Franffurt-Niederräder Gemarfungsgrenze bis 
». Main⸗Neckarbahndamm, nordmweitliche Ede des Kranken— 
haus-Grundſtücks, Gartenftraße, Wilhelmftraße, Main. 
3. Zu Fabrifvierteln, d. h. zu Pierteln, in 
denen die gewerbliche Thätigfeit erleichtert und thunlichit 
vereinigt werden joll, werden die innerhalb der nachfolgend 
bejchriebenen Linien belegenen Gebietätheile erklärt, die auf 
der zugehörigen Karte*) mit grauer Farbe getujcht find; 
a) Weiten: 
Main, Bahndamm von der Staat3-Eijenbahnbrücde 
bi3 zur Galluswarte, Mainzer Landitraße, Frankfurt— 
Grieöheimer Gemarfungsgrenze, Main; 
b) Oſten: 
Main, Bahndamm der ‚zukünftigen Eijenbahnbrüde, 
Franffurt-Hanauer Bahndamm, Frankfurt: Fechenheimer 
Gemarfungsgrenze, Main; 
c) Sachſenhauſen: 
1. Main, FranffurtsOberräder Gemarkungsgrenze, 
Damm der Frankfurt-Bebraer Bahn, Bahndamm der 
zufünftigen Eijenbahnbrüde, Main; 


*) Siehe Bemerkung zuS1 ©.2. 
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2. Grethenweg, Unterſter Zwerchweg, nächſte nörd— 
liche Alignementſtraße parallel zum Hainerweg, nächſte 
öſtliche Alignementſtraße parallel zum Unterſten 
Zwerchweg, Wendelsweg, Quirinsſtraße, Hainerweg, 
verlängerte Geleitsſtraße bis zum Grethenweg; 

3. Main, Wilhelmſtraße, Gartenſtraße bis zur 
nordweſtlichen Ede des Krankenhaus-Grundſtücks, 
nordöſtliche Ecke des Sandhof-Grundſtücks, Franfurt— 
Niederräder Gemarkungsgrenze, Main. 

4. Die übrigen, auf der zugehörigen Karte*) mit rother 
Farbe getufchten Gebietötheile der Außenjtadt — gemiſchte 
Viertel — Sollen zu gleichmäßiger Befriedigung des 
MWohnbedürfnifjeg wie des Bedürfniſſes gewerblicher An— 
lagen dienen. 


BDorlagen für Erwirfung des Baubeſcheides. 

$ 3. Der in $ 2 der Bau-Ordnung verlangte ged= 
metrijche Lageplan ift weiter zu ergänzen durch: 

Ginjchreiben der Frontlänge des Baugrundjtüdes. 

Ginzeichnung aller Gebäude und aller Bau: und 
Straßenfluchtlinien innerhalb einer Entfernung von 40 m 
von den Grenzen des zu bebauenden Grundjtüdes. 


Artitel IL*) 

Der $ 4, I, 3, b und 4 erhält folgende Faſſung 
und Zuſätze. Ä 
Bauwich. 

84. 
J. Wohnviertel. 


b) Bedeckte Einfahrten oder Eingänge, ſowie Lauben 
und offene Sommerhäuschen können mit der Maßgabe er— 
laubt werden, daß die Gebäudehöhe dieſer Gebäulichkeiten 
die Höhe von 6 m nicht überſteigen darf. Einfahrten und 
Eingänge können auch über dieſes Maß hinaus bis zur 
Erdgeſchoßhöhe des Hauptgebäudes geftattet werden. 


*) Siehe Bemerkung zu $ 1 ©. 2. 
**) Siehe Bd. VII. diefer Sammlung ©. 34 ff. 
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c) Gebäudegruppen find in der inneren Bone unter 
Beobadhtung der unter 3a für Brandmauern gemachten 
Vorſchriften zuläſſig mit einer gejchloffenen Straßenfront 
von höchſtens 30 m, für zwei Käufer mit nur je einer 
Mohnung in jedem Gejchoß mit einer gefchloffenen Straßen- 
front von höchſtens 40 m. 

Diele Maße gelten für die gefammte Tiefe 
der Gebäudegruppen. 

Zwecks Herbeiführung einer zuläffigen Gebäudegruppe 
it in der inneren one die Aufführung eines Haujes mit 
Brandmäuer auf einem Grundftüd, deſſen Nachbargrund- 
ſtück noch unbebaut ift, auf der betreffenden Ntachbargrenze 
zuläſſig; in diefem alle ift die Aufführung einer Brand» 
mauer bis auf eine Ziefe von 18 m geitattet. Unter: 
brechende Höfe müjlen den Vorfchriften unter 3a ent|prechen. 


d) In der äußeren Bone iſt die Errichtung von Ge— 
bäudegruppen nach Maßgabe der VBorjchriften unter c nur 
dispensweiſe und in dem Falle gejtattet, daß die einzelnen 
Gebäude in zu einander paſſenden Größenverhältnijjen thun= 
lichſt gleichzeitig erbaut werden. 


4. Ausnahmsweiſe kann von der Baupolizeis-Behörde 


a) in der äußeren Zone auf den vom Magiitrat dazu 
bejtimmten Baublöden für Gebäude mit fleinen 
Wohnungen von 3 Zimmern eine gejchlofjene Straßen- 
front bis 3u 50 m, und für Gebäude mit Wohnungen 
von 2 Zimmern eine gejchlofjene Straßenfront bis zu 
75 m unter der Vorausſetzung gejtattet werden, daß 
bierdurch nicht die gejchlofjene Bebauung eines ganzen 
Baublockes herbeigeführt wird; 

ebenjo kann für Ginfamilienhäufer, d. h. Häufer, 
welche mit Erdgeſchoß und höchitens 2 Obergeichofjen 
zum Bewohnen durch nur eine Familie eingerichtet 
und unter diejer Beſchränkung baupolizeilich genehmigt 
find, eine gejchloffene Straßenfront bi3 zu 150 m 
Länge zugelaffen werden, jedoch nur unter der Be— 
dingung, daß die Grundjtüde VBorgärten haben, deren 
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Tiefe mindejtens 5 m beträgt, oder mit Genehmigung 
der BaupolizeisBehörde durh Zurüditellung der Ge— 
bäude auf diejes Maß verbreitert wird. 


Artikel II. 
Der $ 5 wird wie folgt dverändert.*) 


Gebaäudehöhe und Anzahl der Wohngeſchoſſe. 


8 5. 1. Gebäude an der Straße dürfen an Straßen 
bis zu 9 m Breite jtet3 9 m hoch, im Uebrigen nicht höher 
fein, ald die Straße breit if. An Straßen bis zu 9 m 
Breite fann ausnahmsweiſe eine Gebäudehöhe biß zu 10 m 
gejtattet werden, wenn diefe größere Höhe nicht dazu benußt 
werden joll, ein weiteres, andernfalld nicht mögliches Ober- 
geihoß auszuführen. In feinem Fall dürfen Gebäude in 
Wohnpdierteln und Wohngebäude überhaupt höher 
als 18 m erbaut werden und nicht mehr als 3 Obergeſchoſſe 
erhalten. 

Außerdem ſind Gebäude an der Straße im Wohn: 
und gemiſchten Biertel der äußeren Bone, jowie in dem 
Mohnvierteltheile der inneren Bone, welches von der 
Bodenheimer Landſtraße, der früheren Bodenheimer Grenze, 
der äußeren Zonengrenze, den Hemmerichsweg, der Beethoven- 
ftraße bis zur Weſtendſtraße, verlängerten MWejtenditraße 
bis zur Ringftraße, Ringftraße, dem verlängerten Kettenhof- 
weg und der weitlichen Parallelitraße zur Beethovenftraße 
umfchloffen wird, an Straßen bi8 zu 14 m Breite mit 
höchſtens 1 Obergejchoß, an breiteren Straßen mit nicht 
mehr als 2 Obergejchofjen zuläflig. 

Im Fabrikviertel dürfen Gebäude, in welchen ſich mehr 
ala 1 Wohnung befindet, nicht mehr als 2 Obergejchofje 
haben. 


2. In Straßen mit PVorgärten in der inneren Bone, 
mit Ausnahme des in Abjaß 2 der Ziffer 1 diejes Paragraphen 
genannten Theiles, ſollen jedoch auf den mit VBorgärten 





*) Siehe Bd. VII ©. 37. 
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verjehenen Grundftüden Gebäude mit Erdgefhoß und 2 
Obergejchofjen bi8 auf Höhe von 15 m ftet3 zuläflig fein. 
3. Zur Straßenbreite wird die VBorgartenbreite in 
gemijchten Vierteln bis zu *a Hinzugerechnet, ebenjo in 
MWohnvierteln bei Errichtung von Ginfamilienhäufern; im 
Uebrigen bleibt in Wohnviertelm die Borgartenbreite ganz 
außer Anſatz. Oeffentliche Anlagen, die ji) unmittelbar 
an Straßen anjchließen, werden der Straßenbreite für die 
Feſtſetzung der Gebäudehöhe ebenfall3 nicht mit zugerechnet. 
4. Für Edhäufer mit mehr als 3 Wohnungen tritt 
für die Beitimmung in $ 11, a, Biffer 3 der Bauordnung 
vom 27. März 1896 die Einjchränfung ein, daß die größere 
Gebäudehöhe an der jchmaleren Straße höchſtens für eine 
Faſſadenlänge von 16 m zugelafjen wird. 
- 5. Die Höhe jelbftändiger Hintergebäude darf die 
ſenkrecht zur Faſſade der letteren gemejjene mittlere Hof- 
breite und in Wohnvierteln die Höhe von 14 m niemals 
überjchreiten, auch darf bei vorhandenen Hintergebäuden die 
vorliegende Hofbreite durch weitere Bebauung nicht unter 
da3 genannte Maß eingejchränft werden. Im MWohnviertel 
der Äußeren Bone dürfen Hintergebäude nicht mehr ala 1 
Obergeſchoß befiten, im gemijchten Viertel der äußeren Bone 
wird, jofern in den Hintergebäuden feine Wohnungen er- 
richtet werden, die Zahl der Geſchoſſe nicht beſchränkt, es 
dürfen jedoch die Gebäude, wenn auch die vorliegende Hof— 
breite größer ift, nicht höher al3 15 m fein; bei Errichtung 
von Mohnungen dürfen auch im gemijchten Viertel der 
äußeren Zone die Hintergebäude nicht mehr als 1 Ober: 
geſchoß befigen. 

6. Gebäude oder Gebäubetheile, in denen fih Hinter 
wohnungen (}. $ 6, Ziffer 1) befinden, dürfen in der 
inneren one, und im Yabrikviertel nur 2 Geſchoſſe (Erd— 
geihoß und 1 Obergeſchoß), im Wohnviertel der äußeren 
Zone, injofern e3 ſich niht um die im $ 6, Bilfer 5 ge— 
nannten Wohnungen handelt, nur 1 Geſchoß erhalten. 

7. Im ee der äußeren Bone in Gebäuden 
mit mehr ala 2 Obergefchoflen, und in dem, in Siffer 1, 
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Abſatz 2 dieſes Paragraphen genannten Theile der inneren 
Bone in Gebäuden mit mehr als 1 Obergejchoß darf das 
Dachgeſchoß nicht zu Jelbftändigen Wohnungen eingerichtet 
tverden. 

8. Das Kellergeſchoß gilt ala Erdgeſchoß, injofern 
deſſen Dede höher ala 2,50 m über dem Fußſteig oder dem 
anjtoßenden Grunde liegt; ein Dachgeſchoß wird als Ober— 
geſchoß angejehen, wenn die jenkrechten äußeren Umfaſſungs— 
He im Inneren gemeljen, eine größere Höhe als 1,80 m 

aben. N 

9. Bei auf» oder abjteigendem Baugelände ijt die Bau— 
polizeis-Behörde befugt, unabhängig von den jonjt geltenden 
Vorſchriften ($ 12 der Bauordnung vom 27. Mär; 1896) 
entjprechend den vorliegenden Höhenverhältnifien zu be— 
ftimmen, von welchem Punkte aus die Gebäudehöhe zu 
meſſen ift. 

10. Für Ginfamilienhäufer fönnen von der Bau- 
polizeis:Behörde gegen vorjtehende Beltimmungen Ausnahmen: 
zugelajlen werden. - 

Desgl. der $ 7 wie folgt. *) 


Unbebauter Raum. 


S 7. 1. In der inneren Bone, mit Ausnahme des 
nachfolgend unter Ziffer 2 genannten Theils derjelben, muß: 
für jeden Um-, Neu- oder Anbau der unbebaute Hofraum 
mindeltend *ıo, und bei Gegrundftüden, ſofern diejelben. 
nur mit einem mindeltend an 2 Straßen grenzenden Ge— 
bäude ohne Hinterwohnungen bebaut werden jollen, mindefteng- 
?ıo des hinter der Baulinie gelegenen Baugrundftüdg be- 
tragen. 

Wenn ein Gebäude in irgend einem Geſchoß mehr ala 
1 Wohnung befißt, jo ijt für jede zweite und weitere 
Wohnung und außerdem für jede Hinterwohnung je ein 
weiteres !/so der hinter der Baulinie belegenen Grundjtüd3- 
fläche unbebaut zu laffen. Falls auf einem Gegrundftüd 


*) Siehe Bd. VIL ©. 39. 
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Hinterwohnnngen errichtet werden, fommt die für die Eck— 
grunditücde vorgejehene geringere Hoffläche nicht zur An— 
wendung, und es ijt das Grundſtück bezüglich der Hoffläche 
einem anderen Grundſtück gleichzuerachten. 


2. Für dasjenige Wohnviertel der inneren Zone, welches 
vom Terrain der früheren Weſtbahnhöfe, der Bahnſtraße, 
dem Hemmerichsweg, der äußeren Zonengrenze, der früheren 
Bockenheimer Stadtgrenze, dem Palmengarten, der Miquel— 
ſtraße, der Friedrichſtraße, Wieſenau, Staufenſtraße, dem 
Reuterweg, Gärtnerweg, der Eſchersheimer Landſtraße und 
den Wallanlagen eingeſchloſſen iſt, ſowie für die an den 
übrigen Wallanlagen gelegenen Grundſtücke gelten die Vor— 
ſchriften der Ziffer diejes Paragraphen mit der Aenderung, 
daß an Stelle des im zweiten Abſatz der Ziffer 1 genannten 
Iso die Zahl "ıo zu ſetzen iſt. 

3. Kür das Wohn- und gemijchte Viertel der äußeren 
Bone gelten die Beitimmungen unter Biffer 1 mit ber 
Uenderung, daß an Stelle der unter Ziffer 1 genannten 
Zahlen *ıo und ®ıo die Zahlen ®ıo bezw. *ıo und ſtatt 
zo die Zahl Yıo zu ſetzen ilt. 

4. Im Fabrifviertel muß, joweit nur Fabrikgebäude 
mit nicht mehr als 1 Wohnung auf dem Grundftüd er- 
richtet werden, unbejchadet der Vorſchrift des $ 10, Ziffer 
5 der Bauordnung vom 27. März 1896, für jeden Um, 
Neu: oder Anbau der unbebaute Hofraum mindeſtens ?/ıo 
des hinter der Baulinie gelegenen Baugrundjtüdes betragen. 
Soll auf dem Grundftüd mehr als 1 Wohnung errichtet 
werden, jo ilt außer der nach Ziffer 1 nothmwendigen Hof: 
fläche für jede weitere Wohnung je Yıo der hinter der Baus 
linie gelegenen Grundfläche unbebaut zu lafjen. Ausnahmen 
von leßterer Vorſchrift jind zuläflig, falls es fi um 
Wohnungen für jolche Angeftellte der Fabrik handelt, deren 
ftändige Anmwejenheit auf dem Fabrikgrundſtück infolge der Art 
ihrer Beſchäftigung geboten erjcheint. 

5. Eine ftärfere Bebauung der Grundfläche kann dispens— 
weile gejtattet werden, wenn durch Verringerung der zu— 
läfligen Gebäudehöhe ($ 5) das Kubikmaß umbauten Raumes, 
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welches fi aus der zuläfligen Gebäudehöhe und der nad) 
den Vorſchriften dieje3 Paragraphen bebaubaren Grundfläche 
ergiebt, nicht überjchritten wird, und Licht und Luftverhältnifje 
günftig find. 
6. Außerdem können für Einfamilienhäujer Aus- 
nahmen von den VBorjehriften unter 1—4 gejtattet werden. 
Desgl. der $ 9 wie folgt.*) 


Borbauten in tiefen Vorgarten. 


$ 9. In PVorgärten von größerer Tiefe ala 7 m find 
Borbauten nah Maßgabe der Beitimmungen der 88 13 und 
14 der Bauordnung vom 27. März 1896 mit einem Vor— 
Iprung bis zu 3 m vor der Baulinie zuläjlig; die ein— 
Ichränfenden Beitimmungen des $ 13, Biffer 2, Abſatz F, 
b und des $ 14, Ziffer 3 fommen dabei in Wegfall. 
Desgl. der $ 10 wie folgt. 


Fachwerkbauten. 


$ 10. 1. Umfaſſungswände von 2 Stein ſtark aus— 
gemauertem SHolzfachwerf find gejtattet: 

a) an Straßen mit Vorgärten für Wohnhäufer im Fach— 
werfjtil mit höchitend einem Obergeſchoß, falls dieje 
Häujer von den Nachbargrenzen und von anderen Ge— 
bäuden, abgejehen von den zu dem betr. Haufe felbit 
gehörenden Nebengebäuden, wenigjtend 6 m und von 
der Strafe wenigjtend 3 m entfernt liegen, 

b) für vereinzelt jtehende kleine Gebäude, wie 3. B. 
Gartenhäujer, Pförtnerhäufer, Bleichanftalten, Sommer- 
wirthichaften u. a. m. 

2. Bei Wohnhäujern mit höchſtens 2 Obergeſchoſſen 
dürfen in Wohnvierteln an Straßen mit Vorgärten die Um- 
faſſungswände de3 höchſten Obergeſchoſſes aus "a Stein 
ſtark ausgemauertem Holzfachwerk aufgeführt werden, wenn 
dieſe Umfaſſungswände von ſonſtigen Gebäuden und von 
den Nachbargrenzen wenigſtens 3 m entfernt find. 


*) Siehe Bd. VII. ©. 42. 





3. Theilweije Holzverkleidung der Fachwerf3augmauerung, 
ebenjo die Holgverfleidung der Borderanficht von Dachausbauten 
und hölzernen VBeranden im 1. Obergeſchoß find mit be- 
fonderer Genehmigung der BaupolizeisBehörde zuläflig. 

4. Gebäude zu gewerblichen Zwecken mit einem Ober- 
geihoß können, auch wenn diejfe Gebäude mil Feuerungen 
verjehen find, in Ya Stein ftarf ausgemauerten Holzfach- 
werf zugelafjen werden. 


Artikel IV. 
Der $ 11 wird aufgehoben.*) 
Der $ 12 erhält die Bezeichnung 8 11. 


Artikel V.") 
Der $ 13 erhält ala $ 12 folgende Faſſung. 


Mebergangs- und Ausnahme-Beitimmungen. 


$ 12. Für beftehende gewerbliche Anlagen der im 
84 1. 6 und $ 11 bezeichneten Art können bis zum 
1. Januar 1910 von den genannten Beitimmungen Seitens 
der Baupolizei-Behörde mit Zuftimmung des Magiſtrats 
Ausnahmen gewährt werden. Bis zum gleichen Beitpunft 
kann für das zur Seit bereit3 mit Fabriken bebaute ge— 
miſchte Viertel der früheren Bodenheimer Gemarkung jübd- 
lich des Rödelheimer Sandwegs von der Vorjchrift des S 4, 
II mit Zuftimmung des Magijtrat3 dispenfirt werden. Im 
Uebrigen ijt die Baupolizei-Behörde befugt, wenn durch die 
volle Anwendung der, in den SS 4 bis 3 getroffenen Be— 
ftimmungen die Bebauung oder Ingebrauchnahme von 
Grundftüden, die an, zur Zeit des Erlaſſes dieſer Polizei= 
Verordnung bereit3 eröffneten und auf mindeſtens der Hälfte 
ihrer Zänge bebauten Straßen oder Straßentheilen liegen, 
entweder im Vergleich zur Höhe der, an der betr. Straße 
ftehenden Gebäude in unbilliger Weile eingejchränft, oder 
ſonſtwie in erheblicher Weiſe erſchwert oder unmöglich ges 
macht werben jollte, angemeflene Erleichterungen eintreten 


*) Siehe Bd. VII. S. 43—45. 
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zu laſſen; für unbebaute Grundjtüde bejteht dieſe Er— 
mächtigung jedoch nur bis zum 1. Januar 1900. 

63 bleibt der BaupolizeisBehörde ferner das Recht 
vorbehalten, für öffentliche Gebäude, Kranfenhäujer, Bildungs— 
und ähnliche gemeinnügige Anftalten, jowie für monumentale 
Privatgebäude überhaupt Ausnahmen zu geitatten. 

Falls in bejtimmten Bauquartieren die Bebauung mit 
Gebäuden von geringerer Höhe oder Anzahl von Geichofjen, 
als nach diefer Polizei-Verordnung gejtattet find, gewähr— 
leiftet wird, kann der Magiftrat eine entiprechende Erleichte- 
rung don den Beltimmungen des $ 4, I. 1 bis 5 und 87, 
1 bi3 4 eintreten lajjen. 

Im 8 14 (neu $ 13) fallen in Siffer 2 die 
Worte „Für jede Wohnung“ und „S 11“ fort. 

$ 15 erhält die Bezeichnung $ 14. 


Inkraftſetzung. 
$ 14. Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage 
der Berfündigung in Kraft. 
Frankfurt a. M. den 2. Juli 1897. 


Der Magiitrat — Baupolizei. 
Adickes. 


3. 
F 13. Oftober 1891, 
Die Polizei-Verordnung vom 4. Januar 1894, das 


Bauen in der Außenjtadt Frankfurt a. M. betr, wird 
mit den vorſtehenden Abänderungsbeſtimmungen unter dem 
heutigen Datum hiermit neuerdings zur NN 
gebradt. 


Sranffurt a M., den 2. Zuli 1897. 
Der Magiitrat — Baupolizei. 
Adides._ 


— — — 
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Polizei-Verordnung, das Bauen in der Außenſtadt 
betr. in. der durch die PolizeiVerordnung vom 2. Juli 
| 1897 abgeanderten Faſſung. 

Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verord- 
nung über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 1867 (Gejeg-Sammlung 
©. 1529) und des $ 143 rejp. 144 des Gejeßes über die 
allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeß- 
Sammlung &. 195) wird mit Zuftimmung de3 Gemeinde= 
Borjtandes die nachftehende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


Begrenzung der Außenſtadt. 

$ 1. Derjenige Theil des Frankfurter Stadtgebietes, 
welcher auf dem rechten Mainufer außerhalb der Wall: 
anlagen und des Terraind der früheren MWeftbahnhöfe, und 
auf dem linfen Mainufer außerhalb der alten Sachjenhäufer 
Stadtgrenze (auf der zu diefer Polizei-Verordnung gehörigen 
Karte*) außerhalb des mit blauer Farbe bezeichneten inneren 
Stadtgebiet3) liegt, wird ald „Außenjtadt“ folgenden be- 
jonderen baupolizeilihen Beitimmungen unterworfen. 


Übgrenzung der Zonen und Viertel. 

$ 2. Sn der Außenjtadt werden folgende Zonen und 
Viertel unterjchieden: 

1. Die äußere Zone umfaßt alle Grundjtüde, welche 
außerhalb des nachfolgend bejcyriebenen, auf der Starte mit 
einem ftarfen jchwarzen Strich kenntlich gemachten Linien— 
zuges liegen. 

a) auf dem rechten Mainufer: 

Bahndamm von der Staat3-Eijenbahnbrüde bi3 zum 

Haupt=Perfonenbahnhof, über diefen in nördlicher 

Yortjegung dur den Staatsbahn-Güterbahnhof und 

in nördlicher und weftlicher Fortjegung biß zum Damm 

der Main-Weſer-Bahn, von dort in weſtlicher, nörd— 
licher und nordweitlicher Fortjeßung, vorbehaltlich 
ipäterer Veränderung des Linienzuges nach) Maßgabe 


*) Siehe Bemerkung auf ©. 2 oben. 
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der Alignirung, bis zur Marbach, diejer folgend, ſüd— 
öftlich abzweigend zur evangelilchen Kirche in Boden= 
heim, über den Kirchplatz, Ginnheimerſtraße, Bismarck— 
ſtraße bis zur ſüdweſtlichen Ecke des Palmengartens, 
Praunheimer Weg, nordweſtliche Grenze des Palmen— 
gartens, Miquelſtraße, Grüneburgweg, Fürſtenberger— 
ſtraße, Eſchersheimer Landſtraße, Wolfsgangſtraße, 
Oederweg, Holzhauſenſtraße, Nordendſtraße, Südweſt— 
grenze des Günthersburg-Parks, in öſtlicher, nördlicher 
und nordöſtlicher Fortſetzung bis zur Rendelerſtraße, 
in nordöſtlicher und öſtlicher Fortſetzung bis zur Berger— 
ſtraße, in ſüdöſtlicher, ſüdlicher und ſüdweſtlicher Fort— 
ſetzung bis zur Scheidwaldſtraße, dieſer folgend bis 
zum Unteren Röderbergweg, dem zukünftigen Bahn— 
damm folgend bis zum Main; 

b) auf dem linken Mainufer: 

Eiſenbahn-Brückenlinie und Bahndamm bis zur 
Siemensſtraße, Offenbacher Landſtraße, ne 
Quirinzitraße, Hainerweg bis zur Geleitzitraße, 
weitlicher und nördlicher Fortjegung bis zur Mörfelder 
Landſtraße, diejer folgend, Ziegelhüttenweg bi3 zum 
legten Haſenpfad, nördlich bis zur Unterführung der 
DOppenheimer Landitraße, Holbeinitraße, Gartenitraße, 
Dürerftraße bis zum Main. 

Die innere Zone umfaßt alle übrigen Theile der in 

S 1 bezeichneten Außenftadt. 

2. Zu Wohnpvierteln, d. 5. zu Vierteln, welche vor— 
zugsweiſe zu Wohnzwecken beſtimmt find, und in denen ei 
gejundes und ruhiges Wohnen durch die in den nachitehenden 
Paragraphen enthaltenen Beitimmungen gejichert werden 
joll, werden die, innerhalb der nachfolgend bejchriebenen 
Linienzüge belegenen Gebietstheile erklärt, die auf der zu— 
gehörigen KHarte*) mit grüner Farbe getuſcht find; 

a) Südmelt: 

Untermainfai, Scharnhorſtſtraße, Südgrenze der ehe— 
no. MWeitbahnhöfe, Gutleutftraße, Untermain= 
nlage; 


*) Eiche Bemerkung zu ©. 2. 


b) Weit: und Nord-Borftadt: 
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Nordgrenze der ehemaligen Weſtbahnhöfe, Bahnſtraße, 
Hemmerichsweg, Nordgrenze des Staats-Güterbahnhofs 
bis zur Frankfurt-Griesheimer Gemarkungsgrenze, 
Frankfurt-Rödelheimer Gemarkungsgrenze, Frankfurts 
Hauſener und Ginnheimer Gemarkungsgrenze, Ginn— 
heimer Landſtraße, Ginnheimerſtraße, Kirchplatz, die 
Marbach entlang, äußere Zonenbegrenzung, vormalige 
Bockenheimer Gemarkungsgrenze, Königſtraße, Adal— 
bertſtraße, ſüdweſtliche Ecke des Palmengartens, Bis— 
marckſtraße, zurück die Ginnheimer Landſtraße, Frank— 
furt-Ginnheimer und Eckenheimer Gemarkungsgrenze 
bis zur Eckenheimer Landſtraße, letztere bis zur Nord— 
endſtraße, Holzhauſenſtraße, Oederweg, Oberweg, Eiſerne 
Hand, Merianſtraße, Bäckerweg, Gaußſtraße, Baum— 
weg, Sandweg, Friedberger Anlage, Eſchenheimer An— 
lage, Bockenheimer Anlage, Taunus-Anlage; 
Oſtend und Röderberg: 
Obermainbrücke, Obermain-Anlage, Friedberger Anlage, 
Sandweg, Königswarterſtraße, Oberer Atzemer, Wald— 
ſchmidtſtraße, Klickerbahn bis zur äußeren Zonengrenze, 
dieſe entlang bis zu dem nördlich des alten Born— 
heimer Friedhofes zu alignirenden freien Platz, dann 
weſtlich vorbehaltlich näher Beſtimmung nach Maß— 
gabe der zukünftigen Alignementfeſtſetzung bis zur 
Dortelweilerſtraße, Burgſtraße, Grenze des Günthers— 
burg-Parks, Wieſenſtraße, Straße An den Friedhöfen, 
zurück die Eckenheimer Landſtraße, Frankfurt-Ecken— 
heimer, Preungesheimer und Seckbacher Gemarkungs— 
grenze, bis zur Enkheimerſtraße, öſtlich und ſüdöſtlich 
des Unteren Röderbergwegs, Oſtbahnhof, Hanauer 
Landſtraße, Uhlandſtraße, Oſtendſtraße, Kleine Ober— 
mainſtraße, Flößerſtraße bis zum Main; 
Außenbezirk Sachſenhauſen: 
Main, Schifferſtraße, Oppenheimerſtraße, Gartenſtraße, 
Holbeinſtraße, Oppenheimer Landſtraße, Bahndamm 
der Mainzer und Mannheimer Linie bis zum Ziegel— 
hüttenweg, den neu alignirten Straßen folgend an die 
2 
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nördliche Grenze des neuen Sachſenhäuſer Friedhofeg, 
Hainerweg bis zum Unterſten Zwerchweg, Unteriter 
Zwerchweg, nächite nördliche Alignementjtraße parallel 
zum Hainerweg, nächſte öftliche Alignementſtraße pa— 
rallel zum Unterſten Zwerchweg, Wendelsweg, Offen— 
bacher Landſtraße bis zur Frankfurt-Oberräder Ge— 
markungsgrenze, Stadtwaldgrenze, Welſcher Weg, 
Main-Neckarbahn, Oſtgrenze des Parks Louiſa, Mör— 
felder Landſtraße, öſtliche Ecke des Sandhofgrundſtücks, 
Frankfurt-Niederräder Gemarkungsgrenze bis Main— 
Neckar-Bahndamm, nordweſtliche Ecke des Krankenhaus— 
Grundſtücks, Gartenſtraße, Wilhelmſtraße, Main. 

Zu Fabrikvierteln, d. h. zu Vierteln, in denen die 


gewerbliche Thätigkeit erleichtert und thunlichſt vereinigt 
werden ſoll, werden die innerhalb der nachfolgend beſchriebenen 
Linien belegenen Gebietstheile erklärt, die auf der zuge— 
hörigen Karte*) mit grauer Farbe getuſcht ſind; 


a) 


b) 


Meften: 

Main, Bahndamm von der Staat3-Eifenbahnbrücde 
bi3 zur Galluswarte, Mainzer Landitraße, Frankfurt: 
Griesheimer Gemarfungsgrenze, Main; 

Diten: 

Main, Bahndamm der zufünftigen Eifenbahnbrüde, 
Frankfurt-Hanauer Bahndamm, Frankfurts Fechenheimer 
Gemarfurgsgrenze, Main; 

Sadjenhaufen. 

1. Main, Frankfurt-Oberräder Gemarfungdgrenze, 
Damm der Frankfurt-Bebraer Bahn, Bahndamm der 
zufünftigen Gifenbahnbrüde, Main; 

2. Grethenweg, Unterfter Zwerchweg, nächſte nörd— 
liche Alignementjtraße parallel zum Hainerweg, nächite 
öftliche Alignementftraße parallel zum Unterften Zwerch— 
weg, Wendelöweg, Duirinzjtraße, Hainerweg, ver— 
längerte Geleitsſtraße bis zum Grethenmeg; 

3. Main, Wilhelmſtraße, Gartenſtraße bis zur nord— 
weſtlichen Ecke des Krankenhaus-Grundſtücks, nordöſt— 


*) Siehe Bem. S. 2. 


lihe Ede des Sandhof-Grundſtüks, Frankfurt-Nieder- 
räder Gemarfungsgrenze, Main. 

4. Die übrigen, auf der zugehörigen Karte*) mit rother 
Farbe getujchten Gebietötheile der Außenſtadt — gemiſchte 
Viertel — ſollen zu gleichmäßiger Befriedigung des Wohn— 
bedürfniſſes wie des Bedürfniſſes gewerblicher Anlagen dienen. 


Vorlagen für Erwirkung des Baubeſcheides. 

Z 3. Der in $ 2 der Bau-Ordnung verlangte geo— 
metrijche Lageplan ijt weiter zu ergänzen durch: 

Einjchreiben der Frontlänge des Baugrundftüdes. 


Einzeichnung aller Gebäude und aller Bau- und Straßen= 
Fluchtlinien innerhalb einer Entfernung von 40 m von den 
Grenzen des zu bebauenden Grundftüdes. 


Bauwich. 
84. 
J. Wohnviertel. 


1. Neu- und Anbauten in den Wohndvierteln müſſen 
in der inneren Zone mit einem Abſtande von mindeſtens 
3 m und 

in der äußeren one mit einem Abjtande von min= 
deitend 4 m und bei einer Vorgartentiefe von mehr als 
6 m mit einem Abſtande von mindeltend 5 m von der 
Nachbargrenze errichtet werden; für bauliche Veränderungen, 
deren Umfang nach dem Urtheil der BaupolizeisBehörde 
‚ einem Neubau gleich zu erachten tft, gelten Hielelben Vor: 
ſchriften. 

2. Der nicht zu bebauende Zwiſchenraum iſt ſowohl 
mit dem Hauptgebäude, als auch mit Seiten- und Hinter— 
gebäuden an allen Grenzen des Grundſtückes freizuhalten 
und darf zu gewerblichen Zwecken, zur Aufſtellung von für 
ſolche Zwecke dienlichen Geräthen und Vorrichtungen, oder 
als Lagerplatz nicht benutzt werden; dieſer Zwiſchenraum muß, 
mit Ausnahme der nothwendigen Zugänge und Einfahrten, 


*) Siehe Bem. ©. 2. 
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auf die Tiefe de3 Vorderhauſes als Biergarten mit anges 
Bl, Bepflanzung angelegt und unterhalten werden. 


3. Gegen die Beitimmungen zu 1 und 2 treten folgende 
Haanahmen ein. 


a) Wenn ein Nachbargebäude mit Brandmauer bereits 
vorhanden tjt, jo kann der zu errichtende Neu= oder Anbau . 
an und unmittelbar neben der nachbarlichen Brandmauer- 
bi3 auf die Länge derjelben errichtet werden. 

Menn die vorhandene Brandmauer entweder an ber 
Baulinie beginnt, oder mindeltend der halben Tiefe des 
vorhandenen Gebäudes gleichfommt, ſo ijt für den Neu= oder 
Anbau eine Brandmauertiefe bis zu 18 m, von der Baus 
linie gerechnet, zuläljig, auch wenn die Tiefe der vorhandenen 
Brandmauer (von der Baulinie gerechnet) weniger ala 18 m. 
beträgt. 

Cine größere Brandmauertiefe de3 Neubaues iſt nur 
ausnahmsweiſe dann zuläfjig, wenn andernfalld nach dem 
Urtheil der Baupolizei-Behörde die Bebauung de Baus 
grundſtücks ungewöhnlich erjchiwert werden würde, und wenn 
die beiden im Betracht kommenden Grundjtüde eine Tiefe 
von mindelteng 40 m bejißen. 

Die Brandmauer de3 Neu- oder Anbaues darf durch 
einen Hof nur dann unterbrochen werden, wenn deſſen Ge— 
ſtaltung und Größe nach dem Urtheil der Baupolizei-Behörde 
zweckentſprechend ift. 

Wird der Neu= oder Anbau nicht im Anſchluß an die 
vorhandene nachbarliche Brandmauer errichtet, Jo muß der= 
jelbe mit einem Abjtande von der Grenze in der inneren 
Zone von mindeltend 6 m, in der äußeren Zone von 
mindeltend 8 m errichtet werden. 

Ein ſolcher Abſtand ift jedoch nur unter der weiteren 
Bedingung zuläſſig, daß die nachbarliche Brandmauer in 
einer, nach dem Urtheil der BaupolizeisBehörde angemefjenen € 
Weile fafjadenmäßig ausgebildet wird. 


b) Bebedte Ginfahrten oder Eingänge, jowie Lauben 
und offene Sommerhäuschen fünnen mit der Maßgabe erlaubt 
werden, daß die Gebäudehöhe diejer Gebäulichkeiten die Höhe 





von 6 m nicht überjteigen darf. Einfahrten und Eingänge 
fünnen auch über dieſes Maß Hinaus bis zur Erdgeſchoßhöhe 
des Hauptgebäudes gejtattet werden. 

c) Gebäudegruppen find in der inneren Bone unter 
Beobadhtung der unter 3a für Brandmauern gemachten 
Vorſchriften zuläſſig mit einer gejchloflenen Straßenfront 
von höchſtens 30 m, für zwei Häufer mit nur je einer 
Mohnung in jedem Gejchoß mit einer geſchloſſenen Straßen— 
front von höchſtens 40 m. 

Diefe Maße gelten für die gefammte Tiefe der 
Gebäudegruppen. 

Zwecks Herbeiführung einer zuläſſigen Gebäudegruppe 
it in der inneren Zone die Aufführung eines Hauſes mit 
Brandmauer auf einem Grunditüd, deſſen Nachbargrund- 
ftüd noch unbebaut ijt, auf der betreffenden Nachbargrenze 
zuläſſig; in diefem alle ijt die Aufführung einer Brand 
mauer bi& auf eine Tiefe von 138 m geftattet. Unter- 
brechende Höfe müfjen den Vorjchriften unter 3a ent|prechen. - 


d) Sn der äußeren Bone ift die Errichtunng von 
Gebäudegruppen nad) Maßgabe der Vorjchriften unter c nur 
dispensweiſe und in dem Falle geitattet, daß die einzelnen 
Gebäude in zu einander pafjenden Größenverhältnifjen 
4hunlichit gleichzeitig erbaut werden. 


4. Ausnahmsweiſe fann von der Baupolizei = Behörde 


a) in der äußeren Zone auf den vom Magijtrat dazu 
bejtimmten Baublöden für Gebäude mit kleinen Woh- 
nungen von 3 Zimmern eine gejchlojjene Straßenfront 
bi3 zu 50 m, und für Gebäude mit Wohnungen von 
2 Zimmern eine gejchlofjene Straßenfront bis zu 75 m 
unter der Vorausſetzung gejtattet werden, daß bier- 
dureh nicht die geſchloſſene Bebauung eine ganzen 
Baublodes herbeigeführt wird; 

ebenjo fann für Einfamilienhäufer, d. h. Häujer, 
welche mit Erdgeſchoß und höchſtens 2 Obergeſchoſſen 
zum Bewohnen durh nur eine Yyamilie eingerichtet 
und unter diefer Beſchränkung baupolizeilich genehmigt 
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find, eine gejchloffene Straßenfront bi3 zu 150 m. 

Länge zugelajjen werden, jedoch nur unter der Bes 

dingung, daß die Grundjtüde VBorgärten haben, deren 

Tiefe mindejtend 5 m beträgt, oder mit Genehmigung. 

der Baupolizeis:Behörde durh Zurüditellung der Ge— 

bäude auf diejes Maß verbreitert wird. 

5. Gebäude und Gebäudegruppen auf einem und dem— 
jelben Grundftüd müfjen von einander 

in der inneren one einen Abjtand von mindeltens- 
6 m, 

in der äußeren Bone einen Abſtand von mindeſtens 
3 m Halten. 


6. Gebäude, welche zum Betriebe von Fabriken, von: 
Werkſtätten mit geräujfchvollem oder feuergefährlichem Be— 
triebe, oder von jonjtigen durch Rauch, Ruß, üblen Geruch: 
oder aus anderen bejonderen Gründen läjtig fallenden ge= 
werblichen Anlagen errichtet, erweitert, eingerichtet oder in 
Benugung genommen werden, müfjen in der inneren Zone 
mindejtend 20 m und in der äußeren Zone mindejtend 40 m. 
auf allen Seiten von der Grundjtüdsgrenze und von der. 
Straße entfernt Jein. 

Dieſe Grenzabitände jind auch mit Stallungen für ge= 
werbliche Unternehmungen und mit Kegelbahnen einzuhalten ;. 
für leßtere find, wenn ſie zu geräujchlojem Betriebe ein- 
gerichtet werden, erleichternde Ausnahmen zuläſſig. 

7. Stallräume, die nicht zu gemwerblichem Betriebe 
dienen, und die zugehörigen Dungjtätten müfjen eine Ent- 
. fernung von mindeſtens 5 m von allen Nachbargrenzen 
halten und in einer, nach dem Urtheil der Baupolizei-Be- 
hörde genügenden Weile über Dach gelüftet werden. 

Mit Einwilligung des Nachbarn fünnen derartige Stall- 
gebäude baupolizeilich mit einer Brandmauer auf der Grenze 
zugelaſſen merden. 


II. Gemiſchte Viertel. 
In den gemifchten Vierteln gelten vorftehende Beſtim— 


mungen zu 1 biß 5 für Vordergebäude an den bauplanmäßig 
mit Borgärten verjehenen Straßen. 
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Gebäude, welche zum Betriebe gewerblicher Anlagen, 
die nach $ 16 der Gewerbe: Ordnung einer bejonderen 
Konzeſſion bedürfen, errichtet, erweitert, eingerichtet oder 
in Benußung genommen werden, müljen einen Abjtand von 
_ mindeftens 10 m auf allen Seiten von der Grundſtücksgrenze 
und von der Straße einhalten. 


Gebaudehöhe und Anzahl der Wohngeſchoſſe. 


Z 5. 1. Gebäude an der Straße dürfen an Straßen 
bi3 zu 9 m Breite ftet3 9 m hoch, im Uebrigen nicht höher 
jein, ald die Straße breit it. An Straßen bi zu 9 m 
Breite kann ausnahmsweiſe eine Gebäudehöhe bis zu 10 m 
geftattet werden, wenn dieje größere Höhe nicht dazu benußt 
werden Soll, ein weitere, andernfall3 nicht mögliches Ober- 
geihoß auszuführen. In feinem Fall dürfen Gebäude in 
MWohnvierteln und Wohngebäude überhaupt höher als 
18 m -erbaut werden und nicht mehr als 3 Obergeſchoſſe 
erhalten. 


Außerdem find Gebäude an der Straße im Wohn: 
und gemijchten Viertel der äußeren Bone, jowie in dem 
Mohnvierteltheile der inneren Zone, welches von der Boden- 
heimer Landjtraße, der früheren Bodenheimer Grenze, der 
äußeren Sonengrenze, dem Kemmerichöweg, der Beethoven 
ſtraße bis zur Weitenditraße, verlängerten Wejtenditraße bis 
zur Ringſtraße, Ringſtraße, von dem verlängerten Ketten- 
hofweg und der weitlichen Parallelſtraße zur Beethovenitraße 
umſchloſſen wird, an Straßen bi zu 14 m Breite mit höchſtens 
1 Obergefhoß, an breiteren Straßen mit nicht mehr ala 
2 Dbergejchofjen zuläſſig. 

Im Fabrifviertel dürfen Gebäude, in welchem ſich mehr 
Ba eine Wohnung befindet, nicht mehr ala 2 Obergeſchoſſe 

aben. 


2. In Straßen mit Vorgärten in der inneren Zone, 
mit Ausnahme des in Abjaß 2 der Ziffer 1 diejes Para— 
graphen genannten Theiles, jollen jedoch auf den mit Vor— 
gärten verjehenen Grundjtücden Gebäude mit Erdgeſchoß und 
2 Obergejchoilen bi3 auf Höhe von 15 m ftet3 zuläffig fein. 
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3. Zur GStraßenbreite wird die Borgartenbreite in 
gemiſchten Vierteln bis zu 25 Hinzugerechnet, ebenjo in 
Mohnvierteln bei Errichtung von Einfamilienhäufern; im 
übrigen bleibt in Wohnvierteln die VBorgartenbreite ganz 
außer Anja. Oeffentliche Anlagen, die ſich unmittelbar 
an Straßen anjchließen, werden der Straßenbreite für die 
Feſtſetzung der Gebäudehöhe ebenfalld nicht mit zugerechnet. 

4. Für Eckhäuſer mit mehr als drei Wohnungen tritt für 
die Beitimmung in $ 11, a, Ziffer 3 der Bauordnung vom 
27. März 1896 die Ginjchränfung ein, daß die größere 
Gebäudehöhe an der Ichmaleren Straße höchſtens für eine 
Yafladenlänge von 16 m zugelajjen wird. 


5. Die Höhe jelbjtändiger Hintergebäude darf die 
ſenkrecht zur Faſſade der letteren gemefjene mittlere Hof— 
breite und in Wohnvierteln die Höhe von 14 m niemals 
überjchreiten, auch darf bei vorhandenen Hintergebäuden die 
vorliegende Hofbreite durch weitere Bebauung nicht unter 
da3 genannte Maß eingejchränft werden. Im MWohnviertel 
der äußeren Zone dürfen Hintergebäude nicht mehr ala 1 
Obergeſchoß bejigen, im gemijchten Viertel der äußeren Zone 
wird, Jofern in den Hintergebäuden feine Wohnungen er— 
richtet werden, die Zahl der Geſchoſſe nicht beichränft, es 
dürfen jedoch die Gebäude, wenn auch die vorliegende Hof- 
breite größer ift, nicht höher als 15 m jein; bei Errichtung 
von Wohnungen dürfen auch im gemijchten Viertel der 
äußeren Zone die Hintergebäude nicht mehr als 1 Ober: 
geſchoß befißen. 

6. Gebäude oder Gebäudetheile, in denen ſich Hinter— 
wohnungen (ſ. $ 6, Ziffer 1) befinden, dürfen in der 
inneren Zone und im Fabrifviertel nur 2 Gejchofje (Erd— 
geſchoß und 1 Obergejchoß), im Wohnviertel der äußeren 
Bone, injofern es fich nicht um die im $ 6, Ziffer 5 ges 
nannten Wohnungen handelt, nur 1 Gejchoß erhalten. 

7. Im Wohnviertel der äußeren Zone in Gebäuden 
mit mehr als 2 Obergejchoffen, und in dem, in Ziffer 1, 
Abſatz 2 diejes Paragraphen genannten Theile der inneren 
Zone in Gebäuden mit mehr als 1 Obergejhoß darf das 


Dachgeſchoß nicht zu jelbftändigen Wohnungen eingerichtet 
werden. 

8. Das Kellergeſchoß gilt ala Erdgeichoß, injofern defjen 
Dede höher ald 2,50 m über dem Fußſteig oder dem ans 
ftoßenden Grunde liegt; ein Dachgeſchoß wird als Ober: 
geichoß angejehen, wenn die jenfrechten äußeren Umfaſſungs— 
wände im Inneren gemefjen, eine größere Höhe ala 1,80 m 
haben. 

9 Bei auf: oder abjteigendem Baugelände ilt die Baur 
polizeis:Behörde befugt, unabhängig von den jonjt geltenden 
Vorſchriften ($ 12 der Bauordnung vom 27. März 1896)*) 
entjpredend den vorliegenden Höhenverhältniffen zu be— 
ftimmen, von welchem Punkte aus die Gebäudehöhe zu 
mefjen ijt. j 

10. Für Einfamilienhäufer fünnen von der Baupolizeis 
Behörde gegen vorjtehende Beitimmungen Ausnahmen zu— 
gelaſſen werden. 


Zugänglichkeit und Stellung der Hintergebaude. 

8 6. 1. Wenn Hinterwohnungen erbaut werden, d. h. 
ſolche Wohnungen, die fein an der Straße liegendes, mit 
den übrigen Räumen in unmittelbarem Zuſammenhange 
ſtehendes Wohnzimmer haben, oder wenn auf Grundjtüden, 
auf welchem ſich bereit3 Hinterwohnungen befinden, ein 
Vorderhaus gebaut wird, jo ijt vpn der Straße her, im 
Anſchluß an die Höhe des Bürgerjteiged, eine im Xichten 
mindejten 3,50 m hohe, nach Anweiſung der Baupolizei- 
Behörde mit Pflafterung, Entwäjlerung und Beleuchtung 
zu verjehende verſchließbare Zufahrt herzustellen und dauernd 
zu unterhalten. Diefe Zufahrt muß in Wohnvierteln 
immer, und in gemijchten Vierteln dann umüberbaut 
bleiben, wenn jich auf einem und demjelben Grundftüd mehr 
als 3 Hinterwohnungen befinden. Auf die Tiefe des Vorder— 
hauſes muß dieje Zufahrt mindeſtens 3,50 m, und von der 
Hinterfront des Vorderhaujes an mindeftend 6 m breit jein; 
leßtere Breite fann in einer Tiefe bis zu 10 m nad) dem 
Ermefjen der BaupolizeisBehörde um 2 m vermindert werden, 


*) Siche diefe Sammlung Bd. VII. ©. 121 ff. 


wenn dad PVorderhaus bis auf dieſe Tiefe einen Garten 
bat, und an letterem eine Ginfriedigung von eijernem oder : 
bölzernem Gitterwerk hergeftellt wird. 


2. Ueberfteigt die Gefammtfrontlänge der Hintergebäubde,. 
in denen fih Wohnungen befinden, auf einem und demjelben 
Srundjtüd 50 m, jo muß die Zufahrt mit mindeſtens gleichen 
Abmeflungen nach einer zweiten Straße durchgeführt werden, 
oder es muß an dem abgefehrten Ende des Grundftüds eine: 
zweite Zufahrt mit mindeſtens gleichen Abmeſſungen vor— 
handen ſein. 


3. Ausnahmen können von der Baupolizei-Behörde 
zugelaſſen werden für Einfamilienhäuſer, ferner für Häuſer, 
die nach dem Bebauungsplan auf zwei oder mehreren 
Seiten von Straßen oder Anlagen umgeben ſind, ſowie für 
Häuſer mit kleinen Hinterwohnungen von 2 bis 3 Zimmern, 
inſofern dieſe Häuſer an der Straße ſtehen, und die Wohn— 
ungen von einer unmittelbar auf die Straße, bezw. in den 
Vorgarten oder auf den Bauwich führenden Treppe zu— 
gänglich ſind. 

4. Hintergebäude dürfen in Wohnvierteln der- 
inneren Bone nicht in größere Nähe ala 30 m, in Wohn— 
vierteln der äußeren Zone nicht näher als 45 m von der 
Baufluchtlinie planmäßig feitgeftellter, wenn auch noch nicht 
ausgeführter Straßen errichtet werden. 

5. Die vorjtehenden Bejtimmungen zu 1 und 4 gelten 
nicht für Wohnungen von Hausbedienfteten (Kutſchern, 
Gärtnern u. dergl.), injofern ſolche Wohnungen auf dem=- 
jelben Grundftüde errichtet werden, auf welchem die Dienſt— 
berriehaft ihren Wohnfig hat, jowie für Stallungen und 
Remiſen, welche zu Einfamilienhäufern gehören, die auf 
demjelben Grunditüde jtehen. 


Unbebauter Raum. 


ST. 1. In der inneren Bone, mit Ausnahme de3- 
nachfolgend unter Ziffer 2 genannten Theiles derjelben, 
muß für jeden Ums, Neu: oder Anbau der unbebaute Hof- 
raum mindeſtens *ıo, und bei Eegrundjtücen, ſofern die- 


jelben nur mit einem mindeſtens an 2 Straßen grenzenden 
Gebäude ohne SHinterwohnungen bebaut werden jollen, 
mindeſtens ®ıo de Hinter der Baulinie gelegenen Baus 
grundftüds betragen. 


Wenn ein Gebäude in irgend einem Geſchoß mehr 
ald 1 Wohnung befigt, jo ilt für jede zweite und weitere 
Mohnung und außerdem für jede SHinterwohnung je ein 
weitere 20 der hinter der Baulinie belegenen Grundftüd- 
flächen unbebaut zu laſſen. Falls auf einem Eckgrundſtück 
Hintermohnungen errichtet werden, fommt die für die Ed- 
grundjtücde vorgejehene geringere Hoffläche nicht zur An— 
wendung, und es ijt das Grundſtück bezüglich der Hoffläche 
einem andern Grundftüd gleichzuerachten. 


2. Für dasjenige Wohnviertel der inneren Zone, 
welches vom Terrain der früheren Weftbahnhöfe, der Bahn- 
Itraße, dem Hemmerichdmweg, der Äußeren Sonengrenze, der 
früheren Bodenheimer Stadtgrenze, dem Palmengarten, der 
Miquelitraße, der Friedrichstraße, Wiejenau, Staufenitraße, 
dem Reuterweg, Gärtnerweg, der Eſchersheimer Landſtraße 
und den Wallanlagen eingejchlofjen ijt, jowie für die an 
den übrigen Wallanlagen gelegenen Grundjtüde gelten die 
Vorichriften der Ziffer 1 dieje3 Paragraphen mit der Aende— 
rung, daß an Stelle des im zweiten Abſatz der Siffer 1 
genannten "so die Zahl "ro zu jeßen ift. 

3. Für das Mohn: und gemilchte Viertel der äuße- 
ren Bone gelten die Beitimmungen unter Ziffer 1 mit 
der Aenderung, daß an Stelle der unter Ziffer 1 genahn- 
ten Zahlen *ıo und ?ıo die Zahlen °ıo bezw. *ıo und 
ſtatt '/2o die Zahl Yıo zu Jeßen iſt. 

4. Im Fabrifviertel muß, joweit nur Fabrikgebäude 
mit nit mehr als 1 Wohnung auf dem Grundjtüd 
errichtet werden, unbejchadet der Vorſchrift des 8 10, Ziffer 
5 der Bauordnung vom 27. März 1896, für jeden Um, 
Neu- oder Anbau der unbebaute Hofsaum mindeltend ®ıo 
des hinter der Baulinie gelegenen Baugrunditüdes betragen. 
Soll auf dem Grundftüd mehr ald 1 Wohnung errichtet 
werden, jo iſt außer der nach Ziffer 1 nothmwendigen Hof— 


fläche für jede weitere Wohnung je "ıo der Hinter der 
Baulinie gelegenen Grundfläche unbebaut zu lafſſen. Aus— 
nahmen von leßterer Vorſchrift find zuläſſig, falls es fich 
um Wohnungen für jolche Angeftellte der Fabrik Handelt, 
deren jtändige Anmejenheit auf dem Fabrikgrundſtück in— 
folge der Art ihrer Beichäftigung geboten erjcheint. 

5. Gine ftärfere Bebauung der Grundflädhe kann 
dispensweiſe gejtattet werden, wenn durch Berringerung der 
zuläffigen Gebäudehöhe (S 5) das Kubifmaß umbauten 
Raumes, welches ſich aus der zuläſſigen Gebäudehöhe 
und der nach den Vorjchriften dieſes Paragraphen bebau— 
baren Grundfläche ergiebt, nicht überjchritten wird, und 
Licht» und Luftverhältniſſe günjtig ſind. 

6. Außerdem fönnen für Ginfamilienhäufer Aus— 
nahmen von den Vorſchriften unter 1—4 gejtattet werden. 


Berunftaltende Anlagen, Stallungen und dergl. in 
Wohn- und gemifchten Bierteln. 


8 8. 1. Freiftehende Gebäude mit mehr als einem 
Obergeſchoß an öffentlichen Straßen oder Pläßen dürfen 
feine geringere Frontlänge als 8 m haben; bei Edhäufern 
ilt dieſe Vorjchrift für beide Straßenfronten maßgebend. 

2. Bauliche Anlagen, welche nad) dem Urtheil der 
BaupolizeisBehörde die Straße verunftalten, oder mit dem, 
durch) Anlage und Bebauung gegebenen Charakter der 
Straße in auffälligem Widerjpruch ftehen würden, jowie 
Stallungen, Scheunen, Remijen, Wajchfüchen, Abtritte und 
dergl. dürfen nicht an öffentlichen Straßen oder Pläßen 
errichtet werden. Ausnahmen fönnen von der Baupolizei- 
Behörde zugelafjen werden, wenn dieſe Gebäude eine nach 
ihrem Urtheil angemejjene architektonische Ausbildung er— 
halten. 

3. Die Rüd- oder Nebenjeite eine Gebäudes, welches 
jo nahe an der Baulinie einer Straße errichtet werden 
joll, daß der erforderliche Raum zur Errichtung eines jene 
Seite verdedenden Gebäudes nad) dem Urteil der Baupoli— 
zeisBehörde nicht mehr vorhanden jein würde, muß eine, 


der. betreffenden Baulinie fi anpafjende Stellung und 
eine angemefjene architektonische Ausbildung erhalten. 


4. Hintergebäude, die von der Straße fichtbar bleiben, 
dürfen nicht To errichtet werden, daß fie einen häßlichen 
Anblid darbieten. | 


Borbauten in tiefen Vorgarten. 


5 9. In Vorgärten von ‚größerer Tiefe als 7m find 
Vorbauten na Maßgabe der Beitimmungen der SS 13. 
und 14 der Bauordnung vom 27. März 1896 mit einem 
Vorſprung bi3 zu 3 m dor der Baulinie zuläflig; die ein= 
Ichränfenden Beltimmungen des $ 13, Ziffer 2, Abſatz F, 
b und des $ 14, Biffer 3 fommen dabei in Wegfall. 


Fachwerkbauten. 


$ 10. 1. Umfaſſungswände von Ys Stein ſtark aus— 
gemauerten Holzfachwerk jind geftattet: 

a) an Straßen mit Vorgärten für Wohnhäufer im Fach— 
werfitil mit höchſtens einem Obergeſchoß, falls dieje 
Häufer von den Nachbargrenzen und von anderen 
Gebäuden, abgejehen von den zu dem betr. Hauje 
jelbjt gehörenden Nebengebäuden, wenigjtens 6m und 
von der Straße wenigjten® 3 m entfernt liegen, 

b) für vereinzelt jtehende fleine Gebäude, wie 3. B. 
Gartenhäujer, Pförtnerhäufer, Bleichanftalten, Som— 
merwirthichaften u. a. m. 

2. Bei Wohnhäujern mit höchitena zwei Obergeſchoſſen 
dürfen in Wohnvierteln an Straßen mit Vorgärten die 
Umfafjungswände des höchſten Obergejchojfe aus Ya Stein 
ſtark ausgemauertem Holzfachwerf aufgeführt werden, wenn 
dieje Umfafjungswände von jonjtigen Gebäuden und von 
den Nachbargrenzen wenigiten? 3 m entfernt jind. 

3. Theilweije Holzverfleidung der Fachwerksausmaue— 
rung, ebenjo die Holzverkleidung der Vorderanſicht von 
Dachausbauten und hölzernen Veranden im 1. Obergejchoß 
find mit bejonderer Genehmigung der Baupolizei-Behörde 
zuläſſig. | 
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4. Gebäude zu gewerblichen Zweden mit einem OÖber- 
geſchoß fünnen, auch wenn diefe Gebäude mit Feuerungen 
verjehen find, in 2 Stein ſtark ausgemauertem Holzfach- 
werf zugelafjen merden. 


Verbot gewifjer ſchädlicher Anlagen. 


$ 11. Die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen, 
welche für die Befiter oder Bewohner der benachbarten 
Grundftüde, oder für dad Bublifum überhaupt, durch Ver— 
breitung jchädlicher Dünjte oder ſtarken Rauches, oder durch 
Erregung ungewöhnlichen Geräujches Nachtheile, Gefahren 
oder Beläftigungen herbeiführen fünnen, bejonders die nad) 
8 16 der Reich3-Gewerbe-Ordnung Eonzeffionspflichtigen 
Anlagen, jind in Wohnvierteln verboten. 


Nebergangs- und Ausnahme-Beitimmungen. 


Ss 12. Für bejtehende gewerbliche Anlagen der im 
84 I 6 und $ 11 bezeichneten Art fünnen bis zum 
1. Januar 1910 von den genannten Beitimmungen Seitens 
der Baupolizei-Behörde mit Zuftimmung de3 Magiftrats - 
Ausnahmen gewährt werden. Bis zum gleichen Zeitpunft 
fann für das zur Zeit bereit3 mit Fabriken bebaute ge— 
mijchte Viertel der früheren Bodenheimer Gemarkung 
füdlich des Rödelheimer Sandweg3 von der VBorjchrift des 
$ 4, II mit Zuftimmung des Magiftrat3 dispenjirt werden. 
Im Mebrigen iſt die Baupolizeis:Behörde befugt, wenn 
durch die volle Anwendung der in den SS 4 bis 8 getroffe- 
nen Beitimmungen die Bebauung oder Ingebrauchnahme 
von Grundftüden, die an, zur Zeit des Erlaſſes dieler 
Polizei-Verordnung bereit3 eröffneten und auf mindeſtens 
der Hälfte ihrer Länge bebauten Straßen oder Straßen: 
theilen liegen, entweder im Vergleich zur Höhe der, an der 
betreffenden Straße jtehenden Gebäude in unbilliger Weiſe 
eingeſchränkt, oder fonftwie in erheblicher Weiſe erjchwert 
oder unmöglich gemacht werden ſollte, angemefjene Erleichte- 
rungen eintreten zu lafjen; für unbebaute Grunditüde be- 
fteht dieje Ermächtigung jedoch nur bis zum 1. Januar 1900. 


2 BE us 


63 bleibt der Baupolizei: Behörde ferner das Recht 
vorbehalten, für öffentlihe Gebäude, Krankenhäuſer, Bil- 
dungs- und ähnliche gemeinnüßige Anjtalten, jowie für 
monumentale Privatgebäude überhaupt Ausnahmen zu 
»geitatten. 

Falls in beftimmten Bauquartieren die Bebauung mit 
Gebäuden von geringerer Höhe oder Anzahl von Gejchofien, 
als nach diefer Polizei-Verordnung geftattet jind, gewähr— 
leitet wird, fann der Magiſtrat eine entjprechende Erleichte- 
zung von den Beitimmungen de $ 4, IL, 1—5 und S 7, 
1—4 eintreten lafjen. 


Strafbeitimmungen und Zwangsmaßregeln. 

$ 13. 1. Zutiderhandlungen gegen dieje Beltim= 
mungen werden, injofern nicht jonjtige weitergehende Straf- 
bejtimmungen Plaß greifen, mit einer Gelditrafe von 3 bis 
30 Mark, im Unvermögensfalle mit entjprechender Haft, 
beitraft. 

2. Außerdem wird, wenn durch freiwillige Kandabtretung 
oder andere Maßnahmen des Grundjtücdbefiters bewirkt 
wird, daß der in $ 7 verlangte unbebaute Hofraum nicht 
mehr vorhanden ift, oder wenn Einfamilienhäujer, bei deren 
Errichtung von einer der erleichternden Beitimmungen der 
85 4, 6 und 7 Gebrauh gemacht ift, zu mehreren Woh— 
nungen verwerthet werden, oder wenn jonjtwie eine, den 
Beitimmungen dieſer Polizei-VBerordnung zumiderlaufende 
Bebauung oder Benußung von Grundſtücken eintritt, Die 
Beleitigung der, mit dieſer Verordnung in Widerſpruch 
ftehenden Verhältniſſe und Zuſtände erzwungen werben. 

3. Ylächenräume, deren Freilafjung von Gebäuden bei 
Ertheilung des Baubejcheides angeordnet oder vorausgejeßt 
worden iſt, bleiben, injoweit e3 jih um die nad Maßgabe 
diefer Polizei= Verordnung mindeſtens freizulafjenden 
Flächen handelt, mit diefer Bejchränfung auch dann belaftet, 
wenn fie abgetrennt werden, oder ganz oder theilweile durch 
Bejibwechlel in andere Hände übergehen, und dürfen daher 
bei Ertheilung fernerer Baubejcheide nicht in Betracht ge= 
zogen werden. 


Inkraftſetzung. 
8 14. Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage 
der Verfündigung in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 2. Juli 1897. 


Der Magiitrat (Baupolizei): 
Adides. 


(Berfündiget am 11. Juli 1897 im Städt. Anzeigebl. Nr. 55, 
©. 407 —16 und im Amt3bl. am 2. Juli 1897 ©. 265— 75.) 


4. 


| Belanntmahung 
betreffend die bei Regie-Bauarbeiten einzu- 
reichenden Nachweiſungen für die Unfall- 
Berjiherung. 


Die von dem Reichöverficherungsamte unter dem 12. 
Dezember 1887 erlaffene „Anleitung in Betreff der 
Nachweiſungen von Regie-Bauarbeiten“ wird nadı- 
jtehend wiederholt zur öffentlichen Senntniß gebracht und 
wird indbejondere darauf hingewieſen, daß Perſonen, 
welhe Bauarbeiten nicht gewerbsmäßig al3 Unternehmer 
jondern für ihre Rechnung (Regie-Bauarbeiten) aus- 
führen, nach dem Reichögejeße betr. die Unfall-Verſicherung 
der bei Bauten beichäftigten PBerjonen vom 11. Juli 1887 
(R.Geſ.“Bl. S. 287) verpflichtet find, für diejenigen Bau— 
arbeiten jeder Art, zu deren Ausführung einzeln genommen 
mehr als 6 Arbeitstage verwendet worden find, jeweils 
in den eriten 3 Tagen des folgenden Monats bei 
ihrem Bezirfsporfteher unter Benugung des vom Reichs— 
Verficherungs-Amte  vorgejchriebenen Formular? Nach— 
weifungen einzureichen, welche über die Arbeitätage und 
über die von den Berficherten hierbei verdienten Löhne 
Aufſchluß geben. ; 


———— 


. “s 
Formulare find in der Druderei von F. Körber, 
Brönneritraße 31 erhältlich, woſelbſt auch Sonderabzüge 
diefer Befanntmahung jammt der Anleitung zu haben find. 
Auskunft in zweifelhaften Fällen ertheilen die Bezirks— 
Borfteher und das Aftuariart des unterzeichneten Amtes. 
Die en der Einreihungsfrift ift mit 
Gelditrafe bis zu ME. 300 bedroht. Auch Fonnen 
die Berpflichteten durch Ordnungsitrafen bis zu 
Marf 100 zur Auskunftsertheilung angehalten 
werden, _ 
Frankfurt a. M., den 3. März 1896. 


Städtifches Gewerbe- und Verkehrs⸗Amt. 


Don dem Reichs-Verſicherungsamt unterm 12. Dezember 
1887 erlafjene Anleitung in Betreff der Nachweiſungen 
| von Negie-Banarbeiten.. 


1. Zur Einreihung von Nachweifungen find gemäß $ 22 
Abſatz 1 in Verbindung mit $ 4 Ziffer 4 Abſatz 1 des 
Bauunfallverficherungsgejeßed verpflichtet. Ä 

a) alle Brivatperionen, welche Bauarbeiten nicht gewerbs— 
mäßig, ala Unternehmer d 5. für ihre Rechnung 
ausführen, bezüglich dieſer Bauarbeiten; 

b) Kommunalverbände (Provinzen, Kreije, Stadt: und 
Landgemeinden, ſelbſtändige Gutsbezirke, Diſtriktsge— 
meinden in Bayern, Amtskorporationen in Württem— 
berg, Aemter in der Provinz Weſtfalen zc.) und andere 
Öffentliche Storporationen (3.3. Deich oder Meliorationd= 
verbände, Kirchengemeinden oder Stiftungen) welche 
Bauarbeiten ald Unternehmer in eigener Regie aus— 
führen. 

2. Nachweiſungen find einzureichen für diejenigen Baus 
arbeiten, zu deren Ausführung, einzeln genommen, mehr 
ala ſechs Arbeitstage thatſächlich verwendet worden find. 
Letzteres iſt ſowohl dann der Fall, wenn ein Arbeiter mehr 
als ſechs Arbeitstage thätig geweſen ift, als auch dann, 
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wenn mehr ale ſechs Arbeiter einen Arbeitstag thätig 
waren, al3 auch dann, wenn überhaupt Arbeiter zujammen 
mehr als ſechs Arbeitätage (Arbeitsjchichten, Tagewerke) 
aufgewendet haben. 


3. Bezüglich der Verpflichtung zur — einer 
Nachweiſung macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um 
einen Neubau oder um die Unterhaltung und Wiederherſtellung 
beſtehender Baulichkeiten handelt. 


ind 4. Nicht verpflichtet zur Einreichung von Nachweiſungen 
ind: 

a) das Reich und die Bundesſtaaten bezüglich derjenigen 
Bauarbeiten, welche von ihnen als Unternehmer aus— 
geführt werben; 

b) alle Eijenbahnvermwaltungen, einjchließlic der Ver— 
waltungen von Pferdebahnen, Arbeitsbahnen oder 
ähnlichen Unternehmungen, bezüglich derjenigen Bauten, 
welche von ihnen für eigene Rechnung (in eigener Regie, 
ohne Mebertragung an einen anderen Unternehmer, 
durch direft angenommene und gelohnte Arbeiter und 
Betrieb3beamte) ausgeführt werden; 

c) Perſonen, welche gewerb3mäßig Bauarbeiten (Hoch— 
oder Tiefbauarbeiten) ausführen, bezüglich Ddiejer 
Arbeiten; 

Unternehmer, welche Bauarbeiten ausführen, die als 
Nebenbetriebe oder Theile eines anderen Betriebes 
anderweit verlicherungspflichtig find. 

Die laufenden Reparaturen an den zum Betriebe 
der Land» und Forftwirtbichaft dienenden Gebäuden 
und die zum MWirthichaftöbetriebe gehörenden Boden— 
fultur= und jonftigen Bauarbeiten, inöbejondere die 
diefem Zweck dienende Herſtellung oder Unterhaltung 
von Wegen, Dämmen, Kanälen und Waflerläufen, 
gelten al3 Theile des land- und forjtwirthichaftlichen 
Betriebes, wenn fie von Unternehmern land= und forſt— 
wirthichaftlicher Betriebe ohne Uebertragung an andere 
Unternehmer anf ihren Grundjtüden ausgeführt 
werden. Wenn aber folche Bauarbeiten nicht von 
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dem Unternehmer desjenigen land» und forftwirth- 
Ichaftlichen Betriebes, zu deſſen Gunften fie vorge- 
nommen werden, für eigene Rechnung ausgeführt 
werden, jo gelten fie nicht als Theile bieles Betriebes. 
- Die laufenden Reparaturen an den Gebäuden, welche 
zu den im $ 1 des Unfallverficherungsgejeßed vom 
6. Juli 1834 gedachten Betrieben dienen, und die zum 
laufenden Betriebe gehörenden Bauarbeiten gelten ala 
Theile des Fabrik» zc.= Betriebes, wenn fie von dem 
Unternehmer de3 Fabrik- ꝛc.- Betriebes ohne Ueber— 
tragung an andere Unternehmer auf feinem Grund- 
ftüde ausgeführt werden. 


5. Die Verpflichtung zur Einreihung von Nachweiſungen 
Tällt weg. 

a) für Kommunalverbände oder andere ‚öffentliche Korpo= 
rationen, wenn diejelben bezüglich aller oder einzelner 
Arten der von ihnen als Unternehmer ausgeführten 
Bauarbeiten derjenigen Berufögenofjenjchaft, welche in 
dem betreffenden Bezirke für die Gewerbetreibenden 
der betreffenden Art errichtet iſt (Tiefbau-Berufs— 
genoſſenſchaft oder die betreffende Baugewerks-Berufs— 
genoſſenſchaft), durch eine von ihrem DVorftande abge= 
gebene entjprechende Erklärung ala Mitglied beige- 
treten find, bezüglich derjenigen Arten von Baus 
arbeiten betreff3 deren die Erklärung abgegeben 
worden ilt; 

b) für Kommunalverbände oder andere öffentliche Korpo— 
rationen, jofern die Landes-Zentralbehörde auf deren 
Antrag erklärt hat, daß fie zur Uebernahme der durch 
die Verficherung entitehenden Laften für leiſtungsfähig 
zu erachten find; 

<) für Kommunalverbände, öffentliche Korporationen und 
andere Bauherrn, welche regelmäßig ohne Mebertragung 
an andere Unternehmer Bauarbeiten ausführen, wenn 
auf ihren Antrag von der Verwaltung der mit ber 
Berufsgenoſſenſchaft verbundenen Verſicherungsanſtalt 
der Betrag der der Berechnung der Prämien zu 
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- Grunde zu legenden Arbeitslöhne und Gehälter im 
Pauſch und Bogen feſtgeſetzt worden iſt ($ 29 des 
Bauunfallverjicherungsgejeßes). 


6. Nachweiſungen find vorzulegen für Bauarbeiten jeder 
Art, alfo für Maurer, Zimmer-, Dachdeder-, Steinhauer=, 
Brunnenarbeiter, Tüncher=, Verputzer⸗ (Weißbinder)⸗, Gypſer⸗, 
Stuckateur-, Maler: (Anſtreicher), Glaſer-—⸗Klempner⸗- und 
Lackirerarbeiten, bei Bauten, für die Anbringung, Abnahme, 
Verlegung und Reparatur von Blitzableitern, für Schreiner- 
(Tiſchler) Einjeßer:, Schloffer- und Anjchlägerarbeiten bet 
Bauten für Eijenbahn-, Kanal-, Wege-, Strom-, Deich-, 
Melorationg-, Entwäfjerungd-, Bewällerungd-, Draintrungs>» 
und andere Erd-Bauarbeiten, für Ofenſetzen, Tapezieren 
(Zapetenankleben), Stubenbohnen, Anbringung, Abnahme 
und Reparatur von Wetter-Rouleaur (Marquijen, Ja— 
loujien) ꝛc. — 


7. Wenn ein Baugewerbetreibender eine Bauarbeit aus— 
führt, welche zu ſeinem gewerbsmäßigen Betriebe nicht ge— 
hört, auch nicht zu demſelben in dem Verhältniſſe eines 
Nebenbetriebes ($ 9 Abſatz 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
bezw. 89 Abſatz 2 des Bauunfallverſicherungsgeſetzes) ſteht, 
ſo iſt bezüglich dieſer Bauarbeit eine Nachweiſung ebenſo 
einzureichen, als wenn ein Nichtgewerbetreibender eine Bau— 
arbeit ausführt. Es iſt z. B. eine Nachweiſung vorzulegen, 
wenn ein Bauſchloſſer im Regiebetriebe für ſich ein Wohn— 
haus errichtet. | 

3. Eine Nachweifung ift nicht einzureichen bezüglich 
jolcher Bauarbeiten, welche eine Privatperfon für ihre 
Rechnung (al3 Unternehmer) allein und ohne Gehülfen und- 
fonftige Arbeiter ausgeführt hat. Dagegen ilt eine Nach— 
weijung einzureichen, wenn bei der Ausführung einer Baus 
arbeit ein YFamilienangehöriger de3 Unternehmens als Ges 
hülfe oder ſonſtiger Arbeiter beichäftigt war, mit Ausnahme 
der Ehefrau, welche niemals al3 eine von ihrem Ehemann - 
beichäftigte Arbeiterin gilt. Im Uebrigen ift die Pflicht 
zur Einreichung der Nachweilungen weder von der Zahl der 
bei der Ausführung der Bauarbeiten bejchäftigten Arbeiter, 
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noch von der Art der Ausführung (Handbetrieb, Motoren- 
betrieb 2c.) abhängig. 
9. Zur Erreihung der Nachweilung verpflichtet ijt der 
Unternehmer der Bauarbeit oder jein gejeßlicher Vertreter. 
Als Unternehmer im Sinne de3 Rn ae 
geſetzes gilt bei Bauarbeiten, welche nicht in einem gewerbs— 
mäßigen Baubetriebe ausgeführt werden, derjenige, für 
deſſen Rechnung diejelben ausgeführt werden. 
Für die Verpflichtung zur Einreihung der Nach— 
weilungen ift e3 an fih ohne Bedeutung, ob der Unter- 
nehmer eine phyſiſche oder juriftilche Perjon, ein Kommunal- 
verband oder eine Privatperjon ift. 


10. Die Einreihung der Nachweilungen bat vom 1. 
Sanuar 1888 ab zu erfolgen, d. h. es find eritmalig für 
die im Monat Januar 1383 ausgeführten Bauarbeiten 
Nachweiſungen einzureichen. Die Einreichung muß längſtens 
binnen drei Tagen nach Ablauf des Monats, aljo für die 
im Monat Januar ausgeführten Bauarbeiten längſtens bis 
zum 3. Februar einjchließlich geichehen. 

11. Wenn der dritte Tag eines Monats ein Sonntag 
oder allgemeiner Feiertag ift, jo endigt die Friſt zur 
Vorlegung der Nachweilung für die im vorhergehenden 
Monat ausgeführten Bauarbeiten mit Ablauf des nädhit- 
folgenden Werktages. 


12. Wenn eine einzelne Bauarbeit, zu deren Ausführung 
mehr ala ſechs Arbeitstage thatſächlich verwendet werden, 
fich über zwei Monate erjtredt, und auf den erſten Monat 
nur jech3 oder weniger ala ſechs Arbeitstage entfallen, jo 
it für den erjten Monat feine Nachweilung vorzulegen. 
Dagegen find in der Nachweilung für den zweiten Monat 
die ſämmtlichen auf die Ausführung der Bauarbeit bis 
dahin verwendeten Arbeitstage, jowie die jämmtlichen von 
den DVerficherten dabei verdienten Löhne und Gehälter auf: 
zunehmen. 

Zum Beilpiel: ein Privatmann läßt durch einen Dach: 
dedergejellen, welcher gerade außer Arbeit fteht, das Dach 
jeine3 Hauſes umdeden. Die Arbeit, welche 8 Arbeitstage 
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in Anſpruch nimmt, wird am 30. Januar 1888 begonnen 
und — da der 5. Februar ein Sonntag ift — am 7. Februar 
beendigt. In diefem Falle ift für den Monat Januar feine 
Nachweifung vorzulegen; dagegen tft eine folche für dem 
Monat Februar einzureichen und find in derjelben die ſechs 
Arbeitätage, welche im Monat Februar auf die Ausführung 
de3 Dachumdeckens verwendet worden find, und die zwei 
Arbeitötage des Monat3 Januar nebit allen von den Ver— 
ficherten bierbei verdienten Löhnen und Gehältern aufzu= 
führen. 

- Menn dagegen eine Bauarbeit jich über zwei Monate 
eritredt, in jedem Monat aber mehr als ſechs Arbeitätage 
zu ihrer Ausführung verwendet worden find, jo iſt für 
jeden diejer Monate eine bejondere Nachweilung rechtzeitig 
einzureichen. 

Gejeßt 3. B., die oben aufgeführte Arbeit des Dach— 
umbdedend hätte vierzehn Arbeitstage erfordert und vom . 
24. Januar bis 8. Februar 1888 gewährt, jo müßte für 
die im Monat Januar auf die Ausführung verwendeter 
jieben Arbeitötage jpäteltend am 3. Februar eine Nachweijung 
eingereicht werden, dedgleichen für die im Monat Februar 
verwendeten ſieben Arbeitätage jpäteiten? am 3. März. In 
der Nachweilung für den Monat Januar wäre auf Seite 1 
des Formulars die Frage g mit „Nein“ zu beantworten; 
dagegen wären in der Nachweijung für den Monat Februar 
auf Seite 1 de3 Formulars die Fragen e, f und g mit 
„Ja“ zu beantworten. 

Gleiches gilt, wenn eine Bauarbeit fich über zwei Monate 
eritrect und im erſten Monat mehr als jechd, im zweiten 
Monat nur jechd oder weniger als ſechs Arbeitätage zu 
ihrer Ausführung verwendet werden. In diefem Falle ift 
nicht nur für den eriten Monat, jondern auch für den 
zweiten, obgleich in diefem, für fich allein genommen, nicht 
mehr als ſechs Arbeitätage verwendet worden find, eine 
Nachweifung vorzulegen. In der Nachweilung für den 
zweiten Monat tjt hierbei duch Bejahung der auf Seite 1 
des Formulars unter lit. e geitellten Frage erjichtlich zu 
machen, daß die Bauarbeit, auf deren Ausführung im zweiten 


a, 


Monat Arbeitstage verwendet wurden, eine ſchon im vor= 
vergangenen Monat begonnene, im Ganzen mehr ald ſechs 
Arbeitötage erfordernde Bauarbeit war. Wenn 3. B. die 
mehrerwähnte Arbeit de3 Dachumdeden? am 20. Januar 
1888 begonnen und am 4. Februar geendigt hätte, jo wäre 
der Unternehmer verpflichtet, für die im Monat Januar auf 
die Ausführung verwendeten zehn Arbeitstage (und den 
hierauf treffenden Lohn) jpäteltens am 3. Februar eine 
Nachweiſung einzureichen und für die im Monat Februar 
hierauf verwendeten vier Arbeitstage ſpäteſtens am 3. März 
eine weitere Nachweilung vorzulegen. 

13. Für die einzureichenden Nachweifungen ift das oben 
abgedrudte Formular*) zu benußen. 

Eine Nachweilung iſt nur vorzulegen für diejenigen 
Monate, in welchen Bauarbeiten ftattgefunden haben. 

14. In der Nachweifung find die in dem betreffenden 
Monat bei Ausführung der Bauarbeit verwendeten Arbeit3- 
tage (einjchließlich der halben und Viertels-Arbeitstage) an= 
zugeben, deögleichen die von den Berficherten hierbei ver— 
dienten Löhne und Gehälter. 

Wenn die Arbeiter nicht nach Taglöhnen, ſondern nach 
einer Affordfumme bezahlt wurden, jo iſt der verdiente 
Lohn nach Maßgabe der in jedem Monat auf die Aus— 
führung verwendeten Arbeitszeit zu berechnen und im die 
Nachweiſung des betreffenden Monats einzujtellen. 

In die Nachweilungen find die von den Berficherten 
verdienten Löhne und Gehälter voll einzujegen, auch wenn 
fie den Betrag von vier Mark für den Arbeitstag überfteigen. 

Als Gehalt oder Kohn gelten auch Tantiemen und 
Naturalbezüge, letztere nach Ortsdurchſchnittspreiſen berechnet. 

Die Arbeitstage, Löhne und Gehälter der bei den Bau— 
arbeiten bejchäftigten Betriebsbeamten, deren Jahresarbeits— 
verdient an Lohn oder Gehalt 2000 Mark überfteigt, find 
in die Nachweilungen nicht aufzunehmen. 

15. In den Nachweifungen find der Gegenitand der 
Bauarbeit und die Art des Betriebes genau zu bezeichnen, 
in3bejondere ob derjelbe Lediglich ein Handbetrieb iſt oder 


*) Siehe Nr. 19 des Amtsblatts vom 7, Januar 1896 Nr. 1. 
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unter Benutzung elementarer Kräfte (Wind, Waſſer, Dampf, 
Gas, heiße Luft 2c.) erfolgt. 

Wenn bei der Ausführung einer Bauarbeit mehrere 
Arten (Kategorien) von Bauarbeiten vertreten waren — 
3. 8. bei der Ausführung eines Schuppens fanden Maurer=, 
Zimmer und Dachdederarbeiten ftatt —, jo jind die ſämmt— 
lichen Arten anzugeben, und, wenn möglich, für jede Art 
die verwendeten Arbeitstage und die verdienten Löhne ge= 
trennt aufzuführen. it letzteres nicht angängig, jo ift die 
Hauptfategorie bejonder3 hervorzuheben. | 

16. Die Nachweilung iſt der von der Bentralbehörde 
beftimmten zuftändigen Behörde vorzulegen, in deren Bezirk 
die Bauarbeit ausgeführt wurde. 

Für jedes einzelne Bauobjekt ift eine bejondere Nach— 
weilung einzureichen. 

17. Iſt der Unternehmer einer Bauarbeit zweifelhaft 
ob er eine Nachweifung vorzulegen habe, jo wird derjelbe 
gut thun, die Einreihungzfrift nicht unbenußt verftreichen 
zu lafjen, wenn er ficher jein will, den aus der Nichtein- 
reichung einer vorzulegenden Nachweilung fich ergebenden 
Nachtheilen zu entgehen. Hierbei bleibt ihm unbenommen, 
in der Spalte „Bemerkungen“ die Gründe anzugeben, aus 
denen er jeine Verpflichtung zur Einreichung einer Nach— 
weilung bezweifelt. | 

18. Schließlich werben die betheiligten Unternehmer 
noch beſonders darauf aufmerfjam gemacht, daß, wenn fie 
die vorgeſchriebene Nachweifung nicht rechtzeitig oder nicht 
vollftändig einreichen, die von der Landes-Zentralbehörde 
bejtimmte Behörde die Nachweifungen nach ihrer Kenntniß 
der Verhältniſſe jelbft aufzuftellen oder zu ergänzen hat. 
Sie fann zu diefem Zweck die Verpflichteten zu einer Aus— 
funft innerhalb einer zu beftimmenden Frilt durch Geld- 
ftrafen bi3 zu 100 Mark anhalten. 

Ferner können Unternehmer, welche den ihnen obliegenden 
Berpflichtungen in Betreff der Einreichung der Nachweilungen 
nicht rechtzeitig nachkommen, mit einer Ordnungaftrafe bis 
zu 300 Mark belegt werden, und endlich können gegen 
Unternehmer Ordnungsftrafen bi3 zu 500 Mark verhängt 
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werden, wenn die von ihnen eingereichten Nachweiſungen 
unrichtige thatſächliche Angaben enthalten. 
(Städt. Anzeigeblatt v. 1896. ©. 165 — 167.) 


5. 
Bekanntmachung. 

Die nachſtehende auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung be— 
ruhende, vom Bezirks-Ausſchuß in Wiesbaden genehmigte 
Zufat-Beitimmung zum Ortsitatut, betr. die Errid- 
tung‘ einer ftäbtifden Arbeitspermittelungsitelle in 
Frankfurt a. M. vom 18. Januar 1895*) wird hier- 
mit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Frankfurt a. M., den 29. Dezember 1896. 

Der Magiitrat. 
Adides. 





Zujat-Beitimmung 
zum 
DOrtsftatut, betr. die Errichtung einer ſtädtiſchen 


Arbeitsvermittelungsftele in Frankfurt a. M. vom 


18. Januar 1895. 
Einziger Artikel. 
Der $2 des vorbezeichneten Ortsftatuts erhält folgen- 


den Zujaß: 


„Berweigern die Arbeitnehmer oder die Arbeit- 
eber des Gewerbegerihts die Bornahme der 
ahl, jo werden die Mitglieder der Kommiifion 
für die Dauer der Wahlperiode von der Stadt- 
verordnneten-Berfammlung gewählt.“ 


Granffurt a. M., den 11. Dezember 1896. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigeblatt v. 1896. Nr. 16. S. 103.) 


*) Siehe Bd. VII. dieſer Eammlung S. 150—153 


6. 
Befanntmahung. 


Die nachftehenden, auf übereinftimmenden Beſchlüſſen 
des Magiftrat3 und der Stadtverordneten-Verſammlung 
beruhenden, die Anſtellungs- und Gehaltöverhältniffe der 
Gemeindebeamten betreffenden Bejtimmungen, nämlich 

1. GehaltSordnung für die Gemeindebeamten der 

Stadt Frankfurt a. M., 

2. zn die Vergütung für Dienftwohnungen 
etr., 
3. Dienftordnung für Die Gemeindebeamten der 

Stadt Frankfurt a. M., 
werden hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 


Frankfurt a. M., den 20. März 1896. 


Der Magiitrat. 
Adide2. 


I. Gehaltsordnung 
für die 
Gemeindebeamten der Stadt Frankfurt a. M. 


Gehaltsklafjen und -Stufen, Bejoldungsplan. 


Z 1. Die Gehalte der Gemeindebeamten jind, mit 
Ausnahme derjenigen Stellen, für welche durch Beichluß. 
der jtädtijchen Behörden abweichende Beltimmungen getroffen 
werden, nach folgenden Klaſſen und Stufen geordnet 


Klafjela 5700-6000-6300-6600-6900-7200 M., 

„ I  4700-5000-5300-5600-5900-6200-6500 ME., 
_„ ZI 4000-4300-4600-4900-5200-5400-5600-5800R.,. 
„III 3000-3200-3400-3600-3750-3900-4050-4200 „ 

„ 1V 2300-2500-2700-2900-3050-3200-3350-3500 „ 
„V  2000-2100-2200-2300-2400-2500-2550-2600 , 
VI 17001800- 1900-2000-2050-2 100. 2150.2200, 
„  V111400-1500-1550-1600-1650-1700-1750-1800 „ 
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8 2. Der angeſchloſſene Bejoldungsplar enthält die 
Eintheilung der Gemeindebeamtenjtellen in die durch $ 1 
feitgeitellten Gehaltsklaſſen. 

Bei Errichtung neuer Stellen wird zugleich die Ge— 
haltsklaſſe bejtimmt, welcher die Stelle angehören foll, und 
legtere dementjprechend in den Beſoldungsplan aufge= 
nommen. 

8 3. Die Auszahlung der Gehalte erfolgt viertel- 
jährlid am 1. April, 1. Juli, 1. Oftober und 1. Januar 
im voraus. i 


8 4. Die Gehalte werden in der Stufenfolge gewährt, 
daß der neu angejtellte, bezw. beförderte Beamte mit dem 
Anfangsgehalt der betreffenden Klaffe beginnt und je nach 
Ablauf von 3 Dienjtjahren in die nächlthöhere Stufe diejer 
Gehalt3klafje aufrüdt; ein Rechtsanſpruch auf dag Auf- 
fteigen in den Gehaltaftufen fteht den Beamten jedoch nicht 
zu. Insbeſondere ijt der Magiltrat berechtigt, wenn nad) 
jeinem Ermeſſen gegen die Berufstüchtigfeit, den Fleiß oder 
die dienftliche Führung eines Beamten begründete Aus— 
tellungen vorliegen, das Aufrüden desjelben in die höheren 
Gehaltsſtufen ganz oder zeitweilig zu filtiren. Gin jolcher 
Beſchluß ift dem Beamten mitzutheilen. > 

Das Auffteigen in den Gehaltäftufen findet augjchließ- 
lich am 1. April ſtatt. Zu diefem Behuf wird die Dienjt- 
zeit, wenn der Gehaltsbezug in der betreffenden Gehalt3- 
fafje in der Zeit vom 1. April bis 30. November beginnt, 
von dem 1. April des betreffenden Kalenderjahres, wenn 
berjelbe in der Zeit vom 1. Dezember bis 31. März be- 
ginnt, von dem nächſten 1. April an berechnet. 


Unitandige Einnahmen und Naturalbezüge. 

8 5. sn den Gehalt der Klaſſe und der Gehaltzitufe 
werden unftändige Einnahmen jowie Naturalbezüge (Holz, 
Licht, Wohnung u. ſ. w.), oder an die Stelle jolcher Natural— 
bezüge getretene Entſchädigungen, nach einen ermittelten 
und fejtgejeßten abgerundeten Anjchlage eingerechnet. 

Die Ermittelung und Feſtſtellung findet, joweit nicht allge= 
meine oder für einzelne Stellen geltende Beftimmungen 
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beſtehen, bei Anſtellung eines Beamten in einer mit den 
vorgedachten Einnahmen verbundenen Stelle, bezw. bei 
Ueberweiſung ſolcher Einnahmen an einen Beamten, durch 
den Magiſtrat im Einvernehmen mit der Stadtverordneten— 
Verſammlung ſtatt. Dem Beamten ſteht übrigens ein 
Recht auf den Bezug oder Fortbezug der mit der Stelle 
verbundenen unſtändigen Einnahmen oder Naturalbezüge 
nicht zu. Vielmehr können ſolche jederzeit ganz oder theil— 
weiſe aufgehoben oder herabgeſetzt werden. 


Beſondere Gehaltsfeſtſetzungen. 


86. Bei Anſtellung von Gemeindebeamten werden 
die denſelben zu gewährenden Gehaltsbezüge nach den Be— 
ſtimmungen des Beſoldungsplanes bemeſſen. Es kann 
jedoch in Fällen beſonderer Art, wenn der normalmäßige 
Gehaltsanſatz zur Gewinnung völlig befähigter Perſönlich— 
keiten nicht ausreicht, dem Anzuſtellenden der ſofortige 
Eintritt in eine der höheren Gehaltsſtufen der betreffenden 
Klaſſe, oder ſelbſt ein darüber hinausgehender Gehalt, be— 
willigt werden. 

Letzteren Falles wird der den normalmäßigen Anſatz 
überſteigende Theil des Gehalts als BPerjonal = Zulage 
gewährt. 
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Uebergang in andere Stellen. 


8 7. Wenn ein Gemeindebeamter aus einer Stelle 
in eine andere der nämlichen Gehaltsklaſſe übergeht, jo 
‚werden ihm die Dienftjahre der früheren Stelle angerechnet. 

$ 8 Solchen zu Gemeindebeamten erwählten Pers 
ſonen, welche bereit3 in Stellen gleicher oder ähnlicher 
Kategorie als Hülfsbeamte oder Vikare verwendet wurden, 
fann in Anjehung der Einweiſung in die Gehaltäftufen 
die bisherige Dienftzeit ganz oder theilweile angerechnet, 
Beamten, welche ihre bisher innegehabte feſte Stelle mit 
einer anderen der nämlichen Gehaltsklaſſe zu vertaufchen 
berufen jind, kann mit dem Eintritt in dieſe andermeite 
Stelle der alabaldige Eintritt in eine höhere Gehaltsſtufe 
gewährt werden. 


— 
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$ 9. Ein Beamter, welcher in eine höhere Gehalts— 
klaſſe verjeßt wird, tritt jofort in diejenige Stufe der neuen 
Gehaltsklaſſe ein, welche ſeinem zuletzt bezogenen Gehalte 
mindeſtens gleihfommt. Zugleich ift der Termin des Auf: 
rüdens in die nächithöhere Stufe derart zu beftimmen, daß. . 
der Beamte auch Fünftig mindeſtens den gleichen Gehalt 
empfängt, welchen er in feiner bisherigen Stelle bezogen 
haben würde. 
Nebenbezüge. 
$ 10. Die Gemeindebeamten dürfen neben dem Ge— 
halt, welcher zufolge de3 Beſoldungsplans mit ihrer Stelle 
verbunden ift, nicht gleichzeitig noch einen anderen ftändigen 
Gehalt für weitere ihnen übertragene Funktionen beziehen. 
Ausgenommen hiervon find nur diejenigen Gemeinde— 
beamten, welchen von den jtädtijchen Behörden neben ihrem 
Dienjte eine Privatpraris ausdrüdlich geftattet, oder welchen 
organijationdgemäß die Verſehung gewiſſer andermweiter 
Amtsgeſchäfte gegen entiprechendes Honorar zugewiejen ift. 
Sterbequartal. 
$ 11. Beim Ableben von aktiven und penfioniertem 
Gemeindebeamten der im $ 1 näher bezeichneten Gehalts— 
klaſſen ift für die 3 auf den Sterbemonat folgenden Monate 
den Wittiven, bezw. wenn ſolche nicht vorhanden find, den 
ehelichen Nachfommen derjelben, der Gehalt, bezw. die 
Penfion (:injoweit die Auszahlung nicht. bereit3 im voraus 
erfolgt ijt:) abzüglich der etwa den Hinterbliebenen für dieje 
Beit zuftehenden Wittwen- und Waijenpenfion auszuzahlen. 
Taggebühren. 
$ 12. Die Taggebühr für Vikare und Hülfgbeamte 
wird bei Gemeindebeamtenftellen 
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in der Art feftgejeßt, daß nach länger als ein Jahr an— 
dauernder Verwendung in der nämlichen Stelle oder in 
einer Stelle der nämlichen Kategorie eine höhere Vergütung 
innerhalb der Grenzen der vorſtehend normirten Gebühr 
der betreffenden Klaſſe vom Magiftrat bewilligt werden kann. 


Zeit des Inkrafttretens. 


$ 13. Diefe Gehaltsordnung tritt an Stelle der 
Regulative vom 26. Septenber 1884 jowie vom 28. März 
1890, die Gehalte der Gemeindebeamten betr, am 1. April 
1895, mit der Beſchränkung in Kraft, daß diejelbe auf die 
Beamten der Berufsfeuerwehr vom Feldwebel aufwärts 
überhaupt, jowie auf die von Bodenheim übernommenen 
Beamten bis auf weitered feine Anwendung findet. Die 
Beltimmungen des $ 12 treten erſt mit dem Tage der 
Veröffentlichung diefer Gehaltsordnung in Kraft. 

Beamte, welche in der Zeit zwiſchen dem 1. April 
1895 (einjchlieglih) und dem Erlaß dieſer Gehalt3ordnung 
in eine der bejtehender Gehaltsklaſſen eingewiejen wurden, 
gehen nach Erlaß derjelben mit Rückwirkung vom Ein- 
mweijungstermine an in die der alten Gehaltäflaffe ent— 
Iprechende neue Klafje über. 


Vebergangsbeitimmungen. 


$ 14. Diejenigen Beamten der jeitherigen Gehalt3- 
flafjen I, IL, VII und VIII, welde am 31. März 1895 
bereit3. im Dienft ftanden und nicht unter die Beltimmungen 
der 88 9, 17 oder 18 diejer Gehalt3ordnung fallen, werden 
am 1. April 1895 nach ihrem angerechneten Dienftalter 
in die biernach ſich ergebenden Stufen der entjprechenden 
neuen Gehaltäflaffen L, IL, V und VI eingewiejen. 

Das Aufrüden in die nächjthöhere Stufe wird gleich- 
Tall3 durch diejes Dienſtalter bejtimmt, mit der Maßgabe, 
daß dasſelbe ausſchließlich am 1. April ftattfindet, und 
zwar, wenn das Auffteigen nach den bisherigen Beltim- 
mungen am 1. Juli oder 1. Oftober zu erfolgen hätte, am 
vorhergehenden 1. April, wenn dasfelbe auf den 1. Januar 
gefallen wäre, am nachfolgenden 1. April. 


— 


—— 


Soweit die in ber ſeitherigen Gehaltsklaſſe VIII ftehen- 
den Nachtwachtrottmeiſter noch eine Gehaltszulage beziehen, 
fommt dieſelbe vom 1. April 1895 an in Wegfall. 


$ 15. Diejenigen Beamten der jeitherigen Gehalt3- 
Zlaffen III, IV, V und VI, welde am 31. März 1895 
bereit3 im Dienft ftanden und nicht unter die Beftimmungen 
der SS 9, 17 oder 18 diefer GehaltZordnung fallen, erhalten 
am 1. April 1895 eine Zulage von 200 M. und steigen 
jodann nach je 3 Dienjtjahren um je 180 M. biß zum 
Höchitgehalt 

von 4800 M. für die feitherige Gehaltsklaſſe ILL, 

der neuen Gehaltsklaſſe III für die jeitherige Gehalt3- 

klaſſe IV, 
e neuen Gehaltsklaſſe IV für die jeitherigen Gehalts- 
Hafen V und VI. 

Das erſte Aufrüden erfolgt indeflen, wenn das Auf: 
jteigen in der jeitherigen Klafje an einem früheren Termin 
ala am 1. Januar 1898 ftattgefunden hätte, nicht erſt am 
1. April 1898, jondern an jenem früheren Termin, wobei 
jedoch die Aufrüdungstermine des -1. Juli und 1. Oftober 
auf den vorhergehenden 1. April und der Aufrüdungs- 
termin des 1. Januar auf den nachfolgenden 1. April ver— 
legt werden. 


$ 16. Die dermaligen Beamten der jeitherigen Ge— 
haltsklaſſe IX werden, wenn fie am 31. März 1895 bereits 
im Dienft jtanden und nicht unter die Beitimmungen der 
3 9 17 oder 18 dieſer Gehaltsordnung fallen, am 
9 April 1895 nach ihrem angerechneten Dienftalter in die 
entjprechenden Stufen der Gehaltäflaffe VII des $ 1, bie 
jenigen der jeitherigen Gehaltsklaſſe X unter der nämlichen 
Vorausſetzung am gleichen Tage und nach den nämlichen 
Grundjägen in folgende Uebergangsklaſſe mit dreijährigen 


Stufen 
1100-1200 1250—1300— 1350 — 1400 — 1450 — 
1500— M. 


eingewieſen. 
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Das Aufrüden in die nächithöhere Stufe erfolgt im 
allen Fällen des vorhergehenden Abſatzes nach Maßgabe 
der Beitimmungen in $ 14, Abjaß 2. 

Die Auszahlung der Gehalte erfolgt an diejenigen Be— 
amten der jeitherigen Gehaltsklaſſe IX, deren Stelle nicht 
in die neue Gehaltzflaffe VII eingewiejen find, jowie ar 
jämmtliche Beamte der jeitherigen Gehaltsflafje X monatlich 
postnumerando. 

Die Gehaltszahlung ruht für die im vorhergehenden 
Abſatz bezeichneten Beamten jolange und joweit, als die— 
-jelben auf Grund der reichögejeglichen Beitimmungen über 
Unfallverfiherung Seiten? der Stadt (Städtilhe Bau . 
unfallverficherung) oder einer Berufsgenoſſenſchaft eine Rente 
beziehen. 

$ 17. Diejenigen Beamten der Jeitherigen Gehalts— 
flajje I, deren Stelle in die Gehaltäflafje Ia des $ 1 ver— 
legt find, werden am 1. April 1895 in diejenige Stufe der 
leßteren eingewiejen, welche der Zahl nad) der Stufe der 
jeitherigen Klaſſe I entjpricht, in der fie fih an dem ge= 
dachten Tage befinden. 

Das Aufrücden derjelben in nächithöhere Stufe erfolgt | 
ipätejtend am 1. April 1898, wenn dasjelbe aber in der 
jeitherigen Klaſſe I an einem früheren Termine ala am 
1. Januar 1898 jtattgefunden hätte, an diefem früheren 
Termine, wobei jedoch die Aufrüdungdtermine des 1. Juli 
und 1. October auf den vorhergehenden 1. April und der 
Aufrüdungstermin de3 1. Januar auf den nachfolgenden 
1. April verlegt werden. 

Auf die Jonftigen Beamten, deren Stellen durch den 
angejchlofjenen Beſoldungsplan in eine höhere als die der 
jeitherigen Gehaltsklaſſe entjprechende Gehaltsklaſſe verjegt 
find, findet der $ 9 diefer Gehaltordnung Anwendung. 

Der Stabdtlefretär, der Vorfieher des Stadtarchivs II, 
jowie der Direktor de3 Schlacht und Viehhofes werden für 
ihre Berjonen den Beamten der jeitherigen Gehaltzklafje I 
gleichgeitellt, deren Stellen in die Gehaltsklaſſe Ia des $ 1 
verſetzt jind. 





— 49.— 


Die zwei Bauinfpeftoren und der Betriebsinjpeftor des 
Tiefbauamtes jowie der jeitherige Vorſteher der Vermeſſungs— 
abtheilung erhalten mit Rüdficht auf die beabfichtigte Um— 
geftaltung des Tiefbauamtes für jedes der beiden jahre 
1895/6 und 1896/7 zu ihren nach den bisherigen Beftim- 
mungen zu berechnenden Gehalten eine Zulage von je 300 
Mark. 


—8 18. Beamte, welche in der Zeit zwijchen dem 1. April 
1894 und dem Inkrafttreten diejfer Gehaltsordnung in eine 
beitimmte Gehaltsklaſſe, jedoch ohne Bezeichnung der Stufe, 
eingewiejen wurden, treten am 1. April 1895, bezw. mit 
den Tage der jpäter erfolgten Einweijung, in diejenige Stufe 
der enijprechenden neuen Gehaltäflaffe, welche dem ihnen 
gewährten Gehalte mindeſtens gleichfommt, mit dem Dienft- 
alter der erfolgten Einweijung in die alte Gehaltsklaſſe, ein. 


$ 19. Die nach diefer Gehaltordnnng eintretenden 
Gehaltserhöhungen werden nur mit der Maßgabe gewährt, 
daß fie bei der Bemefjung der Penſion dann außer Anja 
bleiben, wenn hierbei da3 geſammte Dienfteinfommen (ab— 
züglich diejer Gehaltserhöhung) oder ein Theil dezjelben auf 
Grund früherer gejehlicher, regulativmäßiger oder vertrag: 
liher Beltimmungen mit einer größeren als der durch die 
Dienftordnung vom heutigen Tage fejtgefegten Quote zur 
Berechnung fommt. 

Die Beamten können indejlen die Penfionierung auf 
Grund der Dienftordnung vom heutigen Tage unter Mit- 
berücjichtigung der durch die gegenwärtige Gehalt3ordnung 
eingetretenen Gehaltserhöhung verlangen, wenn die Benfion 
jich hiernach günftiger ftellt ala bei Berechnung derſelben in 
Gemäßheit der Beltimmungen des vorhergehenden Abjates. 

Unter Gehaltzerhöhung im Sinne diejfes $ iſt derjenige 
Betrag zu verjtehen, um welchen der Gehalt eines Beamten 
zur Zeit der Verſetzung in den Ruheſtand denjenigen Gehalt 
überfteigt, welchen der Beamte zu diefem Zeitpunfte in der 
Gehaltäflafje, in welcher er am 31. März 1895 ftand, nad) 
den am lebteren Tage geltenden Beitimmungen bezogen 
haben würde. 

4 


zu Hi 


8 20. Sofern einem Beamten nach den bisherigen 
Beltimmungen zeitweilig höhere Gehaltsfäße zujtehen würden, 
bleiben biejelben für dieſe Zeit beſtehen; ebenjo bleibt ber 
Anſpruch auf dad Sterbequartal den Hinterbliebenen aller 
der Beamten erhalten, welchen berjelbe nach den beftehenden 
Beltimmungen zufteht. 


$ 21. Die Beamten, welche unter den $ 13 Abſatz 2 
fowie unter die Webergangsbeftimmungen diejer Gehalt3- 
ordnung fallen, haben feinen Rechtsanſpruch auf die Ge— 
währung der durch diefe Gehaltsordnung feitgejegten Ge- 
balt3erhöhungen oder Jonjtigen Vortheile. Der Magiftrat 
it indbejondere ermächtigt, bezüglich derjenigen Beamten, 
welche gegen ihre Einweilung oder ſonſtige Behandlung in 
Gemäßheit diefer Gehaltsordnung Einwendungen erheben, 
oder an bdiejelbe Vorbehalte, Bedingungen oder Voraus— 
jegungen fnüpfen, die Einweifung in die neuen Gehalt3- 
oder Uebergangsklaſſen oder die Zuwendung jonftiger durch 
die neue Gehalt3ordnung gewährten Bortheile jo lange aus» 
zujegen, biö jene Einwendungen, Vorbehalte, Bedingungen 
oder Borausjegungen zurüdgenommen oder im Einverjtänd- 
nilfe mit den Beamten in jonitiger Weiſe erledigt find. 


Frankfurt a. M, den 20. März 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





Beſoldungsplan. 


Klaſſe Ja. 


Vorſteher des Stadtarchivs J, 
„ſtatiſtiſchen Amtes, 

Stabtbibliolhekar, 

1 Forſtinſpektor (für die jetzige Dienſtwohnung werden 500 M. 
in den Gehalt eingerechnet), 

3 Bauinſpektoren der Baudeputation (2 für Hochbau, 1 für 
Baupolizei), 

1 Direktor ee gewerblichen Fortbildungsſchule. 
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Klaſſe I. 
1 Stadtſekretär, 
zweiter Bibliothekar, 
Rendant der Stadthauptfaffe. 
Klaſſe II. 
Aktuar der Stadtfämmerei, 

„ bed Gewerbe: und Verkehrsamtes, 
Aktuare „ Rechneiamteg, 

a „ Armenamtesg, 
Stadtkreisſekretär, 
Stadtbuchhalter, 

Vorſteher der Steuerkaſſe, 
Stadtgärtner, 

Verwalter des Krankenhauſes, 
Standesbeamter, 

Oberförſter. 


ren 


Klaſſe II. 

Aktuar des NRechneiamtes, 

„. ber Baudeputation, 

— „Schulbehörden, 

— „Friedhofskommiſſion. 
Aſſiſtent, Stadtkanzlei, 
Buchhalter der Stadthauptkaſſe (vom Tiefbauamt über— 
nommen, fällt nach Abgang des Inhabers weg), 
1 Sekretär der Stabtbibliothef, 
1 Aſſiſtent „ Stadtfämmerei, 

6 Ajfiltenten des Rechneiamtes (Hauptitelle und Steuer- 
abtheilungen), 
ler N des Rechneiamts (Stadthauptkaffe), 

J Buchhalter des Rechneiamtes (Steuerkaſſe), 

1 Kaſſen- und Rechnungsführer ei 

1 Borfteher der Buch- und Kartenabtheilung | amtes, 

1LKaſſen- und Rechnungzführer des Gewerbe: und Ver— 
kehrsamtes, 

1 Hafenmeiſter, 

1 Aſſiſtent der Einkommenſteuer-Veranlagungskommiſſion, 

1 Lehrer der gewerblichen Fortbildungjchule. ni 
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Klaſſe IV. 
Gehülfen des ftatiftiichen Amtes, 
"Buchführer der Stadtfämmerei, 
szorjtabtheilung, 
zweite Aſſiſtenten des Rechneiamtes (Hauptſtelle und 
Steuerabtheilungen), 
zweite Buchhalter des Rechneiamtes (Stadthauptkaſſe), 
Rechnungsbeamter, 
Stellvertreter der Standesbeamten, 
Aktuariatsgehülfe der Baudeputation, 
Marktaufſeher, 
Aktuariatsgehülfe der Friedhofskommiſſion, 
Verwalter * De Friedhofs, 
Aftuariatögehülfe 
Recinungsführer der Schulbehörden, 
Gerichtöfchreiber, zugleih Kaſſen- und Rechnungsführer, 
des Gewerbegericht3, 
eriter Kanzlift und Rechnungsführer der Stadtkanzlei, 
Regiftrator und Kanzlift des Stadtarchivs II, 
— der Stadtbibliothek, 
Rechnungsführer und Inſpektor der Stadtkämmerei, 
Gehülfen des Rechneiamtes (Hauptſtelle und Steuer— 
abtheilungen), 
Kaſſirer (Kaſſengehülfen) des Rechneiamtes GSteuerlaffe) 
Regiſtrator 
— des Armenamtes, 
Protokollführer 
(Im Normal-Beſoldungs-Etat find die beiden letzten 
Stellen als Hülfsprotokollführer und als Expedient 
bezeichnet), 
Kaſſengehülfe des Krankenhauſes, 
Regiſtrator des Standesamtes, 
Rechnungsführer der Baudeputation, 
Regiſtrator der Baupolizei, 
——— des Gewerbe- und Verkehrsamtes, 
Regiſtrator des Stadtausſchuſſes, 





zug, 


3 Gehülfen der Einfommenfteuer-Veranlagungstommiffion, 
1 Bureaugehülfe der Stadtverorbneten-Berfammlung. 


Klaſſe V. 

1 zweiter Kanzliſt 
1 Erpedient und Kafjenführer ber Stadtkanzlei, 
1 Kanzliſt des ftatiftifchen Amtes, 

1 „ ber Stadtfämmerei, 

1 Kafjengehülfe des Rechneiamtes (Stadthauptkaſſe), 
10 Ranzlijten 

8 Steuerfanzliften des Rechneiamtes, 
8 Kaſſenſchreiber (Kanzliften der Steuerkaſſe) \ des Rechnei⸗ 
37 Erheber und Vollziehungsbeamte — 

1 Kanzliſt 

3 Hülfskartenführer des Armenamtes, 

4 Kanzliſten des Standesamtes, 

3 der Baudeputation (1 Baupolizei), 

3 x des Gewerbe= und Verkehrsamtes, 
1 Verwalter „ Sachjerihäufer Friedhofeg, 
1 
2 


(Steuerkajje), 


x „Bornheimer 
Expedienten der Schulbehörden, 
1 Kanzliſt und Pedell des Stadtrechnungs-Reviſionskollegs, 
4 Hafenaufſeher, 
1 Kanzliſt des Stadtausſchuſſes, 
3 Kanzliften der Einkommenſteuer-Veranlagungskommiſſion. 


Klaſſe VI. 


1 Amt3diener des erjten Bürgermeifterz, 
1 ee ae Bud 
1 erjter Amtsdiener und Buchbinder 
1 zweiter Amtödiener h bed Stadtarchivs J, 
1 Amtsdiener und Buchbinder des Siadtarchivs II, 
1 nl der Stadtbibliothek, 
8 Förſter der Klaſſe A, 
1 Amtsdiener der Stabtfänmerei, 
A des Rechneiamtesg, 
1 RKaflenbote „ ” (Steuerkaffe), 
5 Amtsdiener des Armenamtes, 





1 Amt3diener des Standesamtes, 


3 

1 Amts« und Kafjendiener ber Baubeputafion, 
1 Amtsdiener des Gewerbe- und Verkehrsamtes, 
2 Feldſchützenrottmeiſter, 

1 Amt3diener der Friedhofskommiſſion, 


1 : „ Schulbehörden, 

2 R und Aufjeher. der Kommilfion für Kunſt— 
und Alterthumsgegenftände, 

1 2 der Einkommenſteuer-Veranlagungskom— 
milfion, 

4 des Gewerbegerichts, 

1 — der Stadtverordneten-Verſammlung. 

Klaſſe VII. 


12 Felbſchithen. 


II. Regulativ, 
die Vergütung für Dienſtwohnungen betr. 

1. Für Dienſtwohnungen ſind, ſoweit nicht für 
einzelne Beamte oder Kategorien von ſolchen vom Magiſtrat 
mit Zuſtimmung der Stadverordneten-Verſammlung be— 
ſondere Beſtimmungen getroffen ſind, oder künftig getroffen 
werden, folgende jährliche Vergütungen zu zahlen, bezw. in 
den Gehalt einzurechnen. 

1. Beamte der Gehaltsklaſſen der Gehaltzordnung vom 
heutigen Tage. 
Uebergangsklaſſe ia rn der A 


Gehaltsklaſſe X 66 M.,. 
R VL... 5 5 0.5 2: 
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Beamte der jeitherigen Gehaltäflaffen von der IX. 
Gehaltäflajje an aufwärts, welche nicht in eine der 
Klafjen der Gehalt3ordnung vom heutigen Tage ein= 
getwiejen worden, find in Anſehung der für Dienft- 
wohnung zu leitenden Vergütung ebenjo zu behandeln, 
al3 wenn fie derjenigen Klaſſe der neuen Gehalts— 
ordnung angehörten, welche ihrer bisherigen Gehalt3- 
klaſſe entjpricht. 


2. Wächter in Fühborn . . . : 2 22. 50 M., 
3. Schuldiener . . . 240 , 
4. Rektoren der Bürger: und Mittelſchulen .6%0 „ 
5. Direktoren der höheren Schulen . . . . 750 „ 


$ 2. Die Entjhädigung für Heizung und Beleuchtung 
it in den im $ 1 normirten Beträgen nicht enthalten, 
jondern wird vom Magiſtrat bejonders feitgejeßt. 

8 3. Diejed Regulativ tritt an Stelle de3, den gleichen 
Gegenjtand betreffenden Regulativs vom 26. Oktober 1888 
am 1. April 1895 in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 20. März 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





III. Dienſtordnung 
für die 
Gemeindebeamten der Stadt Frankfurt a. M. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 1. Gemeindebeamte ſind alle diejenigen Perſonen, 
welche nach den Beitimmungen des $ 63, Bilfer 6, des 
Gemeinde» Berfafjungs-Gejeßes von dem Magiſtrate zu öffent- 
lihen Dienftleiftungen ernannt und angeftellt werden und 
dafür einen Gehalt aus der Stadtkaſſe beziehen. 


Anſtellungserforderniſſe. 
$ 2. Bewerber um eine Beamtenſtelle habendihre Be— 
fähigung durch Vorlage von Zeugnifjen nachzuweiſen und 
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fich einer ärztlichen Unterfuchung zu unterziehen. Sie find 
auf Berlangen verpflichtet, eine Prüfung abzulegen, über 
welche alles Nähere vom Magiſtrat allgemein oder für den 
einzelnen Fall angeordnet wird. 


Vebenslänglihe und nichtlebenslängliche Anftellung. 
$ 3. Auf Lebenszeit werden angejtellt 


1. die Beamten der Gehalt3flafjen Ia bi3 V (einjchließ- 
li) der Gehaltsordnung vom heutigen Tage mit Aus— 
nahme der Standeöbeamten (Klaſſe II) und der Stell- 
vertreter derjelben (Klajje IV), 


2. von den Beamten der Gehaltäflaffe VI die Förſter 
und die Feldſchützenrottmeiſter. 


sm Dienjt ftehende Gemeindebeamte, welche nicht in 
eine der Klafjen der Gehalt2ordnung vom heutigen Tage 
eingewiejen werden, find in Anjehung der Frage, ob ihre 
Anjtellung lebenslanglich oder nicht lebenslänglich iſt, ebenſo 
zu behandeln, als wenn ſie derjenigen Klaſſe der neuen Ge— 
haltsordnung angehörten, welche ihrer bisherigen —— 
klaſſe entſpricht. 


Probezeit. 


$ 4. Bei den lebenslänglich angeſtellten Beamten gilt 
da3 erite Dienftjahr ihrer Anftellung ſtets als Probejahr. 
Der Magiftrat ijt jedoch befugt, die Probezeit bei der An— 
jtellung jowie vor ihrem Ablauf im Ganzen bis zu 3 Jahren 
zu verlängern. Erſt nach Ablauf der Probezeit und wenn 
der Angeftellte inzwijchen feine Stelle zur Zufriedenheit der 
borgejegten Behörde verjehen, worüber diejelbe rechtzeitig 
Bericht zu eritatten bat, iſt die Anftellung ala eine definitive 
zu betrachten. 


2. Bis zum Schluffe der Probezeit kann die Entlafjung 
aus dem Dienjte durch den Magijtrat erfolgen, ohne daß es 
hierzu der Ginleitung eines Disziplinarverfahrens bedarf 


iS 83 des Geleßed vom 21. Juli 1852). 
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Nechte und Pflichten der Gemeindebeamten, Neben- 
auftrage, Urlaub. 

8 5. Die Gemeindebeamten haben die Rechte und Pflichten 
mittelbarer Staat3beamten.” Sie find verpflichtet, das ihnen 
übertragene Amt den Gejegten und beſtehenden Vorjchriften 
‚entjprechend, gewiljenhaft wahrzunehmen, ſowie durch ihr 
Berhalten in und außer dem Amte der Achtung, die ihr 
Beruf erfordert, ſich würdig zu zeigen. 

Im Einzelnen haben die Gemeindebeamten die In— 
ftructionen zu befolgen, welche für das Amt erlafjen: find 
‚oder welche ihnen im gegebenen Falle von ihren VBorgejeßten 
ertheilt werden. 

Die Arbeitszeit aller Beamten ift im Minimum auf 
'7'/a Stunden für jeden Arbeitstag fejtgejeßt, im Bedürfniß- 
falle haben diejelben jedoch, ohne Anſpruch auf eine Ver— 
gütung, länger zu arbeiten. Es bleibt dem Magijtrat über- 
laſſen, in bejonderen Fällen nach jeinem Grmefjen Aus— 
nahmen eintreten zu laſſen. 

Die Gemeindebeamten find verpflichtet, auch dienstliche 
Nebenaufträge zu übernehmen, ohne dafür eine bejondere 
Vergütung beanjpruchen zu können. 

Zu zeitweiler Ausjegung ihrer Amtsthätigfeit bedürfen 
‘fie de3 Urlaubs. Die Ertheilung deöfelben bis zu 4 Wochen 
jteht dem Vorſteher des Amtes zu, länger dauernder Urlaub 
‚Tann nur vom Maagiftrat ertheilt werden. 

jeder mit Kafjengeichäften betraute Beamte muß all: 
‚jährlich einen Urlaub von mindeltend 2 Wochen nehmen, 
welchen er entfernt vom Amte zu verbringen hat. 


‚Beranderung und Einziehung von Stellen, Verſetzung, 
Wartenelb. 

$ 6. Werben von den Behörden Veränderungen in 
‚der Organijation der ſtädtiſchen Verwaltung bejchlofjen, 
und dadurch Mopdificationen an dem Wirkungskreis der be- 
ftehenden Aemter und deren Beamten, jeien es Erweiterungen, 
‚oder Beichränfungen ihrer Wirkjamkeit, herbeigeführt, jo 
können die betreffenden Gemeindebeamten wegen der ihnen 
daher erwachjenden vermehrten Beichäftigung jo wenig be= 
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ſondere Vergütung oder Erhöhung ihres Gehaltes beanſpruchen, 
als ihnen im umgekehrten Fall bei verminderter Beſchäftigung 
an ihrem Gehalt etwas gekürzt werden darf. 

Der Beamte kann jederzeit von dem Magiſtrate unbe— 
ſchadet ſeiner erworbenen Gehaltsanſprüche zeitweiſe oder 
dauernd an eine andere. Stelle, jedoch nur in ungefähr 
gleicher Kategorie verjegt werden. Bon der dauernden Ver— 
ſetzung der Beamten ift der Stadtverordnneten-Berfammlung 
Kenntniß zu geben. 

Kommen bisherige Amtöftellen gänzlich zum Einzuge, 
jo fann der Magiltrat mit Zuftimmung der Stadtverordneten- 
Verfammlung den disponibel gewordenen Beamten, jofern 
er auf Lebenszeit angejtellt iſt, entweder penjioniren, oder 
mit einem Betrage von ?/s feines zuleßt bezogenen Gehaltes 
auf Wartegeld jeßen. 

Das Wartegeld darf aber in feinem Falle weniger be— 
tragen, al3 diejenige Summe, welche der Beamte im alle 
feiner jofortigen Penfionirung würde zu erhalten haben. 

Gin auf Wartegeld jtehender Beamte fann jederzeit 
penfionirt werden. Nach Ablauf von 2 Jahren ijt derjelbe 
berechtigt, jeine Penfionirung zu verlangen, und ift hierbei 
die Zeit der Disponibilität den Dienftjahren zuzurechnen. 

Die Penfionirung erfolgt nach Maßgabe derjelben 
Grundjäße, welche im $ 10 für Fälle der Dienftunfähigfeit 
vorgeſehen jind. 





Dienitvergehen. 


ST. Bezüglich der Dienftvergehen der Gemeindebeamten 
und deren DBeitrafung fommen das Gele vom 21. Juli 
1852 (Gejeg- Sammlung ©. 465), die Verordnungen vom 
23. September 1867 (Gejeg- Sammlung ©. 1613 und 1619), 
jowie die ſpäter ergangenen abändernden Beltimmungen, 
inabejondere $ 20 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 
1883 (Gejeg- Sammlung ©. 237), zur Anwendung. 

Hiernach ift jeder Amt3vporjteher zu Warnungen und 
Verweilen gegen die ihm untergebenen Beamten befugt 
($ 18 des Gejeßes vom 21. Juli 1852). Der erfte Bürger- 
meijter kann außerdem Geldbußen bis zu 10 ME. und gegen 
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die unteren Beamten Arreſtſtrafen bis zu 3 Tagen ver— 
hängen ($ 19 daſelbſt vergl. mit 8 65 letter Abſatz des 
Gemeinde: Verfafjungs-Gejeted). 

In Betreff der Einleitung des Disciplinarverfahrens 
auf Entfernung aus dem Amte find die Beitimmungen im 
5 20 des Zuftändigfeitögejeges maßgebend. Die Ausübung 
der Amtöverrichtungen kann in dringlichen Fällen vom 
Magiftrat vorläufig unterfagt werden ($ 54 de Geſetzes 
vom 21. Juli 1852). 


Entlaffung der nicht lebenslänglich angeitellten 
Beamten. 

$ 8. Die nicht lebenslänglich angeftellten Beamten 
fönnen vom Magiftrat jederzeit auf vorherige Kündigung 
aus dem Dienjte entlafjen werden. Die Kündigungsfrift 
beträgt, joweit nicht bei der Anjtellung eine andere oder 
durch das Regulativ vom 22. September 1891 eine fürzere 
Beit feſtgeſetzt ift, ein Vierteljahr. 

Mit der Entlafjung aus dem Dienfte erlifcht jeder 
Penſionsanſpruch. 


Amtsniederlegung. 

$ 9. Die Gemeindebeamten ſind befugt, jederzeit mit 
dreimonatlicher Kündigung unter Verzicht auf Gehalts- und 
Penfionsanfprüche ihre Entlafjung zu geben, es ſei denn, 
daß fie, wenn fie rechnungspflichtig find, noch feine Rechnung 
abgelegt, oder wenn ſie Arbeitsrüditände gelaſſen, dieje noch 
nicht erledigt und aufgearbeitet haben. 

Mit dem freiwilligen Austritt aus dem Dienjt erlischt 
jeder Penfionsanjprud). 


Verſetzung in den Ruheſtand. 

8 10. Bezüglicd der Berjeßung in den Ruheſtand 
gelten, ſoweit nicht bei der Anftellung von Beamten be- 
ſondere Feſtſetzungen getroffen find, die nachfolgenden Be— 
ftimmungen: 

a) Sämmtlide Gemeindebeamte, mit Ausnahme der- 

jenigen Beamten der jeitherigen Gehaltsklaſſen IX 


und X, deren Stellen nicht in den Beſoldungsplan 
vom heutigen Tage aufgenommen find, erhalten, wenn 
fie nach einer Dienjtzeit von wenigſtens 10 Jahren 
unverjchuldet durch körperliche oder geijtige Gebrechen 
dauernd dienſtunfähig werden, eine lebenslängliche 
Penfion. Sie find bei eintretender dauerndef Dienit- 
unfähigfeit verpflichtet, auf Verlangen des Magiſtrats 
in den Ruheſtand zu treten 

Jedoch kann ein auf Lebenszeit angeitellter Beamter, 
wenn er vor Ablauf des 10. Dienftjahres dienftunfähig 
geworden ijt, gegen jeinen Willen nur unter Be— 
obachtung derjenigen Formen, welche für die Disciplinar— 
Unterfuhung vorgejchrieben find, in den Ruheſtand ver— 
jet werden — e3 jei denn, daß ihm eine Penfion zu 
dem Betrage bewilligt werde, welcher ihm nach 10 
Dienitjahren zuftehen würde. 

b) Beſchränkte Dienftunfähigkeit zur ferneren Verjehung 
der |peciellen Stelle, zu welcher der Beamte berufen, 
berechtigt zwar den Magiftrat zur Verſetzung in den 
Ruheſtand, begründet jedoch für den Beamten feinen 
Anſpruch hierauf; derjelbe iſt vielmehr verpflichtet, 
nad) dem Ermeſſen des Magijtrat3 mit Zuftimmung 
der Stadtverordneten-Berfammlung an anderer, jeinen 
Fähigkeiten entiprechender Stelle gegen Fortbezug des 
bisheriger Gehaltes fich verwenden zu laſſen. 

c) Ueber das Vorhandenjein dauernder — gänzlicher oder 
bejchränfter — Dienjtunfähigkeit entjcheidet der Magi- 
ftrat, vorbehaltlich der durch $ 20 des Zuftändigfeits: 
gejeßes geordneten Rechtsmittel 

d) Sit die Dienjtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, 
Derwundung oder jonftigen Beihädigung, welche der 
Beamte bei Ausübung des Dienftes oder aus Veran: 
lafjung desjelben ohne eigene Verſchuldung fich zu— 
gezogen hat, jo tritt Penſionsberechtigung auch bei 
fürzerer als LOjähriger Dienftzeit ein (ſ. f, Abſatz 4). 

e) Wird ein Beamter vor Vollendung des 10. Dienft- 
jahres dienftunfähig, ohne daß eine Verpflichtung zur 
Gewährung einer Penfion an denfelben befteht, jo 


> ME 


fann demjelben bei vorhandener Bedürftigfeit mit Zu— 
ftimmung der Stadtverordneten- Berfammlung eine 
Penfion entweder auf beitimmte Zeit oder leben3- 
länglich bewilligt werden (}. f, Abſatz 4). 
Gehört dagegen. ein jolcher Beamter an fich zu den 
nad den Reichsgeſetze, betr. die Invalidität: und 
Alter3verficherung vom 22. Juni 1889, verficherung3= 
pflihtigen Perſonen, jo ift demjelben jedenfall3 eine 
Penſion in Höhe der Anvalidenrente zu gewähren, 
welche ihm bei Verjicherung nach dem gedachten Reichs— 
geſetze im Falle des Eintritt3 der Erwerbsunfähigkeit 
zuftehen würde. 
Bei Bemeffung der hiernach zu gewährenden Penfion 
fommen in Anrechnun 
aa) für die Zeit vor der Anftellung die nach Ausweis 
der Quittungsfarten bezw. der darüber ausge— 
ftellten Aufrechnung3bejcheinigungen für denfelben 
wirklich geleifteten Beiträge; 

bb) für die Zeit nad) der vorerwähnten Anjtellung 
Verficherungdbeiträge der höchſten Lohnklaſſe. 

f) Die Penfion beträgt, wenn die Verjegung in den Ruhe— 
ſtand nach vollendetem 10, jedoch vor vollendeten 
11. Dienjtjahr eintritt, 'd/co und fteigt von da ab 
mit jedem weiter zurücgelegten Dienftjahre um "/so: 
de3 Dieniteinfommen3. 

Ueber den Betrag von *°/so des Gehalts findet eine 
Eteigerung der Penſion nicht Statt. 

Bruchtheile einer Mark bei den Jahresbetrag einer: 
PVenfion werden auf volle Mark abgerundet. 

In dem unter d erwähnten Falle beträgt die Penfion 
15/60, in dem unter e, Abja 1, angeführten Yalle 
höchſtens 15560 des Dienſteinkommens. 

Unſtändige Einnahmen ſowie Naturalbezüge werden 
behufs Feſtſetzung der Höhe des penſionsfähigen Dienſt— 
einkommens nach Maßgabe der Beſtimmungen im 85 
der Gehaltsordnung für die Gemeindebeamten vom 
heutigen Tage in den Gehalt der Klaffe und Stufe 
eingerechnet. Nur dann werden jie dem le&teren hin- 
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zugerechnet, wenn die vom Magiftrat für den Fall 
der Penfionirung ausdrüdlich, feitgejegt worden ift. 

g. Bei jeder Anftellung eine® Beamten wird von dem 
Magiftrat Beltimmung darüber getroffen, von welchem 
Beitpunfte ab — in allen die Penfionsberechtigung 
de3 Beamten berührenden Fragen — die Dienftzeit 
zu rechnen ift. 


MWittwen- und Waiſenverſorgung. 


8 11. Sämmtlidde nach $ 10 penfionsberechtigte Ge— 
meindebeamte haben Anſpruch auf Verforgung ihrer Witten 
und Waijen nach Maßgabe der jeweilig geltenden Be— 
ftimmungen. 

Menn Beamte, welche diefen Anjpruch erſt durch die 
gegenwärtige Dienjtordnung erlangen, vor dem 1. April 
1885 angeltellt find, jo werden bdiejelben in Anjehung der 
Wittwen- und Waifenverforgung gleichwohl wie die vom 
1. April 1885 ab angeftellten Beamten behandelt. 


Zeit des Ynfrafttretens. 
$ 12. Dieje Dienftordnung tritt an Stelle der Dienit- 
pragmatif für die Gemeindebeamten vom 6. Juli 1877 }o= 
wie der, diejelbe abändernden oder ergänzenden Beftimmungen 
am 1. April 1895 mit der Beichränfung in Kraft, daß die- 
jelbe auf die von Bodenheim übernommenen Beamten bis 
auf Weiteres feine Anwendung findet. 


Vebergangsbeitimmungen. 

$ 13. Die Beitimmungen der Dienjtpragmatif für 
Givil-Staatödiener vom 6. Oftober 1829 bleiben, infofern 
nicht die Beitimmungen der gegenwärtigen Dienjtordnung 
günftiger find, fortdauernd maßgebend bezüglich der Rechte 
derjenigen zur Beit im aftiven Dienjte ftehenden Gemeinde— 
beamten, deren Anjtellung unter der Herrſchaft und auf 
Grund jenes Geſetzes erfolgt ift. 

Der Umjtand, daß jolche Beamte ihre früher innegehabte 
Dienftitelle inzwijchen (ſeit Einführung de Gemeinde-Ber- | 
faſſungs-Geſetzes vom 25. März 1867) mit einer anderen, 


namentlich mit einer jeitdem neu kreirten Amtäftelle, ver- 
taujcht haben oder fünftig dvertaujchen werden, macht hierbei 
feinen Unterjchied. | | 

Diejenigen Rechte, welche Gemeindebeamte durch die 
Dienftpragmatif vom 9. Januar 1872 erworben haben, 
bleiben denjelben vorbehalten. 

Ebenfo wird an der lebenslänglichen Anjtellung oder 
den ſonſt erworbenen Anſprüchen der im Dienſt ftehenden 
Gemeindebeamten dadurch nicht3 geändert, daß die von den— 
jelben befleideten Stellen zufolge der gegenwärtigen Dienſt— 
ordnung nicht mit leben3länglicher Anftellung verbunden 
oder in den Bejoldungsplan vom heutigen Tage nicht auf- 
genommen ind. 

$ 14. Tür diejenigen Beamten, welche erſt durch das 
Regulativ vom 11. März 1884 oder durch die gegenwärtige 
Dienftordnung Penfionsanſpruch erivorben haben, aber fchon 
vorher angeitellt waren, wird der Beginn der penjionzfähigen 
Dienjtzeit nach Erlaß diefer Dienftordnung vom Magijtrate 
feſtgeſetzt werben. 

Frankfurt a. M., den 20. März; 1896. 

Der Magiftrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1896 ©. 209 ff.) 


er) 
4. 
Bekanntmachung. 

Das nachſtehende, auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung beruhende, 
die Anſtellungs- und Gehaltsverhältniſſe der Offiziere 
und Feldwebel der Berufsfeuerwehr betreffende Re— 
gulativ wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Srankfurt a. M., den 20. März 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 
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Regulativ 


die Anſtellungs- und Gehaltsverhältniſſe der Offiziere 
und Feldwebel der Berufsfeuerwehr betr. 


8 1. Anftellungs- und Dienſtverhältniſſe. 
Die Nachbenannten 


1. der Branddirector, 

2. zwei Brandmeiſter, 

3. drei Feldwebel 
ſind lebenslänglich angeſtellte Gemeindebeamte; auf die 
Dienſtpflichten, das Penſionsweſen ſowie die Verſorgung der 
Wittwen und Waiſen derſelben finden die jeweiligen, für 
die lebenslänglich angeſtellten Gemeindebeamten geltenden 
Vorſchriften Anwendung. 


$ 2. Gehaltsverhältniſſe. 
Die SJahresgehalte der im $ 1 aufgeführten Beamte 
werden, wie folgt, fejtgejeßt 

1. de3 Branddirectord auf 5700— 6000 — 6300— 6600 — 
6900— 7200 ME, 

2. der Brandmeilter auf 3400—3600—3800— 4000 — 
4200— 4400 ME, 

3. der Feldwebel auf 2000—2150—2300 —2450— 2500 
— 2600 Mk. 


Das Aufrüden in den Gehaltzjtufen findet von, drei 
zu drei Jahren, jedoh ausjchließlih am 1. April, ftatt. 
Ein Rechtsanſpruch auf das Auffteigen in den Gehaltsſtufen 
ſteht den Beamten nicht zu, inZbejondere iſt der Magiftrat 
berechtigt, wenn nach jeinem Grmefjen gegen die Beruf3- 
tüchtigfeit, den Fleiß oder die Führung eines Beamten be= 
gründete Ausftellungen vorliegen, das Aufrücken desſelben in die 
höheren Gehalt3ftufen ganz oder zeitweilig zu filtiren. Ein 
ſolcher Beichluß ijt dem Beamten mitzutheilen. 

Im Uebrigen finden auf die in Rede ftehenden Beamten 
die für die Gehaltöverhältnifje der lebenslänglich angeftellten 
Gemeindebeamten jeweilig geltenden Vorſchriften finngemäße 
Anmendung. 
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$ 3. Rleidergeld. 


Neben dem Gehalt wird ein jährliches Kleidergeld ge— 
währt, welches einjchließlich der Vergütung für Beichädigung 
von Bekleidungsſtücken bei Bränden beträgt 


1. für den Branddirector und die Brandmeilter je 300 ME, 
2. für die Feldwebel je 200 ME. 


54 Bienftwohnung, 
Für Dienftwohnung find jährlich folgende Vergütungen 
zu zahlen bezw. in den Gehalt einzurechnen 


1. von dem Branddirecor . . . 750 ME, 
2. von den Brandmeiltern . . . 360 „ 
3. von den Teldwebeln . . . . 200 „ 


Es befteht Fein Anſpruch auf Dienftwohnung. Soweit 
jolche gewährt wird, geichieht die8 nach Maßgabe der je- 
mweiligen, für die Dienftwohnungen geltenden Vorjchriften. 


Heizmaterial und Beleuchtung werden den in Rede 
ftehenden Beamten nicht geliefert. 


Frankfurt a M., den 20. März 1896. 


Der Magtiitrat. 
Adides. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. ©. 215.) 


8. 
Befanntmahung. 


Das nachftehende durch übereinjtiimmende Beſchlüſſe 
des Magiltrat3 und der Stadtverordneten - Berfammlung 
feſtgeſtellte 

Regulativ, 

die Abanderung von Beſtimmungen der Negu- 

Intive über die VBerforgung der Wittwen und 

Waifen der Gemeindebeamten, der ordentlidhen 
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—— 


Lehrer ſowie der beſoldeten Mitglieder des 

Magiſtrats der Stadt Frankfurt a. M. betr. 
wird unter Vorbehalt der Genehmigung desſelben bezüglich 
der Lehrer durch die ſtaatliche Schulaufſichtsbehörde zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. M., den 22. Dezember 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





Regulativ, 
die Abänderung von Beſtimmungen der Regulative 
über die Verſorgung der Wittwen und Waiſen der 
Gemeindebeamten, der ordentlichen Lehrer ſowie der 
beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats der Stadt 
Frankfurt a. M. betr. 

8 1. Der Höchſtbetrag des Gehaltes, welcher die Be— 
rechnung der Wittwenpenſion und des Waiſengeldes zu 
Grunde gelegt wird, wird ſowohl für die Gemeindebeamten 
als für die Lehrer und die beſoldeten Mitglieder des Magi— 
ſtrats von 5000 M. bezw. 6000 M. auf 10000 M. erhöht. 

Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen der Regulative 
über die Verſorgung der Wittwen und Waiſen der beſol— 
deten Mitglieder des Magiſtrats, der Gemeindebeamten 
ſowie der Lehrer und Schuldiener ſind aufgehoben. 

$ 2. Dieſes Regulativ tritt am 1. Januar 1897 in 
Kraft. 

Diejenigen, vor dem 1. Januar 1897 erworbenen 
Venfionen von Wittwen und Waijen, welche bei Anwen: 
dung des $ 1 Abſatz 1 diejes Regulativs die bisherigen 
Beträge überfteigen würden, werden vom 1. Januar 1897 
ab nah Maßgabe der Beitimmungen des gegenwärtigen 
Regulativs erhöht. 

Frankfurt a. M., den 22. Dezember 1896. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1897, Nr. 1, ©. 7.) 








9. 


Bekanntmachung. 


Nachſtehendes Statut über die Zuſammenſetzung des 
hieſigen Magiſtrats wird hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


Frankfurt a. M., den 31. März 1896. 


Der Magiitrat. 


Adickes. 
N 





Statut, 
die Zuſammenſetzung des Mtagiitrats 
in Frankfurt a. M. betr, 

Auf übereinftimmenden Beſchluß de3 Magijtrat3 und 
der Stadtverordneten-Verfammlung dom 24. d. Mts. und 
mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes zu Wiesbaden 
wird in Betreff der Zujammenjegung des Magijtrats be= 
jtimmt, wie folgt: 

Einziger Artikel. 
Der Magiſtrat beiteht aus: 
einem Erſten Bürgermeiiter, 
einem Zweiten (jtellvertretenden) Bürgermeifter, 
neun bejoldeten Stadträthen, 
zehn unbejoldeten Stadträthen. 


Gegenwärtiges Statut tritt mit dem Tage der Publi- 
kation in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 27. März 1896. 
Der Magiitrat. 


Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. S. 250.) 
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10. 
Bekanntmachung. 


Das nachſtehende, auf übereinſtimmenden Beſchlüſſen 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung 
beruhende, Regulativ für die Gehalte der ſtädtiſchen 
Schuldiener zu Frankfurt a. M. wird hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 


—— a. M., den 19. Februar 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





Regulativ 
für die Gehalte der ſtädtiſchen Schuldiener zu Frank⸗ 
furt am Main. 


8 1. Der Gehalt der Schuldiener beträgt, von 3 zu 
3 Sahren auffteigend, 

1. an ſolchen Schulen, welche organisch Doppeliäuten 
find, 1700—-1800— 1850 — 1900 — 1950 — 2000 — 2050 — 
2100 Marf, 

2. an ſämmtlichen anderen Schulen 1600 — 1700 — 
1750—1800—1856C—1900—1950 — 2000 Marf, und ift: 
monatlich nachträglich auszuzahlen. 

Das Aufiteigen in den Gehaltsſtufen findet ausſchließ— 
ih am 1. April ftatt. Zu diefem Behuf wird die Dienjt- 
zeit, wenn der Gehaltöbezug in der Zeit vom 1. April bis 
30. November beginnt, an den 1. April des betreffenden 
Kalenderjahres, wenn derjelbe in der Zeit vom 1. Dezember 
bi3 31. März beginnt, von dem nächſten 1. April ar 
berechnet. 

Schuldienergehülfen oder Stellvertreter erhalten für 
jeden Tag der Verwendung 3 Mark. Für die bereit im 
Dienft befindlichen Schuldienergehülfen kann diefe Taggebühr 
von den Schulbehörden nach je 3 Dienftjahren um je 50: 
Pig. bis zu 5 Mark erhöht werben. 


Be 
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$ 2. Die Schulbehörden find berechtigt, wenn nach‘ 
ihrem Ermeſſen gegen den Fleiß oder die dienftliche Führung 
eine Schuldiener3 begründete Ausftellungen vorliegen, das 
Aufrüden desjelben in die höhere Gehaltäftufe ganz oder 
zeitweilig zu fiftiren. 

3. Die Einweijung der im Dienft befindlichen 
Schuldiener in die entjprechende Stufe erfolgt durch die 
ſtädtiſchen Schulbehörden nah Maßgabe ihrer Dienftzeit 
ala ſtädtiſche Schuldiener. 

8 4. Diejes Regulativ tritt an Stelle des Regulativs 
vom 19. Juni 1891 am 1. April 1895 in Kraft. 


Frankfurt a. M., 19. Februar 1897. 
Der Magiitrat. 
j Adides. 
(Städt. Anzeigebl. 1897. Nr. 16 ©. 114.) 


11. 
Befanntmahung. 

Das nachſtehende, auf übereinftimmenden Beſchlüſſen 
des Magiftrat3 und der Stadtverordneten-VBerfammlung 
vom 1. bezw. 8. Dezember 1896 beruhende Regulativ, betr. 
die Einrichtung des ſtädtiſchen Rechnungs-Reviſions-Weſens, 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. M., den 8. Dezember 1896. 


Der Magiitrat. 
Adickes. 





Regulativ 
die Einrichtung des ſtädtiſchen Rechnungs-Reviſions⸗ 
Weſens betr. 
Artikel 1. 


Zur Gontrole des geſammten Buch-, Kafjen- und Rech: 
nungs-Weſens der ftädtiichen Verwaltung zu Frankfurt 


a.M. und der unter Aufficht derjelben jtehenden Anftalten, 
Schulen, Stiftungen u. |. w. wird ein Rechnungs-Reviſions— 
Büreau eingelegt. 

Artikel 2. 

Das Rechnungs-Reviſions-Büreau fteht unmittelbar 
unter dem Magiitrat. 

Die Oberaufficht über dasſelbe führt der erfte Bürger- 
meifter bezw. ein von ihm hierfür bezeichnete Magiftrat3= 
Mitglied. 

Artikel 3. 

Das Rechnungs-Revifiond-Büreau beiteht aus einem 
Ober-Reviſor ald Vorfteher und der erforderlichen Anzahl 
Revijoren, welche zunächjt auf vier feſtgeſetzt wird. 

Diefe Beamte find jämmtlich bejoldete Gemeindebe- 
amte und haben vor der definitiven Anjtellung als Revi- 
ſoren regemäßig eine dreijährige Wrobezeit im Reviſions— 
Büreau durhzumachen. 


Artikel 4. 


Die Beamten des Rechnungs-Nevifiond-Büreaus haben 
in erfter Linie unter eigener VBerantwortlichkeit die Prüfung. 
der Jahresrechnungen vorzunehmen. 


Zweck und Aufgabe diefer Prüfung ijt neben der Feſt— 

ftellung der Richtigkeit in den Zahlen, die Gontrole, 
ob die einzelnen Verwaltungen nach den beitehenden 
Gejegen, Verordnungen, Inſtruktionen und Etats ge— 
wiſſenhaft geführt; Einnahmen und Ausgaben gehörig 
nachgewielen und die den Verwaltungen bemilligten 
Summen bejtimmungsgemäß verwendet worden And; 
und ob nad den aus den Rechnungen fich ergebenden 
Rejultaten der Verwaltung Abänderungen nothwendig 
oder räthlich ſind. 


Bei Prüfung der Richtigkeit in den Zahlen kann das 
Rechnungs-Reviſions-Büreau bei Belegen, welche als Unter— 
lage für die Jahresrechnung dienen KKaſſen-Anweiſungen, 
Steuer-Rollen u. dergl.) fih auf die Vornahme von Stich— 
proben bejchränfen. 
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Die Mitwirfung des Revifiond-Büreauß bei Ueber: 
wachung des laufenden Rechnungs: und Kaſſendienſtes wird 
durch bejondere Anmweilungen geregelt, 


Artikel 5. 

Das Rechnungs-Reviſions-Büreau ift berechtigt, von 
den Amtöftellen jede bei Prüfung der Rechnungen u. ſ. wm. 
für erforderlich erachtete Auskunft, ſowie die Einjendung 
der betreffenden Bücher, Akten und Schriftjtüde zu ver— 
langen. 

Die Erinnerungen de3 Revifiond-Büreaus find in 
fürzelter Friſt zu erledigen. 

Artikel 6. 

Die zur Ausführung dieſes Regulativs erforderlichen 
Beltimmungen werden durch eine von dem Magiſtrat und 
der Stadtverordneten-Verſammlung innerhalb Jahresfriſt 
zu erlaſſende Geſchäftsordnung geregelt. Bis zum Erlaß 
der Geſchäfts-Ordnung trifft der Magiſtrat die erforderlichen 
Anordnungen. 

Artikel 7. 

Das Regulativ über die Organilation des Stadtrech— 
nung3-Revifiond-Gollegd vom 12. November 1869 in der 
Faſſung vom 30. Dezember 1892 wird aufgehoben. 


Uebergangsbeſtimmung. 

Die Prüfung der Jahresrechnung für die Rechnungs— 
jahre 1895/96 und 1896/97 erfolgt unter inſoweiter Auf— 
rechterhaltung des in Artikel 7 erwähnten Regulativg durch 
das Stadtrechnungs-Reviſions-Colleg. 


Frankfurt a. M., 8. Dezember 1896. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. Nr. 99 ©. 776.) 


Bekanntmachung. 


Das nachſtehende, nach übereinſtimmenden Beichlüffen 
des Magiitrat3 und der Stadtverordneten-Berfammlung ab- 
geänderte Negulativ, den Erlaß von Schulgeld betr., 
vom 2, Februar 1892, wird hiermit zur öffentlichen Kennt— 
niß gebracht. Dieſes Regulativ tritt, unter Wegfall aller 
anderweiten diesbezüglichen Beitimmungen, vom 1. April 
1896 ab auch für den Stadtbezirk Bodenheim mit der Maß— 
gabe in Kraft, daß denjenigen Bodenheimer Lehrern, welche 
vor dem 4. Auguft 1887 angeftellt jind, den Schulgelderlaß 
von 50° für ihre Kinder jolange gewährt werden joll, bi3 
die Bodenheimer Lehrer mit ihrem Gehalt den Frankfurter 
Lehrern gleichgeftellt jind. (1905.) | 


Frankfurt a. M. den 20. März 1896. 


Der Magiitrat: 
Adides. 


Negulatipv, 
den Erlaß von Schulgeld betr. 


8 1. Wenn mehr al3 drei Gejchtwilter gleichzeitig 
ftädtiiche Schulen bejuchen, jo wird von dem für diejelben 
gezahlten Schulgeld dasjenige für das vierte Kind, jowie 
für alle weiteren Gejchwifter nach Maßgabe der nachfolgenden 
Beitimmungen erlafjen. 

Das gleiche kann ausnahmsweiſe nach dem Ermeljen 
der Schulbehörden ftattfinden, fall von 4 oder mehr Ge— 
fchwiftern eines oder mehrere das ftaatlide Gymnajium 
befuchen mit der Maßgabe, daß ein ftaatlicher Erlaß von 
Schulgeld entjprechend anzurechnen ift. | 

8 2. Seder Erlaß fällt für diejenigen weg, welche mit 
einem Einfommen von mehr ala 8000 Mark veranlagt find, 
oder, ohne zur Staatdeinfommenfteuer veranlagt zu fein, 
ein; Jahreseinkommen von mehr ala 8000 Mark bejiten. 
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Bei Bemeſſung des Erlaſſes zählen nicht mit: 

1. diejenigen Schüler und Echülerinnen, für welche das 
Schulgeld aus Stipendien oder überhaupt von- Stif- 
tungen gezahlt wird; 

2. Schüler oder Schülerinnen, welche nicht dahier wohnen; 

3. die Schüler der Ausländerklaſſe der MWöhlerjchule. 


Der Erlaß fommt bei ungleihem Schulgeld denjenigen 
Kindern zu gut, welche unter ihren Gejchwiftern die ges 
tingiten Beträge zu zahlen haben. 


$ 3. Die Anträge auf Erlaß find unter Benußung 
der von den Schulbehörden vorzujchreibenden und auf dem 
Büreau derjelben erhältlichen Formulare bei diefen Behörden 
bi3 zum 1. Juni bezw. 1. Dezember fchriftlich einzubringen. 
Der Antragjteller hat dabei zu verfichern, daß er nicht mit 
einem Einfommen von mehr ald 8000 Marf veranlagt jei, 
ge daß Jein Jahreseinfommen nicht mehr al3 8000 Mark 

etrage. 


$ 4 Die Schulbehörden find befugt, von denjenigen, 
welche Erlaß von Schulgeld beanfpruchen, binnen vorzu— 
beraumender Frilt jede etwa weiter erforderliche Auskunft, 
in3bejondere auch die Erbringung des Nachweijes zu ver- 
langen, daß diejelben nicht mit einem Einfommen von mehr 
als 3000 ME. veranlagt jind bezw. daß ihr Jahreseinkommen 
nicht mehr al3 8000 Mark beträgt. 


85. Die Schulbehörden überfenden nach Prüfung der 
"Anträge der zuftändigen Kaffe ein Verzeichniß der Schul- 
geldbeträge, deren Erlaß für gerechtfertigt erachtet worden 
iſt mit der Anweifung, die zu erlafjenden Schulgeldbeträge 
aus den für den Erlaß von Schulgeld zur Verfügung ftehen: 
den Ausgabe Pofitionen zu deden. 


86. Auh nah den in $ 3 angegebenen Terminen 
(1. Juni und 1. Dezember) werden Anträge auf Erlaß von 
Schulgeld noch bis zum Ende des betreffenden Semefterd 
zugelaſſen, doch find in diefen Fällen, die in Folge der Ver— 
ſpätung etwa erwachjenen Zwangsvollſtreckungskoſten von den 
Bahlungapflichtigen zu tragen. 


Tin 
$ 7. Diejes Regulativ tritt mit dem 1. April 1896 
an Stelle des Regulativs vom 2. Februar 1892 in Kraft. 
Frankfurt a. M., den 20 März 1896. 
Der Magiftrat. 


Adides. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. ©. 205.) 





13. 
Befanntmahung 
betr, die Entfernung abgeitorbener Objtbaume pp. 


Nachitehende Polizei-Verordnung wird hiermit ımter 
dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die 
im $ 3 Ab}. 1 bezeichnete Friſt in Gemäßheit der Bekannt— 
machung gleichen Betreff3 vom 18. September v. Is und 
2. Januar d. %3. für das laufende Jahr bis zum 1. April 
verlängert bleibt. 


Sranffurt a M. den 16. Februar 1897. 


Städtisches Gewerbe- und Berfchrs-Amt. 
Feldpolizei. 


Polizeiverordnung. 


Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G-S. 
©. 195) und der SS 6, 12 und 13 der Allerhöchſten Ver— 
ordnung vom 20. September 1867 über die Polizeiverwaltung 
in den neu eriworbenen Landestheilen (G.:5. S. 1529) wird- 
mit Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes für den ganzen Um— 
fang des Regierungs-Bezirks unter Aufhebung der dies— 
jeitigen Bolizeiverordnung vom 15. Juni 1887 (Reg.-Amt3= 
blatt Nr. 25 ©. 322) Folgendes verordnet: 

8 1. Alle bereit3 abgefiorbenen Objtbäume, jowie die 
dürren Aeſte und Aftftumpfen an noch nicht abgejtorbenen 


u 





— — 


Obſtbäumen ſowohl in Gärten als in Feldern ſind ſeitens 
deren Eigenthümer oder ſonſtigen Nutzungsberechtigten, 
welchen die Verfügung über dieſelben zuſteht, in jedem 
Jahre bis zu dem im $ 3 feſtgeſetzten Termin zu entfernen. 
Das dürre Holz iſt alabald wegzuräumen oder an Ort und 
Stelle zu verbrennen. 

$ 2. Zur Verhütung der Inſekten- und Pilgvermehrung 
find beim Abjchneiden der dürren Aeſte und Aftitumpfen 
der Obſtbäume ſtets 

a) alle Sägeſchnittwunden von 5 cm Durchmeſſer und 
darüber mit Steinfohlentheer oder einem anderen geeigneten 
Mittel zu verdeden; 

b) die am Stamm und an älteren Aeſten durch Froit, 
Adergeräthe, Vieh u. j. mw. hervorgerufenen Seitenwunden 
audzufchneiden und mit Steinfohlentheer oder jonft einem 
geeigneten Mittel zu verftreichen; 

c) die vorfommenden Ajtlöcher von dem modrigen Holze 
zu reinigen und jo auszufüllen (beijpielöweije mit einem 
Gemiſch von Lehm und Theer), daß das Waller nicht mehr 
eindringen fann. 

$ 3. Die in den $$ 1 und 2 genannten Arbeiten find 
jobald möglich, Längjten® aber bi3 zum 1. März des auf 
das Bemerklichwerden des Schadens folgenden Jahres aus— 
zuführen. 

Den Landräthen, ſowie den Magiftraten zu Frankfurt a. M. 
und Wiesbaden fteht jedoch die Befugniß zu, dieſen Termin 
jowohl in einzelnen Fällen al3 auch allgemein bi3 zum 
1. April zu verlängern. 

$ 4. Bumiderhandlungen unterliegen zufolge des 5 34- 
des Feld- und Toritpolizeigejeße® vom 1. April 1880 der 
dajelbjt vorgejehenen Etrafe biß zu 150 Marf oder ver= 
hältnigmäßiger Haft. 

Wiesbaden, den 5. Februar 1897. 

Der Regierungs-Präfident, 3. B.: Frhr. v. Reiswitz. 


(Städt. Anzeigebl. 1897. Nr. 16 ©. 116). 


14. 
Bekanntmachung. 
betr. Normalſtatute für Creditgenoſſenſchaften und 
Derbandsfajien der Handwerfer, 

Auf Grund von Berathungen, an denen ein Commiſſar 
des Handelsminiſteriums, Handwerker und jonjtige Sach— 
verftändige theilgenommen haben, hat da3 Directorium der 
Preußiſchen Central-Genoſſenſchaftskaſſe je ein Normalftatut 

a) für Greditgenofjenichaften der Handwerker, 
b) für Verbandskaſſen von Handwerker-Genoſſenſchaften 
ausgearbeitet. 

Es empfiehlt fich, die Statuten neu zu gründender oder 
umzugeltaltender Handwerfer-Creditgenofjenichaften und Ver— 
bandskaſſen den Normaljtatuten möglichjt genau nachzubilden. 

Mit Rücklicht Hierauf liegen Abdrüde diefer Normal— 
ftatuten, welche jeitens der Königlichen Regierung hierher 
abgegeben worden jind, für Intereſſenten zur Einficht auf 
unjerer Etadtfanzlei innerhalb der Geſchäftsſtunden auf. 

Käuflih zu erhalten find diefe Normalftatute bei 


MW. Moejerd Hofbuchhandlung, Berlin S 14 Stallichreiber- 
ſtraße 34/35. 


Frankfurt a. M., den 28 April 1896. 


Der Magiitrat: 
Adides. 


15. 
Polizeiverordnung betr. Weinpflanzungen. 


Nachftehende Polizei» Verordnung wird hiermit er— 
haltenem Auftrag gemäß zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Sranffurt a M. den 21. Februar 1896, 


Stadt. Gewerbe- und Verkehrs⸗Amt. Feldpolizei. 
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Polizei-VBerordnung. 


Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allgemeine 
Zandöverwaltung vom 30. Juli 1883 — G.S. ©. 195 — 
und der 88 6, 12 und 13 der Verordnung vom 20. Sep— 
tember 1867 — G.S. ©. 1529 — jomwie zur Ausführung 
des 8 34 des Feld: und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 
1880 wird für den Oberlahn-Kreis, den Kreis Limburg, 
den Unterlahn=Freis, den Kreis St. Goardhaufen, den. 
Rheingau-frei3, den Land» und Stadtfreis Wiesbaden, den 
Kreis Höchſt, den Land» und Stadtkreis Frankfurt a. M. 
und den Obertaunus-Kreis unter Zuftimmung des Bezirks— 
Ausſchuſſes hierdurch Nachjtehendes verordnet: 


Z 1. Seder, der eigene oder fremde Weinberge, Wein- 
gärten, oder Weinpflanzungen in Nutung oder Verwaltung 
bat, ift verpflichtet, bi3 zum 20. April jeden jahres 

a) in den jogenannten Weinberg3-Driejchen, d. h. den— 
jenigen Weinpflanzungen, welche in den beiden zulett 
vorhergegangenen Salenderjahren nicht mehr gebaut 
und aufgebunden worden find, die Weinftöcde mit den 
Murzeln audzuroden und an Ort und Stelle zu ver— 
brennen. 

b) da3 auf unbebauten Flächen ausgerodeter oder ander- 
weit eingegangener Weinberge wachjende Gejtrüpp zu 
entfernen, und die Flächen jelbjt umzugraben. 
$ 2. Für die Beobachtung der im $ 1 gegebenen Bor- 

Ichriften find verantwortlich: 

1. der Pächter oder jonjt vertraggmäßig, berechtigte 
Inhaber oder Verwalter, 

2. der Nußnießer, 

3. der Eigenthümer. 

Die Verpflichtung der in vorjtehender Reihenfolge jpäter 
genannten Perſonen tritt jedoch nur dann ein, wenn ein 
früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ift. 

$ 3. Zuwiderhandlungen gegen vorjtehende Anord— 
nungen werden nach Maßgabe des 8 34 des Feld- und 
Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 mit Gelditrafe biz 
zu 150 Marf oder verhältnigmäßiger Haft beitraft. 


a ME. a 


Außerdem können die erforderlichen Arbeiten auf Koften 
der Säumigen zwangsweiſe vorgenommen werben. 

$ 4. Eine Beitrafung tritt nicht ein, wenn der Ver— 
pflichtung, obwohl nicht von dem zunächſt Verpflichteten, 
doch rechtzeitig durch einen Anderen Genüge geſchehen ift. 


Miesbaden, den 10. Februar 1896. 


Der Regierungs-Präfident. J. V.: Frhr. dv. Reizmig. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. ©. 146). 


16. 
Beitimmungen über Vermächtniſſe und Zuwendungen. 


Z 1. 63 wird in Gemäßbheit $ 66 des Gemeinde- 
Verfaſſungs-Geſetzes eine gemijchte Deputation unter der 
Bezeichnung: „Deputation für Vermächtniffe und Zumen- 
dungen“ (Vermächtniß-Deputation) zu dem Zwede eingeſetzt, 
um die mit Annahme und Verwaltung lebttwilliger oder 
jonftiger der Stadt gemachten Zuwendungen verbundenen 
Geſchäfte nah Maßgabe der Beitimmungen in den nach— 
jtehenden 88 4 ff. zu führen. 

8 2. Die PVermädtniß » Deputation wird aus 3 

Magijtrats-Mitgliedern und 3 Stadtverordneten, ſowie je 2 
Stellvertretern gebildet. 
Die magiſtratiſchen Mitglieder und deren Stellver- 
treter werden von dem erften Bürgermeijter ernannt, welcher 
auch den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter bezeichnet; 
die Stadtverordneten und deren Stellvertreter werden von 
der StadtverordnneteneVBerfammlung auf je 3 Jahre gewählt 
und find nach deren Ablauf wieder wählbar. Erſatzwahlen 
finden jeweilig für den Reſt der Amt3dauer des ausge— 
Ichiedenen Mitgliedes oder Stellvertreterz statt. 

$ 3. Der Borfißende vertritt die Deputation nach 
außen, zeichnet die von derjelben ausgehenden Schriftjtüde, 
erledigt alle laufenden Gejchäfte, führt die Bejchlüffe der 
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Deputation aus und trifft in dringlichen Fällen alsbald 
erforderlichen Anordnungen vorbehaltlich der Vorlage der 
betreffenden Angelegenheit in der nächſten Sitzung. Er 
erläßt die Einladungen zu den Sitzungen der Deputation, 
es können jedoch auch regelmäßige Sitzungstage beſtimmt 
werden. 

Die Deputation iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von 
2 dem Magiſtrat und 2 der Stadtverordneten-Verſammlung 
angehörigen Mitgliedern bezw. Stellvertretern; fie faſt ihre 
Beſchlüſſe nach einfacher Stimmenmehrheit. 

Die Deputation ift berechtigt, für ihren Gejchäftsbe- 
zeih eine Gejchäftsordnung zu erlafjen, welche der Zuſtim— 
mung de3 Magijtrat3 bedarf. 

8 4. Aufgabe der Deputation ift: 

1. Die Beichlußfafjung über die Annahme neuer Bus 
wendungen in Gemäßheit $ 5, Ziffer 3, ſowie bei 
Erwerb und Veräußerung von Grundjtüden gemäß 
S 6, Abſatz 2, 

2. die Verwaltungen derjenigen Stiftungen, welche ihr 
gemäß $ 7 zugemwiejen find, oder in Zukunft durch 
Beſchluß der ftädtiichen Behörden zugewieſen werden, 

3. die Gontrole der in Verwaltung einzelner jtädtijchen 
Behörden jtehenden Stiftungen und Zuwendungen 
in Gemäßheit des $ 8. 

55. Bezüglid der Annahme von Zuwendungen, 
welche der Stadt oder ſtädtiſchen Behörden gemacht werden, 
gelten folgende Beltimmungen: 

1. Ueber Annahme von Zuwendungen, welche ohne die 
Etadt finanziell zu belaften, zur al3baldigen Ver— 
wendung oder für bereit3 beitehende ſtädtiſche Ein— 
richtungen oder Fonds bejtimmt find, oder deren An- 
nahme nach der von dem Zumendenden getroffenen 
Anordnung dem Magijtrat allein zujtehen joll, be- 
ichließt der leßtere. Die Uebernahme der Vermögens— 
verwaltung gilt nicht al3 finanzielle Belaftung im 
Sinne diejer Beitimmung. Don allen Zuwendungen 
an bejtehende Fonds ift der Deputation fortlaufend 
Kenntniß zu geben. 
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2. Zur Annahme von Zuwendungen, welche die Stadt 
finanziell belaſten, bedarf der Magiſtrat in allen 
Fällen der Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung. 

3. Zur Annahme von Zuwendungen, welche weder unter 
1 noch unter 2 fallen, bedarf der Magiſtrat der Zu— 
ftimmung dieſer Deputation. Verſagt derjelbe die 
Zuftimmung, jo bejchließt auf Antrag des Magiſtrats 
die Stadtverordnneten-Berfammlung über die Annahme. 
In gleihen Weiſe beichließt die Stadtverordneten- 
Verjammlung an Stelle der Deputation, wenn 2 
Mitglieder ber letzteren, welche der Stadtverurdneten= 
Verſammlung angehören, die Vorlage der Angelegen= 
heit an dieje verlangen. 


$ 6. Someit bei eingr Zuwendung bejondere Beſtim— 
mungen über die Zwecke, oder über die Führung der Ver— 
waltung getroffen find, find diejelben für die zur Verwal— 
tung berufenen ftädtijchen Organe maßgebend. Im Uebrigen 
wird über die Art der Verwaltung und die mit der Ver— 
waltung zu betrauenden Stellen, joweit die Annahme der 
Zuwendung unter Mitwirkung der Stadtverordneten=PVer- 
jammlung erfolgte, durch Gemeindebejchluß, im Webrigen 
durch den Magiitrat, im Fall des 8 5, Nr. 3 im Einver- 
nehmen mit der Deputation entjchieden. 

In jedem alle kann aber der Erwerb und die Ver— 
äußerung von Grundftüden nur mit Buftimmung der 
Deputation geſchehen. Wird diejelbe verjagt, oder verlangen 
2 Mitglieder der Deputation, welche der Stadtverordneten= 
Verſammlung angehören, die Borlage der Angelegenheit an 
bieje, jo ift in Gemäßbeit der Beitimmungen im $ 5, Biffer 
3, zu verfahren. 

ST. Der durh Magiſtrats-Beſchluß Nr. 233 vom 
24. April 1891 begründete Wohlthätigfeit3fonds der Stadt 
Frankfurt a. M. wird der PBermäctniß - Deputation zur 
Verwaltung überwiefen. Diejem Fonds werden auch in 
Zufunft alle Zuwendungen für Armen: und MWohlthätig- 
feitözwede zugefügt mit Ausnahme derjenigen, welche nad) 





dem Willen des Zumendenden oder aus anderen Gründen 
unter bejondere Verwaltung zu ftellen find. 

$ 8. Leber alle Stiftungen und jonjtige Zuwendungen, 
welche von ftädtifchen Amtzjtellen verwaltet werden, iſt 
jährlich Rechnung zu legen. die von dem Rechnungs-Revi— 
ſions-Büreau rechnerisch zu prüfen ift. Demnäcft, ift dieſe 
Rechnung der Vermächtniß-Deputation vorzulegen, welche 
über das Ergebniß der Rechnungsprüfung dem Magijtrat 
berichtet. Hierauf übergiebt der lettere die Rechnung ge= 
mäß $ 76 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes der Stadt— 
verordneten-Verſammlung zur Prüfung, Feſtſtellung und 
Entlaſtung. 

$ 9. Die Vermächtniß-Deputation hat dem Magiſtrat 
jährlich Bericht über ihre Thätigkeit zu erjtatten, welcher 
der Stadtverordneten-Berfammlung mitteljt des Jahres— 
bericht3 über die jtädtijche Verwaltung zur Kenntniß ge= 
bracht wird. 

$ 10. Dem ſtädtiſchen Haushaltsplan ſoll jährlich 
eine MUeberficht der Einnahmen und Ausgaben der von 
jtädtiichen Behörden verwalteten Zumendungen als Anlage 
beigefügt werden. 


Frankfurt a M., den 22. Juni 1897. 


Der Magiitrat. 
Adides. 


17. 


Anweiſung 
über die Aufnahme und Entlaſſung von Geiſteskrauken, 
Idioten und Epileptifchen in und aus Privat-Irren- 
anitalten (4 30 der Gewerbe-Ördnung), fowie über 
die AENLIDENNE, Reitung und Benauffihtigung folder 
Anftalten. 


Unter Aufhebung des Erlafjes vom 19. Januar 1888 
(M. Bl. d. i. V. S. 39) und der zu feiner on ipäter 
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ergangenen, ſowie der allgemeinen Vorſchriften in dem 
Erlaſſe vom 17. Juni 1874 (M. 2493) beſtimmen wir, 
was folgt: 


I. Aufnahme. 


8 1. Die Aufnahme einer Perjon in eine Privat-An= 
jtalt für Geiftesfranfe, Idioten Epileptiihde darf nur auf 
Grund eined ärztlichen Zeugniſſes erfolgen, aus welchem 
erjichtlih find: Veranlaſſung zur Ausjtelung und Zweck 
de3 Beugnifjes, Zeit und Ort der Unterjuchung, die dem 
Arzt gemachten Mittheilungen einerjeit3 und feine eigenen 
Mahrnehmungen anderjeitd. Das Zeugniß joll jich darüber 
ausſprechen, an welcher Form geiftiger Störung der Kranke 
leidet und begründen, weshalb er der Aufnahme in die 
Anftalt bedarf. 


Ss 2. Sn der Regel joll das Zeugnis vom Kreis— 
phyſikus oder wenn diejer behindert oder Arzt der Anftalt 
ilt, von dem für das Phyſikat geprüften Kreiswundarzte des 
Kreiſes, in welchem der Kranke jeinen Wohnfiß hat, aus— 
gejtellt werden. Iſt auch dies nicht angängig, jo erfolgt 
die Austellung durch einen anderen Phyſikus oder für das 
Phyſikat geprüften Kreiswundarzt. Der lebtere hat jeinem 
Amtscharakter den Vermerk hinzuzufügen, daß er für das 
Phyſikat geprüft it. 

$ 3. Xiegt bereit3 ein den Anforderungen des S 1 
entjprechende3 Zeugniß eines Arztes vor, jo genügt es, 
wenn der beamte Arjt ($ 2) auf Grund perjönlicher Unter- 
ſuchung des Kranken dem Inhalte des Zeugnifjes beitritt. 


$ 4 In dringenden Fällen fann die Aufnahme vor— 
läufig auf Grund eines nad) Vorſchrift des $ 1 abgefakten 
Zeugniſſes eines jeden approbirten Arztes erfolgen. Auf 
diefe Weile Aufgenommene müſſen jedoch ſpäteſtens inner= 
halb 48 Stunden nad) der Aufnahme durch den Phyſikus 
oder, wenn diejer behindert oder Arzt der Anftalt ift, durch 
den für das Phyſikat geprüften Sreiswundarzt, oder durch 
den Phyjifus eines benachbarten Kreiſes unterjucht werden. 


Der Unterfuchende Hat fofort ein Zeugniß außzuftellen, 
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welches für das Verbleiben de3 vorläufig Aufgenommenen 
in der Anjtalt oder für feine Entlafjung maßgebend ift. 
Syn zweifelhaften Fällen ift die Unterfuchung in kurzen 
Friften zu wiederholen, das Zeugniß iſt alsdann ſpäteſtens 
innerhalb zwei Wochen nach der Aufnahme auszuſtellen. 


$5. Bon der nachträglichen amtzärztlichen Unter: 
ſuchung kann abgejehen werden: 

1. wenn der Kranke mit einem privatärztlichen Zeug: 
niß, welches den VBorjchriften des 8 1 genügt, auf Antrag 
des ihm ala Geiſteskranken bejtellten Vormundes aufge- 
nommen worden ilt; | 

2. wenn das nach Vorſchrift des 8 1 abgefaßte Auf- 
nahmezeugniß von dem ärztlichen Leiter einer Öffentlichen 
Srren-Anjtalt oder einer piychiatriichen Univerfitäts- Klinik 
unter Beifügung des Amtscharafters ausgeſtellt worden ift. 

$ 6. Die Aufnahme eines Kranken in eine Privat- 
Anſtalt darf nur innerhalb einer Frift von zwei Wochen 
nach der leßten ärztlichen ‚Unterfuchung erfolgen. 

Der Zeitpunkt der legten Unterjuchung ift in dem ärzt- 
lien Beugnifle anzugeben. 

3 7. Die Uebernahme eines Kranfen aus einer anderen 
Anſtalt — jei es eine öffentliche oder eine private — darf 
nur erfolgen, wenn von deren Voritand ein Uebergabeichein 
und eine beglaubigte Abjchrift des Aufnahme-Zeugniſſes, 
zutreffenden Falld auch des Nachweiles der erfolgten Ent— 
mündigung, Jowie ein Zeugniß über den Fortbeſtand der 
Krankheit übergeben wird. Das Zeugniß ift von dem ärzt- 
lichen Leiter der Anjtalt auzzuftellen, in der fich der Kranke 
bisher befunden hat, und hat fich darüber auszufprechen, 
ob das Leiden ala heilbar anzujehen ift. 

5 8. Die Aufnahme eine3 Kranken iſt binnen 24 
Stunden der für die Anftalt zuftändigen Ort3polizeibehörde 
bertraulich anzuzeigen. 

Iſt die Aufnahme ohne Willen der Polizeibehörde des 
Wohnortes erfolgt, jo ift außerdem diefer Behörde binnen 
berjelben Frift unter Beifügung einer beglaubigten Abjchrift 
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der Aufnahmezeugnijje ‚und der Ueberweiſungspapiere ver— 
trauliche Mittheilung zu machen. 

innerhalb derjelben Frift ift die Aufnahme nicht entmün= 
bigter Kranker dem Erſten Staatsanwalt dezjenigen Gerichts, 
welches für die Entmündigung de3 Kranken zuftändig ift, 
oder Falle diejes Gericht unbekannt ift, dem Erſten Staat3- 
anmwalt desjenigen Gericht3 anzuzeigen, in deilen Bezirk die 
Anjtalt Liegt. 

Die Aufnahme entmündigter Kranker ift dem zuſtän— 
digen Bormundichaftögericht anzuzeigen. 

$ 9. Bei Ausländern ift die Aufnahme auch dem für 
die Anjtalt zuftändigen Regierungd-Präfidenten anzuzeigen. 
Hierbei ilt die Perſon oder die Behörde, welche die Auf: 
nahme veranlaßt bat, und der Heimathaort des Kranker 
anzugeben. 
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II. Entlaſſung und Beurlaubung. 


8 10. Die Entlaſſung muß erfolgen, wenn 

1. ber Kranfe geheilt iſt, 

2. jein gejeglicher Vertreter die Entlaffung fordert. 

Iſt der Kranke unter Mitwirkung einer Polizeibehörde 

aufgenommen, jo darf die Entlaflung nicht ohne Zuſtim— 
mung diejer Behörde erfolgen. 

$ 11. Beurlaubungen eine Kranken aus einer Privat 
anftalt dürfen die Dauer von 2 Wochen nicht überjchreiten 
und in dem Falle des $ 10 Abi. 2 nur mit Genehmigung 
der Bolizeibehörde jtattfinden. Eine Rüdführung nad) Ab- 
lauf diejer Zeit gilt ala Neuaufnahme. 

$ 12. Ein Kranker, welcher ala für ſich oder andere 
gefährlich zu betrachten ift, darf nur entlafjen oder beurlaubt 
werden, wenn die PBolizeibehörde de zukünftigen Aufent- 
hallsortes auf vorherige Anzeige der Anſtalt der Entlaſſung 
oder Beurlaubung zuftimmt und wenn für die fichere Ueber— 
führung gejorgt ift. 

sit die unmittelbare Ueberführung in eine andere Ans 
ftalt fichergeftellt, jo genügt es, daß die Polizeibehörde des 
Ortes der entlafjenden Anftalt vorher benachrichtigt wird. 


zu 


8 13. Sobald die Gulickfung eined Kranken thatjäch- 
dich erfolgt it, jo muß davon den in $ 8 genannten Be- 
hörden jofort Anzeige gemacht werden unter Angabe de3 
Zaged der Entlaflung und des Ortes. wohin der Kranke 
entlaſſen iſt. 

Dieſe Behörden ſind auch dann zu benachrichtigen, 
wenn ein Kranker geſtorben iſt oder ſich aus der Anſtalt 
entfernt hat. 


III. Beſtimmungen über freiwillige Penſionäre. 


8 14. Beabſichtigt der Unternehmer freiwillige Pen— 
ſionäre; d. h. ſolche Kranken aufzunehmen, die aus eigener 
Entſchließung in die Anſtalt einzutreten wünſchen, ſo bedarf 
er hierzu der Erlaubniß der Ortspolizeibehörde. 

Vor ihrer Ertheilung hat ſich die Ortspolizeibehörde 
der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten zu verſichern, 
die in Landkreiſen durch Vermittlung des Landraths ein— 
zuholen iſt. Die Erlaubniß wird nur unter Vorbehalt des 
jederzeitigen Wiederrufs ertheilt. 


$ 15. Die Genehmigung darf nur einer Anſtalt er— 
theilt werden in welcher ein Anftalt3arzt wohnt. 

$ 16. Zur Aufnahme eines Penfionärs ift erforderlich: 

1. eine ärztliche Belcheinigung der Zweckmäßigkeit 
der Aufnahme vom medizinischen Standpunfte, 

2. die jehriftliche Einwilligung des Penſionärs ſelbſt, 
die, wenn er einen gejeßlichen Vertreter hat, von dieſem zu 
genehmigen ift. 

Die Aufnahme ijt binnen 24 Stunden bei der Orts— 
polizeibehörde der Anjtalt vertraulich anzuzeigen. 


$ 17. Anträgen auf Entlaſſung muß, wenn fie von 
den gejeglichen Vertretern der Penfionäre ausgehen, in jedem 
Halle entjprochen werden. Die Ablehnung eines von dem 
Penfionär jelbit geitellten Antrages darf nur ftattfinden, 
wenn zugleich der Anjtalt3voritand das im $ 4 vorgejehene 
Verfahren einleitet. 

Die Entlaſſung iſt alsbald der Ortspolizeibehörde 
($ 16. Ab. 2) anzuzeigen. 





IV. Einrichtung und Leitung. 


$ 18. Die Privatanftalten für Geiſteskranke, Idioten 
und Epileptiſche unterliegen den allgemeinen geſundheits— 
polizeilihen Borjchriften über die baulichen und technifchen 
Einrichtungen von Kranfenanftalten. Außerdem gelten für 
die Privat-Anjtalten folgende bejondere Beitimmungen: 

1. Die Anjtalten müſſen, joweit e3 fich nicht um wirth— 
ſchaftliche und Bureau-Angelegenheiten oder um den Unter- 
richt der Kranken handelt, von einem in der Piychiatrie be— 
wanderten Arzte geleitet werben, der durch längere Thätig- 
feit an einer größeren öffentlichen Anftalt oder an einer 
piychiatriichen Univerfitätsklinit — wenn auch ala Volontäre 
— fi die nöthigen Kenntniſſe verichafft hat. 

2. Der Unternehmer der Anftalt bedarf für die eigene 
Mebernahme der ärztlichen Leitung oder für die Anftellung 
de3 leitenden Arztes der Genehmigung der Ortöpolizeibehörbe, 
die nicht ohne Zuſtimmung des Regierungspräftdenten zu: 
ertheilen ift. 

Die Genehmigung kann zurüdgenommen werden, wenn 
die Unrichtigfeit der Nachweife dargethan wird, auf Grund 
deren jie ertheilt worden ijt, oder wenn aus Handlungen 
oder Unterlafjungen des Arztes ſich deflen Unzuverläffigkeit 
in Bezug auf die ihm übertragene Thätigfeit ergiebt. 

3. In Anftalten, in denen heilbare Kranfe Aufnahme 
finden, oder welche für mehr als 50 Geiftesfranfe oder mehr: | 
al 100 Epileptifche beitimmt find, muß mindeftena ein. 
nach Vorſchrift der Nr. 1. ausgebildeter Arzt wohnen. 

4. Ueberſteigt die Zahl der Geiftesfranfen 100 oder 
der Epileptiichen 200, jo muß ein zweiter Arzt beftellt werden 
und in der Anftalt wohnen. 

Für den zweiten Arzt ift zwar ebenfall3 der Nachweis: 
einer piychiatriichen Vorbildung erforderlich, doch brauchen 
in diejer Beziehung nicht die Bedingungen erfüllt zu werden, 
die an den leitenden Arzt zu ftellen find. 

5. Sind mehr als 300 Geijteöfranfe oder mehr als 
400 Epileptiiche in Behandlung, jo fann für je 100 Geiſtes— 
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franfe und je 200 Epileptilche die Anjtellung eines weiteren 
Arztes angeordnet werden. 

6. Für jeden Kranken müſſen PBerjonalaften mit fort- 
laufender Sranfengejchichte vorhanden ſein; außerdem muß 
ein Hauptbuch und eine Zu: und Abgangzlifte nach den 
beifolgenden Anweilungen geführt werden. 


$ 19. Der Unternehmer bat dem leitenden Arzte 
namentlich folgende Obliegenheiten zu übertragen: 


1. Die Anordnung der Solirung eines Kranken — 
abgejeben von Nothfällen, in denen jedoch nachträgliche ärzt— 
liche Genehmigung erforderlich ift —, jowie die Eintragung 
jede Falles von Iſolirung in ein bejonderes, hierfür be— 
ſtimmtes Bud. 

2. Die Anordnung etwaiger mechanischer Beichränfung 
eine Kranken durch jogenannte Jacken, Binden oder ähn- 
liche Vorrichtungen, Jowie die Eintragung jedes ſolchen Falles 
und des rundes der Anordnung in ein bejonderes, hierzu 
bejtimmtes Bud). 

3. Die Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährenden 
bejonderer Koſt und Verpflegung. 

4. Die Beltimmung über die gefammte Thätigfeit des 
MWartperjonals, jomweit es ſich um die Krankenpflege handelt. 

5. Die Beantwortung aller jchriftlichen und mündlichen 
Anfragen von Behörden, Anverwandten und gejeglichen Ver— 
tretern, joweit die Anfragen fich auf den Zuſtand der Kranken 
beziehen. 

Außerdem darf der Unternehmer Berlegungen von 
Kranken auf eine andere Abtheilung, die Beichäftigung der 
Kranfen und die allgemeine Regelung ihrer Beföftigung, 
jowie die Vertheilung des Wartperjfonal3 nur mit Zujtim= 
mung de3 leitenden Arztes vornehmen. 


V. Beaufſichtigung. 


5 20. Die Privat-Anſtalten werden regelmäßig‘, See 
den zuftändigen Phyſikus oder einen zu deſſen Vertreter 
bejtellten Medizinalbeamten und außerdem durch eine von 
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den Miniſtern der Medizinal-Angelegenheiten und des Innern 
einzuſetzende Beſuchskommiſſion beſichtigt. 

$ 21. Die Beſichtigungen finden unvermuthet ſtatt, 
und zwar: 

1. durch den Phyfifus oder dejjen Stellvertreter ohne 
bejonderen Auftrag alljährlich zweimal — einmal im Sommer, 
einmal im Winter —, 

2. dur die Beſuchskommiſſion in der Regel einmal 
jährlih. Der zuftändige Phyſikus hat diefer Befihtigung 
beizumohnen. 

Bei jeder Befichtigung find die Aerzte der Anjtalt zur 
Anmwejenheit und Ertheilung von Auskunft verpflichtet. 

$ 22. Der Phyſikus oder dejlen Stellvertreter Hat 
über jede von ihm vorgenommene Befichtigung dem Regie- 
rung3-Präfidenten nad) Anleitung des anliegenden Schemas 
zu berichten. 

Außerdem ijt Betreffs des Wechſels u. j. w. der Stranfen 
und der Zahl u. ſ. w. des Perſonals jedesinal das bei— 
liegende bereits vorgeſchriebene ſtatiſtiſche Formular aus— 
zufüllen. 

$ 23.° Die Beſuchskommiſſion hat die unter Jbis III 
de3 Schema für den Bericht des Kreis-Phyſikus angeführten, 
außerdem ſonſt wichtig erjcheinende Punkte (ausreichende 
Verjorgung mit Nerzten [$ 18, 5], Verhalten des Warte- 
perſonals, Bollitändigfeit der Krankengeſchichten) zu berück— 
fichtigen, über das Ergebniß an den Negierungd-Präfidenten 
zu berichten und hierbei zur Abjtellung vorgefundener Uebel— 
jtände die geeigneten Maßnahmen vorzujchlagen. 


VI Schluß- und Mebergangsbeitimmungen. 


$ 24. Bei jämmtlichen auf Grund diejer Anweilung 
zu erjtattenden Anzeigen find, wenn fie nicht mitteljt Poſt— 
behändigungsſcheines erfolgen, die betreffenden Behörden um 
eine Empfangsbeſtätigung zu erjuchen. 

8 25. Als Aerzte im Sinne diefer Anweiſung find 
nur die im deutjchen Reiche approbirten Aerzte ($ 29 der 
Gewerbe-Ordnung) zu verjtehen. 
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$ 26. Ueberall, wo in diefer Anweiſung vom Regie— 
rungs-Präſidenten die Rede ilt, tritt an defjen Stelle für 
Berlin und Charlottenburg der Polizei-Präſident von Berlin. 


$ 27. Die Vorichriften dieſer Anwetjung treten ſofort 
in Kraft, joweit nicht in den folgenden Paragraphen etwas 
anderes beſtimmt wird. | 


$ 28. Privat-Anftalten, denen die Genehmigung zur 
Aufnahme freiwilliger Penſionäre (Abjchnitt IID) unter 
anderen Vorausſetzungen als denen des $ 15 ertheilt ift, 
dürfen fünftig ſolche Kranfe nicht aufnehmen. 

Die Beitimmung im lebten Sabe des 8 14 gılt auch 
für bejtehende Anitalten. 


$ 29. Bei den an Privat-Anjtalten bereit thätigen 
Aerzten fann, jo lange fie bei derjelben Anjtalt verbleiben, 
vom Nachweile der im $ 18, 1, 3 und 4 geforderten Vor: 
bildung mit Zuſtimmung des Regierungd-Präfidenten ab- 
gejehen werden. 
Inm Uebrigen muß den Vorſchriften des $ 18, 3, 4 
und 5, ſoweit fie nicht früher erfüllt werden fünnen, bis 
Ipäteltend zum 1. October 1895 genügt werden. 


$ 30. Aus den im $ 18, 2. Abſ. 2 angegebenen 
Gründen fann auch einem beim Inkraftreten diejer An- 
weilung eine Anftalt leitenden Arzte dieje Leitung entzogen 
werden. 


$ 31. Auf die beim Inkrafttreten diejer Anweiſung 
bereit3 bejtehenden Anitalten, deren Ginrichtung der Polizei: 
Berordnung über Anlage, Bau und Einrichtung von öffent» 
lichen und Privat-Kranken-, Entbindung3= und Jrrenanftalten 
vom 19. August 1895 nicht entjprechen, fommen die dort 
getroffenen Beitimmungen erjt dann zur Anwendung, wenn 
ein Neubau, Umbau oder Grweiterungsbau ftattfindet. 

Soweit die Beitimmungen der PolizeisBerordnung vom 
19. Auguft 1895 ($ 8) nicht Platz greifen, bewendet e3 
für die Bemefjung des jedem Kranken zu gewährenden Luft: 
raume3 und für die PVerforgung der Anftalt mit Babde- 
einrichtungen bei den beitehenden Beitimmungen. 
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Jedoch dürfen neue Kranke nicht eher aufgenommen 
werden, bis in Folge der Verminderung des Beitandes durch 
Abgang und Entlafjung die im $ 8 der Polizei-Verordnung 
vorgejchriebenen Maße des für den Kopf au gewährenden 
Raumes auch in diefen Anftalten erreicht worden find. 


Berlin, den 20. September 1895. 


Der Miniiter der geiftlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten. 


Boſſe. 
Der Juſtiz-Miniſter. Der Miniſter des Innern. 
Schönſtedt. J. V.: Braunbehrens. 


M.' d. g. A. Nr. M. 82341I. 
M. d. Inn. Nr. II. 1054611. — Juſt-M. Nr. I. 500311. 
(Amtsbl. f Frankfurt. 1896 Nr.9 S 60*). 


18. 

Zur Ergänzung der Anweilung von 20. September 
1895 über die Aufnahme und Entlaffung von Geifteskranten, 
Idioten und Epileptiichen in und aus Privat-Irren-Anſtalten 
(MB. f. d. inn. V. 1895 ©. 272 ff.) beitimmen wir, um 
hervorgetretene Bedenken zu bejeitigen, für Idioten und 
Epileptiiche, die noch nicht 18 Jahre alt find, 
Folgendes; 

1. Die Aufnahme ($ 6 Abſatz 1) darf innerhalb einer 
Friſt von 3 Monaten nach der Ausſtellung de3 ärztlichen 
Zeugniſſe erfolgen. 

2. Beurlaubungen ($ 11 Sat 1) dürfen bis zur Dauer 
von 3 Monaten jtattfinden. 


3. Die Beltimmungen de3 Abjchnittes III gelten mit 
nachitehenden Maßgaben: 


— Die Formulare für die verfchiedenen Liften und Bücher, Anlage 
A.—B., find dem Amtsblatt beigegeben., 
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a) Die Genehmigung zur Aufnahme ($ 15) fann auch 
einer Anjtalt ertheilt werden, in welcher. ein Anſtalts— 
arzt nicht wohnt; 

b) zur Aufnahme iſt die Einwilligung des Kranfen ($ 16 
Nr. 2) nicht erforderlich; 

c) bei Kranken im Alter unter 15 Jahren beiteht eine 
Verpflichtung des Anſtaltsvorſtandes, im Falle der 
Ablehnung eines Entlafjungsantrages ($ 17 Abſatz 1 
Sat 2) das im $ 4 vorgejehene Verfahren einzuleiten 
nur dann, wenn der Antrag von dem gejeglichen Ver— 
treter des Kranken gejtellt wird. 

4. Die Beitimmungen des $ 18 Nr. 3, 4 und 5 finden 
feine Anwendung. 


Der Minifter der geiftlihen, AUnterrichts- und 
Medicinal-Angelegenheiten. 


ge}. Boſſe. 
Der Zuitiz-Miniiter. Der Miniiter des Innern. 
gez. Schönijtedt. J. V.: gez. Braunbehren?. 


(Amtsbl.f. Frankfurt. 1896. Nr. 26 S. 247.) 


5 19. 
PBolizei-Berordnung. 


Auf Grund der SS 6, 12 und 13 der Verordnung dom 
20. September 1867 (©. ©. ©. 1529) und des $ 137 des 
Gejeßes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (6. ©. ©. 195) wird hiermit unter Zuftimmung de3 
Provinzialrathes für den Umfang der Provinz Heſſen-Naſſau 
nachitehende Polizei-Verordnung erlaſſen. 
Im Sinne dieſer Verordnung werden die Kranken— 
anſtalten unterſchieden: 
als große Anſtalten mit mehr als 150 Betten, 
mittlere mit 150 bis 50 Betten. 
kleine mit weniger als 50 Betten. 
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Für die Anlage, den Bau und die Einrichtung don 
öffentlichen und Privat-Kranken-, Entbindungs= und Irren— 
Anftalten, jowie für den Umbau und die Erweiterung be= 
stehender Anjtalten diefer Art gelten folgende Borjchriften. 


I. Anlage und Bau. 


8 1. Die Kranfenanftalt muß thunlichſt frei und 
entfernt von Betrieben liegen, welche geeignet find, den 
Zweck der Anftalt zu beeinträchtigen. Der Baugrund muß 
in gejundheitlicher Beziehung einwandfrei jein. 

Die Frontwände der Krankengebäude müflen unter: 
einander mindelten® 20 m und von anderen Gebäuden 
mindeltend 10 m entfernt bleiben. 

Dor den Fenſtern der Kranfenzimmer muß mindejtens 
ein jolcher Freiraum verbleiben, daß die Umfaſſungswände 
und Dächer gegenüberliegender Gebäude nicht über eine 
Luftlinie hinausgehen, welche in der Fußbodenhöhe der 
Sranfenzimmer von der Frontwand aus unter einem 
Steigungsmwinfel von 30 Grad gezogen wird. Bern diele 
Fenſter benachbarten, nicht zur Anftalt gehörigen Grund: 
jtüden gegenüberliegen, jo find an der Grenze diejer Grund 
ftüde Gebäude von der größten, nach den örtlichen Baus 
ordnungen zuläfligen Höhe auch dann als vorhanden an— 
zunehmen, wenn die Grenzen unbebaut oder nicht bis zur 
zuläfjigen Höhe bebaut jind. 

Für Eleine Stranfenanjtalten im Innern großer Städte 
fann ein größerer Steigungswinkel zugelajlen werden, welcher 
jedoch nicht über 45 Grad hinausgehen darf. 

Bei Einheitsbauten (jogenanntes Korridorſyſtem) 
ind ringsumjchlofjene Höfe unzuläflig. 

5 2. Flure und Gänge müſſen mindeftend 1,80 m breit 
fein; die Gänge jollen in der Regel einfeitig angelegt werden. 
Mittelgänge find nur unter der Bedingung zuläflig, daß fie 
reichliche3 Licht unmittelbar von außen erhalten und gut 
lüftbar jind. | 

8 3. Die für die Aufnahme von Kranken bejtimmten 
Räume müfjen mindeftenö 1 m über dem höchften befannten 
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Grundwaſſerſtande liegen und in der ganzen Srundfläge 
gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigfeit gefichert fein. 


Räume, deren Fußboden unter der anschließenden 
Erdoberfläche liegt, dürfen mit Kranken nicht belegt werden. 


Kranfenzimmer, welche dad Tageslicht nur von einer 
Ceite erhalten, bürfen nicht nach Norden liegen. 

Die Wände in Operationg- und Entbindungszimmern, 
jowie in ſolchen Räumen, in welchen Perjonen mit ans 
jtedenden Krankheiten untergebracht werden, jind zur Er— 
leichterung der Disinfeftion glatt und mit ausgerundeten 
Eden herzuftellen. | 

84 Die Treppen follen feuerjicher und mindeltenz 
1,30 m breit jein, die Stufen mindejtend 28 cm Auftritt3= 
breite und höchſtens 16 cm Steigung haben Die Treppen 
bäufer müſſen Licht und Luft unmittelbar von außen 
erhalten. 

‚Die Fußböden aller von Kranfen benußten Räume jind- 
möglichſt waſſerdicht herzuftellen. 

$ 5. Die Krankenzimmer, alle von den Kranken be— 
nußten Nebenräume, Flure, Gänge und Treppen müſſen mit 
Fenſtern verjehen werden; die Fenſterfläche ſoll in Kranken 
zimmern mindeſtens 1,5 qm auf jedes Bett einfchließlich 
der Lagerjtellen für Wärter betragen. 

56. Für jedes Bett (Lagerſtelle) iſt in Zimmern für 
mehrere Kranke ein Luftraum von mindeſtens 35 cbm bei 
7,5 qm Bodenfläche und in Einzelzimmern von mindeſtens 
45 cbm bei 10 qm Bodenfläche zu fordern. 

Mehr ala 30 Betten (LZagerftellen) dürfen in einem 
Kranfenzimmer nicht aufgeftellt werden. 


II. Innere Einrichtung. 


$ T. In jeder Krankenanftalt muß für jede Abtheilung 
oder für jedes Gejchoß mindeſtens ein geeigneter Tageraum 
für zeitweije nicht bettlägerige, in gemeinfamer Pflege be= 
findlihe Kranke eingerichtet werden, deſſen Größe auf 
mindeſtens 2 qm für das Krankenbett zu bemeijen iſt. 


Außerdem muß ein mit Gartenanlagen verjehener Er- 
holungsplatz von mindeſtens 10 qm Fläche für jedes Kranken— 
bett vorgejehen werden. 


$ 8 Für Srerenanftalten gilt anftatt der Be: 
flimmungen in dem $ 6 Abjaß 1 und $ 7 Folgendes: 

1. In Anftalten mit mehr als 10 Betten müſſen aus— 
nahmslos Tageräume und Grholungspläße vorgejehen 
werden. | 

2. Bei Anftalten, welche Tageräume haben, darf die 
Größe des Luftraumes in den Schlafzimmern für den Kopf 
nicht unter 20 cbm bei 3 biß 4,50 m lichter Höhe be- 
tragen; außerdem müſſen in den Tageräumen bei gleicher 
Höhe mindeſtens 4 qm Grundfläche für den Kopf vorhanden 
jein. Bei Stranfen unter 14 Jahren genügen für den Kopf 
in den Schlafzimmern 15 cbm Luftraum, in den Tageräumen 
3 qm Grundfläche. 

3. Anftalten, welche feine Tageräume haben, müſſen 
für jeden Kranfen 35 cbm Luftraum, bei Perſonen unter 
14 Sahren je 27 cbm Luftraum darbieten. 

4. Befinden ſich in der Anftalt bettlägerige, laute, 
fich vernachläfligende oder nicht jaubere Kranke, jo muß 
für jeden derjelben in den Schlafzimmern mindeſtens 
35 cbm Xuftraum, für jeden nicht Bettlägerigen 5 qm 
Grundflähe in den Tageräumen vorhanden jein. Bei 
Kranken jolher Art unter 14 Jahren genügen für den 
Kopf in den Krankenzimmern 27 cbm Luftraum und für 
Kun nicht Bettlägerigen in den Tageräumen 4qm Grund= 

ädhe. 

5. Zur Abjonderung ftörender Kranker muß mindeſtens 
ein Einzelraum vorhanden fein, deifen Luftraum nicht unter 
40 cbm betragen darf. 

6. Der Erholungsplag muß ſchattig jein und mindeſtens 
30 qm Fläche für den Kopf enthalten. 


5 9. Allen Sranfenzimmern und von Kranken be= 
nußten Nebenräumen ijt während der SHeizperiode friſche 
vorgewärmte Luft aus dem Freien zuzuführen. Die ver- 
brauchte Luft muß in geeigneter Weife abgeführt werden. 
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Als Mindeſtmaß der Lufterneuerung ſind 40 cbm für jedes 
Bett (Lagerſtelle) in der Stunde zu fordern. 


$ 10. Der obere Theil der Fenſter der Krankenzimmer, 
der von den Kranken benußten Nebenräume, der Flure, Gänge 
und Treppen muß leicht zu öffnen jein und mit Lüftungs: 
einrichtungen verſehen werden. 

$ 11. Für alle Kranfenzimmer, von Kranken benußten 
Nebenräume, Flure und Gänge muß in genügender Weile 
gleihmäßige Erwärmung vorgejehen werden. Hierbei ift 
thunlichft der Beläftigung durch ftrahlende Wärme vorzu= 
beugen und Staubentwidelung bei der Bedienung der Heiz: 
einrichtung, Ueberhißung der Luft an den Heizflächen und 
Beimengung von Rauchgajen nah Möglichkeit auszuſchließen. 

8 12. Für jedes Sranfenbett müſſen mindeitend 300 
Liter gejundheitlich einwandfreie Wafler tägkich geliefert 
werden fünnen. Sollte die Beichaffung diefer Menge mit 
bejonderen Schwierigkeiten verbunden jein, jo kann das 
Maß bis auf 150 Liter verringert werden. 

Die Wafjerbezugsquelle, ſowie die dazu gehörige 
Zeitung find nah Lage und Faſſung gegen jede Verun— 
reinigung durch Krankheits- oder Abfalljtoffe zu fichern. 

S 13. Die Entwäſſerung und die Entfernung der 
wet muß in geſundheitlich unjchädlicher Weile er- 
Tolgen. 

Die Fäkalien find durch Abfallrohre entweder mittels 
Abfuhr oder mittels Schwemmung unter Wahrung der 
Reinheit der Luft in den Gebäuden und unter Verhütung 
jeder Bodenverunreinigung zu bejeitigen. 

Abtrittögruben find unzuläjlig. 

Trodene Abfälle und Kehricht find in dichten verjchließ- 
baren Gruben oder Behältern zu jammeln und jo oft ab: 
zufahren, daß feine Ueberfüllung der Behälter eintritt. 

Anſteckungsverdächtige Ausmwurfsftoffe müflen ſofort 
unſchädlich bejeitigt werden. 

8 14. Die Aborte find von den Sranfenzimmern 
durch einen Vorraum zu trennen, welcher, wie der Abort 
jelbft, hell und lüftbar fein muß. 





$ 15. In jeder Kranfenanftalt ift bei einer Belegzahl 
bi3 zu 30 Betten mindeſtens ein Baderaum für ein Voll- 
bad, bei einer größeren Belegzahl für mindeftena je 30 Betten 
ein Baderaum zu bejchaffen. 

8 16. In Sranfenanjtalten, in welchen dirurgiiche 
Operationen ausgeführt zu werden pflegen, ijt bei einer 
Belegzahl von mehr als 50 Betten mindeftend ein be= 
jondere3 Operationszimmer einzurichten. 

Ein ſolches kann auch bei Eleineren Anjtalten nad 
Lage der Verhältniſſe verlangt werden. 

$ 17. In Entbindungsanitalten mit mehr al3 vier 
Betten iſt ein beſonderes Entbindungszimmer einzurichten. 


III. Nebengebäude. 


$ 18. Für große und mittlere Anftalter find die 
Wirthſchaftsräume in einem bejonderen Gebäude unter: 
zubringen. 

819. Jede Kranfenanftalt muß eine eigene, außjchließ- 
lich für deren Inſaſſen beſtimmte Waſchküche haben. 

Inficirte Wäſche darf ohne vorherige Desinfection nicht 
außerhab der Anſtalt gereinigt werden. 

$ 20. Für große und mittlere Anſtalten iſt in einem 
bejonderen, nur für diefen Zweck beſtimmten Gebäude eine 
geeignete Desinfectiondeinrichtung vorzuſehen, ſofern nicht 
am Orte oder in deſſen Nachbarſchaft eine öffentliche Des— 
infectionsanftalt zur Berfügung jteht. 

$ 21. Zur Unterbringung von Leichen iſt in allen 
Anstalten ein bejonderer Raum berzuftellen, welcher lediglich 
diefem Zwecke dient und dem Anblic der Kranken möglichſt 
entzogen ift. . 

Für große und mittlere Anftalten ift ein bejonderes 
Leichenhaus mit Sectionzzimmer erforderlich. 

Leichenhaug und Desinfection3haus dürfen unter einem 
Dach unter der Vorausfegung angeordnet werden, daß beide 
Anlagen durch eine vom Erdboden bis zur Dachfirſt reichende 
majlive, undurchbrochene Wand getrennt werden. | 
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IV. Unterbringung der Kranken. 

$ 22. In allen Anftalten müfjen männliche und 
weibliche Kranke, abgejehen von Kindern bis zu 10 Jahren, 
„in getrennten Räumen, in großen und mittleren Anjtalten 
thunlichſt in getrennten Abtheilungen untergebracht werden. 

$ 23. Für Rranfe, welche an anftedenden, insbeſondere 
afuten Krankheiten leiden, find in großen und mittleren 
Krankenanjtalten ein oder mehrere Abjonderung3häufer, in 
kleinen Anſtalten mindeſtens abgejonderte Räume, wenn 
möglich in bejonderen Stockwerken vorzujehen. 

In Srrenanitalten muß mindejtend ein Zimmer für 
anjtedende Erfranfungen zu Gebote ftehen. 

$ 24. Sn öffentlichen, ſowie in großen und mittleren 
Privat:Krankenanjtalten muß für die vorübergehende Unter: 
bringung eines Geijtesfranfen ein geeigneter Raum mit der 
erforderlichen Einrichtung vorhanden jein. 

$ 25. Zur Feititellung von anjtedenden Krankheiten 
it in großen und mittleren öffentlichen Anjtalten eine eigene 
Beobachtungsſtation einzurichten. 


V. Schluß. und Strafbeitimmungen. 
$ 26. Die Borjchriften der örtliden Baupolizei— 
ordnungen bleiben injoweit in Kraft, als fie nicht durch die 
vorftehenden Beitimmungen abgeändert werden. 
$ 27. Bon den Beitimmungen des $ 1 Abſatz 1—3, der 
88 2, 3 Ablaß 3, 4, 6, 7, 8, Ziffer 2 und 6, 9, 12 Abjaß 1, 
88 16, 19 Abjaß 1, 88 20, 21 Abjat 2 kann der Regierung? 
Präfident in bejonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 
$ 28. BZumiderhandlungen gegen dieſe Polizei-Ver- 
ordnung werden, jofern nach den beftehenden Gejeten Feine 
höhere Strafe verwirkt ift, mit Gelditrafe bis zu 60 Mar, 
event. verhältnigmäßiger Haft geahndet. 
Daneben bleibt die Polizeibehörde befugt, die Her— 
ftellung vorjchriftsmäßiger Zuftände herbeizuführen. 
Gajjel, den 31. Januar 1896. 
Der Ober-Prafident, Magdeburg. 
(Amtabl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 9 ©. 66.) 
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20. 
PBolizeiverordnung, 
betreffend das Radfahren auf öffentlihen Straßen, 
Wegen und Plätzen. 


Auf Grund der 88 137 und 139 des Gejeßes über 
die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 und 
gemäß der 88 6, 12 und 13 der Verordnung über die 
Polizei-Verwaltung in den neu eriworbenen Landestheilen 
vom 20. September 1867 wird für den Umfang des Regie- 
rungsbezirks Wiesbaden unter Zuſtimmung des Bezirks— 
Ausſchuſſes Folgendes verordnet. 


$ 1. Jeder Radfahrer hat an zuftändiger Stelle die 
Grtheilung einer nummerirten Yahrfarte zu beantragen. 

Für Perjonen unter 16 Jahren iſt ber Antrag auf 
Ertheilung einer Radfahrkarte durch den Vater oder Vor— 
mund zu ftellen. 

Kindern unter 12 Jahren ift das offentliche Radfahren 
ohne Begleitung erwachſener Perſonen nicht geſtattet. 

z 2. Jeder Radfahrer erhält von der zuſtändigen 
Stelle zugleih mit der Radfahrfarte eine Nummerplatte, 
welche er ebenjo wie die Radfahrkarte bei allen Radfahrten 
mitzuführen hat. 

S 3. Zum Bmede der Nummerirung von Yahrrädern 
wird der Regierungs-Bezirk Wiesbaden in 4 Unterbezirfe 
gerUn> Ä 
1. Bezirt A, enthaltend die Stadt und den Landkreis 

Wiesbaden, ſowie den Rheingau und den Unter: 
taunuskreis, 

2. Bezirk B, enthaltend die Stadt und den Landkreis 
Frankfurt a. M., ſowie den Kreis Höchſt und den 
Obertaunuskreis, 

3. Bezirk C, enthaltend den Unterlahnkreis, ſowie die 
Kreiſe Limburg, St. Goardhaufen, den Ober- und 
Unterweiterwaldfreiß und den Kreis MWefterburg, 

4. Bezirk D, enthaltend den Oberlahnfreis, den Dillkreis, 
den Kreis Biedenkopf, den Kreis Uſingen. 
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8 4. Zuſtändig für die Ertheilung der Radfahrkarte 
und Nummerplatte find: 


1. Für den Bezirf A der Königliche Bolizei-Präfident 


zu Wiesbaden, 
2. Für den Bezirt B der Königliche Polizei Präfident 
zu Frankfurt a. M,, 
3. Für den Bezirk C der Köni igliche Landrath zu Dieb, 
"4. Für den Bezirt D der Königliche Landrath zu 
Weilburg 
Tür diejenigen adfahrer, welche innerhalb des betreffenden 
Bezirks ihren Wohnſitz oder Aufenthaltsort haben. 
8 5. Die Radfahrkarte muß enthalten: 
1. Die Bezeichnung des Regierungsbezirk Wiesbaden, 
2. den Buchitaben und die Nummer de3 Unterbezirk 
( 


5 3), 
3. den Namen des Radfahrers, 
4. Ort und Datum der Auzftellung, 
5. Stempel und Bezeichnung der ausſtellenden Behörde. 

8 6. Die Nummerplatte enthält den in der Radfahr- 
Tarte eingetragenen Buchſtaben und die Nummer bes Be- 
zirka ($ 3) in mindeſtens 4 cm hoher Schrift in gelber 
Farbe auf blauem Grunde Die Nummerplatte ift unter- 
halb der Lenkſtange am Vordergabelrohre in der Richtung 
der Längsachje des Yahrrades nach born gerichtet derart 
- zu befeftigen, daß fie von beiden Seiten in ihrem vollen 
Umfange gut fihtbar ift. 

5 7. An Koften für die Ausftellung der Radfahrkarte 
find der Behörde 50 Pfennige und für die Ertheilung einer 
Nummerplatte 2 Marf von dem Radfahrer zu entrichten. 

88 Nur der Beſitz einer vorſchriftsmäßig ausgeſtell— 
ten Radfahrkarte und einer vorſchriftsmäßig angebrachten 
Nummerplatte berechtigt zur Benutzung eines Fahrrades 
auf den öffentlichen Straßen und Plätzen im Regierungs— 
bezirk Wiesbaden, ſoweit nicht im $ 10 Ausnahmebeſtim— 
mungen getroffen find. 

8 9. Eine eigenmächtige Xenderung der Nummer und 
des Buchftabens der Radfahrfarte oder Nummerplatte it 
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strafbar. Auch darf der Inhaber der NRadfahrfarte dieſe, 
jowie die Nummerplatte jeines Fahrrades an andere Per— 
jonen nicht zur Benukung überlaffen. Ausgenommen von 
diefer leßteren Vorſchrift jind nur ſolche Perjonen, welche 
gewerbamäßig Unterriht im Radfahren ertheilen. Dielen: 
iſt es geftattet, ihre Yahrfarten und Nummerplatten dem 

Kaufluftigen, bezw. Schülern zu einzelnen Probefahrten. 

leihweije zu überlaflen. ’ 

S 10. Bon der Löjung einer Radfahrfarte und Be— 
ſchaffung einer Nummerplatte nah Maßgabe der vorjtehen= 
den 88 1—7 find befreit: 

1. Militärperfonen in Uniform und Givilbeamten im: 
Dienftkleidung oder mit Dienjtabzeichen, jofern die 
von denjelben benußten Fahrräder, als lediglich zu 
dienjtlichen Sweden beſtimmt, von ihren vorgejeßten 
Kommando: oder Dienjtbehörden deutlich erfennbar 
gemacht find, 

. Diejenigen Radfahrer, welche ſich im Befige einer nach 

Maßgabe anderwärts gültiger polizeilicher Vorſchriften 

. beihaffter Fahrkarte und Nummerplatte befinden, 

3. Radfahrer, welche nach den Beitimmungen ihres 
jtändigen Wohn- oder Aufenthalt3ortes zur Führung 
einer Radfahrfarte und Nummerplatte nicht verpflichtet 
find, fofern jie ſich nicht länger als eine Woche 
im biefigen Regierungsbezirfe aufhalten, 

4. Kinder, welche Fahrräder benußen, die lediglich ala 
Kinderjpielzeuge zu betrachten find. 


$ 11. Das Fahren mit Fahrrädern ift nur auf zum 
Fahren beftimmten Wegen, Pläten und Straßen geitattet.. 

Die Ort3polizeibehörden fönnen das Radfahren aus— 
nahmsweiſe auch auf Fußwegen geftatten. 

Ebenſo jteht ihnen das Recht zu, mit meiner Zuſtim— 
mung einzelne Straßen, Wege und Pläbe oder Theile 
derjelben von dem Befahren mit Fahrrädern auszujchließen 
oder dagjelbe nur für bejtimmte Tagesftunden zuzulaffen. 

Außerhalb der gejchloffenen Ortjchaften joll dem Rad— 
fahrer auch geftattet fein, auf den Fußgängerbanguettz 
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Trifch beichotteter oder im Bau befindlider Straßen zu 
fahren, jofern dies ohne Beläftigung der Fußgänger aus— 
führbar ift. 


$ 12. Innerhalb der geichlofjenen Ortichaften darf 
mit feiner größeren Gejchwindigfeit al3 derjenigen von 200 
Meter auf die Minute gefahren werden, Wettfahren, Fahren 
zwijchen zwei in Bewegung befindlichen Fuhrwerken, Um- 
freifen von Fuhrwerken, Menſchen und Thieren und ähn- 
liche Angehörigfeiten, welche geeignet find, Menjchen oder 
Eigenthum zu gefährden, den Verkehr itören, oder 
Pferde oder andere Tiere jcheu zu ‚machen Find verboten. 

Mährend der Dunfelheit, bei Nebel, ferner in engen 
oder verfehräreichen Straßen, bei Aus- und Einfahrten in 
Häufer und Höfe, beim Ummenden nnd Einbiegen in andere 
Straßen und beim Paſſiren von Straßenfreugungen iſt jo 
langjam zu fahren, daß das Fahrzeug erforderlichen Falls 
auf der Stelle zum Anhalten gebracht werden fann. 

8 13. Seder Radfahrer muß eine Lenf-, Hemm- und 
Klingel-Vorrichtung, jowie bei Nebel und Eintritt der 
Dunkelheit eine heilleuchtende Laterne am Fahrrad führen, 
deren — unbehindert nach vorn fällt. 

Die Scheiben der Laterne dürfen nicht von farbigem 
Glaſe ſein. 

Die in der Fahrrichtung ſtehenden oder ſich bewegen- 
den Perſonen find rechtzeitig durch deutlich hörbares 
Klingeln auf die Annäherung des Fahrrades aufmerkſam 
zu machen 

Vor Straßenkreuzungen innerhalb der geſchloſſenen 
Ortſchaften iſt ſtets zu klingeln. Bleibt dieſes Warnungs— 
zeichen ohne Erfolg, ſo iſt bei drohender Gefahr eines 
Zuſammenſtoßes der Radfahrer verpflichtet anzuhalten. 

Jedes unnöthige oder in ruheſtörender Weiſe erfolgende 
Abgeben von Signalen iſt verboten. 


8 14. Der Radfahrer hat während der Fahrt ſoweit 
nicht örtliche Hindernifje entgegenitehen, ftet3 die rechte 
Seite der Fahrbahn einzuhalten und entgegenfommenden 
Radfahrern, Fußgängern, Fuhrwerken, Pferden als jonjtigen 
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Reit-, Zug= oder Laſtthieren in entſprechendem Abſtande 
nach rechts auszuweichen. 

Iſt das Befahren von Fußwegen nach $ 11 geſtattet, 
ſo hat der Radfahrer den Fußgängern ſtets auszuweichen 
und nöthigenfalls abzuſteigen. 

Das Einbiegen aus einer Straße in die andere muß: 
nah rechts in furzer Wendung, nad links in weiten 
Bogen geichehen. 

Die entgegenfommenden Fuhrwerke, Reiter, Viehtreiber 
2c. ꝛc. find auch ihrerjeit3 verpflichtet, den entgegenfommen= 
den Radfahrern nad) der rechten Seite bin angemefjen: 
auszumeichen. 


$ 15. Beim Ueberholen der Fuhrwerfe, Reiter u ſ. mw. 
geſchieht das vorbeifahren links in bejchleunigter Fahrge— 
ſchwindigkeit. 

Das zu überholende Fuhrwerk hat auf das gegebene 
Warnungszeichen erforderlichen Falles ſoweit nach rechts 
auszuweichen, daß der Radfahrer ohne Gefahr vorbeifahren 
kann. Hinter ihm herkommenden Fuhrwerken und Reitern, 
welche ihn überholen wollen, hat der Radfahrer nach rechts 
auszuweichen. 

An Eden und Kreuzungspunkten von Straßen, jowie- 
überall, wo die Fahrbahn durch Fuhrwerke u. }. w. aut 
iſt, iſt das Ueberholen verboten. 


| $ 16. Bemerft ein Radfahrer, dab ein Pferd vor 
dem Fahrrade jcheut oder daß ſonſt durch das Vorbeifahren: 
mit dem Fahrrade Menſchen oder Thiere in Gefahr gebracht 
werden, ſo hat er langſam zu fahren oder erforderlichen 
Falles ſofort anzuhalten oder abzuſteigen. 


Geſchloſſen marſchierenden Truppenabtheilungen, Xeichen= 
und anderen öffentlichen Aufzügen, Königlichen oder Prinz— 
lichen Equipagen, den Kaiſerlichen Poſten, im Dienſt 
befindlichen Fuhrwerken der Feuerwehr, ſowie den Fuhr— 
werken, welche die Beſprengung der öffentlichen Straßen; 
bejorgen, iſt ſowohl von vorfahrenden als auch von ent— 
gegenkommenden Fahrrädern überall vollſtändig Raum zw 





2 —— Fr Ä 


— 18 — 


geben. Geſtattet dies die Dertlichkeit nicht, jo muß jo 
lange gehalten werden, bi3 jene vorüber find. 

An ledig geführten Pferden dürfen Radfahrer nur auf 
der Seite des Führers, fofern es thunlich ift, vorbeifahren. 

8 17. Mehrere Radfahrer dürfen nur dann neben- 
einander fahren, wenn jolches ohne Beläftigung des übrigen 
Verkehrs geickehen fann. Beim Ausweichen und Ueberholen 
baben diejelben hintereinander zu fahren. 

$ 18. Den zur Erhaltung der Sicherheit und Ord— 
nung auf den öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
ergebenden Anordnungen der Auffichtbeamten haben die 
Radfahrer unbedingt Folge zu leiten und auf Anrufen 
diefer Beamten fofort anzuhalten und abzufteigen. 

$ 19. Die Beitimmungen diefer Verordnung finden 
auh Anwendung auf Fahrräder, welche durch Motoren 
betrieben werden, vorbehaltlich der bezüglich dieſer Motor- 
räder beitehenden bejonderen Borjchriften. 

$ 20. Uebertretungen diejer Polizei-Verordnung werden, 
falls nicht nach den allgemeinen Strafgejegen eine härtere 
Strafe eintritt, mit einer Gelditrafe bi zu 60 Mark 
beitraft. 

$ 21. Die vorjtehenden Vorſchriften treten unter Auf— 
hebung aller entgegenjtehenden Beitimmungen am 3. April 
1896 in Kraft. 


Wiesbaden, den 11. Februar 1896. 
Der Königliche Negierungs-Prafident. 
gez.: von Tepper-Laski. 
(Amt3bl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 13 ©. 101.) 





20. 


Auf Grund des 8 11 Abſ. 3 der oben abgedrudten 
PVolizeiverordnung beſtimme ich nach eingeholter Zuftimmung 
de3 Herrn Regierungs-Präfidenten zu Wiesbaden hiermit: 

Das Fahren mit Fahrrädern ift, abgejehen von der 
Zeit von Sonnenaufgang bi3 Vormittags 10 Uhr, in den 





— 104 — 


Straßen und auf den Pläßen der inneren Theile der Stadt 
Frankfurt a M. jowie auf allen Brüden mit Ausnahme 
der Untermainbrüde allgemein verboten. 

Unter dem inneren Theile der Stadt Frankfurt a. M. 
iſt hierbei der von dem nachverzeichneten Straßen begrenzte 
Stadttheil — mit Ausſchluß diefer Straßen jelbft — zu 


veritehen: 
Schöne Ausjicht 
Mainkai 
Untermainkai 
Neue Mainzerſtraße 
Hochſtraße 
Bleichſtraße 
Seilerſtraße 
Langeſtraße. 
Frankfurt a M., den 18. März 1896. 
Der Polizei-Prafident: 
Schr. v. Müffling. 


(Amtsbl. F. Frankfurt. 1896. Nr. 13 ©. 103.) 


21. 
Befanntmadhung. 


Polizei-VBerordnung, betreffend die Schladthausord- 
nung für die Schlahthansanlage im Stadttheile 
Borenheim. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöchſten Ver— 
ordnung über die PVolizei= Verordnung in den neu erwor— 
benen Yandestheilen vom 20. September 1867 (G.-©. ©. 
1529) jowie des 8 143 des Gejeßes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G-S. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Magiſtrats folgende Polizei— 
Verordnung erlaflen. 

$ 1. Der durch Magiftratsbeihlug Nr. 2832 vom 
7. Februar 1896 genehmiate Zuſatz zu $ 32 der Schladt- 
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hausordnung für die Schlahthausanlage im Stadttheile 
Bodenheim, welcher lautet: 
„Die Lunge von gejchlachteten Viehſtücken darf nur 
„in Gegenwart des Schlachthausaufſehers aus der 
„Bruſthöhle genommen werden, muß aber, wenn ſie 
„nicht geſund erſcheint, bis zur Ankunft des Schlachthof— 
„Inſpectors in feſter Verbindung mit der Luftröhre 
„und dem Halſe belaſſen werden.“ 
wird hiermit den Strafbeſtimmungen des $ 1 der Polizei— 
PBerordnung, betreffend die Schlahthausordnung für Die 
Schlachthausanlage in Bodenheim vom 19. September 1892 
unterjtellt. 
32. Die Polizei— Veroddnung. tritt mit dem ae 
der Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 
Frankfurt a. M. den 17. März 1896. 
Der Polizei-Prafident: 
Schr. v. Müffling. 
(Amt3bl. }. Frankfurt. 1896. Nr. 14 ©. 113.) 





Bekanntmachung, 
betreffend den Betrieb von Bäckereien und 
Konditoreien. 


Dom 4. März 1896. 


Auf Grund des $ 120 e der Gewerbeordnung hat der 
Bundesrath nachſtehende VBorfchriften über den Betrieb von 
Bädereien und Konditoreien erlafjen: | 

I. Der Betrieb von Bädereien und ſolchen Kondi— 
toreien, in denen neben den SKonditorwaaren auch Bäder: 
waaren hergeſtellt werden, unterliegt, jofern in dieſen 
Bädereien und Konditoreien zur Nachtzeit zwiſchen achtein- 
halb Uhr Abends und fünfeinhalb Uhr Morgens Gehülfen 
oder Lehrlinge befhäftigt werden, folgenden Bejchränfungen: 


=» 166.2 


41 Die Arbeitsfchicht jedes Gehülfen darf die Dauer vor 
zwölf Stunden oder, falls die Arbeit durch eine 
Pauſe von mindelten? einer Stunde, unterbrochen 
wird, einjchließlich diefer Paufe die Dauer von dreis 
zehn Stunden nicht überjchreiten. Die Zahl der 
Arbeitsjchichten darf für jeden Gehülfen möchentlich 
nicht mehr als fieben betragen. 

Außerhalb der zuläffigen Arbeitsichichten dürfen 
die Gehülfen nur zu gelegentlichen Dienftleiftungem 
und höchſtens eine halbe Stunde lang bei der Heritel- 
[ung des Vorteiges (Hefeſtücks, Sauerteigs), im Uebrigen 
aber nicht bei der Herftellung von Waaren verwendet 
werden. Erſtreckt ſich die Arbeitsſchicht thatlächlich 
über eine fürzere als die im Abjak LE bezeichnete 
Dauer, jo dürfen die Gehülfen während de3 an der 
zuläjfigen Dauer der Arbeitsſchicht fehlenden Zeit- 
raums auch mit anderen ald gelegentlichen Dienft: 
leiftungen bejchäftigt werden. 

Zwiſchen je zwei Arbeitsichichten muß den Ge— 
hülfen eine ununterbrodhene Ruhe von mindeſtens 
acht Stunden gewährt werden. 


2. Auf die Beihäftigung von Lehrlingen finden die 
vorjtehenden Beitimmungen mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die zuläflige Dauer der Arbeitsjchicht 
im erjten Lehrjahre zwei Stunden, im zweiten Lehr— 
jahre eine Stunde weniger beträgt, al3 die für die 
Beichäftigung von. Gehülfen zuläjlige Dauer der 
Arbeitsihicht, und daß die nach Ziffer 1 Abjaß 3 zu 
gewährende ununterbrochene Ruhezeit fih um eben 
dieſe Zeiträume verlängert. 


3. Ueber die unter den Ziffern 1 und 2 feitgejeßte 
Dauer dürfen Gehülfen und Xehrlinge beichäftigt 
werden: 

a) an denjenigen Tagen, an welchen zur Befriedigung 
eines bei Feſten oder jonjtigen bejonderen Gelegen= 
beiten hervortretenden Bedürfniffes die untere Ver— 
waltungsbehörde Ueberarbeit für zuläſſig erklärt hat; 
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b) außerdem an jährlich zwanzig der Beitimmung 
des Arbeitgebers überlafjenen Tagen. Hierbei 
fommt jeder Tag in Anrechnung, an dem auch 
nur ein Gehülfe oder Lehrling über die unter 
den Ziffern 1 und 2 feſtgeſetzte Dauer bejchäftigt 
worden ilt. 

Auch an ſolchen Tagen, mit Ausnahme des 
Tages vor dem Weihnachts-, Ofter- und Pfingft- 
feit, muß zwiſchen den Arbeitöjchichten den Ge- 
bülfen eine ununterbrocdhene Ruhe von mindeſtens 
acht Stunden, den Lehrlingen eine joldhe von 
mindeſtens zehn Stunden im eriten Lebrjahre,. 
-mindeftend neun Stunden im zweiten Xehrjahre 
gewährt werden. | 

Die untere Derwaltungsbehörde darf die 
Ueberarbeit (a) für höchſtens zwanzig Tage im 
Jahre geifatten. 


4. Der Ürbeitgeber bat dafür zu forgen, daß an einer 
in die Augen fallenden Stelle. der Betriebaftätte aus— 
gehängt ift: 

a) eine mit dem polizeilichen Stempel  verjehene 
Salendertafel, auf der jeder Tag, an dem leber- 
arbeit auf Grund der Beitimmung unter Ziffer 
3b ftattgefunden hat, no) am Tage der lleber- 
arbeit mittelſt Durchlochung oder Durchitreichung, 
mit Tinte fenntlic) zu machen ijt; 

b) eine Tafel, welche in deutlicher Schrift den Wort— 
laut diejer Beitimmungen (I bi3 V) wiedergiebt. 


5. An Sonn» und Feſttagen darf die Beihäftigung von 
Gehülfen und Lehrlingen auf Grund des 8 105c der 
Gewerbeordnung und der’ in den 88 105e und 105f 
a. a. O. vorgejehenen Ausnahmebewilligungen nur 
injoweit erfolgen, ald dieg mit den Beltimmungen 
unter den Ziffern 1 bis 3 vereinbar ilt. 

In Betrieben, in denen den Gehülfen und Lehr: 
lingen für den Sonntag eine mindeſtens vierund— 
zwanzigftündige, ſpäteſtens am Sonnabend Abend 
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um zehn Uhr beginnende Ruhezeit gewährt wird, 
dürfen die an den zwei vorhergehenden Werktagen 
endigenden Schichten um je zwei Stunden über die 
unter den Ziffern 1 und -2 bejtimmte Dauer hinaus 
verlängert werden. Jedoch muß auch dann zwiſchen 
je zwei Arbeitsjchichten den Gehülfen eine ununter- 
brochene Ruhezeit von mindeſtens acht Stunden, den 
Zehrlingen eine ſolche von mindeſtens zehn Stunden 
im erjten Lehrjahre, mindeftend neun Stunden im 
zweiten Lehrjahre gelafjen werden. 


TI. Als Gehülfen und Lehrlinge im Sinne der Be— 
ftimmungen unter I gelten ſolche Perſonen, welche un= 
mittelbar bei der Herftellung von Waaren bejchäftigt werden. 
Dabei gelten Perſonen unter ſechszehn Jahren, welche die 
Ausbildung zum Gehülfen nicht erreicht haben, auch dann 
ala Lehrlinge, wenn ein Xehrvertrag nicht abgeſchloſſen ift. 

Die Beitimmungen über die Beihhäftigung von Ge— 
bülfen finden auch auf gewerbliche Arbeiter Anwendung, 
welche in Bädereien und Konditoreien ledigli mit der 
Bedienung von Hülfsvorrihtungen (Kraftmafchinen, Be— 
leuchtungsanlagen und dergleichen) bejchäftigt werden. 


III. Die Beitimmungen ‘unter I finden feine Anwen- 
dung auf Gehülfen und Lehrlinge, die zur Nachtzeit über- 
haupt nicht oder doch nur mit der Herrichtung leicht ver- 
derbliher Waaren, die unmittelbar vor dem Genuß berge- 
jtellt oder hergerichtet werden müſſen (Eis, Cremes und 
dergleichen), beichäftigt werden. 

IV. Die Beitimmungen unter I finden ferner feine 
Anwendung: 


1. auf Betriebe, in denen regelmäßig nicht mehr ala 
dreimal wöchentlich gebaden wird; 

2. auf Betriebe, in denen eine Bejchäftigung von Ge- 
bülfen oder Lehrlingen zur Nachtzeit lediglih in 
einzelnen Fällen zur Befriedigung eines bei Felten 
oder Jonjtigen bejonderen Gelegenheiten hervortreten= 
den Bedürfnifjeg mit Genehmigung der unteren Ver— 
waltungsbehörde jtattfindet. 
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Dieſe Genehmigung darf die untere Verwaltungs— 
behörde für höchſtens zwanzig Nächte im Sabre 
ertheilen. 

V. Die vorftehenden Beftimmungen treten am 1. Juli 
1896 in Kraft. Während der Zeit vom 1. Juli bis 
31. Dezember 1896 darf Ueberarbeit auf Grund der Be- 
ftimmung unter I Ziffer 3a für höchftens zehn Tage und 
Nachtarbeit auf Grund der Beltimmung unter IV Ziffer 2 
für höchſtens zehn Nächte gejtattet werden, ſowie Ueber— 
arbeit auf Grund der Beitimmung unter I Ziffer 3b an 
höchſtens zehn Tagen ftattfinden. 

Berlin, den 4. März 1896. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
bon Boetticher. 


(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 20 ©. 205.), 





22, 
| Anweiſung 
zur Ausführung der Beſtimmungen des Bundesraths 
über den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien. 


Belanntmachung des Reichskanzlers vom 4. März 1896. 
| R. ©. Bl. ©. 55. 


Zur Ausführung der Beitimmungen de3 Bundesraths 
über den Betrieb von Bädereien und Konditoreien — Bes 
kanntmachuug des Reichskanzlers vom 4. März 1896 
(R. ©. Bl. ©. 55) wird hierdurch Folgendes bejtimmt: 

I. Die Abitempelung der gemäß der Borjehrift unter 
I 4a der Belanntmadhung von dem Arbeitgeber an der 
Betrieböftätte auszuhängenden SKalendertafel ift von der 
DOrt3polizeibehörde unentgeltlich vorzumehmen. Sit die 
Kalendertafel nicht bereit3 vom Arbeitgeber mit jeinem 
Namen oder Jeiner Firma verjehen worden, jo hat dies 
* die Ortspolizeibehörde bei der Abſtempelung zu ge— 

ehen. 
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II. Die Ortöpolizeibehörde hat in jedem zur 
Nachtzeit Gehülfen oder Lehrlinge bejchäftigenden Betriebe, 
in welchem Bäderwaaren bergeftellt werden, halbjährlich 
mindeſtens eine ordentliche Revifion vorzunehmen. Außer: 
ordentliche Revifionen haben nach Bedürfniß und insbe— 
fondere dann zu erfolgen, wenn der Verdacht einer gejeß- 
widrigen Beihäftigung von Gehülfen oder Lehrlingen 
vorliegt. 

Bei der Revifton hat der revidirende Beamte Folgendes 
zu beachten: 


1. Don den Beitimmungen unter I der Belannt: 
machung des Reichskanzlers bleiben befreit: 


a) Betriebe, in denen feine Gehülfen oder Lehrlinge 
beichäftigt werden. 


b) Betriebe, in denen die Gehülfen und Lehrlinge 
nur am Tage — zwiſchen 5’. Uhr Morgens und 8%s 
Uhr Abende — beichäftigt werden, oder eine Beichäftigung 
zur Nachtzeit nur ausnahmsweiſe und nur mit Genehmi- 
gung der unteren DBerwaltungsbehörde jtattfindet. (IV, 2 
der Befanntinachung.) 


c) Betriebe, in denen nicht mehr als dreimal wöchent- 
lich gebaden wird. (VI, 1 der Bekanntmachung.) 


2. Gehört der zu revidirende Betrieb nicht zu den 
vorjtehend unter 1a bis c aufgeführten Categorien, unter: 
liegt er aljo den Beltimmungen unter I der Belannt- 
machung, jo hat der revidirende Beamte bei der Revifion 
insbeſondere fejtzuftellen: | 


a) ob die Arbeitöjchicht jedes Gehülfen die Dauer 
von 12 Stunden oder, falls die Arbeit von einer Pauſe 
von mindeſtens einer Stunde unterbrochen wird, einjchließ- 
lich diefer Pauje die Dauer von 13 Stunden nicht über- 
jchreitet, und ob die Dauer der Arbeitzjchichten der Lehr- 
linge im erjten Lehrjahre zwei Stunden, im zweiten 
Lehrjahre eine Stunde weniger beträgt ala die für bie 
Beihäftigung von Gehülfen zuläffige Dauer der Arbeits: 
ſchicht. J. 1 und 2 der Bekanntmachung.) 
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b) ob zwijchen den Wrbeitsichichten jedem Gehülfen 
eine ununterbrodhene Ruhezeit von 8 Stunden, den 
Lehrlingen eine jolche von 10 Stunden im erjten Lehrjahr, 
von 9 Stunden im zweiten Lehrjahr gewährt wird. (I, 1 
und 2 der Befanntmadung.) 

c) ob an der Arbeitsſtätte eine mit dem polizeilichen 
Stempel verjehene Kalendertafel und eine Tafel mit einer 
Abſchrift oder einem Abdrud der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers ausgehängt iſt. (IL, 4 der Bekanntmachung.) 

d) ob auf der SKalendertafel die vom Arbeitgeber 
ausgewählten Weberarbeitstage vorſchriftsmäßig durchlocht 
oder mit Tinte durchitrichen, und ob etwa mehr ala 20 
Tage in diejfer Weile als Meberarbeitätage kenntlich ge— 
madt find. (I, 3b und 4 der Belanntmachung ) 


3. In den vorjtehend unter 2 bezeichneten Betrieben 
bat der revidirende Beamte bei jeder Revifion auf der 
SKalendertafel einen Revifionsvermerf zu maden. 


III. Die Ort3polizeibehörde hat eine Lifte zu führen, 
in die alle revidirten Betriebe und bei jedem Betriebe die 
Daten der vorgenommenen Reviſionen einzutragen jind. 
Den zujtändigen Gewerbeauflichtöbeamten ijt dieje Lifte auf 
Erſuchen zur Einficht vorzulegen. 


IV. Den Gewerbeaufjihtsbeamten fteht gemäß 
& 139b der Gewerbeordnung neben den ordentlichen Poli— 
zeibehörden die Aufjicht über die Ausführung der Bekannt: 
machung de3 Reichöfanzlerd zu. Nehmen die Gewerbeauf- 
fiht3beamten in der Revijionsthätigfeit der Beamten der 
örtlichen Polizei Mängel wahr, jo haben fie hiervon der 
vorgejehten Behörde diefer Beamten Anzeige zu erftatten. 

V. Wird eine mit dem polizeilichen Stempel verjehene 
Salendertafel (I, 4a der Belanntmachung de3 Reichskanz— 
ler3) im Laufe des Kalenderjahres in Folge von Beſchädi— 
gungen und dergleichen unbrauchbar und deshalb der 
Ort3polizeibehörde eine neue Tafel zur Abjitempelung vor— 
gelegt, jo hat die Ort3polizeibehörde die auf der alten 
Tafel durchlochten oder durchitrichenen Tage auch auf der 
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neuen Tafel zu durchlochen oder zu durchitreichen und auf 
die alte Tafel den Vermerk zu jeßen, daß fie un: 
gültig ſei. | 

VI. Auf Grund der Vorſchrift unter I, 3a der Be— 
fanntmadhung des Reichöfanzlers ift die untere Verwal— 
tungsbehörde befugt, für höchſtens zwanzig Tage im 
Jahre Ueberarbeit zu gejtatten. 

Diefe Vorſchrift ſoll in erfter Linie dem Umftande 
Rechnung tragen, daß ſich die Arbeit regelmäßig zu ge: 
willen Seiten de3 Jahres, zum Beijpiel vor den hohen 
Heften und Markttagen, bejonder3 anhäuft. Die untere 
Verwaltungsbehörde hat deshalb für diejenigen Tage, an 
deren alljährlich regelmäßig Arbeitshäufung und Bedürfniß 
nach lUeberarbeit eintritt, im Voraus MUeberarbeit zu 
gejtatten. Hierbei ift darauf Bedacht zu nehmen, daß nicht 
Ihon alle zwanzig Weberarbeitätage durch die allgemeine 
Anordnung erjchöpft werden, jondern daß ein Theil der 
Weberarbeitstage für unvorhergeſehene Ereignifje, die allge- 
mein einen erhöhten Bedarf an Badmwaaren im Gefolge 
haben, 3. B. für Zruppenübungen, aufgeſpart bleibt. 


Tritt in einzelnen Betrieben noch an anderen als 
den von der unteren DBerwaltungsbehörde allgemein als 
Ueberarbeitstage frei gegebenen Tagen, in Folge bejonderer 
Umftände, 3. B. wegen eiliger größerer Beitellungen oder 
wegen erheblicher Verzögerungen in der Beendigung des 
Backprozeſſes, das Bedürfniß hervor, die regelmäßige Ar- 
beitözeit der Gehülfen oder Lehrlinge zu überfchreiten, -jo 
ind dieje Betriebe auf die Vorjchrift unter I, 3b der Be- 
fanntmachung zu verweilen, wonach jeder Arbeitgeber 
höchſtens 20 Tage jährlib nach eigener Wahl zur 
Ueberarbeit bejtimmen fann. | 

. VII. Dur die Vorschrift unter IV, 2 der Befannt- 
machung des Reichskanzlers wird die untere Verwaltungg- 
behörde ermfächtigt, jolchen Betrieben, in denen die Gehülfen 
und Lehrlinge nur am Tage — zwiſchen 5'/s Uhr Morgens 
und 81 Uhr Abends — beichäftigt werden, und auf. die 
deshalb die VBorfchriften unter I der Bekanntmachung feine 
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Unmwendung finden, für höchitend zwanzig Nächte im Jahr 
die Genehmigung zur Nachtarbeit zu ertheilen. Auch diefe 
Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß unter bejonderen 
Umjtänden eine außergewöhnliche Arbeitshäufung und da— 
durch ein Bedürfnig nach Berlängerung der regelmäßigen 
Arbeit3zeit eintreten fann. 


VIII Die in der Bekanntmachung de3 Reichskanzlers 
unter V getroffene Uebergangsbeſtimmung für die Zeit vom 
1. Suli bis 31. Dezember 1896 ift von der unteren Ver— 
waltungsbehörde genau zu beachten. 


Berlin, den 15. April 1896. 
Der Minijter für Handel und Gewerbe, 
Sehr. v. Berlepſch. 


— —— —— 


Vorſtehende Bekanntmachung nebſt der Ausführungs— 
Anweiſung bringe ich mit dem Bemerken hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß, daß der Herr Miniſter für Handel 
und Gewerbe in dem Erlaſſe vom 15. d. Mts. zur Erläute— 
rung der Bekanntmachung des Reichskanzlers noch Folgen— 
des bemerkt hat: 


1. Welche Behörden unter der Bezeichnung „untere 
Verwaltungsbehörde“ im Sinne der Bekanntmachung zu 
verſtehen ſind, ergiebt ſich aus der von dem Herrn Miniſter 
des Innern und mir erlaſſenen Bekanntmachung vom 
4. März; 1892 (Min.Blatt f. d. g. innere Verw. ©. 115). 


2. den Beitimmungen unter I der Befanntmachung 
des Reichöfanzler3 unterliegen nur ſolche Bädereien, in 
denen Gehülfen oder Lehrlinge zur Nachtzeit zwiſchen 8/2 
Uhr Abends und 5'/s Uhr Morgens bejchäftigt werden und 
ferner mit derjelben Bejchränfung diejenigen Betriebe, in 
denen neben Konditorwaaren auch Badwaaren hergeitellt 
werden — die „gemijchten“ Betriebe. — Die Betriebe, die 
ausſchließlich Konditorwaaren herjtellen — die „reinen“ 
Konditoreien — bleiben alfo auch dann, wenn fie zur 
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Nachtzeit arbeiten, von den bejchränfenden Beltimmungen 
unter I der Bekanntmachung befreit. Gin Zweifel darüber, 
ob in einem Nachtbetriebe Bäderwaaren bergeitellt werden, 
der Betrieb aljo unter die Beitimmungen des Bundesraths 
fällt, wird voraugfichtlih nur jelten entitehen. DBerlangt 
die Polizeibehörde von einem ſolchen Nachtbetriebe die Be— 
folgqung der Vorſchriften des Bundesraths, während der 
Arbeitgeber dabei beharrt, daß in dem Betriebe nur Kon— 
ditorwaaren hergeftellt würden, jo wird die Entjcheidung des 
Strafrichterd herbeizuführen jein. 


3. Einer Schädigung der unter die Vorjchriften des 
Bundesrath3 fallenden „gemijchten” Betriebe durch die 
beichränft gebliebenen „reinen“ Konditoreien wird durch 
die Vorſchriften unter III der Befanntmadhung des Reichs: 
fanzler3 vorgebeugt, die es den gemijchten Betrieben er- 
möglicht, die als Konditorgehülfen und Lehrlinge beichäf- 
tigten Perſonen bei Tage unbejchränft und außerdem zur 
Nachtzeit bei der Heritellung oder Herrichtung leicht ver— 
derblicher Waaren, (Eid, Cremes u. dergl.) zu verwenden, 
die Arbeit3zeiten diefer Perſonen alfo auch fernerhin jo zu 
geltalten, wie es gegenwärtig üblich tft. 


- 4. In der zwiſchen den Arbeitsſchichten liegenden Zeit 
joll jedem Arbeiter eine ununterbrochene Ruhe von 8 Stun: 
den, dem Lehrling im zweiten Lehrjahre eine Jolche von 
9 Stunden und im erjten Lehrjahre eine ſolche von 10 
Stunden gewährt werden. In dem nach Abzug der un= 
unterbrochenen Ruhezeit verbleibenden Reſt jener Zwiſchen— 
zeit darf jeder Gehülfe und Lehrling höchſtens eine halbe 
Stunde lang bei der Herſtellung des Vorteigs, abgejehen 
hiervon aber bei der Herjtellung von Waaren über: 
haupt nicht und im Uebrigen nur zu gelegentlichen Dienit- 
leiftungen, alfo nicht zu regelmäßigen Arbeiten irgend 
welcher Art verivendet werden. 

Als gelegentliche Dienftleijtungen find ſolche Ar— 
beiten anzujehen, die außerhalb des regelmäßigen Fortgangs 
der Haupt» und Nebenarbeiten des Betriebes zeitiweije vor— 
fommen, 3. B. das Abladen einer anfommenden Sendung 
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von Mehl, Holz oder Kohlen, das MUeberbringen von 
Waaren an einzelne Kunden. Zu dem gelegentlichen Dienjt- 
leiftungen zählen alſo nicht die regelmäßigen Nebenarbeiten 
des Betriches, 3. B. da3 alltägliche Austragen von Back— 
waaren an die Kunden, da3 Reinigen der Badjtube, der 
Bleche, der Mafchinen und dergleichen; Arbeiten diefer Art 
find auf die tägliche Arbeitsſchicht anzurechnen. 


5. Soweit die unter die Bekanntmachung des Reichs— 
kanzlers fallenden Betriebe ala Fabriken anzujehen find, 
gelten für fie hinfichtli der Regelung der Arbeitzzeiten 
der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter neben den Vor— 
Ichriften der Bekanntmachung auch die Beitimmungen der 
88 135 bis 139a der Gewerbeordnung. 


6. An Sonn= und Feittagen darf nad I, 5 der 
Bekanntmachung des Reichsfanzlerd die Beichäftigung von 
Gehülfen und Lehrlingen auf Grund des $ 105c der Ge: 
werbeordnung und der in den SS 10de und 105f a.a. O. 
vorgejehenen Ausnahmebewilligungen nur injoweit erfolgen, 
al3 die mit den Beitimmungen unter I, 1 biß 3 der Be— 
kanntmachung vereinbart if. Demnach dürfen ebenjo, wie 
die Werktagsichichten, auch die in den Sonntag hinein- 
reihenden Schichten nicht länger als 12 bezw. 13 Stunden 
dauern. 

Durch Ueberarbeit auf Grund der Vorfchriften unter 
I, 3 der Bekanntmachung ſollen zwar auch die Sonntags— 
Ichichten verlängert werden dürfen; dieje Verlängerung findet 
aber in der Regel ihre Grenze an der von den Herren 
Regierungs-Präfidenten auf Grund des 8 105e der Ge: 
werbeordnung für Sonne und Feittage vorgejchriebenen 
Ruhezeit von 14 Stunden. Nur an ſolchen Sonn= und 
Helttagen, für welche etwa die Herren Regierungs-Präſi— 
denten ausnahmsweiſe ausgedehntere Sonntagsarbeit ges 
ftattet haben (vergl. B III, 7 der Anweiſung, betreffend 
die Sonntaggruhe im Gewerbebetriebe, vom 11. März 1895) 
wird auch während der vierzehnjtündigen Ruhezeit Ueber— 
arbeit ftattfinden dürfen, jofern nur den Arbeitern gemäß 
den Vorfchriften unter I, 3 der Belanntmachung des Reichs— 

8* 
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fanzler3 eine ununterbrochene Ruhe von mindeſtens 8, be= 
ziehungsweiſe 9 und 10 Stunden verbleibt. 


Wiesbaden, den 29. April 1896. 


Der Regierungs-Präfident. 
J. B. 
Frhr. v. Reiswitz. 


23. 
Polizeiverordnung, 


betreffend die Einrichtung und den Gebrauch ſolcher 
landwirthſchaftlicher Maſchinen, welche nicht im Fahren 
arbeiten. 


Auf Grund der 88 6. 12 und 13 der Verordnung dom 
20. September 1867 (Gejeg- Sammlung ©. 1529) und der 
$$ 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gejeg- Sammlung ©. 195), 
wird hierdurch unter Aufhebung der diesjeitigen Polizei- 
Verordnung vom 14. Januar 1890 (Reg.:Amt3blatt S. 30/31) 
für den Umfang des Regierungsbezirks Wiesbaden mit Zu— 
jtimmung des Bezirksausſchuſſes folgende Bolizeiverordnung 
erlafjen: 
$ 1. Landwirihichaftlihe Majchinen, welche den nach— 
jtehend zu a bis e ausgeſprochenen Vorſchriften nicht ent= 
Iprechen, dürfen nicht in Betrieb gejeßt werden. 

a) An jeder Maſchine find alle von dem Geftell nicht 
eingefchlofjenen bewegten Theile, welche in Folge ihrer Lage 
der Bedienung3mannfchaft oder den in der Nähe verfehren= 
den PBerjonen beim Betrieb gefährlich werden fünnen, während 
des Betriebes derart zu überdeden oder abzujperren, daß 
eine Berührung derjelben mit den Gliedmaßen oder Kleidern 
der an der Majchine bejchäftigten oder in der Nähe ver— 
fehrenden Perſonen ausgejchloffen ift. Ausgenommen find 


— 
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diejenigen bewegten Theile, welche zum Zweck der Aufnahme 
des Arbeit3material3 oder der Abführung des Arbeits— 
produftes frei bleiben müljen. 


b) Jede Maſchine muß mit leicht zu handhabenden 
Vorrichtungen verjehen fein, welche geitatten, die Einwirkung 
des Motor unverzüglich aufzuheben. 


c) Göpel, welche jo eingerichtet find, daß der Treiber 
der Zugthiere auf oder über dem Getriebe Pla nehmen 
kann, find zu dieſem Zweck mit einer widerjtandsfähigen 
Bühne zu verjehen, welche das Getriebe jomweit überbedt, 
daß die Möglichkeit der Berührung des Treiber? durch das 
Getriebe, auch im Falle eines Sturzes beim Auf= oder Ab- 
fteigen ausgeſchloſſen ift. Ä 

d) Bei allen Dreſchmaſchinen, welche von auf der Drejch- 
majchine jtehenden Perſonen bedient werden und welche nicht 
mit Selbfteinlage-Vorrichtungen verjehen oder mit ander- 
weitigen, von dem unterzeichneten Regierungs-Präfidenten 
al3 genügend anerkannten Schußeinrichtungen an der Ein— 
fütterung3-Deffnung außgeftattet find, iſt die freie Ein 
fülterung3-Deffnung über der Dreſchtrommel an ihrem Rande 
mindelten? 50 cm hoch an jeder Seite mit gejchlofjenen 
Wänden einzufriedigen. 

Befindet jich der Standort de3 Einleger3 50 cm unter 
dem Rande der Einfütterungs-Oeffnung, jo iſt Einfriedigung 
an diejer Seite (dev Einlegefeite) nicht erforderlih. In 
diefem Falle ift auch zuläflig, die Ginfriedigung durch eine 
niedrigere, die drei anderen Seiten umjchließende feite Haube 
oder Kappe zu’ erjeßen, welche die Trommel überdedt und 
den Rand der Einfütterung3-Deffnung an der Einlegejeite 
noch um mindeſtens 10 cm überragt. | 

Alle von oben bedienten Dreſchmaſchinen find mit Ein- 
richtungen zu verjehen, welche ein gefahrlofes Auf- und Ab» 
fteigen Jichern. 

e) Alle Hädjel-, Streuſtroh-, Grünfutter = Schneide- 
majchinen müfjen derart eingerichtet jein, daß der Arbeiter 
bei etwaiger Nachhülfe der Zuführung von dem Schneide- 
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werfzeug, beziehungsweije von den Ginziehwalzen, nicht 
berührt werden kann. 

Das die Schneidewwerfzeuge tragende Schwungrad ift 
in jeiner oberen Hälfte zu überdeden oder abzufperren. 


$ 2. Jede in einer Höhe bis zu zwei Meter über dem 
Fußboden befindliche Vorrichtung (Wellen, Riemen Seile pp.), 
welche zur Mebertragung der Bewegung von der Sraft- 
maſchine auf die Arbeit3majchine dient, ift während des 
Betriebes der bezüglichen Mafchine derart zu überdedem 
oder abzufperren, daß Perſonen, welche in der Nähe vieler 
Majchinen zu verkehren haben, mit diejer Vorrichtung nicht 
in Berührung fommen können. 


$ 3. Der Betrieb jeder landwirthichaftlichen Mafchine, 
bei der mehr al3 zwei Arbeiter bejchäftigt werden, ift der 
Leitung eine Aufjeherd zu unterjtellen. Als jolcder kann 
auch einer der bei der Maſchine bejchäftigten Arbeiter be— 
jtellt werden. Als Arbeiter, welche zu Folge der ihnen 
übertragenen Berrichtungen die Maſchinen direkt zu bedienen 
haben, insbejondere als Aufjeher, Mafchinenführer und 
Heizer, find nur zuverläfiige und erfahrene Perjonen zu 
berivenden. 


5 4 Bei Heritellung der Verbindung zwijchen Kraft— 
majchine und Arbeitsmajchine (Auflegen der Riemen, Kuppeln 
der Wellen pp.) jowie bei jolchen Arbeiten an den Maſchinen 
(Schmieren, Anziehen von Schrauben oder Feilen pp.), 
welche die zeitweije Entfernung von Schußvorrichtungen be— 
dingen, und bei Störungen oder Stodungen der Bewegung 
jind die betreffenden Maſchinen jtillzuftellen. Bei Göpel- 
werfen jind in dieſen Fällen die Zugthiere abzuhängen. 

Z 5. Wird die Einwirkung des Motors (Kraftmajchine) 
aufgehoben, jo ift gleichzeitig deilen Führer zu benachrichtigen. 
Der Motor iſt in Stillftand zu jeßen, wenn er in einem 
Göpel= oder Tretwerf beiteht. 


Ss 6. Geichlojjene Räume, in welchen Majchinen zum 
Betriebe aufgejtellt werden, müfjen jo groß fein, daß bie 
Bedienung der Mafchine ordnungsmäßig erfolgen kann. 


u. EIG 


5 7. Bevor die Maſchine in Thätigkeit gejeßt (ange- 
laffen) wird, müſſen die Arbeiter durch Kommando vder 
Signal aufmerkſam gemacht werden. 


$ 8. Der Betrieb von Maſchinen darf nur erfolgen, 
wenn die Arbeitsſtelle hinreichend erhellt ift. 


8 9. Während des Betriebes einer Dreſchmaſchine ift 
Auf: und Abfteigen an der Seite, an welcher die Ein 
J nicht eingefriedigt iſt (vergl. Punkt 1 d 

2. Abſatz) verboten. 

Nach Einſtellung des Betriebes iſt die nicht an allen 
Seiten über dem Rande eingefriedigte Einfütterungsöffnung 
zu überdecken. 

$ 10. Ein deutlich lesbarer Abdruck oder eine deutliche 
Asicheift diejer Polizeiverordnung ift an der Mafchine oder 
an einer allen betheiligten Arbeitern zugänglichen Stelle 
des Arbeitsplatzes auszuhängen oder in anderer geeigneter 
Meile anzubringen. 


$ 11. Den Staatlichen Aufficht3organen ijt die Kontrole 
über die Befolgung der vorjtehend gegebenen Beitimmungen 
jeder Beit zu geitatten. 

$ 12. Mebertretungen der Vorſchriften diefer Polizei- 
verordnung werden, jofern nicht Jonftige, weitergehende Straf 
bejtimmungen Plat greifen, mit Geldjtrafe bis zu 60 ME. 
geahndet. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, welcher die Schuf- 
vorriehtungen an landwirthichaftlichen, im Betriebe befind- 
lihen Majchinen entfernt, unbrauchbar macht oder zerjtört. 

Außerdem bleibt die Polizeibehörde befugt, die Her— 
jtellung vorfehriftsmäßiger Zuftände anzuordnen. 

$ 13. Sind beim Betrieb der Mafchinen polizeiliche 
Vorſchriften von jolchen Berjonen übertreten worden, welche 
zur Leitung de3 Betriebes, oder eines Theiles desjelben, 
oder zur Beaufjichtigung beftellt worden find, jo trifft die 
Strafe dieje Berjonen. Neben diefen ift derjenige, in deſſen 
Nuben und Auftrag die Mafchine betrieben wird, jtrafbar, 
wenn die Mebertretung mit ſeinem Vorwiſſen begangen 
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worden, oder wenn er bei der nach den Verhältniffen mög— 
lichen eigenen Beaufjichtigung der Betriebäleiter oder Auf— 
jichtöperjonen es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen 
laſſen. 
$ 14. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Auguſt 
1896 in Kraft. Auf die vor dem 1. Auguſt 1896 bereits 
in Betrieb befindlichen Mafjchinen findet die Beftimmung 
des S 1 zu b (Ausrüd-Vorrichtung) erſt mit dem 1. Juli 
1897 Anwendung. 
Wiesbaden, den 22. Mai 1896. 
Der Königl. Negierungs-Prafident. 
3. U: v. Kaufmann. [ 
(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 27 ©. 233.) 


Pi 


24. 
Maklerordnung 
für die Kursmakler an der Börſe zu Frankfurt a. M. 


Auf Grund der 88 30 Abſ. 2 und 32 Abſ. 1 des 
Reich3börjengefeßes vom 22. Juni 1896*) beftimme ich für 
die Kursmakler an der Frankfurter Börſe was folgt: 

(Beitellung und Entlaffung der Kursmafler.) 

S 1. Die Bejtellung und Entlafjung der Kursmakler 
{5 30—34 des Reichsbörſengeſetzes vom 22. Juni 1896) 
erfolgt nah) Maßgabe meines Erlaſſes vom 14. November 
1396, welcher lautet: 

88 1. Die Kursmakler ($ 30 des Reichsbörſengeſetzes) 
werden für die Börfe in Berlin durch den Ober-Präfidenten 
der Provinz Brandenburg und der Stadt Berlin und für 
die übrigen Börjen, wo ſolche bejtellt werden, durch den 
Kegierungd-Präfidenten, in deſſen Verwaltungs-Bezirke die 
Börſe belegen ift, bejtellt und in Seinem Auftrage darauf 
vereidigt, daß fie die ihnen obliegenden Pflichten getreu er— 
füllen werden ($ 30 Ab}. 1a. a. O.) 


— 


F Siehe Reichägejeßblatt dv. 1896 ©, 157. 


88 2. Bor der Beltellung jind die Handelsorgane, 
denen die unmittelbare Aufficht über die Börje übertragen 
iſt ($ 1 Abſ. 2 des Reich3börfengejeßes), und wo eine Ver— 
tretung der Kursmakler ($ 30 Ab}. 2 a. a. OD.) befteht, 
auch dieje zu hören. 

88 3. Der zum Kursmakler Beitellte erhält nach feiner 
Dereidigung eine von der ihn beitellenden Behörde ausge— 
fertigte Beitallung. 

88 4. Die Entlajlung eine Kursmaklers kann er— 
folgen, wenn er fich einer groben Verletzung der ihm ob- 
liegenden Pflichten jchuldig macht oder fich durch fein Ver— 
halten in oder außer dem Amte der Achtung, de3 Anjehenz 
und des Vertrauens, die fein Beruf erfordert, unmürdig 
zeigt oder zur Erfüllung ſeiner Amtspflicht dauernd un= 
fähig wird. Die Entlafiung erfolgt durch diejelbe Behörde, 
welche die Beltellung vorgenommen hat. Bor der Ent- 
lafjung find die in $ 2 bezeichneten Organe zu hören. 

88 5. Die vorjtehenden Beltimmungen finden auf die 
bei eintretendem Bebürfniß zu bejtellenden Stellvertreter 
. von Kursmaklern mit der Maßgabe Anwendung, daß jolche 
auch für eine im Voraus beftimmte Zeit bejtellt werden 
fönnen. 

Die Stellvertreter haben für die Dauer ber Stell- 
vertretung die Rechte und Pflichten von Kursmaklern. 

8 6. Die für die Börjenbejucher geltenden Vor— 
Schriften des Reichsbörſengeſetzes und der Börjenordnnung, 
insbejondere in Betreff des ehrengerichtlichen Verfahrens, 
der Zulajlung und der Ausichliegung vom Börjenbejuche 
und der Handhabung der Ordnung in den Börjenräumen 
finden auch auf die Kursmakler Anwendung. 


SS 7. Ueber die Pflichten der Kursmakler, über die 
Drganijation ihrer Vertretung, über ihr Verhältnig zu den 
Staatskommiſſaren und den Börfenorganen, jowie darüber, 
in welcher Weile die Beobachtung der Vorſchrift des 8 32 
Ab). 1 des Reichsbörſengeſetzes zu überwachen iſt, bleibt der 
Erlaß von Beſtimmüngen für die einzelnen Börſen vor— 
behalten. 


(Mafler:Rammer.) 


$ 2. Die Kursmakler an der Frankfurter Börfe 
werden durch eine aus fieben Mitgliedern beitehende Mafler- 
fammer vertreten, für die zugleich drei Erjaßmänner zu 
wählen jind. Die Maklerkammer führt den Namen: „Mafler- 
fammer zu Frankfurt a. M.“ 

Die Erjaßmänner werden erforderlichen Falles durch 
den Borfigenden der Maflerfammer einberufen. 


$ 3. Die Mitglieder der Maflerfammer und deren 
Grijagmänner werden von der Handelskammer auf Vorſchlag 
der Kursmakler ernannt. Zu diefem Zwecke bringen die 
vereideten Kursmakler aus ihrer Mitte 14 Perjonen für 
die Stellen der wirklichen und 6 Perjonen für die Stellen 
der jtellvertretenden Mitglieder der Handeldfammer in Vor— 
Ihlag. Aus diejer Zahl ernennt dann die Handelskammer 
die 7 Mitglieder und 3 Grjagmänner der Maflerfammer 
und veröffentlicht deren Namen durch Anſchlag an der Börje. 
Auch jpätere einzelne Grnennungen erfolgen auf Grund 
eines Vorſchlags der Kursmakler, welcher die doppelte Zahl 
der zu Grnennenden umfafjen muß. 

Schwebt gegen einen Kursmakler ein ehrengerichtliches 
oder wegen einer ftrafbaren Handlung, welche die Unfähig— 
feit zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben 
fann, ein jtrafrechtliches Verfahren, jo ruht das Wahlrecht 
während der Dauer diejed Verfahrens, 


s 4 Die Wahlen zur Maklerfammer erfolgen auf 
vier Jahre. Nach zwei Jahren jcheiden vier Mitglieder 
und zwei Grjagmänner, nach weiteren zwei Jahren die 
übrigen drei Mitglieder und der dritte Erſatzmann aus. 
Die zuerit ausjcheidenden werden durch das Loos beftimmt. 
Die Augicheidenden fünnen wiedergewählt und der Handel3- 
fammer in Borjchlag gebracht werben. 


Ss 5. Die Wahl zur Maflerfammer wird vom je- 
weiligen Borfitenden derſelben oder deſſen Stellvertreter 
anberaumt und geleitet. Für die erite Wahlverfammlung 
jowie für die Form der Einladung zu den Wahlen trifft 
die Handelsfammer die erforderlichen Beitimmungen, die 
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durch Aushang an der Börje befannt zu machen find. Die 
Wahl erfolgt durch Stimmzettel in geheimer Abjtimmung, 
—5 — die Verſammlung nicht einſtimmig ein Anderes be— 
ſchließt. 

Gewählt ſind diejenigen, die die Mehrheit der abge— 
gebenen Stimmen erhalten haben. 

Inſoweit ſich im erſten Wahlgang eine abſolute Mehr— 
heit nicht ergiebt, ſind diejenigen Perſonen, welche abgeſehen 
von den etwa mit abſoluter Mehrheit gewählten, die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in der doppelten Anzahl der noch 
zu wählenden in eine engere Wahl zu bringen, bei welcher 
diejenigen als gewählt zu betrachten find, welche die meijten 
Stimmen auf ji) vereinigt haben. 

Das Wahlergebniß ift nah Abſchluß der Wahl durch 
Aushang an der Börje befannt zu machen. 

Ein)prüche gegen die Gültigkeit des Wahlergebniſſes 
find binnen acht Tagen nach Verfündigung desjelben an die 
Maflerfammer zu richten. | 

Gegen die Entjcheidung der Maflerfammer findet Be— 
Ichiwerde an die Handelskammer jtatt, deren Entſcheidung 
endgültig iſt. 

S 6. Scheidet ein Mitglied der Maflerfammer früher 
al3 drei Monate vor Ablauf jeiner Wahlperiode aus, jo 
ergänzt jich die Maklerfammer bis zum nächiten Wahl: 
termine duch Zuwahl aus der Reihe der Erjagmänner. 

In dem nächſten Wahltermin wird für den Ausge— 
Ichiedenen, jofern deſſen Wahlperiode noch nicht abgelaufen 
ift, für deren Dauer ein Grjagmann gewählt. Iſt die 
Wahlperiode abgelaufen, jo findet Neuwahl jtatt. 


ST. Jeder Kursmakler ift verpflichtet, die auf ihn 
gefallene Vorſchlagswahl und die Ernennung zum Mitgliede 
oder Erſatzmann in der Maflerfammer anzunehmen. Cine 
Wiederwahl iſt er jedoch erjt dann anzunehmen verbunden, 
wenn jeit jeinem Ausjcheiden aus der Maflerfammer zwei 
Jahre verjtrichen jind. 

$ 8. Die Wahlen finden alljährlih im Monate Des 
zember jtatt. 
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$ 9. Die Maflerfammer beiteht aus einem Vorfigenden, 
einem jtellvertretenden Borjigenden, einem Schriftführer, 
einem ftellvertretenden Schriftführer, einem Schaßmetjter 
und zwei Beifiern, Die Maklerkammer vertheilt dieſe 
Aemter unter ſich auf die Dauer von 2 Yahren. 


$ 10. Ueber die Maflerfammerfigungen, ſowie über 
die Wahlhandlungen der Kursmakler find PBrotofolle auf- 
zunehmen, die von dem Borfißenden und dem mit der 
Brotofollführung betrauten Mitgliede zu unterzeichnen find. 

Die Ergebnifje der Maflerfammer-Wahlen und der 
Aemtervertheilung find dem Minifter für Handel und Ge— 
werbe, dem Staatsfommiljar, der Handelsfammer und dem 
Börjenvorftand mitzutheilen. 

8 11. Die Maklerfammer hat 


a) auf Erfordern der Handeldäfammer Gutachten über | 
die Beitellung und Entlafjung von Kursmaklern und | 
über eine etwaige Stellvertretung behinderter Makler 
abzugeben; 

b) auf Erfordern der Handelskammer über die, Ver— 
theilung der Gejchäfte (Skontri) unter die einzelnen 
Kurdmakler jich zu äußern; die Handeldfammer ent- 
ſcheidet hierüber endgültig; 

c) die Aufficht über die Erfüllung der den Kursmaklern 
ala ſolchen obliegenden Pflichten auszuüben und bei 
Pflichtverlegungen die geeigneten Diöziplinarftrafen 
zu verhängen; 

d) Streitigfeiten unter den Kursmaklern auf Antrag zu 
ſchlichten; 

e) auf Erfordern der Handelskammer Gutachten, ins— 
bejondere über Geſetzgebungs- und Berwaltungsfragen, 
welche die Intereſſen der Kursmakler berühren, zu 
eritatten; 

f) nach den jeweiligen Beitimmungen der Börjenordnung 
bei der Preisfeftitellung thätig zu fein. 
$ 12. Die Maflerfammer kann die in $ 9 unter a 

bezeichneten Aufgaben einzelnen ihrer Mitglieder oder Unter: 
kommiſſionen übertragen. 
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$ 13. Die Maflerfammer, welche nad) außen durch 
den Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und den Schrift- 
führer und defjen Stellvertreter vertreten wird, hat ferner 
folgende innere Angelegenheiten zu bejorgen: 
1. die Verwaltung ihrer Einnahmen und Ausgaben und 
die Rechnungslegung über diefelben bei der jährlichen 
Generalverfammlung der vereideten Makler; 
2. die Vorbereitung der jährlichen Generalverfammlung 
und der ſonſtigen Sibungen; 
3. die Anftellung und Beauflichtigung der erforderlichen 
Beamten der Maflerfammer. 
$ 14. Rechtöverbindliche Erklärungen der Mafler- 
fammer müſſen mit der Unterjchrift des Vorſitzenden oder 
ſeines GStellvertreters, des Schriftführers oder ſeines Stell- 
vertreter3 und eines ferneren Mitgliedes der Maflerfammer 
verjehen jein. Der Vorſitzende kann einzelne jeiner Mit» 
glieder oder andere Kammermitglieder oder Beamte der 
Maklerfammer zur Vornahme beſtimmter Gejchäfte oder 
beitimmter Arten von Gejchäften auf eine beftimmte Zeit 
ermächtigen. 

$ 15. Die Mitglieder der Maklerkammer verwalten 
ihr Amt als Ehrenamt. Baare Ausgaben werden aus den 
Einnahmen erftattet. 

$ 16. Die Berufung der Maflerfammer muß erfolgen, 
wenn der Staatzfommiflar oder die Handeläfammer oder 
drei Mitglieder der Maklerfammer oder zwanzig Kursmakler 
unter Angabe des zu behandelnden Gegenjtandes es be— 
antragen. 

$ 17. Die Einladung zu den Situngen der Makler— 
fammer und zur Generalverfammlung erfolgt jchriftlich durch 
den Vorfigenden oder deſſen Stellvertreter. Die Erfaßmänner 
find zu dem Situngen der Maflerfammer, jedoch nur mit 
berathender Stimme zuzuziehen. 

Gleichzeitig ift dem Staatskommiſſar von der Anbe- 
raumung der Situng Mittheilung zu machen. 

Die Gegenftände, über die in der Sigung Bejchluß ge— 
faßt werden fol, müfjen in der Ginladung und in der Mit- 


— 08: 


theilung an den Staatskommiſſar bezeichnet werden. Ueber 
andere Gegenftände, mit Ausnahme des Antrages auf aber- 
inalige Berufung der Maflerfammer, darf ein Beihluß nur 
dann gefaßt werden, wenn nicht mehr als zwei Kammer= 
mitglieder widerjprechen. 

Der Staatskommiſſar ift berechtigt, an den Sitzungen 
mit berathender Stimme theilzunehmen. 


$ 18. Die Maflerfammer ift bejhlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anmwejend if. Muß eine Be— 
ſchlußfaſſung wegen Beſchlußunfähigkeit vertagt werden, jo 
erfolgt die Ginladung zu einer Sitzung unter Hinweis auf 
dieje Thatjache mit einer Friſt von mindeſtens 24 Stunden. 
In der neuen Sitzung erfolgt die Beſchlußfaſſung über den 
betreffenden Gegenjtand ohne Rüdfiht auf die Zahl der 
Anweſenden, wenn mindeſtens drei Mitglieder anweſend find. 


$ 19. Die Beſchlüſſe der Maklerkammer und des Vor— 
ſtandes werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle 
der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Die bei einer Beſchlußfaſſung betheiligten Mitglieder ſind 
von der Abſtimmung ausgeſchloſſen. 

Im Uebrigen regeln die Maklerkammern ihre Geſchäfts— 
ordnung ſelbſt. 


8 20. Die Maklerkammer hat jährlich dem Staats— 
kommiſſar und der Handelskammer über ihre Thätigkeit 
Bericht zu erſtatten. Dieſer Bericht iſt allen Kursmaklern 
— Börſe in je einem Druckexemplar mitzu— 
theilen. 


5 21. Am Anfang jedes Jahres iſt ein Voranſchlag 
für die Einnahmen und Ausgaben der Maklerfammer auf: 
zuftellen und der Handelsfammer zur Genehmigung einzu- 
reichen. Zur Dedung der veranjchlagten Koften dienen: 


a) die Einnahmen aus dem DVertrieb des öffentlichen 
Kuröblattes; 

b) die Beiträge der Kursmakler, über deren Erhebung 
($ 39a) die Maflerfammer bejchließen kann. 


— 127 — 


(Rechte und Pflichten der Kursmakler.) 


- 8 22. Die Kursmakler find verpflichtet, regelmäßig 
an den Börjenverfammlungen theilzunehmen. 

Eine Beurlaubung vom Börjenbefuh kann bis zur 
Dauer einer Woche von der Maklerfammer, für längere 
Zeit nach Anhörung der Maflerfammer von der Handels— 
fammer bewilligt werden. 


$ 23. Die Kursmakler haben der Maflerfammer, die 
mit der Feſtſtellung der Kurſe betraut it, alle hierzu er- 
forderlihen Erklärungen nach beitem Willen der Wahrbeit 
gemäß abzugeben. 

Grgeben fich Zweifel oder Differenzen über die Feſt— 
ſtellung der Kurſe, jo ijt eine ausdrüdliche protofollarijche 
Erklärung der Kursmakler über ihre Angaben auf ihren 
Amtseid zu forden und eventuell auch jpäter die Richtigkeit 
derjelben durch Einficht der Tagebücher der Kursmakler oder 
an anderer Weile zu prüfen. Inſoweit hierbei die Vor— 
legung der Tagebücher gefordert wird, iſt der Kursmakler 
befugt, die Namen der Gontrahenten zu verdeden. 


S 24. Im Uebrigen regeln fich die Rechte und Pflichten 
der Kursmakler nach den Beitimmungen in $$ 30, 32, 33 
und 34 Abſ. 2 des Reichsbörſengeſetzes.“) 


*) Anmerkung: Die bezogenen Beitimmungen des Reihsbörfen- 
gejeßes lauten: 

880. Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feitjeung bes Börſenpreiſes 
von Waaren und Werthpapieren find Hülfsperjonen (Kursmafler) 
zu ernennen, Sie müſſen, jo lange fie die Thätigfeit als Kurs— 
maller ausüben, die Vermittelung von Börſengeſchäften in den 
betreffenden Wuaren oder Werthpapieren betreiben. Sie werden 
von der Landesregierung beftellt und entlafien und leijten vor 
Antritt ihrer Stelle den Eid, daß fie die ihnen obliegenden 
Pflichten getreu erfüllen werden. 


Eine Vertretung der Kursmakler (Maklerfammer) ift bei der 
Beitellung neuer Kursmakler und bei der Vertheilung‘ der Ge— 
Ihäfte unter die einzelnen Makler gutachtlich zu hören. Die 
‚näheren Beftimmungen über die Beftellung und Entlaffung der 
Kursmaller und die Drganijation ihrer Vertretung ſowie über 
ihr Verhältniß zu den Staatskommiſſaren und den Börjenorganen 
‚werden von der Landesregierung erlaſſen. 
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$ 25. Zur Vornahme der nah den Beltimmungen 
des Handelögejeßbuches durch einen Handelsmakler zu be= 
wirkenden Verkäufe find die Kursmakler befugt. 


$ 26. Die Kursmakler müſſen diejenigen Handels— 
geichäfte, die fie nach Maßgabe des 8 32 des Reichsbörſen— 
gejeßes für eigene Rechnung oder in eigenem Namen ab— 
geichloffen haben, jowie die von ihnen nad) Maßgabe der— 
jelben Vorſchrift für vermittelte Geichäfte übernommenen 
Bürgfchaften in ihren Tagebüchern täglich vor VBollziehung 
der Unterjchrift überfichtlich zufammenftellen. 





$ 32. Die Kursmakler dürfen in den Geſchäftszweigen, für welche fie 
bei der amtlihen Feſtſtellung des Börjenpreijes mitwirken, nur 
infoweit für eigene Rechnung oder in eigenem Namen Hanbel3- 
geihäfte ſchließen oder eine Bürgihaft für die von ihnen ver= 
mittelten Geihäfte übernehmen, als dies zur Ausführung der 
ihnen ertheilten Aufträge nöthig ift; die Landesregierung beſtimmt, 
in welcher Weile die Beobachtung diejer Vorjehrift zu überwachen 
ift, Die Gültigkeit der abgeichlofjenen Gejhäfte wird hierdurch 
nicht berührt. 

Die Kursmaller dürfen, joweit nicht die Landesregierung Aus- 
nahmen zuläßt, fein jonjtiges Handelsgewerbe betreiben, aud 
nicht an einem jolden ala Kommanditiſt oder ftiller Gejellihafter 
betheiligt fein; ebenjowenig dürfen fie zu einem Kaufmann in dem 
Verhältnifie eines Profuriften, Handlungsbevollmädtigten oder 
Handlungsgehülfen jtehen. 


833. Die im Artifel 67 Abi. 2, im Artikel 71 Abſ. 1 und in ben 
Artikeln 72 bis 74, 76, 79 bis 83 des Handelsgeſetzbuches ent- 
haltenen Vorihriften finden auf die Kursmakler Anwendung. 

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebuh muß vor dem 
Gebraudhe Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet 
und beim Börjenvorjtande zur Beglaubigung der Zahl der Blätter 
vorgelegt werden. 


Wenn ein Kursmafler ftirbt oder aus dem Amte ſcheidet, ift 
jein Tagebuch bei dem Börjenvorftande niederzulegen. 


8 34 Abi. 2. Zur Vornahme der nad) den Artikeln 311, 343, 348, 
354, 357, 365, 366 und 387 des Handelögejeßbuches durch einen 
Handelsmafler zu bewirfenden Verfäufe find auch die Kursmakler 
jowie die jonft zur Vornahme von Verkäufen der bezeichneten Art 
* en Verfteigerungen öffentlich ermädhtigten Handelsmakler 

efugt. 
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(Geihäftsvertheilung.) 


$ 27. Die Gejchäftsvertheilung gemäß 8 9b iſt all: 
jährlich in der erjten Hälfte des Monats Dezember für das 
nächlte Kalenderjahr vorzunehmen. 

Sie fann auch im Laufe des Jahres von der Handel3- 
fammer nad Anhörung der Maklerfammer abgeändert 
werden. 

Der Staatskommiſſar und der Börjenvoritand find 
jederzeit befugt, eine Aenderung der Gejchäftsvertheilung zu 
nn Ueber jolche Anträge entjcheidet die Handels— 
ammer. Ä 


(Auffiht und Disziplin.) 


$ 28. Die Kursmakler unterftehen wie alle Börfen- 
bejucher der Börjenleitung des Börjenvoritandes und dem 
Ehrengericht. Ä 

Die Aufficht über die Kursmakler führt die Mafler- 
fammer und der Staatdfommijlar. 

Die Handeldfammer iſt befugt, zur Regelung de3 Ge— 
ichäftöverfehr3 der Kursmakler an der Börje Anordnungen 
zu treffen. 


$ 29. Der innerhalb des Börſenſaals befindliche Ring 
(Barquet) ift zur ausſchließlichen Benukung für die Kurs— 
mafler beitimmt. Andere PBerfonen dürfen zum dauernden 
Aufenthalt in diefen Raum nicht zugelafjen werden. 


8 30. Der Staatzfommiljar und die Maflerfammer 
find jederzeit befugt, in die Hand» und Tagebücher der Kurs— 
mafler Einficht zu nehmen, um die Beobachtung der Vor- 
Ichriften des $ 32 des Börſengeſetzes und des vorjtehenden 
$ 24 zu überwachen. 

$ 31. Die Handelskammer iſt berechtigt, für die amt— 
liche Thätigfeit der Kursmakler Grundjäße und Regeln fejt- 
zuftellen, joweit nicht die Bejtimmungen des Börſengeſetzes, 
der Börjenordnung und der don der Landesregierung er- 
lafjenen Ausführungsbeftimmungen entgegenjtehen. 

$ 32. Ein Kursmakler, der die ihm als ſolchem ob- 
liegenden Pflichten bezw. die von der Handelskammer auf- 

9 
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geftellten Grundſätze und Regeln verleßt, unterliegt ber 
Disziplinarbejtrafung durch die Maklerkammer. 
Disziplinarftrafen können insbejondere zur Anwendung 
fommen, wenn ein Kursmakler ohne genügende Entjchuldigung 
oder ohne Urlaub die Börfenverfammlung oder die Fyeft- 
ſetzung der Kurſe oder Preije verſäumt oder aus Yahrläffig- 
feit bei diejer Feſtſtellung unrichtige Angaben macht. 
$ 33. Die Disziplinarftrafen find: 
a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Gelditraße bis zu 500 Marf, 
d) Beitweife Verſagung des Zutritt3 zu den Börjen- 
verfammlungen bis zur Dauer von drei Monaten. 
$ 34. Die Geldftrafen werden von der Maklerfammer 
— und an die Penſionsanſtalt für Kursmakler ab— 
gerührt. 





(Verfahren in Disziplinarjaden.) 

5 35. Beſchwerden über die Amtsthätigkeit der Kurs- 
mafler fünnen an den Staatzfommiljar, an die Handel3- 
fammer, an den Börjenvorjtand, oder an die Maklerfammer 
gerichtet werden. 


5 36. Die Maklerfammer beſchließt über die Eröffnung 
de3 Berfahrend. Sie ijt nicht zuftändig in denjenigen Fällen, 
welche nach den Paragraphen 9 bis 27 des Reichöbörjen- 
gejeße3 vor das Chrengericht gehören. 


8 37. Iſt gegen einen Kursmakler ein ehrengericht- 
liche3 oder wegen einer ftrafbaren Handlung ein ftrafrecht- 
liche3 Verfahren eingeleitet, jo ift während der Dauer des 
ehrengerichtlichen oder Strafverfahreng wegen der nämlichen 
Thatjache das Disziplinarverfahren nicht au eröffnen und 
ein bereit3 eröffnete auszuſetzen. 


$ 38. Bu den Disziplinarverhandlungen der Makler— 
kammer ijt der Syndikus der Handeldfammer und im Falle 
der Behinderung degjelben ein anderer Rechtäfundiger als 
Beirath der Kammer zuzuziehen. 


IR * 
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Zur Fällung eines Urtheils ift die Anweſenheit von 
mindeften3 fünf Kammermitgliedern erforderlich. 

839. Die Disziplinarverhandlungen find nicht öffentlich. 

8 40. Soweit in Vorftehendem feine Beitimmung ge- 
troffen ift, finden die Bejtimmungen de3 Börjengejeßes über 
dad Verfahren vor den Ehrengerichten (88 9 bis 27) ent- 
Iprechende Anwendung. 

$ 41. Der Staatskommiſſar hat diejelben Befugniſſe 
wie im ehrengerichtlichen Verfahren. (SS 9 bis 27 a.a. OD.) 

$ 42. Gegen die Entſcheidung der Maflerfammer fteht 
jowohl dem Staatskommiſſar ald dem Belchuldigten binnen 
14 Tagen die Bejchwerde an die Handeläfammer zu. Die 
Beichwerde hat aufichiebende Wirkung. 

$ 43. Die Veröffentlihung und Ausgabe des öffent- 
lichen Börjen-Courdblattes wird auf Koften und für Rech— 
nung der vereideten Kursmakler unter der Aufficht der 
Maklerfammer bejorgt und erhält dasjelbe die Ueberſchrift: 
Deffentliches Börfencoursblatt der Maflerfammer zu Franf- 
furt a M. vom...... Den hierfür etwa erforderlichen 
Beiträgen darf fich fein beeidigter Kursmakler entziehen. 
Die Makler treffen die näheren Bejtimmungen über die 
Beröffentlihung und über deren Koften, über den Vertrieb 
und den Preis des Coursblattes und hinſichtlich der bei 
dejlen Veröffentlichung und Vertrieb zu verwendenden Per— 
jonen und deren Honorirung. Der Abonnement3preis unter: 
liegt der Genehmigung der Handelöfammer. Die Ueber: 
ſchüſſe find an die Penfionsanjtalt für Kursmakler zu 
übermweifen. 

8 44. Diejer Erlaß tritt am 1. Januar 1897 in 
Kraft. Die Maklerfammer fann nach Maßgabe desfelben 
Ihon im Dezember 1896 gebildet werden. 

Berlin, den 27. Dezember 1896. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe, 
= J. A.: v. Wendt. 


Amtsbl. f. Frankfurt. 1897. Nr. 2 ©. 7.) 
9* 
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Börfen-Drdnung 
für die Börſe in Frankfurt a, M. 


$ 1. Die Frankfurter Börje ift eine mit ftaatlicher 
Genehmignng für den Handelsſtand gegründete Anftalt, 
welche für die VBerfammlung der Kaufleute, Makler und 
andere PVerjonen zum Zwecke der Erleichterung des Betriebes 
kaufmänniſcher Geſchäfte in Werthpapieren aller Art, Wechſeln 
und Geldſorten beſtimmt iſt. 

Die Börſe iſt der Oberaufſicht der Staatsregierung 
unterſtellt. Als Aufſichts-Behörde der Börſe 
fungirt die Handelskammer, welche alljähr— 
lih aus dem Kreiſe ihrer Mitglieder oder 
der Börjenbejudher den aus 5 bi3 9 Personen 
bejtehbenden Börjenvorftand wählt. 

Die Funktionen des Börſenvorſtandes werden, 
ſoweit ſie nicht in der Börſenordnung ausdrücklich 
beſtimmt ſind, durch die Geſchäftsordnung des 
Börſenvorſtandes geregelt. 

$ 2. Zur Theilnahme an den Börſenverſammlungen 
fönnen diejenigen Perjonen zugelafjen werden, gegen die 
nicht ein in den folgenden 88 enthaltener Ausſchließungs— 
grund vorliegt. Jeder zur Börſe Zugelafjene ift den Be— 
jtimmungen der Börjenordnung und den für die Börje je: 
weilig geltenden Uſancen unterworfen. 

Die Zulafjung erfolgt durch den Börjenvoritand, 
gegen deſſen abmeijende Entſcheidung bei der 
Handelgfammer Beſchwerde erhoben werden fann. 

Die Anmeldungen um Bulafjung zum Börjenbejuch 
haben jchriftlich zu erfolgen, unter Namhaftmachung zweier 
biefigen Ausfunft3perjonen. 

$ 3. Ausgejchlofjen von den Börjenverfammlungen find: | 

1. Perfonen weiblichen Geſchlechts; — | 
2. Berjonen, welche fich nicht im Veſitze der baͤrgerlichen 
Ehrenrechte befinden; | 
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. Perjonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügung über ihr Vermögen beichränft find; 

. Berfonen, welche wegen (einfachen oder betrügerijchen) 
Bankerutts rechtäfräftig verurtheilt worden find; 

. Berfonen, welche fih im Zuftande der Zahlungs: 
unfähigfeit befinden; 

. Berjonen, gegen welche durch rechtäfräftige oder für 
jofort wirffam erklärte ehrengerichtliche Entſcheidung 
auf Ausichliefung von dem Bejuche einer Börje er: 
fannt ift; 

7. Berjonen, welche wegen Verbrechen gegen die Sicher: 

. beit des Eigenthums oder wegen Meineides rechts— 
fräftig verurtheilt worden find; 

8. Perſonen, welche ihre Verpflichtungen aus an der Börſe 
geſchloſſenen Gejchäften nicht erfüllen, nach jeweiliger 
Verfügung des Börſenvorſtandes; 

9. Börjenbefucher, welche troß erfolgter Mahnung ihren 
Börjenbeitrag nicht entrichten, nach jeweiliger Ver— 
fügung des Börjenvorftandes; 

10. Börjenbefucher, welche fich, entgegen der Vorſchrift des 

$. 2 den Entjcheidungen des Börſen vorſtandes über 

die geltenden Uſancen nicht unterwerfen. 


$ 4. Auf Antrag der Handeldfammer fünnen in be> 
fonderen Fällen Perjonen, welche nach den obigen Beſtim— 
mungen vom Börjenbejuche ausgejchloffen find, zur Börje 
augelafjen werden; die Entjcheidung hierüber jteht dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 

Berfonen, welche wegen einfachen Bankerutts verurtheilt 
worden find, fünnen in bejonderen Fällen zum Börjenbejuche 
zugelafjen werden; doch darf die Zulafjung nicht vor Ablauf 
von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder 
erlaſſen worden ift, und nur in dem Falle erfolgen, wenn 
nachgewiejen wird, daß die Verbindlichkeiten durch Zahlung, 
Erlaß oder Stundung erledigt jind. 

Bei gleihem Nachweife können Perſonen zum Börſen— 
bejuche zugelafjen werden, welche fi im Zuſtande der 
Zahlungsunfähigfeit befunden haben. | 
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Die Entjcheidung über die Zulaflung bezw. Wieder- 
zulafjung in den beiden legten Fällen ſteht der Handel3- 
fammer zu, gegen deren Ausspruch eine Berufung oder 
Beichwerde nicht jtattfindet. 


8 5. Jedes Mitglied de3 Börſenvorſtandes ift 
befugt, Börjenbejucdher, weldhe die Ordnung, die 
Ruhe oder den Anjtand an der Börfe oder in den 
dazu gehörigen Nebenräumen Bra 4 oder der 
Anordnung eines Mitgliedes des Börjenvorjtandes 
nit ungejäumt Folge leijten, jofort und ohne Er— 
örterung der Urſache entfernen zu lajjen. Das 
betreffende Mitglied des Börjenvorjtandes muß 
in diejem Falle no an demjelben Tage dem Vor— 
ligenden des Börſenvorſtandes ſchriftlichen Bericht 
erſtatten. 

Außerdem iſt bei ſolchen Fällen der Börſenvorſtand 
befugt, den Betreffenden bis auf die Dauer von 30 Tagen 
vom Börſenbeſuche auszuſchließen oder mit einer Geldſtrafe 
bis zu 500 Mark zu belegen. Gegen die Verhängung dieſer 
Disciplinarſtrafe iſt eine Beſchwerde an die Handels— 
kammer innerhalb dreier Tage zuläſſig. 

— Strafbeträge werden zu Unterſtützungszwecken ver— 
wendet. 

Das Rauchen iſt ſowohl in dem Börjenjaale, als auch 
in den Gallerien und Nebenräumen der Börje bei Strafe 
bon 1—10 Mark, je nach der Sachlage und Wiederholung 
der Uebertretung, verboten. 

Ein Rechtsmittel gegen dieje (nicht als Disciplinar- 
ſtrafe anzujehende) von dem Börjenvorjtande feſtzu— 
legende Ordnungsſtrafe findet nicht Statt. 


$ 6. Die Börjenverfammlungen finden in dem neuen 
Börjengebäude und zwar zweimal täglih mit Ausnahme 
der Sonntage, der jonntäglich gefeierten Feittage (Neujahrs— 
tag, Gharfreitag, Oftermontag, Himmelfahrtstag, Pfingit- 
montag, Buß- und Bettag, beide Weihnachtzfeiertage) und 
jener Tage jtatt, an welchen die Handeläfammer die Börſen— 
verjammlung ausfallen zu lafjen bejchließt. 
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Der Börfenjfaal wird um 11° Uhr Mittags eröffnet. 
Die Mittagsbörje beginnt um 12%. Uhr und dauert bis 
um 2°4 Uhr Nachmittags, zu welcher Zeit das Zeichen der 
Beendigung mitteljt der Börjen-Glode gegeben wird. Der 
Börfenjaal wird um 3 Uhr, an den Ultimo-Abrechnungs- 
tagen um 34 Uhr gejchloffen. 

Nach der gewöhnlichen mit 2°/ı Uhr enbigenben Börfen- 
zeit iſt bis zur Abendbörje jedes Börſen-Geſchäft un— 
ſtatthaft. 

Die Aufgabe der Adreſſen an den Liquidationstagen 
muß ſpäteſtens bis 4 Uhr Nachmittags und die Lieferung 
der Effekten am folgenden Vormittage ſpäteſtens bis 12 Uhr 
bewirkt werden. Wer dieſen Beſtimmungen, namentlich auch 
an Liquidätionstagen zuwiderhandelt, oder die Aufgabe der 
Adreſſen oder die Lieferung von Börſen-Effekten nicht in 
den dafür beſtimmten Friſten vollzieht, dem kann nach Maß— 
gabe der Umſtände der Börſenbeſuch zeitweiſe oder ganz von 
der Handelskammer verboten werden. 

Die Abendbörſe beginnt um 51. Uhr Nach— 
mittag3 und endet um 6'. Uhr Die Verfamm- 
lungen der Abendbörje finden bis auf Weiteres in 
dem der Ejfetten-Societät gehörigen öftlihen Flügel 
des Börjengebäudes Statt. 


5 7. Die Feititellung und Veröffentlichung der Kurje 
erfolgt an der Mittags- wie an der Abendbörje im 
Auftrage der. Handeläfammer durch die auf Grund der 
Kursmafler-Ordnung von den Kursmaklern gewählte 
Maflerfammer unter der Oberauffiht der Handeldfammer, 
unbejchadet der dem Börjenvorjtande nah $ 29 
alinea 2 des Börſengeſetzes eingeräumten Rechte. 

An der Mittagsbörje erfolgt die Kursfeſt— 
ftellung in folgender Weije: 

Für alle per Kafje gehandelten Werthe findet bie 
Kursfeſtſtellung um 1’ Uhr ftatt, bei welcher in der Regel 
für jedes Wertpapier nur ein einziger Kurs notirt werden 
jol. Für einzelne lebhaft gehandelte Kaſſawerthe können 
jedoh, mit Genehmigung des Börſenvorſtandes mehrere 
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Kurſe notirt werden, in welchen die jtattgefundenen Preis- 
ſchwankungen zum Ausdrud zu bringen find; doch muß dies 
im Voraus beitimmt und durch Börfenanichlag befannt 
gegeben werden. Die.nach 1/4 Uhr bis zum Schluffe der 
Börſe in ſolchen Werthen ftattgefundenen Abſchlüſſe find in 
gleicher Weile in bejonderen ſpäteren Kursfeſtſtellungen zur 
Notiz zu bringen. 

Für die auf Termin gehandelten Werthe findet zunächit 
die Kuräfeititellung um 1% Uhr ftatt; es können, nad 
Bedarf, mehrere Kurſe notirt werden, in welchen alle bis 
dahin jtattgefundenen Preisihwanfungen zum Ausdruck zu 
bringen find; die nach 124 Uhr jtattgefundenen Abjchlüfje 
find in gleicher Weiſe in bejonderen ſpäteren Kurzfeit- 
jegungen zur Notiz zu bringen. 

An der Abendbörje erfolgt in gleicher Weile 
eine allgemeine Kursfeititellung um 6! Uhr; die 
nach 6! Uhr bi3 zum Börfenfchluffe ftattfindenden 
Abſchlüſſe find noch in einer ſpäteren Kursfeſt— 
tellung um 6'e Uhr zur Notiz zu bringen. 

Hinfihtlih der verjchiedenen Notirung der 
Kaſſawerthe und der Terminmwerthe gelten diejelben 
Beftimmungen wie für die Mittagsbörfe. 

$ 8. Die Notirung gejchieht in folgender Weije: 

Bu den feitgejeßten Zeitpunkten tritt, nach einem von 
dem Börjendiener mit der Schelle zu gebenden Zeichen, die 
Maflerfammer in dem dazu beitimmten Raum zujammen, 
und jtellt auf Grund ihrer eigenen Wahrnehmungen und 
der Mittheilungen, die ihr von den beeidigten Kursmaklern 
während der Börje gemacht worden find, die Kurfe feſt. 
Alle Kursmakler find auf Verlangen der Maflerfammer 
verpflichtet, diefer von den Kurjen, zu welchen fie an diejer 
Börje ihre Schlüffe gemacht haben, wahrheitsgetreue Kunde 
zu geben. Ebenſo liegt den Kursmaklern die Pflicht 
ob, über die unerledigt gebliebenen Aufträge die 
erforderliche Auskunft zu geben. Walten Bmeifel 
wegen der Schlüffe ob, jo enticheidet die Mehrheit in der 
Maklerfammer. Befondere Abmachungen über Gour= 


Br 
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tage werden bei der Kursnotirung nicht berüdjichtigt. 
Ein Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der amt— 
lichen Feititellung des Börjenpreijes fann nur für 
die durch Vermittlung der Kursmakler abgeſchloſ— 
fenen Geſchäfte erhoben werden. Während die Maf- 
lerfammer zur Berathung verjammelt ift, darf außer den 
bei der Notirung mitwirfenden Berjonen Niemand in das 
Berathungszimmer der Maklerfammer eintreten, injofern 
— un nah 8 29 Ab}. 2 des Börſengeſetzes dazu be= 
ugt iſt. 


$ 9. Für die Feltlegung der Notizen gelten folgende 
Grundjäße: 


1. Fanden alle vorhandenen Aufträge ihre Erledigung, 
jo find die bezahlten Kurſe mit der Bezeichnung „b“ 
oder „bez.“ (bezahlt) zu notiren. 

2. Blieben, nachdem größere Poſten gehandelt wurden, 
noh Käufer unbefriedigt, jo wird die durch den 
Zuſatz „u. G“ (und Geld) und dementjpreghend, wenn 
Verkäufer nicht volltändig bedient werden fonnten, 
durch den Zuſatz „u. B.“ (und Brief) bezeichnet. 

3. Kamen nur unbedeutende Abjchlüffe zu Stande, jo 
nd died der Zuſatz „etw. b. u, B.“ oder „etw. 

u. 

4. Beharrten die Verkäufer auf einer höheren Forderung, 
die Käufer dagegen auf einem niedrigeren Gebot, jo 
daß feine Abjchlüffe zu Stande kamen, jo bezeichnet 

r Zujaß „G.“ denjenigen Kurs, zu welchem jeder 
Betrag anzubringen war. 
5. Waren nur Käufer da, aber feine Verfäufer, jo iſt 
derjenige Kurs, welcher I geboten wurde, mit 
“ zu notiren, oder auch „G. u. f.“ (Geld und 
fehlend): deögleichen it, wenn nur Verkäufer, aber 
feine Käufer auftraten, derjenige Kurs, welcher ver- 
geben? gefordert wurde, mit „DB.“ zu notiren. 

6. Nur wenn weder Käufer noch DVerfäufer zu finden 

waren, ijt dies durch einen Strich zu bezeichnen. 
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$ 10. Die von der Maflerfammer in dieſer Weije 
feitgeftellten Hurje werden in dem von der Maklerfammer 
zu unterjchreibenden und alabald in dem Börjenjaale anzu- 
beftenden Börſen-Kursblatt veröffentlicht; über das Börjen- 
Kursblatt trifft die Kurs-Makler-Ordnung nähere Be- 
ftimmungen. 

Der Handelskammer fteht die Aufficht über die Mak— 
lerfammer zu; biejelbe iſt der Handelskammer für 
gewifjenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verantwortlich. 

Beichwerden über Verſtöße bei der Feſtſtellung oder 
Veröffentlichung der Kurje find an die Handelsfammer zu 
richten, welche hierüber entjcheibet. 

An der Börje abgejhlofjene Gejhäfte in 
jolden Papieren, welde zum Börjenhandel nicht 
zugelajfen jind, dürfen amtlich nicht notirt werden. 
Die Beröffentlihung von privaten Kurszetteln 
(Breisliften) für ſolche Gejhäfte darf nur mit 
bejonderer von Fall zu Fall zu ertheilenden Ge— 
nehmigung der Handel3fammer erfolgen. 

$ 11 Wenderungen der Börfenzeit und der Zeit der 
Kursfeititellungen, wie der für Aufgabe der Adreſſen, Liefe- 
rung von Effekten und für die Veränderungen feitgejeßten 
srilten kann die Handeldfammer jederzeit nach eigenem 
Ermeſſen bejchließen. 


s 12. Kündigungen, welche nah Inhalt des Ver— 
trage an der Börſe erfolgen jollen, müfjen, dem Platz— 
gebrauch gemäß, um von rechtlicher Wirkung zu fein, von 
den Intereſſenten ſpäteſtens bi3 Glodenjchlag 1 Uhr ge— 
Ihehen. Zur genaueren Beobadhtung der Kündigungszeit 
wird jchon um 12% Uhr ein Zeichen mit der Glode ge— 
geben, an Liquidationstagen um 12'/ Uhr. Bei Prämien= 
Ichlüffen fällt der Erklärungs- oder Kündigungstag mit 
dem Liquidationdtage nicht immer zujammen, jondern wird 
für jedes Jahr durch die Handelafammer feftgejeßt und 
publizirt. Die Kündigung findet um 12° Uhr ftatt, 
wozu 5 Minuten vorher ein Zeichen mit der Glode ge— 
geben wird. 
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Bezüglih der etwa nothwendig werdenden Abände- 
rungen der in 88 7 und 12 erwähnten Zeitbeitimmungen 
hat die Handeldfammer zu entjcheiden, welche auch die vor= 
berige Veröffentlichung durch das Börſenkursblatt zu ver- 
anlaflen hat. 


$ 13. Die Handelöfammer wird die von den könig— 
lichen, jtädtichen und anderen Behörden ihr zugeitellten 
Bekanntmachungen an der Börſe anjchlagen lafjen; (diejelben 
bleiben in der Regel während 14 Tagen angeheftet). Be— 
fanntmachungen von Privat-Anzeigen an der Börje find an 
die bejondere Erlaubniß der Handelafammer gebunden. 


$ 14 Die zum Beſuche der Börje berechtigten Per- 
onen haben jährlich Börjen-Beiträge zu entrichten, welche 
für die Mittag3börje und für die Abendbörje ge- 
trennt fejtgejeßt werden. 

Die Beiträge für die Mittag3börje werden alljähr- 
lich im November von der Handeldfammer nah Be: 
rathung mit dem Ausschuß der Börjenantheilg- Eigner für 
das nächſte Kalenderjahr feitgejegt und für jedes Jahr im 
Voraus erhoben. Jedes Handlungshaus, welches einen 
Börjenbeitrag entrichtet, hat für feine Aſſociss und Pro— 
furiften feinen weiteren Börjenbeitrag zu entrichten. Der 
freie Eintritt der Scontriften ift nicht geftattet. Diejenigen 
Handlungzfirmen, welche Gehülfen mit zur Börſe bringen, 
haben für jeden derjelben einen Beitrag zu entrichten. 

Die Beiträge für die Abendbörje werden all- 
jährlih von der Handelskammer nah Berathung 
mit der Direktion der Effekten-Societät fejtgejeßt 
und befannt gegeben. 

$ 15. Außerhalb der Börſe ftehende, in Frankfurt 
oder auswärt3 wohnende Perjonen fünnen im Laufe eines 
Semeſters die Börje an 3 aufeinanderfolgenden Tagen ohne 
Entrichtung eines Börjenbeitrages bejfuchen, wenn diejelben 
durh ein zum DBörjenbejuche berechtigte® Börjenmitglied 
eingeführt und in das im Börjenlofale aufliegende Fremden— 
buch eingejchrieben werden. Auswärts wohnende Perjonen, 
welche von diejer Befugniß zum Börjenbejuche öfters Ge— 
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brauch machen wollen, haben jedoch eine Wochen: bezw. 
Quartald- oder Jahresfarte zu löſen. 


8 16. Um Börjenbefucher zur DBerantwortuug zu 
ziehen, welche im Zujammenhange mit ihrer Fähigkeit an 
der Börje fi eine mit der Ehre oder dem Anſpruch auf 
faufmännilches Vertrauen nicht vereinbarende Handlung haben 
zu Schulden fommen lafjen, wird ein Ehrengericht gebildet, 
defjen Mitglieder von der Handeläfammer gewählt werden. 

Das EChrengericht beiteht aus fünf alljährlich von der 
Handelöfammer aus ihren Mitgliedern gewählten Richtern 
und drei jtellvertretenden Richtern. Die Handeldfammer 
trifft bei der Wahl. auch Verfügung über den Vorſitz und 
die Protofollführung. 

Das Ehrengericht wird vorfommenden Falles von defjen 
Vorſitzenden einberufen. Es entjcheidet in einer Zahl von 
fünf Richtern; für verhinderte oder nach den Vorjchriften 
der Strafprozekordnung ausgeſchloſſene oder abgelehnte 
Richter werden die jtellvertretenden Richter nach der Reihen— 
folge ihrer Wahl einberufen; über die Frage der Aus— 
Ihließung oder Ablehnung entjcheidet die Handelsfammer. 

Don der Einleitung oder Ablehnung eines ehrengericht- 
lihen Verfahrens find der Staatskommiſſar und die Handels— 
fammer zu unterrichten. Auf Verlangen des Staat3- 
kommiſſars muß die Einleitung eines ehrengerichtlichen 
Verfahren? erfolgen; Im Uebrigen gelten für das Ver— 
fahren die Borjchriften des Börſengeſetzes. (SS 11—25.) 

$ 17. Zur Entjeheidung über die Zulaflung von Werth: ° 
papieren zum Handel an der Frankfurter Börſe bejteht eine 
bejondere Kommiſſion (Zulaffungsftelle), deren Mitglieder 
von der Handeldöfammer ernannt werden. 

Die Zulaſſungsſtelle beſteht aus 6 wirklichen und 3 
jtellvertretenden Mitgliedern, von denen nur 3 wirkliche 
Mitglieder und 1 ftellvertretendes Mitglied im Börjenregifter 
eingetragen jein dürfen. Die Zulaſſungsſtelle entjcheidet 
in der Regel in einer Anzahl von 6 Mitgliedern; an Stelle 
der verhinderten oder an der Einführung des betreffenden 
Papieres betheiligten wirklichen Mitglieder werden die jtell- 
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vertretenden Mitglieder nach der Reihenfolge ihrer Wahl 
einberufen. In Fällen, wo mehr als 6 wirkliche oder ftell- 
bertretende Mitglieder an der Entjcheidung der Zulafjungs- 
jtelle mitzuwirken verhindert find, kann die Zulafjungzitelle 
auch mit geringerer Mitgliederzahl entjcheiden; doch darf 
eine Zulaflung nur erfolgen, wenn 3 Mitglieder überein- 
jtimmend für diejelbe entjcheiden. 

Die Entjcheidung über die Zulafjung von Werthpapieren 
wird durch jchriftliche Abjtimmung getroffen; bei erheblichen 
Meinungsverjchiedenheiten oder auf Antrag zweier Mitglieder 
der Zulaſſungsſtelle hat die Entſcheidung erſt nach vor— 
bergegangener Berathung in einer Situng der Zulaſſungs— 
itelle zu erfolgen; zur Bejchlußfähigfeit in der Sitzung iſt 
die Anmejenheit von mindejtend 4 Mitgliedern erforderlich. 

$ 18. Hinfichtlich der Befugniffe und Pflichten der 
Zulaflungsftelle, der Vorausſetzungen der BZulafjung von 
Werthpapieren zur Notirung, und der Folgen der Nicht- 
zulafjung finden die Beitimmungen des Börjengejeßes vom 
22. Juni 1896 (88 36—41) und die dazu ergebenden 
Ausführungsbeſtimmungen Anwendung. 

$ 19. - Gegen die Enticheidung der Zulaflungsitelle, 
wonach ein Werthpapier zum Handel an der Börje nicht 
zugelafjen wird, oder ein bereit3 eingeführtes Papier von 
der Notirung ausgeſchloſſen wird, jteht dem Cmittenten 
binnen 14 Tagen die Bejchwerde an die Handelsfammer zu, 
welche über die Zulaflung oder Ausſchließung endgültig 
entjcheidet. Zur Angabe von Gründen ihrer Entjcheidung 
it die Handelskammer nicht verpflichtet. 

$ 20. Ueber die Zulaſſung von Werthpapieren zum 
Börjenterminhandel entjcheidet die Handelskammer nad 
eigenem Ermeſſen; fie ift zur Angabe von Gründen ihrer 
Entſcheidung nicht verpflichtet. Der Terminhandel in Ans 
theilen von Bergwerks- und Fabriksunternehmungen fann 
nicht zugelaflen werden. Der Terminhandel in Antheilen 
anderer Erwerbsgeſellſchaften kann nur gejtattet werden, 
wenn das SKapital der betreffenden Erwerbsgeſellſchaft 
mindeſtens 20 Mill. Mark beträgt. 
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Anträge auf Zulaſſung von Werthpapieren 
zum Börjenterminhandel find, joweit fie nidht zu— 
rüdgewiejen worden, mindefteng 14 Tage vor der 
Beſchlußfaſſung durh Aushang an der Börfe 
und Beröffentlihung in der Preſſe befannt zu 
machen. Ä 
Die Zulajjung jet voraus, daß bereit 
während eines längeren Zeitraums ein regel- 
mäßiger Handel in dem Werthpapiere ftattgefun- 
den hat. Die Prüfung hat jich über dieje Voraus— 
jegung hinaus auch darauf zu erjtreden, ob dem 
Intereſſe de3 Börjenhandel3 an der Zulaſſung 
erhebliche wirtbichaftliche Bedenken entgegen ftehen. 

Bor der Zulajjung wird der Vorſtand des 
Unternehbmend, um dejjen Werthpapiere e3 ſich 
handelt, über den Antrag gehört. 

Die ergebenden Beſchlüſſe der Handel3fammer 
werden dem Minifter für Handel und Gewerbe ein- 
gereicht. 

Die erfolgte Zulaſſung fann aus wichtigen 
Gründen jederzeit von der Handeldfammer zurüd- 
genommen werden. | 

$ 21. Dieje Börjenordnung tritt mit dem 1. Januar 
1897 in Kraft. 


Vorjtehende Börjenordnung wird genehmigt, nachdem 
der Bundesrathb gemäß -$ 35 Abi. 1 Nr. 1 des Reiche» 
börjengejeges vom 22. Juni 1896 (R.G.Bl. ©. 156) be- 
Ichlofjen hat, 

„daß an der Börje in Frankfurt a. M. die amtliche 

Feſtſtellung des Börjenpreijes ftatt durch den Börſen— 

borjtand durch ein von den Kursmaklern nach näherer 

Beltimmung der Landesregierung gewähltes und in 

Pflicht genommene Syndikat erfolge”. 

Berlin, den 24. Dezember 1896. 

Der Minijter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 
(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr.2 ©. 10.) 
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Beflanntmahung 
betreffend den Erlaß einer Gebühren-Ordnung für 
approbirte Merzte und Zahnärzte. 


Auf Grund des 8 80 der Gewerbe-Ordnung für das 
Deutſche Reich (Reichs-Geſetzblatt 1883, Seite 177 ff) ſetze 
ich hierdurch Folgendes feſt: 


A. Allgemeine Bejtimmungen. 


$ 1. Den approbirten Werzten und-Zahnärzten ($ 29 
Abſ. 1 der Gewerbe-Ordnung) ftehen für ihre beruf3mäßigen 
Leiftungen in jtreitigen Fällen Mangels einer Vereinbarung 
Gebühren na Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen zu. 

$ 2. Die niedrigften Säte /gelangen zur Anwendung, 
wenn nachweisbar Unbemittelte oder Armenverbände die 
Derpflichteten find. Sie finden ferner Anwendung, wenn 
die Zahlung aus Staatsfonds, aus den Mitteln einer milden 
Stiftung, einer Knappſchafts- oder einer Arbeitersftranfen- 
falle zu leiften ift, ſoweit nicht bejondere Schwierigkeiten der 
ärztlichen Leitung oder dad Maß des Beitaufwandesz einen 
höheren Sat rechtfertigen. 

8 3. Im Uebrigen ijt die Höhe der Gebühr innerhalb 
der feſtgeſetzten Grenzen nach den bejonderen Umftänden des 
einzelnen Falles, insbeſondere nach der Beſchaffenheit und 
Schwierigkeit der Xeijtung, der Vermögenslage des Zahlung?» 
pflichtigen, den örtlichen Verhältniſſen pp., zu bemefjen. 

8 4 MDerrichtungen, für welche diefe Tare Gebühren 
nicht auswirft, find nach Maßgabe derjenigen Säfte, welche 
für ähnliche Leiftungen gewährt werden, zu vergüten. 

$ 5. Die gegenwärtige Gebühren-Ordnung tritt am 
1. Januar 1897 in Kraft. 


B. Gebühren für approbirte Aerzte. 
I. Allgemeine Berrihtungen. 


Die in den folgenden Nummern bezeichneten Leiftungen 
unterliegen nachjtehenden Gebührenjäten: 
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1. Der erſte Bejuch des Arztes bei dem Kranken 2—20 
Mark. 

2. Jeder folgende im Verlauf derfelben Krankheit 1--10 
Marf. 

3. Die erfte Berathung eines Kranken in der Wohn- 
ung ded Arztes 1—10 Mark. 

4. Sede folgende Berathung in derjelben Krankheit 
1—5 Marf. 

5. Die Gebühr für den DBejuch bezw. die Berathung 
ichließt die Unterfuhung des Kranken und die Verordnung 
mit ein. 

Findet jedoch eine beſonders eingehende Unterfuchung 
Anwendung des Augen, Kehlkopf-, Ohren-, Scheidenfpiegel3 
oder des Mikroſkops jtatt, jo fünnen hierfür 2—5 Mark 
beſonders berechnet werden. 


6. Für Bejuche oder Berathungen bei Tage (vergl. 
Nr. 10), bei denen eine derjenigen Verrichtungen vorgenommen 
wird, für welche nach diejfer Gebühren- Ordnung eine Gebühr 
von mehr als 10 Mark zu entrichten ilt, darf eine bejondere 
Vergütung nicht berechnet werden. 


7. Muß der Arzt nach der Bejchaffenheit des Falles 
oder auf Verlangen des Kranken oder jeiner Angehörigen 
länger al3 eine halbe Stunde verweilen, jo ftehen ihm für 
jede» weitere angefangene halbe Stunde 1,50—3 Mark zu. 
Diele Gebühr fällt fort, wenn bei dem Beſuch eine Ent— 
Ihädigung für die durch denjelben veranlaßte Zeitverfäumniß 
berechnet: wird. | 


8. Mehr als zwei Beſuche an einem Tage können nur 
dann berechnet werden, wenn diejelben im Einverjtändniß 
mit dem Kranken oder dejlen Angehörigen erjtattet werden 
oder nach der Bejchaffenheit des alles geboten jind. 

9. Sind mehrere zu einer Familie gehörende und in 
derjelben Wohnung befindliche Kranke gleichzeitig zu be— 
handeln, jo ermäßigt fich der Gebührenjaß für die zweite 
ar jpe folgende Perfon auf die Hälfte der Sätze zu 1 
und 2. | | 
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Es jtehen ferner zu: | 

10. Für Beſuche oder Berathungen in der Zeit zwijchen 
9 Ahr Abends und 7 Uhr Morgens das Zwei= big Drei- 
fache der Gebühr zu Nr. 1—4 und zu Nr. 7. Die Gebühr. 
unter Nr. 2 iſt jedoch nicht unter 3 Mark zu bemefjen. 

11. Für Bejuche, welche am Tage auf Verlangen des 
Kranken oder jeiner Angehörigen ſofort oder zu einer be- 
ſtimmten Stunde gemacht werden, da3 Doppelte der Säbe 
zu Nr. 1 und 2. 


12. Für die mündliche Berathiihlagung zweier oder 
mehrerer Aerzte, jedem derjelben (einjchlieklich des Befuches) 
5—30 Marf. 

13. Für fortgejegte Berathichlagungen in demfelben 
Krankheitsfalle, für die zweite und folgende 5—20 Marf. 

14. Für jeden als Beijtand bei einer anderweiten ärzt- 
lichen Berrichtung (Operationen pp) hinzugezogenen anderen 
Arzt 5—20 Mare. 


15. Für die Berrichtungen zu Nr. 12, 13, 14 bei Nacht 
(vergl. Nr. 10) das Doppelte. 

16. Für Fuhrkoſten und für die durch den Weg zum 
Kranken bedingte Zeitverſäumniß fteht dem Arzt bei Kranfen- 
bejuchen in feinem Wohnorte in der Regel eine bejondere 
Entihädigung nicht zu; doch fünnen die vorbenannten Um— 
ftände bei der Bemeflung der Forderung für den Bejuch 
innerhalb dev zu Nr. 1 und 2 audgeworfenen Sätze in Be— 
tracht gezogen werden. 

17. In den Füllen zu Nr. 10, 11, 12, 13, 14, 15 
dagegen kann auch innerhalb des MWohnortes des Arztes, 
wenn die Wohnung des Kranken nicht unter 2 Kilometer 
von der des Arztes entfernt ift, neben der Gebühr für den 
Beſuch eine Entihädigung der Fuhrkoſten, ſowie für Zeit» 
verfäumniß, und zwar für jede angefangene halbe Stunde 
in Höhe von 1,50—3 Mark berechnet werden. 

18. Befindet fich der Sranfe außerhalb des Wohnortes 
des Arztes, und zwar nicht unter 1 Silometer von der 
Grenze desjelben und nicht unter 2 Kilometer von der 

10 
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Mohnung des Arztes entfernt, jo hat der Arzt außer der 
Gebühr für den Beſuch, den Grjaß der für die Reiſe er= 
wachjenden Fuhrkoſten zu beanfpruchen. Bei Benußung 
eigenen Fuhrwerks ijt die Entjchädigung nad) den orts— 
üblichen Fuhrlohnpreiſen zu berechnen. Letzteres darf auch 
geichehen, wenn der Arzt ein Fuhrwerk zu feiner Beförde- 
rung nicht benußt. 


19. Bei Fahrten mit der Gijenbahn find die Koſten 
der zweiten Wagenklafje, bei Fahrten mit dem Dampfſchiff 
die der erſten Kajüte und außerdem für Ab» und Zugang 
1,50 Mark zu vergüten. 


20. Außerdem hat der Arzt in den Fällen der Nr. 18. 
Anſpruch auf Entſchädigung für die durch die Zurücklegung 
des Weges bedingte Zeitverſäumniß, und zwar 1,50—3 Mark 
für jede angefangene halbe Stunde der für die Fahrt er- 
forderlichen Zeit. 


21. Bei Reifen, welche mehr ald 10 Stunden in An- 
Ipruch nehmen, findet außer der Eritattung der Reijefoften 
eine DBergütung von 30—150 Mark für den Tag ſtatt, 
welche die Entjehädigung für Zeitverſäumniß einjchließt. 
Die ärztliche Verrichtung iſt beſonders zu vergüten. 

22. Bejucht der Arzt mehrere außerhalb jeines Wohn- 
ortes befindliche Kranfe (Nr. 18) auf einer Rundfahrt, jo 
find die gejamten Fuhrkoſten und die Entiehädigung für 
Beitverläumniß in angemefjener Weile auf die einzelnen 
Berpflichteten zu vertheilen. 

23. Wird der Arzt bei Gelegenheit der Bejuche gemäß 
Nr. 18, 19, 20, 21, 22 noch von anderen Kranken ın Ans 
ſpruch genommen, jo ftehen ihm die Sätze unter Nr. 1 
und 3 zu. 

24. a) Eine furze Beicheinigung über Gejundheit oder 
Krankheit eines Menſchen 2—5 Mearf. 

b) Ein ausführlider SKrankheitsberiht 3—10 Marf. 

c) Ein begründetes Gutachten I—30 Marf. 

25. Ein im Intereſſe der Heilung des Kranken zu 
Ichreibender Brief 2—10 Marf. 
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26. Die Befichtigung einer Leiche, auch mit Augftellung 
einer furzen Bejcheinigung, außer der Gebühr für den Be— 
ſuch 3—6 Mark. . 

27. Die Sektion einer Leiche in Folge Privatauftrags 
10—30 Marf. 

28. Ein ſchriftlicher Sektionsbericht 3—10 Mark. 

29. Bemühungen zur Wiederbelebung eines Schein 
todten (ohne die etwaige Nachbehandlung) 4—20 Mark. 

30. Impfung der Schußpoden (einjchließlich der Nach— 
hau und der Ausfiellung des Impfſcheins) 3—6 Marf. 

31. Werden mehrere zu demjelben Hausftande gehörige 
Perſonen in demjelben Raume gemeinjchaftlich geimpft, für 
jede Perſon 1—2 Marf. 

32. Die Leitung eines Bades 2—10 Mark. 

33. Ausführung der Narfofe 5—15 Marf. 

Erfolgt diefelbe behuf3 Ausführung einer Operation, 
für welche der Arzt nicht unter 10 Mark zu. beanjpruchen 
bat, jo ift für die Narkoſe feine bejfondere Gebühr zu be— 
rechnen. 

34. Mafjage 2—5 Mark. J 
eo ie Eine hydrotherapeutiſche Entwidelung 2 bis 5 

‚Mare. 

36. Anwendung des conjtanten oder inducirten Stromes 
2—10 Marf. 

37. Subceutane Einjprigung von Medicamenten (außer 
dem Betrage für lebtere), Einſpritzungen in die Harnröhre, 
ein Klyſtier 1—3 Mark. 

38. Ginführung einer Bougie, eines Maftdarmrohres 
mit oder ohne Cingießung oder ähnliche DVerrichtungen 
2—10 Mark. 

39. Anlegung der Magenjonde oder des Schlundrohres 
3—10 Marf. 

40. Letztere bei Strifturen der Speijeröhre oder mit 
Ausipülung des Magens 5—10 Marf. 

41. Die Inftrumente und Verbandmittel, welche ent— 
weder nur einen einmaligen Gebrauch erlauben, oder welche 
wegen bejonderer Umftände haben vernichtet werden müſſen, 
oder welche der Kranfe zu fernerer Anwendung für ich be= 

10* 
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hält, find dem Arzte zu liefern oder ihrem Werthe nach 
zu vergüten. 

42. Werden die Verrichtungen zu Nr. 35—40 längere 
Zeit hindurch bei derjelben Krankheit wiederholt ausgeführt, 
jo ift nur die drei eriten Male der volle Saß, für jedes 
folgende Mal die Hälfte zuzubilligen, jedoch nicht unter 
1 Mar. 

43. Ein Aderlaß 2—6. Marf. 


I. Bejondere Berrihtungen. 


Wundärztliche Verrichtungen. 


44. Eröffnung eines oberflächlichen Abſceſſes oder Er— 
weiterung einer Wunde 2:—10 Mark. 

45. Gröffnung eines tiefliegenden Abſceſſes 10 bis 
50 Marf. 

46. Anwendung des ſcharfen Löffels 2—-10 Marf. 

47. Der erſte einfache Verband einer kleinen Wunde 
1—10 Marf. 

48. Naht und eriter Verband einer kleinen Wunde 
2-10 Marf. 

49. Naht und erjter Verband einer größeren Wunde 
10—30 Mar 

jeder —— Verband die Hälfte, jedoch nicht unter 
1 Mark. 

50. Anlegung eines größeren feſten oder Streckverbandes, 
jedesmal 5—20 Mark. 

5l. Unterbindung eines größeren Gefäßes als jelb- 
jtändige Operation oder Operation einer Pulsadergeſchwulſt 
20—100 Ntarf. 

52. Eine Sehnendurchichneidung 10—30 Marf. 

53. Eine Sehnennaht 10-50 Marf. 

54. Eine Nerven-Fjolirung und Durhichneidung oder 
Dehnung oder Naht 10—50 Mark. 

55. Entfernung fremder Körper 

a) aus den natürlichen Oeffnungen 2—10 Mark. 
aus dem Kehlkopf oder der Speiſeröhre 6 bis 50 

ar 


— 149 — 


56. Entfernung fremder Körper oder Knochenfplitter 
aus einer Schußwunde 5—10 Marf. 

57. Entleerung von Flüſſigkeit mittels Einſtichs 

a) aus dem Waflerbruh 5—10 Marf. 

b) aus der Brufthöhle, der Bauchhöhle, der Blaje oder 
dem Gierjtod 15—30 Marf. 

58. Entfernung fleiner, leicht zu operivenber Geſchwülſte 
an äußeren Körpertheilen 3—15 Mar 
a * Entfernung großer BER oe Geftwülk: 20— 200 

arf. | 

60. Kathetrismus der Euftachilchen Trompete mit Luft- 
einblaßen oder Einjprigung 3—6 Mark. 

61. Auzjtopfung der Naſe 2—5 Marf. 

62. Aetzung und Abtragung von ER der inneren 
Naſe mit dem Galvanofauter 3—30 Mar 

63. Kleine Operationen am —2 und in der 
Paukenhöhle 2—10 Mark. | 

64. Schwierige Operation am Mittelohr vom Gehör- 
gange aus 15—30 Narf. 

65. Anbahrung oder Aufmeißelung des Warzenfort- 
jages 15—100 Mark. 

66. Entfernung 

a) einer Mandel 3—15 Marf. 

b) eine Naſen- oder Rachenpolypen 10—30 Mark. 

c) von Drüſenwucherungen im Rachenraume 10 bis 
50 Marf. 

67. Kleine Operationen im Kehlkopf, Einbringung von 
Meditamenten in denjelben und dergl. 2—10 Mark. 

68. Andere große Kehlfopf-Operationen und Entfernung 
einer Geſchwulſt aus dem Kehlkopf 20—300 Mark. 

69. Einrichtung und Verband gebrochener Knochen 
und zwar: 

a) eines oder mehrerer Finger oder Zehen 2—10 Ntarf. 

b) eines en Geſichtsknochens oder Schulter- 
hlattes 3—10 Mar 

c) eines — Beckenknochens, der Knochen der 
Hand- oder Fußwurzel, der ne oder des Mittel- 
fußes 6—10 Marf. 
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d) des Schlüffelbeines, einer oder mehrerer Rippen, 
de Oberarm3 10—20 Mark. 

e) des Unterarms, des Unterfchenfela 10—25 Marf. 

f) des Oberſchenkels 15—30 Mark. 

g) des Oberjchenfelhaljes 20—50 Marf. 

h) der Knieſcheibe 15—30 Mark. 

i) Naht der Kniejcheibe 20—100 Marf. 

70. Für Einrichtung und Verband gebrochener Knochen 
bei Durhbohrung der Haut erhöhen ſich die Sätze zu Nr. 
69 um 10—50 Marf. 

71. Abjegung oder Auslöjung von Gliedern und zwar: 

a) eined Ober- und Unterarmö, eine Ober- oder Unter= 
ſchenkels 30—200 Marf. 

b) des Fußes oder der Hand 20—150 Marf. 

c) eines Fingers oder einer Zehe oder einzelner Glieder 
derjelben 10—30 Marf. 

72. Ausrotiung eines Finger- oder Zehennagel3 3 biz 
10 Mark. 

73. Trennung zujammengewachjener Jinger oder Zehen 
5—30 Marf. 

74. Rejeftion eine Knochen? der Gliedmaßen in der 
Kontinuität 30—150 Mark. 

75. Gelenfrejeftion oder Rejektion des Ober- oder Unter= 
kiefers 30—300 Marf. 

76. Rejeftion einer Rippe 20—150 Marf. 

77. Eröffnung der Schädelhöhle 30—200 Marf. 

78. Eröffnung der Oberfieferhöhle 5—30 Marf. 

79. Gewaltſames Gradejtreden eine verkrümmten 
Gliedes oder Wiederzerbrechen eines fehlerhaft geheilten 
Knochenbruches 10—50 Marf. 

80. Eröffnung eines Gelenfes zur Drainage oder zur 
Entfernung eines Fremdkörpers 10--100 Marf. 

81. Knochenaufmeiſelung 20—100 Mark. 

82. Oſteotomie 15—100 Marf. 

83. Diejelbe an der Hüfte 30—200 Mark. 

34. Operation des KHlumpfußes 30—100 Marf. 

35. Einrichtung und erfter Verband verrenkter Glieder 

und zwar: 
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a) des Unterfieferd 10—20 Marf. 

b) de3 Oberarm 10—30 Marf. 

c) des Oberſchenkels 30—60 Marf. 

d) des Vorderarms, Unterſchenkels, Fuß: oder Hand— 
gelenkes 15—30 Mark. 

e) der Finger oder der Zehen 2—10 Mark. 

86. Für Ginrihtung und Verband veralteter Ver— 
renfungen find die doppelten Gebühren zu gewähren. 

87. Größere plaftiiche Operationen (Augenlid-, Najenz, 
Lippen, Gaumenbildung, Operationen der complicirten 
Haſenſcharte) 20—200 Mar. 

a = Operation der einfachen Haſenſcharte 10—100 
arf. 

8°. Ausrottung eines Theile® der Zunge oder der 
ganzen Zunge 20—200 Marf. 

90. Eröffnung des Kehlkopfes oder der Luftröhre 20 
bi3 200 Marf. 

91 Theilweiſe oder gänzliche Auzrottung des Kehl— 
kopfes 30— 500 Marf. 

92. Eröffnung des Echlundes oder der Epeiferöhre 
30—200 Marf. 

* 93. Operation des Empyems durch Schnitt 20—150 
ark. 

94. Eröffnung des oberflächlichen Verſchluſſes des Afters, 
der Harnröhre, der Schamſpalte 5—20 Mark. 

95. Eröffnung tieferer Verſchlüſſe des Maſtdarms, der 
— ter Scheide, des Gebärmuttermundes 15--100 

ark. 

96. Operationen an inneren Organen der Bauchhöhle 
50—500 Mark. 

97. Zurückbringung eines beweglichen Bruches oder 
eines Maſtdarmvorfalles 3—10 Mark. 

98. Zurückbringung eines eingeklemmten Bruches 
10—50 Mark. 

99. Operation eines eingeklemmten Bruches oder 
Radikaloperation eines Bruches oder Anlegung eines künſt— 
lichen Afters oder Operation eines widernatürlichen Afters 
30—200 Mark. 
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100. Operation der Maftdarmfijtel oder des Maftdarm- 
vorfall3 oder von Hämorrhoidalfnoten 10 —100 Mark. 

101. Augrottung des Maſtdarms 50—300 Narf. 

102. Katheterismus der Harnblaje beim Mann 3—15 
Mark. 

103. Derſelbe bei der Frau 1,50—5 Mark. 

104. Werden die Operationen zu Nr. 102 und 103 
längere Zeit wiederholt ausgeführt, ſo iſt für die drei erſten 
Male der volle Satz, für die folgenden die Hälfte zu be— 
rechnen — jedoch nicht unter 1 Mar 

105. Operation der Phimoſe oder Paraphimoje 6 bis 


106. Zurüdbringung der PBaraphimoje 1—10 Marf. 

107. Harnröhrenichnitt 10— 100 Marf 

108. Operation einer Harnröhrenfijtel 20—100 Mark. 

109. Abjegung ded Penis 15-50 Mark. 

110. Spiegelung der Blaje als jelbjtändige Operation 
5—20 Narf. 

111. Ausjpülung der Blaje desgl. 2—5 Marf. 

112. Steinjchnitt oder Zertrümmernng (in einer oder 
mehreren Situngen) 60—500 Par 

113. Operation des Blutaderbruche 10—30 Marf. 

114. Heftpflafter-Einwidelung de3 Hoden? 1—5 Mark. 
in m Schnittoperation des Waſſerbruchs 20— 100 

arf. 

116. Ausrottung eined oder beider Hoden 30—100 
Mark. 

117. Transfuſſion 30—60 Marf. 


Augenärztliche VBerrichtungen. 


8. Unterſuchung der Sehkraft (einſchließlich Farben— 
blindt Geſichtsfeldbeſchränkung u. ſ. w) 3—15 Mark. 
119. Operation der verengten oder erweiterten Augen— 
lidſpalte oder der Verwachſung der Lidſpalte 5—30 Mark. 
120. Operation der Verwachſung der Augenlider mit 
dem Augapfel 20—100 Mark. 
121. Operation des auswärts gewandten Lidrandes 
10--50 Mark. 
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122. Ausfchneiden der Uebergangsfalte eined Augen 

lides bei Bindehaut-Entzündung 3—10 Marf. 

°- 123. Operation de3 einwärt3 gewandten oder des 
'herabhängenden Augenlides in einer oder mehreren Situngen 
10—100 Mar. 

124. Kathetrismus der Thränenwege 2-20 Mark. 

Bei Wiederholung die erften 3 Male der volle Sab, 
‘bei weiteren die Hälfte. 

125. Operation der Thränenjadfiftel oder Verödung 
des Thränenjades oder Operation der Thränendrüſen-Fiſtel 
20—50 Marf. 

126. Ausrottung der Thränendrüje 20—80 Marf. 

127. Entfernung de3 Flügelfelles 10-50 Marf. 

128. Entfernung von Fremdförpern und zwar: . 

a) aus der Bindehaut 2—10 Marf. 

b) aus der Hornhaut 3—20 Marf. 

c) aus der Augenhöhle 5—50 Mar. 

d) aus dem Innern des Augapfeld 20—150 Marf. 

129. Schiel-Operation 15—150 Marf. 

130. Galvanofauftiihe Aetzung der Bindehaut oder 
‚Hornhaut 3—20 Mark. 

131. Tätowirung der Hornhaut in einer oder mehreren 
Situngen 20—50 Mark. 

132. Eröffnung der vorderen Augenfammer durch Schnitt 
10—50 Marf. 

133. Iridektomie, Bupillenbildung 20—150 Marf. 

134. Operation des grauen Staares oder des Glaucoms 
.50—300 Marf. 

135 Nachſtaar-Disceſſion in einer oder mehreren Sitz— 
ungen 30—150 Marf. 

136. Entfernung des Augapfeld 30—150 Mark. 

137. Auswahl und Ginjeßen eines fünftlichen Auges 
2—5 Marf. j 

138. Anjegen fünftlicher Blutegel 2—3 Mark. 


Geburtshülfliche und gynäfologijche Berrichtungen. 
139. Unterfuhung auf Schwangerfchaft, erfolgte Ge— 
burt oder Krankheit der Gejchlechtsorgane 2—10 Marf. 
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140. Beiſtand bei einer natürlichen Entbindung 10 bis 
40 Mark. 

141. Bei einer Zwillingsgeburt um die Hälfte mehr. 

142. Bei einer Geburt von mehr als zwei Stunden 
Dauer für jede angefangene halbe Stunde mehr 1,50—3 
Mark. J 

143. Künſtliche Entbindung: 

a) durch Manual-Extraktion 15—50 Mark. 

b) durch Wendung mittelſt innerer Handgriffe oder 
durch Zange 15--100 Mark. 

c) durh Wendung, Extraktion und Zange zugleich oder 
durch Perforation mit oder ohne Kephalotripfie oder Ber- 

ftüdelung oder mit Symphyfiotomie 30—150 Marf. 
d) bei vorliegendem Mutterfuchen außerden 10 bis 
50 Mark. 

144. Beiltand bei einer Fehlgeburt 6—50 Mare. 

145. Einleitung der Fünftlichen Frühgeburt oder des 
Abortus 10—50 Mark. 

146. Kaiſerſchnitt bei einer Lebenden 50—500 Marf. 

147. Desgleichen bei einer Berjtorbenen 20--50 Marf. 

148. Entfernung der Nachgeburt ohne Entbindung 
10—20 Marf. 

149. Behandlung einer Blutung nach der Geburt ohne 
Entbindung 10— 100 Marf. 

150. Operation eines friſchen Dammrifjes, 5—20 Mark. 
u — Operation eines veralteten Dammriſſes 20--200 

ark. 

152. Sofern derjelbe ein bi3 in den Darm durchgehender 
iſt 30—300 Mark. 

153. Operation der Maſtdarm-Scheidenfiſtel, der 
Blaſen- oder Harnleiter Scheidenfiftel oder Aehnliches 30 
bi3 500 Mark. 

154. Einlegen von Arzneiftiften in die Gebährmutter, 
oder Ausſpülung derjelben oder Aetzung de Gebärmutter- 
haljes oder der Gebährmutterhöhle oder Anfeken von Blut— 
egeln mittel3 des Mutterjpiegeld 3--10 Marf 

155. Einlegung eines Mutterfranzges mit Lagever— 
bejjerung der Gebärmutter 2—20 Mark. 
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156. Repofition der umgejtülpten Gebährmutter 10 
bi3 100 Marf. 

157. Unblutige Grweiterung des Muttermundes und 
Mutterhalies 3—20 Mar. 

158. Blutige Erweiterung de3 Muttermundes 5 bis 
50 Mark. 

159. Naht alter Mutterhalsriffe 20—50 Marf. 

160. Ausſchabung der Gebärmutterhöhle 10—100 


arf. 
161. Theilweije Entfernung der Gebärmutter 20 bis 
100 Marf. 

162. Gänzliche Entfernung der Gebärmutter 50 bis 
500 Marf. 

163. Unterfuchung einer Amme 3—10 Marf. 


III. Gebühren für approbirte Zahnärzte. 


1. Für die Berathung eines Zahnkranken, einſchließlich 
ber Unterjuchung bes Mundes und etwaiger Jchriftlicher 
Verordnung: 

a) in der Wohnung des Zahnarztes 1—5 Mark, Nachts 
2—10 Marf. 

b) in der Wohnung des Zahnkranken 2—6 Mark, Nachts 
4—15 Mark. 

Schließt fih an die Berathung und N 
in berjelben Sigung eine der Verrichtungen, für welche im 
Nachſtehenden eine beſondere Gebühr ausgeworfen iſt, ſo 
darf eine ſolche nach Nr. 1. nicht gefordert werden. 

3. Reinigung aller Zähne 5—10 Mark. 

4. Ausziehen eined Zahnes oder einer Wurzel 1—5 
Mare. 

Bein Ausziehen mehrerer Zähne ober Wurzeln in 
berjelben Sitzung für den zweiten und die folgenden je die 
Hälfte, jedoch nicht unter 1 Marf. 

5. Für die Yüllung einer Zahnhöhle: 

a) mit plaftiichem Material 3--10 Matt. 

b) mit Gold je nach der Größe 10--30 Mar. 

c) mit Sinn und Gold 5—15 Marf. 
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6. Für die Ueberfappung einer freiliegenden Bahn: 
pulpa oder Ertraftion oder Abtödtung einer Zahnpulpa 
—4 Marf. 

Bei Abtödtung mehrerer Zähne in derjelben Sigung 
für jeden folgenden Zahn die Hälfte. 

7. Für jede antijeptiihe Behandlung einer Zahnhöhle 
oder eined Wurzelfanala 1—2 Marf. 

8. Für Eröffnung eines Abjcefjeg in der Mundhöhle 
— ähnliche einfache blutige Operation im Munde 2—5 

ark. 

9. Für größere blutige Operationen im Munde 5 bis 
30 Marf. 

10. Für das Abfeilen jtörender Ränder an einem Zahne 
1—3 Marf. 

Für dieſelbe Operation an mehreren Zähnen in der: 
jelben Sigung für jeden folgenden die Hälfte. 

11. Für die örtliche Betäubung bei einer Zahnoperation 
2—5 Marf. 

12. Für die allgemeine Betäubung bei einer Bahn- 
operation 5—10 Mark. 

13. Für die Stillung einer übermäßigen Blutung nad 
der Zahnoperation 2—4 Marf. 

14. Findet eine der unter Nr. 4—10 aufgeführten 
Operationen in der Wohnung des Zahnkranken jtatt, jo 
erhöht 1 die für diejelbe ausgeworfene Gebühr um 3 bis 
10 Marf. 

Nachts um 5—15 Marf. 

15. Für die Anfertigung einer Platte aus Kautjchuf 
für se Zahnerſatz S—10 Marf. 

6. Für Reparatur einer ſolchen Platte die Hälfte. 
ja. Für jeden an bderjelben Platte befeftigten Zahn 
5—10 Marf. 

Für Blodzähne mehr um je 2—5 Narf. 

18. Für Klammern oder Einlagen aus Edelmetall 
zur Befeltigung oder Berftärfung einer Kautſchukplatte 
5—10 Marf. 

19. Für Anfertigung einer Zahnerjagplatte aus Ebdel- 
metall wird außer dem Mtetallwerth berechnet 20—30 Marf. 


» 
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20. Für jeden an einer folchen Platte (Nr. 19) be— 
feitigten Zahn 10—15. Marf. 

21. Für Anſetzung eines Stiftzahneg 10-20 Mark. 

22. Für Federn nebjt Federträgern aus Gold an einem 
ganzen Gebiß 20—30 Marf. 

Der Preis für die Anfertigung von Obturatoren, bon 
Scienen-Berbänden bei Kieferbrüchen, von Apparaten zum 
Zweck der Rechtitellung ſchief ſtehender Zähne oder anderen 
zahntechnijchen Apparaten, ſowie für Kronen- oder Brüden- 
Arbeiten bleibt der freien Vereinbarung Abenenen, 


- Berlin, den 15. Mai 1896. 


Der Minifter der geijtlicden, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten. 
Boſſe. 
(Amtsbl.f. Frankfurt. 1896. Nr. 28 ©. 260.) 


a7. 
VBolizei-VBerordnung, 
betreffend Anlegung und Unterhaltung von Aborten 
und Unterfunftsräumen auf Banftellen. 


Auf Grund-der 88 5 und 6 der Allerhöchſten Verord- 
nung über die Polizeis:Berwaltung in den neu erworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 1867 (G.S. ©. 1529). 
und der SS 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195) 
wird mit Zuftimmung des Magiftrat3 zu Frankfurt a. M. 
für den Stadtkreis Frankfurt a. M. folgende Polizei-Ver— 
ordnung erlajlen: 


$ 1. Zur Unterkunft für die Neu, Ans und Umbauten 
beichäftigten Arbeiter bei ungünftiger Witterung und in 
ben Ruhepauſen müfjen mindeftens bis zur Fertigſtellung 
des Rohbaues ein oder mehrere im Mittel mindeſtens 
220 m im Lichten hohe, mit Wänden umſchloſſene und 
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mit Dach oder mit Dede verjehene Räume zur Berfügung 
jtehen, deren Grundfläche derart zu bemeſſen fein muß, daß 
auf jeden bei Beginn des Baues an demſelben bejchäftigten 
Maurer oder Taglöhner eine Fläche von mindeltens 0,75 m 
entfällt. 

Der betreffende Raum muß einen gedielten Fußboden 
haben und in der Seit vom 15. Oftober bi 15. März 
heizbar jein. 

Baumaterialien irgend welcher Art dürfen in diejem 
Raum nicht gelagert werden. 


$ 2. Bei jedem Neu-, An- oder Umbau müfjen ein 
oder mehrere Aborte vorhanden jein, und zwar für je 30 
der bei Beginn des Baued an demſelben bejchäftigten 
Maurer und Taglöhner je 1 Abort. 

Die Abortgebäude müfjen derart eingerichtet fein, daß 
man in die Aborte weder von der Arbeitsftelle noch von 
der Straße oder von den Yenftern der Nachbargebäude 
hineinſehen kann. Erforderlichen alles find vor den 
Thüren Blenden anzubringen. 

$ 3. Für die provijorifch hergeftellten Aborte dürfen 

- feine durchläffigen Gruben angelegt, jondern die Aborte 
müflen entweder an die ſtädtiſche Ent: und Bewäſſerung 
vorſchriftsmäßig Reg jein, oder es müſſen wajler- 
dichte Tonnen, welche nach Bedarf rechtzeitig Fortzuichaffen 
und durch leere, mitteljt Kalkanſtrichs desinfizierte Tonnen 
zu erjegen find, aufgeitellt werden. Dieje Tonnen find 
durh Sitz- und Stoßbretter zu verdecken. Bei freier, von 
Mohngebäuden entfernter Zage der Bauftellen in der Außen: 
jtadt kann ausnahmsweiſe die Herftellung einer Erdgrube 
gejtattet werden. 


S 4. Broviforiihe Aborte find von den Fenſtern be= 
wohnter Räume möglichjt weit zu entfernen. 

S 5. Die Unterfunftsräume für die Arbeiter und die 
Aborte müſſen genügend erhellt jein und find. ftet3 in rein= 
lihem Zuſtande zu erhalten. 

5 6. Bon den VBorjchriften unter 1 und 2 fann aus 
bejonderen Gründen, welche die Erfüllung der Vorſchriften 
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nach Lage der Verhältniſſe (mamentlich bei kleinen eng— 
gebauten Grundjtüden) unmöglich oder überflüjfig erjcheinen 
Yafjen, Seiten? des PolizeisPräfidenten dispenfirt werden. 

Z 7. Dieje Verordnung iſt auf jeder Bauftelle an 
einem für die Arbeiter jederzeit zugänglichen Ort —— 
lesbar auszuhängen. 

88. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
dieſer Polizei-Verordnung werden an dem Bauherrn mit 
Geldftrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit ent= 
Iprechender Haftitrafe beitraft. 

Menn von dem Bauherrn dem Königlichen Polizei: 
Präfidenten eine andere, bei dem Bau als Unternehmer, 
Merfmeilter oder Parlier beichäftigte Perſon jchriftlich an— 
gegeben wird und diejelbe dem Königlichen Polizei-Präſi— 
denten gegenüber ihre Haftbarfeit für die Einhaltung dieſer 
Polizeivorſchriften auf dem betreffenden Baugrundjtüd 
Achriftlich anerkennt, jo wird dieſe Perjon an Stelle des 
Bauherrn für die Beachtung diejer Polizeiverordnung ver— 
antwortlich. 

8 9. Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. April 
1897 in Kraft. 


Frankfurt a. M., den 2. März 1897. 
Der Bolizei-Prafident. 
Frhr. v. Müffling. 
(Amtsbl.f. ei 1897. Nr.12 ©. 101.) 


28. 
Bolizei-Berordnung 
betreffend Anzeigepflicht bei Ausſatz (Lepra). 
Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allge- 
meine Landes-Verwaltung vom 30. Juni 1883 (©.:©. ©. 


195) und der 88 6, 12, 13 der Allerhöchiten Verordnung 
wom 30. September 1867 über die Polizeiverwaltung in 
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den neu erworbenen Landestheilen (G.-5. ©. 1529) ver- 
ordne ih mit Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes für den: 
Umfang des Regierungsbezirks Wiesbaden, was folgt: 

8 1. Jeder ‚auf Ausſatz (Lepra) verdächtige Kranf- 
heitsfall ift bei der OrtSpolizeibehörde (ſtädtiſchen Polizei— 
Verwaltung) unverzüglich, ſpäteſtens aber innerhalb 12 
Stunden, unter Angabe de3 Tages der Erfranfung, des 
- Bor: und Familien-Namens des Erkrankten, feines Alters, 

feiner Wohnung und Beichäftigung jchriftlich zur Anzeige 
zu bringen. 

$ 2. Bur Anzeige find die Haushaltungs-Vorſtände, 
Haus- und Gaftwirthe, die Aerzte, Hebammen, Geijtlichen 
und Lehrer verpflichtet, jobald fie innerhalb ihrer Haus— 
haltung bezw. bei Ausübung ihres Berufes von einem 
Halle von Ausſatz (Lepra) Kenntniß erhalten haben. 

$ 3. Die Nichtbefolgung vorſtehender Borjchriften zieht 
Gelditrafen bis zum Betrage von 60 Mark, im Unver- 
mögenöfalle entjprechende Haft. nach fich. 

Mieöbaden, den 15. März 1897. 

Der Regierungs-Prafident. 
3. 3.: 
gez. Sehr. dv. Reiswitz. 
(Amt3bl. f. Frankfurt. 1897. Nr. 14 ©. 116.) 


29. | 
Bolizei-Berordnung 
betreffend den Fiſchereibetrieb an den Nadelwehren 
im Main. 


Unter Bezugnahme auf die Beftimmungen des $ 137 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883, ſowie auf die Beitimmungen der 88 6, 12 
und 13 der Verordnung vom 20. September 1867 (Gef.- 
©. ©. 1529) verordne ich auf Grund der Beitimmung des 
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$ 4 letzter Abſatz der Allerhöchften Verordnung, betreffend 
die Ausführung des Tilchereigejeged im Regierungsbezirk 
Wiesbaden, vom 23. Juli 1886 unter Zuftimmung des 
Bezirksausſchuſſes Für die innerhalb des diesſeitigen 
Regierungsbezirk3 belegene Mainjtrede Folgendes: 


$ 1. Der Betrieb der Filcherei in folgenden Gewäjler- 
jtreden des Mains, joweit diejelben im preußilchen Staat3= 
gebiet belegen find: 
1. beim Nadelwehre zu Frankfurt a. M. 
a) in der Gewäjlerjtrede unterhalb des Nadelwehres bis 
50 Meter unterhalb de3 unterften Schleujenthores, 
b) in der Gewäſſerſtrecke oberhalb des Nadelmehres 
bi3 zu den Köpfen der Pfeiler der Eijenbahnbrüde, 
2. bei den Nadelwehren zu Höchſt, Ofriftel, Flörsheim 
und Koſtheim 
a) in der Gewäflerftrede unterhalb dieſer Nadelmwehre bis 
50 Meter unterhalb des unterften Schleujenthoreg, 
b) in der Gemwäfjerftrede oberhalb dieſer Nadelmehre 
bi3 30 Meter oberhalb des Dammkopfes ift in der 
ganzen im diezjeitigen Staat3gebiet belegenen Breite 
des Fluſſes während der im $ 3 Nr. 2 der Aller- 
höchſten Verordnung, betreffend die Ausführung 
des Fiſchereigeſetzes im Regierungsbezirk Wiesbaden, 
vom 23. Juli 1886 bezeichneten Frühjahrsſchonzeit 
(d. i. vom 10. April bis zum 9. Juni einjchließ- 
lich) gänzlich unterjagt. 
$ 2. Zumiderhandlungen gegen das vorjtehende Ver— 
bot werden mit Gelditrafe von 5 bis 60 Mark eventuell 
mit entjprechender Haft beitraft. 
$ 3. Dieje Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
öffentlihung im Regierungd-Amt3blatt in Kraft. 


Wiesbaden, den 9. April 1897. 
Der Königliche Negierungs-Präfident. 
J. V.: (ge3.) Freiherr von Reiswitz. 
(Amt3bl. f. Frankfurt. 1897. Nr. 17 ©. 156.) 
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30. 


Polizei-Verordnung, 
den Betrieb von Kleinbahnen betreffend. 


Unter Bezugnahme auf den 8 137 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und 
die SS 6, 12 und 13 der Verordnung vom 20. September 
1867 (G.S. ©. 1529) wird mit Zuftimmung des Bezirks— 
Ausſchuſſes für den Bereich des Ddiezjeitigen Regierungs— 
bezirkes Folgendes verordnet: 


Z 1. Die Betriebzleiter der im Betriebe befindlichen 
Kleinbahnen find verpflichtet, Unfälle, welche mit dem Bahn— 
betriebe im Zuſammenhang jtehen, binnen 24 Stunden nad 
ihrem Gintritt den Auffichtsbehörden anzumelden, ſowie 
binnen drei Tagen nad Eintritt des Unfall3 der technijchen 
Auffichtsbehörde eine Abjchrift der über den Unfall aufzu- 
nehmenden Berhandlung einzufenden. 

Sie find ferner verpflichtet, von jedem in ihrem Bes 
triebe vorfommenden Unfalle ſowohl der Ort3polizeibehörde 
als auch der zuftändigen Staatsanwaltichaft unverzüglich 
Anzeige zu erftatten, wenn nach den jofort vorzunehmenden 
Heititellungen Fahrläſſigkeit eines Beamten vorliegt oder 
vorzuliegen jcheint, oder die Vorausſetzungen des $ 51 des 
Unfallverficherungsgejees gegeben find. 

$ 2. BZumiderhandlungen werden mit einer Geldftrafe 
bi3 zu 30 Mark, im Unvermögungdfalle mit entjprechender 
Haftitrafe geahndet. 

Wiesbaden, den 22. Mai 1897. 


Der NRegierungs-Präfident. 
J. V.: Frhr. dv. Reiswitz. 
(Amtsbl.f. Frankfurt. 1897. Nr. 23 ©. 209.) 
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Polizei-Berordnung 
über die äußere Heilighaltung der Sonn und 
Feiertage. 


Auf Grund des 8 137 des Geſetzes über die allge— 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 
195) und des Geſetzes vom 9. Mai 1892 (G.-S. ©. 107), 
fowie der 88 6, 12 und 13 der Verordnung dom 20 Sep— 
tember 1867 (©.-S. ©. 15249) wird mit BZuftimmung des 
Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regierungsbezirks 
Miesbaden verordnet, was folgt: 


8 1. An den Sonntagen und Feiertagen find alle 
öffentlich bemerfbaren Arbeiten, jowie alle geräujchvollen 
Arbeiten in den Häufern und Betriebaftätten verboten. 
Zu den hiernach verbotenen Arbeiten gehören insbeſondere: 

a) die gewöhnlichen Arbeiten der Teldbeitellung, Saat 
und Ernte, des Einfahrens, Ausdreſchens, Düngerfahrenz, 
jowie alle Erd-, Kultur= und jonftigen Arbeiten in Feldern, 
Gärten, Weinbergen, Wiejen, Forften und Anpflanzungen 
(vergl. jedoch 88 2 und 3), 

b) die öffentlich bemerfbaren Handwerfsarbeiten außer- 
halb der Werkftätte und jolche Handwerf3arbeiten innerhalh 
der MWerkftätte, welche wie die der Klempner, Schmiede, 
Böttcher, Stellmacher u. |. w, mit ftörenden Geräuſch ver- 
bunden find (vergl. jedoch $ 5), | 

c) die Arbeiten in Fabriken, Bergwerken, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, Hüttenwerfen, 
Mühlen, auf Zimmerplägen und anderen Bauhöfen, Werf— 
ten und Biegeleien, ſowie bei Bauten aller Art (vergleiche 
jedoch $ 5), | 

d) der Betrieb der offenen Geſchäftsſtellen des Handels— 
gewerbe3 (vergl. jedoch 88 5 und 6), 

e) das Beladen und Entladen von Schiffen, Kähnen 
und Flößen, jowie da3 Zujammenftellen und Augeinander» 
nehmen der lebteren, 

11* 
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f) das Beladen und Entladen von Frachtfuhrwerfen 
und Möbelmwagen auf öffentlichen Straßen und Pläßen 
und wenn e3 nicht ohne öffentlich” bemerfbares Geräufch 
vorgenommen werden kann, auch in gejchloffenen Höfen 
(vergl. jedoch SS 3 und 4), 

g) das mit jtörendem Geräufch oder Aufjehen ver- 
bundene Fortihaffen von Sachen auf den öffentlichen 
Straßen und Pläßen in gejchlojjenen Ortichaften, 3. B. das 
Fahren der Bier: und Rollmagen, der Wagen mit leeren 
Fäſſern, GEijenftangen, und dergleichen, dev Umzug mit 
Möbeln aus einer Wohnung in die andere, jowie das 
Fahren von Vieh, von Bau- und Brennmaterialien, Futter, 
Lebensmitteln und Feldfrüchten (vergl. jedoch 88 2, 3 und 4), 

h) da3 Treiben von Vieh auf den öffentlichen Straßen 
und Plätzen gejchloflener Ortichaften (vergl. jedoch $ 2 Nr. 3 
und 5 u. $ 3). 


5 2. Das Verbot des 8 1 findet feine Anwendung: 

1. auf Arbeiten, welche in Nothfällen, wie bei Feuers— 
und Waflergefahr und dergl., oder im öffentlichen Intereſſe 
unverzüglich vorgenommen werden müfjen, 

2. auf Arbeiten, welche zur Befriedigung der Be— 
dürfniffe des häuslichen Lebens täglich vorgenommen wer— 
den müſſen, 

3. auf Arbeiten, welche in der Landwirthichaft und 
Gärtnerei — wie das Füttern, dad Aus- und Gintreiben 
jowie Hüten des Weideviehs, das Treiben des Viehs zur 
Tränke, das Begießen von Pflanzen und dergl. — zur 
—5 des Betriebes täglich vorgenommen werden 
müſſen, 

4. auf Arbeiten, welche in Zier- und Hausgärten zur 
Pflege und Unterhaltung derſelben nothwendig ſind, und 
außerhalb der Zeit des Hauptgottesdienſtes ($ 16I) ver— 
richtet werden, 

5. auf da3 Fahren und Treiben von Vieh zu den am 
folgenden Tage ftattfindenden Viehmärkten. 


83. Die im $ 1 verbotenen Arbeiten, ſoweit e8 ſich 
nicht um die Bejchäftigung gewerblicher Arbeiter handelt, 


— 165 — 


kann die Ort3polizeibehörde für den einzelnen Sonn= oder 
Feiertag gejtatten, wenn fie zur Verhütung eines unver: 
hältnigmäßigen Schadens erforderlich find, und die Noth— 
wendigfeit nicht abjichtlich herbeigeführt oder durch Außer- 
achtlaſſung der gehörigen Sorgfalt verjchuldet if. Bei— 
Ipielöweile kann die Erlaubniß ertheilt werben, wenn 
anhaltend ungünftige Witterung die rechtzeitige Vornahme 
von GErntearbeiten (— auch der Weinleſe —) verhindert 
bat, oder Naturereigniffe, wie Hochwafler, Niedrigwaſſer, 
Froſt und dergleichen den Betrieb der Schifffahrt oder 
die Schiffsladung bedrohen. Die Erlaubnig ift thunlichit 
auf die Zeit außerhalb des Hauptgottesdienjtes ($ 16I) zu 
beichränfen. 


5 4. Nicht berührt werden von dem Verbote des $1: 

1. der Eijenbahnverfehr, der Perſonen-, Schifffahrt: 
— und das Lohnfuhrweſen für Perſonen und Reiſe— 
gepäck, 

2. der durchgehende Frachtſchifffahrts- und Frachtfuhr— 
werks-Verkehr, ſowie der Eilgüter-Verkehr zu und von den 
Bahnhöfen und Dampfſchiffen, 

3. der Reichs-Poſt- und Telegraphenverfehr, 

4. bis zur Zeit des Hauptgottesdienites ($ L6I) der 
durch Privatunternehmer vermittelte Briefverkehr und Ver— 
fehr mit Paketen, injoweit diefer nicht durch Frachtfuhr— 
werf bewerfitelligt wird, 

5. der Gewerbebetrieb derjenigen, welche auf öffent- 
lichen Straßen und Pläten oder in Wirthshäufern ihre 
perjönlichen Dienfte anbieten (Dienitmänner, Yremdenführer 
und dergleichen), jofern die Verrichtungen nicht an fich dem 
Verbot des 8 1 unterliegen, 

6. der Transport von Lebens- und Genußmitteln 
jowie von Eis während der für den Handel mit dieſen 
Gegenjtänden freigegebenen Stunden. 


85. Soweit die Beichäftigung gewerblicher Arbeiter 
auf Grund der Gewerbeordnung an Sonn= und Feiertagen 
gejtattet ijt, findet das Verbot des $ 1 auf die Arbeiten 
in offenen Gejchäftsftellen des Handelsgewerbes und auf 
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den Betrieb von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungdan= 
ftalten, Brüchen und Gruben, von Hüttenwerfen, Mühlen, 
Habrifen und Werkjtätten, von Zimmerpläßen und anderen 
Bauhöfen, von Werften und Biegeleien, jowie bei Bauten 
aller Art feine Anmwendung. 


8. 6. Das Aushängen und Ausitellen von Waaren 
in oder vor den Ladenthüren ift nur während der zuläffigen 
Verkaufszeit geftattet. Außerhalb diejer Zeit müflen die 
Ladenthüren gejchloffen oder, fofern fie zugleich zur 
Mohnung führen, eingeklinft fein. Die Schaufenjter 
müfjen während des Haupt-Gottesdienjte3 geräumt oder 
verhängt jein. 

Märkte und Meſſen dürfen an Sonn- und Feiertagen 
nur ftattfinden, wo dies herfömmlich if. Jedoch muß der 
Mochenmarktverfehr vor Beginn des Hauptgottesdienftes 
($ 16I) beendet fein. jeder andere Marktverfehr darf erſt 
nach der Zeit des Hauptgottesdienftes beginnen. 

Der Gewerbebetrieb im Umberziehen und der Gewerbe 
betrieb der im 8 42b der Gewerbeordnung bezeichneten 
Perſonen ift an Sonn= und Feiertagen allein im Falle 
des $ 55 a Abſatz 2 der G.-D. und auch dann nur außer- 
halb der Zeit des Hauptgottesdienftes ($ 16I) ftatthaft. 

Deffentlihe Berfteigerungen und VBerpachtungen dürfen 
an Sonn und Feiertagen nicht abgehalten werden. 


S 7. Upothefern ift der Verkauf von Arzneimitteln 
und Gegenftänden der Krankenpflege jederzeit geftattet. 


$ 8. Der Betrieb des Schanfgewerbes darf an Sonn= 
und Feiertagen bis nach Beendigung des Hauptgottesdienftes 
($ 16D) nur inſoweit ftattfinden, als er nicht geräufchvoll 
und äußerlich nicht bemerkbar ift. 

Während der Sommermonate fann die Ort3polizeis 
behörde den Verkehr in Wirthichaften außerhalb gejchlofjener 
Ortſchaften, welche bei Ausflügen bejucht zu werden pflegen, 
von diejer Beichränfung entbinden. 

Den Kreis- und Ortspolizeibehörden bleibt ed über— 

laffen, durch Polizeiverordnung anzuordnen, daß während . 
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des Hauptgottesdienite® nur die Bewirthung ortöfremder 
Perſonen ftatthaft ift. 


8 9. Während der Zeit des Hauptgottesdienſtes 
($ 16I) ift die Auszahlung des Lohne an Arbeiter, Hand: 
werfer und Haudgewerbetreibende verboten. 


$ 10. Mit Ausnahme von Ausflügen find öffentliche 
Derfammlungen und Aufzüge, welche nicht gottesdienjtlichen 
Zwecken dienen, an Sonn- und Feiertagen erjt nach der 
Zeit des Hauptgottesdienites ($ 16I) geitattet. | 


8 11. An Sonn= und Feiertagen find während der 
Beit des Hauptgottesdienftes -($ 16I) alle Mufifaufführungen, 
Schauftellungen und theatraliſchen Vorſtellungen einſchließ— 
lich der Proben dazu, ferner Wettrennen und alle mit 
Geräuſch verbundenen geſellſchaftlichen Vereinigungen und 

ergnügungen an öffentlichen Orten, namentlich das Kegel— 
ſpiel, Scheiben- oder Vogelſchießen, desgleichen alle die 
Sonntagsruhe ſtörenden Beluſtigungen in Privaträumen 
oder Privatgärten verboten. 

Die Drehorgelſpieler, Puppenſpieler, Thierführer, Seil— 
tänzer und ſonſtigen in $ 33b der Gewerbeordnung 
bezeichneten Gemwerbetreibenden, welche Mufifaufführungen, 
Scauftellungen,. theatraliſche Vorſtellungen oder jonjtige 
Luftbarfeiten öffentlich darbieten, ohne daß ein höheres 
Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obmaltet, dürfen 
den Betrieb ihres Gewerbes erſt von drei Uhr Nachmittags 
ab beginnen. / 

Tanzmuſiken, Bälle und ähnliche Lujtbarkeiten in Gaſt— 
bäufern, Schankwirthichaften und jonjtigen Vergnügungs- 
Iofalen, auch wenn fie in gejchlojfenen Gejellichaften ftatt- 
finden, dürfen vor drei Uhr Nachmittags nicht anfangen. 


8 12. An den PVorabenden der drei großen Feſte, 
(Weihnachten, Oftern und Pfingiten), des Bußtages und 
der dem Andenken der Verſtorbenen der drei chriftlichen 
Confeſſionen gewidmeten Jahrestage jowie an den drei 
leggenannten Tagen jelbjt, ferner am erjten Weihnachts-, 
Oſter- und Pfingfttage und in der ganzen Charwoche dürfen 
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. weder öffentliche noch private Tanzmuſiken, Bälle und ähn- 
liche Luſtbarkeiten veranftaltet werden. 

Am Bußtage und am Gharfreitage dürfen außerdem 
auch öffentliche theatraliiche Vorſtellungen, Schauftellungen 
und jonftige öffentliche Zuftbarfeiten mit Ausnahme der 
J—— ernſter Muſikſtücke (Oratorien ꝛc) nicht ſtatt— 
inden. 

Am Mittwoch, Donnerstag und Sonnabend der Char— 
woche ſowie an den erſten Tagen der drei großen Feſte 
und an den dem Andenken der Verſtorbenen der drei 
hrijtlichen Confeſſionen gemwidmeten Jahrestagen find nur 
theatraliſche Vorſtellungen ernjten Inhalts geitattet. 


8.13. ‚de und Treibjagden find an Sonn und 
Feiertragen unbedingt, jonftiges Jagen ift während der 
Beit des Hauptgottesdienftes ($ 16T) unterjagt. 


$ 14. Teiertage im Sinne diefer Verordnung find: 


1. die beiden Weihnachtätage, der Neujahrdtag, der 
Dftermontag, Chriſti Himmelfahrtstag, der Pfingitmontag 
und der Buß- und Bettag im ganzen Regierungsbezirk, 

2. der Charfreitag und der Frohnleichnamstag joweit 
jie in den einzelnen Theilen des Bezirks bisher als gejeß- 
lihe Feiertage anerkannt find. (Vergl. Nafjauiiche Ber: 
ordnung vom 14. September 1803 für die ehemalig 
Naffauifchen Gemeinden. — Sammlung landesherrlicher 
Edikte ꝛc. Bd. I ©. 139.) 


$ 15. Der Ort3polizeibehörde Liegt ed ob, die Gottes— 
dienste, auch diejenigen, welche an anderen chriftlichen 
Feiertagen, als den im $ 14 bezeichneten, und welche jonft 
aus bejonderen Anläffen (Kirchweih, Miffiond- u. }. m. 
Feſten) ftattfinden, gegen örtliche Störungen zu jchüßen. 
Merden die Störungen durch einen der Aufficht der Berg- 
behörden unterftellten Betrieb, verurjacht, jo hat die Orts: 
polizeibehörde ihre Anordnungen im Einvernehmen mit der 
zujtändigen Bergbehörde zu treffen. 


‚816. Unter der Zeit des Hauptgottesdienſtes im 
Sinne diejer Verordnung wird diejenige Zeit verftanden, 
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melde auf Grund des 8 105b Abſatz 2 der Gewerbe- 
Ordnung von der Polizeibehörde als die durch den Gottes— 
dienft bedingte Arbeitspauſe feſtgeſetzt ift. 

Wo an den Sonn- und Feiertagen neben dem Haupt- 
gottesdienjte Nachmittagsgottesdienft jtattfindet, greifen für 
diejen die ‚Beitimmungen des $ 6, Ab}. 4, der $$ 9, 10, 11, 
Ab}. 1 und des 8 13 der Art Plab, daß Alles, was dort 
für die Zeit de Hauptgottesdienjte8 verboten ift, auch 
während der Zeit des Nachmittagägottesdienjtes injoweit 
unterbleiben muß, als dieje nicht über 3 Uhr Nachmittags 
binausreicht und als nicht in einzelnen Fällen von der 
Drtöpolizeibehörde Ausnahmen geftattet werden. 

Welche Zeit biernah ala die Zeit des Nachmittagd- 
gottesdienjte3 zu betrachten ift, hat die Ort3poligeibehörde 
befannt zu geben. 

$ 17. Jede Zumiderbandlung gegen dieje Polizei— 
Verordnung unterliegt, jofern nicht nach den bejtehenden 
Strafvorichriften eine härtere Strafe, verwirft ijt, einer 
Gelditrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle einer 
entjprechenden Haftitrafe ($ 366 Ziffer 1 des Reichaftraf: 
gejeßbuches.) 

8 18. Hinfichtlich der Beichränfungen, denen die Aus— 
übung der Fijcherei im Interefje der äußeren Heiligbaltung 
der Sonn= und Feiertage unterliegt, verbleibt es bei den 
Beltimmungen der provinziellen Ausführungs=- Verordnungen 
zum ilchereigefeg und der auf Grund derjelben von den 
Regierungd- Präfidenten getroffenen Anordnungen. 

$ 19. Dieje Verordnung tritt am 1. Dezember 1896 
in Kraft. 


Wiesbaden, den 23. September 1896. 
Der Königliche ad lei ‚Bräfident. 
3.23. 


Sehr. v. Reiswih, 
(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 41 ©. 395.) 


32. 


Steuerordnung 
für die Gemeinde-Gebaudeftener in Frankfurt a. M. 


Auf Grund zuftimmenden Bejchluffes der Stadtv.Verſ. 
wird die folgende Steuerordnung, welche die vorgeichriebene 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unter Zuftimmung der 
Herren Minifter der Finanzen und des Innern erhalten hat, 
erlaflen: 

$ 1. Bom 1. April 1895 ab wird von allen im 
Gemeindebezirf der Stadt Frankfurt a. M. belegenen, der 
Gemeindebejteuerung unterworfenen Gebäuden ($$ 24, 26 
KAG.) und den dazu gehörigen Hofräumen und Gärten 
auf Grund der jtaatlichen Veranlagung eine ftädtifche Ge- 
bäubdejteuer mit den Steuerjäßen des Staatsgebäudeſteuer— 
tarif3 (Gejeg vom 21. Mai 1861) mit der Maßgabe er- 
hoben, daß die Steuer auch von Gebäuden, welche aus— 
ſchließlich oder vorzugsweiſe zum Gewerbebetrieb dienen, 
mit 4°/o des Nubungswerth3 berechnet wird. 

$ 2. Dieſe Steuerordnung bleibt in Kraft bis bie 
Beitimmungen der Steuerordnung über die bejondere Ge— 
meinde-Hausſteuer in Wirkſamkeit treten. 

Sranffurt a. M., den 30. April 1895. 

Der Magiitrat. 
Adickes. 


(Städt. Anzeigebl. 1895. Nr. 35 S. 262.) 





33. 
Stenerordnung 
für die Gemeindebeſteuerung der Gebäude und 
Grundſtücke in Frankfurt a. M. 
(Haus: und Landſteuer). 


‚Auf Grund zuftimmenden Bejchlufjes der Stadtv.-Ber]. 
wird bie folgende Steuerordnung, welche die vorgefchriebene 
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Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unter Zuftimmung der 
Herren Minifter der Finanzen und bed Innern erhalten bat, 
erlaſſen: 

Alle im Gemeindebezirk der Stadt Frankfurt a. M. 
belegenen, bebauten und unbebauten Grundſtücke, ſoweit 
ihnen nicht gemäß $ 24 des Kommunalabgabengeſetzes Be— 
freiung von den Gemeindefteuern zufteht, werden der fom«» 
munalen Befteuerung nach den Beltimmungen diejer Steuer- 
ordnung unterivorfen. 


I. Bebaute Grundftüde. 


$s 1 Bom 1. April 1896 ab werden die bebauten 
Grundftüde (vgl. $ 10), nebſt den zugehörigen Gärten und 
Höfen ohne Beichränfung Hinfichtlic” ihrer Größe, der 
ſtädtiſchen Hausſteuer auf Grund folgender Beftimmungen 
unterworfen. 

$ 2. Der Beiteuerung wird der Roh-Ertrag der be= 
bauten Liegenjchaften und der zugehörigen Gärten und Höfe 
im letten, der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen 
Kalenderjahr nach Maßgabe der nachjtehenden Beitimmungen 
zu Grunde gelegt. 

Bei Gebäuden, welche noch nicht während des ganzen, 
der Veranlagung dorausgegangenen Kalenderjahres benuß= 
bar waren, ift der Beiteuerung derjenige Ertrag zu Grunde 
zu legen, welcher nach Berhältniß de3 in dem Beitraume 
der Benußbarkeit erzielten Roh-Ertrags für das ganze Jahr 
zu berechnen ift 

$ 3. Für die Beitabjchnitte, in denen ein bebautes 
Grundſtück innerhalb des lebten Kalenderjahres vor der 
Deranlagung vermiethet war, gilt ala Ertrag desjelben der 
vereinbarte Miethzind unter Hinzurechnung des Geldwerth3 
aller, dem Miether zum VBortheil des Vermiethers obliegen- 
den Natural= und fonjtigen Nebenleiftungen, ſowie der dent 
Bermiether vorbehaltenen Nußungen. Außer Betracht bleiben 
Vergütungen für Benußung von Heizungs- und Beleucht- 
ung3einrichtungen und fonjtige Nebenleijtungen, die nicht 
für die Ueberlafjung des Gebrauchs oder der Nußung des 
Grundftüd3 bedungen find. Sind derartige Vergütungen 
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in dem in Einer Summe bedungenen Miethzind mit ent— 
halten, jo dürfen von demjelben höchſtens 10° behufs 
Heititellung des Ertragd in Anrechnung gebracht werden. 


: 5 4. Der vereinbarte Miethzins ($ 3) ift nicht maß: 
geben 

1) wenn berjelbe von dem ort3üblichen Miethwerthe in 
erheblichem Maße abweicht; 

2) wenn der vereinbarte Miethzind die Gegenleiftung 
für den Gebrauch der mit dem Grundſtück zuſammen 
vermietheten Utenfilien, SInventarien, Möbel und 
Jonftigen beweglichen Gegenftände mitumfaßt; 

3) wenn die Höhe des zu entrichtenden Miethzinjes von 
dem Ergebniß eined gewerblichen Unternehmens oder 
bon andern ungewijlen Creignijjien abhängig ge— 
macht ift. 


$5. Für die Beitabjchnitte des letzten Kalenderjahr 
vor der Veranlagung, in welcher . 
1) auf den vereinbarten Miethprei3 die Vorausſetzungen 
des $ 4 No. 1 bis 3 zutreffen, oder 
2) ein Grundjtüd oder Grundftüdstheil von dem Eigen 
thümer ſelbſt benußt, oder 
3) zur Nutzung oder zum Gebrauch ohne Entgelt an 
andere überlajjen war, 
gilt al3 Ertrag der betreffenden Grundftüde oder Grund 
jtüdstheile der ihrer Beftimmung, Beichaffenheit und Lage 
entjprechende ort3übliche Miethwerth. Bei Schäßung des— 
jelben find nach ihrer wirthſchaftlichen Beitimmung oder 
inneren Ginrihtung zujammengehörige Beitandtheile der: 
jelben Befigung nicht zu trennen, jondern nach ihrem Mieth- 
werth im ganzen zu veranjchlagen. 


8 6. Für die Beitabjchnitte, während deren ein be- 
bautes Grundſtück oder ein jelbitändiger Theil eines jolchen 
(3. B. eine einzelne Mietwohnung) innerhalb des letzten 
Stalenderjahrs vor der Veranlagung weder vermiethet, noch 
in der im $ 5 zu No. 2 und 3 angegebenen Weije benugt 
war, wird ein Ertrag von den unbenußt gebliebenen Grund— 
jtüdstheilen nicht in Anrechnung gebracht. 
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$ 7. Die Haußfteuer beträgt jährlid 4 Marf von 
jedem Hundert des feſtgeſtellten Rohertrag3; ein angefangenes 
Hundert wird, wenn der überſchießende Betrag die Zahl 50 
a ala voll gerechnet, andernfalld außer Anrechnung 
gelafjen. I 


I. Unbebaute Grundftüde. 


$ 8. Der Bejteuerung der -unbebauten Grunpdftüde 
(Landjteuer) wird vom 1. April 1895 ab der gemeine 
Merth derjelben zu Grunde gelegt, welcher nach Maßgabe 
nachſtehender Beltimmungen feitzuftellen ift. 

8 9. As unbebaut gelten Grundjtüde auch dann, 
wenn nur Schuppen, Gartenhäuschen, Baraden und ähn— 
liche, der einftweiligen Benußung oder andern vorübergehenden 
Zwecken dienende Baulichkeiten darauf errichtet find. 


$ 10. Die Gejammtheit der landjteuerpflichtigen 
Grundftüde wird in örtliche Bezirke (Lage-Klaſſen) einge- 
theilt, welche Grunpdftüde von annähernd gleichem Einheit3- 
werth umfaflen. 

$ 11. Die Abgrenzung der Bezirke (Lage-Rlaflen), 
welche erſtmals zum 1. April 1895 durch den Steueraus- 
ſchuß (8 15) geichieht, ift jodann alle 3 Jahre einer 
Revifion durch diefen Ausſchuß zu unterwerfen. 

$ 12. Für jeden Bezirk (Lage-Klaſſe) jet der Steuer— 
ausſchuß alljährlich einen Durchſchnittswerth feit, wobei in 
erjter Linie die Verfaufspreije zu Grunde zu legen find, 
welche innerhalb des betreffenden Bezirk während der letzten 
3 Jahre erzielt worden find; dabei find Preiſe, welche 
unter bejonderen Augnahme-Berhältnifjen vereinbart worden 
find, außer Betracht zu lafjen. 

Der Bauwerth der in $ 9 genannten Baulichkeiten 
bleibt bei der Werth-Ermittelung außer Anſatz. 

$ 13. Die Landjteuer beträgt 1 vom Taujend des für 
jeden Bezirk (Lage-Klaſſe) feitgeitellten jeweiligen Durch: 
ſchnittswerthes. Gin angefangenes Taujend wird, wenn 
der überjchießende Betrag die Zahl 500 überjteigt, ala voll 
gerechnet, andernfall3 außer Berechnung gelafjen. 
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Die Landfteuer tritt an Stelle der biöherigen Grund- 
teuer. 

Die bisher von den zu Wohngebäuden gehörigen Parks 
und Gärten in Größe von mehr ald 1 Morgen erhobene 
Grundjteuer fommt nur noch bis zum Inkrafttreten der im 
Abſchnitt I diefer Steuerordrnung behandelten Haußsfteuer 
zur Erhebung. 


II Gemeinfame Beftimmungen. 

$ 14. Um Steuerjfäße zu erzielen, welche der Zahl 
der Monate entjprechend, durch 12 theilbar jind, werden 
den nach den 88 7 und 13 gewonnenen GSteuerbeträgen 
bi3 zu 6 Pfennig zugezählt oder von denjelben in Abzug 
gebracht. 

$ 15. Die Beranlagung der Haud= und Landſteuer 
geichieht für jedes Rechnungsjahr durch einen Steueraud- 
ſchuß, welcher aus zwei Magiftrat3mitgliedern und 7 von 
der Stadtverordneten-Verfammlung auf 3 Jahre zu er- 
wählenden Mitgliedern beiteht. Den Vorſitz führt das von 
dem erjten Bürgermeilter hierzu bejtimmte Magijtrat3mit- 
glied. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des 
Vorfigenden. Der Steuerausſchuß ift bejchlußfähig, jobald 
außer dem Vorſitzenden 3 Mitglieder anweſend find. 

S 16. Zum Zwecke der Veranlagung ijt jeder Eigen 
thümer eines fteuerpflichtigen Grundſtückes verpflichtet, auf 
die an ihn ſeitens des Gemeindevorjtandes oder -ded Steuer: 
ausſchuſſes gerichtete jchriftliche Aufforderung über bejtimmte, 
für die Beiteuerung erhebliche Thatjachen, inZbejondere über 
die Art der Benußung des Grunditüdes über die bejtehen- 
den Mieth- und Pachtverhältnifje und die bedungenen Mieth- 
und Pachtpreije, über den Erwerböpreis und dergl, inner: 
halb der ihm zu bejtimmenden angemefjenen Frift ſchrift— 
lih oder zu Protofoll Auskunft zu ertheilen. 

Der Steuerausſchuß iſt bei der Veranlagung an bie 
Angaben des Steuerpflichtigen nicht gebunden. Wird aber 
die ertheilte Auskunft beanftandet, jo find dem Steuer- 
pflichtigen vor der Veranlagung die Gründe der Bean— 
tandung mit dem Anheimjtellen mitzutheilen, hierüber 


— 
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binnen einer angemefjenen Friſt eine weitere Erklärung ab- 
zugeben (vgl. $ 63 d. K. A. ©.). 
817. Seber Eigenthümer eines jteuerpflichtigen Grund— 
ftüdes hat dem Gemeindevorftand anzuzeigen, 
1) wenn in dem Eigenthumdverhältnifje des Grundſtückes 
ein Wechſel eintritt; 
2) wenn bisher fteuerpflichtige Grundſtücke in die Klafje 
der jteuerfreien übergehen, oder umgefehrt; 
3) wenn Gebäude neu entftehen oder gänzlich eingehen; 
4) wenn bejteuerte Hausgrundftüde durch Veränderung 
— in ihrer Subftanz, namentlich durch das Aufſetzen 
oder Abnehmen eine? Stodwerfed oder durch das 
Anbauen oder Abbrechen eines Gebäudetheiles, durch 
Dergrößerung oder Abtrennung dazu gehöriger Hof: 
räume und Gärten an Nutzungswerth gewinnen oder 
verlieren. ' 
Die Anzeigen zu 1 bis 4 find unter Vorlegung der 
betreffenden Urkunden und jonjtigen Nachweiſe binnen vier 
Wochen nach dem Eintritt der Veränderung jchriftlich oder 
zu Protokoll zu erftatten. | 
$ 18. Die Steuerpflicht oder Steuererhöhung binjicht- 
lich neuerbauter oder in ihrer Subſtanz verbefjerter Gebäude 
($ 17 Ro. 3, 4) beginnt mit dem 1. April nach Ablauf 
de Kalenterjahrs, in welchem der Neubau bemohnbar oder 
benußbar geworden oder die Verbeſſerung vollendet ift. 
Im übrigen treten Veränderungen der Steuer in Folge 
der im $ 17 erwähnten Vorgänge mit dem erjten Tage 
des auf den Vorgang folgenden Monats in Kraft. Ä 
Sind jedoch die im $ 17 unter No. 2, 3-und 4 er- 
wähnten Vorgänge nicht bis zu dieſem Tage in der bor- 
gejchriebenen Weile angezeigt, jo tritt eine dadurch bedingte 
Ermäßigung oder Befreiung von der Steuer erſt mit dem 
erjten des auf die Anzeige folgenden Monats in Kraft. 
$ 19. Die in den Fällen der SS 17, 18 erforderlichen 
Zugangsveranlagungen erfolgen für den Reſt der Laufenden 
Deranlagungsperiode nach den Borjchriften diejer Steuer- 
ordnung. Im übrigen werden die im Laufe einer Ver— 
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anlagungsperiode eintretenden Veränderungen im Ertrage 
oder im Werthe der jteuerpflichtigen Grundftüde erſt bei 
der nächſten Veranlagung berüdfichtigt. 

$ 20. Für die Haus- und Landiteuer haftet außer 
dem Eigenthümer der Nießbraucher des fteuerpflichtigen 
Grundjtüdes. 

Mehrere Miteigenthümer oder Nießbraucher desjelben 
Grundſtücks haften ſolidariſch. 

Die Beſtimmung im Abſatz 2 findet auch Anwendung, 
wenn das Eigenthum einerjeit3 an Grund und Boden, 
anderjeit3 an den darauf errichteten Gebäuden verfchiedenen 
Perſonen zuſteht. 

Im Falle des Eigenthumswechſels haftet außer dem 
neuen der bisherige Eigenthümer big zur Erftattung der 
im $ 17 vorgejchriebenen Anzeige. 

$ 21. Die nach dieſer Steuerordnung den Eigen— 
thümern der fteuerpflichtigen Grundſtücke obliegenden, ins— 
bejondere die in den 88 16, 17 vorgejehenen VBerbindlich- 
feiten, liegen in gleicher Weile ihren gejetlichen Bertretern 
(Bormündern, Pflegern, Borjtänden von FKorporationen, 
Aktiengeſellſchaften zc.), jJowie den von den Eigenthümern 
mit der BVerwaltuug der Grundftüde beauftragten Per— 
jonen ob. 

$ 22. Wer eine ihm in Gemäßheit ber 88 16, 17, 21 
obliegende Anzeige oder Auskunft nicht rechtzeitig in der 
vorgejchriebenen Form erjtattet, wird, injofern nicht nad 
bejtehenden Gejegen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit 
Gelditrafe bis zu 30 Mark beftraft. 

$ 23. Die in diejer Steuerordnung geregelten Steuern 
werben in vierteljährlichen Raten erhoben. 


Frankfurt a. M., den 30. April 1895. 
Der Magtitrat. 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1895. Nr. 35 S. 260.) 





34. 
Nachitehende 
Gebühren-Ordnung für die Aufbringung der Koſten 
für Herftellung und Unterhaltung der im Stadtbezirk 
Bodenheim auszuführenden Kanalifationsanlagen 
‚ Wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


Sranffurt a. M., den 3. September 1897. 
Der Magiitrat.- 
Adides, 


Gebühren-Ördnung. 


Auf Grund des Kommunal-Abgaben-Geſetzes vom 14. Jule 
1893 und $ 10 des Vertrages vom 12. Februar 189 über die: 
aa ig ‚ber Stadt Bodenheim mit der Stadt Frank— 
fürt a. M. wird für die Aufbringung der Kojten für Heritellung. 
und Unterhaltung der im Stadtbezirk Bockenheim auszuführen: 
den Ranalijationganlagen folgende Gebühren-Ordnung erlajien.. 


s1. Gebübrenpilicdt. 

Gebühren nach Maßgabe diejer Ordnung find von allen: 
Grunditücen im Stadtbezirk Bocdenheim zu zahlen, welche an. 
die ftädtiichen Kanäle angeſchloſſen find. 

s2. Höhe der Gebühren. j 

Die Gebühren betragen: 

Für je 100 ME. des der Veranlagung zur Hausſteuer gemäß: 
der Steuerordnung vom 30. April 1895 zu Grunde liegenden. 
Rohertrages der entwäſſerten Grunditüde 1 ME. und für S 
1 fd. Meter der Fronten, mit welchen Die entwäfjerten Grund: 
jtüde an vorhandene dffentliche oder an al Bremen Stang 
projectirte, Straßen und Plätze grenzen, 1 ME. 40 Pig. pro: 
Jahr. Bei Berechnung der Frontausdehnung findet eine Ab- 
rundung der Maße auf zehntel Meter derart * daß bis zu 
0,05 Meter außer Anſatz bleiben, 0,05 Meter und darüber jedoch) 
als ein volles Zehntel angejehen wird. 


33. Entitehen und Erlöjchen der Gebührenpflicht. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Gebühren entiteht — 
auch für die zur Zeit des Erlafjes dieſer Gebühren-Ordnung: 
bereits angejchlofienen Grundſtücke — mit dem auf die Abnahnte: 
der Anjchlußleitung jeiteng der zuitändigen Behörde folgenden: 
Monatgeriten und erliicht mit dem Ende des Monats, in welchen: 
dem Rechnei:Amt der Nachweis von der Bejeitigung des An— 
ichlufies des Grundſtücks an den Kanal geliefert wird. 

s4 Babhlungdtermine. : 

Die Gebühren find in vierteljährlichen Raten zu denjelben: 
Terminen fällig, welche für die Erhebung der Ddirecten Ge- 
meindeabgaben feitgejeßt find oder werden. = 
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Um Gebührenjäße zu erzielen, welche der Zahl der Monate 
entiprechend durch 12 theilbar find, werden den nad) $ 2 ge- 
wonnenen ©ebührenbeträgen bis zu 6 Pig. zugezählt oder 
von denjelben in Abzug gebracht. 


85. Feftießung der Gebühren. 
Die Feitiekung der Gebühren erfolgt durch dag Nechnei« 
Amt. Jeder Pflichtige erhält über jeine Deranziehung eine 
bejondere Mittbeilung. 


56. Umfang dergebübhrenpflichtigen Grundſtücke. 
Bei der Bemeſſung der Ausdehnung eines Grundſtücks, für 
welches Gebühren zu berechnen jind, ıjt die Eintheilung des— 
jelben in den öffentlichen Büchern und Regiftern nicht maß- 
ebend, vielmehr ijt die ganze thatjächlich mit dem ange: 
chlofjenen Grundſtück zuſammenhängende Liegenichaft ein und 
desjelben Eigenthümers in Betracht zu ziehen. 
Jedoch bleiben jolche Grundjtüdstheile außer Berück— 
jtchtigung, welche fich nach, dem Urtheile der Baupolizeibehörde 
zu einer jelbititändigen Bebauung eignen, jofern ſie an den 
Kanal nicht angeichloiien jind und von den angejchlofienen 
Örundjtücdstheilen durch eine, mindeitens 1 Meter 60_Genti« 
meter hohe, jeite Einfriedigung ohne Deffnungen und Thüren 
oder in einer anderen, nach dem Ermeſſen der ——— s⸗ 
behörde ausreichenden Weiſe abgetrennt ſind. Ebenſo bleiben 
außer Betracht Grundſtückstheile, welche an den Kanal nicht 
angeſchloſſen ſind und von den angeſchloſſenen Theilen durch 
förmlich feſtgeſtellte Straßenfluchtlinien getrennt ſind. 
57. Als alignementsmäßig projectirte Straßen und Plätze 
im Sinne des 5 2 gelten jolche, für welche Fluchtlinien förmlich 
feſtgeſtellt find. 


58 Nachträgliche Veränderungeninder Aus— 
dehbnungder Grundftüde. 


Werden mit angeſchloſſenen Grundſtücken fpäter an- 
grenzende, bis dahin gebührenfreie Grundſtücke vereinigt, ſo 
entiteht mit der Vereinigung die Pflicht zur Entrichtung der 
Gebühren für die hinzugenommenen Grundftücde (cr. $ 9). 

Ebenmäßig hört mit einer Abtrennung von nicht ange- 

ſchloſſenen Grundjtücstheilen nach dem Eigenthum oder nad) 
$ 6 die Brlicht zur Entrichtung von Gebühren auf, jedoch erit 
mit dem, auf desfalliige Anzeige folgenden Monatseriten. 
Wird ein angeſchloſſenes Grundſtück jpäter mit Flucht- 
linien belegt, jo tritt die dadurch bedingte anderweite Gebühren— 
feitießung mit dem auf die förmliche Feititellung der Flucht- 
linien folgenden Monatserſten in Kraft. 

5 9. Die Grundeigenthümer haben von der Vergrößerun 
von Örundjtüden gemäß $ 3 Abjab 1 binnen 4 Wochen na 
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der Vereinigung den Rechnei:Amt Anzeige zu machen. Der 
Beitpunft der ng iit Dabei nachzumeilen. 

Seichieht dies nicht, jo werden die Gebühren für die 
ganze Zeit nacherhoben, während welcher das Grundftück 
pr bmg dem betreffenden Grundeigenthümer zuge«- 

chrieben war 


8 10. KODLPHORINE VBeränderungen in den Er- 
tragsſätzen. 

Reclamationen gegen die für die Hausſteuer Veranlagung 
——— Einſchätzung bes Rohertra s halten die Zahlung der 
Gebühren nicht auf. Erfolgt in Veranlafiung jolcher Recla— 
mationen oder aus jonjtigen Gründen nachträglich eine andere 
Feſtſetzung des Rohertrages, jo bewirkt Die ohne Weiteres 
auch eine nachträgliche Veränderung in der Höhe der Gebühren. 


s1l. Besondere Beranlagung. 

Sind angeichlofiene Grundſtücke ganz oder zum Theil von 
der Hausſteuer befreit, jo gilt für dieſelben als Ertrag der 
durch das Rechnei- Amt unter , jugrundelegung der Vorſchriften 
in $ 5 der Steuer Ordnung für die Gemeindebeiteuerung der 
Gebäude und Grundftüde vom 30. April 1895 einzufchäßende 
Miethwerth. | 

812. Haftung für die Gebühren. 

Die Entrichtung der Gebühren liegt den Grundftücseigen- 
thümern ob. Außer denjelben haftet auch der ——— 
des Grundſtücks. Mehrere Eigenthümer haften ſolidariſch. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der ae ruht Ding: 
lieh auf dem Grundftüde dergeftalt, daß jeder jpätere Eigen- 
Ba ur die Bezahlung mit dem Grundſtücke haftet. 

13. Falls in bejonderen Fällen Die nun vor⸗ 
ſhbende Beſtimmungen zu Härten führen ſollte, bleibt dem 
agiſtrat eine Ermäßigung der Gebühren vorbehalten. 
5 14. Dieſe Gebühren-Ordnung tritt mit dent Tage der 
Berörentlichun in Sraft. — 


Frankfurt a. M., den 29. Juni 1897. 
Der Magiitrat, 
gez. Adickes. 
Genehmigt — nn ber SS 8 und 77 des Kommunal-Abgaben- 
Geſetzes vom 14. Juli 1893. 

Wiesbaden, den 7 Juli 1897. 

Der Bezirfs3:Ausichup zu Wiesbaden, 

(L. S.) gez. vd. Reichenau. 
(Anzeigebi. f. Srantf. 1897. Nr. 72 ©. 580.) 


12* 
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38. 


Befanntmadhung. 

Die nachftehende, auf übereinftimmenden Beichlüffen bez 
Magiftrat3 und der Stadtverordneten-Verfammlung be= 
ruhende, durch Beichluß des Bezirksausſchuſſes zu Wiesbaden 
vom 17. Februar 1896 genehmigte 

Abanderung 
der Stenerordnung vom 14. Mai 1895 für die 
Gemeinde - Einfommenftener in Franukfurt a. M. 
twird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. M., den 28. Februar 1896. 

- Der Magiitrat. 
Adides. 





Abanderung 
der Stenerordnung vom 14. Mai 1895*), für die 
Gemeinde-Einfonmtenfteuer zu Frankfurt a. M. 


Der Abſatz 2 der Steuerordnung für die Gemeinde- 
Einfommenfteuer zu Frankfurt a. M. vom 14. Mai 1895 
erhält folgende abgeänderte Faſſung: 

Steuerpflichtige, welche in Frankfurt a M. ihren 
Wohnſitz haben und mehr als drei Viertheile ihres 
Einkommens außerhalb des Gemeindebezirfd Frank— 
furt a. M. aus Grundvermögen, Handels- oder ge— 
werblichen Anlagen, einſchließlich der Bergwerke, aus 
Handels- und Gewerbebetrieb, einſchließlich des Berg— 
bau's, ſowie aus der Betheiligung an dem Unternehmen 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung gewinnen, 
find mit einem vollen Viertheil ihres Geſammtein— 
fommens in Frankfurt a. M. zur Gemeinde-Einfommen= 
fteuer heranzuziehen. 

Frankfurt a. M., den 11. Februar 1896. 

Der Magiitrat. 
Heuſſenſtamm. 
*) Siehe Bd. VII d. Samml. S. 175—177. 
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Die Steuerordnung vom 14. Mai 1895 wird mit vor— 
ftehender Abänderung vom 11. d. Mts. unter dem heutigen 
Tage hiermit zur Veröffentlichung gebracht. 

Frankfurt a. M., den 28. Februar 1896. 

Der Magiitrat. 
Adides. 


Stenerordnung 
für die Gemeinde-Einfommenitener in Frankfurt a. M. 


Die Gemeinde-Einkommenſteuer iſt nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des Kommunal-Abgaben-Geſetzes vom 
14. Juli 1893, insbeſondere 88 33 ff. **) zu entrichten. 

Steuerpflichtige, welche in Frankfurt a. M. ihren Wohn- 
fig haben und mehr ala drei Biertheile ihres Einfommens 
außerhalb des Gemeindebezirks Frankfurt a. M. aus Grund 
vermögen, Handels- oder gewerblichen Anlagen einjchließlich 
der Bergwerfe, aus Handels- und Gewerbebetrieb einfchließ- 
lich des Bergbau's, ſowie aus der Betheiligung an dem 
Unternehmen einer Gejellihaft mit bejchränfter Haftung 
gewinnen, find mit einem vollen Viertheil ihres Gejammt- 
einfommens in Frankfurt a. M. zur Gemeinde-Einfommen= 
teuer heranzuziehen. 

Die Veranlagung gejchieht nach den Stufen des Staat3» 
einfommenfteuergejeße3 vom 24. Juni 1891. ' 

Für die einzelnen Steuerjtufen gelten die Steuerſätze 
ber diejer Steuerordnung angefügten Tabelle. 

Steuerpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr 
ala 900 Mark bleiben von Gemeindeeinfommenjteuer frei. 

Die Einſchätzung erfolät durch den Magiftrat (Rechnei- 
Amt). Dieſe Behörde kann, joweit fie nicht auf anderem 
Wege zur Kenntniß der für die Veranlagung maßgebenden 
Beiteuerungdmerfmale gelangt ijt, von den Steuerpflichtigen 
binnen einer angemefjenen Friſt Auskunft erfordern. Die 
Aufforderung erfolgt in jedem einzelnen alle durch eine 
bejondere, den Steuerpflichtigen zuzuftellende Zuſchrift. Im 
Vebrigen gelten hierüber‘ die Beitimmungen des $ 63 
Kommunal-Abgaben-Gejeßes. 


**) Preuß. Gej. Samml. v. 1893 ©. 152 f. 





De ee —— 


— 182 — 


Wer eine ihm obliegende Anzeige oder Auskunft nicht 
rechtzeitig in der vorgeſchriebenen Form erſtattet, wird, inſo— 
fern nicht nach beitehenden Geſetzen eine höhere Strafe ver- 
wirkt ift, mit Gelditrafe bis zu 30 ME. beitraft. 

Die Gemeindeeinfommenfteuer wird in vierteljährigen 
Raten erhoben. 

Sranffurt a. M. den 28. Februar 1896. 

Der Magiſtrat. Adickes. 

Städtiſche Einkommenſteuertabelle für Frankfurt a. M. 


Steuerbetrag 
Mi. | Pig. 


Einfommen 
| bi3 
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Für alle weiteren Stufen iſt der ſtädtiſche Steuerbetrag 
gleich den Sätzen der StaatZeinfommenjteuer nach Maßgabe 
8 17 des Gejetes vom 24. Juni 1891. 


(Städt. Anzeigebl. 1896. Nr.20 ©. 764.) 


36. 
Befanntmahung. 
Folgender, auf übereinftimmenden Beſchlüſſen des 
Magijtrat3 und der Stadtverordnieten-Verfammlung be= 


rubhender Nachtrag zum Regulativ der Anitalts-Depn- 
tation wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Sranffurt a M. den 28. Juli 1896. 


Der Magiitrat. 
Heujjenittamm. 





Nadhtrag*) 
zu dem Regulativ vom 25. September 1894 betr. Er- 
rihtung einer Deputation zur Berwaltung der 
ftadtiihen Kranfen- und Armen-Anftalten (Anitalts- 
Deputation). 


Artikel I. 


Der $ 1 de3 genannten Regulativs wird, mie folgt, 
abgeändert. 

Zur Beauffichtigung, Leitung und Verwaltung folgen- 
der jtädtiicher Anftalten: 

1. de3 ſtädtiſchen Krankenhauſes, 

2. des ſtädtiſchen Armenhauſes, 

3. der ſtädtiſchen Entbindungs-Anſtalt, 

4. des ſtädtiſchen Krankenhauſes im Stadtbezirk 

Bockenheim 


*) Siehe Sammlung VII. S. 142. 
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wird gemäß $ 66 des Gemeinde-Verfaſſungs-Geſetzes eine 
Deputation eingejeßt, welche den Namen „Deputation zur 
Verwaltung der jtädtiichen Kranken- und Armen-Anftalten 
(Anftalt3-Deputation)“ führt. Werden jpäter noch weitere 
ähnliche ſtädtiſche Anftalten errichtet, jo werden auch dieje 
von dem Magijtrat der Anflalt3-Deputation unterftellt. 


Die Kinderherberge ift der Anftalt3-Deputation nicht 
mehr unterftellt. 


Artifel II. 


Diefer Nachtrag tritt mit dem Tag der Publikation 
am Anzeigeblatt für die ftädtichen Behörden in Kraft. 


Frankfurt a M., den 28. Juli 1896. 
| Der Magiitrat. 
Heujjenftamm. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. ©. 505.) 





3. 
Berwaltung$-Ördnung 
Tür die ſtädtiſche Entbindungs-Anftalt und Frauen- 
klinik. 
Z 1. Zweck und Aufgabe der ſtädtiſchen Entbindungs— 
Anſtalt und Frauenklinik iſt: 

1. verheiratheten und unverheiratheten Frauen zur Ab— 
haltung der Niederkunft und des Wochenbetts Auf— 
nahme und Verpflegung in der Anſtalt zu gewähren; 

2. Frauen, die an Krankheiten der Genitalorgane, mit 
Ausihluß don Syphilis, fogenannten Frauenkrank— 
heiten, leiden, Holpitalverpflegung zu gewähren. 
$ 2. Die ſtädtiſche Entbindungs-Anſtalt ift gemäß 

S 1 des Regulativs, betreffend Errichtung einer Deputation 
zur Verwaltung der ftädtiichen Kranken- und Armen- 
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Anſtalten (Anftalt3:Deputation) vom 25. September 1894 
dieſer Deputation unterftellt. 

Zur Führung der inneren Verwaltung der Anftalt 
wird gemäß 8 4 des vorgenannten Regulativs ein ber 
Anjtalts3-Deputation unterjtehender 


Er u der ſtädtiſchen Entbindung3- 
Anftalt.“ 

eingeſetzt. 

8.3. Der Vorſtand der Entbindungs— Anftalt beſteht 
aus: 

1. einem von der Anſtalts-Deputation zu wählenden 
Mitgliede derſelben als Vorſitzenden und Vertreter 
der Anſtalts-Deputation, 

2. dem Arzt der Entbindungs-Anſtalt, 

3. einem weiteren Mitgliede, welches von der Anſtalts— 
Deputation aus ihrer Mitte, oder, wenn dieſelbe von 
diefer Befugniß feinen Gebrauh madt, auf ihren 
Dorihlag von der Stadtperordneten » Berfammlung 
gewählt wird. 

Die Mitglieder der Anftalts-Deputation werden auf 
die Dauer ihrer Mitgliedjchaft in dieſer Deputation, das 
der Anjtalt3-Deputation nicht angehörige Mitglied wird 
auf die Dauer von drei Jahren gewählt und ijt nach diejer 
Zeit wieder wählbar. 

5 4. Die Thätigfeit des Verwaltungs— Vorſtandes er— 
ſtreckt ſich auf alle Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
der Anſtatt innerhalb des Rahmens des Etats mit Aus— 
nahme derjenigen Gegenſtände, welche lediglich die ärztliche 
Behandlung betreffen und deshalb dem Arzt der Anſtalt 
ausſchließlich überlaſſen ſind. 

Es gehören ſomit in den Bereich des Verwaltungs— 
Vorſtandes insbeſondere: 

1. die Aufſicht über die ökonomiſche Führung der Anſtalt, 
jo namentlich die Regelung und Meberwachung der 
Qualität und der Art der Beichaffung der Mate— 
rialien; 





ui 
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2. die Vertheilung und Benußung der einzelnen Räume 
der Anitalt; 

3. die Inventar-Ausftattung der Räume, jowie die Con— 
trole über die bauliche Beichaffenheit des Hauſes; 

4. die Handhabung der Hausordnungen, jowie die An— 
nahme und Entlafjung de3 Berjonal3; - 

5. die Aufficht über die Thätigfeit der Haushebamme; 

6. die Förmlichkeiten bei Aufnahme und Entlaffjung von 
Pfleglingen, jowie die Beluche bei denjelben; 

7. die Aufficht darüber, daß die Buch: und Rechnung3- 
führung nah Maßgabe der für die ftäbtilche Ver— 
waltung geltenden Vorſchriften gejchieht, ferner die 
Prüfung und Bejcheinigung der Rechnungen, ſowie 
deren Vorlage bei der Anftalt3-Deputation; 

8. alle einmaligen Anjchaffungen, ſei es für ärztliche, 
jei e3 für Verwaltungszwecke, die innerhalb des Etat3- 
geichehen und eine Aufwendung von mehr ala 200 ME. 
erfordern; 

9. die Vorlage des Entwurf? des Haushaltsplans unb- 
der Jahresrechnung, jowie des Entwurf3 der Be- 
gründung und der rechtzeitigen Anzeige vorauszu— 
jehender Etatsüberſchreitungen an die Anitalt3-Depu- 
tation; | 

10. alle anderen, ſeitens der Anftalt3-Deputation dem. 
Vorſtand zugewiejenen Angelegenheiten. 

S 5. Der Bertreter der Anitalt3-Deputation führt in 
den Sitzungen des Vorjtandes den Vorſitz und vertheilt nach 
Bedürfniß die im $ 4 aufgeführten Gejchäfte unter die 
einzelnen Mitglieder. 

56. Die Haushebamme, jowie alle in der Ent- 
bindung3-Anftalt angeftellten Wärterinnen, Dienftboten ac. 
find dem Vorſtand unterjtellt. Die Haushebamme affiftirt. 
dem Arzt oder übernimmt in jeinem Auftrage die ſelbſt— 
ftändige Leitung der Geburten nah Maßgabe der darüber 
beftehenden gejeßlichen Bejtimmungen und fungirt zugleich 
ald Obermärterin für die Frauenklinik. 
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Der Haushebamme wird ferner auch die Führung des 
Hausweſens nach Anmweilung und unter Aufficht des Vor— 
jtandes übertragen. 

$ 7. Die Anftellung der im Etat vorgejehenen Wär- 
terinnen erfolgt auf VBorjchlag des Anſtalts-Arztes, diejenige 
des Küchen= und Dienftperfonal3 auf Vorſchlag der Hause 
hebamme durch den Vorſtand — cf. $4 —. 

$ 8 Die Aufnahme in die Anftalt gejchieht bei 
zahlenden Pfleglingen durch den Anſtaltsarzt, bei allen 
nicht oder ‚nicht die volle Tare zu zahlenden Fähigen durch 
da3 Armen-Amt. Die Aufnahme erfolgt nur 

1. gegen Borausbezahlung der entitehenden Verpflegungs— 
fojten eventuell Sicherjtellung der Zahlung ſeitens 
der Aufzunehmenden und zwar: 

a) bei Gebärenden der für Entbindung und Wochen 

bett feſtgeſetzten Pauſchalſumme; 

b) bei an Frauenkrankheiten Leidenden der feſtgeſetzten 

Verpflegungskoſten für mindeſtens eine Woche; 

2. gegen Einweisſchein des Armen-Amts: 

3. in dringenden Fällen, in denen eine Verweigerung der 
Aufnahme für die betreffende Frauensperſon Gefahr 
bringen könnte, kann von den bei 1 und 2 geitellten 
Bedingungen abgejehen werden. Es iſt jedoch jofort 
nah der gejchehenen Aufnahme dem Armen- Amt 
Anzeige zu machen, jofern nicht etwa eine nachträg- 
liche Sicherftellung der Zahlung erfolgt. 
$ 9. Die Höhe der Verpflegungsfojten für die Wöch- 

nerinnen und bie an Frauenkrankheiten Leidenden, für die 
in Privat-Zimmern ſowohl, wie für die in den allgemeinen 
Kranken-Zimmern Verpflegten wird jeweilig auf Antrag 
der Anſtalts-Deputation durch den Magiſtrat feſtgeſetzt. 

5 10. Mit Erlaß dieſer Verwaltungs-Ordnung tritt 
die bisher beitehende vom 14. Januar 1887 außer Kraft. 


Frankfurt a. M., den 24. Juli 1896. 
Der Magiitrat. 
Heujjenftamm. 
(Städt. Anzeigebl, 1896. Nr. 60 ©. 489.) 
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Bekanntmachung, 
das Fahren mit Fahrrüdern ꝛc. auf Brücken betr. 


Die Beſtimmungen des Abſatzes 2 der Bekanntmachung 
vom 18. März d. 38., betreffend das Fahren mit u 
rädern en fünftig jo gehandhabt werden, daß das 
Radfahren auf ſämmtlichen dem Fahrverkehr dienenden 
Brüden von Sonnenaufgang bis DVormittagg 10 Uhr, 
außerdem auf der Untermainbrüde zu allen Zeiten ge= 
ftattet it. 


Frankfurt a M., den 21. Auguſt 1896. 
Der Bolizei-Prafident. 
3. V.: v. Behr--PBinnom. 
(Amtsbl.f. Frankfurt. 1896. Nr. 36 ©. 360.) 


39. 
Beltimmungen, 
betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Be- 
amten des Bezirfsverbandes des Negierungsbezirfs 
Wiesbaden. 


$ 1. Bei Dienſtreiſen der Bezirksbeamten, mit Aus— 
nahme derjenigen Beamten der Bauverwaltung, für welche 
beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, beziehen dieſelben 


A. an Tagegeldern: 


1) der Landesdirektor bei Dienſtreiſen außerhalb 
des Regierungsbezirks Wiesbaden 18 Mk. 

2) der Landesdirektor bei Dienſtreiſen innerhalb 
des Regierungsbezirks Wiesbaden und die 
Beamten der J. und II. Dienſtklaſſe 6 2 der 
Dientordnung) . 

3) die Beamten der III. Dienftklaffe 

4) die Beamten der IV. und V. Dienftklaffe 

5) die Beamten der VI. Dienftklafje 


oo 


nv 
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B. an Reiſekoſten: 


1) bei Dienftreifen, welche auf der Eifenbahn oder 
Dampfſchiffen zurücgelegt werden können: 
a. die vorjtehend unter A 1 und 2 genannten 
Beamten für das Kilometer 13 Pfg. 
und 3 ME. für jeden Zu: und Abgang, 
b. die unter A3 und 4 genannten Beamten 
für da3 Silometer . 10. „ 
und 2 ME. für jeden Zu- und Abgang 
ce. die unter A 5 genannten Beamten für das 
Kilometer . Mn 
und 1 ME. für jeden Zu⸗ und Abgang, 
2) bei Dienftreifen, für welche Landwege in Rechnung 
zu fommen haben: 
a. die unter A 1 und 2 genannten Beamten 


für das Kilometer . 60 Pfg. 
b. die unter A 3 und 4 genannten Beamten 

für das Silometer . 40 „ 
c. die unter A 5 genannten Beamten für das 

Kilometer . —— 


8 2. Wird ein Baader mit * vorübergehenden 
Verjehung einer Dientftelle außerhalb feines Wohnortes 
beauftragt, jo findet ein Anspruch auf die im $ 1 aufge 
führten ZTagegelderjäße nur für die erjten 14 Tage der 
Beihäftigung ſtatt. Für die weitere Dauer der Be— 
Ihäftigung wird die neben Fortgewährung des Dienftein- 
fommen3 zu gemwährende Vergütung von der vorgejeßten 
Dienftbehörde bejtimmt. 


$ 3. Die zur Aushülfe und Ausbildung in der Be— 
zirksverwaltung bejchäftigten Perjonen erhalten bei Dienit- 
reifen, wenn fie die Dienftgefthäfte eine Beamten ber 
III. Dienſtklaſſe wahrnehmen, die: Tagegelder und Reiſe— 
foften der Beamten der IV. Dienjtklafje, ſonſt die Ent- 
Ihädigung derjenigen Beamten, deren Dienftgejchäfte jie 
wahrnehmen. Das nicht zu den Beamten gehörige Warte- 
und» Dienftperjonal der Bezirkdanftalten bezieht die gleichen 
Entihädigungen, wie die Beamten der VI Dienſtklaſſe. 
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Ss 4 Für Geihäfte am Wohnorte des Beamten werden 
weder Tagegelder noch Reifefoften gezahlt. 

Ein Gleiches gilt von Gejchhäften außerhalb des Wohn- 
orted in geringerer Entfernung ala 2 Silometer von der 
Ortögrenze deöjelben. Sind jedoch mehrere Gejchäfte außer- 
halb des Wohnortes zu erledigen geweſen, jo iſt es nicht 
erforderlich, daß mindeltend eine ber Stellen, an welcher 
Gejhäfte vorgenommen find, in direkter Entfernung von 
der Ortsgrenze des MWohnortes 2 Kilometer entfernt liegt. 
Zagegelder und Reijefoften find vielmehr auch dann zu ge= 
währen, wenn eine der Stellen nach Berührung der anderen 
nicht anders als unter Zurüdlegung einer Wegeftrede von 
mindejtend 2 Stilometer von der Ortsgrenze an zu er- 
reichen war. 

A Ort im Sinne diefer Beltimmungen gilt der 
bauptjächlih von Gebäuden oder eingefriedigten Grund 
ftüden eingenommene Theil eine® Gemeindebezirfd, jo daß 
die Ortsgrenze ohne Rüdjicht auf vereinzelte Ausbauten 
oder Anlagen durch die Außenlinie jenes Bezirkstheiles 
gebildet wird. Beſteht ein Gemeindebezirt aus mehreren 
Ortichaften, jo ift ald Ort im Sinne diefer Beltimmungen 
nicht die einzelne Ortſchaft, jondern der Gemeindebezirk 
anzujehen. 

. Für einzelne Orte kann durch den Landesausſchuß be- 
ftimmt werden, daß den Beamten bei ben außerhalb der 
Dienjtgebäude vorzunehmenden Gejhäften ein Crja für 
verauslagte Fuhrkoſten zu gewähren it. | 

55. Bei Berechnung der Tagegelder für die Reije- 
tage dürfen nur joviel Tage zu Grunde gelegt werden, ala 
zur Reije bei Benugung der am jchnelliten zum Ziele führen- 
den Transportmittel ohne Härte für den Beamten noth— 
wendig erjcheinen. 

Können mehrere Dienjtgejchäfte an verjchiedenen Orten 
unmittelbar nach einander auf einer Dienftreife ausgerichtet 
werden, jo hat dies zu gejchehen (val. $ 18). 

35 6. Der Tag, für welchen die Tagegelder beftimmt 
find, wird von Mitternacht zu Mitternacht gerechnet. Für 
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jeden auch nur theilmeije zur Reife benußten Tag werden 
die vollen Tagegelder gewährt. Für ein und denjelben 
Tag dürfen die Tagegelder nur einmal beanjprucht werden, 
auch wenn der Beamte an einem Tage —— Reiſen 
ausgeführt hat. 


87T. Wo Eiſenbahnen oder regelmäßige Dampfſchiff— 
verbindungen mit Berjonenbeförderung bejtehen, find die 
Reijefoften nach den fich hiefür ergebenden Entfernungen 
und Sätzen zu berechnen, e3 jei denn, daß hierdurch gegen- 
über der Berechnung des Landweges Mehrkojten entjtehen. 
Beitehen mehrere Eiſenbahn- oder regelmäßige Dampfichiff- 
verbindungen zwijchen zwei Orten, jo haben immer die 
kürzeſten Verbindungen in Rechnung zu fommen. Bei Reifen 
auf Landwegen kommt die fürzeite fahrbare Wegeverbindung 
in Anja. Bei Benugung von Eijenbahnen oder Dampf- 
Ihiffen und Landwegen zur Erreichung eines Reiſeziels ift 
immer der im Ganzen am wenigſten Koſten vberurjachende 
Weg der Berechnung der Reijefoften zu Grunde zu legen, 


Abweichungen von den Vorjchriften des vorjtehenden 
Abſatzes über die Berechnung der Reijekoften find zuläjfig, 
wenn in der Reijefoftentechnung durch thatjächliche Angaben 
dargethan wird, daß die Benußung eines weniger fojt- 
jpieligen ala des in Rechnung gejtellten Wegs überhaupt 
nicht oder nur unter Verlängerung der Reijezeit um einen 
oder mehrere Tage möglich war. 


Als Eifenbahnen im Sinne diejer Beitimmungen gelten 
auch von den unter das Gejeß über die Slleinbahnen vom 
28. Suli 1892 fallenden Bahnen diejenigen, bezüglich berer 
der Landesausſchuß dies beſonders bejtimmt. 


8 8. Die Reijefoften werden für die Hin- und für 
die Rückreiſe beſonders berechnet. Hat jedoch ein Beamter 
Dienjtgeihäfte an verjchiedenen Orten oder Stellen unmittel- 
bar nacheinander verrichtet, ohne den nämlichen Rückweg zu 
nehmen, jo ilt der von Ort zu Ort oder von Stelle zu 
Stelle wirklich zurücgelegte Weg ungetheilt der Berechnung 
zu Grunde zu legen. 
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Z 9. Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes an- 
gefangene Kilometer für ein volles Kilometer gerechnet. 

Für Entfernungen unter 2 Kilometer werden Reiſe— 
foften nicht vergütet. 

Bei Reifen von nicht weniger als 2 Kilometer aber 
unter 3 Kilometer find die Reiſekoſten für 8 Kilometer zu 
gewähren. | 

Die Abrundung der Entfernungen auf volle Kilometer 
und auf 8 Slilometer bat bei Reifen nach einem Orte 
für die Hin- und für die Rückreiſe beionder3 und zwar 
nicht getrennt für die Wegeitreden, welche einerjeit3 auf 
Gijenbahnen und Dampfſchiffen, andererjeit3 mit jonftigen 
Transportmitteln zurüdgelegt worden jind, nur einmal 
ftattzufinden und zwar in der am wenigiten Koften verur- 
Jachenden Weile. Nach den gleichen Grundjäßen erfolgen 
bei Reifen nach verjchiedenen Orten oder Stellen der im 
$ 8 Sat 2 bezeichneten Art die Abrundungen auf volle 
und auf 8 Kilometer für die ganze Reije nur einmal. Er— 
ftrecft fich eine derartige Reife auf mehrere Tage, jo findet 
eine Abrundung der an jedem einzelnen Tage zurücdgelegten 
Entfernungen in der oben angegebenen Weije ftatt. 


$ 10. Bei Dienjtreijen, welche mittel3 Eiſenbahnen 
oder Dampfichiffen gemacht werden, fommt die Gebühr für 
Zus und Abgang in der Regel nur einmal zum Anjab. 
Ein mehrfacher Anja diefer Gebühr findet ftatt: 
a. wenn an Zwiſchenorten übernachtet werden muß; 
b. wenn die Eifenbahn oder das Dampfſchiff an Zwiſchen— 
orten Dienjtgejchäfte halber verlajlen werden muß; 
c. wenn an einem Zmwijchenorte ein Bahnhof oder An— 
legeplaß verlafjen und die Reife von einem anderen 
Bahnhof oder Anlegeplat aus, welcher mit dem erjteren 
nicht in unmittelbarem Zuſammenhange jteht, fortge— 
jeßt werden muß, jofern der llebergang von dem 
einen zum anderen Bahnhofe nicht mittel® durch- 
gehender oder unmittelbar anjchließender Züge über 
eine Berbindungsbahn erfolgt. Der mehrfache An— 
ja der Gebühr ift auögejchloifen, wenn an einem 
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Zwiſchenorte ein Uebergang von einer Bahn auf die 
andere oder von einem Dampfichiff auf das andere 
itattfindet, ohne daß dazu der Bahnhof oder Anlege- 
pla& zu verlaſſen ilt. 

8 11. Soweit ſich nicht aus den folgenden bejonderen 
Beitimmungen etwas Anderes ergibt, wird als Anfangs- 
punkt der dienſtlich zurückgelegten Wegeltrede bei Reiſen 
auf Eijenbahnen und Dampfſchiffen der betreffende Bahn- 
hof oder Anlegeplat und bei Reifen auf Landiwegen die 
Drtögrenze des Ortes angejehen, von welchen die Reije 
begonnen ijt oder von welchen ab der Landweg benußt 
wird, und ald Endpunkt bei Reifen auf Eifenbahnen und 
Dampfichiffen der betreffende Bahnhof oder Anlegeplaß und 
bei Reifen auf Landwegen die Ortögrenze des Beſtimmungs— 
ortes oder des Ortes, don welchem ab die Reiſe auf der 
Eiſenbahn oder dem Dampfichiff fortgejekt wird. 

$ 12. Neben der Gebühr für den Zu: und Abgang 
werden Reijefojten nach und von den Bahnhöfen oder An— 
legepläßen der Dampfichiffe nur dann gewährt, wenn die 
Entfernung zwijchen der Ortsgrenze des Anfangs: oder 
Endpunftes der Reife und dem Bahnhofe oder Anlegeplaße 
2 Kilometer oder mehr beträgt. 


$ 13. Wird eine mit der Eijenbahn oder dem Dampf- 
Ichiff begonnene Reile von einem Bahnhofe oder Anlegeplat 
aus auf dem Landwege fortgeſetzt, ohne den Ort, zu welchem 
der Bahnhof oder Anlegeplat gehört, zu berühren, jo ift 
ber Landweg von dem Bahnhofe ab zu berechnen. Ebenſo 
ift, wenn eine auf dem Landwege begonnene Reife nach 
einem Bahnhofe oder Anlegeplag eines Dampfichiffes zum 
Zwecke der Fortſetzung der Reife mit dieſen Beförderungs— 
mitteln führt, ohne daß der Ort, zu welchem der Bahnhaf 
oder Anlegepla gehört, berührt wird, der Landweg bis 
zu dem Bahnhofe oder Anlegeplag in Rechnung zu ftellen. 

$ 14. Die Trage, ob für die Dienjtgejchäfte, welche 
an einem Orte oder don einem Orte aud, der auf der Reije 
erreicht ift, verrichtet worden find, Reiſekoſten beanſprucht 
werden fünnen, entjcheidet jich jo, wie fie nach $ 4 zu ent— 
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ſcheiden wäre, wenn diefer Ort der Wohnort des Be— 
amten wäre | 


$ 15. Someit die vorftehenden Beltimmungen nicht 
‚ausreichen, ſteht dem Landesausſchuſſe die Entjcheidung 
darüber zu, wie die Tagegelder und Reiſekoſten zu be— 
rechnen jind. 

$ 16. Für die Feſtſtellung der Entfernungen find in 
erfter Linie die Angaben der von der Bezirföverwaltung 
herausgegebenen Wege- und Entfernungsfarte des Regie— 
rungsbezirks Wiesbaden, jodann die Angaben des Kursbuches 
der Reichöpoftverwaltung maßgebend. Wo auch daß leßtere 
Angaben nicht enthält, entjcheiden die Angaben der von dem 
Landesausſchuſſe bezeichneten Karten oder fonitigen Ver— 
öffentlicfungen. Soweit auch dieſe feine Auskunft geben 
und die Angaben des Liquidanten über die von ihm zurüd- 
gelegten Entfernungen beanjtandet werden, iſt die Bean— 
ftandung durch Beſcheinigungen ſachkundiger Behörden zu 
begründen. 


$ 17. Die Rechnungen über die Tagegelder und Reiſe— 
fojten müſſen den med der Reife erjehen laſſen und im 
Vebrigen die zu ihrer Revifion nach den vorjtehenden Be— 
ftimmungen erforderlichen thatjächlichen Angaben enthalten. 


$ 18. Someit fie nicht Beamte betreffen, welche die 
ihnen zufommenden Tagegelder und Reijefojten jelbjt anzu= 
weilen haben, find jie dem die Dienjtführung des Liquidanten 
überwachenden Beamten zur Durchlicht vorzulegen. Verſieht 
derjelbe jie mit dem Vermerke: „Geſehen“, jo gilt als feit- 
geitellt, daß die Reiſe als nothwendig erachtet wurde und 
Bedenken gegen die Rechnung aus dem $ 5 diejer Beſtim— 
mungen nicht zu erheben find. 


$ 19. Bejchwerden der Beamten, welche die Anweiſung 
von Tagegeldern und Reiſekoſten betreffen, entjcheidet der 
Landesausſchuß endgültig. 

$ 20. Die Beitimmungen der $$ 16 bis 19 find auch 
für die Rechnungen über Tagegelder und Reijefoften der im 
8 1 bezeichneten Baubeanten maßgebend. 


— 
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$ 21. Dieje Beitinnmungen treten mit dem 1. Juni 1896 
in Kraft. | 
Ihre Abänderung bleibt dem Kommunallandtage jeder 
Zeit vorbehalten. 
Beichloffen in der Sigung des Kommunallandtags vom 
18. April 1896. 





Neglement 
über die den Mitgliedern des Kommunallandtages, 
des Landesausſchuſſes und der Bezirfsfommiffionen 
zu gewährenden Entihadigungen. 


$ 1. Die Mitglieder des Kommunallandtages, des 
Landesausſchuſſes und der Bezirköfommilfionen erhalten für 
die Dauer ihrer Theilnahme an den Sibungen diejer 
Körperichaften, ſowie für die jonft von ihnen vorzunehmenden 
Dienitgejchäfte Tagegelder im Betrage von 12 Mark für 
den Tag, wobei die auf die Hin- und NRüdreije zu ver- 
wendende Zeit mitzuberechnen ift. 

$ 2. An Reifefoften werden den Mitgliedern der vor: 
genannten Körperſchaften vergütet: 

a. bei Eijenbahn- oder Dampfbootfahrten 13 Pia. für 
da3 Kilometer und 3 ME. für jeden Zu- und Abgang; 
b. bei der Benußung von Landwegen 60 Pig. für das 

Kilometer. 

Die Entfernung iſt vom Wohnorte aus zu berechnen. 

$ 3. Die Tagegelder werden auch denjenigen im S 1 
bezeichneten Perſonen gewährt, welche an dem Orte, wo die 
Situngen abgehalten werden oder die Dienjtgejchäfte vor— 
zunehmen find, ihren Wohnort haben. 

Im Uebrigen gelten für die a der Tagegelder 
und Reijefoften die für die Beamten des Bezirfäverbandes 
in diefer Beziehung maßgebenden Grundjäte. 

$ 4. Diefe Beitimmungen treten mit dem 1. uni 
1896 in Kraft. 

Beſchloſſen in der Sigung des Kommunallandtags vom 
18. April 1896. 

(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 23 ©. 227 ff.) 
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Polizei-Berordunung 
betreffend das Schlafitellenwejen. 


Auf Grund der SS 5 und 6 der Allerhöchſten Verord— 
nung über die Polizeiverwaltung vom 20. September 1867 
(G. ©. ©. 1529) und der 88 142—144 des Geſetzes über 
die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (©. 
©. ©.195) wird mit Zuftimmung des Sreisausfchuffes zu 
Frankfurt a. M. die für den Umfang des Stabtfreifes und 
für die Ortichaften Rödelheim, Eſchersheim, Heddernheim, 
Seckbach, Oberrad und Niederrad geltende Polizei-Verord— 
nung vom 30. Juli 1892 auf die übrigen Ortſchaften 
Bonames, Edenheim, Ginnheim, Haufen, Niederurfel F. A., 
Niederurjel H. A., Praunheim, Preungesheim ausgedehnt 
und tritt für diefe Ortſchaften mit dem Tage diejer Be- 
fanntmahung in Kraft. | 

Die Verordnung lautet: 


$ 1. Niemand darf in das von ihm theilweije oder 
ganz bewohnte Haus gegen Entgelt Perjonen zum Zwecke 
der Beherbergung (Quartiergänger, Schläfer 2c.) aufnehmen, 
wenn nicht die von ihm jelbit, jeinen Familienangehörigen 
und den Schläfern zu benußenden Schlafräumlichkeiten 
folgenden Anforderungen entjprecher: 


a) Sie müljen pro Kopf 3 qm Bodenfläche und 10 cbm 
Luftraum enthalten. 

Für Kinder unter 6 Jahren genügt ein Drittel, 
für Kinder von 6—14 Jahren genügen zwei Drittel 
jener Maaße. 

Ausnahmsweiſe kann das Königliche Polizei: 
Prafidium auf Widerruf gejtatten, daß 8 cbm Auft- 
raum auf den Kopf bei Grwachlenen genügen, wenn 
e3 fich nicht um Räume zu ebener Erde handelt und 
wenn die Lüftung eine bejonders gute ift. 

b) Sie dürfen nicht mit Abtritten in Verbindung Stehen. 
c) Sie müſſen um eine ausreichende Lüftung zu ermög- 
lichen, zum Oeffnen geeignete Außenfenfter haben. 
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d) Der Zugang zu Simmern, in -denen Perjonen des 
einen Geſchlechts jchlafen, darf nicht durch Schlaf: 
zimmer des anderen Geſchlechts jtatifinden. 

e) Die Schlafräume dürfen mit den eigenen Wohn- und 
Schlafräumen des Quartiergeber3 oder mit den 
Räumen für Schläfer des anderen Geſchlechts nicht 
in offener Verbindung ftehen; vorhandene Verbindungs— 
thüren find verfchloffen zu halten. 

f) Jeder Schlafraum muß gedielt und verjchließbar jein. 


8 2 Wo Schläfer gehalten werden, dürfen, wenn 
nicht das Verhältniß von Eheleuten und von Eltern und 
Kindern vorliegt, nur Perfonen eine? und desſelben Ge— 
Ichlecht3 in demjelben Zimmer fchlafen. 


$ 3. Für jeden Schlafgaſt muß eine beſondere Lager— 
ſtätte vorhanden ſein. 
Die Unterbringung von 2 Perſonen in einer Lager— 
ftätte it nur zuläſſig, wenn es ſich handelt: 
a) um Eheleute, | 
b) finder unter 12 Jahren, 
c) um zu ein und derſelben Familie ($ 2) gehörige Per— 
jonen gleichen Geſchlechts. 
Jede Lagerftätte muß mindeltens aus einem Strobfad, 
einem Strohkopfkiſſen und einer wollenen Decke beſtehen. 
Für je zwei Schlafgäſte muß mindeſtens ein Waſchzeug 
und für jeden Schlafgalt ein Handtuch vorhanden ſein. 


Bettjtellen dürfen nicht übereinander gejtellt werben. 


Die Bezüge der Säde und Kiffen, die Ueberzüge und 
Betttücher, ſowie die Deden find reinlich zu halten und 
mindeſtens alle 4 Wochen zu mwajchen, außerdem aber jtet3, 
falls jolche bei einer Revilion durch einen Polizeibeamten 
ſchmutzig befunden werden, auf Verlangen desſelben ſofort 
zu wechſeln. 

Das Stroh der Säde und Kiffen ift alle Vierteljahr, 
auch fofort auf Erforbern de3 revidirenden Polizeibeamten 
zu erneuern. 

Hölzerne Urinkübel dürfen nicht verwendet erben. 
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Ss 4 Die Schlafräume find reinlich zu halten und zu 
biefem Behufe müſſen 

a) die Fußböden täglid am Morgen audgefehrt und 
wöchentlich einmal gejcheuert werden. 

b) in jedem Schlafraum muß ein mit Wafler gefüllter 
Spucknapf ſtehen; derſelbe muß jeden Morgen geleert, 
gereinigt und friſch mit Waſſer gefüllt werden. 

c) Decken und nicht tapezierte Wände müſſen jährlich 
einmal getüncht werden; find die Wände mit Del- 
er gejtrichen, jo müffen fie öfters, mindeſtens zwei⸗ 
mal im Jahre, gründlich abgewaſchen werden. 


S 5. Perſonen, gegen welche Thatſachen vorliegen, die 
die —— rechtfertigen, daß ſie das Vermiethen von 
Schlafſtellen zur Förderung der Unſittlichkeit mißbrauchen 
werden, dürfen an weibliche Perſonen Schlafſtellen nicht 
vermiethen. 


S 6. Bon der Aufnahme von Schläfern iſt binnen 3 
Tagen eine jchriftliche Anzeige nach dem unten abgedrudten 
Jormular an das betreffende Bürgermeifter- oder Schul- 
ze... oder Polizeirevier — in Bodenheim an dag 

X. Polizeirevier — zu erftatten. 

Das Polizeipräfidium, an welches dieje Anzeige nach 
Prüfung auf ihre Richtigkeit und mit Bericht weiter zu 
geben jind, ertheilt hierauf, wenn den gegebenen Beitim- 
—— genügt iſt, eine ſchriftliche Beſcheinigung darüber, 
daß dies der Fall iſt. Dieſe Beſcheinigung iſt von den 
Schlafſtellenvermiethern ala Ausweis aufzubewahren. 

Die Formulare zu den Anzeigen werden von den ge= 
nannten Amtäftellen unentgeltlich verabfolgt. 

In jedem Schlafraum ift ein Exemplar diejer Ver— 
ordnung, ſowie eine von der Ortöpolizeibehörde ———— 
Nachweiſung der höchſt zuläſſigen Zahl von Schläfern für 
den fraglichen Raum aufzuhängen. Auf dieſem Plakat ſoll 
auch die Anweiſung ſtehen, wohin ſich ein Schläfer mit 
einer Klage über eine Schlafſtelle zu wenden habe. 


8 7. Wenn Schläfer gehalten werden, iſt von jeder 
Veränderung der Schlafräume, ſowie von jeder Vermehrung 
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der die Schlafräume benußenden Perſonen Anzeige, wie fie 
in $ 6 vorgejchrieben ift, zu erjtatten, auch ijt in dieſem 
Falle die frühere Beicheinigung beizufügen. Ebenſo ift 
Anzeige zu mächen, wenn jtatt männlicher Berjonen meib- 
liche oder umgekehrt genommen werden. 

$ 8. Für die Beobachtung der in diejer Verordnung 
enthaltenen Borjchriften und für die ordnung3mäßige Er- 
ftattung der Anzeigen find die Schlafitellenvermiether oder 
deren Vertreter verantwortlid Zumiderhandlungen gegen 
dieje Pflichten werden mit einer Gelditrafe bis 30 ME, an 
deren Stelle im Unvermögenzfall Haft bi3 zu drei Tagen 
tritt, bejtraft, vorbehaltlich der Befugniß der Polizeibehörde, 
Schlafleute, deren Aufnahme nah) $5 oder in Ermangelung 
der im Vorſtehenden vorgefchriebenen Grfordernifje der 
Schlafräume unzuläſſig it, aus leßteren binnen drei Tagen 
auszumeilen. 


Sranffurt a. M., den 13. Juni 1896. 


Der Landrath und Bolizei-Prafident. 
Schr. v. Müffling. 
(Amtsbl.f. Frankfurt. 1896. Nr. 26 ©. 251.) 


41. 
Polizei-Berordnung, 
betreffend die Schlahthausordnung für die Shladt- 
hausanlage im Stadttheile Bockenheim. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhödjiten Ver— 
ordnung über die Polizei-Verwaltung in den neu erworbenen 
Zandestheilen vom 20. September 1867 (G.S. ©. 1529), 
jowie des $ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (G.-©. ©. 195) wird mit 
Zuftimmung des Magiftrat3 folgende Polizei-Verordnung 
erlafien. 

F 1. Der durh Magijtratsbejchluß Nr. 2832 vom. 
7. Februar 1896 genehmigte Zuſatz zu $ 32 der Schlacht— 
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hausordnung für die Schladhthausanlage im Stabdttheile 
Bodenheim, welcher lautet: 
„Die Zunge von geichlachteten Viehitüden darf nur 
„in Gegenwart des Schlahthausaufleherd aus der 
„Brufthöhle herausgenommen werden, muß aber, wenn 
„Ne nicht gefund erjcheint, biß zur Ankunft des Schlacht— 
„hof-Inſpectors in feiter Verbindung mit der Luft— 
„röhre und dem Halſe belafjen werden.“ 
wird hiermit den Strafbeitimmungen des $ 1 der Polizei— 
Verordnung, betreffend die Schlahthausordnung für die 
Schlachthausanlage in Bodenheim vom 19. September 1892 
unterjtellt. 
$ 2. Dieje Polizeis-Verordnung tritt mit dem Tage 
der Veröffentlichung im Amtsblatt in Straft. 


Frankfurt a. M., den 17, März 1896. 
Der Bolizei-Prajident. 
Frhr. v. Müffling.*) 
(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 16 €. 163.) 


42. 


Befanntmadhung, 
a. betreffend die Schlachtgebühren für den Schlachthof 
zu Frankfurt a. M. 


Durch die Beſchlüſſe des Magiftrats vom 6. September 
dv. 33. und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
29. October d. %. find — unter injoweiter Abänderung 
des 8 10 der Schladhthofordnung vom 6. November 1885 
— die Schlachtgebühren für den hiefigen Schlachthof dom 
1. April 1896 ab wie folgt feitgejet worden: 


1. für Ochſen und Bullen ; . Mt 2,50 
2. für Kühe und Rinder . i 7 AO 
3. für Schweine . — = AR 


*) Bal. Bekanntmachung vom 5. April 1895 Bb. VII ©. 15. 


4. für Kälber . : — . ME. 0,50 
5. für Schafe . i Far ;  u..0,35 
— für Ziegenlämmer „0,10 
7. für ſonſtiges Kleinvieh Geilel ẽaſ 
lämmer, Ziegen x) . "u 015 
8..für Pferde . ; — „ 2,80 


Frankfurt a. M., den 31. Demo 1895. 
Der Magiitrat, 
Adickes. 
(Amtsbl.f. Frankfurt. 1896. Nr. 3 S. 19.) 





Bekanntmachung, 
b. betreffend die Unterſuchungsgebühren für das von 
auswärts eingeführte friſche Fleiſch. 
Durch die Beſchlüſſe des Magiſtrats vom 6. September 
d. Is. und der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
29. October d. %3., ſowie mit Genehmigung des Bezirks— 
Ausſchuſſes zu Wiesbaden vom. 2. Dezember d. 8. find — 
unter injoweiter Abänderung des 5 10 des Regulativs vom 
13. Suli 1886 — die Gebühren für Unterjuchung des von 
auswärts in den hiejigen Gemeindebezirk eingeführten frijchen 
Fleijches vom 1. April 1896 ab wie folgt feitgejegt worden: 
1. für jedes Achtel eines Stückes N oder eine 


Pferdes ME. 0,40 
2. für jeded Viertel eines Kalbes . a AO 
3. für jedes Viertel eines Stüdes Schafvieh „ 0,15 
4. für jedes Viertel eines jonjtigen Stüdes 

Kleinvieh ausjchlieglich der RE „0,10 
5. für ein Schwein . „ 150 
6. für jedes PViertel eines Schweines ..050 


Frankfurt a. M., den 31. Dezember 1895. 
Der Magiitrat. 
Adickes. 
(Amtsbl. f. Frankfurt. 1896. Nr. 3 ©. 19.) 
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43. | 
Geies, 
betreffend das Dienfteinfommen der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlihen Volksſchulen. 
Vom 3. März 1897.*) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, 
für den Umfang der Monarchie, bis zum Erlaß eines allge— 
meinen Volksſchulgeſetzes, was folgt: 


81. 
Dienfteinfommen der Lehrer an den öffentlichen 
Volksſchulen. | 


Die an einer öffentlichen Volksſchule endgültig ange— 
jtellten Lehrer und Lehrerinnen erhalten ein feites, nad 
den örtlichen Berhältniifen und der bejonderen Amtzjtellung. 
angemeſſenes Dienfteinfommen. 

Dafjelbe befteht: 

1) in einer feiten, ihrem Betrage nad} in einer bejtimmten 

Heldjumme zu berechnenden Bejoldung (Grundgehalt), 

2) ın Alterözulagen, 
3) in freier Dienftwohnung oder entiprechender Mieth3- 
entihädigung. 

Auf Lehrer und Xehrerinnen, deren Zeit und Kräfte 
durch die ihnen übertragenen Gelchäfte nur nebenbei in 
Anſpruch genommen find, findet dieje Borjchrift feine An- 
wendung. | 

Die Entjcheidung darüber, ob ein Lehrer oder eine 
Xehrerin nur nebenbei bejchäftigt iſt, ſteht lediglich der 
Schulaufſichtsbehörde zu. | 


*) Vergl. Sammlg. Bd. VI. S. 90 Hinfichtlich der Lehrer an ben. 
Volksſchulen, und Bd. VII. ©. 136 hinfichtlich der Lehrer an den öffent- 
lichen mittleren Schulen. 
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8 2. Ä 
Grundgehalt. 


Das Grundgehalt darf für Lehrerftellen nicht weniger 
“als 900 Mark, für Lehrerinnenftellen nicht weniger als 
700 Marf jährlich betragen. 

Rektoren, * ſolche erſte Lehrer an Volksſchulen mit 
drei oder mehr Lehrkräften, denen Leitungsbefugniſſe über— 
tragen ſind (Hauptlehrer), erhalten nach Maßgabe der ört— 
lichen und amtlichen Verhältniſſe ein höheres Grundgehalt, 
als die anderen an derjelben Schule angejtellten Lehrer. 


8 3. 
Befoldung der jüngeren Lehrer und der einjtweilig 
angeftellten Lehrer und Vehrerinnen. 


Die Bejoldung der einjtweilig angeftellten Lehrer und 
Lehrerinnen, jowie derjenigen Lehrer, welche noch nicht vier 
Fahre im öffentlichen Schuldienfte geſtanden haben, beträgt 
ein Fünftel weniger als dad Grundgehalt der betreffenden 
Schulſtelle. Jedoch darf die Beloldung der Lehrerinnen 
nicht weniger als 700 Mark jährlich betragen. 


Der Minderbetrag kann dur Beichluß des Schulver- 
bandes auf einen geringeren Bruchtheil bejchränft werden. 


8 4. 
Berbindung eines Schul- und Kirchenamtes. 


Bei dauernder Verbindung eine® Schul und Kirchen— 
amtes joll dad Grundgehalt der Stelle entiprechend der mit 
dem firchlichen Amte verbundenen Mühwaltung ein höheres 
jein, alö in den 88 1 und 2 beitimmt ift. 

In dieſes Grundgehalt find auch die Einkünfte aus 
dem zur Dotation des vereinigten Amtes beitimmten Schulz, 
Kirchen= und Stiftungdvermögen einschließlich der Zuſchüſſe 
aus Kirchenkaſſen und von Kirchengemeinden, jowie der 
ſonſtigen Einnahmen aus dem Kirchendienjt einzurechnen. 
Dabei findet die Vorjchrift des Artikel I S 4 Abſatz 4 des 
Geſetzes, betreifend die Penftonirung der Lehrer und Lehrer: 


innen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 
(Gejeg-Samml. ©. 298) finngemäße Anwendung. 

Der Mehrbetrag (Abja 1) darf die Geſammtſumme 
diejer Einkünfte und Einnahmen (Abja 2) zuzüglich des 
Nubungswerthes des den kirchlichen Intereſſenten gehörigen 
Antheil3 an dem Echul- und Küſterhaus oder Küjtergehöft 
nicht überfteigen. Die Yeititellung des» Mehrbetrages hat 
nach Benehmen mit der firchlichen Behörde zu gejchehen. 

Im Falle der Trennung des - firchlichen Amtes von 
dem Schulamte hat der Lehrer, welcher zum Bezuge des 
mit dem vereinigt gewejenen Amte verbundenen Dienftein- 
kommens berechtigt gewejen ift, Anjpruch auf die fernere 
Gewährung eines Dienfteinfommens in gleichem Betrage, 
jofern nicht jeine Anjtellung unter dem ausdrüdlichen Vor— 
behalt erfolgt ift, daß und bis zu welchem Betrage er für 
diefen Fall eine Kürzung ſeines Dienſteinkommens fich ge- 
fallen lafjen müfle. 


S 5. 
Alterszulagen. 

Die Alterdzulagen find nach Maßgabe der örtlichen 
Verhältniffe in der Weile zu gewähren, daß ber Bezug 
nach jiebenjähriger Dienjtzeit im öffentlichen Schuldienfte 
(S 10) beginnt, und daß neun gleich hohe Zulagen in 
Zwilchenräumen von je drei Jahren gewährt werden. 


S 6. 
Höhe der Ulterszulagen. 
Die Alterözulage darf in feinem alle weniger be- 
tragen als: F 
1) für Lehrer jährlich 100 Mark, fteigend von drei zu 
drei Jahren um je 100 Mark bis auf jährlich 900 
Narf; 
2) für Lehrerinnen jährlich SO Mark, fteigend von drei 


zu drei Jahren um je SO Marf bis auf jährlich 
720 Mark. 
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ST. 
Aunſpruch auf Alterszulagen. 


. Gin rechtlicher Anſpruch auf Neugewährung einer 
Alterzulage jteht den Lehrern und Lehrerinnen nicht zu, 
die Verſagung iſt jedoch nur bei unhefriedigender Dienft- 
führung zuläſſig. 

Die Verjagung bedarf der Genehmigung der Bezirks— 
regierung, in Berlin des Provinzialfchulfollegiums. 

Die zeitweife Vorenthaltung der Alterszulage ift ohne 
Einfluß auf die Berechnung der Dienjtzeit bei jpäterer Ge- 
währung der Zulage. 


S 8. 
Alterszulagekaſſen. 


Behufs gemeinſamer Beſtreitung der Alterszulagen 
wird für die zur Aufbringung verpflichteten Schulverbände 
in jedem Regierungsbezirk (ausſchließlich der Stadt Berlin) 
eine Kaſſe gebildet. 

Die Verwaltung der Alterszulagekaſſe erfolgt durch die 
Bezirksregierung. 

Die Kaſſengeſchäfte werden durch die Regierungshaupt— 
kaſſe und durch die ihr unterſtellten Kaſſen unentgeltlich 
bejorgt. | 

Die Alterözulagen werden von der Kafje an die Be- 
zug3berechtigten gezahlt. Die Koſten der Zujendung trägt 
die Kaſſe. 

In ſtädtiſchen Schulverbänden erfolgt die Auszahlung 
durch die Schulverbände für Rechnung der Alterözulagefajje. 
Das gleiche Verfahren kann von der Schulauffichtsbehörde 
in größeren ländlichen Schulverbänden angeordnet werden. 

Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr 
wird der Bedarf der Kaffe nach dem Stande der Alterö- 
zulagen vom 1. Dftober des Vorjahres unter Berückſichtig— 
ung der vorausfichtlichen Steigerung oder Verminderung 
der Alterözulagen und unter Hinzurechnung der voraus— 
ſichtlichen Verwaltungskoſten berechnet. 
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Den Maßſtab für die Vertheilung des Bedarf auf 
die Schulverbände bildet die Anzahl der der Alterözulage- 
fafje angejchlofjenen Lehrer: und Lehrerinnenftellen in Ver— 
bindung mit dem Einheitsjfage der Alterdzulagen der be= 
treffenden Stellen. 

Für Schulftellen, welche nad) Aufitelung des Ver— 
theilung3planes3 im Laufe des Jahres neu errichtet werden, 
it der Beitrag zur Alterözulagefafje von dem Tage an zu 
zahlen, ſeit welchem die Stelle durch eine bejondere Lehr— 
fraft verjehen wird. 

Für die Aufftellung des Vertheilungsplanes, die Ein- 
ziehung ber Beiträge und die Beltellung eines Kafjen- 
anwaltes finden die 88 3, 4 und 9 bis 14 des Geſetzes 
vom 23. Juli 1893, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
(Gejeg-Samml. S. 194)*), finngemäße Anwendung, jedoch mit 
der Maßgabe, daß diejenigen Beträge, die nad $ 11 Nr. 2 
beim Uebertritt eine Lehrers oder einer Lehrerin von einer 
Privatſchule in den öffentlichen Volksſchuldienſt ‚gezahlt 
werden, nur joweit Verwendung finden dürfen, als der für 
jede Stelle zur Gewährung des Mindeſtſatzes erforderliche 
Bedarf den nach $ 27 IV zu zahlenden Staat3zujchuß über- 
fteigt. Dem Kafjenanwalte fteht fein Einfpruch gegen die 
Feſtſetzung und' Anweiſung der einzelnen Alteräzulagen zu. 

Auf die Alterdzulagen der Lehrer und Lehrerinnen in 
Berlin findet der $ 5 nur mit der Maßgabe Anwendung. 
daß der Bezug ſpäteſtens nach fiebenjähriger Dienftzeit im 
öffentlichen Schuldienite zu beginnen bat, und daß der 
Höchſtbetrag ſpäteſtens nach weiteren vierundzwanzig Dienft= 
jahren erreicht fein muß. 


89. | | 
Beginn der Zahlung der Alterszulagen. 


Der Bezug ber Alterözulagen beginnt mit dem Ab— 
laufe deöjenigen Bierteljahres, in welchem die erforderliche 
Dienftzeit vollendet wird. Ä 


*) Siehe Bd. VI.-diefer Sammlung ©. 91 u. 92. 
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$ 10. | 
Berechnung der Dienftzeit für die Gewährung des 
vollen Grundgehalts, der Alterszulagen und Der 
Miethsentihädigung. 

Bei Berechnung der Dienftzeit der Lehrer und Lehrer: 
innen fommt die geſammte Zeit in Anja, während welcher 
fie im öffentlihen Schuldienfte in Preußen oder in den 
nach ihrem Eintritt in den öffentlichen Schuldienit von 
Preußen erworbenen Landestheilen fich befunden haben. 

Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung derjenigen Dienft: 
zeit, während welcher die Zeit und Kräfte eines Lehrers oder 
einer ‚Lehrerin nad der Entjcheidung der Schulauffichts- 
behörde durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur neben- 
bei in Anjpruch genommen gewejen find. 

— Die Dienſtzeit wird vom Tage der erſten eidlichen 
Verpflichtung für den öffentlichen Schuldienſt an gerechnet. 

Kann ein Lehrer oder eine Lehrerin nachweiſen, daß 
die Vereidigung erſt nach dem Eintritt in den öffentlichen 
Schuldienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die Dienſtzeit von 
letzterem Zeitpunkt an gerechnet. | 

Der Dienjtzeit im Schulamte wird die Zeit des aktiven 
Militärdienites hinzugerechnet. - 

Die Dienftzeit, welche vor den Beginn des einund— 
zwanzigiten Lebensjahres fällt, bleibt außer Berechnung. 

Als öffentlicher Schuldienit ift auch anzurechnen: 

1) diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer an einer 
Anſtalt thätig gemejen ijt, welche vertraggmäßig die 
Borbereitung von Zöglingen für die ftaatlichen Lehrer— 
bildungsanftalten übernommen bat; 

2) diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer oder eine 
Lehrerin als Erzieher oder Erzieherin an einer öffent- 
lihen Taubſtummen-, Blinden-, Idioten-, Waijenz, 
Rettungg= oder ähnlichen Anſtalt jich befunden hat. 
Mit Genehmigung des Unterrichtsminifters kann auch 

die im außerpreußiichen öffentlichen Schuldienjte zugebrachte 
Zeit angerechnet werden. | 
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8 11. | 

Anrechnung der Dienftzeit an Privatichulen. 

Für diejenigen Lehrer und Lehrerinnen, die vor ihrem 
Eintritt in den öffentlichen Volksſchuldienſt an Privatichulen, 
in denen nach dem Xehrplane einer öffentlichen Volksſchule 
unterrichtet wird, voll beichäftigt waren, gelten bei Be— 
mefjung der Alterszulagen folgende VBorjchriften: 

1) Sofern fie fih beim Inkrafttreten dieſes Gejeßes 
bereit3 im öffentlichen Volksſchuldienſte befinden, find 
ihnen die an derartigen Brivatichulen zugebrachten 
Dienitjahre anzurechnen. 

Sofern fie erſt nach dem Inkrafttreten diejes Geſetzes 
in den öffentlichen Volksſchuldienſt übertreten, er- 
langen fie bis zum Höchſtmaß von zehn Jahren eine 
Anrechnung diejer Dienjtzeit oder eines Theile der- 
jelben jomweit, al3 ein Beitrag von jährlich 270 Mark 
für Xehrer und 120 Mark für Lehrerinnen für diefe 
Beit an die Alterszulagekaſſe, in Berlin an die Schul: 
falle, nachgezahlt wird. Für die vor dem 1. April 
1897 zurüdgelegene Zeit ermäßigen fi} die vor= 
jtehenden Sätze auf ein Drittheil. Die Stadt Berlin 
it befugt, bei der Anrechnung jener Dienjtzeit über 
das Höchſtmaß von zehn Jahren Hinauszugehen und 
auf die Einzahlungen an die Schulfafle ganz vder 
theilweife zu verzichten. 

Die Beichäftigung, welche vor den Beginn des ein— 
undzwanzigiten Xebensjahres oder dor die erlangte 
Befähigung zur Anjtellung im öffentlichen Volksſchul— 
dienite fällt, bleibt außer Berechnung. 

Der Beihäftigung an einer preußiſchen Privatichule 
im Sinne de3 eriten Abjates fteht gleich, wenn ein Lehrer 
oder eine Lehrerin, ſei es als Lehrer oder Lehrerin, jei e3 
als Erzieher oder Erzieherin an einer privaten Taubſtummen-, 
Blinden-, Idioten-, Waiſen-, Nettungs: oder ähnlichen 
Anſtalt beichäftigt ift. 

‚ Mit Genehmigung des Unterrichtäminifterd kann unter 
gleichen Bedingungen auch die im außerpreußifchen Privat: 


2 


— 


3 


rt 
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Ihuldienfte zugebrachte Zeit ganz oder theilweiſe angerechnet 
werden. 

Die auf Grund der vorftehenden Beltimmungen erfolgte 
Anrechnung iſt auch für den Anſpruch auf Rubegehalt 
maßgebend. 

8 12. 
Dienftwohnung. 

Wo jeither Lehrern oder Lehrerinnen freie Dienſtwoh— 
nung gewährt wurde, ift die Einziehung der Wohnung nur 
mit Genehmigung der Schulaufficht3behörde zuläflig. 

Die Genehmigung darf nicht verfagt werden, wenn die 
Gemeinde fich bereit erklärt, die feitjtehende oder eine aus— 
reichende Miethsentjchädigung zu zahlen, und wenn ge— 
nügende Miethswohnungen in der Gemeinde vorhanden find. 


8 13. 
Dienftwohnung auf dem Lande. 
Auf dem Lande jollen erite und alleinftehende Lehrer 


in ber Regel, bei vorhandenem Bedürfniß auch andere 
Lehrer und Lehrerinnen eine freie Dienftwohnung erhalten. 


8 14. 
Größe der Dienftwohnung. 
Bei der Anlage und Veränderung von Dienjtwohnungen 
jind die örtlichen Verhältniſſe und die Amtzftellung zu be— 
rückſichtigen. 

Gegen die Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde über 
Nothwendigkeit, Umfang und Einrichtung iſt das Verwalt— 
ungsſtreitverfahren zuläſſig. 

| 8 15. 
Unterhaltung der Dienſtwohnung. 
Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffent— 
lichen Laſten und Abgaben werden von den Schulunter— 
haltungspflichtigen getragen. 
14 
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Denfelben liegt auch, unbeſchadet der Verpflichtungen 
Dritter aus bejonderen Rechtötiteln die bauliche Unter: 
‚Haltung der Dienftwohnung ob. 


$ 16. 
Miethsentfchädigung. 

Als Miethsentichädigung für Die Lehrer und Lehrer— 
innen ift eine Geldjumme zu gewähren, die eine ausreichende 
Entſchädigung für die nicht gewährte Dienftwohnung dar— 
stellt; jie joll aber in der Regel ein Fünftel des Grund» 
gehalt? und des für die Schulftelle von dem Schulverbande 
zu zahlenden Alterszulagekaſſenbeitrags nicht überfteigen. 

Einftweilig angejftellte Xehrer und unverheirathete Lehrer 
ohne eigenen Hausſtand, ſowie diejenigen Lehrer, welche noch 
nicht vier Jahre im öffentlihen Schuldienfte gejtanden 
haben, erhalten in der Regel eine um ein Drittel geringere 
Miethsentſchädigung. 

s 17. 
Beihaffung von Brennmaterial, 

Wo eine Wohnung auf dem Dienftgrundftüde gegeben 
wird, und wo es biöher üblich ift, kann die Schulaufficht3- 
behörde die Beichaffung des dem Bedarfe entjprechenden 
Brennmateriald für die Lehrer und Lehrerinnen verlangen. 

sm Mebrigen wird an beftehenden Verpflichtungen zur 


Beſchaffung, Anfuhr und Zerfleinerung von Brennmaterial 
Für die Schule oder die Schulitelle nichts geändert. 


8 18. 
Gewährung von Dienitland. 


Wo auf dem Lande eine Dienftwohnung gegeben wird, 
iſt ald Zubehör, ohne Anrechnung auf das Grundgehalt, 
jofern es nach den örtlichen Verhältnifjen thunlich ift, ein 
Hausgarten zu gewähren. 

Wo die örtlichen DVerhältniffe es thunlich erjcheinen 
lafjen und wo ein Bebürfniß dazu vorliegt, ſoll auf dem 
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Lande für einen alleinjtehenden oder eriten Lehrer in An— 
rechnung auf das Grundgehalt eine Landnugung gewährt 
werden, welche dem durchjihnittlichen Wirthſchaftsbedürfniß 
einer Zehrerfamilie entjpricht. 

Zur Bewirthſchaftung des Landes find erforderlichen“ 
falls Wirthichaftsgebäude herzuitellen. 

Die öffentlichen Laften und Abgaben von dem Schul: 
lande werden vun den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 

Wo mit einer Stelle bisher eine größere Landnutzung 
oder ſonſtige Berechtigungen verbunden gemwejen find, be- 
hält e3 dabei jein Bewenden. Eine Einjchränfung dedarf 
der Genehmigung der Schulaufficht3behörde. 

Auf Anrufen von Betheiligten bejchließt der Kreis— 
ausſchuß und, jofern es ſich um Stadtjchulen handelt, der 
Bezirksausſchuß darüber, welcher Theil des Dienftlandes 
als Hausgarten anzujehen iſt. Der Beichluß des Bezirks— 
ausſchuſſes in eriter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 


8 19. 
Naturalleiftungen. 

Wo bisher die Gewährung von Naturalleiftungen ſtatt— 
gefunden hat, behält es dabei unter Anrechnung auf das 
Grundgehalt bi zur Ablöfung der Naturalleijtungen oder 
bi3 zur Aufhebung des bisherigen Gebrauchs jein Bewenden. 
Die Aufhebung bedarf der Zuftimmung der Betheiligten 
und der Genehmigung der Schulauflicht3behörde. 


$ 20. 
Anrehnung auf das Grundgehalt. 
Auf das Grundgehalt (88 1, 2, 4) oder die nah $ 3 
gewährte Bejoldung find anzurechnen: 
1) Der Ertrag der Landnutzung ($ 18 Abſatz 2 und 5). 
2) Die jonjtigen Dienjteinfünfte an Geld oder Natural- 
leiftungen. 
Bei amtlicher Feitjegung des Dienfteinfommend 
bejchließt auf Anrufen von Betheiligten über die An— 
14* c 


= 3 


rechnung diefer Dienfteinfünfte, ſowie des Ertrages 
der Landnugung der Kreisausſchuß und, jofern es 
fih um Stadtichulen Handelt, der Bezirksausſchuß. 
Der Beichluß des Bezirksausſchuſſes in erjter oder 
zweiter Inſtanz ijt endgültig. 

Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher 
Aenderung der ihr zu Grunde liegenden thatjächlichen 
Verhältniſſe zuläſſig. 

Die Feſtſetzung gilt auch für die Berechnung 
des Ruhegehalts. 

3) Das Brennmaterial ($ 17). Daſſelbe wird mit dem 
nah $ 8 des Geſetzes vom 23. Juli 1893, betreffend 
Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen (Geſetz- Samml. S.194)*), 
feſtgeſetzten Betrage mit der Beſchränkung angerechnet, 
daß das verbleibende Grundgehalt ($ 2) einjchließlich 
der zu 1 und 2 angeführten Bezüge bei Lehrern nicht 
unter 840 Mark, bei Xehrerinnen nicht unter 650 Mark 
jährlih betragen darf. In gleicher Weile ilt das 
Grundgehalt, von welchem die nah 8 3 feſtzuſetzende 
Bejoldung gewährt wird, zu berechnen. 


8 21. 
Zahlung des banren Dienſteinkommens. 


Die Zahlung de3 baaren Dienfteinfommens erfolgt an 
endgültig angejtellte Lehrer und Lehrerinnen vierteljährlich, 
an einjtweilig angejtellte monatlih, im Voraus. 


$ 22. 
Umzugsfojten. 

Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen 
erhalten bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienftes aus 
der Staatskaſſe eine Vergütung für Umzugskoſten unter 
Wegfall der von den Schulunterhaltungspflichtigen zu ent— 
richtenden Anzugs- oder Herbeiholungsfoften. 


*) Siehe Bd. VI. diejer Sammlung S. 9 ff. 
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Die näheren Beitimmungen über die Höhe der Ver— 
gütung werden von dem Unterricht3minifter in Gemeinjchaft 
mit dem Yinanzminijter getroffen. 

Im Mebrigen bewendet es bei den beitehenden Vor— 
Ichriften über die Gewährung von Anzugd= und Herbei— 
bolungäfojten. 
| Unberührt bleibt auch die Vorſchrift im Artikel III 
ei. L des Gejeted vom 15. Juli 1886 (Gejet-Samml. 

185)*). 

Bei Berjegungen gilt der VBerluft einer Dienſtwohnung 
nebft Hausgarten oder die DVerringerung der Miethsent- 
Ihädigung nicht als DBerringerung des Dienjteinfommen?. 


g 23. 
Gnadenguartal. 


Hinterläßt ein an einer öffentlichen Volksſchule end- 
gültig oder einjtweilig angeftellter Lehrer eine Wittwe oder 
eheliche Nachfommen, jo gebührt den Hinterbliebenen außer 
dem Sterbemonate für das auf denjelben folgende DViertel- 
jahr noch da3 volle Dienfteinfommen des Verſtorbenen als 
Gnadenquartal. 

Der gleihe Anſpruch jteht den ehelichen Nachkommen 
einer im Wittwenftande verjtorbenen Lehrerin zu. 

An wen die Zahlung des Gnadenquartald zu leiſten 
ilt, bejtimmt die Ortsſchulbehörde. 

Sind jolche Perjonen, welchen dad Önadenquartal ges 
bührt, nicht vorhanden, jo kann die Bezirfäregierung, in 
Berlin das Provinzialichulfollegium, nach Anhörung des 
Schulverbandes anordnen, daß dad Dienjteinfommen auf 
die gleihe Zeit an Eltern, Geſchwiſter, Gejchwifterfinder 
oder Plegefinder des (der) Verſtorbenen gezahlt werde, 
wenn er (fie) ihr Ernährer gemwejen ift und fie in Bebürftig- 
feit binterläßt, oder daß dajjelbe an ſolche Perſonen, welche 
die Koſten der lebten Krankheit oder der Beerdigung be— 
ftritten haben, jomweit gezahlt werde, als der Nachlaß zu 
deren Dedung nicht ausreicht. 


*) Betrifft nur die Volksſchullehrer in Poſen und MWeftpreußen. 
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Die Schulunterhaltungspflichtigen find zur Gewährung 
der Gnadenbezüge verpflichtet. | 

Someit eine Vertretung im Amte nicht zu ermöglichen 
ift, kann die Wiederbejegung der Stelle auch mährend der 
Gnadenzeit erfolgen. 


: 8 24. 
Belafjung in der Dienjtwohnung. 


In dem Genufje der von einem verftorbenen Lehrer 
(einer Lehrerin) innegehabten Dienſtwohnung ift die Hinter- 
bliebene Yamilie, welche mit ihm (ihr) die Wohnung ge= 
theilt hat, nach Ablauf des Sterbemonat3 noch drei fernere 
Monate zu belafjen. Hinterläßt der (die) Verjtorbene feine 
jolche Familie, jo iſt denjenigen, auf welche der Nachlaß 
übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende dreißigtägige 
Friſt zur Räumung der Dienftwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufficht3- 
behörde demjenigen, welcher mit der Verwaltung der Stelle 
beauftragt wird, ohne Anjpruh auf Entjhädigung in der 
Dienftwohnung ein Unterfomnren gewährt werden. 


S 25. 
Nechtsweg bei Streitigfeiten wegen des Dienitein- 
kommens. 


Auf die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volks— 
ſchulen finden die Beſtimmmungen des erſten Abſchnitts des 
Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, vom 
24. Mai 1861 Geſetz-Samml. ©. 241) mit folgender Maß— 
gabe Anwendung: 

1) die Klage ift gegen die Vertreter des Schulverbandes 
und, joweit es ſich um Bahlungen aus der Alters— 
zulagefafle handelt, zugleich gegen die Bezirksregierung 
als Verwalterin der Alterözulagefafle zu richten; 

2) im Falle des $ 2a. a. D. tritt an die Stelle des 


Verwaltungschef3 der Ober-Präfident, in den Hohen= 


zollernfchen Landen der Unterrichtäminifter; 
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3) bei der richterlichen Beurtheilung find die auf Grund» 
dieſes Geſetzes erfolgten Feſtſetzungen über das Dienſt— 
einkommen der Stelle, insbeſondere über die Höhe des 
Grundgehalts und der Dienſtalterszulage, über Dienit=- 
wohnung oder Miethsentichädigung, über Dienftland,. 
über Naturalleiltungen, jowie über die Anrechnung, 
von Dienftbezügen auf das Grundgehalt zu Grunde 
zu legen. 


S 26. 
Streitigkeiten bei Auseinanderſetzungen. 


Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Lehrer: 
(dev Lehrerin) oder den Erben des verftorbenen Lehrers 
(der Lehrerin) und dem anziehenden Lehrer (der Lehrerin) 
oder dem Schulverbande über die Augeinanderjegung wegen 
der Landnutzung, der Naturalleiftungen, der Dienſtwohnung 
einjchließlich des Hausgartend oder des baaren Dienjtein- 
fommen3 trifft die Bezirföregierung, in Berlin das Pro— 
vinzialſchulkollegium, vorbehaltlich de3 Rechtsweges eine im 

Verwaltungswege volljtredbare einftweilige Entſcheidung. 
| Bei Verſetzungen fann diejelbe anordnen, daß die von: 
dem Lehrer (dev Lehrerin) zuviel erhobenen Beträge für 
Rechnung deſſelben (derjelben) den Schulunterhaltung?»: 
pflichtigen unmittelbar aus denjenigen Bezügen eritattet 
werden, welche der Lehrer (die Kehrerin) in der neuen Schul— 
itelle zu empfangen hat. 

Die Bezirköregierung, in Berlin das Provinzialſchul— 
follegium, ijt befugt, die Enticheidung allgemein den ihr: 
nachgeordnieten Behörden zu übertragen. 


S 27. 
Leiltungen des Stantes. 

J. Aus der Staatzfafle wird ein jährlicher Beitrag zur 
dem Dienjteinfommen der Xehrer und Lehrerinnen und, 
jomweit er hierzu nicht erforderlich ift zur Dedung der Koſten 
für andere Bedürfnifje des betreffenden Schulverbandes an. 
die Kaſſe dejjelben gezahlt. 

Fa 
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Der Beitrag wird jo berechnet, daß für die Stelle 
eines alleinftehenden, ſowie eines erjten Lehrers 500 Marf, 
eined anderen Lehrers 300 Mark, einer Xehrerin 150 Marf 
jährlich gezahlt werden. Bei der Berechnung fommen nur 
Stellen für vollbeichäftigte Lehrkräfte in Betracht. Darüber, 
ob eine Lehrkraft vollbeichäftigt ift, entjcheidet ausſchließlich 
die Schulaufficht3behörde. 

Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis die— 
jelben durch eine bejondere Lehrkraft verjehen werden. 

Das Recht auf den Bezug des Staatöbeitrages ruht 
ſo lange und ſoweit durch dejjen Zahlung eine Erleichterung 
der nach öffentlihem Recht zur Shulunterhaltung Ber= 
pflichteten mit Rüdfiht auf vorhandenes Schulvermögen 
oder auf Berpflichtungen Dritter aus bejonderen Recht3= 
titeln nicht würde bewirkt werden. 

II. Der Staatöbeitrag wird bis zur Höchſtzahl von 
25 Sculjtellen für jede politifche Gemeinde gewährt. 

Sind für die Einwohner einer politiichen Gemeinde 
mehr als 25 Schulitellen vorhanden, jo wird der Staats— 
beitrag innerhalb der Geſammtzahl von 25 Stellen für jo 
viele erſte Zehreritellen, andere LXehrerftellen und Lehrerinnen= 
jtellen gewährt, al3 dem Verhältniß der Gejammtzahl dieler 
Stellen untereinander entſpricht. Bruchtheile werden bei 
denjenigen Schulitellen, für melche der höhere Staatöbeitrag 
zu zahlen ift, außgeglichen. 

Wo die Grenzen der politijchen Gemeinde ſich mit denen 
de3 Schulverbandes nicht deden, dergeitalt, daß der Schul- 
verband aus mehreren politiſchen Gemeinden oder Theilen 
von ſolchen beiteht und für die Ginwohner einer diejer 
politiihen Gemeinden mehr als 25 Stellen vorhanden find, 
wird durch Beichluß der Schulaufjichtsbehörde nad An- 
hörung der Betheiligten mit Rüdficht auf die Zahl der Ein— 
wohner des Schulverbandes und der Schulkinder, welche den 
einzelnen politiihen Gemeinden angehören, ſowie mit Rüd- 
ht auf die Einrichtung der Schule feſtgeſetzt, wie viele 
ganze der im Schulverbande beftehenden (erften, anderen 
“ehrer-, Lehrerinnen-) Stellen auf jede zum Schulverbande 







‚gehörende politifche Gemeinde oder Theile von Gemein 
zu rechnen find, für wie viele Stellen demgemäß an 
Schulverband der Staatöbeitrag zu zahlen it. Der 9 
ſchluß ift den betheiligten Schulverbänden zuzuſtellen. Den- 
jelben fteht binnen vier Wochen nach der Zuftellung die 
Beijchwerde an den Ober- Präfidenten (in den Hohen— 
‚zollern’Ichen Landen an den Unterrichtminifter) zu, welcher 
endgültig entjcheidet. Bei einer erheblichen Aenderung der ! 
Berhältnijje kann eine neue Berechnung von den betheiligten 
Schulverbänden beantragt oder von der Schulauflichtsbe- 
hörde von Amtswegen beſchloſſen werden. 


Gehören die Einwohner einer politiihen Gemeinde 
verſchiedenen Schulverbänden an, jo werden die für die 
politijche Gemeinde zu berechnenden Staatöbeiträge für erjte, 
andere Lehrer: und Lehrerinnenjtellen auf die einzelnen 
Schulverbände dur die Schulaufiicht3behörde nach dem 
Verhältniß derjenigen Staat3beiträge vertheilt, welche den 
Schulverbänden bei Gewährung der Staatäbeiträge für 
ſämmtliche Schulftellen zu zahlen jein würden. 

Die in diefen Vorjchriften angeordnete Feſtſetzung und 
Vertheilung bleibt bis zum Schluß desjenigen Rechnungs 
jahres maßgebend, in welchem eine neue getroffen ift. 

Auf Beichwerden entjcheidet der Ober-Präjident (in den 
Hohenzollern'ſchen Landen der Unterrichiminijter) endgültig. 


III. In Schulverbänden, in denen der Staatsbeitrag 
für alle Schulftellen gezahlt wird, ijt er für einftweilig an— 
gejtellte Zehrer und’ für Lehrer, welche noch nicht vier Fahre 
im Öffentlichen Schuldienjte geitanden haben, um 100 Marf 
jährlich zu fürzen. 


IV. Für diejenigen Xehrerjtellen, für welche der Staat 
den Bejoldungsbeitrag (Nr. ID) an den Schulverband ge= 
währt, wird aus der Staatskaſſe ein jährlicher Zuſchuß von 
337 Mark, für die Lehrerinnenftellen diejer Art ein jähr- 
licher Zuſchuß von 134 Mark an die Alterözulagefafje des 
betreffenden Bezirks gezahlt und dem Schulverbande auf 
feinen Beitrag zur Kafje angerechnet. 
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In dem alle der Nr. DI Abjat 4 erfolgt die Zahlung 
und Anrechnung für die einzelnen Schulverbände nad) dem 
Verhältniß der ihnen zu gewährenden Bejoldungsbeiträge. 


In Berlin wird der jtaatlihe Zuſchuß zu den Alters— 
zulagen an die Schulfafle gezahlt. 


V. Wenn innerhalb mehrerer Gemeinden die Grenzen 
geändert werden, jo wird derjenige Betrag, um welchen fich 
nach den vorjtehenden Beitimmungen der für jämmtliche 
betheiligte Gemeinden zu gemwährende Staat3beitrag ver— 
ringern würde, auch fernerhin fortgezahlt. In dem Aus— 
einanderjegungäverfahren, welches ſich an die Abänderung 
der Gemeindegrenzen fnüpft, wird auch darüber verfügt, 
an wen im Sinne der vorftehenden Beitimmungen dieſe 
Fortzahlung zu leiften ift. 


VI. Denjenigen politiichen Gemeinden, denen nad der 
Beltimmungen zu I, II und IV am 1. April 1897 geringere 
Zahlungen aus der Staatskaſſe zu leijten find, als ihnen 
nach den Vorjchriften der Gejege vom 14. Juni 1888 und 
31. März 1839 (Geſetz-Samml. ©. 240 und 64) zuftehen 
würden, wird der Ausfall durch Gewährung eine dauern= 
den Zuſchuſſes aus der Staatskaſſe injoweit erjeßt, wie 
diejer Ausfall den Betrag von zwei vom Hundert des Ver— 
anlagungsjoll® überfteigt, welches der Gemeindebefteuerung. 
der Einfommen von mehr als 900 Mark jährlich für das 
Jahr 1. April 1897/98 bei Anwendung der Borjchriften 
de Kommumalabgabengejeßes vom 14. Juli 1893 (Gejeß- 
Samml. ©. 152) zu runde zu legen ift. 


Gehören die Einwohner einer diejer politiichen Ge— 
meinden verſchiedenen Schulverbänden an, jo finden die Vor— 
Ihriften des Abja 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
der Staatszuſchuß, welcher danach der politiichen Gemeinde 
zuftände, wenn die Öffentlichen Volksſchulen in derjelben als 
Gemeindeanftalten unterhalten würden, auf die einzelnen. 
Schulverbände nach dem PVerhältniß des für lebtere ent- 
ftandenen Ausfall an bisher zahlbar gewejenen Staats— 
beiträgen vertheilt wird. 
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Zur Abrundung der nad Abſatz 1 und 2 zu gewähren- 
den feſten Zujchüffe, ſowie zur weiteren Gewährung jolcher 
Zuſchüſſe an diejenigen unter den obengedachten politijchen 
Gemeinden und Schulverbänden, deren Steuerfraft im Ver— 
gleih mit den Volksſchul- und Kommunallajten ihrer Mit» 
glieder verhältnigmäßig gering ift, wird ein Betrag von 
250000 Marf verwandt. 


Die Feſtſetzung der Staatszuſchüſſe für die einzelnen 
betheiligten politijchen Gemeinden und Schulverbände erfolgt 
durch Königliche Verordnung. 


VII Soweit in einem Jahre der für die Gewährung 
de3 Mindeſtſatzes der Alterszulagen erforderliche Bedarf 
hinter dem Staatszuſchuß zurücbleibt, it der Staatszuſchuß 
entjprechend zu fürzen. Der Ueberihuß iſt zur Unter- 
ftüßung ſolcher Alterszulagefajlen zu verwenden, in denen 
der Bedarf für die Gewährung des Mindeſtſatzes durch den 
Staatszuſchuß nicht gedecdt wird. Soweit der Ueberſchuß 
nicht hierzu Verwendung zu finden hat, iſt er zur Unter: 
jftüßung von leiltungsfähigen Schulverbänden bei Elementar- 
Ichulbauten in den Staatshaushalt3-Etat einzuftellen. 


VIII. Die Staat3beiträge find vierteljährlich im Voraus 
zu zahlen, ſoweit fie nicht gegen die von den Echulver- 
bänden zu entrichtenden Alterszulage- und Ruhegehalt3- 
fafjenbeiträge ($ 11 des Geſetzes vom 23. Juli 1893, Gejek- 
Samml. S. 194) aufgerechnet werben. 


Die den Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen Volks— 
Ihulen aus Staatsfonds gewährten Alterözulagen kommen 
in Yortfall. 


8 28. 
Mebergangs- und Schlußbeitimmungen. 


Die bejtehenden Gehaltsregulative, Ordnungen und 
Feſtſetzungen find in denjenigen Fällen, in denen dies er— 
forderlich ijt, nach den Vorjchriften dieſes Gejeßes neu zu 
geitalten. 
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Für diejenigen Stellen, deren Gehaltöbezüge bereits den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes (8 2, 4 und 6) entiprechen, 
find dieſe Gehaltsbezüge zu leijten, ohne daß e3 einer Neu- 
regelung der Bejoldungsverhältnifje bedarf. Bleiben dieje 
Gehalt3bezüge hinter den Mindeſtſätzen (SS 2 und 6) zurück, 
jo find zunächſt die Mindeitfäße zu zahlen, auch ohne daß 
eine vorherige Beichlußfaflung der Schulunterhaltungs- 
pflichtigen erfolgt ift. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes endgültig 
angejtellten Lehrer und Lehrerinnen find Hinfichtlich der für 
ihre Stelle neu getroffenen Beltimmungen und Bejoloungs- 
vorichriften zur Erklärung darüber aufzufordern, ob fie ſich 
diejen unterwerfen oder bei der bisherigen Ordnung ver— 
bleiben wollen. Die Erklärung tit binnen vier Wochen nach 
Buftellung der Aufforderung jchriftlich abzugeben und ift 
unmiderruflih. Wird feine Erklärung abgegeben, jo wird 
die Unterwerfung unter die neue Ordnung angenommen. 


DVerbleiben hiernach eine oder mehrere Stellen in der 
bisherigen Ordnung, jo erfolgen biß zur Erledigung der 
Stellen die Zahlungen aus der Alterszulagekaſſe nach Maß— 
gabe der neuen Bejoldungsordnung an den betreffenden 
Sculverband. Der Schulverband hat die Alteräzulagen, 
welche den Stelleninhabern nach der neuen oder der alten 
Bejoldunggordnung zuftehen, an dieje zu zahlen und betreffs 
der in der alten Ordnung verbliebenen Stellen auch die— 
jenigen Alterözulagen zu übernehmen, welche bisher für 
dieje Stellen aus Staatsfonds zu gewähren waren. 


Eine Berjchlechterung des nach den bisherigen Ord— 
nungen feftgeftellten durchjchnittlichen Dienſteinkommens foll 
in der Regel nicht jtattfinden und it nur in bejonderen 
Ausnahmefällen mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters 
zuläſſig. | 

Das Geſetz tritt mit dem 1. April 1897 in Kraft. 
Die Gehaltsordnungen find nach Maßgabe diejes Geſetzes 
derart feitzuftellen, daß fie von diefem Termin ab in Wirk— 
jamfeit treten. Für das Rechnungsjahr 1. April 1897/98 
wird der Bedarf der Alterözulagefafjen ($ 8 Abſatz 6) nad) 
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dem Stande der Alterözulagen vom 1. April 1897 be— 
rechnet. 

Alle entgegenftehenden Vorfchriften werden aufgehoben, 
insbeſondere auch diejenigen, welche einen Höchitbetrag für 
die Bejoldungen der Lehrer und Lehrerinnen vorjchreiben. 

Die SS 1 bis 3 des Geſetzes vom 14. Juni 1888 
(Gejeg-Samml. S. 240) und Artikel I des Geſetzes vom 
31. März 1889 (Geje-Samml. ©. 64), betreffend die Er- 
leichterung der Volksſchullaſten, treten außer Kraft. 

Die Einführung dieſes Geſetzes in die Stolbergjchen 
Grafſchaften bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

Urfundlih unter Unjerer Höchjteigenhändigen Unter 
ichrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 3. März 1897. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürft zu Hohenlohe v. Boettiher v. Miguel. 
TIhielen. Boſſe. Frhr. v. Marſchall. Schönitedt. 
Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 


Preuß. Geſetz-Samml. 1897. Nr. 6. ©. 25—38. 


44. 
Befanntmahung. 


Auf Grund der Beitimmung des $ 105e der Reichs— 
gewerbeordnung bat der Herr Regierungd = Präfident zu 
Miesbaden geftattet, daß die Gaft- und Schanfwirthe 
an Sonn- und Feſttagen wahrend des ganzen Tages 
den Ausichanf und VBerfauf von Wein und Bier vom 
Faß über die Strafe bejorgen dürfen. 


Indem ich Voritehendes im Auftrage des Herrn 
Regierungs- Präfidenten zur allgemeinen Kenntniß bringe, 
mache ich bejonder3 darauf aufmerfjam, daß der Verkauf 
von Branntwein, von Wein und Bier in Flaſchen 
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fowie von Cigarreu, Conditor- und Delikateßwaaren, 
von Wurjt, kaltem Ausschnitt und dergleichen durch 
die Gajtwirthe an Sonn- und Feſttagen nad wie vor 
während der dem Handelsgewerbe nicht freigegebenen 
Stunden verboten bleibt, joweit diefe Waaren nit an 
Gäſte des Schanflofal3 zum Genuß auf der Stelle ver- 
abreicht werden. 


Frankfurt a. M., den 30. Mai 1896. 
Der Polizei-Präfident. 
J. V.: 


v. Behr-Pinnow. 
(Amtsbl. }. Frankfurt. 1896. Nr. 24 ©. 239.) 


49. 
Berihtigungen 
zu den Bauordnungen von 1896 bezw. 1897. 





Befanntmahung. 

In dem am 11. und 14. v. Mte. in den Nummern 55 
und 56 des Städtiſchen Anzeigeblatt3 erfolgten Abdrud der 
BVolizei-Berordnung vom 2. Yuli 1897, betr. Abänder- 
ung der Polizei-Veordnung, betr. das . der 

. 13. October 1891 
Außenitadt Frankfurt a. M., vom E Asr 194 
find folgende Drudfehler*) zu berichtigen. 

1. Im 8 2, Ziffer 2, Abſatz b ilt nach den Wor- 
ten „der ehemaligen Weſtbahnhöfe“ einzufchalten: „Mainzer 
Landſtraße, verlängerte Ludwigſtraße, Rampenſtraße.“ 

2. Im $ 2, Ziffer 3, Abſatz e, 2 muß nach den 
Morten „verlängerte Geleitsſtraße“ eingelchaltet werden: 
„Darmitadter Landſtraße, südliche Grenzlinie des 
Grundſtücks Gewann XV Nr. 334 B und 334 C 
Sahjenhäufer Gemarkung“. 


*) und in dem Abdrude auf ©. 4 3. 10 in diefer Sammlung, 
bezw. ©. 6 Zeile 5 u. S. 8 Zeile 15 oben 








— 23 — 


3. 3m $ 5, Ziffer 1, dritter Sab iſt das Wort 
„nicht“ zwiſchen den Morten „und“ und „mehr“ zu 
ftreichen. 


Frankfurt a. M, den 11. Auguft 1897. 
Der Magiſtrat (Baupolizei). 
Adides. 
(Städt. Anzeigebl. 1897. Nr. 66 ©. 527.) 





Belanntmadhung. 

Beim Abdrud der Polizei-VBerordnung vom 2. Juli 
1897, betr. Abänderung der PolizeisVerordnung, betr. das 
Bauen Kr a Außenſtadt Frankfurt a. M,, 

13. October 1891 

4. Januar 1894 fin d im 8 5, Ziffer 1, die Worte: 
„Im Wohnviertel der äußeren Zone”, welche zu Anfang 
des Satzes jtehen, verſchoben und hinter die Worte: „Sn 
Gebäuden mit mehr ala 2 Obergeſchoſſen“ zu jeßen. 


Frankfurt a. M., den 16. Auguft 1897. 
Der Magijtrat (Baupolizei). 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1897. Nr. 66 ©. 527.) 





Beridhtigung. 

Es wird hiermit befannt gemadt, daß im $ 36, Ziffer 2 
der Bauordnung vom 27. März 1896, daß Bauen in der 
Inneuſtadt betr.*), hinter den Worten „der Fußboden darf, 
joweit es jih“ das Wort „nicht“ in Folge Druckfehlers 
ausgefallen ilt. 

Sranffurt a. M., den 19. Mai 1896. 

Der Magiitrat (Baupolizei). 
Adickes. 
(Städt. Anzeigebl. 1896. Nr. 41 S. 359.) 


*) Siehe Bd, VII. S. 141 3.13. 





46. 
Polizei-Berordnung, 
betr. Zujagbeitimmung zum $ 10 der Bauordnung 
vom 27. März 1896. 


Auf Grund der 88 5 und 6 der Allerhöchiten Ver— 
ordnung vom 20. September 1867 über die. PBolizei-Ver- 
waltung in den neu erworbenen Zandeötheilen und der 
SS 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuftimmung 
des Gemeinde-Vorjtandes nachfolgende Polizeiverordnung als 


Zufagbeitimmung 
zum $ 10 der Bauordnung vom 27. März 1896*) erlafjen. 


Der $ 10 der Bauordnung vom 27. März 1896 erhält 
unter Ziffer 1 folgenden Zuſatz: 

„Als bebaute Grundflähe im Sinne dieſes Para— 
graphen gilt auch diejenige Fläche, welche durch Balkone, 
Ueberdachungen, Gallerien, Uebergänge, überhängende 
Stockwerke oder Jonjtige vorjpringende Bautheile über- 
baut iſt; mit Ausnahme von Gefimfen von weniger 
al 50 cm Ausladung. | 

Mit bejonderer Genehmigung der BaupolizeisBehörde 
fünnen ausnahmsweiſe Balkone, die nach mindeſtens 
2 Eeiten freiftehen, über die vorgejchriebene unbebaut 
zu lafjende Grundfläche hinaus gejtattet werden, falls 
diejelben den finngemäß anzuwendenden Borjchriften 
des 8 13, Ziffer 2 Fa b und c der Bauordnung 
vom 27. März 1896 für Balkone nach den Straßen 
entjprechen. 


Frankfurt a. M., den 9. Oktober 1896. 


Der Magiitrat, Baupolizei. 
Adickes. 


(Anzeigeblatt für Frankfurt 1896 Nr. 83 S. 674). 
) ©. Bd. VIII. ©. 117 bezw. S. 128. 
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